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Einleitung. 


Die  vorliegende  Abhandlung  enthält  eine  Untersuchung  über 
das  Zollrecht  der  deutschen  Könige  und  verfolgt  die  Entwicklung 
und  Umgestaltung  desselben  von  den  ältesten  Zeiten  bis  zur 
goldenen  Bulle;  sie  stellt  sich  also  die  Erörterung  einer  Frage 
zur  Aufgabe,   die   bisher  kaum   im   Zusammenhang  behandelt 
worden  ist.     An  der  Hand  der  königlichen  Erlasse  und  Ver- 
kQndigungen,    in   welchen   die   ordnende    und   gesetzgeberische 
T^&tigkeit  der  deutschen  Könige  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens 
ihren  Ausdruck  gefunden  hat,   soll  gezeigt  werden,   dass   die 
oberste  Aufsicht  und  Leitung  im  Zollwesen  von  je  her  zu  den 
königlichen  Reservatrechten,  den  sogenannten  Kegalien,  gehört 
hat.     Hierauf  haben  die  Könige  während  der  Periode,  auf  welche 
die  Untersuchung  vorläufig  beschränkt  werden  soll,  nicht  ver- 
zichtet.    Trotz   mancher  Einschränkungen  im  einzelnen  bleibt 
bis  zur  goldenen  Bulle  das  königliche  Gebot  für  die  Zölle  im 
Reiche,  für  ihre  Anlage,  die  Feststellung  ihres  Betrages  und 
überhaupt  für  ihre  gesetzliche  Regelung  die  eigentliche  Rechts- 
quelle.   Freilich  tritt  seit  dem  13.  Jahrhundert  wenigstens  ftti* 
gewisse  Gebiete  des  Reiches  hinsichtlich  der  Zollanlage  neben 
den    Mher    ausschliesslich   geltenden  Willen    des  Königs    der 
Konsens  der  betreffenden  Landesherren  als  rechtliches  Erfordernis 
hinzu.    Seit  dem  Ende  desselben  Jahrhunderts  sind  dann  weiter 
die  Könige  auch  in  der  bis  dahin  unbeschränkten  Yerfttgung 
aber  den  Zollbestand  durch  die  jetzt  notwendige  Zustimmung 
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der  KorfarsteD  behindert  Diese  nehmen  Überhaupt  un  Ende 
der  hier  betrachteten  Epoche  kraft  der  Bestimmongen  der  gol- 
denen Bidle  anch  im  Zollrecht  eine  beyorzngte  Stellung  ein.  Im 
übrigen  aber  ist  das  alte  Recht  des  Königs  onaogetastet  ge- 
Uieben;  auch  for  die  landesherrlichen  Gebiete  besteht  es  als 
das  höhere  fort  Ja  sdbst  hinsichtlich  der  IniifBrstlidien 
Toritorien  scheinen  die  Verordnungen  der  goldenen  Bnlle  dafür  sn 
spredien,  dass  anch  hier  das  königliche  Recht  nicht  ganz  beseitigt 
ist,  sondern  einen  massgebenden  Rinflnss  sidi  bewahrt  hat 

Nachdem  mit  dem  Vorstehenden  knrz  die  Hanp^Ninkte  an- 
gedeutet sind«  anf  welche  die  folgende  Abhandlung  vor  allem  ihr 
Augenmerk  richten  soll,  wollen  wir  nunmehr  in  die  nähere  Be- 
trachtung der  einschlagigen  Verhältnisse  zunächst  in  den  iltesten 
Zeiten  des  fränkischen  Königtums  eintreten. 
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I. 

Die  Zeiten  des  merowingisehen  und 
.karolingischen  Königtums. 

Bevor  wir  uns  einer  Betrachtung  der  ZoUverhfiJtnisse  in  den 
Zeiten  der  merowingisclien  und  karolingischen  Monarchie  zu- 
wenden, müssen  wir  einige  allgemeine,  sich  auf  gewisse  fundamen- 
tale Hauptpunkte  des  Zollwesens  beziehende  Fragen  einer  Er- 
örterung unterwerfen.  Diese  wird  um  so  kürzer  ausfallen  können, 
als  wir  hierbei,  sowie  auch  hinsichtlich  der  weiteren  Gestaltung 
der  Zollverhältnisse  im  fränkischen  Reiche  nicht  gerade  Neues 
vorzutragen  haben,  sondern  uns  im  wesentlichen  an  die  älteren 
Arbeiten,  vor  allem  an  die  grundlegende  Darstellung  von  Waitz 
anschliessen  werden.^) 

Die  erste  der  in  Betracht  kommenden  Fragen  betrifft  den 
Ursprung  der  Zölle  im  fränkischen  Reich.  Hierüber  sind  von 
den  Gelehrten  die  abweichendsten  Ansichten  aufgestellt  worden. 

Die  einen  nämlich  erklären  das  Recht  der  Zollanlage  und 
Zollerhebung  für  einen  Ausfluss  des  freien  Eigentums  am  Grund 
und  Boden.*)  Folgerecht  lassen  sie  dasselbe  „nicht  nur  von  dem 
König  als  Grundherrn,  sondern  von  jedem  freien  AUodialbesitzer 
geübt  werden".  *)    Eine  zweite  Gruppe  von  Forschem  sieht  zwar 


^)  In  seiner  Deutochen  Yerfassangsgeschichte. 

^)  Ilse:  Geschichte  des  deutschen  Stenerwesens.  Giessen  1844.  S. 
37  ff.:  ^Das  Recht  der  Zollerhebung  war  eine  Pertinenz  der  freien  Grund- 
stücke* —  ^Zoll  war  die  Befugnis  des  Eigentümers  eines  freieigenen  Gutes, 
auf  seinem  Territorium,  wo  ihm  beliebte,  Abgaben  von  reisenden  oder  handeln- 
den Personen  zu  erheben".  De  Lezardidre:  Theorie  des  lois  polit.  de  la 
monarch.  franc.  T.  3  Par.  1844  p.  31  nr.  IV:  „—  les  p6ages  ötaient  — 
laccessoire  de  la  propri6t6  territoriale  dans  la  main  de  quelque  possesseur 
que  ce  fftt*.  Htillmann:  Dtsch.  Finanzgesch.  des  Ma.  Berl.  1805,  S.  230, 
u.  ders.:  Gesch.  des  Ursprungs  der  B^galien  in  Dtschl.  Frkf.  a.  0.  1809, 
S.  41:  „Die  ältesten  Zölle  waren  —  grandherrliche  Leistungen**. 

*)  Ilse  a.  a.  0.,  Lezard.  a.  a.  0.  nr.  lU  u.  IV. 

Wotiel,  Das  Zottreeht  der  deuUchen  Konicre.  1 
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auch  in  dem  Grundbesitz  die  Grundlage  des  Zollreclites,  nimmt 
dieses  aber  fOr  ein  ausschliesslich  königliches  in  Anspruch,  weil 
nämlich  der  fränkische  König  der  allgemein  herrschenden  Yor- 
stellnng  zufolge^)  für  den  Grundeigentümer  des  gesamten  frän- 
kischen Reiches  gegolten  habe.*)  Diese  Gelehrten  rechnen  daher 
das  Zollrecht  zu  den  sogenannten  Regalien.  Den  Regalcharakter 
des  Zollrechtes  betont  auch  eine  dritte  und  letzte  und  die  Mehr- 
zahl der  Forscher  umfassende  Reihe  yon  Gelehrten. 

Im  Gegensatz  aber  zu  den  bisher  Genannten,  welche  das 
Zollwesen  für  eine  durchaus  germanische  Institution  erklären  und 
aus  der  specifisch  germanischen  .Entwicklung  des  Staates  und 
Bechtslebens  ableiten  wollen,  yertxeten  sie  die  Ansicht,  dass  das 
Zollrecht  von  den  fränkischen  Königen  aus  dem  alten  römischen 
Reich  Übernommen  sei.  Sie  halten  das  Recht  keineswegs  für 
eine  Pertinenz  des  freien  Grundbesitzes,  wenn  auch  hier  und  da 
das  Recht  der  Zollerhebung  mit  einem  freien  Gut  verknüpft  ge- 
wesen sei,  sondern  sie  sehen  seine  gesetzliche  Quelle  auch  da, 
wo  es  später  mit  der  Landesherrlichkeit  verbunden  ist,  in  der 
königlichen  Oberhoheit.  Die  fränkischen  Könige  sind  auf  dem 
Gebiete  des  Zollwesens  die  direkten  Nachfolger  und  Erben  der 
römischen  Kaiser.^)    Diese  Ansicht,  welche  wohl  die  jetzt  all- 


1)  vgl.  Schröder,  dtsch.  Rechtsgesch.  Lpz.  1889,  S.  %03f.  Brunner: 
dtsch.  Rechtsgescb.  £d.  I,  Lpz.  1887.  S.  203 f.  Heusler:  Institut,  des  dt 
Privatrechts.  I,  Lpz.  1885,  §  63.  Armin  Braunholtz:  Das  deutsche 
Reichszollwesen  während  der  Regierung  der  Hohenstaufen  und  des  Inter- 
regnums. Diss.  BerL  1890.  I.  Bas  Zollrecbt  S.  1. 

*)  Hüllmann:  Finanzgesch.  a.  a.  0.  Lamprecht:  dtsch.  Wirtschafts- 
gesch.  n,  371  if:  «Das  Zollregal  des  Reiches  war  ursprünglich  auf  das 
Bodenregal  konstmirt.*" 

*)  Dieser  Ansicht  sind:  Eichhorn:  Dtsche.  Staats-  und  Rechtsgesch. 
6.  Aufl.  Bd.  I,  437.  680.  Fahlbeck:  la  royaut^  et  le  droit  rojal  francs 
durant  la  premitee  p6riode  de  Texistence  du  royanme  (484—614)  traduit  par 
Eiamer.  Lund  1883  p.  133  f.  Falke:  Gesch.  des  dtsch.  Zollwesens  Lpz. 
1869  S.  If.  6.  26.  Fustel  de  Coulanges:  Hist  des  instit.  polit.  T.  I, 
Par.  1875  p.  442  f.  Lamprecht:  Dtsch.  Wirtschaftsgesch.  I,  1274  ff.  Ders* 
dtsch.  Gesch.  Bd.  I,  1890.  S.  301.  Lehuerou:  Hist.  des  instit.  Garoling. 
Par.  1843  p.  419  f.  Schmoller:  D.  Epochen  der  preuss.  Finanzpolitik. 
Jahrb.  f.  Gesetzgeb.,  Verwalt  u.  Volkswirtsch.  I.  Lpz.  1877.  S.  35.  40. 
Schröder:  Dtsch.  Rechtsgesch.  186.  Tardif:  ^tudes  sur  les  instit.  polit. 
et  administr.  de  la  France  I,  Periode  mörow.  Par.  1881  p.  208.  215.  bes. 
219  ff.    Waitz  a.  a.  0.  II.  s,  S.  299   IV,  56.  65.  vgl.  Vm,  808. 
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gemein  herrschende  genannt  werden  darf,  trifft  sicherlich  das 
Kichtige,  wie  wir  weiter  unten  noch  näher  sehen  werden.  Vor- 
länflg  wallen  wir  uns  nach  Beantwortung  der  Frage  nach  dem 
Ursprung  der  Zölle  klar  zu  machen  suchen,  was  man  im  Mittel- 
alter überhaupt  unter  Zoll  verstanden  hat. 

Bekanntlich  war  der  für  Zoll  gebräuchliche  lateinische  Aus- 
dnick  ,,theloneum^,  und  dass  der  Begriff  des  alten  theloneum  ein 
viel  weiterer  gewesen  ist  als  der  unseres  heutigen  Zolles,  wird 
von  niemand  bezweifelt.  Im  allgemeinen  nämlich  rechnete  man 
dazu  alle  Abgaben,  welche  sich  in  irgend  einer  Weise  an  den  Handel 
sowohl  zu  Lande  wie  zu  Wasser  anschlössen.  Daraus  ergiebt  sich 
als  die  allgemeinste  Einteilung  alles  dessen,  was  zum  theloneum 
gehörte,  diejenige  in  Land-  und  Wasserzölle  (Flusszölle). 

Im  besonderen  umfasst  das  theloueum  zunächst  alle  Abgaben, 
die  für  jeglichen  Kauf  und  Verkauf  zu  zahlen  waren,  also  ins- 
besondere die  Marktzölle,  sodann  alle  Leistungen,  welche 
für  das  Recht  des  Handelns  überhaupt  entrichtet  werden 
niussten.  Ferner  zählte  man  dazu  alle  Zölle,  welche  von  jeglichem 
Warentransport  beim  Passieren  einer  bestimmten  Zollstätte  fällig 
waren  und  unter  dem  Begriff  der  Transitzölle  zusammengefasst 
werden  können.  Weiter  bilden  einen  Bestandteil  des  theloneum 
diejenigen  Abgaben,  welche  man  später  mit  dem  Namen  der 
Accise  zu  belegen  sich  gewöhnte,  und  das  besonders  in  den 
Städten  für  städtische  Bedürfnisse,  wie  Befestigungen  u.  a.  ein- 
gezogene sogenannte  XJngeld.  Endlich  gehören  zum  theloneum 
alle  jene  mannigfaltigen  Gebühren,  welche  für  die  Benutzung 
öffentlicher,  dem  Verkehre  dienender  Anlagen  zu  zahlen  waren, 
und  welchen  man  in  der  Gesamtheit  den  Namen  der  Verkehrs- 
gelder geben  kann;  einzelne  Arten  derselben  begegnen  uns  als: 
Wegegelder,  Brückengelder,  Strom-  und  Fährgelder,  Hafenzölle, 
Abgaben  an  den  Anlagestellen  der  Schiffe.^) 


0  vgl.  Eichhorn  a.  a.  0.  I,  677.  Falke  a.  a.  0.  S.  12.  Inama- 
Sternegg:  Dtsch.  Wirtschaftsgesch.  Bd.  2,  Lpz.  1891.  S  377  if.  Lamprecht: 
Dtsch.  Wgesch.  II,  268  f,  271.  Riezler:  Gesch.  Bayerns  Bd.  I,  Gotha  S. 
274 f.  Schröder  a.  a.  0.  186.  Richter:  Annalen  des  fränk.  Reiches  L 
Haue  1873,  S.  124.  11,  ehda.  1885,  S.  671.  Waitz  a.  a.  0.  II,  2,  282  f.  IV, 
55.  64  ff.  73.  Vin,  287—292.  Zöllner:  D.  Zollregal  der  dtsch,  Könige  bis 
zum  Jahre  1235.  Frogr.  des  städt.  Realgymn.  Chemnitz  1888  S.  3.  Braun- 
holtz  a.  a.  0.  S.  1.  4.  23. 
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Während  also  alle  diese  verschiedenen  Geldleistungen  den 
Inhalt  des  alten  thelonenm  ausmachten,  wurde  das  deutsche  Wort 
Zoll  zunächst  nur  auf  die  Transitzölle  zu  Lande  wie  zu  Wasser 
angewendet.^)  Eigentliche  Ein-  und  Ausfuhrzölle  dagegen  in 
unserem  Sinne  hat  das  mittelalterliche  Zollwesen  Oberhaupt 
nicht  gekannt.')  — 

Wie  bereits  oben  angedeutet,  bekennen  auch  wir  uns  zu  der 
Ansicht,  dass  das  deutsche  Zollrecht  von  yomherein  Begalrecht 
gewesen,  und  dass  sein  Ursprung  in  den  von  den  Franken  in 
Gallien,  also  auf  römischem  Boden  vorgefundenen  römischen  Ver- 
hältnissen zu  suchen  sei.  Erst  unter  dem  Einfluss  der  römischen 
Kultur  haben  die  Germanen,  denen  Steuerzahlen  als  ein  Zeichen 
der  Unfreiheit  galt,  den  ihnen  fremden  Gedanken  der  Steuer- 
pflicht empfangen.^)  Sofort  nach  ihrem  Eintritt  in  römisches 
Gebiet  haben  ihre  Könige  in  richtiger  Würdigung  von  der  Be- 
deutung des  Zollregales  für  ihi*e  Kasse  dieses  als  Ausgangspunkt 
verschiedener  indirekter  Steuern  sich  angeeignet,  welche  sie  nun 
von  ihren  Unterthanen  erhoben. 

Die  römischen  Zölle,  welche  die  Franken  in  Gallien  vor- 
fanden, trugen,  wie  Waitz  ^)  mit  Recht  betont,  einen  rein  finanziellen 
Charakter,  d.  h.  sie  verfolgten  keinen  anderen  Zweck  als  den, 
Geld,  und  zwar  recht  viel  Geld  zu  bringen.  Der  römischen 
Rechtsanschauung  zufolge  gehörten  aber  ihre  Erträgnisse  aus- 
schliesslich dem  Fiscus,  der  kaiserlichen  Kasse.  ^)  Traten  also 
die  fränkischen  Könige  in  Gallien  auf  diesem  Gebiete  in  die  Erb- 
schaft der  alten  Kaiser  ein,  so  gewannen  sie  sich  damit  manche 


>)  vgl.  Waitz  a.  a.  0.  VIII,  293.    Lamprecht  a.  a.  0.  II,  268  ff. 

«)  vgl.  Waitz  a.  a.  0,    Lamprecht  a.  a.  0.  271. 

•)  vgl.  Schmoller  a.  a.  0.  35  u.  40.  Zeumer:  Die  dtschen.  Städte- 
steuem  (Schmollers  Staats-  Q.  sozialwissenschaftl.  Forschen.  I,  2  Lpz.  1878) 
S.  6.  LehnSrou  a.  a.  0.  p.  4t9.  Die  germanische  Abneigung  vor  Steuer- 
zahlung tritt  auch  noch  im  späteren  Mittelalter  hervor  und  wird  von  Aus- 
ländem gerade  als  besondere  deutsche  Eigentümlichkeit  hervorgehoben,  vgl. 
Lindner:  Dtsch.  Gesch.  unter  den  Habsburgem  und  Luxemburgern.  Bd.  I, 
StuUg.  1890  S.  66. 

^)  II,  2,  800.  IV,  55.  vgl.  Schulte:  Lehrbuch  der  deutschen  Beichs- 
und  Rechtsgesch.  5.  Aufl.  Stuttg.  1881.  S.  111. 

*)  vgl.  Mommsen:  röm.  Staatsrecht  11,  2  (8.  Aufl.)  S.  998  ff.  bes.  S. 
1004  f.  u.  1018. 
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nutzbringende  Rechte  ans  dem  römischen  Fiscas  nnd  eröffneten 
sich  so  eine  reiche  Einnahmequelle.')  Hieran  wird  ihnen  aber 
viel  gelegen  haben;  denn  bei  den  geringen  Einkünften,  welche 
ihnen  nach  streng  germanischer  Anscbaunng  zuflössen,  mussteii 
sie  nach  Erschliessung  eines  reichlicheren  Geldzuflusses  Verlangen 
tragen.*)  Mit  der  Aneignung  also  des  römischen  Grundsatzes 
von  dem  Recht  der  Zollerhebung  als  eines  Regales  wurden  die 
Könige  der  Franken  mit  einem  Schlage  die  rechtlichen  und  fak- 
tischen Inhaber  aller  noch  aus  römischer  Zeit  stammenden  sowie 
aller  neu  aufzurichtenden  Zölle,  zunächst  freilich  nur  auf  gallisch- 
römischem  Boden  ;•)  aber  von  hier  aus  wurde  dann  diese  An- 
schauung auch  auf  die  entlegneren  Reichsgebiete,  schliesslich 
also  auch  auf  die  rein  germanischen  Teile  übertragen. 

Dass  wirklich  das  Recht,  ZöUe  aufzulegen,  ein  ausschliesslich 
königliches  gewesen  ist,  zeigt  sich  zunächst  darin,  dass  die 
königlichen  Beamten,  vor  allem  die  Grafen,  welche  überhaupt 
alle  öffentlichrechtlichen  Einnahmen  zu  überwachen  und  für  ihre 
Einziehung  zu  sorgen  hatten,  auch  die  Eintreibung  der  Zölle 
beaufsichtigten  und  leiteten.  An  sie  ergehen  daher  die  königlichen 
Befehle,  welche  auf  das  Zollwesen  irgend  wie  Bezug  nehmen.^) 


0  ^gl*  Waitx  a.  a.  0.  und  Schalte  a.  a.  0.  Brannholts  a.  a.  0.  S.  4. 

^)  vgl.  Tardif  a.  a.  0.  p.  216:  «Ces  revenus  dorent  paraitre  insuffisants 
aux  rois  m^rowing.,  qni  essay^ent  pour  les  accroitre,  de  pniser  k  une  source 
plus  prodactive  en  utüisant  et  faisant  fonctionner  k  lenr  proflt  Torgaiiisation 
finanddre  qu*il8  avaient  trouv^e  stabile  dans  la  Ghtale."    vgl.  p.  219. 

')  Dass  im  fränkischen  Reich  die  Einkünfte  ans  den  Zöllen  in  die 
königliche  Kasse  flössen,  geht  ans  den  häufig  in  den  Urkunden  sich  findenden 
Ausdrücken  hervor,  wie:  teloneos  —  qnicquid  ad  partem  nostram  vel  fisco 
pablico  —  exactare  potnerit  (Diplom  vom  30.  Jnli  629:  Mon.  Genn.  Dipl. 
regnm.  Franc.  L  140  f.)  oder  thelonenm  qnod  —  agentes  nostri  —  in  fisco 
nostro  solebant  recipere  (ebda.  23.  Dipl.  vom  Jahr  661)  oder  ubicnmqne  con- 
suetudo  teUoneo  —  fiscus  noster  exigere  eonsuevit  (Dipl.  660  Des.  29  ebd.  35} 
oder  telonenm  —  et  qnicquid  ezinde  ad  partem  fisd  nostri  reddere  debent 
(Dipl.  775  Mai  2:  Bouquet:  Recueil  des  histor.  des  Gaules.  —  T.  V,  p.  732 
vgl.  745)  oder  quicquid  inde  ad  regii  census  fiscum  persolvi  poterit  (Dipl.  862 
Okt.  26:  Bonqu.  VIII,  584).  Auch  Ansdrücke  wie:  „telonenm  vel  etiam  omnia 
que  sunt  ad  publicum  regium  pertinentia*  kommen  vor  (Ficker:  Forsch,  z. 
Reichs-  u.  Rechtsgesch.  Italiens  Bd.  IV,  S.  19  nr.  14). 

*"i  vgl.  LezardiÄre  a.  a.  0.  31  nr.  III.  Waitz  II,  324.  VIII,  29. 
Schröder  129  und  Dipl.  I,  S.  68.  140 f.  23.  Foim.  Marculfi  Sappl.  bei 
Zevmer  Hon.  Germ.  Leg.  sect.  V,  107.  Bouqu.  V,  699  f.  vm,  538.  647. 
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Weiter  äussert  sich  der  auf  römischer  Grundlage  beruhende 
Regalcharakter  des  deutschen  Zollwesens  einmal  in  der  freien 
Verfügung  der  Könige  über  die  Zölle  im  Reiche,  0  sodann  darin, 
dasB,  wie  den  römischen  Kaisern,*)  so  auch  jetzt  den  fränkischen 
Königen  die  gesamte  Regulierung  des  Steuer-  und  Hebewesens 
und  die  umfassende  Oberleitung  auf  diesem  Gebiete  zukam. 

Was  zunächst  die  freie  Verfügung  der  Könige  über  die  Zölle 
betrifft,  so  finden  wir  bereits  in  der  fränkischen  Zeit  infolge 
königlicher  Verleihung  Zölle  mit  den  Grafschaften  verbunden  und 
seit  der  weiteren  Entwickelung  des  Beneflzialwesens  wie  alle, 
namentlich  die  Einkommen  gewährenden  Hoheitsrechte  zum  Amt, 
zum  Benefizium  des  Grafen  gerechnet.^) 

Ausserdem  aber  haben  schon  die  merowingischen  Könige, 
wenn  auch  noch  nicht  in  so  reichlicher  Zahl  wie  die  Könige 
späterer  Zeiten,  Zollprivilegien  erteilt,*)  durch  welche  sie  den 
Besitz  von  bereits  bestehenden  oder  erst  zum  Zweck  der  Ver- 
leihung anzulegenden  Zöllen  anderen  übertrugen  und  somit  ihrem 
Eigentum  entzogen:^)  denn  fortan  Hessen  die  mit  den  Zöllen 


Br6quigny:  Diplomata  aetatis  Merow.  II,  598.  Bib].  de  Töcole  des  chartes 
2.  86r.  IV,  212.  Leg.  m,  480.  Sickel:  Beitr.  z,  Dipl.  V,  93.  Wenn  es 
in  der  c.  681  von  Thenderich  III.  dem  Kloster  St.  Denis  gewährten  ZoU- 
freiheit  heisst:  «nullns  qoilibet  de  indicibus  nostris  vel  de  tollenariis  noUo 
tilloneo  —  exigere  —  non  praesnmatar*  (Dipl.  I,  S.  46),  so  werden  wahr- 
scheinlich unter  den  iudices  die  Grafen  zu  verstehen  sein,  vgl.  Schröder 
a.  a.  0.  128  n.  18  u.  Waitz  IL,  34 f.  Neben  den  Grafen  und  ihren  Stell- 
vertretern werden  an  mehreren  der  erwähnten  Stellen  auch  besondere  Zoll- 
beamte (tellonearii,  pontonarii;  erwähnt;  auch  die  dnces  finden  sich.  Die 
Hauptsache  aber  bleibt,  dass  sie  alle  königliche  Beamte  sind.  lieber  die 
Beamten,  welche  mit  der  Zollverwaltung  betraut  sind,  vgl.  Braunholtz 
a.  a.  0.  S.  37—47. 

^)  Auch  hierfür,  namentlich  für  die  Erteilung  von  ZoUfreiheiten  mag 
das  alte  kaiserliche  Recht  des  Steuererlasses  vorbildlich  gewirkt  haben. 
Mommsen  a.  a.  0.  S.  1015. 

<)  Mommsen  a.  a.  0.    Fustel  de  Coul.  a.  a.  0.  p.  171  f. 

•)  vgl.  eine  Urkunde  Ludwigs  des  Kindes  vom  19.  Sept.  902  (Beyer; 
mittelrhein.  ürkbuch.  I,  214)  und  Waitz  Vn,  28. 

«)  vgl.  Eichh.  a.  a.  0.  I,  680.  Falke  a.  a.  0.  5  f.  Lehußr.  a.  a.  0. 
p.  419 f.  Schröder  a.  a.  0.  S.  186.  Schulte  a.  a.  0.  S.  111.  Waitz 
a.  a.  0.  IV,  66  ff. 

^)  So  schenkt  z.  B.  Chilperich  L  662  Hai  1  der  Kirche  von  Toumay 
den  Zoll  daselbst  „sicut  fisous  noster  et  regia  potestas  evindicare  potest*" 
(Bröquigny  a.  a.  0.  I,  167);  am  21.  Sept.  627  überweist  Dagobert  L  der 
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Beschenkten  die  betreffenden  Zollerträge  dnrch  eigene  Beamte 
erheben.^)  Derartige  Zollvergabungen  nehmen  unter  den  Karo- 
lingern bereits  einen  grösseren  Umfang  an.^)  Beachtenswert 
hierbei  ist,  dass  zunächst  fast  nur  Geistliche  mit  solchen  Zoll- 
privilegien  ausgestattet  worden  sind,  dagegen  wurden  die  welt- 
lichen Grossen  nur  ganz  selten  damit  bedacht')  Unter  diesen 
müssen,  wie  Waitz^)  bereits  hervorgehoben  hat,  vor  allem  die 
Herzöge  der  Volksstämme  sehr  bald  die  Erhebung  wie  der  Ge- 
richtsgelder, so  auch  der  anderen  eigentlich  dem  König  zustehenden 
Eiink&nfte,  also  auch  der  Zölle  zu  ihrer  Yeiwendung  erhalten 
haben.  Zu  den  weltlichen,  mit  Zollgut  durch  königliche  Schenkung 
ausgestatteten  Besitzern  gehören  ferner  auch  die  Grafen,  sofern 
sie  nicht  nur  die  Verwalter  der  königlichen  Zölle  waren,  son- 
dern das  Zollrecht  hier  und  da  fOr  sich  selbst  üben  und  nutzen 
durften.*) 

Zwar  wurde  auf  diese  Weise  mancher  Zoll  mit  seinen  Ge- 
fällen dem  königlichen  Besitz  entzogen,  dennoch  aber  wurden 
die  mit  ihnen  Beliehenen  nicht  in  dem  Sinne  volle  Eigentümer 
derselben,  dass  sie  ganz  nach  eigenem  Belieben  mit  ihnen  hätten 
schalten  und  walten  können.  Ausdrilcklich  wird  betont,  dass  jede 
Keuanlage  von  Zöllen  und  die  Verlegung  einer  alten  Zollstätte 
stets  der  königlichen  Genehmigung  bedOrfe.^)    Ja  die  vergabten 


Wormser  Kirche  Besitzungen  im  Gan  Budenborg  und  nOmne  telonenm,  mer- 
catnm  —  sicut  priiu  ad  nostmm  osüm  ambnlare  videbator,  sie  inantea  ad 
praescriptam  ecclesiam*  (ebda.  242).  vgl.  desselben  Königs  Diplom  für  St. 
Denis  (629  Juli  30:  Diplom.  I,  140  f.)  und  Sigiberts  n.  Diplom  vom  Jabre 
651  für  dM  Kloster  Stablo  und  Halmedj  (ebd.  23). 

0  Waitz  IV.  67  f. 

*)  Tgl.  Fippins  Bestätigung  für  St.  Denis  (753  Juli  8:  Bouqu.  V,  699  f.) 
und  Kaiis  Diplom  für  dasselbe  Kloster  (ebd  730);  femer  Ludwigs  des  Fr. 
Uikunde  fttr  die  Pariser  Kirche  (821  Okt.  19:  ebd.  VI,  524).  Andere  Bei- 
spiele sind:  Bouqu.  VIII,  538.  584.  601.  647.  vgl  Ficker:  Forsch,  z.  Reichs- 
und  Bechtsgesch.  Itals.  IV,  19  nr.  14.  Richter  a.  a.  0.  11.  572.  Bibl.  de 
r^  des  Chart.  2.  s6r.  IV.  212.  213  N.  1). 

')  vgl.  Inama-Sternegg  a.  a.  0.  11,  377. 

*)  II,  830. 

*)  vgl.  oben  S.  5. 

*>  Beseler:  Die  deutschen  Kaiserurkunden  als  Rechtsquellen  (Zeitschr. 
f.  Rechtsgesch.  Weimar  1863  Bd.  II,  S.  367  ff);  Falke  a.  a.  0.  S.  1  f . 
Hüllm.:  ürspr.  S.  41.    Schröder  S.  511  u.  578.    Waitz  Vm,  305. 
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Zölle  selbst  waren  durchaus  nicht  gänzlich  der  Einwirkung  der 
königlichen  Macht  entzogen.^) 

Es  zeigt  sich  dies  zunächst  darin,  dass  die  Könige  bei  Er- 
teilung Yon  ZoUfreiheiten,  welche  schon  in  den  ältesten  Zeiten 
reichlich  gewährt  worden  sind,*)  nicht  etwa  nur  auf  die  noch  in 
ihrem  unmittelbaren  Besitz  befindlichen  Zölle  beschränkt  waren, 
sondern  dass  die  Befreiungen  ausdrücklich  für  grössere  Reichs- 
gebiete erteilt,  oft  sogar  auf  das  ganze  Reich  erstreckt  wurden. 
Es  wurden  die  in  private  Hände  gekommenen  Zölle  davon  nicht 
etwa  ausgenommen.^) 

Während  wir  aber  oben  bemerkten,  dass  die  Anlage  neuer 
Zollplätze  und  Verlegung  alter  Zölle  durchaus  Recht  des  Königs 
war,  wurden  solche  Zollbefreiungen  nicht  nur  vom  Herrscher, 
sondern  auch,  wenigstens  später,  von  den  anderen  Inhabern  von 
Zollrechten  und  Zollstätten  ei-teilt.  Natürlich  konnten  diese  die- 
selben nicht  ffir  den  Umfang  des  ganzen  Reiches,  sondern  bloss 
für  ihr  Gebiet  oder  ihren  Ort  gewähren,*) 

Auch  mit  solchen  Zollbefreiungen,  in  denen  wiederum  eine 
Einbusse  des  königlichen  Vorteils  lag,  wurde  zunächst  nur  die 
Geistlichkeit  ausgestattet.*)  Hierbei  ist  zu  beachten,  dass  die 
Immunität,  welche  bekanntlich  gerade  den  geistlichen  Gewalten 
gewährt  wurde  und  zunächst  in  einer  Befreiung  von  allen  öffent- 
lichen, staatlichen  Abgaben  bestand,  keineswegs  die  Verleihung 
der  Zollfreiheit  in  dem  Sinne  in  sich  schloss,  dass  die  Immunitäts- 


1)  Braunh.  a.  a.  0.  S.  6. 

»)  Schröder  a.  a.  0. 

»)  Waitz  n,  66  f.  Vm.  307—311. 

*)  Waitz  a.  a.  0. 

^)  So  schenkt  Chlodovech  dem  !Kloster  St.  Petri  Vivi  Senonensis  ZoU- 
freiheit  für  seine  Besitzungen  (c.  499:  Pardessus  I,  36);  vgl.  ebenda  58  f. 
u.  60.  Am  23.  Dez.  660  schenkt  Chlothar  ni.  dem  Kloster  Corby  ZoUfrei- 
heit  „in  quibuslibet  locis  vel  territoriis  —  ubicumque  consuetudo  teUoneo  — 
et  fiscus  noster  exigere  consuevit".  (Dipl.  I,  35).  Weitere  Beispiele  von 
Zollfreiheiten  für  das  ganze  Reich:  ebd.  40.  Bouqu.  V,  730,  732,  745.  Mit 
Ausnahme  von  3  Orten  erhält  ZoUfreiheit  im  ganzen  Reich  die  Kirche  der 
heiligen  Maria  in  Strassburg  (776  Dez.:  Strassb.  Ukb.  I,  10)  vgl.  Sickel: 
Beitr.  V,  93.  Beispiele  von  Befreiungen  nur  für  gewisse  Gebiete  sind: 
Lacomblet:  Urkb.  für  die  Gesch.  des  Niederrheins  I,  20.  Mon.  Germ.  SS. 
X^T,  36a.    Beyer  L  213.    vgl.  Waitz  IV,  67  n.  1—2. 
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herren  im  Reiche  auch  ausserhalb  ihres  befreiten  Gebietes  von 
der  Zahlung  von  Zöllen  entbunden  gewesen  wären.  ^) 

Auch  von  den  vergabten  Zöllen  also,  wie  gesagt,  konnten 
die  Herrscher  Befreiungen  gewähren.  Ihre  Oberhoheit  aber  über 
alle  Zölle  findet  femer  darin  ihren  Ausdruck,  dass  alle  könig- 
lichen, das  Zollwesen  betreffenden  Verfügungen  allgemein  gültige 
Normen  aufstellen.  Ihrer  Befolgung  werden  wiederum  die  nicht 
königlichen  Zollbesitzer  nicht  überhoben.  Mit  der  Betrachtung 
der  königlichen  Zollgesetzgebung  kommen  wir  zu  dem  dritten 
Punkt,  in  welchem  sich,  wie  bemerkt,  der  Regalcharakter  des 
Zollrechtes  offenbart. 

Wie  die  römischen  Kaiser,  verordneten  auch  ausschliesslich 
die  fränkischen  Könige,  an  welchen  Plätzen,*)  wofür  Zollabgaben 
zu  entrichten  waren,*)  und  wer  zur  Leistung  derselben  verpflichtet, 


')  BezügUch  des  Verhältnisses  von  Immunität  zum  ZoUregal  und  zur 
ZoUfreiheit  vgl.  Lampr.  dtsch.  Wgesch.  I,  lon  ff.  Schröder  a.  a.  0.  194. 
Waitz  IV.  67  f.  313  f. 

*)  vgl.  Capit.  regum  Francomm  ed.  Boreüus  (Mon.  Germ.  Leg.  sect.  2) 
L  22  c.  9.  61,  c.  18.  190,  c.  8.  144,  c  7.  145,  c.  6.  124,  c.  13.  182,  c.  10* 
284,  c  17.  289,  c.  4.  294,  c.  1.  306,  c.  21.  427,  c.  12.  441,  c.  29.  cf.  Ansegisi 
Oapitolariom  Lib.  II,  19.  Leg.  I,  352,  c.  11.  303,  c.  6  u.  19. 

^  Hier  ist  zunächst  hervorzuheben,  dass  nach  alter  Anschauung 
nur  aUes,  was  wirklich  zum  Kauf  und  Verkauf  diente,  dem  ZoU  unter- 
lag. Gap.  I,  32,  c.  4.  124,  c.  13.  294,  c.  1.  427,  c  12.  441,  c  29.  Leg.  I, 
363,  c.  19.  vgl.  Strassb.  Stadtr.  bei  Gaupp:  Deutsche  Stadtrechte  des 
Mittelalters.  Bd.  L  Bresl.  1851  f.  S.  61.  Gap.  52.  Eichh.  a.  a.  0.  I,  677. 
Lezard.  a.  a.  0.  32.  Inama-Sternegg  a.  a.  0.  II,  378.  Richter  a.  a.  0. 
571.  Schröder  a.  a.  0. 186.  511.  Sickel  a.  a.  0.  5,  93.  Waitz  IV,  62  f 
Vin,  287  f.  Zöllner  a.  a.  0.  8.  Im  übrigen  galten  die  ZöUe  als  Entgelt 
der  Beisenden  und  Handeltreibenden  fttr  Dienste,  die  ihnen  zu  ihrem  be' 
quemeren  Fortkommen  geleistet  wurden,  vor  aUem  für  die  Instandhaltung 
der  Wege,  Brücken  und  sonstiger  Kommunikationsmittel  Die  Kapitularien 
betonen,  dass  nur  in  diesen  Fällen  ZöUe  erhoben  werden  dürfen,  dass  dagegen 
keiner  zur  Zollzahlung  verpflichtet  werden  darf,  wo  ihm  kein  derartiger 
Vorteil  geboten  wird,  auch  dass  keiner  zur  Zollabgabe  an  solchen  Plätzen 
durch  Sperrung  der  Wege  oder  ähnliche  Gewaltmittel  gezwungen  werden  soll, 
wenn  er  dieselben  gar  nicht  zn  berühren  braucht  vgl.  Gap.  I,  144,  c.  7. 124, 
c  13.  160,  c.  19.  149,  c  8.  294,  c.  3.  284,  c.  7.  289,  c.  4.  294,  c.  1.  427,  c. 
12:  431,  c.  54.  441,  c  29.  443,  C.  45.  Leg.  I,  363,  c.  19.  429,  c.  5.  Vgl. 
Lezard.  32.    Zöllner  8.    Braunholtz  a.  a.  0.  S.  1.  42. 
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wer  dagegen  davon  befreit  war.^  Alle  diese  Eapitolarbestim- 
mungen  nun  sind  fiberwiegend  Verbote  gegen  die  nur  zu  häufig: 
von  Privaten  missbräuchlich  geforderten  Zollerhebungen  gewesen ; 
missbräuchlich  aber  waren  diese  deshalb,  weil  die  Zölle  an  an- 
deren als  den  von  alters  her  bestehenden  Plätzen  und  in  anderen 
als  den  erlaubten  Fällen  eingetrieben  wurden.*)  Bedrfickungen 
und  Ungerechtigkeiten  aller  Art  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens 
kamen  schon  sehr  früh  und  trotz  aller  Verbote  immer  wieder 
vor.  So  sahen  sich  die  Könige  wiederholt  zu  energischem  Ein- 
schreiten dagegen  genötigt.  Mehrfach  belegten  sie  die  Ueber- 
tretungen  ihrer  Gebote  mit  der  Zahlung  der  höchsten  Geldstrafe, 
die  sie  verhängen  konnten,  des  sogenannten  £önigsbannes.  ®)  Der 
König  hat  ausserdem  das  Recht,  jeden,  der  sich  seinen  Anord- 
nungen nicht  fugt,  zur  Rechenschaft  zu  ziehen.^) 

Die  königliche  Gesetzgebung  selbst  aber  in  Sachen  des  Zoll- 
wesens, bei  der  es  sich  vor  allem  um  Feststellung  der  ZoUplätze 
und  der  Höhe  der  einzelnen  Abgaben  handelte,  erfolgte  in  einer 
merkwfirdigen  Weise.  In  den  meisten  Fällen  nämlich  wurde 
nicht  ausdrücklich  gesagt,  in  welcher  bestimmten  Weise  in  Zoll- 
sachen verfahren  werden  sollte,  sondern  es  heisst  nur,  dass  der 


<)  Nach  der  vorigen  Amnerknng  versteht  sich  zunächst  von  seihst,  dass 
alle  Waren,  bei  denen  es  sich  nicht  um  Kauf  and  Yerkanf  handelte,  sondern 
die  zum  eigenen  Gebrauch  als  Eigentnm  geführt  wurden,  zollfrei  waren, 
vgl.  Gap.  I,  82,  c.  4.  124,  c.  13.  427,  c.  12.  Strassb.  Stdr.  a.  a.  0.  Lezard. 
a.  a.  O.  Zolin.  8.  Waitz  Vni,  287  f.  Ausserdem  werden  für  zollfirei 
erklärt  alle  Waren,  welche  die  auf  der  Hof-  und  Heerfahrt  Befindlichen  mit 
sich  führten;  bei  ihnen  handelt  es  sich  ja  auch  nicht  um  Kauf  und  Verkauf, 
vgl.  Gap.  I,  124,  13.  289,  16.  427,  12.  In  gleicher  Weise  werden  auch  die 
nach  Rom  oder  sonst  wohin  ziehenden  Pilger  von  allen  ZoUabg^ben  entbunden 
Gap.  I,  82,  4.  Leg.  L  27,  22.  Alcuini  ep.  57  ap.  Jaffö:  Bibl.  rer.  Germ.  VI, 
286  f.  Einmal  werden  sogar  die  zum  Handel  ziehenden  Juden  befMt  Leg. 
I,  368,  29.    vgl.  Inama  378.   Richter  571  f.   Waitz  IV,  62  f.    Zöllners. 

*)  vgl.  die  angefahrten  Stellen  und  besonders  Waitz  IV,  65  if.  Zöllner 
8.    Braunholtz  a.  a.  0.  S.  9. 

*)  Wie  uns  überhaupt  für  die  ganze  Art  der  Zollgesetzgebung  erst  aus 
karolingischer  Zeit  Zeugnisse  vorliegen,  so  auch  fdr  diese  Strafe:  Gap.  I,  82, 

4.  144,  7.  190,  8.  284,  17.  294,  1.  441,  29.  Vgl.  Sickel:  Zum  ältesten  denUchen 
Zollstrafrecht  (Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafrechtswissenschaft  Bd.  7  Wien  1887 

5.  506). 

*)  vgl.  Gap.  I,  124.  13.  289,  4.  306,  21.  448,  45.  Ansegisi  Gap.  üb.  II, 
19.  Leg.  I,  852,  11.  368,  19.  Jaffö  a.  a.  0. 
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althei^ebrachte  Znstand,  die  ^antiqna  consnetndo^  gewahrt  werden 
solle.  ^)  Die  Eapitnlarien  beschränken  sich  darauf,  die  alten 
Zölle,  welche  infolge  ihres  Alters  den  Charakter  der  Recht- 
mässigkeit an  sich  tragen  und  deshalb  auch  weiter  zu  erheben 
sind,  Ton  den  neuen  zu  unterscheiden,  welche  wegen  ihrer  Neu- 
anlage keinen  Anspruch  auf  Gesetzmässigkeit  erheben  dürfen  und 
daher  von  den  Königen  verboten  werden. ')  Die  Zeit  ihrer  An- 
lage also  war  bei  der  Frage  nach  der  Gültigkeit  der  Zölle  das 
ausschlaggebende  Moment;  es  muss  mithin  immer  eine  festgezogene 
zeitliche  Grenzscheide  die  alten,  rechtmässigen  Zölle  von  den 
neuen  und  unerlaubten  getrennt  haben.  Dass  nun  diese  in  den 
Kapitularien  fast  nie  näher  angegeben  wird,  ist  das  Auffallende. 
Vielleicht  ist  die  Ursache  dieser  Erscheinung  darin  zu  suchen, 
dass  uns  wohl  nur  ein  verhältnismässig  geringer  Teil  der  mero- 
wingischen  und  karolingischen  Kapitularien  erhalten  ist.  Denn 
dafür,  dass  solche  bestimmte  Endtermine  wirklich  aufgestellt 
worden  sind,  haben  wir  wenigstens  zwei  Zeugnisse  aus  dieser 
Zeit.  Das  eine  derselben  gehört  noch  in  die  merowingische 
Epoche  und  fällt  in  die  Regierungszeit  Chlotars  II.,  in  das 
Jahr  614  Okt.  18;^)  das  andere  ist  ein  Kapitulare  Ludwigs  des 
Frommen  aus  dem  Jahre  818/819.^)  Im  neunten  Artikel  des 
ersten  wird  festgesetzt,  dass  nur  an  deigenigen  Orten  Zölle  ein- 
gezogen werden  sollen,  an  welchen  sie  schon  bis  zum  Tode  der 
Vorgänger  Chlotars  II.,  der  Könige  Gunthram,  Chilperich  und 
Sigibert,  erhoben  zu  werden  pflegten.*)  Durch  diese  Bestimmung 
wird  für  jeden  der  drei  Hauptteile  des  Reiches  ein  besonderer 
Endtermin  als  Grenzscheide  der  alten  und  neuen  Zölle  aufgestellt: 
für  Burgund  das  Jahr  593,  in  welchem  König  Gunthram  er- 
mordet wurde,  für  Neustrien  das  Jahr  584,  in  welchem  Chilperich 


>)  vgl.  Eichh.  a.  a.  0.  I,  677.  Falke  a.  a.  0.  2.  Lezard.  a.  a.  0. 
31  nr.  V.  32.  Richter  a.  a.  0.  571  f.  Waitz  H  300.  IV,  65.  Zöllner  a.  a. 
O.  8.   Zeumer  a.  a.  0.  128. 

•)  vgl.  CSap.  I,  51,  18.  124.  13.  132,  10.  144,  7.  146,  6.  190,  8.  289,  4. 
294,  1.  427,  12.  443,  46.  Leg.  I  368,  6  u.  19.  Dipl.  I,  140  f.  35.  Jaff6 
a.  a.  O. 

•)  vgL  Gap.  I,  22. 

*)  ebd.  284. 

^)  a.  a.  0.:  .De  telonco:  ea  loca  debeat  exigi  vel  de  spedebas  ipsis 
quae  praecedentiam  principum,  is  est  usqae  tranntam  ~  dominonua  — 
Gnnthranmi,  Chilperici,  Sigiberti  Eegum  est  exactum.* 
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ums  Leben  kam,  und  ffir  Austrasien  das  Todesjahr  Sigiberts  575. 
Alle  Zölle  also,  welche  erst  nach  diesen  Jahren  angelegt  worden 
waren,  wurden  hiermit  ffir  ungültig  erklärt.  Wie  lange  diese 
Termine  in  Geltung  geblieben  sind,  wissen  wir  nicht,  da  wir  auf 
lange  Zeit  hinaus  eine  derartige  Festsetzung  nicht  wieder  finden. 

Erst  aus  der  Regierung  Ludwigs  des  Frommen  ist  uns 
wieder  eine  ähnliche  Bestimmung  erhalten.  Ln  siebenzehnten 
Paragraphen  des  oben  angeführten  Kapitulare**ordnet  er  an,  dass 
es  im  Zollwesen  künftig  so  gehalten  werden  solle,  wie  es  unter 
der  Herrschaft  seines  Orossvaters  Pippin  gewesen  war;^)  er 
erhebt  also  dessen  Todesjahr  768  zu  einem  solchen  Normaljahr. 

In  diesen  beiden  königlichen  Festsetzungen  haben  wir  die 
erste  Spur  von  der  Art  und  Weise  der  königlichen  Gesetzgebung 
vor  uns,  welche  noch  einmal  unter  Ludwig  dem  Kinde  ihre  An- 
wendung fand,  dann  aber  erst  viel  später  wieder,  nämlich  von 
Friedrich  IL,  aufgegriffen  und  seitdem  mit  Konsequenz  bei- 
behalten wurde. 

Aus  den  uns  erhaltenen  Kapitularien  der  fränkischen  Könige 
geht  zur  Genüge  hervor,  dass  dieselben  sich  die  Regelung  des 
Zollwesens  und  damit  die  Sorge  für  die  Sicherheit  des  Handels 
und  Verkehres  sehr  angelegen  sein  Hessen.  Natürlich  konnte 
von  einer  erspriesslichen  königlichen  Thätigkeit  auf  diesem  Ge- 
biete nur  die  Rede  sein,  solange  die  Könige  im  Besitz  einer 
starken  Macht  und  im  stände  waren,  derselben  den  nötigen  Nach- 
druck zu  verleihen.  Sobald  sie  daran  infolge  der  ausgebrochenen 
Streitigkeiten  in  ihrem  eigenen  Hause  und  den  daraus  hervor- 
gehenden Bruderkriegen  verhindert  wurden,  wurde  von  der  all- 
gemeinen, im  Reiche  einreissenden  Zerrüttung  auch  das  Zollwesen 
ergriffen.  Dennoch  aber  stand  seine  Regelung  bis  zuletzt  dem 
Könige  allein  zu;  bei  ihm  ward  man  deshalb  wegen  Abstellung 
der  Uebel  vorstelliir.  Als  die  Zollverhältnisse  an  einer  der 
wichtigsten  Handelsstrassen,  an  der  Donau,  unter  dem  letzten 
Karolinger  infolge  vieler  Ungerechtigkeiten  geradezu  unerträglich 
geworden  waren,  wandten  sich  zwischen  903  und  905  die  bayrischen 
Bischöfe,  Aebte,   Grafen  und  die  jene  Gegenden  berührenden 


*)  a.  a.  0.:  „üt  nbi  tempore  aW  nostri  —  Pippini  consaetndo  fmt 
thelouenm  dare,  ibi  et  in  fiitaniiii  detur;  nam  nbi  noTiter  incqitiiiii  est» 
utterioB  non  agator.* 
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Keisenden  mit  ihren  Klagen  an  den  sich  gerade  in  Bayern  auf- 
haltenden König  Ludwig. 

Dieser  erteilte  darauf  dem  Markgrafen  Aribo  den  Auftrag, 
mit  den  Bichtem^)  der  Ostmark  die  Sache  zu  untersuchen  und 
die  einzelnen  Zollrechte  sowie  die  Höhe  der  yerschiedenen  Zoll- 
beträge festzustellen.  Er  seinerseits  gesellte  ihnen  als  seine 
Stellvertreter  (Königsboten)  den  Erzbischof  Thietmar  von  Salz- 
burg, den  Bischof  Burchard  von  Passau  und  den  Grafen  Ottokar 
bei.  In  Gegenwart  dieser  königlichen  Bevollmächtigten,  denen 
gegenüber  sich  die  aufgerufenen  bayrischen  Grossen  zu  wahr- 
heitsgetreuen Angaben  eidlich  verpflichten  mussten,')  kam  es 
dann  nach  Anfrage  des  Markgrafen  Aribo  auf  einer  Versamm- 
lung in  Raffelstätten  zu  einem  von  den  Grossen  abgegebenen 
Weistum.  In  diesem  wurde  als  Richtschnur  für  die  Zollver- 
hältnisse sowohl  bezüglich  der  Zollplätze  wie  der  Höhe  der  an 
ihnen  zu  entrichtenden  Abgaben  die  Lage  der  Dinge  seit  den 
Zeiten  Ludwigs  des  Deutschen  aufgestellt.") 

Durch  die  Raffelstädter  Anordnung  kommt  meines  Erachtens 
znm  klaren  Ausdruck,  dass  auch  am  Ende  der  karolingischen 
Periode  das  oberste  Zollrecht,  wie  es  sich  in  gesetzlichen  Ver- 
fügungen über  die  Zollverhältnisse  und  deren  gesetzlicher  Kon- 
trollierung äussert,  durchaus  in  der  Hand  des  Königs  lag.  Denn 
vor  ihm  suchen  die  bayrischen  Grossen  für  ihre  Klagen  Gehör, 
offenbar  aus  keinem  anderen  Grunde,  als  weil  er,  wie  das  die 
früheren  Könige  mehrfach  betont  hatten,  die  einzige  zuständige 
Instanz   war,   welche  sich  mit  der  Abstellung  derartiger  Be- 


>)  Unter  diesen  dürften  in  erster  Linie  wohl  wieder  die  Grafen  gemeint 
sein,  die  ja  anch  anter  den  Klagefährenden  als  die  einzigen  weltlichen  Grossen 
genannt  werden.  Die  Grafschaft  war  der  Verwaltungsbezirk;  der  Graf  als 
sein  Vorsteher  hatte  auch  für  die  Ordnung  der  Zollverhältnisse  zu  sorgen. 
Dieser  Bedeutung  der  Grafschaft  entspricht  es,  dass  aus  ihnen  die  Vornehmen 
genommen  werden,  welche  die  Verhältnisse  sollen  klarlegen  helfen.  (So  heisst 
es:  «nobiles  in  comitatu  Arbonis'  und  „omues  qui  in  bis  tribus  comitatibus 
nobilea  fnerunt*').    vgl.  ob.  S.  5  No.  4. 

•)  Das  liegt  doch  wohl  in  den  Worten:  ,Isti  —  post  peractum  iuramentum 
inteirogati  ab  Aribone  —  in  praesentia  Theotmari  —  retulerunt." 

')  Leg.  ni,  480 ff,  vgl.  Böhm.-Mnhlbacher:  Regesta  imperii  I  nr. 
1961a.  Dttmmler:  Gesch.  des  ostfränk.  Reiches.  2.  Aufl.  Bd.  III,  Lpz  1888. 
S.  631  f.  ders.  im  Archiv  für  österr.  Geschquellen.  Bd.  X,  S.  68  f.  Richter 
a.  a.  0.  672  f.   Riezler:  Gesch.  Bayerns.  Bd.  I.  273  ff.   Waitz  IV.  70  ff. 
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Bechtsyerhältnis  traten  nach  dem  Aussterben  der  karolingischen 
Dynastie  die  späteren  deutschen  Könige  ein. 


n. 

Die  sächsischen  und  fränkischen  Herrscher. 

Bereits  in  den  verflossenen  Jahrhunderten  hatte  das  Zoll- 
besitztum des  Reiches  infolge  der  mannigfachen  Verleihungen 
und  Privilegierungen  eine  faktische  Einbusse  erlitten.  In  dieser 
Richtung  machte  das  Zollwesen  in  der  nächsten  Zeit  weitere 
Fortschritte.  Die  Zollbefreiungen  und  Zollverleihungen,  welche 
jetzt  in  grösserem  Umfange  auch  den  weltlichen  Grossen  zu  teil 
werden,  nehmen  je  länger  je  mehr  zu.  *)  Ja  fast  allein  in  ihrer 
Erteilung  äussert  sich  äberhaupt  die  Thätigkeit  der  Könige  im 
Zollwesen.  Von  einer  allgemeinen  Gesetzgebung,  wie  wir  sie 
auf  diesem  Gebiete  wenigstens  unter  den  mächtigsten  der  vorauf- 
gegangenen Herrscher  angetroffen  haben,  finden  wir  jetzt  so  gut 
wie  keine  Spur.*) 

Gleichwohl  aber  haben  wir  unwiderlegliche  Zeugnisse  dafür, 
dass  die  alte  Anschauung  von  dem  königlichen  Zollrecht  und 
von  dem  König  als  dem  eigentlichen  Inhaber  aller  Zollplätze 
fortbestand. 

Das  zeigt  sich  zunächt  in  der  ungehinderten,  freien  Ver- 
fügung der  Könige  über  die  Zollstätten  im  Reiche.  Infolge 
königlicher  Schenkung  gehen  viele  Zölle  in  die  Hände  Privater, 
in  erster  Linie  wieder  der  Geistlichen  über,  und  zwar  sowohl  als 
Lehen  wie  zu  vollem  Eigentum  und  sowohl  ganze  Zölle  wie  nur 
bestimmte  Teile  derselben ;  in  letzterem  Falle  behält  der  König 
die  übrigen  Teile  für  sich.  *)    Aber  auch  die  weltlichen  Grossen 


^)  vgl.   Inama-Sternegg  a.  a.   0.  370.    Schröder  a.   a.  0.  511. 
Waitz  Vm,  304, 

«)  vgl.  Waitz  a.  a.  0.  305  f. 

*)  Beispiele  für   solche   ZoUvergahungen   sind:   918  Juli   5   bestätigt 
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werden  in  dieser  Weise  ausgestattet,  unter  ihnen  vor  allem  die 
Grafen.  ^ 

Ausser  dieser  Vergabung  von  schon  bestehenden  oder  erst 
zum  Zweck  der  Schenkung  angelegten  Zöllen  zeigt  sich  die 
Behauptung  der  alten  königlichen  Stellung  auch  in  den  häufig 
erteilten  Zollbefreiungen,  die  wiederum,  wie  ehedem,  nicht  bloss 


Konrad  I.  dem  Bistmn  Würzbarg  den  Bezog  des  dortigen  Zolles  (Mon.  Germ. 
Dipl.  regmn  et  imperatonim  Germaniae  T.  I,  1879—84.  nr.  86). 

957  Sept.  27  schenkt  Otto  L  dem  Moritzkloster  in  Magdeburg  den  ZoU 
daselbst  (ebd.  nr.  15.  ygl.  Meibomins:  rerum  German.  T.  L  p.  742).  Am 
18.  Juni  951  fttgt  derselbe  Herrseber  zu  den  der  Wonnser  Kirche  bereits 
▼on  seinem  Vorgänger  überwiesenen  zwei  Dritteln  des  ZoUes  in  Ladebarg 
noch  das  letzte  Drittel  hinzu  (Schannat:  Hist.  episcopatus  Worm.  U,  19). 
952  März  12  schenkt  Otto  dem  Bistum  Yon  Ohnr  den  dortigen  Zoll  (Mohr: 
Cod.  dipl.  T.  I,  70  u.  75).  Vgl.  femer  die  Privilegien  Ottos  für  das  Kloster 
Meschede  (959  Jan.  2:  Seibertz:  Urkbuch.  z.  Landes-  u.  Rechtsgesch.  des 
Herzogt.  Westf.  Bd.  I,  S.  12);  für  Magdeburg  (965  Juli  9:  Gercken:  Cod. 
dipl.  Brand.  III,  35);  für  den  Erzb.  Adalgo  y.  Hamburg  (966  Aug.  10: 
Lindenbrog  ed.  Fabricius  131). 

Ottos  n.  Privilegien  für  das  Hochstift  Chur  bezüglich  des  Biücken- 
zolles  zu  Chiavenna  (980  Dez.  5:  Mohr  I,  97);  Ottos  III.  für  Worms  (985 
April  29:  Schannat  27). 

Ottos  m.  für  den  Verdener  Bischof  (985  Nov.  30:  Hardenberg. 
Vord.  Geschquell.  n,  19),  für  Magdeburg  (987  Mai  20:  Gercken  V,  67),  für 
G^ndersheim  (990  Aug.  4:  Harenberg:  Hist  eccl.  Gandersh.  dipl.  S.  624), 
für  das  Kloster  St  Maximin  in  Trier  (1000:  Hontheim:  Hist.  Trev.  dipl.  I, 
388).    Am  20.  Aug.  1051  bestätigt. 

Helnrieh  III.  die  Schenkungen  der  Königin  Bichenza  an  die  Abtei 
Braunweiler  (Lacombl.  I,  117.  vgl.  nr.  326). 

^)  So  erhält  z.  B.  985  Juni  26  der  Graf  Ansfrid  seinen  bisherigen  als 
Lehen  besessenen  Anteil  am  königl.  Zoll  zu  Medenblick  zu  vollem  Eigentum 
(Stumpf:  Acta  imperii  p.  335).  Von  dem  918  Juli  5  von  Conrad  I.  dem 
Bistum  Würzburg  bestätigten  Zoll  daselbst  heisst  es,  dass  diese  Schenkung 
durch  Ludwig  das  Kind  erfolgt  sei  „cum  consultu  et  rogatu  Vicboldi  comitis, 
qui  tone  ipsum  thelonei  habuit  in  beneficium*'.  (Dipl.  I  nr.  35).  vgl.  den 
Stiftungsbrief  des  Grafen  Conrad  von  Zähringen  für  Freiburg  i.  Br.  (1120: 
Gaupp  a.  a.  0.  II,  19  f.  c.  5)  u.  Meiller:  Reg.  z.  Gesch.  der  Salzburg. 
Erzbb.  S.  21  nr.  124  u.  Lappenberg:  Hamb.  Urkb.  nr.  88  vgl.  noch  Urkb. 
des  Land,  ob  d.  Enns  U,  170.  Mon.  Boic.  XTV,  409.  Im  übrigen  waren  die 
Grafen  noch  immer  die  königl.  Zollbeamten  (Schannat  a.  a.  0   27). 

W«tz«l,  Daa  ZoIlr«cbt  der  deuteoben  Könige.  2 
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für  gewisse  Gebiete,  ^)  sondern  auch  für  das  gesamte  Reich  ge- 
währt werden.*) 

Wenn  wir  in  der  vorigen  Periode  bemerkten,  dass  das  Recht 
der  Zollanlage  oder  Zollverlegang  ausschliesslich  ein  königliches 
war,  so  bleibt  auch  in  dieser  Beziehung  vorläufig  alles  beim  alten.  ^) 

Erfuhren  wir  dagegen,  dass  schon  im  fränkischen  Reich 
Zollvergabungen  und  Zollbefreiungen  auch  von  den  nicht  könig- 
lichen Zollbesitzem  gewährt  werden  konnten,  so  hat  es  nichts 
Auffallendes,  wenn  wir  jetzt  z.  B.  den  Erzbischof  Friedrich  von 
Köln  allen  Kaufleuten  von  Siegburg  auf  Bitten  seines  Zöllners 
ohne  irgend  welche  Mitwirkung  des  Königs  ZoUfreiheit  in  Köln 
verleihen  sehen.*) 

Aus  dem  bisher  Gesagten  entnehmen  wir,  dass  der  König 
auch  in  dieser  Periode  sein  Zollrecht  in  alter  Weise  gehandhabt 
hat;  auch  dafür,  dass  der  König  sich  nach  wie  vor  für  den 
faktischen  und  rechtlichen  Inhaber  der  Zollstätten  im  Reiche 
betrachtete,  besitzen  wir  einige  ausdrückliche  urkundliche  Zeug- 
nisse. Von  besonderem  Werte  aber  ist  es,  dass  in  der  zweiten 
Hälfte  unseres  Zeitabschnittes  für  das  Zollrecht  als  solches  der 
Name  des  Regals  auftaucht. 

Die  Zugehörigkeit  der  Zölle  und  ihrer  Erträge  zum  Besitz 
des  Königs  und  seiner  Kasse  lehren  uns  Ausdrücke  erkennen, 


^)  97?  Aug.  25  erhält  das  Kloster  Kempten  ZoUfreiheit  in  drei  Granen 
(Mon.  Boic.  XXXI,  1  S.  210).  1033  April  28  gewährt  Konrad  II.  der  Abtei 
Werden  freie  Schiffahrt  auf  der  Ruhr  von  ihrem  Einfluss  in  den  Rhein  an 
(Jaff6:  Dipl.  p.  27)  und  1034  Jan.  30  bestätigt  er  dem  Ferrutiuskloster  zu 
Bleidenstadt  die  Zollfreiheit  auf  dem  Rhein  und  Main  (Stumpf  a.  a.  0.  nr. 
42).  Am  18.  Jan.  1074  bekommt  die  Stadt  Woims  Zollfreiheit  in  allen  könig- 
lichen Zollplätzen  (Br esslau:  Dipl.  Centum  nr.  80).  Tgl.  femer  Beyer 
a.  a.  0.  I,  nr.  185.  (D.  Erzb.  v.  Trier  erhält  ZoUfreiheit  im  ganzen  Reich) 
und  Fickler:  Quellen  u.  Forschen,  z.  Gesch.  Schwabens  S.  45.  Waitz 
Vm,  306. 

«)  vgl.  Dipl.  I,  nr.  17.  73.  252.  192.  S.  95,  2.  169.  10—12,  244,  5  ff . 
361,  2.  439,  20.  633,  21.  Schöpflin:  Als.  dipl.  I,  129.  Martene:  Thesaurus 
anecdotorum  norus  I,  100  f.  143.  Trouillat:  Honum.  de  Tancien  6y6ch6  de 
B&le  I,  158 f.  Böhmer:  Acta  imperii  S.  9.  Origines  Guelf.  11,  164  ff. 
Remling:  ürkb.  z  Gesch.  der  Bischöfe  v.  Speier  I,  65 1   Waitz  VIII,  807  f. 

•)  vgl.  Lac.  I,  nr.  213.   Beyer  I,  nr.  318.   Waitz  305. 

*)  1126  (Lac.  I,  nr.  300).  Andere  Beispiele  sind:  Gallia  christiana 
Xni,  p.  486.  Gaupp  a.  a.  0.  U,  19  c.  5.  Beyer  I,  nr.  469.  Meiller  a.  a.  0. 
S.  21.  nr.  124.  ürkb.  des  L.  ob  d.  Enns  I»  159.   Waitz  VIII,  810. 
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in  denen  die  Zölle  bezeichnet  werden  als  ^quasdam  tes  nostrae 
proprietatds"  0  o^^r  als  ^quasdam  res  iuris  nostri***)  oder  als 
„ad  nostrum  ins"  gehörig.')  In  anderen  Fällen,  bei  ZoUver- 
leihnngen  nnd  Zollbefreiungen,  heisst  es  des  öfteren,  dass  die- 
selben sich  beziehen  sollen  auf  alles  ^quicquid  fiscus  et  pars  regia 
inde  obtinere  poterit^^)  oder  „quicquid  ins  fisci  ezinde  exigere 
potneraf^,^)  oder  „quicquid  hactenus  utilitatis  exinde  ad  nostrum 
publicum  ins  pertinere  videbatur^/)  962  April  20  erhält  die 
bischöfliche  Kirche  zu  Beggio  alle  ihre  Besitzungen  und  die 
„publica  fiinccio  teloneo"  bestätigt.')  Dem  Erzbischof  von 
Hamburg  schenkt  Otto  I.  965  Aug.  10  in  Bremen:  „bannum  et 
theloneum-totumque,  quid  inde  regius  rei  publicae  iBiscus  obtinere 
poterit**.*)  980  Dez.  5  erhält  der  Bischof  von  Chur  den  Brücken- 
zoll bei  Chiavenna  bestätigt  „ut  regia  ac  iniperialis  potestas 
hactenus  tenuit".*)  Otto  III.  schenkt  985  Nov.  30  dem  Verdener 
Bischof  den  dortigen  Zoll,  „quod  ad  nostrum  regale  ins  a  prefato 
mercato  aspicere  visum  est  et  a  nostro  iure  in  potestatem  superius 
iam  dicti  episcopi-transfundimus**.  *®)  Derselbe  König  überweist 
dem  Erzstift  Magdeburg  den  Oiebichensteiner  Zoll  ^ad  regium 
ins  respicientem^  und  verfügt,  dass  der  Erzbischof  und  seine 
Nachfolger  denselben  „sicut  hactenus  ad  regium  ins  respexit^ 
besitzen  sollen.**) 

Derartige  Beispiele  Hessen  sich  beliebig  vermehren,  sie  aber 
alle  hier  aufführen  zu  wollen,  würde  zu  weit  führen.  Auch  be- 
ziehen sich  alle  diese  Urkunden  nur  auf  ganz  bestimmte  Zoll- 
stätten; man  könnte  daher  den  Einwand  erheben,  dass  aus  ihnen 
nur   die  Regalität  der  in  ihnen  genannten  Zölle  hervorginge, 

0  vgl.  Schannat  a.  a.  O.  19.  27. 

«)  Mohr  a.  a.  0.  75.  (958  Jan.  16). 

^  Böhm.  Acta  S.  9  (965  Okt.  1).  Stumpf:  Acta  nr.  238  (985  Juni  26). 
Gercken  V,  67  (987,  Mai  20). 

*)  Dipl.  I,  S.  230,  29—31  (952  Juni  7). 

^)  ebd.  nr.  252  (963  Juni  26).  Lindenbrog  a.  a.  0.  131.  (966  Aug.  10). 

•)  Gercken  m,  35  (965  Juli  9) 

')  Dipl.  I,  S.  344,  7. 

*)  ebd.  S.  422,  88.  vgl.  509,  42.  511,  12. 

•)  Mohr  a.  a.  0. 97.  vgl.  Ludewig:  reliquiae  manuscriptorum T.  VII, 459. 

»)  Hodenberg  a.  a.  0.  n,  19. 

")  Gercken  a.  a.  0.  V,  67  (987  Mai  20).  vgl.  Hontheim  a.  a.  0.  I, 
nr.  213. 
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nicht  aber  der  Regalcbarakter  des  Zolles  als  solchen.  Auch 
hierfQr  aber  haben  wir  bestimmte  Belege  in  dem  gerade  jetzt 
aufkommenden  Brauche,  den  Zoll  Oberhaupt  als  Regal  zu  be- 
zeichnen. 

Am  4.  Februar  1111  wurde  in  der  Kirche  Maria  in  Turri 
zwischen  den  königlichen  und  päpstlichen  Bevollmächtigten  eine 
Uebereinkunft  betreffs  der  Investiturfrage  geschlossen.  In  ihr 
verspricht  der  König  auf  die  Investitur  verzichten  zu  wollen; 
der  Papst  aber  verpflichtet  dafür  die  Bischöfe  zur  Herausgabe 
alles  dessen,  was  sie  vom  Reiche  erhalten  haben,  und  in  der 
aber  sein  Versprechen  ausgestellten  Urkunde  zählt  er  alle  Regalien 
auf,  auf  welche  die  Bischöfe  fortan  verzichten  sollen.  0 

Darunter  findet  sich  auch  der  Zoll  genannt.*)  Das  gleiche 
Verzeichnis  der  Regalien  enthält  ein  Bericht  über  den  Frie- 
densverti*ag,  der  im  Oktober  1119  zwischen  dem  Papst  Calixt 
und  dem  Kaiser  Heinrich  V.  freilich  ohne  Erfolg  besprochen 
wurde.  •) 

Weil  also  der  Zoll  Regal  war,  lag  auch  jetzt  noch  die  Sorge 
für  die  gesetzliche  Ordnung  der  betreffenden  Verhältnisse  dem 
Könige  ob.  Bemerkenswert  in  dieser  Beziehung  sind  zwei  Ur- 
kunden aus  der  Zeit  Konrads  II.  und  Heinrichs  HC.  Beide 
enthalten  Bestimmungen  über  den  Landfrieden  und  sichern  in 
diesem  Zusammenhang,  entsprechend  den  alten  Regierungs- 
grundsätzen, vor  allem  den  Kaufleuten  den  königlichen  Schutz 


>)  Leg.  n,  67 f.  69.  Tgl.  Schneider:  Der  Vertrag  yon  Santa  Maria 
del  Tun-i  und  seine  Folgen.  Dudenstadt  1881.  S.  25. 

*)  Leg.  a.  a.  0.  67  f:  „papa  —  scripta  ftrmabit  cum  anathemate 
auctoritate  —  ne  quis  eorum  --  invadant  eadem  regalia  id  est  civitates, 
ducatus  —  telonium  — " ;  und  69 :  „Tibi  itaque  fili  carlssime  rex  Heinrice  — 
et  regno  regalia  dimittenda  praecipimus,  que  ad  regnum  manifeste  pertine- 
baut  tempore  Karoli,  Ludowici  et  ceterorum  praedecessorum  tuorum.  Inter- 
dicimus  —  ne  quis  episcoporum  seu  abbatum  —  eadem  regalia  invadant.  Id 
est  civitates  —  tbeloneum  —".  vgl.  Cod.  Udalrici  ap.  Jaffö:  Bibl.  rer. 
Germ.  V,  273.  vgl.  Ekkehard  v.  Aura  SS.  VI,  244  ad  a.  IUI:  ,Ibi 
(Sutriae)  legati  apostolici  cum  missis  regiis  advenientes,  promptum  esse  papam 
ad  consecrationem  et  omnem  regis  honorem  et  voluntatem,  si  tarnen  ipse 
sibimet  annueret  libertatem  ecclesiarum,  laicam  ab  illls  probibens  investituram, 
recipiendo  nibiiominus  ab  ecclesiis  ducatug  —  thelonea  ceterorumque  regalium 
quae  possident  summam''.  vgl.  Ann.  Rom.  ad  a.  1111  SS.  V,  473.  ▼.  Giese- 
brecht:  Gesch.  der  dtsch.  Eaiserzeit  £d  III,  2.  5.  Aufl.  S.  810 ff. 

•)  Jaff6  a.  a.  0.  V,  364. 
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za.^)  Ausserdem  aber  ist  hier  noch  auf  einen  Vorgang  aus  der 
Kegierung  Heinrichs  Y.  hinzuweisen. 

Im  Jahre  1122  nämlich  (Juni  2)  werden  vor  den  Kaiser 
Klagen  über  Zollungerechtigkeiten  in  Utrecht  gebracht.  *)  Dieser 
nimmt  die  Abstellung  der  Ungesetzlichkeiten  in  die  Hand,  da 
es  seine  Pflicht  sei,  endgültige  Bestimmungen  über  die  Höhe  der 
Zollabgaben  zu  treffen.  Er  erneuert  darauf  die  alten  Zollrechte 
in  Utrecht,  wie  sie  dort  von  altersher  üblich,  damals  aber  un- 
gesetzlicher Weise  überschritten  worden  waren.*) 

Am  16.  August  1136  setzt  Kaiser  Lothar  auf  Antrag  des 
Markgrafen  Albrecht  die  Höhe  der  Elbzölle  herab;  auch  diese 
Urkunde  beweist,  dass  erst  die  königliche  Autorität  jeder  Zoll- 
ordnung im  Reiche  die  genügende  Gesetzeskraft  verlieh,  dass 
also  auch  am  Schluss  dieser  Periode  der  König  als  der  oberste 
Zollherr  angesehen  wurde;  ihm  verblieb  die  Oberhoheit  und 
höchste  Leitung  der  Zollangelegenheiten.  ^) 

Wenn,  wie  bemerkt,  Conrad  II.  und  Heinrich  III.  sich  zu 
Landfriedensverkündigungen  für  die  Kaufleute  bestimmt  sehen, 
so  bewegen  sie  sich  hier  durchaus  auf  dem  Boden  der  früheren, 
uns  bekannten  Rechtsanschauungen.  Auch  hinsichtlich  des  Grund- 
satzes, dass  nur  die  eigentliche  Kaufmannsware  zollpflichtig  sei, 
bleibt  es  beim  alten.  Mehrmals  bezeichnen  die  Könige  den  Zoll 
als  eine  Abgabe,  die  von  den  Kaufleuten  und  ihren  Waren  oder 
überhaupt  von  allen  eigentlichen  Kaufgeschäften  zu  fordern  sei.^) 
Schliesslich  sei  auch  noch  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass,  wie 
früher,  so  auch  jetzt  innerhalb  des  Zollwesens  bezüglich  dessen, 
was  zollpflichtig  war,  und  in  betreff  der  Höhe  der  Zollabgaben 


0  vgl.  Ltinig:  dtseh.  Reichsarchiy  pars  gener.  Contin.  n,  73  (1089) 
ü.  74  (1051). 

')  Waitz:  Urkunden  zur  dtsch.  Yerfgeflch.  im  11.  u.  12.  Jhd.  Berlin 
1871.  S.  28  nr.  11. 

')  ^Habito  —  tractatu  cum  pmdentioribus  super  antiqua  consuetudine 
et  iu8ta  solvendi  thelonei  ratione,  inteUeximus,  quid  super  eiusdem  thelonei 
rationabili  ezactione  celsitudinis  nostrae  auctoritas  definire  deberet  Deore- 
limus  eoim  circa  hoc  —  antiquae  institutionis  et  observantiae  modum,  qui 
talis  est".   (Waitz  a.  a.  0.)  vgl  Braunboltz  S.  8. 

«)  Riedel:  Cod.  dipl.  Brand.  I,  16, 1.  ygl.  Falke  a.  a.  0.  57.  Beseler 
a.  a.  O.  873.  Inam.- Stern,  a.  a.  O.  377.    Brannholts  a.  a.  0.  S.  52. 

^)  Tgl.  Dipl  I,  nr.  35.  Mohr  a.  a.  0.  I,  70.  75.  97.  Gercken  a.  a.  0. 
m,  35.  Waiti  a.  a.  0.  Meiller  a.  a.  0.  S.  21  nr.  124. 
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die  „consuetudo**  zur  Norm  gemacht  wird.  ^)  Auch  jetzt  aber 
wird  nur  selten  genauer  bezeichnet,  was  unter  dieser  alten  Ge- 
wohnheit zu  verstehen  sei.*) 


UI. 

Die  Hohenstaufen. 

Auch  in  dieser  Periode  verfügt  zunächst  der  König  wie  in  den 
ältesten  Zeiten  ungehindert  über  die  Zollplätze  im  Reiche,  sei 
es,  dass  er  Zölle  an  Geistliche  oder  Weltliche  zu  Lehen  oder 
zu  eigen  vergabt^)  oder  dass  er  Zollbefreiungen  für  bestimmte 
Gegenden  oder  für  das  ganze  Reich  erteilt.  Gerade  diese  Zoll- 
befreiungen sind  für  den  Umfang  der  Machtvollkommenheit, 
welche  dem  Könige  auf  dem  Grebiete  des  Zollwesens  geblieben 
war,  besonders  charakteristisch.  Denn  in  ihnen  zeigt  sich,  dass 
derselbe  auch  über  diejenigen  Zölle,  welche  durch  königliche 
Schenkung  in  die  Hände  Privater  gelangt  waren,  noch  ein  Yer- 
fügungsrecht  besass.*) 

Weiter  besteht  das  alte  königliche  Recht  auch  darin  fort, 
dass  jede  neue  Anlage  von  Zöllen  und  jede  Verlegung  oder 
sonstige  Veränderung,  namentlich  jede  Erhöhung  eines  alten  Zolles 
vom  König  ausgehen  oder  doch  wenigstens  dessen  Bestätigung 


0  vgl.  Mohr  a.  a.  0.  70.   Waitz  a.  a.  O. 

*)  Es  geschieht  das,  soviel  ich  sehe,  nur  einmal,  nämlich  in  der  ütrechter 
ZoUordnang  vom  2.  Juni  1122,  welche  die  alten  ZoUsätse  genau  anführt. 
Waitz  a.  a.  0.  u.  dtsch.  Vfg.  Vm,  298.  Braunholtz  a.  a.  O.  S.  61  f. 

')  Bekanntlich  hat  gerade  in  der  Zeit  der  Hohenstaufen  die  Versehen- 
kung  Yon  Eeichsgut  aller  Art  einen  ungeheuren  Umfang  angenommen.  Tgl. 
die  Zusammenstellung  der  ZoUvergahungen  bei  Zöllner  a.  a.  O. 

^)  Wenn  sich  Zollbefreiungen  finden^  die  für  den  Umfang  des  ganzen 
Eeiches  gegeben  sind,  so  ist  klar,  dass  dieselben  sich  auch  auf  die  privaten 
Zollstätten  und  nicht  blos  auf  die  noch  königlichen  erstreckt  haben,  vgl. 
Huillard-Br6holles:  Hist.  dipl.  Friderici  IL  T.  VI,  1,  226  (1166  Jan.  8), 
Lac.  I,  392.  (1198  Juli  12),  Mon.  Boic.  29  a,  548  (1208  Dez.  2,  wo  es  aus- 
drücklich heisst:  „Nullus  ab  eis  theloneum  in  toto  episcopatu  aut  in  locis 
fiscalibus  id  est  ad  uülitatem  imperii  singulariter  pertinentibus  extorqueat"). 
vgl.  Braunholtz  a.  a.  0.  S.  7  f,  der  einige  besondere  Beispiele  „für  königliche 
ZoUbefreiung  von  nicht  königlichen  ZöUen*  anführt 
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erhalten  iDass;0  dagegen  können  die  privaten  Zollbesitzer  ihre 
Zölle  nach  freiem  Belieben  verschenken  oder  von  ihrer  Zahlung 
befreien.*) 

In  den  köni^ichen  sowohl  wie  in  den  privaten  ZoUarkunden 
begegnen  wir  femer  der  alten  Anschauung  von  der  ausschliess- 
lichen Zollpflichtigkeit  der  Kaufmannsware.') 

Vor  allem  aber  sind  uns  aus  der  staufischen  Zeit  einige 
urkundliche  Zusammenstellungen  alles  dessen  erhalten,  was  nach 
der  damaligen  Bechtsanschauung  zu  den  Regalien  gerechnet 
wurde.    In  ihnen  wird  auch  der  Zoll  aufgeführt. 

Als  Friedrich  I.  1158  Sept.  7  mit  den  gedemQtigten  Mai- 
ländern seinen  Frieden  machte,  stellte  er  in  der  über  ihre 
Kapitulation  ausgefertigten  Urkunde^)  unter  anderem  auch  die 
Forderung,  dass  sie  die  Regalien,  in  deren  Besitz  sie  waren,  mit- 
hin auch  die  Zölle  dem  Kaiser  wieder  zurflckgeben  sollten.^) 
Ffir  jede  weitere  unrechtmässige,  eigenmächtige  Behauptung 
dieser  Regalien  seitens  eines  Mailänders  verlangt  der  Herrscher 


«)  TgL  Huill.-Br«h.  I,  b,  756  (1174  Aug.  2),  Lac.  I  nr.  386  (1138 
April  8),  ebd.  n,  S.  54  (1223  März)  u.  S.  55  (1222).  Huill.-Br6h.  U,  290 
(1223  Jan.  4),  Sloei:  Oorkond-boek  der  grafschappen  Gehre  L  502  (1226  Okt), 
Winkel  mann:  Acta  imperii  inedita  I,  S.  363  (1249  Juni  21),  Ders.:  ebd. 
II,  S-  73  nr.  79.   vgl.  Brannholtz  a.  a.  0,  S.  6  f.  8  f. 

<)  Tgl.  Strassb.  Urkb.  I,  S.  73  (1143),  Urkb.  d.  L.  o.  d.  Enns  II,  159 
(1153  April  30),  Lünig  a.  a.  0.  pars  3  SpidL  eccles.  Gap.  V  Tit.  Oorvey 
§  56,  p.  99.  (1180)  a.  Tit.  Weissenau  §  1  p.  748  (1186). 

*)  Strassb.  Urkb.  a.  a.  0.  Ck>niad  HL  arkandet  1149  Mai:  «in  praesentia 
nostri  adindicatom  est,  quod  tbeloneom  a  nnUo  ezigi  debet  nisi  a  mercatoribus, 
qni  causa  negotiandi  —  vadunt  — *,  wesbalb  er  verordnet,  dass  der  Patriarch 
von  Aqnileja  aUe  Einkflnfte  der  Gheistlichen  sollfrei  durch  seinen  Sprengel 
ffibreu  lassen  soll  (Böhm.:  Acta  imp.  sei.  ed.  Ficker  nr.  91,  vgL  Stumpf 
nr.  3560  u.  Bernhardi:  Gonr.  m.  11,  759).  vgl.  Lac.  I,  283  (1166  Jan.  9), 
376  (1193  Jun.  28),  379  (1194  Apr.  18),  Lünig  a.  zuletet  genannten  Orte  (1186). 

«)  Leg.  U,  109  f.  cf.  Rahevini  gesta  Friderici  Lib.  m  cap.  41.  SS.  XX, 
440  f.  H.  Frutz:  Kaiser  Friedrich  L  Bd.  I.  163  ff. 

*)  ,,lBiegB]i9k.  velati  monetam,  thelonium,  pedagium  etc.  commune  Mediola- 
nensium  dimittet  et  nitro  se  non  intromittet  (leg.  a.  a.  0.)*.  In  der  Aechtong 
Mailands,  welche  1155  wegen  der  Zerstörung  von  domo  und  Lodi  durch 
Mailand  über  diese  Stadt  verhängt  wurde,  heisst  es  bereits:  «Judicatnm  est 
—  a  principibns  nostris  et  tota  curia,  Mediolanenses  moneta,  theloneo  —  et 
Omnibus  regaiibus  nostra  auctoritate  esse  privandos,  ita  ut  moneta,.  thelonium 
et  omnia  praedicta  ad  nostram  potestatem  redeant"  (Ficker:  Forsch  i«  Rchs.- 
u.  Bechtsgesch.  Its.  I,  161  f). 
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von  der  Gesamtheit  der  Bfirgerschaft  Rechenschaft  und  fordert 
von  ihr,  dass  sie  zum  Beweise  ihrer  Treue  den  Widerspenstigen 
zum  Gehorsam  zu  zwingen  helfe.*) 

Mitte  November  desselben  Jahres  1158  hielt  Friedrich  seinen 
grossen  Reichstag  auf  den  Ronkalischen  Feldern. 

Dazu  berufen,  auf  Grund  einer  geregelten  Gesetzgebung 
fortan  einen  geordneten  Rechtszustand  zu  schaffen,  wurde  auf 
ihm  deshalb  auch  ein  Verzeichnis  aller  dem  Könige  zustehenden 
Rechte  angefertigt.  ^)  Auch  in  der  so  entstandenen  „Constitutio 
de  regalibus"  begegnet  uns  der  Zoll.*)  Gerade  an  diese  Auf- 
stellung der  alten  königlichen  Rechte  und  ihre  erneute,  unbedingte 
Inanspruchnahme  durch  den  Kaiser  schloss  sich  in  der  folgenden 
Zeit  ein  lebhafter  Streit  des  letzteren  mit  den  lombardischen 
Städten,  welcher  die  Hauptursache  zu  dem  schweren  Zerwürfnis 
zwischen  den  beiden  Parteien  abgab.  Im  Jahre  1183  endlich 
machte  der  Kaiser  mit  den  Gegnern  seinen  Frieden,  in  welchem 
er  zu  Gunsten  der  Städte  auf  die  Regalien  verzichtete.  Von 
diesen  wurde  damals  noch  einmal  ein  Verzeichnis  angefei1;igt.^) 
Im  Jahre  1164  Sept.  28  verlieh  derselbe  Kaiser  dem  Grafen 
Guido  Guerra  von  Tuscien  die  kaiserlichen  Hoheitsrechte  auf 
allen  seinen  Besitzungen,  darunter  auch  dasjenige  der  Zoll- 
erhebung.*) 

^)  ,8i  qnis,  fährt  die  Urkunde  fort,  per  iniastum  haec  (seil,  regalia) 
obtinere  Yolnenint  et  iuHticiam  in  de  coram  domino  imperatore  —  facere 
noluerit,  Mediolanenses  vindictam  de  eo  pro  sna  possibilitate  sument  in  per- 
sona et  possessione  et  regalia  domino  imperatori  restitaent  sine  fraude  et 
malo  ingenio.*  Es  ist  wohl  besser,  im  Anfang  zu  lesen  per  iniustmn  statt 
des  tiberlieferten  per  divisum  oder  per  usum. 

«)  Rahew.  a.  a.  0.  IV,  1  ff.  SS.  XX.  444  ff. 

')  Rahew.  a.  a.  0.  Leg.  n,  111:  „Regalia  sunt  hee:  Arimannie,  yie 
publice,  flumina  —  portas,  ripatica,  vectigalia  que  vulgo  dicuntur  thelonea  etc.*' 
Tgl.  Frutz  a.  a.  0.  I,  169  ff.  u.  Beilage  8.  Ficker:  zur  Gesch.  des  Lom- 
bardenbundes (Abh.  d.  Wien.  Akad.  1869)  u.  Forsch.  I,  234  f. 

*)  Responsum  ex  parte  imperatoris  ad  petitionem  societatis  Leg.  II, 
167.  vgl.  Prutz  a.  a.  0.  III,  143  u.  Beilage  5,  3.  In  der  Oonc^ssio  ex 
parte  imperatoris  (leg.  II,  171  f)  werden  unter  den  den  Städten  eingerSumten 
Regalien  die  ZöUe  zwar  nicht  genannt,  sie  sind  aber  wohl  gemeint  mit  den 
Worten:  „et  in  ceteris  que  ad  commoditatem  spectant  civitatum*  (Frutz 
Beil.  5,  3  S.  371). 

^)  „concedimns  —  omnia  regalia  nostra  —  videlicet  bannum  —  theloneum 
—  et  omnia  ea,  que  ad  nos  et  ad  imperium  spectant.**  Ficker:  Forsch.  Bd. 
IV  S.  179  nr.  138. 
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Wie  nun  ans  der  Zeit  Friedrichs  I.  uns  mehrere  solcher 
Regalienverzeichiiisse  vorliegen,  so  ist  uns  ans  seiner  Regierung 
auch  das  erste  Gesetz  der  Kaiserzeit  überkommen,  welches  sich 
in  eingehender  Weise  mit  der  Regelung  der  ZoUverhältnisse 
wenigstens  auf  einer  der  wichtigsten  Handelsstrassen  im  Reiche 
befasst. 

Nach  seiner  Ruckkehr  aus  Italien  nach  Deutschland  im 
Jahre  1155  begab  sich  Friedrich  auf  seiner  Reise  durch  die 
einzelnen  Landschaften  des  Reiches  zum  Zweck  der  Aufstellung 
landfriedensrichterlicher  Verordnungen  im  Herbst  desselben  Jahres 
auch  nach  Ostiranken;  hier  hielt  er  am  29.  Oktober  in  Wurz- 
bui^  mit  vielen  fränkischen,  thfiringischen  und  sächsischen  Grossen 
einen  Hoftag  ab.  Laute  Klagen  der  Bürger  und  Kaufleute  der 
Mainstädte  über  ungesetzliche,  die  Schiffahrt  hart  bedrückende 
Zölle  wurden  bei  dieser  Gelegenheit  dem  Kaiser  vorgetragen. 
Er  nahm  sich  der  Sache  an,  und  nach  einem  durch  den  Pfalz- 
grafen Hermann  abgegebenen  Weistum  bestimmte  er,  dass  alle 
diejenigen,  welche  bisher  am  Main  Zölle  erhoben  hätten,  ihre 
diesbezfiglichen  Rechtstitel  bis  auf  nächste  Weihnachten  aus 
königlichen  oder  kaiserlichen  Privilegien  nachzuweisen  hätten; 
von  dann  an  sollten  sämtliche  Zölle,  bei  denen  es  nicht  geschehen 
war,  für  ungesetzlich  angesehen  und  fOrder  nicht  mehr  erhoben 
werden.*)  Als  der  Kaiser  am  25.  Dezember  sich  zur  Feier  des 
Weihnachtsfestes  in  Worms  aufhielt,  wurde  der  Bestimmung 
vom  29.  Oktober  gemäss  hier  ein  Reichstag  abgehalten;  auf 
ihm  wollte  der  Kaiser  wichtige  Regierungsgeschäfte,  unter  anderen 
auch  die  in  Wfirzburg  angeregte  Frage  über  die  MainzöUe,  zur 
Erledigung  bringen.*) 

Da  aber  die  Bedrficker  der  Mainschiffahrt  sich  nicht  zu 
stellen  wagten  oder,  wenn  sie  es  thaten,  nicht  den  erforderlichen 
Rechtsbeweis  zu  erbringen  im  stände  waren,  so  erliess  Friedrich 
den  Befehl,  dass  alle  jene  Erpressungen  eingestellt,  zu  Neustadt 
aber,  Aschaffenburg  und  Frankfurt  zu  bestimmten  Zeiten  noch 
weiter  Zölle  erhoben  werden   sollten.     Im  übrigen   sollte  der 


^  Leg.  n,  104.  Tgl.  stumpf:  Beichskanzler  II  nr.  3729  a.  aiese- 
brecht  a.  a.  0.  V,  1,78. 

")  Giesebr.  a.  a.  0.  Zorn:  Wormser  Gbronik.  hrg.  y.  Arnold  S.  56. 
Bei  Stampf  fehlt  dieser  Tag. 
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Mainstrom  von  allen  ZöUen  frei  sein.  Diese  damals  getroffene 
Entscheidung  wurde  dann  später  am  6.  April  1157  in  einem 
förmlichen  Reichsgesetz  veröffentlicht.^) 

Den  soeben  geschilderten  Verlauf  der  Angelegenheit  erfahren 
wir  aus  der  Arenga  der  vorliegenden  Urkunde;  mit  ihrer  Dis- 
positio  setzt  die  kaiserliche  Verordnung  vom  6.  April  1157  eiü, 
welche  von  der  früheren  nicht  ganz  unerheblich  abweicht.*) 

In  der  Arenga  nun,  in  welcher  zunächst  von  dem  Wflrz- 
bui^er  Tage  die  Rede  ist,  lesen  wir:  „Cum  Wirzheburc  venisse- 
mus,  maxima  civium  ac  mercatorum  querimonia  nobis  occurrit, 
pro  eo  quod  a  Babenberc  usque  Maguntiam  in  fluvio  Mogo  nova 
et  inconsueta  omnique  ratione  carentia  thelonea  per  plurima  loca 
a  mercatoribus  exigerentur.^  Als  erste  Frage  drängt  sich  hier 
auf,  was  man  unter  diesen  „nova  et  inconsueta  thelonea^  zu  ver- 
stehen habe.  Die  Antwort  darauf  geben  die  unmittelbar  folgenden 
Worte,  welche  gleichsam  explicativ  zu  nehmen  sind:  neu  und 
ungewohnt  sind  alle  Zölle,  welche  keinen  Rechtsgrund  haben 
(omni  ratione  carentia),  und  dieser  fehlt,  wie  wir  weiter  unten 
erfahi*en,  allen  denjenigen  Zöllen,  welche  nicht  als  „imperatorum 
vel  regum  donationibus-collata  per  privilegia  coram  posita^  er- 
wiesen werden  können,  welche  der  kaiserlichen  und  königlichen 
Autorität  entbehren  („que  imperatorie  vel  regle  donationis  autoritate 
carerent"). 

Nun  kann  es  zwei  Arten  neuer  Zollerhebungen  geben: 

1)  Es  können  Zölle  aufgerichtet  worden  sein,  die  bislang 
überhaupt  noch  nicht  bestanden  haben. 

2)  Es  können  alte,  schon  seit  längerer  Zeit  übliche  Zölle 
durch  Erhöhung  ihrer  alten  Beträge  zu  neuen  geworden 
sein. 

In  dem  Begriff  des  Neuen  liegt  aber  nicht  nur  ein  Hinweis 
auf  die  Entstehungszeit  oder  äussere  Umwandlung  eines  Zolles, 
sondern  bei  einem  „neuen  ZolP  dachte  man  schon  in  den  ältesten 
Zeiten  zugleich  an  seine  Ungesetzlichkeit.    Worin  diese  besteht, 


^)  Leg.  II,  104.  Stumpf  3767  erblickt  darin  fälschlich  eine  direkte 
Verkündigung  des  in  Würzburg  1155  Okt  29  gefassten  Beschlusses. 

')  Die  Dispositio  unserer  Urkunde  beginnt  erst  mit  den  Worten:  «ad 
tollendam  itaque**,  nicht  schon  mit:  ^ad  quam  dumtaxat  curiam*,  wie  unter 
anderen  Stumpf  annimmt. 
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darüber  wird  eigentlich  jetzt  zum  ersten  Male  etwas  Näheres 
gesagt.  Ungesetzlich  sind  die  beiden  Arten  von  neuen  Zöllen 
dann,  wenn  sie  nicht  auf  einer  kaiserlichen  oder  königlichen 
Urkunde  als  ihrer  rechtlichen  Grundlage  ruhen;  denn  das  Recht 
der  Neuanlage  von  Zöllen  und  der  Veränderung  alter  Zölle  stand 
ja  Ton  jeher  nur  dem  Könige  zu.  Während  also  alle  in  diesem 
Sinne  neuen  Zölle  am  Main  durch  Friedrich  I.  beseitigt  werden, 
bleiben  die  durch  kaiserliche  oder  königliche  Urkunden  ge- 
schützten Zölle  als  rechtmässig  bestehen.  Es  liegt  somit  in 
dieser  Urkunde  Friedrichs  nichts  anderes  ausgedrückt  als  die 
Anerkennung  des  alten  Eechtsgrundsatzes,  dass  es  nur  eine  ein- 
zige Rechtsquelle  für  die  Zölle  giebt,  und  dass  diese  in  den 
Anordnungen  des  Herrschers  als  des  obersten  ZoUherm  zu 
finden  ist.^) 

Auf  dem  Reichstage  zu  Worms  also  wurden  alle  Zölle  am 
Main  von  Bamberg  bis  Mainz  aufgehoben  mit  Ausnahme  von 
dreien:*) 

1)  von  dem  Neustädter,  der  wenigstens  vom  8. — 22.  August 
erhoben  werden  sollte,') 

2)  von  dem  Aschaffenburger,  der  eine  gleiche  zeitliche  Be- 
grenzung erfuhr,*)  und 

3)  von  dem  kaiserlichen  Zoll  zu  Frankfurt,  der  keiner  zeit- 
lichen Schranke  unterworfen  wurde.*) 

Mit  diesen  Festsetzungen  nun  des  25.  Dezember  1155,  die 


0  Braunholtz  a.  a.  0.  S.  öf. 

*)  ,oiiima  thelonia  a  Babenberc  usqne  ad  Maguntiam  perpetaaliter 
dampnaviinus  exceptis  tribns  quonim  nnnm  est  apnd  Nuwestat  semper  in 
mense  Aognsto  per  Septem  dies  ante  assnmptionem  sancte  Marie  (15.  Ang.) 
et  Septem  post".    (Leg.  a.  a.  0.) 

*)  «apud  ABcafenbarc  similiter*. 

^)  Der  Zusatz,  welchen  der  Frankfurter  Zoll  erhalten  hat:  ,,quod  est 
imperiale*',  ist  offenbar  im  Gregensatz  zu  den  beiden  zuerst  genannten  Zöllen 
gemacht.  Diese  gehtSrten  jedenfalls  kraft  königlicher  Schenkung  einem 
anderen  —  yermutlich  waren  sie,  der  eine  im  Besitz  des  Würzburger  Bischofs, 
der  andere  in  dem  des  Erzbischofs  von  Mainz;  der  ZoU  zu  Frankfurt  dagegen 
war  im  unmittelbaren  Reichs-  und  kaiserlichen  Besitz  geblieben.  Eben  des- 
halb wird  et  auch  nicht  hinsichtlich  der  Zeit  seiner  Erhebung  irgend  einer 
Beschränkung  unterworfen,  wie  die  anderen.  Aus  diesem  interessanten 
Beispiel  geht  hervor,  dass  ein  dem  Kelche  noeh  unmittelbar  gehörender  Zoll 
mehr  galt  und  höhef  stand,  als  die  an  andere  yergabten  Zöllen 
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in  der  Arenga  unserer  Urkunde  vom  6.  April  1157  Aofhalune 
gefunden  haben,  stimmt  die  erst  an  diesem  Tage  verkfindigte, 
endgültige  Verordnung  nicht  vöUig  überein.  Darum  ist  es  von 
Wichtigkeit,  sich  klar  zu  werden,  dass,  wie  schon  bemerkt,  die 
Dispositio  der  Urkunde  erst  mit  den  Worten:  ^ad  tollendam 
igitur^  anhebt. 

Was  nämlich  am  6.  April  1157  beschlossen  wurde,  sagen 
uns  die  Worte:  „precipimus,  ut  mercatores  per  Mognm  ascen- 
dentes  sen  per  lipam  fluminis,  que  via  regia  esse  dinoscitnr, 
funes  trahentes,  nullns  umquam  occasione  thelonei  aut  aliter 
quomodolibet  inquietare  presumat.^ 

Es  ist  in  diesem  Satze  ausdrücklich  nur  von  dem  einen 
Teile  der  Schiffahrt  die  Rede,  welchen  man  als  die  Bergfahrt  zu 
bezeichnen  pflegt;  denn  nur  sie  kann  gemeint  sein,  wenn  aus- 
schliesslich von  den  „mercatores  per  Mogum  ascendentes^  ge- 
sprochen wird.  Es  wird  also  die  am  6.  April  1157  erlassene 
kaiserliche  Verordnung  einzig  und  allein  zu  der  stromaufw&rts 
gerichteten  Fahrt  in  Beziehung  gesetzt,  und  nicht,  wie  es  in 
der  Arenga  geschieht,  zu  der  ganzen  Schiffahrt  auf  dem  Main, 
also  nicht  auch  zur  Thalfahrt.  Wie  ist  diese  Beschränkung  der 
Verordnung  zu  verstehen? 

Zunächst  kann  darfiber  kein  Zweifel  sein,  dass  das  vom 
Kaiser  und  von  den  Pursten  vertretene  Princip,  wonach  nur  die 
von  einem  Kaiser  oder  Könige  aufgelegten  Zölle  als  rechtmässig 
anzuerkennen  seien,  auf  alle  Zölle  seine  Anwendung  finden  sollte, 
also  auch  auf  diejenigen,  welche  bei  der  Thalfahrt  von  den 
Eeisenden  erhoben  wurden.  Denn  man  kann  doch  nicht  an- 
nehmen, dass  der  Kaiser  bezüglich  der  Thalfahrt  die  Rechts- 
kraft von  Zöllen  anerkannt  hätte,  welche  er  für  die  Bergfahrt 
bestritt.  Das  würde  gegen  jede  Einheit  des  Bechtsgrundsatzes 
Verstössen,  ohne  die  sich  kein  erspriessliches  Handeln  denken 
lässt.  Wenn  nun  trotzdem  in  der  Urkunde  nur  von  einer  Be- 
freiung der  Bergfahrt  die  Bede  ist,  so  muss  das  einen  besonderen 
Grund  haben. 

Hier  liegt  nun  die  Vermutung  nahe,  dass  die  widergesetz- 
lichen, den  Handel  und  Verkehr  bedrückenden  und  jetzt  ver- 
botenen Zollerhebungen  überhaupt  nur  von  den  stromauffahrenden 
Fahrzeugen  eingetrieben  worden  waren.  Denn  wenn  der  Kaiser 
seine  Verfügungen  trifft  „ad  tollendam  —  omnis  inconsueti  thelonei 
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occasionem  seu  nefasde  exactionis  insolentiaiu,^  diese  Verfugungen 
aber  schliesslich  nur  für  die  Bergfahrt  ergehen  lässt,  so  muss 
man  daraus  den  Schlnss  ziehen,  dass  die  „insolentia^  nur  bei 
ihr  vorgekommen  war.  Freilich  liegt  der  Grund  dieser  That- 
Sache  nicht  klar  am  Tage.  Ob  vielleicht  der  Handel  auf  dem 
Main  überhaupt  nur  stromauf  ging,  das  will  sagen,  ob  die  Schiffe 
stromabwärts  ohne  jede  Ladung  fuhren,  welche,  in  der  Haupt- 
sache wenigstens,  allein  verzollt  zu  werden  pflegte?  Auf  einen 
Umstand  ferner  muss  noch  hingewiesen  werden.  Gerade  die 
Fahrt  stromauf  hat  mit  natfirlichen  Schwierigkeiten  mancherlei 
Art  zu  kämpfen;  zu  deren  Erleicht^mng  bedfirfen  die  Fahrenden 
der  Hilfe  anderer,  welche  z.  B.  die  mit  dem  Strome  ringenden 
Schiffe  durch  Ziehen  an  der  Leine  vorwärts  zu  bewegen  helfen.^) 
Es  ist  nun  recht  wohl  denkbar,  dass  für  diese  Dienstleistungen 
von  den  Führern  der  Schiffe  damals  Vergfitigungen*)  gefordert 
worden  waren,  welche  das  Mass  der  Gesetzlichkeit  weit  fiber- 
schritten und  so  den  Charakter  von  Erpressungen  angenommen 
hatten.  Auch  mochte  es  vorgekommen  sein,  dass  die  Fahrenden 
durch  Gewaltmassregeln,  wie  etwa  durch  Sperrung  des  Fluss- 
laufes mittels  Ketten  oder  dergleichen  gezwungen  waren,  gegen 
Geldzahlung  ein  solches  Beförderungsmittel  in  Anspruch  zu 
nehmen  auch  an  Stellen,  wo  sie  ohne  dasselbe  hätten  fortkommen 
können.*)  Wie  dem  nun  auch  sein  mag,  ich  bin  der  Ansicht, 
dass  jene  ungebührlichen  ZoUbedrückungen  nur  die  Bergfahrt 
betroffen  hatten.  Wenn  es  daher  vorher  in  der  Urkunde  heisst, 
dass  der  Kaiser  alle  Zölle  von  Bamberg  bis  Mainz  aufgehoben 
hatte,  die  nicht  als  gesetzlich  im  bestimmten  Sinne  erwiesen 


>)  unsere  Urkunde  erwähnt  daher  neben  der  eigentlichen  Flussfahrt 
noeh  die  Benntsong  des  Leinpfades  oder  Treidelweges,  der  gerade  bei  der 
Bergfahrt  sehr  in  Betracht  kommt. 

*)  Wenn  auch  die  Abgaben,  welche  anf  dem  Leinpfad  zu  zahlen  sind, 
nicht  direkt  unter  den  Begriff  des  Zolles  fallen,  sind  sie  doch  diesen  ver- 
wandt. Sie  gehörten  sicher  zu  den  mannigfaltigen  Wegegeldern.  (Lampr. 
n,  271).  Ohne  Zweifel  sind  sie  gemeint,  wenn  unsere  Urkunde  jede  Be- 
unruhigung der  Eaufleute  „occasione  thelonei  aut  aliter  quomodolibet"  verbietet. 

*)  Die  gesetzmässigen  Erhebungen  auf  dem  Leinpfad  oder  die  sonstigen 
Abgaben  für  die  Beförderungen  der  Beisenden  blieben  natürlich  bestehen. 
Denn  für  die  ihnen  gewährten  Dienstleistungen  mussten  die  Schiffer  sich  in 
irgend  einer  Weise  erkenntlich  zeigen.  Nur  werden  es  bestimmte  Plätze  ge- 
wesen sein,  an  denen  sie  ihr  Geld  zu  zahlen  hatten.    Diese  Plätze  nber  so- 
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worden  waren,  so  betraf  diese  Aufhebung  nur  die  von  den  strom- 
auf fahrenden  Schiffen  eingetriebenen  Abgaben.  Man  kann  also 
nicht  sagen,  wie  dies  bisher  immer  geschehen  ist,  dass  durch 
das  kaiserliche  Diplom  von  1157  die  ganze  Mainscliiffahrt  frei- 
gegeben worden  sei;  denn  diese  hatte  gar  nicht  in  ihrem  vollen 
Umfange  eine  Bedrückung  erfahren.^ 

Der  vom  Kaiser  für  die  Rechtmässigkeit  aller  am  Main  an- 
gelegten Zölle  geforderte  Urkundenbeweis  wurde,  wie  uns  die 
Urkunde  lehrt,  für  die  meisten  nicht  erbracht.  Nur  bei  dreien, 
dem  Neustädter,  dem  Aschaffenburger  und  dem  Frankfurter  Zoll, 
stand  die  Rechtmässigkeit  ihi^er  Erhebung  ausser  allem  Zweifel, 
bei  dem  zuletzt  genannten  wegen  seiner  Eigenschaft  als  kaiserlichen 
Zolle».  Die  Besitzer  der  beiden  anderen  aber  hatten  jedenfalls 
die  verlangten  Urkunden  vorgelegt. 

Das  höchst  lehrreiche  Zollgesetz  Friedrichs  I.  vom  Jahre 
1157  zeiftt  uns  diesen  in  der  von  seinen  Vorgängern  ererbten 
Stellung  des  obei^ten  Zollherm  im  Reiche;  sein  Wille  allein  giebt 
fdr  Anlage  und  Fortbestehen  der  Zölle  die  rechtliche  Grundlage. 
Gestützt  auf  sein  Zollrecht  schlichtete  Friedrich  am  14.  Juni 
115H  einen  Streit  zwischen  dem  Bischof  Otto  von  Freisingen 
und  dem  Hei^og  Heinrich  von  Bayern  betreffs  der  Märkte  zu 

wJt^  die  Höh<?  i\vr  AbgHbini  seUte  das  Roichsoberhaupt  fest.  Denn  der  Lein- 
pfWd  iroh^rt  la  den  sogenannten  «riae  regiae*;  tu  diesen  werden  yor  allem 
die  Wasserst m^i^e II  gtri'chiiot  Als  Teil  einer  solchen,  mit  der  er  in  enger 
Vorbindun^  siebte  triijft  der  Leinpfad  von  Tomherein  den  Charakter  einer 
Kvmi^j!stn^s»üe  an  sich»  Daher  heilst  es  in  unserer  Urkunde  von  ihm:  ,que 
Tia  ri*^ia  e^w^e  dinoscitur*.  Zu  dem  Wesen  der  Konigp^strasse  aber  gebort, 
da*a  ihr*  lU»natauug  von  Jeder  den  Verkehr  erschwerenden  ZoUabgabe  frei 
wiur«  und  dass  über  die  Aafrt^terhaltuug  der  frvien  Passage  anf  ihr  der 
Rl^ni^r  »Ixvu^  Aehl  tu  geben  hatte.  Seinen  Geboten  und  Anordnungen  alittn 
unterstanden  die  Kocig^tr^ssen.    VgL  Braun  hol  ti  S^  4. 

'>  Ka  diesem  Resultat  gelangten  wir,  weil  wir  die  wirkliche  Urkunde 
TV«!  ifk  April  UM  er«t  mit  den  Worten:  ,ad  toHendam  igitm*  beginnen 
Ue^eiK  und  nicht  schon«  wie  bisher  geschehen  ist«  mit  ^ad  qaam  dnmraxat*'. 
rwher  hat  man  immer  vv>n  einer  ikfirviung  der  ganxeu  Itainschiffahit  ge- 
wdet.  So:  Stumpf  STt^r.  Prut«  L  lOi*  Giesebr.  V.  1.7^.  Raumer  IL 
$«i  spricht  nur  g^MU  aluvmein  vv^  Friedricks  Tliiiügkeit  innerkaib  des  Zoll* 
wwe«wk  Frev  l>»  Schicksale  de*  kaiserl.  Gutess^  in  Pts^fKi.  un:er  d«  letzten 
St4uf  Ä>?  C  tr,*r  auch  nicht  da*  Richtige  und  ist  in  »eder  B«Dek;3ng  uu< 
(pNMu.  KVu5),>  Falke  $U  der  r.a:ste^:i:vh  die  eiueln«i  H^Mftuge  uic^t : 
UÄt««fcrV;ict. 
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Pergen  und  München  und  des  mit  ihnen  verbundenen  Zoll-  und 
Mfinzrechtes.  Infolge  kaiserlicher  Verfügung  musste  der  Bischof 
auf  den  Markt  zu  Fergen  mit  allen  dazu  gehörigen  Rechten 
verzichten;  er  sollte  aber  dafür  als  Entschädigung  von  dem 
Herzog  den  dritten  Teil  des  Marktzolles  von  München  oder  eine 
entsprechende  Abgabe  von  Salz  erhalten.  Ausserdem  sollte  jeder 
von  ihnen  in  München  seinen  eigenen  Zöllner  halten  dürfen,  falls 
sie  es  nicht  vorzögen,  dass  ein  einziger  ihrer  beider  Interessen 
dort  verträte.^) 

In  gleicher  Weise,  wie  Friedrich  hier  in  den  Streitfall  ein- 
griff, erhob  er  einige  Jahre  sp&ter  abermals  seine  ordnende  Hand. 
Auf  dem  Weihnachten  1165  abgehaltenen  Hoftag  in  Aachen 
nämlich  nahm  er  sich  der  Bewohner  der  Stadt  Duisburg  an: 
diese  beklagten  sich  vor  ihm  über  den  Bischof  Gotttried  von 
Utrecht,  der  sie  durch  Einziehen  eines  ungesetzlichen  Zolles 
wider  alles  Recht  geschädigt  hätte.  Vermittelst  einer  Urkunde 
vom  28.  Dezember*)  hob  er  den  eigenmächtig  vom  Bischof  er- 
hobenen ZoU^)  auf  und  gewährte  den  Duisburgern  als  Leuten 
des  Reiches,  welches  allein  über  sie  zu  verfügen  hätte,  ^)  völlige 
Freiheit  von  Zollabgaben  in  Utrecht. 

Dem  Bischof  und  seinen  Nachfolgern  untersagte  er  jede 
weitere  derartige  Belästigung  der  Stadt  aufs  strengste. 

Der  Kaiser  nennt  in  dem  Streitfall  der  Duisburger  mit  dem 
Bischof  von  Utrecht  den  von  diesem  geforderten  Zoll  theloneum 
indebitum;  jedenfalls  giebt  er  ihm  diese  Bezeichnung,  weil  der 
Bischof  zu  demselben  von  keinem  Herrscher  ermächtigt  worden 
war.  Schon  aus  diesem  Grunde  war  das  Verfahren  des  Bischofs 
ein  ungesetzliches;  es  kam  aber  noch  hinzu,  dass  er  mit  seiner 
Zollforderung  die  Einwohner  einer  Stadt  belästigt  hatte,  welche 
als  Reichsstadt  nur  dem  Reiche  zu  Abgaben  verpflichtet  war. 
Der  Bischof,  zu  dessen  Sprengel  sie  nicht  einmal  gehörte,  konnte 
über  sie  in  keiner  Weise  irgend  eine  Gewalt  in  Anspruch  nehmen. 
Es  lag  also  offenbar  in  dem  Verhalten  des  Bischofs  eine  doppelte 
Verletzung  des  bestehenden  Rechtszustandes  und  damit  der  Reichs^ 


^  Hund:  Metr.  Salisb.  114. 

^  Lacombl.  a.  a.  0. 1,  295.  Stampf  4058.  Giesebr.  a.  a.  0.  Y,  479. 

*)  „theioneum  indebitom.** 

^  „cum  ad  nos  tantnmmodo  et  ad  solum  pertineant  imperiom.'' 
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gewalt  Aas  der  besonderen  HinznfBg^ng  des  Grundes,  aas 
welchem  die  Duisburger  speziell  von  jeder  Abgabe  in  Utrecht 
zu  entbinden  waren,  konnte  man  folgern,  dass  der  Bischof  sich 
eines  weniger  grossen  Vergehens  schuldig  gemacht  hätte,  wenn 
seine  Zollforderung  Leute  seines  eigenen  Machtgebietes  betroffen 
hätte.  Als  Herr  eines  geistlichen  Territoriums  aber  gehörte  der 
Bischof  zu  den  Landesherren;  es  würde  also  der  geschilderte 
Sachverhalt  zu  dem  Schlüsse  fiQiren,  dass  die  Landesherren 
überhaupt  innerhalb  ihres  Gebietes  im  Zollwesen  bereits  eine 
freiere  Bewegung  gehabt  hätten.  Und  in  der  That  werden  wir 
annehmen  müssen,  dass  ihnen,  wenigstens  sum  Teil,  schon  ein 
gewisses  Zollrecht  zugekommen  sei.  Aber  eben  doch  nur  ein 
gewisses;  denn  zunächst  war  ihr  Recht  der  Zollanlage  und  Zoll- 
erhebung insofern  ein  beschränktes,  als  dasselbe,  wie  uns  die 
Urkunde  vom  6.  April  1157  lehrt,  durch  königliche  Ermächtigung 
ihnen  gewährt  sein  musste.  Sodann  aber  übte  der  König  infolge 
seines  obersten  Zollrechtes  überhaupt  über  die  Zollverhältnisse 
eine  Eontrolle  aus,  um  jede  allzu  grosse  Bedrückung  der  Unter- 
thanen  und  jede  erhebliche  Störung  des  Handels  und  Verkehres 
zu  verhindern. 

Zeigen  uns  also  die  angeführten  Beispiele  Friedrich  I.  im 
vollen  Besitz  des  obersten  Zollrechtes,  so  muss  doch  auf  der 
anderen  Seite  bemerkt  werden,  dass  die  Ausübung  desselben  wie 
aller  königlichen  B;egienmgsrechte  gegen  früher  eine  gewisse 
Beschränkung  erfahren  hatte.  Denn  der  König  erlässt  jetzt 
nicht  mehr  absolut  von  sich  aus  seine  Verfügungen,  sondern  er 
ist  dabei  an  die  Mitwirkung  der  Fürsten  des  Reiches  gebunden.  ^) 
Nur  in  dem  Znsammengehen  mit  ihnen  war  eine  erspriessliche 
Gesetzgebung  noch  möglich.  Durch  diese  Rechtsentwicklung 
aber  wurde  nicht  das  Zollrecht  allein  betroffen,  und  was  die 


^  „ex  sententia  principum*'  wird  das  Gesetz  yom  6.  April  1157  ver- 
kündet, ,ex  sententia  principum**  wird  die  Urkunde  für  Duisburg  erlassen. 
Das  «consilium*  und  der  «consensus  principum*  wird  ausserdem  erwähnt  im 
Piivileg  für  Aachen  (1166  Jan.  9:  Lac.  I,  283),  im  Prlyileg  für  den  Erz- 
bischof Ton  Köln  (1167  Aug.  1:  ebd.  296).  Am  Ende  dieser  Urkunden 
werden  dann  mehrere  Fürsten  ausdrücklich  als  Zeugen  aufgeführt  Vgl. 
übrigens:  Lamprecht:  Zur  Yorgesch.  des  Konsensrechtes  der  Kurfürsten 
(Forsch,  z.  dtsch.  Gesch.  Bd.  23)  und  Ficker:  fürstliche  Willebriefe  (Mitteil, 
des  List.  f.  österr.  Geschforsch.  Bd.  3). 
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Hauptsache  ist,  das  Recht  als  solches  war  damit  nicht  etwa  ver- 
nichtet. Wenn  die  Fürsten  in  den  erwähnten  Fällen,  namentlich 
aber  in  dem  ersten,  der  von  so  einschneidender  Bedeutung  war, 
einen  ffir  den  Kaiser  und  sein  Eecht  so  fiberans  günstigen  Spruch 
fällten,  so  liegt  darin  ausgesprochen,  dass  sie  das  oberste  Zoll- 
recht des  Kaisers  anerkannten.  Sie  mussten  daher  im  Sinne 
dieses  kaiserlichen  Eechtes  ihre  Entscheidungen  treffen  und  konnten 
demselben  in  keiner  Weise  zuwider  handeln. 

Eine  eigentümliche  Stellung  nimmt  eine  Urkunde  Friedrichs  I. 
vom  Mai  1182  ein.    In  dieser  giebt  er  dem  Grafen  von  Geldern 
„de  consensu  principum  imperii**  die  Burg  Nimwegen  zu  Lehen.  ^) 
Im   Verlauf  der   Urkunde  berichtet  er,   dass   sein  Vorgänger 
Heinrich  III.  den  Nimwegener  Zoll  „sine  conscientia  et  consensu 
principum  imperii"  dem  Grafen  Theoderich  von  Kleve  verliehen 
habe  mit  der  Bestimmung,  dass  er  und  seine  Nachfolger  von 
diesem  Zolle  dem  jeweiligen  Kaiser  jährlich   am  Andreasfest 
(30.  November)  eine  bestimmte  Abgabe  zu  zahlen  habe,  widrigen- 
falls  er  den  Zoll  verlieren  würde.    Friedrich  I.  hat  nun  den 
Grafen  mehrfach  vergeblich  zur  Befolgung  dieser  Verfügung  auf- 
gefordert; jetzt  spricht  er  ihm  „secundum  sententiam  a  principibus 
prolatam^  den  Zoll  ab,  um  denselben  als  „a  principibus  imperii 
per  sententiam  eoiiindem  imperio  adiudicatnm^  sich  und  seinen 
Nachfolgern  für  alle  Zeiten  zu  reservieren;  nur  300  Denare 
überweist  er  dem  Grafen  von  Geldern.    Auch  diese  Neuordnung 
des  Nimwegener  Zolles  also  erfolgte  mit  Einwilligung  der  Fürsten. 
Aber  wenn  es  im  Anfang  heisst,  dass  die  Ueberweisung  des 
Zolles  an  den  Grafen  von  Kleve  durch  Heinrich  III.  ohne  fürst- 
lichen Konsens  vollzogen  sei,  so  darf  man  daraus  nicht  schliessen 
wollen,  dass  damit  die  Ungültigkeit  der  Verleihung  überhaupt 
ausgesprochen  werden  sollte.    Denn  die  Zurücknahme  des  Zolles 
ans  Reich  durch  Friedrich  unter  Zustimmung  der  Fürsten  er- 
folgte nicht  aus  diesem  Grunde,  sondern  weil  der  Beliehene  seinen 
Verpflichtungen  nicht  nachgekommen  war. 

Es  scheint  also,  als  ob  nach  damaliger  Anschauung  der 
forstliche  Konsens  noch  nicht  unbedingt  nötig  war,  um  einen 
Rechtsakt  gültig  zu  machen,  sondern  als  ob  man  ihn  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen eingeholt  habe,  um  nicht  durch  etwaige  spätere 


>)  Bondam  I,  236.    Stampf  4845. 

W  •  t  ■  •  ] ,  Bm  ZoUraoht  der  devtsohen  Könige. 
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Widerspräche  der  Fürsten  Unannehmlichkeiten  zu  erfahren.    Das 
eigentliche  kaiserliche  Recht  ward  damit  noch  nicht  betroffen.  0 

Aus  der  Regierung  des  Sohnes  and  Nachfolgers  Friedrichs  I..» 
Heinrichs  VI.,  kennen  wir  zwar  keine  allgemeineren  und  am- 
fassenderen  Zollgesetze,  aber  wir  besitzen  doch  einige  Urkunden, 
ans  denen  wir  den  Eindruck  gewinnen,  dass  auch  er  an  dem 
ererbten  obersten  Zollrecht  festgehalten  hat. 

So  verordnet  er  1193  Juni  28,  dass  die  Bfirger  von  Köln, 
Neuss  und  anderen  erzbischöflich  kölnischen  Städten  zu  Boppard 
nur  den  alten  Zoll  entrichten  sollen,  während  ihnen  in  Kaisers- 
wert  überhaupt  Zollfreiheit  gewährt  wird.  *)  Heinrich  stellt  sich 
hiermit  ganz  auf  den  Standpunkt  der  alten  Merowinger-  und 
Karolingerkönige,  die  ja  auch  nur  die  „antiqua  thelonea^  gelten 
Hessen.  Bezüglich  der  Definition  des  Begriffes  von  dem  alten 
Zoll  als  dem  allein  rechtmässigen  wird  sich  der  Kaiser  ohne 
Zweifel  der  von  seinem  Vater  am  6.  April  1157  aufgestellten 
angeschlossen  haben. 

Ein  anderes  Mal  wendet  sich  Heinrich  gegen  eine  unrecht- 
mässige Zollerhebung  des  Orafen  Gerard  von  Alten-Ahr,  unter 
welcher  die  Aachener  zu  leiden  hatten.  •)  Der  Kaiser  beurkundet, 
dass  der  Graf  vor  ihm  bekannt  habe:  „se  theloneum  in  Ecken- 
dorf iniuste  occupasse  et  non  rationabiliter  possedisse  et  accepisse.'* 
Die  Ungesetzlichkeit  im  Verhalten  des  Grafen  bestand  offenbar 
in  zweierlei.  Einmal  nämlich  hatte  er  den  bestehenden  Rechts- 
zustand dadurch  verletzt,  dass  er  zu  der  Einforderung  jenes 
Zolles  durch  kein  königliches  Privileg  ermächtigt  worden  war.*) 
Vielmehr  —  und  hieiin  lag  die  zweite  Ungesetzlichkeit,  welche 
sich  der  Graf  zu  Schulden  kommen  Hess  —  handelte  er  durch 
jenen  an  sich  schon  widerrechtlichen  Zoll  demjenigen  Privileg 
entgegen,  durch  welches  Friedrich  I.  den  Aachenern  völlige  Zoll- 
freiheit im  Reiche  geschenkt  hatte.*) 

Im  übrigen  ist  die  Regierung  Heinrichs  VI.  für  die  Fragen, 

«)  vgl.  Lampr.  a.  a.  O.  S.  84  u.  104. 

«)  Lacombl.I,  37G.  Stumpf  4820.  Dieses  Privileg  bestätigte  Philipp 
von  Schwaben  1207  April  30  (^Ennen:  Quellen  z.  Gesch.  der  Stadt  Köln  11,  28). 

»)  1194  April  18.    Lacombl.  I,  379.    Stumpf  4854. 

*)  So  wurden  ja  auch  die  1157  beseitigten  Zölle  als  „ratione  carentia*" 
{=  indebita)  bezeichnet. 

»)  1166  Jan.  8.  (Huill.-Br6h.  VI,  1.  226). 
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welche  qds  hier  beschäftigen,  wenig  ergebnisreich.  Nnr  das  sei 
noch  bemerkt,  dass  auch  er  wie  seine  Vorgänger  in  einem  be- 
sonderen Erlass  vom  24.  Juni  1196  den  Eaufleaten  im  Beich 
seinen  besonderen  Schutz  zugesichert  hat.  ^)  Diesen  aber  konnte 
er  ihnen  unter  anderem  gerade  durch  eine  sorgfältige  Regelung 
des  Zollwesens  gewähren;  t&r  sie  mag  er  daher  auch  wohl  gesorgt 
haben,  wenn  schon  das  Nähere  uns  darüber  nicht  bekannt  ist. 
Reicheren  Aufschluss  über  die  Grundsätze,  welche  im  Zoll- 
wesen galten,  geben  erst  wieder  die  Zeiten  der  ^beiden  Gegen- 
könige, Philipps  von  Schwaben  und  Ottos  IV.  Freilich  war  der 
Wettstreit  der  beiden  Könige  um  den  Besitz  der  Krone,  infolge 
dessen  jeder  yon  ihnen  durch  jedes  nur  irgend  anwendbare 
Mittel  die  Gunst  seiner  Wähler  zu  erhalten  und  die  Anerkennung 
seiner  bisherigen  Gegner  zu  gewinnen  suchte,')  die  Ursache 
davon,  dass  sie  nur  um  des  eigenen  Voileiles  willen  auch  auf 
manche  Teile  ihres  Zolkechtes  zu  Gunsten  anderer  verzichteten. 
Schon  in  den  ältesten  Zeiten  hatten  die  Zolleinkünfte  für  die 
Könige  das  geeignete  Material  abgegeben,  um  sich  mit  ihm  die 
Gunst  dieses  oder  jenes  Fürsten  zu  erwerben.  Dass  dieselben  nun 
auch  jetzt  bei  dem  Bestreben  der  Gegenkönige,  sich  auf  ihrem 
Thron  möglichst  zu  befestigen,  eine  Hauptrolle  gespielt  haben, 
braucht  uns  nicht  weiter  Wunder  zu  nehmen.    Das  Verhängnis- 


«)  vgl.  Leg.  II,  199.    Stumpf  5009. 

^  So  flchliesst  Philipp  1202  Okt.  11  mit  der  Geistlichkeit,  den  Dienst- 
mannen  nnd  Bürgern  yon  Trier  einen  Vertrag,  in  welchem  er  zu  deren^ 
Gunsten  den  Zoll  in  Kochern,  soweit  er  neu  errichtet  war,  und  die  ungesets- 
UcheAhgabe  in  Hammerstein  aufhebt  (Günther:  Cod.  Eheno-Mosell.  11,  79. 
B5hm.-Ficker  Reg.  Phils,  nr.  70.  Winkelmann:  Phil.  v.  Schwab.  S.  262  ff). 

1204  Jan.  12  bestätigt  Philipp  dem  Erzbischof  Adolf  von  Kdln  als  Be- 
lohnung für  seinen  Abfall  von  Otto  und  seinen  Uebertiitt  zu  ihm  die  ZöUe, 
welche  er  durch  Friedrich  I.  und  Heinrich  VI.  empfangen  hatte  (Lacombl. 
n,  7.  B.  F.  nr.  90). 

1198  unmittelbar  nach  seiner  durch  Erzbischof  Adolf  von  Köln  voU- 
zogenen  Krönung  gewährt  Otto  diesem  als  Belohnung  mancherlei  ZoUyer- 
gonstigungen  (Lac.  I,  392.   B.  F.  nr.  200). 

Zu  weiteren  derartigen  Privilegien  des  Königs  an  denselben  Erzbischof 
kam  es  im  September  1202  in  dem  damals  geschlossenen  Vergleich,  welcher 
den  vorher  zwischen  beiden  bestehenden  Streit  abschloss;  bei  diesem  hatte 
es  sich  gerade  um  Zollangelegenheiten  gehandelt  (Leg.  n,  206.  B.  F.  nr.  227. 
▼gl.  226b.  u.  Winkelm.  a.  a.  0.  251  ff.  vgl.  Braunholtz  a.  a.  0.  S.  7 
tt.  11  f.). 
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volle  aber  war,  dass  namentlich  König  Otto  sich  nicht  nor  darauf 
beschränkte,  ZolIeiukQnfte  oder  Zollbefreiungen  zu  verleihen, 
sondern  dass  er  sich  auch  in  dem  einen  oder  anderen  Falle 
seines  Zollrechtes  selbst  entänsserte. 

Neben  mehrfachen  Vergabungen  aber  finden  sich  ans  der 
Regierung  der  beiden  Könige  auch  Rechtssprüche,  in  denen 
wiederum  das  oberste  königliche  Recht  in  Zollsachen  aufrecht- 
erhalten wird. 

Als  König  Philipp  1202  Okt.  11  mit  der  Trierer  Geist- 
lichkeit und  Bürgerschaft  jenes  oben  erwähnte^)  Bündnis  ab- 
schliesst,  verzichtet  er  zu  Gunsten  seiner  neuen  Bundesgenossen 
auf  den  Zoll  zu  Kochern  „quasi  de  novo  fuerat  institutum  — 
servato  tamen  iure  antiquo  thelonei,  quod  temporibus  predecessorum 
nostrorum  dive  memoriae  Romanorum  imperatorum  illic  solebat 
haberi.^  Der  König  giebt  hiermit  deutlich  zu  erkennen,  dass 
er  an  dem  alten,  dem  König  zukommenden  Recht  festhalten 
will.  Was  er  aufgiebt,  ist  nur  die  Erhöhung  des  alten  Zolles.*) 
Man  erkennt  hieraus  das  Fortbestehen  des  alten  königlichen 
Rechtes,  über  die  Höhe  der  Zollabgaben  nach  freiem  Ermessen 
Bestimmungen  zu  treffen. 

Ganz  besonders  lehrreich  für  die  Erkenntnis  der  damals 
gültigen  Rechtsanschauungen   ist  eine  Urkunde,   welche  1206 


>)  vgl.  S.  35  N.  2).  Falke  a.  a.  O.  S.  32  bemerkt  dazu,  dass  Philipp 
y,nMT  dem  Erzbischof  yon  Trier  zu  Gefalien"  den  Kochemer  Zoll  „aufgehoben* 
und  den  zu  Hammerstein  ,.  gemindert*  habe.  Diese  Ansicht  Falkes  ist 
durchaus  irrig.  Denn  die  Urkunde  ist  ganz  deutlich  einzig  und  allein  zu 
Gunsten  der  Kirche  (Prälaten,  Kleriker,  Aebte)  und  der  Bürger  von  Trier 
erlassen.  Der  Name  des  Erzbischofs  wird  überhaupt  nicht  genannt.  Das 
ganze  Bündnis  war  gerade  gegen  ihn  gerichtet.  Denn  er  neigte  auf  die 
Seite  Ottos  IV.  oder  war  wenigstens  vom  Papst  aufgefordert,  diesem  unbe- 
dingt anzuhangen.  Indem  der  König  sich  nun  über  seinen  Kopf  fort  mit 
seiner  Geistlichkeit  und  der  Bürgerschaft  verband,  wollte  er  dadurch  einen 
Druck  auf  den  Erzbischof  ausüben  und  ihn  von  einem  Abfall  zurückschrecken, 
welcher  ihn  in  seinem  Sprengel  völlig  isoliert  hätte. 

*)  Dieses  Verhältnis  erkennt  man  deutlich  aus  dem  Zusatz:  „servato 
tamen  iure  antiquo."  Auch  in  dieser  Beziehung  ist  also  Falke  ganz  un- 
genau. B.  F.  a.  a.  0.  sagt  deshalb  mit  Recht,  dass  er  den  Zoll  nur  auf- 
gehoben habe,  soweit  er  neu  errichtet  worden  war.  Falke  dreht  die  Sache 
gerade  um ;  denn  herabgemindert  wird  der  Kochemer  und  nicht  der  Hammer- 
steiner Zoll,  aufgegeben  dagegen  wird  dieser  und  nicht  jener  (exactionem 
quoque  indebitam  apud  H.  omnino  —  remisimus). 
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ansfg^efertigt  wurde. ^)  Der  König  giebt  in  ihr  auf  Bitte  des 
Bischoüs  Diethelm  von  Eonstanz  seine  Einwilligung  zur  üeber- 
lassung  der  freien  Schiffahrt  und  zur  Aufhebung  des  Brücken- 
zolles zu  Eonstanz  durch  eben  diesen  Bischof  zu  Gunsten  des 
Grafen  Manegold  von  Bordorf.  Philipp  nimmt  angesichts  der 
bereits  von  dem  Bischof  auf  eigene  Hand  dem  Grafen  erteilten 
Freiheit  Anlass  zu  folgender,  wichtigen  Erklärung:  „cum  in  bis 
rebus  seil,  pontomio,  moneta  et  theloneo  ab  imperiali  infeodantur 
maiestate,  qui  in  episcopos  eliguntur  in  Constanciensi  ecclesia, 
non  poterat  episcopus  libertatem  dare  pontomio  in  praeiudicium 
imperatorie  dignitatis,  nisi  specialem  nostre  (seil,  regis)  sanctionis 
super  facto  suo  peteret  auctoritatem.^ 

Der  König  bezeichnet  hier  den  betreffenden  Zoll  als  ein 
Lehen,  welches  der  Bischof  vom  Reiche  trage,  mit  dem  er  daher 
nicht  willkürliche  Veränderungen  vornehmen  könne. 

In  diesem  Falle  beansprucht  Philipp  nicht  sowohl  kraft 
seines  Zollrechtes,  als,  da  es  sich  um  einen  nur  zu  Lehen  ge- 
gebenen Zoll  handelt,  vielmehr  als  Lehnsherr  die  Bestätigung 
der  mit  ihm  vorgenommenen  Aenderungen.  Bald  darauf  sehen 
wir  ihn  lediglich  von  seiner  Eigenschaft  eines  obersten  ZoU- 
herm  eiigiebigen  Gebrauch  machen. 

Nach  der  im  Januar  1207  erfolgten  Eapitulation*)  der 
Kölner  nämlich  zwang  Philipp  diese  nach  der  darflber  aus- 
gefertigten Friedensurkunde,  alle  während  des  Erieges  eingeführ- 
ten ungerechten  Abgaben  abzustellen.*)  Als  Philipp  dann  am 
30.  April  1207  nach  der  Huldigung  der  Eölner  seine  Zusagen 
erfüllte,  gewährte  er  ihnen  zunächst  eine  Bestätigung  ihrer  früheren 
Zollbegünstigungen.^)     Sodann  aber  hob  er  zu  ihren  Gunsten 


0  Fi  ekler:  QaeUen  and  Fonchongen  inr  Gesch.  Schwabens  und  der 
Ostschwei»,    S.  70.    Die  Urkunde  trägt  kein  Datum  vgl.  B.  F.  nr.  128. 

*)  lieber  die  Ereignisse,  welche  inr  Kapitulation  Ton  Köln  führten, 
▼gl.  Winkelm.  a.  a.  O.  385—97.  B.  F.  nr.  1S6  a  ff.  Beineri  annales  SS. 
XVI,  p.  660. 

*)  Leg.  U,  209:  „Item  exactiones  indebitas,  quas  facere  consueyerunt 
tempore  guerre,  de  cetero  non  recipient."  vgl.  B.  F.  nr.  139.  Winkelm. 
».  a.  0.  Reiner  a.  a.  0. 

*)  Ennen:  Quellen  z.  Gesch.  d.  St.  KÖb  n,  nr.  24:  bei  Boppard  soUen 
lie  fortan  nur  den  alten  ZoU  entrichten,  bei  Kaiserswert  dagegen  überhaupt 
frei  «ein.  vgl.  B.  F.  144.  Winkelm.  a.  a.  0. 
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überhaupt  im  ganzen  Reich  alle  angerechten  und  neuen  Zolle 
auf.*)  Fraglich  bleibt  hierbei  nur,  was  Philipp  unter  diesen 
neuen  und  ungerechten  Zöllen  und  Abgaben  versteht.  Aus  seinen 
Worten,  dass  er  seine  Gunstbezeugungen  und  Privilegien  den 
Kölnern  zu  teil  werden  lasse  „ad  imitationem  inclyte  recor- 
dationis  tarn  patris  quam  fratris  nostri  —  sicut  ex  autenticis 
privilegiorum  suorum  didicimus^,  können  wir  den  Schluss  ziehen, 
dass  der  König  alle  diejenigen  Zölle  für  ungerechte  betrachtete, 
zu  deren  Zahlung  die  Kölner  nach  den  Urkunden  seiner  Vor- 
gänger nicht  verpflichtet  waren.  Philipp  stellte  sich  somit  auf 
den  Standpunkt,  welchen  seiner  Zeit  Friedrich  I.  vertreten 
hatte.  Zu  solchen  rechtswidrigen  Zolleistungen  aber  mochten 
die  Kölner  während  des  soeben  beendeten  Krieges  gezwungen 
gewesen  sein,  so  gut  wie  sie  selbst  während  desselben  ungerechte 
Abgaben  eingetrieben  hatten.*) 

Ein  weiterer,  deutlicher  Beleg  dafür,  dass  der  König  auch 
jetzt  noch  im  Besitz  des  obersten  Zollrechtes  war  und  für  die 
einzige  Bechtsquelle  von  Zöll^  im  Reiche  galt,  ist  uns  aus  der 
Zeit  Ottos  IV.  überliefert.  Im  Jahre  1209  Januar  13  nämlich 
wird  auf  der  Curia  Augustana  vom  Bischof  von  Trient  an  den 
König  die  Frage  gerichtet:  „si  aliquis  sine  regia  licentia  et 
authoritate  novum  possit  instituere  theloneum.***)  Der  König 
erteilt  darauf  oder  lässt  vielmehr  durch  die  anwesenden  Fürsten 
den  Rechtsspruch  erteilen,  dass  dies  nicht  geschehen  dürfe,  und  dass 
jeder  ohne  ausdrückliche  königliche  Ermächtigung  aufgerichtete 
Zoll  keine  Rechtskraft  besitze  und  wieder  abgestellt  werden 
müsse.^)  Hierdurch  wird  abermals  mit  deutlichen  Worten  jener 
aus  der  ältesten  Zeit  überkommene  und  von  Friedrich  I.  1157 
betonte  Grundsatz,  dass  nur  der  König  das  Recht  der  Zoll- 
anlage habe,  bestätigt  und  von  neuem  als  bestehendes  Recht 
verkündigt. 


*)  „TiiiiTersa  qaoqne  thelonea  iniasta  et  de  nova  institnta  omnesque  inde- 
bitas  ezactiones  ubique  in  imperio  nostro  ipsis  elidimus  et  amputamus  et 
omnimodis  regia  auctoritate  inhibemus.*  ygl.  Reiner  a.  a.  O.  Ann.  Colon, 
max.  SS.  17,  822. 

«)  oben  S.  37  Anm.  »). 

»)  Leg.  n,  216.   B.  F.  nr.  254. 

^)  n£t  data  est  —  sententia,  quod  nallo  modo  hoc  fieri  possit  Tel  debeat 
et  si  factum  fnerit,  irritum  sit  et  inane." 
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Dieses  Becht  aber  des  Königs  erfährt  gerade  durch  Otto  IV., 
vor  welchem  dieser  so  wichtige  Spruch  gefällt  ward,  eine  nicht 
UDerhebliche  Beeinträchtigung.  Freilich  erfolgte  dieselbe  nicht 
etwa  im  Prinzip,  sondern  der  König  verzichtete  nur  zu  Gunsten 
eines  bestimmten  Fürsten  auf  einen  Teil  seines  unbedingten 
Zollrechtes.  Aber  mit  diesem  einen  königlichen  Zugeständnis 
war  ein  nachahmenswerter  Präzedenzfall  gegeben.  Denn  es  war 
wohl  eines  der  ersten,  wenn  nicht  das  erste  dieser  Art.^)  Die 
übrigen  Fürsten,  vor  allem  die  Standesgenossen  des  so  Aus- 
gezeichneten, suchten  es  für  sich  auszunützen  und  zwar  mit  Er- 
folg; denn  nicht  lange  nach  diesem  ersten  Falle  erlangte  die 
Gesamtheit  der  geistlichen  Fürsten  wirklich  das  verbrieft,  was 
damals  nur  einem  einzelnen  von  ihnen  zu  teil  geworden  war. 

Im  Juli  1208  nämlich  verspricht  der  König  Otto  dem  Erz- 
bischof von  Magdeburg,  in  seinem  Gebiet  keine  Abgaben  erheben 
zn  wollen,  zu  denen  dieser  oder  einer  seiner  Nachfolger  die  Zu- 
stimmung nicht  geben  werde.  ^)  Der  König  bindet  sich  also  hin- 
sichtlich der  Zollanlage  im  Gebiet  der  Magdeburger  Erzdiözese 
für  die  Zukunft  an  den  guten  Willen  des  Erzbischofs.  Es  wird 
hiermit  zum  ersten  Male  einem  geistlichen  Fürsten  das  Recht 
des  Konsenses  in  Zollsachen  gewährt,  welches  nicht  allzu  viel 
später  dem  ganzen  Stande  der  geistlichen  Fürsten  zugestanden 
wird.') 

In  derselben  im  Juli  1208  mit  dem  Magdeburger  Erzbischof 
getroffenen  Abkunft  giebt  der  König  zu  Gunsten  desselben  noch 
einen  anderen  Teil  seines  Zollrechts  auf,  in  welchem  der  alte 
Regalcharakter  des  Zolls  seinen  greifbarsten  Ausdruck  gefunden 
hat     Er  verzichtet  nämlich   auch  auf  alle  Einkünfte  aus  den 


^)  „Neben  diesen  ZngeständnisBen  an  die  Magdeburger  Kirche,  welche 
natnrgemäss  sehr  bald  ähnliche  Forderongen  Ton  Seiten  anderer  Bischöfe 
herrormfen  mossten  und  deshalb  in  gewissem  Sinne  eine  prin^ipieUe  Beden- 
tong  haben,  woUen  die  persönlichen  Vorteile,  welche  sich  Albrecht  bei  dieser 
Gelegenheit  zn  yerschaifen  wnsste,  nicht  eben  viel  sagen"  —  Winkelm. 
Otto  IV,  S.  103  f. 

*)  Biedel:  Cod.  dipl.  Brand.  I,  17,  437:  «qnod  numquam  in  bonis  ecdesie 
contra  yolontatem  arcbiepiscopi  yel  snccessomm  suonim  faciemns  exactionem.'' 
Tgl.  B.  F.  239.  Winkelm.  a.  a.  0. 101  ff.  bes.  S.  103.  Zeumer  a.  a.  O.  S.  105. 

*)  In  der  confoederatio  Friedrichs  11.  mit  den  geistlichen  Fürsten  (1220 
April  26)  Tgl.  unten  S.  42  ff. 
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Zöllen,  auf  welche  er. bei  einem  Aufenthalt  im  erzbischöflichen 
Gebiet  rechtlich  Anspruch  erheben  durfte.*) 

Auf  dieses  hier  und  sonst  noch  öfters  erwähnte  Eegalien- 
recht  bei  Hoftagen,  welches  die  unmittelbare  Nutzung  von  Zoll 
und  Münze  durch  den  König  zur  Folge  hatte,  werden  wir  bei 
anderer  Gelegenheit  weiter  unten  näher  einzugehen  haben.  Hier 
mag  es  genügen,  darauf  hinzuweisen,  dass  wir  durch  Ottos  IV. 
Verzicht  auf  dasselbe  zu  Gunsten  des  Erzbischofs  von  Magde- 
burg*) erfahren,  dass  es  im  übrigen  damals  noch  bestand.  Ge- 
rade hierin  aber  besitzen  wir  einen  schlagenden  Beweis  dafür, 
dass  der  König  noch  immer  das  oberste  Zollrecht  besass,  dessen 
Nutzung  und  Ausübung  er  vielfach  anderen  übertragen  hatte, 
das  aber  wieder  in  vollem  Umfang  in  Kraft  trat,  sobald  sich 
der  König  persönlich  in  einer  Stadt  aufhielt.  Sein  höheres 
Recht  machte  in  diesem  Falle  dasjenige  der  anderen  als  das 
niedere  und  auf  jenes  als  seine  Quelle  zurückgehende  ruheD. 
Dieses  Recht  haben  denn  auch  die  Könige  stets  aufrecht  er- 
halten, und  Friedrich  11.  hat,  wie  wir  sehen  werden,  dasselbe 
ausdrücklich  für  unantastbar  erklärt.  Es  hatte  also  jener  Ver- 
zicht Ottos  IV.  auf  dasselbe  nicht  dieselbe  Folge,  wie  sein  dem 
Erzbischof  gemachtes  Zugeständnis  betreffs  der  Zollanlage;  ein 
Aufgeben  des  Rechtes  überhaupt  seitens  der  Könige  hat  sich 
daraus  nicht  entwickelt. 

Freilich  hat  Friedrich  II.  gleich  in  den  ersten  Jahren  seiner 
Herrschaft  zunächst  jenes  von  König  Otto  dem  Erzbischof  von 
Magdeburg  erteilte  Privileg  auf  Bitten  desselben  als  Dank  für 
seine  eifrige  Bemühung  um  Friedrichs  Erhebung  zum  König  be- 
reitvrilligst  bestätigt.*) 


')  n^eo  umquam  monetam  vel  theloneam  inzta  consaetndinem  impera- 
torum,  que  in  curiis  observabatur,  in  civitatibus  archiepiscopi  occnpabimns" 
(a.  a.  O.).  vgl   dazu  Ficker  in  den  Wien.  Sitzber.  72,  394. 

*)  1209  Mai  19  bestätigt  nud  erfüllt  Otto  seine  Versprechiingen  Tom 
Juli  120S.  Boyseu:  hisior.  Magazin  Bd.  11,  105.  B.  F.  278.  Winkelm. 
a.  a.  0.  149  f.   Braunholtz  a.  a.  0.  S.  6. 

*)  1216  Mai  11  Huillard-Br^bolles:  Hist.  diplomatica  Friderici  U 
Paris  lt<52  ff.  I.  459.  B.  F.  858.  Gleichzeitig  erfolgte  auch  eine  Bestätigung 
der  anderen  Vergünstigung,  welche  der  Erzbischof  in  Bezug  auf  die  Zoll- 
anlage durch  König  Otto  erhalten  hatte. 
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1219  November  8  nahm  er  sodann  in  das  grosse  Privileg 
for  Nürnberg,  in  welchem  der  Stadt  unter  anderem  sehr  wichtige 
Zollbefreinngen  an  verschiedenen  Haupthandelsplätzen  im  Reiche 
gewährt  wurden,  auch  die  Bestimmung  auf:  ^^Nullus  Nurem- 
bergensis  in  celebratione  curie  regalis  ibidem  de  aliquibns  rebus 
suis  solvet  theloneum.^^)  Es  kann  nicht  zweifelhaft  sein,  dass 
der  Reichsstadt  Nürnberg  nichts  anderes  gewährt  wurde,  als 
was  der  Erzbischof  von  Magdeburg  durch  Otto  IV.  und  Friedrich  II. 
erhalten  hatte,  nämlich  eine  Verzichtleistung  seitens  des  Königs 
auf  Anwendung  und  Ausntttzung  seines  Regalienrechtes  bei 
Hoftagen. 

Man  sieht,  wie  die  Könige  fortgesetzt  infolge  ihrer  vielen  Pri- 
vilegien an  den  verschiedensten  Stellen  im  Reiche  auf  eine  völlige 
Aufrechterhaltung  und  Anwendung  ihres  Zollrechtes  verzichtet 
haben,  wie  also  dieses  in  seiner  praktischen  Durchfuhrung  den 
mannigfachsten  Schranken  unterworfen  worden  ist.  Wenn  sich 
nun  aber  auch  die  Könige  in  diesem  oder  jenem  Falle  zu  Gunsten 
anderer  ihres  Rechtes  entschlugen,  gaben  sie  dieses  damit  doch 
keineswegs  überhaupt  auf.  Was  namentlich  das  bei  Hoftagen 
vornehmlich  sich  äussernde  Regalienrecht  betrifft,  so  leisten  die 
Könige  mehrere  Male  für  bestimmte  Fälle  darauf  Verzicht,  in 
den  darüber  ausgestellten  Urkunden  aber  wird  nachdrücklich 
hinzugefDgt,  dass  aus  solchen  speziellen  Fällen  nichts  für  die 
Allgemeinheit  hervorgehe,  dass  das  Recht  sonst  nach  wie  vor 
weiter  bestehe.') 

Solche  Verzichtleistungen  auf  das  Regalienrecht  bei  Hof- 
tj^en  schloss  für  diejenigen,  zu  deren  Gunsten  sie  erfolgten, 
einen  grossen  Vorteil  in  sich,  besonders,  wenn  Aussicht  vor- 
handen war,  dass  der  König  sich  des  öfteren  in  einer  Stadt  ihres 
Gebietes  längere  Zeit  aufhalten  würde.    Dies  traf  ganz  besonders 


^  Gaapp:  Deutsche  Stadtrechte  des  Ma.  I,  171  ff.  Gengier:  Deutsche 
Stadtrechte  des  Ma.  S.  321  f.  Huill.-Br6h.  I,  700  §  12.  B.  F.  1069.  ygl. 
Nitzsch:  Ministerialität  und  Bürgertum  370  ff.  u.  Staufische  Studien  in 
Sjbels  histor.  Ztschr.  Bd.  m,  393. 

*)  So  sagt  Friedrich  U.  in  der  Bestätigungsurkunde  der  Magdeburger 
Privilegien :  »statuimus,  ut,  cum  in  ciyitate  Magdeburgensis  ecdesie  —  a  nobis 
et  successoribuB  nostris  curias  regales  celebrari  contigerit,  universis  que  in 
aliisciyitatibusautlocisin  moneta,  teloneis  etin  ceterisutilitatibusqui- 
buscnmque  imperiali  iuri  provenerint  ab  eisdem,— liberasemper  existant.** 
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bei  deu  Gebieten  der  geistlichen  Fürsten  zu,  da  die  Könige  vor- 
nehmlich in  Bischofsstädten  ihre  Hoftage  abzuhalten  liebten. 
Denn  in  diesen  wurden  im  Gegensatz  zu  den  Reichsstädten,  in 
welchen  die  Könige  für  ihre  Unterhaltung  auf  ihre  eigenen 
Hilfequellen  angewiesen  waren,  die  Kosten  der  Verpflegung  von 
den  Bischöfen  aus  dem  Reichskirchengut  bestritten.^)  Und  nicht 
genug  damit,  dass  den  geistlichen  Herren  Verpflichtungen  nach 
dieser  Seite  oblagen,  mussten  sie  auch  noch  die  sonst  ihnen  zu- 
fliessenden  ZolleinkQnfte  darangeben,  weil  diese  dem  bestehenden 
Rechte  zufolge  direkt  in  die  Kasse  des  anwesenden  Herrschers 
abzuliefern  waren.  Es  musste  also  als  ein  grosser  Vorzug 
empfunden  werden,  wenn  der  eine  oder  der  andere  dieser  Grossen 
des  Reiches  vom  König  von  dieser  letzten  Last  befreit  wurde. 
War  nun  erst  ein  Mal  vom  König  zu  Gunsten  eines  einzelnen 
dieser  Fürsten  auf  das  betreffende  Recht  verzichtet  worden,  so 
lag  es  nahe,  dass  die  anderen  derselben  Vergünstigung  teilhaftig 
zu  werden  strebten.  Es  war  mithin  eine  entschiedene  Gefahr 
vorhanden,  dass  nach  und  nach  das  ganze  Recht  des  Königs 
als  solches  aufgegeben  werden  musste.  Da  ist  es  nun  von 
höchstem  Interesse  zu  sehen,  dass  Friedrich  11.  auch  nicht  einen 
Augenblick  daran  gedacht  hat,  sich  dieses  alten  wichtigen  Rechtes 
zu  entäussem,  sondern  dass  er  vielmehr  der  Gesamtheit  der 
geistlichen  Fürsten  gegenüber  aufs  allerentsdiiedenste  daran 
festgehalten  hat.  Er  äusserte  sich  in  diesem  Sinne  in  dem 
10.  Artikel  seiner  berühmten  „confoederatio  cum  principibus 
ecclesiasticis.^ 

Diese  wurde  1220  April  26  geschlossen;*)  es  wurden  im 
übrigen  in  ihr  Verfügungen  getroffen,  welche  durchaus  einen  für 
die  geistlichen  Fürsten  günstigen  Charakter  trugen  und  ihnen 
wichtige  Rechte  und  Vorteile  einräumten.  Alles,  was  ihnen 
damals  vom  Kaiser  an  Zugeständnissen  geboten  wurde,  war  der 
Lohn  vor  allem  für  ihre  thätige  Unterstützung  bei  der  kurz  zu- 


*)  vgl.  Ficker  a.  a.  0.  Bd.  72,  S.  65  ff.  381  ff.  u.  Bd.  77.  S.  820. 
Schröder  606  N.  19. 

*)  Leg.  n,  236.  B.  F.  nr.  1114.  ygl.  Berchtold:  Die  Entwicklung  der 
Landeshoheit  in  Dtschld.  Münch.  1863.  S.  98.  149  ff.  Schröder  604.  611. 
Winkelm.:  Kaiser  Friedrich  II.  Bd.  I,  S.  64  ff. 
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vor  erfolgten  Wahl  seines  Sohnes  Heinrich  zum  König.  ^)  Die 
zu  Gunsten  der  geistlichen  Ftti*sten  erlassenen  Bestimmungen 
verfolgten  keinen  anderen  Zweck,  als  manche  gewohnheitsrecht- 
lichen Zustände,  wie  sie  zum  Schaden  jener  sich  in  der  letzten 
Zeit  entwickelt  hatten,  zu  beseitigen.^) 

An  erster  Stelle  spricht  der  Kaiser  von  solchen  Gewohn- 
heiten oder  vielmehr  Missbräuchen,  wie  sie  sich  in  „novis  theloneis^ 
eingestellt  hätten.  Es  drängt  sich  hier  von  selbst  die  Frage 
auf,  was  wir  unter  den  abzustellenden  „abusiones  in  theloneis'' 
zu  verstehen  haben.  Von  jeher  waren  Verordnungen  gegen  die 
neuen  Zölle,  welche  dadurch  als  ungesetzlich  beseitigt  wurden, 
erlassen  worden.  Es  waren  bereits  in  den  ältesten  Zeiten  im 
Zusammenhang  damit  bestimmte  Termine  aufgestellt  worden,  mit 
welchen  man  die  sogenannten  neuen  Zölle  beginnen  Hess.  In 
der  Folgezeit  verstand  dann  Friedrich  I.  unter  den  auch  von 
ihm  am  6.  April  1157  beseitigten  neuen  Zöllen  nicht  sowohl 
solche,  die  nach  einem  bestimmten  Jahre  aufgerichtet  waren,  er 
legte  also  den  Nachdruck  nicht  sowohl  auf  ihre  Entstehungszeit 
als  vielmehr  auf  die  Quelle,  aus  welcher  sie  stammten,  und  er 
gestand  daher  nur  dem  königlichen  Gebot  die  Kraft  zu,  rechts- 
gUtige  Zölle  anzulegen.  Eüeran  hielt  man  in  der  Folgezeit  fest; 
so  auch  Friedrich  IL  Man  würde  danach  vermuten  müssen, 
dass  es  sich  auch  im  Jahre  1220  bei  den  vom  Kaiser  zu  Gunsten 
der  geistliehen  Fürsten  aufgehobenen  neuen  Zöllen  um  nichts 
anderes  gehandelt  habe  als  um  solche  ohne  kaiserliche  Genehmi- 
gung eingetriebene  Abgaben.  Allein  eine  genaue  PrüAing  der 
1220  verkündigten  Zollordnungen  wird  uns  eines  anderen  be- 
lehren. Hätten  wir  es  nämlich  in  Wahrheit  mit  einer  Schädigung 
der  Geistlichen  durch  Zollforderungen  zu  thun,  zu  denen  der 
Kaiser  seine  Zustimmung  nicht  erteilt  hatte,  von  deren  Existenz 


')  «Digna  recolentes  animadTersione,  qnaiita  efficada  et  fide  dilecü 
principes  ecclesiastici  nobis  hactenus  astitemnt,  ad  culmen  imperii  nos  promo- 
yendo,  promotos  in  ipso  fiimando  et  demum  filium  nostnun  Heinricimi  in 
regem  sibi  et  dominum  beneyole  atque  concorditer  eligendo,  censnimus  — .*' 

*)  «Igitur,  qiiia  in  eorarn  gravamina  qaedam  consuetudines  et  nt  Terius 
dicamus  abnsiones  ex  longa  perturbacione  imperii  —  inoieyerant,  in  novis 
iheloneis  —  statatis  quibusdam  eisdem  abnsionibus  obTiamus."  Und  ähnlich 
schon  Torher:  „censnimus  eos  —  una  cum  ipsomm  ecclesiis  semper  fore  nostra 
defensione  contra  noxia  qaedam  firmandos.* 
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er  also  nichts  wasste,  so  müsste  doch  wohl  der  Kaiser  in  den  nachfol- 
genden Satzungen  darauf  eingehen  und  durch  Beseitigung  und  Ver- 
bot solcher  Zölle  die  Fürsten  von  ihrer  Bedrückung  befreien.  Sehen 
wir  aber  das  kaiserliche  Dokument  darauf  hin  durch,  ergiebt 
sich  die  auffallende  Thatsache,  dass  in  keinem  Paragraphen  jene 
fraglichen  Zölle  aufgehoben  werden.  Der  ganze  kaiserliche  Er- 
lass  setzt  es  sich  gar  nicht  zum  Ziel,  vergangenes  Unrecht  zu 
sflhnen,  gesetzwidrigen  Handlungen,  wie  sie  in  den  letzten  Zeiten 
vorgekommen  waren,  ein  definitives  Ende  zu  bereiten,  sondern 
er  stellt  vielmehr  Prinzipien  auf,  welche  in  Zukunft  bei  Zoll- 
sachen den  geistlichen  Fürsten  gegenüber  beobachtet  werden 
sollen  und  zwar  von  ihm,  dem  Kaiser  selbst.  Dieser  verspricht 
nämlich  in  dem  zweiten  Paragraphen,^)  fortan  in  den  gastlichen 
Territorien  auf  jede  Neuanlage  von  Zöllen  verzichten  zu  wollen, 
sobald  die  Herren  jener  Territorien  irgend  etwas  gegen  dieselben 
einzuwenden  hätten;  dagegen  sollen  dieselben  im  ungestörten 
Besitz  der  alten  ihnen  übertragenen  Zollprivilegien  bleiben.  Der 
Kaiser  giebt  hiermit  sein  altes,  bisher  unbeschränktes  Recht  der 
Zollanlage  im  Beich  wenigstens  für  gewisse  Territorien  auf:  er 
erklärt  hier  nur  mit  Uebereinstimmung  der  Herren  derselben 
verfahren  zu  wollen;  dadurch  wurde  jede  neue  Zollanlage  auf 
geistlichem  Gebiete  illusorisch,  ja  zum  Teil  überhaupt  unmöglich 
gemacht.  Denn  bei  den  neuen  Zöllen  handelt  es  sich  nicht  nur 
um  solche,  welche  der  Kaiser  im  Namen  des  Reiches  für  dessen 
Nutzen  einsetzte,  sondern  auch  um  solche,  deren  Erträge  anderen, 
einzelnen  Personen  zu  gute  kommen  sollten.  Es  war  aber  natür- 
lich von  vornherein  zweifellos,  dass  die  geistlichen  Fürsten  solchen 
Zöllen  nie  zustimmen  würden,  wie  sie  es  allenfalls  noch  bei  den 
Reichszöllen  zu  thun  bereit  gewesen  wären.')  Denn  in  einem 
solchen  Falle,  in  welchem  einem  anderen  in  ihren  Gebieten  vom 


')  «Item  nova  thelonea  —  in  ipsorum  territoriis  sWe  iorisdictionibas 
eis  inconsaltjs  sea  nolentibas  non  stataemus  de  cetero;  set  antiqaa  thelonea 
—  eoram  ecclesiis  concessa  inconyiüsa  et  firma  conservabimns  et  taebimor." 
Wenn  bier  yon  «territoriis  sive  inrisdictionibns*  der  geistlichen  Fürsten  die 
Rede  ist,  so  sind  diese  beiden  Ausdrücke  für  ein  und  dieselbe  Sache  gesetzt ; 
sie  stehen  mithin  yölüg  synonym,  und  das  beide  yerbindende  sive  ist  explikativ 
zu  fassen.  Zu  den  Territorien  der  geistlichen  Fürsten  gehörte  eben  alles, 
was  unter  ihrer  Gerichtsbarkeit  stand. 

■)  vgl.  Winkelm.  a.  a.  0.  S.  66. 
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König,  ein  derartiger,  geldbringender  Yorteil  einger&umt  werden 
sollte,  lag  für  sie  selbstredend  von  vornherein  eine  Schädigung 
ihrer  eigenen  Interessen  vor,  der  sie  begegnen  mussten. 

Wenn  nun  unsere  Urkunde  im  Anfang  von  „consuetndioes 
vel  abusiones  in  novis  theloneis^  spricht,  fiber  die  jedenfalls  die 
Ffirsten  vor  dem  Kaiser  Klage  geführt  haben,  so  erkennen  wir 
nunmehr  deutlich,  worin  jene  die  lästigen  Gewohnheiten  erblickt 
haben.  Das  königliche  Einsetzungsrecht  selbst  war  ihnen  un- 
bequem und  brachte  ihnen,  weil  es  von  ihnen  als  drttckende  Last 
empfunden  wurde,  in  ihren  Augen  auch  Schaden.  In  ihrem 
Sinne  allein  schlössen  jene  Gewohnheiten,  denen  zufolge  der 
Kaiser  auch  in  ihren  Gebieten  neue  Zölle  anlegen  durfte,  zu- 
gleich die  Eigenschaft  des  Missbräuchlichen  in  sich.  Der  Kaiser 
gab  ihnen  in  diesem  Punkte  nach,  weil  er  die  geistlichen  Ffirsten 
brauchte  oder  doch  wenigstens  ohne  sie  nicht  viel  auszurichten 
vermochte.  Und  wie  er  überhaupt  in  seiner  Politik  nur  dem 
Nfitzlichkeitsprinzip  folgte  und  alle  Vorteile,  gleichviel  wo  und 
wie  sie  sich  ihm  boten,  zu  benutzen  verstand,  so  suchte  er  auch 
in  diesem  Falle  sich  der  Gunst  der  geistlichen  Ffirsten  zu  ver- 
gewissem, wenn  auch  auf  Kosten  seines  alten  Zollrechtes.  Die 
geistlichen  Ffirsten  aber  hatten  damit  erreicht,  was  sie  wollten. 
In  ihrem  Interesse  und  zu  ihrem  Vorteil  war  allen  „abusionibus 
in  novis  theloneis^  ein  ffir  alle  Mal  vorgebeugt,  und  sie  selbst 
waren  vor  jeder  neuen  Zollbelastung  sicher;  auf  der  anderen 
Seite  erhielten  sie  für  alle  vom  Reich  empfangenen  Einkünfte 
aus  Zoll  und  Münze  gesetzliche  Garantien.  Diese  ihnen  ver- 
liehenen Hoheitsrechte  wurden  unter  Ausschluss  der  Wider- 
rufung oder  jeder  sonstigen  Beeinträchtigung  zu  dauerndem  Eigen- 
tum überwiesen.')    Gleichwohl  aber  wurde  das  alte  Regalien- 


0  Wenn  auch  in  der  Terflossenen  Zeit  einzelnen  geistlichen  Fürsten 
solche  Auszeichnungen  sowohl  hinsichtlich  der  Mitwirkung  hei  Zollanlage 
als  auch  bezüglich  des  ZoUbesitzes  bereits  zn  teil  geworden  waren,  so  wird 
für  alle  geistlichen  Fürsten  doch  erst  jetzt  das,  was  bisher  nur  ausnahms- 
weise gewährte  Bevorzugung  war,  zu  bleibendem  Becht  für  alle  erhoben. 
Man  kann  daher  eigentlich  nicht  sagen,  dass  durch  die  Confoederatio  nur 
alte  Bechte  aufgefrischt  oder  eingerissene  Gewohnheiten  gesetzlich  bestätigt 
worden  seien,  wie  es  z.  B.  thun:  Höfler:  Kaiser  Friedrich  II.  S.  62.  Schirr- 
macher: Kaiser  Friedrich  n.  Bd.  I,  120.  Nitzsch:  Stauf.  Stud.  a.  a.  O. 
381.  Tgl.   Winkelm.  a.  a.  0.   Braunholtz  a.  a.  O.  S.  13.  N.  46. 
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Terhflltnis  des  Zolles  auch  ihnen  gegenüber  nicht  ganz  auf- 
gegeben.*) 

Denn  trotz  der  weitgehenden  Zugeständnisse  Friedrichs  II. 
an  die  geistlichen  Fürsten  betreffs  seines  Zollrechts  behielt  er 
sich  den  nicht  unwichtigsten  Teil  desselben  vor,  jenes  schon  er- 
wähnte Begalienrecht  bei  Hoftagen.  Von  diesem  handelt  der 
Kaiser  im  zehnten  Paragraphen  seines  Statutes.*) 

Nach  dem  ursprünglichen  Rechtszustand,  wie  er  sich  noch 
in  den  Aufzeichnungen  der  Bechtsbücher  erhalten  hat,*)  wurden 
infolge  dieses  Begalienrechtes  dem  König  die  Hoheitsrechte, 
deren  Verwaltung  und  Nutzniessung  oft  anderen  übertragen  waren, 
in  jedem  Falle  ledig,  wenn  er  selbst,  gleichviel  aus  welchem  An- 
lass,  in  eine  Stadt  des  Reiches  kam.  Dieses  Recht  hat  sich 
später  in  der  Praxis  etwas  anders  gestaltet.  Wir  haben  bereits 
einige  Fälle  zu  erwähnen  gehabt,  in  denen  die  Könige  auf  das- 
selbe zu  sprechen  kamen.  Es  wurde  dann  aber  immer  nur  auf 
einen  ganz  bestimmten  Fall  der  Anwesenheit  des  Königs  be- 
schränkt, nämlich  auf  die  Zeit  eines  königlichen  Hoftages.  So 
spricht  auch  Friedrich  II.  davon,  dass  er  nur  bei  Gelegenheit 
eines  solchen  von  seinem  Recht  Gebrauch  machen  wolle.*)  Er 
erklärt,  dass  er  hierbei  nur  nach  dem  Vorbild  seines  Grossvaters, 


>)  Mit  Recht  bemerkt  noch  Braunholtz  a.  a.  0.  gegen  Falke  (S.  33) 
dass  auch  »gerade  das  Fehlen  von  Bestimmungen,  die  den  Geistlichen  etwa 
erlaubt  hätten,  ohne  besondere  königliche  Konzession  in  ihren  Territorien 
neue  Zölle  zu  erricliten  und  zu  verleihen  oder  dergleichen,  beweist,  dass 
Friedrich  keineswegs  daran  gedacht  hat,  sein  Oberzollrecht  ganz  und  gar 
preisiugeben.** 

*)  «Item  inhibemuB  ad  imitationem  ayi  nostri  imperatoris  Friderici, 
ne  quis  officialium  nostronun  in  civitatibus  eorumdem  principum  iurisdictionem 
aliquam  sive  in  theloneis  sive  in  monetis  sive  in  aliis  officiis  quibuscumque 
sibi  vindicet,  nisi  per  octo  dies  ante  curiam  nostram  ibidem  publice  indictam 
et  per  octo  dies  post  eam  finitam." 

*)  Sachsenspiegel:  Landrecht  in  der  Ausg.  v.  Homeyer,  Bd.  III,  60, 
9—3.    Schwabenspiegel:  Landrecht  in  der  Ausg.  t.  Lassberg  111,  1—2. 

^)  Räumer,  Qesch.  der  Hohenst&ufen.  Lps.  1879  UX  123  trifft  nicht 
das  Richtige«  wenn  er  sagt^  dass,  wenn  der  König  selbst  in  eine  solche  Stadt 
kommt,  für  die  Zeit  seiner  Anwesenheit  die  Gewalt  der  Fürsten  aufhöre, 
und  nur  er  allein  herrsche.  Dieser  Sachverhalt  tritt  nur  ein,  wenn  ein  Kot- 
t«g  abgehalten  wird;  fUr  alle  anderen  Fülle  Tenichtet  Friedrich  auf  das 
Regalienrecht, 
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des  Kaisers  Friedrich  I.,  handele.^)  Danach  scheint  es  also, 
als  ob  von  diesem  Kaiser  zuerst  jenes  alte  Eecht  auf  diesen 
besonderen  Fall  persönlicher  Anwesenheit  des  Königs  beschränkt 
worden  sei.  Wenn  uns  nun  auch  kein  derartiges  Gesetz  aus 
Friedrichs  L  Zeit  erhalten  ist,  so  haben  wir  doch  keinen  Grund, 
die  Richtigkeit  jener  Angabe  der  Confoederatio  zu  bezweifeln. 
Denn  es  kann  Friedrich  I.  sehr  wohl  eine  solche  Bestimmung 
betreff  des  Kegalienrechtes  erlassen  haben,  dieselbe  aber  uns 
verloren  gegangen  sein,^)  oder  Friedrich  hat  die  Sache  mehr  ge- 
wohnheitsrechtlich ohne  bestimmte  ausdrückliche  Verfügung  in 
diesem  Sinne  gehandhabt.^)  Ja  die  Annahme,  dass  ihm  wirklich 
die  Begrenzung  hinsichtlich  der  Anwendbarkeit  des  alten  Rechtes 
zuzuschreiben  ist,  gewinnt  an  Wahrscheinlichkeit,  da  gerade 
dieser  Kaiser  zu  Gunsten  derselben  geistlichen  Ffirsten  auf  ein 
anderes,  ebenso  altes  königliches  Hoheitsrecht,  das  meist  neben 
dem  Regalienrecht  genannt  wird,  auf  das  Spolienrecht,  Verzicht 
geleistet  hat. 

Wie  dem  nun  auch  sein  mag,  so  viel  steht  wenigstens  fest, 
dass  Friedrich  II.  damit,  dass  er  vom  Regalienrecht  nur  bei 
Hoftagen  Gebrauch  machen  zu  wollen  erklärt,  nichts  Neues  ge- 
schaffen, sondern  nur  etwas,  was  bereits  längere  Zeit  zum 
mindesten  gewohnheitsrechtlich  üblich  war,  der  Gesamtheit  der 
geistlichen  Fürsten  gegenüber  für  immer  urkundlich  festgesetzt 
hat.*)    Hierbei  muss  noch  hervorgehoben  werden,  dass  Friedrich 


')  ,ad  imitationem  avi  nostri  —  imperatoris  Friderid.** 

*)  Jedenfalls  ist  es  nicht  gerechtfertigt  aus  dieser  Berafiing  der  Con- 
foederatio auf  ein  uns  nicht  bekanntes  Gesetz  Friedrichs  I.  einen  Beweis  für 
die  ünechtheit  der  Urknnde  herleiten  su  wollen,  wie  es  Philippi:  Gesch. 
der  S^anzlei  unter  den  letzten  Hohenstaufen,  S.  77  n.  im  Anhang  thut.  Mit 
Recht  hat  Winkelm.  in  den  Gott  gel.  Anz.  1885  Okt.  1  wie  alle  anderen, 
die  üeberliefenmg  and  Formalien  der  Urkunde  betreffenden  Angriffe  Philippis, 
80  auch  diesen  als  gegenstandslos  und  unbegründet  zurückgewiesen,  und 
ebenso  Weiland  in  den  Aufsätzen  dem  Andenken  an  Georg  Waitz  ge- 
widmet S.  273. 

*)  vgl.  Weil.  a.  a.  0.  Winkelm.:  K.  Frd.  8.  71  N.  5. 

^)  Tgl.  Winkelm.  a.  a.  0.  S  72:  „Die  ganze  Massregel  giebt  sich 
laicht  als  eine  Neuerung,  sondern  als  Rückkehr  zu  einem  früher  geübten, 
dann  aber  in  Vergessenheit  geratenen  Gebrauch.**  W.  yermutet,  dass  die 
geistlichen  Fürsten  während  des  Bürgerkrieges  zwischen  Philipp  und  Otto 
den  hier  erwähnten  „Vor-  und  Nachgenuss  der  Regalien  bei  Hoftagen,  in 
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das  Regalienrecht  nicht  nur  ffir  die  Dauer  des  Hoftages  selbst 
beansprucht,  sondern  noch  über  eine  Frist  von  je  acht  Tagen 
vor  und  nach  demselben  ausdehnt.^) 

Was  diese  Festsetzung  der  vierzehntägigen  Frist  neben  der 
Zeit  des  Eoftages  selbst  angeht,  so  könnte  man  annehmen,  dass 
dieselbe  erst  durch  Friedrich  erfolgt  sei;  reden  doch  die  Vor- 
gänger des  Kaisers  immer  nur  von  der  Zeit  der  Hoftage  selbst 
ohne  jene  14  Tage.  Allein  der  Wortlaut  der  Urkunde,  wonach 
der  Kaiser  hinsichtlich  des  Eegalienrechtes  durchaus  dem  Bei- 
spiel seines  Grossvaters  Friedrichs  I.  gefolgt  sei,  lässt  ver- 
muten, dass  bereits  dieser  Herrscher  die  vierzehn  Tage  als  zu 
einem  Hoftage  gehörig  angesehen  habe.  Nach  der  sehr  an- 
sprechenden Vermutung  Winkelmanns*)  sah  sich  Friedrich  IL 
zu  einer  ausdrficklichen  Erneuerung  dieser  zeitlichen  Abgrenzung 
der  Gültigkeit  des  Regalienrechtes  genötigt,  weil  die  geistlichen 
Fürsten  in  den  wirren  Zeiten  des  Kampfes  zwischen  Philipp 
von  Schwaben  und  Otto  IV.  den  Versuch  gemacht  hatten,  diesen 
„Vor-  und  Nachgenuss  der  Regalien  bei  Hoftagen  in  Wegfall 
zu  bringen".')   Allein  Friedrich  II.  war  sowenig  gesonnen,  auf 


welchem  Friedrich  I.  wahrscheinlich  einen  Ersatz  für  die  nachgelassene 
Nutzung  hei  sonstiger  Anwesenheit  in  ihren  Städten  gesncht  hatte,  gleich- 
faUs  in  Wegfall  zu  bringen*  gesucht  hätten.  Er  schliesst  dies  daraus,  dass 
in  den  auch  von  mir  erwähnten  Yerzichtleistungen  Ottos  IV.  und  Friedrichs  II. 
für  Magdeburg  (1209  u.  1216)  nur  Ton  der  Regaliencrledigung  während  der 
Hoftage  selbst  die  Rede  ist.    Diese  Vermutung  hat  viel  für  sich. 

')  ,,per  octo  dies  ante  curiom  nostram  ibidem  publice  indictam  et 
per  octo  dies  post  eam  finitam.*  Falke  a.  a.  0.  S.  33  giebt  den  Inhalt 
dieses  zehnten  Paragraphen  ungenau  wieder,  wenn  er  den  kaiserlichen  Be- 
amten jede  Ansichnahme  kaiserlicher  Gerichtsbarkeit  insbesondere  bei  Zöllen 
und  Münzen  verboten  sein  lässt.  Die  wichtige  Thatsache,  dass  der  Kaiser 
mit  Nachdruck  an  seinem  Regalienrecht  wenigstens  für  die  Hoftage  fest- 
hält, erfährt  man  aus  Falke  nicht. 

«)  a.  a   0.  (vgl.  oben  S.  74  N.  *)). 

')  In  seiner  Rezension  von  Philip pi:  Die  Kanzlei  etc.  ist  Winke  Im. 
(Gott.  gel.  Anz.  1886  Okt.  1  nr.  20  S.  793  ff.)  anderer  Ansicht  gewesen  als 
Jetzt  in  seinem  Kaiser  Friedrich  IL  Damals  nämlich  meinte  er,  wie  auch 
Ficker:  Wien.  Sitzber.  Bd.  77,  S.  820,  die  Vor- und  Nachfrist  sei  erst  durch 
Friedrich  11.  eingeführt  worden,  und  somit  enthalte  das  Privileg  nicht  eine 
Beschränkung  der  königlichen  Rechte,  sondern  vielmehr  eine  Erweiterung 
derselben.  Nach  seiner  jetzigen  Ansicht,  der  auch  wir  uns  angeschlossen 
haben,  kann  von  einer  Erweiterung  nur  die  Rede  sein,  wenn  man  Friedrichs 
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diesen  zu  verzichten,  wie  sein  Grossvater,  der  gerade  in  ihm 
„einen  Ersatz  ffir  die  im  flbrigen  nachgelassene  Nutzung  des 
Rechtes  bei  sonstiger  Anwesenheit  des  Herrschers  gesucht^  haben 
mag.  Deshalb  betonte  der  Kaiser,  dass  er  ein  ffir  alle  Mal  in- 
folge eines  angesagten  Hoftages  auch  noch  acht  Tage  vor  und 
acht  Tage  nach  demselben  in  eigener  Person  oder  vielmehr  durch 
seine  Beamten  jene  Rechte  ffir  sich  in  Anspruch  nehmen  würde, 
deren  Nutzniessung  er  ffir  die  übrige  Zeit  den  Fürsten  über- 
liess.  Diese  wurden  durch  die  Aufrechterhaltung  des  alten 
Begalienrechtes  wenigstens  für  die  Zeit  der  Hoftage  daran 
erinnert,  dass  der  Zoll  ein  altes  Regal  war,  dessen  Besitz  und 
Nutzung  sie  einst  von  dem  Könige  empfangen  hatten.  In  diesem 
Sinne  war  mithin  der  alte  Regalcharakter  des  Zolles  gerade 
durch  den  zehnten  Artikel  der  Confoederatio  für  die  Zukunft 
gesichert.  Es  schloss  somit  der  Kaiser  in  seinem  grossen  Privileg 
für  die  geistlichen  Fürsten  vom  26.  April  1220  mit  diesen  einen 
Vertrag,  welcher  denselben  zwar  nicht  unwesentliche  Rechte 
einr&umte,  der  aber  auf  der  anderen  Seite  für  ihn,  seine  Macht 
und  seinen  Vorteil  doch  noch  manches  übrig  Uess.O 


Festtetsang  mit  der  Handhabung  des  betreffenden  Rechtes  nnter  Philipp  and 
Otto  in  Vergleich  zieht.  Sonst  kJ^nnte  man  davon  nar  insofern  sprechen 
als  nach  altem  Eechtsanstand  die  Begalien  nor  bei  persönlichem  Aufenthalt, 
des  Kaisers  in  einer  Stadt  diesem  ledig  worden,  jetzt  dagegen  dieses  Yer- 
h&ltnis  wenigstens  bei  Hoftagen  aach  noch  zu  einer  freilich  beschränkten 
Zeit  Tor  and  nach  demselben  eintreten  sollte,  in  welcher  der  König  nicht 
gerade  immer  schon  anwesend  gewesen  sein  wird.  Die  Erweiterung  des 
Rechtes  in  diesem  Sinne  aber  ist  nicht  das  Verdienst  Friedrichs  II.,  sondern 
Friedrichs  I.,  wenn  anders  man  hierbei  angesichts  der  sonstigen  Beschrän- 
kung des  Regalienrechtes  überhaupt  noch  yon  Verdienst  reden  will  und  darf. 
Burchaas  gegen  die  Annahme  einer  Erweiterung  des  Rechtes  hat  sich  Weil  an  d : 
Das  Priyüeg  Frdrs.  n.  für  die  geistl.  Fürsten  (in  den  histor.  Aufs.,  dem 
Andenken  yon  G.  Waitz  gewidmet,  S.  294  ff.)  ausgesprochen;  er  meint  ausser- 
dem, dass  der  Kaiser  zum  mindesten  auf  dieselbe  keinen  Wert  gelegt  und 
■ie  daher  wieder  bald  aufgegeben  habe,  da  er  in  einer  Urkunde  von  1238 
nur  wieder  von:  »in  indicta  curia"  rede.  Wir  werden  hierauf  an  einschlägiger 
Stelle  zurückkommen;  hier  sei  nur  bemerkt,  dass  wir  dieser  Auffassung  von 
Weiland  ans  nicht  anschliessen  können,  (ygl.  unten  8.  65  N. »). 

0  Ich  schliesse  mich  auch  hier  der  Ansicht  Wink elms.  an  (Gtftt.  gel. 
Ana.  a.  a.  O.)«  der  auch  meint,  dass  der  Vertrag  manches  für  die  geistlichen 
FILntea  GKlnstige  enthielte,  dass  aber  auch  die  Krone  bei  demselbea  noch 
•ehr  wohl  habe  bestehen  können.    Jedenfalls  scheint  mir  Lampr.  a.  a.  0. 

W*ts*l,  Dm  ZoOrMhi  d«r  deattoh«!  KSnlf«.  4 
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Nur  weDige  Tage  nacii  Abschluss  des  Vertrages  mit  den 
geistlichen  Fürsten  kam  es  zu  einer  Entscheidung  durch  den 
König,  in  welcher  man  gleichsam  eine  Erneuerung  des  jenen  im 
zweiten  Artikel  desselban  erteilten  Privilegs  erblicken  kann.  Aaf 
dem  grossen  Hoftage  nämlich  in  Frankfurt  wurden  schwere 
Klagen  über  die  Zolle  vor  ihn  gebracht,  welche  der  Graf  von 
Geldern  zu  Arnheim,  Osterbeck  und  Lobbede*)  erhob.  Bei  dieser 
Gelegenheit  wurde  am  30.  April  der  Rechtsspruch*)  gef&llt,  dem 
zufolge  der  Kaiser  keine  Gewähr  für  einen  2iOll  leisten  könnte, 
der  einem  Dritten  zum  Schaden  oder  zur  Beeinträchtigung  ge- 
reichen würde.') 

Es  kann  kein  Zweifel  sein,  dass  gerade  die  geistlichen  Ffirsten 
die  „querimoniam  non  modicam^  über  die  Zölle  des  Grafen  von 


n,  271  ff.  zu  weit  zu  gehen,  wenn  er  behauptet,  mit  der  reichsgesetdichen 
Beatimmung  Ton  1220  sei  das  alte  Zollregal  aufgehoben  worden.  Einbnssen 
hat  es  erlitten,  aber  gänzlich  aufgegeben  wurde  es  doch  nicht.  An  dieser 
Stelle  möchte  ich  noch  einer  Bemerkung  Weil  and  s  entgegentreten.  Der- 
selbe findet  es  nämlich  (a.  a.  O.)  auffallend,  dass  Friedrich  im  elften  Para- 
^aphen  seine  «heredes  —  et  successores"  zur  Beobachtung  seines  Gesetzes 
verpflichtet  habe.  Denn  er  behandele  in  seinem  Statut  das  Verhältnis  zu 
den  geistlichen  Fürsten,  dieses  aber  ginge  doch  seine  Erben  nichts  an,  wenn 
sie  nicht  zugleich  seine  Nachfolger  seien;  nur  in  Artikel  3,  4  und  9  kämen 
allenfalls  auch  die  Frivaterben  des  Königs  in  Betracht  Wozu  bereitet  sich 
W.  diese  Schwierigkeit  in  der  Interpretation?  Sollten  nicht  heredes  etsucces- 
sores  völlig  gleichbedeutend  sein:  unsere  Erben,  nämlich  unsere  Nachfolger, 
et  also  explikativ  zu  fassen  sein?  heres  ist  ja  oft  gleich  successor  vgl. 
Du  Gange:  Glossarium  s.  v.  heres. 

^)  wegen  Lobbede  vom  Bischof  von  Utrecht  vgl.  Anm.  *).  (Gesta  epor. 
Traject). 

«)  Leg.  II,  287.  B.  F.  1118.  Schröder  611.  Wink.:  Frdr.  H.  I,  66. 
Gesta  epor.  Traject.  SS.  XXTIT,  410  c.  19 :  ,Sed  modica  pace  giavins  est, 
cum  nova  discordia  puUularet  inter  episcopum  et  comitem  Gelrie  —  pro  diverais 
causis  et  maxime  pro  theloneo,  quo  comes  homines  episcopatus  iniuste  — 
apud  Lobbede  depauperabat.  *  Ista  cansa  dum  pro  composicione  ageretnr, 
graves  et  intollerabiles  in  diversis  conventibus  principum  requirebat  ezpensas. 
Que  tandem  per  Engelbertum  tum  Coloniensem  archiepiscopum  videbatur  esse 
composita.** 

*)  „quod  nuUam  auctoritatem  seu  warandiam  thelonei  —  in  dampnum 
sive  praeiudicium  alicuius  prestare  possimus."  (warandia  ist  synonym  mit 
auctoritas;  es  bedeutet  zunächst  soviel  wie  cautio,  Garantie,  Gewähr.  Dann 
aber  nimmt  es  auch  geradezu  den  Sinn  von  Privileg  an,  vgl.  Du  Gange 
a.  a.  0.  s.  h.  v.) 
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Geldern  vorgetragen  0  nnd,  indem  sie  den  Eechtsspmch  vom 
30.  April  veranlassten,  damit  znm  ersten  Male  dem  ihnen  am 
26.  April  erteilten  Rechte  eine  praktische  Anwendung  gegeben 
haben.^)  Mit  den  Zöllen  des  Grafen  von  Geldern  lag  eine  von 
jenen  „abnsiones  in  theloneis^  vor,  mit  deren  Beseitigung  sich 
das  Privileg  vom  26.  April  befasst  hatte.  Die  betreffenden  Zölle 
waren  den  Ffirsten  ans  einem  far  uns  nicht  mehr  erkennbaren 
Gnmde  nnbeqnem,^)  und  deshalb  ruhten  sie  nicht  eher,  als  bis 
der  Kaiser  auf  Grund  des  neuen  Spruches  dieselben  fttr  ungültig 
erklftrt  hatte.  Zu  der  Ansicht,  dass  hier  die  geistlichen  Fürsten 
ihre  Hand  im  Spiele  gehabt  haben,  führt  ausser  der  schon  er- 
wähnten Thatsache  der  E[lagen  des  Bischofs  von  Utrecht  über 
den  Lobbeder  Zoll  die  Erwägung,  dass  sie  allein  es  wagen 
konnten,  mit  Berufung  auf  den  zweiten  Artikel  des  Vertrages 
vom  26.  April  auf  Abstellung  jener  offenbar  gegen  ihren  Willen 
angelegten  Zölle  zu  dringen,  ohne  damit  sich  einen  rechts- 
widrigen Eingriff  in  die  Bechte  des  Herrschers  zu  Schulden 
kommen  zu  lassen.  Auch  wurde  gerade  einer  der  bedeutendsten 
geistlichen  Fürsten,  der  Erzbischof  von  Köln,  noch  an  demselben 
30.  April  vom  Kaiser  damit  betraut,  dafür  zu  sorgen,  dass 
der  Graf  von  Geldern  auch  in  Wahrheit  dem  königlichen  Spruche 
nachkomme^.) 

Der  Graf  musste  nämlich  jenen  drei  Zollstätten  entsagen, 
obwohl  er  behauptete,  dieselben  in  völlig  rechtmässigem  Besitz 
zu  halten,  da  sie  ihm  durch  königliche  Vergabung  zu  teil  ge- 
worden seien.*  Man  kann  nicht  bezweifeln  wollen,  dass  er  in 
der  That  im  vollsten  Rechte  gewesen  sei.  Denn  hätte  er  nicht 
wirklich  Urkunden  vorlegen  können,  durch  die  er  sich  als  recht- 
mässigen Inhaber  der  betreffenden  Zölle  zu  erweisen  vermocht 
hätte,  so  wäre  es  das  Einfachste  gewesen,  wenn  Friedrich  ihn 
unumwunden  der  Unwahrheit  geziehen  hätte.  Dadurch  wäre 
ja  das  Ungesetzmässige  in  seinem  Verhalten   am  klarsten  er- 


^)  Für  Lobbede  steht  dies  aasser  Zweifel  vgl.  Gesta  epor.  Traj.  a.  a.  0. 
Wink.  8.  66. 

•)  vgl.  Wink.  a.  a.  0. 

*)  TieUeicht  nur  deshalb,  weil  sie,  was  früher  noch  nicht  erforderlich 
gewesoi  war,  der  ausdrücklichen  Zustimmung  der  Fürsten  entbehrten. 

*)  Leg.  II,  138.  B.  F.  1119.   Gesta  epor.  Traj.  a.  a.  0. 
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wiesen  worden.  Der  Kaiser  vermeidet  aber  eine  solche  anzwei- 
deutige  Erklärung  in  diesem  Sinne  abzugeben.  Er  konnte  sie 
nicht  geben,  weil  der  Graf  wirklich  königliche  Urkunden  besass; 
Friedrich  gesteht  es  ihm  auch  selbst  nachher  zu.^) 

So  wurde  das  Gesetz  vom  26.  April  die  Ursache  davon, 
dass  der  Kaiser  nicht  nur  in  der  Neuanlage  von  Zöllen  in  Zu- 
kunft gehemmt  wai\  sondern  dass  er  auch  bereits  frBher  Yon 
ihm  oder  seinen  Vorgängern  erteilte  Privilegien  auf  Grund  des- 
selben kassieren  musste.  Allerdings  hat  sich  der  Graf  dieser 
neuen  kaiserlichen  Ordnung  nicht  stillschweigend  gefugt,  ja  zum 
Teil  hat  er  es  verstanden,  sein  gutes  Recht  aufrecht  zu  erhalten 
Wir  erfahren  nämlich  zunächst  aus  zwei  späteren  kaiserUcheiw 
Erlassen,  die  im  Verlauf  weniger  Tage  veröffentlicht  wurden,*) 
dass  der  Graf  trotz  des  kaiserlichen  Verbotes  vom  30.  April  1220 
seine  Zölle  ruhig  weiter  erhoben  hat.  Und  nicht  genug  damit, 
er  hatte  inzwischen  auch  noch  einen  neuen  Zoll  zu  Lobbede 
aufgerichtet;  unter  diesen  hatten  die  Bärger  von  Deventer  und 
Salland  und,  da  diese  zum  Utrechter  Sprengel  gehörten,  auch 
der  Bischof  und  die  Kirche  von  Utrecht  zu  leiden.^) 

Was  hatte  es  nun  mit  diesem  neuen  Lobbeder  Zoll  ffir 
eine  Bewandtnis? 

In  der  Urkunde  vom  30.  April  1220  wird  unter  den  Zoll- 
stätten, welche  der  Graf  aufheben  soll,  bereits  auch  Lobbede 
genannt.^)  Es  hat  danach  hier  bereits  ein  Zoll  bestanden. 
Wenn  nun  die  Urkunde  vom  4.  Januar  1223  von  einem  neuen 
Lobbeder  Zoll  des  Grafen  spricht,  so  lässt  sich,  glaube  ich, 
dieser  scheinbare  Widerspruch  der  beiden  Urkunden  in  folgender 
Weise  lösen.    Im  April  1222  ermächtigt  der  Kaiser  den  Grafen, 


')  „Don  obstante  eo,  quod  se  warandiam  dicit  habere,  nee  obyiantibus 
literis  aliquibus  a  nobis  vel  nostris  antecessoribus  impetratis.*"  ygl.  Huill.- 
Br6h.  a.  a.  0.  II,  1,  243.  336.  n,  2,  797. 

«)  1223  Jan.  4  u.  10  vgl.  Huill.-Br6h.  a.  a.  0.  11,  1,  290  f. 

')  In  der  ersten  der  zuletzt  angeführten  Urkunden  heisst  es:  ,immo 
etiam,  quod  gravius  est  in  dispendium  episcopi  Trajectensis  et  ecclesie  sue 
homines  suos  de  Dayentria  et  Sallandia  novis  teloneorum  ezactionibus  apud 
Lobbede  presumptis  aggravare",  und  ähnlich  die  zweite  Urkunde. 

*)  ,ne  Tel  theloneo  apud  Aemhem  Tel  Osterbeke  siye  Lobbede  ~  se 
intromittat.**  Gerade  über  den  Zoll  yon  Lobbede  beschwerte  sich  der  Bischof 
von  Utrecht  vgl.  Oesta  epor.  Traj.  a.  a.  0. 
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seinen  alten,  aufgehobenen  Arnheimer  Zoll  nach  Lobbede  za  ver- 
legen, und  zwar  beurkundet  er,  dass  diese  Verlegung  „de  con- 
siüo  principnm  nostrorum*  erfolgt  sei.*)  Der  alte  Zoll  von 
Lobbede  war  durch  die  Sentenz  vom  30.  April  1220  aufgehoben 
worden;  infolge  der  nunmehr  dem  Grafen  gewährten  Verlegung 
des  Zolles  von  Amheim  nach  Lobbede  erhob  der  Graf  hier 
einen  neuen  Zoll.  Da  hiergegen  wahrscheinlich  wieder  der 
Bischof  von  Utrecht  Einspruch  erhob,')  wurde  dem  Grafen  auch 
dieser  neue  Zoll  am  4.  Januar  1223  abgesprochen.  Gleichwohl 
aber  ist  der  Graf  mit  dieser  Verlegung  schliesslich  doch  durch- 
gedrungen; denn  sehr  bald  danach  wird  sie  ihm  vom  Kaiser 
bestätigt,')  und  jeder  Widerspruch  dagegen  verstummte.^) 

Man  erkennt  aus  dieser  Gelderer  Streitsache,  in  welche 
schiefe  Stellung  Friedrich  II.  sich  durch  seinen  Erlass  vom  Jahre 
1220  gebracht  hatte,  und  wie  schwer  sein  königliches  Ansehen 
durch  die  darin  gemachten  Zugeständnisse  erschüttert  war.  Die 
geistlichen  Fürsten  waren  nicht  damit  zufrieden,  infolge  des  ihnen 
am  26.  April  1220  erteilten  Rechtes,  vor  jeder  Neubelastung 
durch  Zölle  gesichert  zu  sein,  sondern  ihr  Bestreben  ging  dahin, 
diesem  neuerworbenen  Rechte  auch  rückwirkende  Kraft  zuzu- 
schreiben und  gestützt  auf  dasselbe  sich  auch  der  vor  1220  in 


«)  Lac.  II,  55.  HuilL-BrÄh.  n,  1,  242  ygl.  II,  2,  686  u.  797.  B. 
F.  1384.  um  so  mehr  mass  es  auffaUen,  dass  Friedrich  11.  im  folgenden 
Jahre  diese  Yerlegnng  widermfen  hat.  Der  Kaiser  sagt,  dass  er  dieser  seine 
Bestätigung  erteilt  habe  (April  1222)  «de  consilio  principum  nostronun  et 
spedaliter  de  consilio  dilecti  principis  nostri  yenerabilis  Coloniensis  archiepis- 
copi**;  sollte  etwa  der  angebliche  Konsens  der  Fürsten  nar  Ton  dem  Erz- 
bischof von  Köln  abgegeben  worden  sein?  Von  diesem  ist  uns  noch  seine 
Eonsensnrknnde  erhalten  (Lac.  IT,  55),  die  freilich  auch  von  der  Zustimmimg 
anderer  Fürsten  spricht  Ygl.  übrigens  Lamprecht  in  den  Forsch,  z.  dt. 
G^esch.  Bd.  23,  bes.  S.  79  n.  105  und  Ficker  in  den  Mitteil,  des  Inst  f. 
Oestenr.  GeschforscL  Bd.  HI,  S.  27. 

*)  Tgl.  Gesta  epor.  Traj.  a.  a.  0. 

*)  Im  HSrz  1223  Lac.  II,  54.    Hnill.-Br6h.  II,  1,  334,    B.  F.  1462 
dann  wieder  im  Hai  1224  Huill.-Br6h.  n,  2,  797  u.  im  Okt  1226  Sloet 
I,  502.    Huill.-Br6h.  n,  2,  685.    B    F.  1681.    Die  Bestätigung  emenert 
später  Heinrich  YIL  1310  Sept.  5  (Leg.  IT,  501). 

*)  So  scheinen  sich  alle  diese  interessanten  Urkunden  gnt  in  einander 
zu  fügen  und  der  Widersprach  derselben  wegen  des  Lobbeder  Zolles,  den 
noch  Berchtold  a.  a  0.  S.  100  Anm.  18  für  anlösbar  erklärt,  sich  besei- 
tigen zo  lassen. 
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ihrem  Gebiet  angelegten  Zölle  zn  entledigen.  Ihre  Bemflhnngen 
nach  dieser  Seite  hin  in  dem  Falle  des  Grafen  von  Greldem 
haben  wir  eben  verfolgt.  Sie  verliefen  ergebnislos;  denn  wenn 
anch  der  Graf  seinen  Zoll  in  Arnheim  aufgab,  so  mossten  schliess- 
lich die  Fürsten  doch  ihre  Zustimmung  zu  dessen  Wiederaol- 
nahme  in  Lobbede  geben.  Im  vollen  Umfang  also  hatten  sie 
ihr  Ziel  nicht  erreicht.  In  ähnlicher  Weise  scheiterte  ein  gleicher 
Versuch  des  Bischofs  von  Osnabrück ,  den  Grafen  Hermann 
von  Eavensberg  im  Besitz  seiner  Zölle  und  Münzen  zu  Vechte 
und  Haselünne  zu  stören.  Denn  im  Mai  1220')  verbot  der 
Kaiser  dem  Bischof  jeden  Eingriff  in  die  betreffenden  B.echte 
des  Grafen,  die  ihm  durchaus  gesetzmässig  zuständen,  da  er  sie 
von  des  Kaisers  Vorgängern  und  von  ihm  selbst  erhalten  habe.*) 
Hätte  der  Bischof  nach  seiner  Ansicht  irgend  welche  gerechte 
Klagen  gegen  den  Grafen  vorzubringen,  so  solle  er  sich  mit  den- 
selben an  den  Kaiser  wenden,  der  ihm  sein  Gehör  nicht  ver- 
sagen werde,  sich  aber  nicht  in  eigenmächtiger  Weise  selbst  zu 
helfen  suchen.^) 

Man  sieht  gerade  aus  diesem  kaiserlichen  Erlass  ganz  gut, 
dass  der  Kaiser  über  die  den  geistlichen  Fürsten  gemachten  Zu- 
geständnisse keinen  Schritt  breit  hinauszugehen  gesonnen  war. 
Mit  scharfem  Auge  wachte  er  über  die  Aufrechterhaltung  des 
ihm  noch  gebliebenen  Zollrechtes;  hierzu  gehörte  namentlich, 
dass  die  letzte  Entscheidung  über  alle  Streitfragen  im  Zollwesen 
noch  immer  in  seiner  Hand  lag.  Hatten  die  geistlichen  Fürsten 
auch  das  Recht  der  Zustimmung  bei  einer  Errichtung  eines 
neuen  Zolles  erhalten,  so  folgte  daraus  noch  keineswegs  für  sie 
das  Recht,  willkürlich  nach  eigenem  Belieben  bereits  firüher  vom 
Kaiser  genehmigte  Zollstätten  ohne  weiteres  ausser  Kraft  treten 
zu  lassen  und  ihre  Inhaber  mit  Gewalt  an  der  Ausnützung  der- 
selben zu  hindern. 

Wie  nun  Friedrich  II.  den  geistlichen  Fürsten  gegenüber 
mit  besonderem  Nachdruck  sein  oberstes  Aufsichtsrecht  in  Zoll- 
sachen geltend  zu  machen  wusste,  so  hat  er  es  auch  sonst  nicht 

«)  Wilmanns:  Westfäl.  Urkbuch.  m,  52.    B.  F.  nr.  1129. 

*)  „qne  ab  antecessoribas  nostrlB  tenuit  et  de  manu  nostara  de  noTo 
recepit." 

*)  „quia  —  ad  omnia,  que  adversus  ipsum  proponere  decreyeiis,  enm 
coram  nobis,  proat  iastum  faerit,  tibi  respondere  fademus.* 
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unterlassen,  dasselbe  für  sich  in  Ansprach  zu  nehmen.^)  In 
engem  Zusammenhang  damit  steht  die  Thatsache,  dass  er  bei 
besonders  geeigneten  Gelegenheiten  in  seine  Bechtsyerordnangen 
allgemeinerer  Art  auch  gesetzliche  Bestimmungen  über  das 
Zollwesen  einzureihen  liebte.  Seine  Massregeln  sind  in  diesem 
Punkte  für  lange  Zeit  in  gewissem  Sinne  vorbildlich  geworden. 
Seiner  Thätigkeit  verdankt  die  Ordnung  und  Regelung  der  Zoll- 
angelegenheiten die  Wiederaufnahme  eines  Prinzips,  das  bereits 
in  der  ältesten  Zeit  wenigstens  zuweilen  der  Zollgesetzgebung 
zu  Grunde  gelegt  ward,  und  das  nun,  seitdem  es  durch  Friedrich 
wieder  zu  neuem  Leben  erweckt  worden  war,  nicht  mehr  fallen 
gelassen  ist.  Schon  in  den  ältesten  Zeiten  begegnen  wir  wieder- 
holten Verordnungen  der  Könige  gegen  die  vielen  neuen  und 
ungerechten  Zölle  im  Reiche;  der  Begriff  derselben  findet  jedoch 
nur  einige  wenige  Male  durch  Aufstellung  eines  bestimmten 
Normaljahres  eine  genauere  Erklärung.  Erst  Friedrich  II.  griff 
auf  diese  Art  und  Weise,  die  Zollfragen  zu  behandeln,  wieder 
zurück;  während  seiner  Regierung  wurde  von  neuem  ein  solcher 
Termin  als  Grenzscheide  für  die  alten  und  neuen  Zölle  auf- 
gestellt. Es  wurde  1234  Februar  11  in  der  Landfriedensordnung, 
welche  Heinrich  (VIT.)  als  Stellvertreter  seines  Vaters  von 
Frankfurt  aus  erliess,  das  Todesjahr  Kaiser  Friedrichs  L  (1190) 
zu  einem  solchen  Normaljahr  erhoben.')  Es  sollten  nun  aber, 
so  bestimmte  Heinrich  damals,  nicht  alle  Zölle  beseitigt  werden, 
welche  nach  diesem  Jahre  aufgerichtet  worden  waren,  sondern 
nur  diejenigen,  welche  ohne  Zustimmung  der  Fürsten  angelegt 
worden  waren.^    Es  wird  hier  nicht  nur  von  dem  Konsens  der 


0  So  hatte  Friedlich  unmittelhar  nach  seinem  Regierangsantritt  in  das 
ZoUwesen  ordnend  eingegriffen.  Auf  seine  dieshezüglichen,  im  August  1215 
Ton  Köln  aus  eriassenen  Verordnungen  macht  Braunholtz  a.  a.  0.  S.  13 
N.  44  aufmerksam.  Vgl.  Ann.  Col.  Max.  SS.  XVII,  S.  828:  „In  ipsa  — 
die  (4.  Aug.  1215)  Fridericus  rex  ciyitatem  (Göln)  ingressus  a  civibus  et 
dero  suscipitur  et  per  Septem  dies  ibidem  demoratus  omnes  praesentes  nobiles 
tarn  auperiomm  quam  inferiorom  paroium  falsas  monetas  et  iniustas  exactiones 
Teetigalium  abiurare  et  flnnam  pacem  firmare  praecipit" 

*)  Leg.  n,  301.  B.  F.  4305 :  „Item  monetas  falsas  et  iniustas  ac  iniusta 
thelonea,  que  a  tempore  domini  Friderici  imperatoris  proavi  nostri  ~  sunt 
statata,  per  sententiam  cassamus.**  vgl.  Winkelm.:  Gesch.  Kaiser  Frdrs.  11. 
u.  seiner  Reiche  1212—35  Berl.  1863  S.  448.   Schirrmacher  a.  a.  0. 1,  227. 

*)  »que  —  abB(,que)  consensu  et  conniyencia  principum  sunt  statuta.** 
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geistlichen  FUrsten,  sondern  von  demjenigen  aller  Fürsten  ge- 
sprochen. Was  hat  es  nnn  mit  diesem  fürstlichen  Konsens  auf 
sich,  von  dem,  soviel  ich  sehe,  hier  znm  ersten  Male  die  Rede 
ist,  wann  haben  anch  die  weltlichen  Fürsten  jenes  Recht  der 
Genehmigung  zugestanden  erhalten?  Diese  Frage  liesse  sich, 
glaube  ich,  in  zweifacher  Weise  beantworten.  Einmal  wäre 
denkbar,  dass  erst  durch  Heinrich  (VII.)  das  königliche  Recht, 
Zölle  einzusetzen,  wo  und  wie  es  dem  Herrscher  beliebte,  im 
weitesten  Umfang  an  die  Zustimmung  der  Landesherren  ge- 
bunden worden  wäre.*)  Vielleicht  war  Heinrich  zu  diesem 
Zugeständnis  genötigt,  weil  er  sich  dem  Drängen  der  weltlichen 
Fürsten,  dasselbe  Recht  wie  die  geistlichen  zu  erhalten,  nicht 
entziehen  konnte,  oder  er  suchte  durch  dasselbe  die  Gunst  der 
Fürsten  für  sich  zu  gewinnen,  deren  er  bei  seinen  ehrgeizigen, 
gegen  den  eigenen  Vater  gerichteten  Plänen*)  bedurfte.  Wie 
dem  nun  auch  sein  mag.  jedenfalls  hätte  das  erst  von  Heinrich 
den  Fürsten  eingeräumte  Recht  nachher  die  Bestätigung  Friedrichs 
selbst  erhalten.  Denn  im  April  1234  erliess  er  an  alle  Fürsten 
und  Grossen  im  Reiche  den  Befehl,  dass  sie  bei  Strafe  seiner  Un- 
gnade den  auf  dem  Hoftage  zu  Frankfurt  festgesetzten  Landfrieden 
binnen  vier  Wochen  beschwören  sollten.*)  Mit  diesem  Frieden 
kann  aber  nur  jene  Constitutio  generalis  Heinrichs  (Vn.)  vom 
II.  Februar  gemeint  sein.  Hiermit  hätte  dann  Friedrich  die 
Bestimmungen  dieser  Constitutio  seinerseits  anerkannt  und  zum 
Gesetz  erhoben. 

Eine  zweite  Möglichkeit,  jene  oben  berührte  Frage  nach 
dem  Ursprung  des  fürstlichen  Konsenses  zu  beantworten,  böte 
die  von  Schröder^  ausgesprochene  Vermutung,  dass  dieses 
Recht  der  Zustimmung  bei  einer  Zollanlage  von  seiten  des 
Reiches,  welches  die  geistlichen  Fürsten  1220  erhielten,  gegen- 
über den  weltlichen  Fürsten  bereits  vor  1220  gewohnheitsrechüich 
festgestanden  habe.  Schröder  kommt  zu  dieser  ^nahme  infolge 
der  Erwägung,  dass  die  weltlichen  Fürsten,  wenn  sie  1220  jenes 
Recht  noch  nicht  gehabt  hätten,  bei  nächster  Gelegenheit  sich 


')  Tgl.  Lampr.  dt.  Wgesch.  a.  a.  0. 

*)  Tgl.  darüber  Schirrmacher  a.  a.  0.  I,  831  ff.   Winkelm.  a.  a.  O. 
449  ff. 

')  Tgl.  Leg   n.  302.    B.  F.  2043. 
*)  a.  a.  0.  S.  511  u.  N.  68. 
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dasselbe  aasgebeten  haben  wfirden.  Diese  aber  bot  sich  ihnen, 
als  im  Jahre  1231  vom  Kaiser  das  grosse  Statut  zn  ihren 
Gunsten  erlassen  wnrde.  Dasselbe  geht  jedoch  in  dem  17.  Para- 
graphen nnr  anf  die  neuen  Mfinzen  und  nicht  auch  auf  die  neuen 
Zölle  ein.  Hinsichtlich  dieser  hatten  also  die  weltlichen  Fürsten 
wohl  schon  erreicht,  was  für  sie  erstrebenswert  war.  Auch 
findet  Schröder  es  selbstverständlich,  dass  sie  jenes  Recht  vor 
den  geistlichen  Fürsten  erhalten  haben,  weil  sich  die  königlichen 
Machtbefugnisse  auf  dem  Beichskirchengute  länger  halten  mussten, 
als  in  den  weltlichen  Territorien. 

Diese  Mutmassung  Schröders  hat  jedenfalls  mehr  ffir  sich 
als  die  erste,  oben  angeführte  Hypothese;*)  trifft  sie  das  Rich- 
tige, würde  die  Constitutio  Heinrichs  (VII.)  immerhin  der  erste 
urkundliche  Beleg  dafür  sein,  dass  für  die  Gesetzmässigkeit  der 
Zölle  nicht  mehr,  wie  früher,  die  Errichtung  derselben  durch  den 
König  oder  doch  die  königliche  Genehmigung^)  genügte,  sondern 
dass  dazu  noch  die  Zustimmung  der  Fürsten  hinzukommen  musste. 
Schon  in  der  ersten  Hälfte  der  Hohenstaufischen  Periode  haben 
sich  die  deutschen  Könige  nicht  mehr  wie  früher  bei  allen  wich- 
tigen Regienmgsgeschäften  nur  von  ihrem  eigenen  Ermessen 
leiten  lassen,  sondern  sie  suchten  bei  denselben  möglichst  in 
üebereinstimmung  mit  den  Fürsten  zu  verfahren.  Deshalb  be- 
gegnen wir  mehrfach  in  den  königlichen  Urkunden  der  Ver- 
sicherung, dass  die  betreffende  Verfügung  ^ez  sententia  principum^ 
oder  „cum  consilio  principum'^  getroffen  sei.  Gleichwohl  aber 
geht  daraus  nirgends  hervor,  dass  dieser  Konsens  erst  der  Fest- 
setzung wirkliche  Rechtskraft  verliehen  habe.  Auch  darf  nicht 
vergessen  werden,  dass  in  anderen  Fällen  diese  Zustimmung  der 
Fürsten  überhaupt  nicht  erwähnt  wird;  sie  kann  also  rechtlich 
noch  nicht  erforderlich  gewesen  sein.^)  In  dieser  Eigenschaft 
tritt  uns  der  fürstliche  Konsens  in  jener  Urkunde  Heinrichs  (VII.) 
entgegen;  sie  verwirft  ja  gerade  alle  Zölle  als  gesetzwidrig. 


^)  Denn  bei  ihr  würde  doch  auffallen«  dass  in  der  Urkunde  Heinrichs 
(YIL)  von  dem  fürstlichen  Rechte  in  keiner  Weise  wie  von  einem  erst  durch 
de  eingeführten,  sondern  vielmehr  wie  Ton  einem  alten  und  deshalb  selbst- 
yeret&ndlichen  gesprochen  wird. 

*)  Tgl.  noch  die  Urkunde  Ottos  IV.  yom   13.   Jan.  1209  (oben  S.  38). 

*)  vgl.  Lampr.  in  d.  Forsch,  z.  dt.  Gesch.  Bd.  23,  S.  103. 
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wenn  sie  ohne  diesen  Konsens  aufgerichtet  worden  waren.O  I>& 
nnn  ausserdem  Heinrich  die  Beseitigung  dieser  Zölle  mit  dem 
Jahre  1190  eintreten  lässt,  so  wird  man  daraus  den  Schlass 
ziehen  können,  dass  vor  1190  jenes  Eecht  der  Fürsten  noch 
nicht  bestanden  hat.  Damit  stimmt,  dass  Friedrich  I.  in  der 
wichtigen  Urkunde  vom  6.  April  1157  dieses  Becht  nicht  er- 
wähnt, sondern  vielmehr  die  Aufhebung  der  Zölle  verfQgt,  weil 
sie  nicht  nachweislich  mit  königlicher  Ermächtigung  eingezogen 
wurden.  Diese  wird  zum  letzten  Male  als  einziger  Bechtsgrund 
in  der  Urkunde  Ottos  lY.  vom  13.  Januar  1209  erwähnt.  Es 
scheint  danach  also  jenes  Zustimmungsrecht  der  Fürsten  auch 
damals  noch  nicht  bestanden  zu  haben.  Wir  erhalten  somit  als 
Grenzen  für  die  Entstehungszeit  dieses  Rechtes  die  Jahre  1209 
und  1220.  Vielleicht  hat  noch  Otto  IV.,  er,  der  ja  auch  einem 
geistlichen  Fürsten  als  erster  das  Eonsensrecht  in  Zollsachen 
gewährt  hat,  dieses  der  Gesamtheit  der  weltlichen  Fürsten  ein- 
geräumt. Ist  dem  so,  dann  hätte  Heinrich  (Vn.)  kraft  seiner 
Constitutio  diesem  fürstlichen  Rechte  wenigstens  für  eine  be- 
stimmte Zeit  —  zum  mindesten  für  zwei  Jahrzehnte  —  rück- 
wirkende Kraft  gegeben.*) 

Nach  dem  Erlass  der  Constitutio  generalis  durch  Heinrich 
(VII.)  am  11.  Februar  1234  und  deren  Bestätigung  durch 
Friedrich  n.  im  April  desselben  Jahres  war  der  Kaiser  zunächst 
durch  Unruhen  im  Innern  des  Reiches  in  Anspruch  genommen, 
welche  durch  die  Empörung  seines  Sohnes  Heinrich  hervor- 
gerufen waren.  Nach  der  völligen  Demütigung  desselben  und 
der  endgültigen  Wiederherstellung  der  inneren  Ordnung  im  Reiche 
veröffentlichte  Friedrich  von  Mainz  aus  sein  grosses  LandMedens- 
gesetz  vom  15.  August  1235  und  zwar,  wie  er  wieder  besonders 
hervorhebt,  ^de  consilio  et  assensu  dilectorum  principum  ecclesiasti- 
corum  et  secularium^.')    Dies  beschäftigt  sich  in  dem  sehr  aus- 


')  Doch  bezieht  sich  wohl  die  Yerordnung  nur  anf  die  Zölle,  welche 
in  den  landesherrlichen  Gebieten  eingetrieben  wnrden,  nicht  auch  anf  die 
Beichszölle. 

•)  vgl.  Lampr.  a.  a.  0.  S.  109  ff.  bes.  110. 

')  Leg.  n,  313  ff.  B.  F.  2100.  Tgl.  Arnold:  Verfgeseh.  der  dtsch. 
Freistädte  Bd.  II,  16.  Löher:  Fürsten  und  Städte  S.  48.  Raumer  a.  a.  O. 
in,  379  ff.  Schirrmacher  a.  a.  0.  II,  318  ff.  Schröder  a.  a.  0.  617. 
Winkelm   a.  a.  0.  474  ff. 
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fahrlicben  sechsten  Paragraphen  aufs  eingehendste  mit  der  Zoll- 
frage. War  im  Jahr  zuvor  von  Heinrich  (VII.)  als  Normaljahr 
des  Zollbestandes  das  Jahr  1190  festgesetzt  worden,  so  wird 
jetzt  der  Termin  bereits  weiter  vorgerückt:  es  wird  das  Todes- 
jahr Heinrichs  VI.,  also  das  Jahr  1197,  bestimmt. 

jBbenso  wenig  aber,  wie  im  Vorjahre  sollen  alle  nach  diesem 
Jahre  eingesetzten  Zölle  beseitigt  werden,  sondern  nur  diejenigen, 
deren  Besitzer  nicht  im  stände  sind,  vor  dem  Kaiser  den  Beweis 
zu  liefern,  dass  sie  dieselben  von  Bechts  wegen  eingezogen  haben.  ^) 

Es  kann  kaum  mehr  zweifelhaft  sein,  was  unter  dem  ^de 
iure  teuere^  zu  verstehen  ist.  Nach  der  aus  den  ältesten  Zeiten 
stammenden  Bechtsanschauung  gab  es  fär  die  Zölle  nur  eine 
Bechtsquelle,  nämlich  den  königlichen  Willen.  Diesem  Grund- 
satz gemäss  hatte  Friedrich  I.  von  den  Zollbesitzern  verlangt, 
durch  Vorlegen  ihrer  Urkunden  den  Beweis  beizubringen,  dass 
sie  die  betreffenden  Zölle  vom  König  erhalten  hatten.  Eine 
ähnliche  Forderung  offenbar  stellt  jetzt  Friedrich  IL,  wenn  er 
die  Zollinhaber  anhält,  „coram  imperatore^  zu  bekräftigen,  „ut 
iustnm  est,  se  teloneum  de  iure  tenere^.  Hiemach  hat  man 
also  zu  diesem  „de  iure^  etwa  ein  dasselbe  näher  erklärendes 
„ab  imperio^  hinzuzudenken,  wie  es  z.  B.  im  siebenten  Para- 
graphen der  Urkunde  von  den  den  Zöllen  stets  analog  behandelten 
Münzen  wirklich  heisst.^  Doch  in  dem  „de  iure  teuere^  muss 
mittelbar  noch  mehr  liegen.  Denn  nach  der  im  Beginn  des  13. 
Jahrhunderts  eingetretenen  Aenderung  des  königlichen  Zoll- 
rechtes, wie  wir  sie  aus  den  Erlassen  von  1220  und  1234  kennen, 
war  es  hinsichtlich  der  Zölle  notwendig,  dass  sie  mit  Genehmi- 
gong  der  Forsten  angelegt  worden  waren.  Wenn  Friedrich  das 
hier  nicht  ansdrOcklich  hinzuf&gt,  so  findet  das  seine  Erklärung 
darin,  dass  es  sich  von  selbst  verstand,  dass  jeder  ohne  weiteres 
wusste,  welche  Zölle  „de  iure"  eingefordert  wurden. 

In  einem  späteren  Satze  nun  unseres  sechsten  Artikels  wird 
demjenigen,  der  dreimal  das  kaiserliche  Gebot  übertreten  hat 


*)  „ —  statnimus,  ut  onmia  telone»  ~  post  mortem  dive  memorie  patris 
Bostri  imperatoris  Heinrid,  a  quocnmque  et  ubicomque  institata  fnerint,  re- 
moyeantar  omnino,  nisi  is  qni  habet  coram  imperatore  probet,  ut  iastnm  est, 
86  teloneum  de  lue  tenere.*" 

')  „omnes  monetas  ~  cessare  -^  nisi  qni  tenet  eas,  proat  instom  est, 
eoram  nobis  ostendat,  se  ab  imperio  de  iure  habere.'' 
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und  dessen  vor  dem  Kaiser  überfahrt  ist,  mit  Verlost  seines 
Zolles  gedroht.  Er  soll  denselben  demjenigen  zurückgeben,  von 
dem  er  ihn  empfangen  hat.^  Diese  Worte  des  Statutes  geben 
uns  noch  nach  einer  anderen  Seite  hin  wichtigen  Au&chlass. 
Sie  lassen  nftmlich  erkennen,  dass  jetzt  Oberhaupt  nicht  mehr 
der  Kaiser  allein  das  Recht  hatte,  Zölle  anzulegen,  sondern  dass 
dieses  auch  anderen,  nämlich  den  Landesherren  ffir  ihre  Territorien, 
zustand;  es  wäre  freilich  noch  immer  denkbar,  dass  ihr  Recht 
erst  praktisch  verwertbar  gewesen  wäre,  wenn  dei*  Kaiser  den 
landesherrlichen  Zolleinrichtungen  seine  Genehmigung  erteilt  hätte. 
Jedenfalls  aber  werden  die  Landesherren  als  Zollherm  in  ihrem 
Gebiete  anerkannt.^)  Und  wenn  der  Kaiser  im  Anfang  seines 
Zollgebotes  von  den  Zollinhabern  den  Erweis  ihres  rechtmässigen 
Besitzes  verlangt,  so  fordert  er  hiermit  auch  das  Vorlegen  der 
landesherrlichen  Urkunden,  durch  welche  diesem  oder  jenem  der 
Besitz  einer  Zollstätte  übertragen  worden  war.  Die  Worte  „de 
iure  teuere''  schliessen  also  noch  einen  weiteren  Sinn  in  sich 
als  den  ihnen  oben  beigelegten:  „ab  imperio  et  cum  consensn 
principum  teuere'';  eben  weil  in  jenen  Worten  hiemach  eigentlich 
dreierlei  lag,  wird  der  Kaiser  nur  ganz  allgemein  die  Forderung 
des  Besitzes  „de  iure"  gestellt  und  absichtlich  nicht  „de  iure 
ab  imperio  teuere"  gesagt  haben. 

Geht  aus  den  zuletzt  besprochenen  Urkunden  der  Jahre 
1220,  1234  und  1235  hervor,  dass  das  alte  Zollregal  hinsichtlich 
der  Zollanlage  im  Vergleich  mit  den  früheren  Zeiten  eine  nidit 
unerhebliche  Einschränkung  erfahren  hat,  so  zeigt  andererseits 
das  grosse  Gesetz  von  1235,  dass  Friedrich  U.  nach  anderer 
Richtung  hin  an  dem  alten  Regal  festgehalten  hat.  Denn  er 
beansprucht  nach  wie  vor  aufs  aller  entschiedenste  das  Recht 
der  obersten  Aufsicht  und  Kontrolle  über  das  gesamte  Zollwesen 


')  »Quicumque  vero  tertdo  legitime  convictus  faerit  coram  nobis  statatom 
hoc  non  senrasse,  telonenm  domino  vacet,  a  quo  illad  tenet.*' 

*)  Ohne  Zweifel  ist  bei  den  Worten:  „telonenm  domino  yaeet,  a  quo 
illnd  tenet**  anch  an  sie  zn  denken.  Auf  den  Kaiser  allein  können  sie  nicht 
wohl  gehen;  das  müssten  sie,  wenn  er  noch  als  einziger  ZöUe  hätte  anlegen 
dürfen.  Denn  wenn  mit  dem  Ledigwerden  des  ZoUes  nur  ein  HeirnfkUen 
desselben  an  den  Kaiser  oder  das  Reich  gemeint  wäre,  wflrde  das  nun  und 
nimmer  mit  dem  allgemeinen  „domino  vacet**  ausgedrückt  werden,  sondern 
es  müsste  dann  ein  „imperatori*  oder  »imperio*  dabei  stehen. 
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im  Reiche,  also  auch  über  die  von  den  Landesherren  emchteten 
Zölle.  Verlangt  er  doch,  dass  der  Beweis  der  Rechtmässigkeit 
sämtlicher  Zölle  vor  ihm,  „coram  imperatore",  gefuhrt  werde. 

Dass  anch  die  Landesherren  nicht  in  freier  Weise  und 
nach  eigenem  Ermessen  ihre  Yerffigungen  innerhalb  des  Zoll- 
wesens erlassen  konnten,  sondern  vielmehr  über  sich  noch  den 
Kaiser  stehen  hatten,  zeigt  vor  allem  die  weitere  vom  Kaiser 
in  demselben  sechsten  Paragraphen  der  Gonstitutio  pacis  er- 
lassene Bestimmung. 

Nachdem  nämlich  der  Kaiser  zunächst  den  umfang  der 
Zollstatten  in  der  bestimmten  Weise  genau  festgesetzt  hatte, 
ging  er  auf  die  Höhe  ihrer  Beträge  näher  ein  und  erliess  auch 
hierfür  höchst  bemerkenswerte  Verfügungen.  Er  erteilte  nämlich 
den  Befehl,  dass  die  Beträge  der  Abgaben  sich  auf  der  Höhe 
halten  sollten,  welche  ihnen  bei  ihrer  Einsetzung  gegeben  worden 
war,  und  dass  jede  üeberschreitung  derselben  wieder  beseitigt 
werden  sollte.*)  Auch  für  die  Höhe  vieler  Zollabgaben  wurde 
danach  das  im  kaiserlichen  Statut  aufgestellte  Normaljahr  1197 
massgebend.  Alle  vor  diesem  Jahre  angelegten,  aber  später  er- 
höhten Zölle  sollten  mithin  auf  die  Höhe  ihres  Betrages  zurück- 
geführt werden,  welche  sie  vor  1197  erhalten  hatten. 

Nun  wurden  aber,  wie  wir  wissen,  nicht  alle  nach  1197 
erst  aufgerichteten  Zölle  beseitigt,  sondern  ein  bestimmter  Teil 
derselben  wurde  als  rechtskräftig  anerkannt.  Für  die  Beträge 
dieser  Abgaben  konnte  daher  das  Jahr  1197  nicht  in  Betraobt 
kommen,  sondern  bei  ihnen  musste  festgestellt  werden,  welche 
Höhe  sie  bei  ihrer  Einsetzung  angenommen  hatten.  Diese  sollte 
auch  fernerhin  beibehalten  werden.  Eine  Steigerung  der  Ab- 
gaben wurde  nicht  anerkannt.  Mithin  konnte  keiner  der  Zoll- 
inhaber, auch  wenn  er  nicht  eigenmächtig  sich  höhere  Abgaben 
hatte  zahlen  lassen,  als  ursprünglich  festgesetzt  war,  sich  auf 
Urkunden  berufen,  durch  welche  er  zur  Erhöhung  der  alten  Ab- 
gaben ermächtigt  worden  wäre.  Es  gab  keine  rechtmässige  Er- 
höhung der  Zollleistungen;  deshalb  wird  denn  auch  für  sie  der 
Urkundenbeweis  nicht  als  zulässig  genannt.  Mit  dieser  Ver- 
ordnung griff  der  Kaiser  aufs  nachdrücklichste  in  die  landes 


^)  «Item  predpimus   omnium  teloneoram  snperadiectionem  removeri  et 
omniBo  cenäare  et  in  statu  pristine  institutionis  debite  permanere.* 
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herrlichen  Rechte  ein.  Hatte  er  auch  den  Territorialherren  ein 
gewisses  ZoUeinsetzungsrecht  zugestanden,  ränmte  er  ihnen  doch 
nicht  das  Recht  ein,  beliebige  Veränderungen  mit  ihren  Zöllen 
vorzunehmen.  So  gut  er  von  jeder  Erhöhung  der  vom  Reiche 
angelegten,  von  ihm  ausgenutzten  oder  an  andere  vergabten 
Zölle  Abstand  nahm,  ebenso  durften  auch  die  Landesherren  mit 
den  ihrigen  eine  solche  nicht  vornehmen;  sie  hatten  sich  dem 
kaiserlichen  Gebote  zu  fügen,  das  s&mtliche  Zölle  auf  ihren 
ersten  Betrag  zurttckfflhrte,  um  die  Reichsunterthanen  vor  all- 
zugrosser  und  willkürlicher  Zollbelastung  zu  sichern.  Auch  mit 
dieser  Ueberwachung  der  Höhe  der  einzelnen  Zölle  behauptete 
Friedrich  II.  ein  altes  königliches  Recht  und  damit  den  Regal- 
charakter des  Zolles.  So  bleibt  also,  wie  überhaupt  die  Gesetz- 
gebung in  Zollsachen  in  der  Hand  des  Königs  festgehalten  wird, 
auch  nach  dieser  Seite  hin  das  königliche  Gebot  in  letzter  Linie 
das  allein  Entscheidende.^) 

Das  in  jeder  Beziehung  höchst  wichtige  und  interessante 
Reichsgesetz  vom  15.  August  1235  bewegt  sich  nach  alledem 
ganz  auf  dem  Boden  der  alten  Rechtsanschauungen.  Des  Kaisers 
erste  Pflicht  bestand  darin,  des  Reiches  Schirmer  auch  nach 
innen  zu  sein  und  für  Ruhe  und  Ordnung  im  Reiche  und  f&r 
Sicherheit  des  Verkehres  zu  sorgen;  diese  Pflicht  verlor  Friedrich 
nicht  aus  den  Augen.  Dem  entspricht  es  weiter,  wenn  er  nach 
dem  Vorbild  der  Könige  der  ältesten  Zeiten  die  Zollinhaber  dar- 
aa  erinnert,  dass  sie  durch  ihre  Zolleinnahmen  nicht  nur  die 
Annehmlichkeit  des  Gewinnes  zu  gemessen,  sondern  dass  sie  da^ 
mit  zugleich  auch  gewisse  Verpflichtungen  übernommen  hätten. 
Diese  bestanden  darin,  dass  sie  für  Instandhaltung  der  Strassen, 


')  Ich  kann  mich  hier  nicht  der  Ansicht  Lamprechta  a.  a.  O.  an- 
schliessen,  wonach  mit  den  Bestimmungen  von  1220  und  1234  das  alte  Zoll- 
regal und  die  Zollgesetzgehung  von  den  Territorialgewalten  abhängig  ge- 
macht worden  sei.  Denn  einmal  hält  Friedrich  an  seinem  alten  Regalienrecht 
wenigstens  für  die  Zeit  der  Hoftage  in  seinem  Privileg  von  1220  fest,  sodann 
aber  lehrt  uns  das  Gesetz  yon  1235,  dass  die  Gesetzgebung  und  die  gesetz- 
liche KontroUe  in  Zollsachen  allein  beim  Kaiser  lag.  Die  Beseitigung  aller 
Zollerhöhungen  erfolgte  doch  schwerlich,  weil  die  Fürsten  dagegen  waren, 
sondern  ohne  Zweifel,  weil  der  Kaiser  es  im  Interesse  des  Reichswohles  für 
geboten  hielt.  Mochten  auch  die  Fürsten  in  einzelnen  Fällen  durch  die 
Reduzierung  der  Zollbeträge  auf  ihren  alten  Bestand  gewinnen,  in  mindestens 
ebensoviel  Fällen  lag  für  sie  und  ihre  Kasse  darin  eine  Schädigung. 
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Brücken  nnd  anderer  Verkehrsmittel  zu  sorgen  sowie  den  Eeisen- 
den  Sicherheit  der  Person  nnd  der  Sachen  in  ihren  Gebieten  zu 
gewähren  hatten.  NachdrQcklich  hält  Friedrich  die  Zollinhaber 
zur  gewissenhaften  Beobachtung  dieser  ihrer  Pflichten  an.  Im 
Zusammenhang  damit  verbietet  er  daher  alle  Zölle  oder  dem 
ähnliche  Abgaben,  welche  zu  mehr  personlichen  Zwecken,  wie 
etwa  f3r  die  Ausführung  von  Befestigungen,  seitens  der  Fürsten 
und  Städte  von  den  Reisenden  erpresst  würden.^)  Schliesslich 
halt  der  Kaiser  auch  den  alten  Grundsatz  aufrecht,  dass  die 
Hanptverkehrsstrassen  im  Reiche  zu  den  sogenannten  öffentlichen 
odei'  Königsstrassen  gehörten,  die  unmittelbar  unter  Aufsicht  des 
Reiches  standen;  sie  durften  von  niemandem  gesperrt  werden, 
um  die  Reisenden  zu  zwingen,  andere  Strassen  einzuschlagen, 
auf  welchen  sie  dann  den  verschiedensten  Zollerpressungen  unter- 
worfen zu  werden  pflegten.  Darum  untersagt  der  Kaiser  alle 
diese  „coactas  stratas^.^) 

Wer  diese  für  die  Ruhe  und  Sicherheit  des  Verkehres  ge- 
troffenen Verordnungen  des  Kaisers  übertrat,  liess  sich  infolge 
seiner  Missachtung  des  kaiserlichen  Gebotes  einen  Bruch  des 
allgemeinen  LandMedens  zu  Schulden  kommen.  Darum  wird  in 
dem  Reichsgesetz  und  zwar  hier  zum  ersten  Mal  jeder  Unfolg- 
same mit  dem  Namen  eines  Landfriedensstörers  belegt,^)  und 
seine  Unthat  mit  der  entsprechenden  Strafe  verfolgt.  Auch  in 
dieser  Beziehung  blieb  das  Gesetz  von  1235  Vorbild  für  die 
spätere  Zeit.  Zollordnungen  stehen  seitdem  in  engem  Zusammen* 
hang  mit  den  LandMedensveriugungen  im  Reiche. 

Mit  einer  Energie  und  eingehenden  Sorgfalt,  wie  es  seit 
den  Zeiten  Karls  des  Grossen  kaum  mehr  vorgekommen  war, 
nahm  sich  Friedrich  11.  der  Regelung  der  Zollverhältnisse  im 
Reiche  und  damit  der  Sicherung  des  Handels  und  Verkehrs  an. 


^  —  «Districte  insuper  inhibemus,  ne  domini  vel  civitates  praetextu 
fadendoram  maDitionam  vel  alia  quacumque  de  causa,  telonea  vel  exactiones 
institaant,  qne  vnlgo  dicuntnr  nngelt,  in  homines  extra  positos  vel  extraneos 
vel  bona  eonun  — ."  lieber  das  Ungeld,  das  gerade  von  den  St&dten  sa 
ihren  Zwecken,  besonders  für  ihre  Befestigung  eingezogen  zu  werden  pflegte 
vgL  Lampr.  a.  a.  0.  bes.  n,  514  f.    Zeumer  a.  a.  0.  S.  91  f. 

*)  „Brecipimus  —  omnes  stratas  publicas  observari,  et  coactas  stratas 
omnino  cessare.* 

*)  ,,predo  et  popnJator  strate  publice.* 
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Mag  das  Zollrecht  des  Kaisers  auch  manchen  nicht  anwesent- 
lichen Bestandteil,  wie  vor  allem  die  Ungebondenheit  in  der  Zoll- 
anlage und  in  der  Dispositionsfähigkeit  aber  die  ZöUe,^)  an  andere 
Gewalten  verloren  haben,  völlig  aufgegeben  war  es  damit  noch 
keineswegs.  Die  grosse  Konstitution  von  1235  zeigt  uns,  dass 
dem  Kaiser  hinsichtlich  der  gesetzlichen  Regelung  und  Kontrolle 
des  Zoll  Wesens  noch  eine  Ffille  von  Macht  geblieben  war:  er 
vermochte  noch  immer  als  oberste  legislative  Instanz  den 
partikularistischen  und  eigennfitzigen  Bestrebungen  der  Terri- 
torialgewalten ein  für  das  Gesamtwohl  des  Reiches  segensreiches 
Gegenwicht  entgegenzustellen.  Derselbe  Friedrich  II.,  welcher 
in  seinem  Privileg  vom  26.  April  1220  fUr  die  geistlichen  Forsten 
sich  zu  weitgehenden  Zugeständnissen  bereit  finden  liess,  wusste 
auf  der  anderen  Seite  ihnen  in  demselben  Vertrag  f&hlbar  zu 
machen,  dass  sein  Recht  trotz  dieser  Konzessionen  doch  noch 
das  höhere  geblieben  war,  hinter  welchem  das  ihrige  zu  gewissen 
Zeiten  zurfickzustehen  hatte.  Und  so  war  es  dem  Kaiser  jeden- 
falls nicht  unwillkommen,  als  später  sich  ihm  noch  einmal  eine 
Gelegenheit  bot,  klar  und  deutlich  auszusprechen,  dass  gerade 
die  geistlichen  Fürsten  als  Zollinhaber  unter  der  Macht  des 
Kaisers  standen. 

Im  Jahre  1238  nämlich  reichte  der  Bischof  von  Worms 
beim  Kaiser  Beschwerde  darüber  ein,  dass  die  Wormser  Kirche 
durch  seine  Vorgänger  mancher  der  ihr  vom  Reiche  überwiesenen 
Hoheitsrechte  verlustig  gegangen  sei,  indem  jene  dieselben  un- 
rechtmässiger Weise  an  andere  übertragen  hatten.  Der  Kaiser 
schenkte  den  Klagen  des  Bischofs  ein  williges  Gehör  und  vnder- 
rief  jene  Vergabungen.  Er  liess  nämlich  den  Rechtsspruch 
erteilen,*)  dass  keiner  der  geistlichen  Fürsten,  welcher  sich  des 
Besitzes  solcher  Regalien,  die  in  der  Urkunde  einzeln  aufgezählt 
wurden,  zu  erfreuen  hatte,  dieselben  ohne  Wissen  des  Kaisers 
an  andere  weiter  verleihen  dürfte. 

Denn  jene  Hoheitsrechte  waren  den  Geistlichen  von  den 
Königen  nicht  zu  vollem  Privateigentum,  sondern  nur  lehenweise 


^)  ygl.  oben  den  Streit  wegen  der  Zölle  des  Grafen  von  Gheldem,  be- 
sonders wegen  der  Verlegung  des  Amheimer  Zolles  (S.  60  ff.). 

«)  Lbg.  n,  329.  B.  F.  2403  vgl.  Picker  in  d.  Wien.  Sitzber.  Bd,  72, 
385  ff.  Winkelm.  a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  57  N.  2  Zoepfl:  Altertömer  des 
dtscben.  Reichs  und  Rechts  Bd.  II,  42  ff. 
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übertragen  worden.^)  Sie  standen  hinsichtlich  dieser  Bechte 
dem  König  gegenüber  nur  in  dem  Verhältnis  des  Nutzeigen- 
tflmers  zum  Obereigentümer.  Dieses  findet  darin  seinen  Aus- 
druck, dass,  wie  dies  ausdrücklich  in  unserer  Urkunde  aus- 
gesprochen wird,  der  König  selbst  wieder  bei  persönlicher  An- 
wesenheit gelegentlich  eines  Hoftages  oder  bei  Vakanz  der 
Kirche  in  den  Genuss  dieser  Hoheitsrechte  eintritt.*) 

Infolge  dieses  Rechtsspruches  erstattete  Friedrich  der  Wormser 
Kirche  alle  Regalien  zurück,  die  ihr  wider  Wissen  und  Genehmi- 
gung des  Kaisers  von  den  Vorgängern  des  derzeitigen  Bischofs 
entfremdet  worden  waren. 

Noch  einmal  betonte  also  der  Kaiser  bei  dieser  Gelegenheit, 
dass  unter  anderem  auch  der  Zoll  zu  den  Regalien  gehörte,  der, 
wenn  er  auch  einem  anderen  lehnweise  übertragen  wurde,  doch 
Regal  d.  h.  im  Besitz  des  Königs  blieb;  dieser  konnte  daher, 
so  oft  er  in  einer  solchen  Zollstätte  einen  Hoftag  hielt  ,^)  oder 
bei  eingetretener  Sedisvakanz  bis  zur  Neubelehnung  des  neuen 
Bischofs  die  Einkünfte  aus  dem  Zoll  wieder  für  sich  erheben 
lassen.  Eben  darum  durften  diese  Nutzungsrechte  nicht  ohne 
Erlaubnis  des  obersten  Lehnsherrn  weiter  vergabt  werden. 

Angesichts  der  grossen  Thatkraft,  welche  Friedrich  11.  in 
seiner  Zollgesetzgebung  entwickelt  hat,  ist  es  sehr  zu  bedauern, 
dass  er  infolge  seines  Streites  mit  der  Kurie  nach  1235  mehr 


*)  Tgl.  Ficker  a.  a.  0. 

*)  „cnm  quilibet  Imperator  in  indicta  curia  percipere  debet  integraliter 
(telonenm  etc.)  et  vacantibus  ecclesiis  omnia  usque  ad  concordem  electionem 
habere,  donec  electas  ab  eo  regalia  recipiat.""  vgl.  Schröder  a.  a.  O.  S. 
505  n.  19. 

^  Hierin  lag  also  eine  abermalige  Emenening  des  Regalienrechtes. 
Im  Hinblick  non  anf  unsere  Urkunde  hat,  wie  oben  S.  49  n.  bemerkt, 
Weiland  a.  a.  0.  die  Ansicht  ausgesprochen,  dass  Friedrich  II.  jene  1220 
erwähnte  Fristerstreckang  auf  acht  Tage  vor  und  acht  Tage  nach  dem 
Hoftage  bald  wieder  aufgegeben  habe;  denn  er  rede  in  der  Urkunde  von 
1238  nur  wieder  Ton  „indicta  curia''.  Ich  glaube  aber,  dass  W.  hierin  nicht 
ganz  recht  hat,  sondern  dass  in  diesen  Worten  „indicta  curia**  zugleich  die 
Tienehntftgige  Frist  mit  eingeschlossen  liegt;  aus  der  Festsetzung  von  1220 
wuBste  man  allgemein,  dass  der  Begriff  der  (publice)  indicta  curia  zugleich 
die  acht  Tage  vor  und  nach  der  curia  selbst  umfasste.  vgl.  übrigens 
Winkelm.:  Kaiser  Friedrich  IL  Bd.  I,  S.  73  N.  1,  der  mit  Recht- darauf 
hinweist,  dass  es  damals  nicht  darauf  ankam,  festzusteUen,  wie  lange,  sondern 
überhaupt,  dass  der  König  die  Regalien  zu  geniessen  habe. 

W«ti«l,  Dm  ZoUreoht  d«r  d«iit«oh«n  Kdnlf«.  5 
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und  mehr  von  den  deutsclien  Angelegenheiten  abgezogen  wurde 
und  daher  nicht  im  stände  war,  seine  1235  begonnene  Thätigkeii 
weiter  fortzusetzen.  So  kam  es,  dass  sehr  bald  wieder  all- 
gemeine Gesetz-  und  Bechtlosigkeit  einriss,  die  dann  in  den 
traurigen  Zeiten  des  Interregnums  immer  mehr  und  mehr  über- 
hand nahmen;  sie  äusserten  sich  besonders  in  Zollplackereien, 
welche  empfindliche  Störungen  des  Handels  nach  sich  zogen. 
Von  diesen  wurden  vor  allem  die  Städte  mit  ihrem  eben  erst 
aufblühenden  Handel  betroffen.  Es  ist  daher  erklärlich,  dass  sie 
besonders  das  Bedürfnis  nach  geordneten  Zustanden  empfanden. 
Da  es  nun  eine  Regierung,  von  der  man  die  Befriedigung  des- 
selben erwarten  konnte,  nicht  gab,  ergriffen  sie  die  Initiative, 
dem  recht-  und  friedlosen  Zustand  der  damaligen  Zeit  einiger- 
massen  abzuhelfen.  Dies  zu  erreichen,  versuchten  sie  in  den 
Satzungen  des  von  ihnen  im  Verein  mit  mehreren  Fürsten  1254 
eingegangenen,  sogenannten  rheinischen  Bundes.  Da  dieser  nach- 
her durch  die  Regierung,  nämlich  durch  König  Wilhelm,  an- 
erkannt wurde,  der  damit  seine  Bestimmungen  zu  Regierungs- 
massnahmen  erhob,  dürfen  auch  wir  ihn  hier  nicht  ganz  übergehen. 


IV. 

Das  Interregnum  und  der  grosse  rheinische 

Bund. 

Der  rheinische  Bund  wurde  in  der  Form  eines  zehi^ährigen, 
mit  dem  13.  Juli  1254  0  einsetzenden  Landfriedens  geschlossen 
und  sollte  dazu  dienen,  den  Frieden  zu  pflegen  und  die  Gerech- 
tigkeit zu  schützen.*)    Dass  der  Friede  im  Reiche  gestört  und 


>)  Ich  halte  an  dem  von  Weizsäcker:  Der  rhein.  Band  angenommenen 
Anfangstermin  des  Bundes  fest,  ohne  damit  entscheiden  zu  woUen,  ob  dieses 
Datum  auch  gegen  die  yon  Quidde:  Studien  zur  Gesch.  des  rhein.  Bundes 
erhobenen  Einwendungen  zu  halten  ist.  Ftlr  uns  kommt  ja  auf  das  Datum 
nichts  an. 

•)  Der  erste  Paragraph  der  öründungsurkunde  heisst  (Weizs.  a.  a. 
0.  16):  ^propter  culturam  pacis  et  iustitie  observationem  couTenimus  unani- 
miter  in  hanc  formam,  praestitis  iuramentis  nos  invicem  adstringendo  a  festo 
sanctae  Margarete  —  ad  decem  annos  —  pacem  generalem  quam  iurayimus 
firmiter  observare.* 
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das  Beeht  schwer  verletzt  worden  war  und  noch  wurde  und 
zwar  besonders  durch  Störung  des  Handels  und  Verkehrs  infolge 
von  argen  Zollungerechtigkeiten,  dass  der  Bund  mithin  in  erster 
Linie  gegi'undet  wurde,  um  diesen  zu  steuern,  beweist  der  zweite 
Paragraph  der  Gründungsarkunde,  der  sich  gegen  nichts  anderes 
wendet,  als  gegen  die  iniusta  thelonea.^)  Dass  der  Bund  nur 
die  Abstellung  dieser  und  nicht  die  Aufhebung  aller  Zölle  ver- 
langte, wäre  an  sich  schon  von  vornherein  anzunehmen,  selbst 
wenn  es  nicht  ausdrOcklich  in  der  Urkunde  gesagt  würde.  Denn 
mit  der  Beseitigung  sämtlicher  Zölle  hätten  die  Städte,  deren 
Wirksamkeit  in  erster  Linie  das  Zustandekommen  des  Bundes 
verdankt  wird,  eine  Massregel  ergriffen,  welche  von  vornherein 
die  Zustimmung  der  Fürsten  und  damit  deren  Beitritt  zum  Bunde 
unmöglich  gemacht  hätte.  Auch  hätten  sich  die  Städte  damit 
gleichsam  in  ihr  eigenes  Fleisch  geschnitten.  Befanden  sie  sich 
doch  im  Besitz  ebenso  wichtiger  Zollprivilegien  wie  die  Fürsten. 
Dass  sie  sich. jetzt  mit  einem  Schlage  bereit  erklären  würden, 
um  des  lieben  Friedens  willen  auf  diese  Privilegien  und  somit 
anf  einen  wesentlichen  Teil  ihrer  Einkünfte  zu  verzichten,  konnte 
von  ihnen  nicht  erwartet  werden.  Auch  wurde  der  Friedens- 
zustand durch  die  zu  Recht  bestehenden  Zollerhebungen  in  keiner 
Weise  gestört,  wohl  aber  hatte  er  unter  den  argen  Zollüber- 
schreitungen aller  Art  zu  leiden,  von  denen  unsere  Quellen  nur 


')  „Quam  pacem  Gerhardns  Moguntinna  archiepiscopas  necnon  mnlti 
comites  et  nobiles  terre  nobiscnm  iurayorunt,  sua  thelonea  iniusta  sicut  et 
nos  tarn  in  terris  quam  in  aquis  benigne  et  liberaliter  relaxantes."  (Weizs. 
a.  a.  O.  u.  S.  147  ff.  bes.  152  f.)  vgl.  Elüpfel:  Die  Einungen  des  deutschen 
Reiebes  im  Mittelalter.  I.  Der  rhein.  Bund.  Zeitscbr.  f.  Geschwissenschaft. 
Bd.  VI,  (1846)  S.  300  ff.  Wenn  er  S.  297  meint,  dass  die  Fürsten  und 
Städte  sich  im  Juli  1254  zu  der  Anerkenntnis  vereinigt  hatten,  dass  ihre 
ZöUe  ungerecht  seien,  und  dass  sie  sich  bereit  erklärten,  dieselben  aufzu- 
gebra,  so  trifft  er  hiermit  nicht  das  Richtige.  Denn  nicht  alle,  sondern  nur 
die  ungerechten  Zölle  wurden  abgethan.  Elüpfels  Missverständnis  rührt 
jedenfalls  daher,  dass  er  noch  gelesen  hat:  „sua  thelonea  iniusta  esse*,  eine 
Lesart,  die  Ton  Weizs.  a.  a.  0.  147  f.  als  unzutreffend  und  falsch  definitiv 
beseitigt  ist,  weil  sie  gar  nicht  im  Kodex  steht.  —  Das  Wort:  nRelaxantes**, 
welches  sowohl  ermässigen  (diminuere)  als  beseitigen  (tollere)  heissen  kann, 
weist  darauf  hin,  dass  mit  den  iniusta  thelonea  sowohl  gänzlich  neu  auf- 
gelegte als  erhöhte  alte  Zölle  gemeint  sind  vgl.  Weizs.  a.  a.  O.  148  u. 
Hintze:  D.  Königtum  Wilhelms  von  Holland  &  163. 
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zu  viel  zu  berichten  liaben.  Der  Bund  von  1254  war  mithin 
gegen  nichts  anderes  gerichtet  als  gegen  das  eingerissene  Zoll- 
unwesen.*) Dartiber  nun,  welche  Zölle  unter  den  Begriff  der 
ungerechten  fallen,  äussert  sich  die  Bundesakte  nicht  näher. 
Diese  Erscheinung  daif  aber  nicht  auffallen. 

Denn  in  den  Massregeln  des  Bundes  haben  wir  keine  Re- 
gierungsverordnung vor  uns,  welche  etwa  dazu  bestimmt  gewesen 
wäre,  für  das  Reich  neue  Bestimmungen  auf  diesem  Gebiete 
aufzustellen.  Diese  konnten  nur  vom  Reichsoberhaupt  gegeben 
werden.  Die  Bundesbeschlüsse  dagegen  sind  aus  der  lokalen 
Vereinigung  einiger  von  dem  Zollunfug  besonders  betroffener 
Gewalten  hervorgegangen,  welche  wohl  ergänzend  an  die  Stelle 
der  Reichsregierung  treten  wollten,  aber  nicht  auf  dem  Gebiete 
der  Legislative,  was  rechtlich  unmöglich  war,  sondern  nur  auf 
dem  der  Exekutive.  Das,  was  durch  die  Regierung  gesetzlich 
über  die  Zölle  bestimmt  worden  war,  durchzuführen  oder  durch- 
führen zu  helfen,  ist  die  erste  und  vomehmlichste  Aufgabe  des 
Bundes  gewesen. 

Auch  hier  aber  ist  sein  Wirkungskreis  zunächst  ein  be- 
schränkter; er  erhebt  nicht  etwa  die  Forderung,  dass  seine 
Bestimmungen  im  ganzen  Reich  von  jedermann  gehalten  werden 
sollten  —  dazu  war  er  auch  nicht  im  stände  und  nicht  berechtigt—, 
sondern  die  Bundesartikel  werden  fürs  erste  nur  für  die  Mit- 
glieder des  Bundes  als  bindend  erachtet.  Diese  verpflichteten 
sich  weiter,  sich  gemeinsam  gegen  ihre  Bedrücker  beistehen  zu 
wollen;  erst  wenn  sie  ihr  Versprechen,  immer  neue  Mitglieder 
dem  Bunde  gewinnen  zu  wollen,  zu  erfüllen  vermochten,  konnten 
sie  diesem  zu  weiterer  und  allgemeiner  Anerkennung  verhelfen. 
Wir  haben  also  in  dem  rheinischen  Bunde,  was  ja  auch  voll- 
kommen in  der  Natur  einer  derartigen  föderativen  Verbindung 
liegt,  nichts  anderes  zu  suchen  als  eine  von  seinen  Mitgliedern 
gemeinsam  ausgeübte  Abwehr  wirklichen  Unrechtes,  als  einen 
Akt  der  Selbsthilfe  auf  dem  Boden  des  bestehenden  Rechtes. 
Deshalb  wird  nicht  gesagt,  welche  Zölle  die  ungerechten  seien; 
denn  es  giebt  nur  ganz  bestimmte  Zölle,  die  zu  diesen  gezählt 
werden  müssen,  und  welche  jeder  als  solche  kennt,  nämlich  die- 


0  ygl  Weizs.  a.  a.  0.  S.  147  ff.   Quidde  a.  a.  0.  S.  23  ff.   Hintze 
a.  a.  0.  S.  163. 
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jenigen,  welche  von  dem  Beichsoberhanpt  dafür  erklärt  worden 
waren.  £ine  Bestimmung  aber  daräber  war  von  oben  her  zum 
letzten  Male  in  der  grossen  Konstitution  Friedrichs  II.  vom 
Jahre  1235  getroffen  worden.  Es  haben  daher  diejenigen  ohne 
Zweifel  recht,  welche  meinen,  dass  der  betreffende  Paragraph 
dieses  Gesetzes  auch  dem  Bunde  von  1254  zur  Grundlage  ge- 
dient, und  dass  mithin  der  Bund  nichts  weiter  im  Sinne  gehabt 
habe,  als  über  Ausführung  der  Festsetzungen  Friedrichs  II.  von 
1235  zu  wachen.^)  Indem  nun  der  rheinische  Bund  mit  seinen 
Satzungen  von  König  Wilhelm  anerkannt  und  bestätigt  wurde, 
welcher  durch  ihn  geordnete  Zustände  im  Reiche  wiederherzustellen 
gedachte,  betrachtete  auch  er  die  Zollordnungen  Friediichs  U. 
fBr  massgebend  und  erhob  sie  für  seine  Regierung  zur  gesetz- 
lichen Norm.  Allein  seine  Herrschaft  war  eine  zu  wenig  macht- 
volle und  zu  kurze,  um  dem  Bunde  eine  grössere  Dauerhaftig- 
keit in  seinen  Bestrebungen  zu  gewähren.  Als  dann  vollends 
im  Jahre  1257  nach  Wilhelms  Tode  eine  zwiespältige  Königs- 
wahl erfolgte,  scheiterte  der  Bund  nicht  zum  wenigsten  an  ihren 
unseligen  Folgen.  Ohne  irgend  welche  nachhaltige  Erfolge  zu 
hinterlassen,  löste  sich  der  Bund  wieder  auf.  Nur  insofern  hat 
er  für  lange  Zeit  weitergewirkt,  als  er  für  alle  ähnlichen  Bünd- 
nisse der  kommenden  Zeiten')  Vorbild  geblieben  ist.  Aber  auch 
sie  verliefen,  obwohl  sie  sich  der  eifrigen  Unterstützung  eines 
der  einflussreichsten   deutschen  Fürsten,   des  Erzkanzlers  und 


1)  Ygl.  Weizs.  a.  a.  S.  157.  Quidde  a.  a.  O.  S.  26.  Hintze  a.  a.  0. 
S.  163  f. 

*)  Ein  solcher  Landfriedensbnnd,  dem  der  grosse  rheinische  zum  Master 
gedient  hat,  ist  der  am  5.  Februar  1273  von  einigen  Städten  geschlossene. 
(Böhmer:  Ck>d.  Moenofrancof.  161  n.  162).  Dieser  ist  ans  einem  besonderen 
Grande  interessant.  Er  wendet  sich  nämlich  gegen  folgende  vier  Hanpt- 
schäden:  1)  Gefangennahme,  2)  Mord,  3)  Brand,  4)  Raub  („Quicomque  — 
aliqoam  civitatum  nostrarnm  —  per  captivationes,  cedes,  incendia  vel  rapinas  — 
molestaverit  —  nos  ipsos  molestatores  —  detinere,  impetere  ac  hostiliter 
invadere  debeamns**.)  Wir  finden  hier  die  vier  Punkte,  welche  seitdem  den 
Inhalt  aller  späteren  Landfrieden  ausmachen,  dann  aber  noch  um  einen  ver- 
mehrt werden,  der  mit  dem  deutschen  Ausdruck  belegt  wird:  «unreht  wider- 
sagen'' (vgl.  z.  B.  Leg.  n,  489.)  Wahrscheinlich  sind  diese  Termini  gerade 
in  dieser  Zeit  aufgekommen;  es  spricht  dafür,  dass  sie  ihrer  Zahl  nach  noch 
nicht  feststehen.  Die  Urkunde  von  1273  bringt  uns  vermutlich  wenigstens 
vier  von  ihnen  zum  ersten  Male  in  der  später  stereotypen  Verbindung. 
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Erzbischofs  Werner  von  Mainz,  zo  erfreuen  hatten,^)  in  ihren 
schliesslichen  Resultaten  ergebnislos.  So  wissen  denn  unsere 
Quellen  gleich  nach  dem  Verschwinden  des  rheinischen  Bundes 
nicht  genug  von  Friedensstörungen  aller  Art,  Unsicherheit  auf 
den  Strassen  und  unerträglichen  Zollbedr&ckungen  zu  berichten.*) 
Die  nur  zu  berechtigten  Klagen  über  die  zerrütteten  Zu- 
stände im  Reiche  kamen  auch  König  Richard  zu  Gehör,  als  er 
im  Herbst  1268  zum  vierten  Mal  von  England  nach  Deutschland 
sich  begeben  hatte.^)  Er  sah  sich  daher  genötigt,  wenigstens 
etwas  für  die  Beseitigung  der  beregten  Missstände  zu  thun. 
Wir  erfahren,  dass  er  nach  dem  14.  April  1269  einen  Reichs* 
tag  in  Worms  abhielt,  der  freilich  nur  von  den  rheinischen 
Fürsten  besucht  wurde  ;^)  das  aber  ist  sehr  wohl  zu  erklären. 
Denn  abgesehen  davon,  dass  Richards  Einfluss  sich  nie  weiter 
als  über  die  dem  Rhein  zunächst  liegenden  Gebiete  ausgedehnt 
hat,  so  lag  es  besonders  im  Interesse  der  rheinischen  Fürsten, 
dass  von  oben  her  Abhilfe  geschaffen  wurde  gegen  die  vielen 
Friedensstörungen,  unter  welchen  vornehmlich  die  vrichtige  Rhein- 
strasse sehr  zu  leiden  hatte.  Es  wurden  nun  damals  wie  1254 
alle  ungerechten  Zölle  zu  Lande  und  zu  Wasser  aufgehoben,^) 
mit  ausdrücklicher  Ausnahme  derjenigen  von  Boppard  und  Kaisers- 
wert, die  beide  zu  den  rechtmässigen  Abgaben  gehörten,  ,,4Uod 
ex  iure  antiquo  Romanomm  re^^bus  incumbere  consuevit'^.*)    Sie 


*)  Betreffs  der  verschiedenen  während  des  Interregnums  geschlossenen 
Landfriedensbündnisse  und  besonders  bezüglich  der  Thätigkeit  des  Ersbischofs 
Yon  Mainz  im  Interesse  des  Friedens  ist  zu  yerweisen  auf  G.  v.  d.  Ropp: 
Erzb.  Werner  Ton  Mainz  GWtt.  1872  Abschn.  1;  femer  Böhm.-Will:  Rcgg. 
archiepiscop.  Mogunt.  II,  S.  349  ff.  bes.  nr.  18.  20.  113.  128.  145.  163.  223. 
224.  229.  233.  241.  257.  277.  278  und  Koch-Wille:  Reg.  der  P£iklagrafen 
am  Rhein  I,  48  nr.  762.  837.  852. 

«)  vgl.  Annal.  Wormat,  SS.  XVm,  60  ff.  (bes.  64—68),  Zorn  a.  a.  0. 
126.  129.    Thomas  Wikes  bei  Böhm,  fontes  II,  455. 

*)  vgl.  B.  P.  6443  b. 

«)  Ann.  Worm.  a.  a.  0.  68.  Thom.  Wik.  a.  a.  0.  455.  B.  F.  5465a. 
Böhm.  Wittelsb.  Reg.  S.  33.  Koch-Wille  a.  a.  0.  S.  48  nr.  837.  Böhm.- 
Will  a.  a.  O.  n,  375  nr.  223.  Günther  a.  a.  O.  II,  362.  v,  d.  Eopp 
a.  a.  0.  S.  47  ff.    Brannholtz  S.  21. 

^)  „procuravit,  quod  pax  generalis,  que  diu  subtracta  fuerat,  ab  omnibns 
nobilibus  et  magnatibus  iuraretur,  deponendo  omnia  iniusta  telonia  tam  in 
terris  quam  in  aquis.*"   (Ann.  Worm.  a  a.  0.    Thom.  Wik.  a.  a.  O.) 

•)  Thom.  Wik.  a.  a.  0. 
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waren  also  alte  königliche  Zölle.     Ausserdem   wird  noch  das 
Ungeld  in  den  Städten  beseitigt.^) 

Man  hat  in  diesen  Beschlüssen  des  Wormser  Beichstages 
eine  Erneuerung  des  rheinischen  Landfriedens  sehen  wollen.^) 
Diese  Annahme  liegt  ja  auch  sehr  nahe.  Denn  wenn  es  in  den 
Ann.  Wormat.  heisst:  „pax  generalis,  que  diu  subtracta  fiierat 
—  iuraretur",  wird  man  leicht  dazu  geführt  werden,  bei  dieser 
paz  an  den  rheinischen  Landfrieden  zu  denken.  Es  kommt  hin- 
zu, dass  es  1269  gerade  wieder  die  rheinischen  Fürsten  gewesen 
sind,  welche  auf  dem  Beichstage  zusammenkamen,  und  unter 
ihnen  vor  allem  der  Erzbischof  Werner;  er  besonders  wird  das 
Zustandekommen  des  neuen  Landfriedens  eifiigst  betrieben  haben.^) 
Auch  erstreckten  sich  die  Landfriedensbestimmungen  vornehmlich 
auf  die  Eheingegenden.  Lidessen  ist  doch  zu  bemerken,  dass 
der  Landfriede  auf  diese  nicht  beschränkt,  sondern  für  das  ganze 
Reich  erlassen  ward.^)  Wenn  wir  uns  ferner  daran  erinnern, 
dass  der  1254  errichtete  rheinische  Landfriede  nur  eine  Er- 
neuerung des  von  Friedrich  II.  1235  verkündeten  war,  wird  man 
wohl  gut  thun,  auch  bei  der  paz  generalis  des  Jahres  1269  an 
diejenige  von  1235  zu  denken.  Auf  sie  passt  auch  der  Aus- 
druck, „que  diu  subtracta  fuerat^,  besser  als  auf  die  von  1254. 
Der  Landfriede  von  1235  hatte  unter  den  Wirren  des  Inter- 
regnums arg  zu  leiden;  um  ihn  zu  sichern,  schlössen  die  rheinischen 
Städte  und  Fürsten  ihren  Bund  von  1254,  in  seinem  Interesse 
wükte  Werner  von  Mainz,  und  endlich  suchte  Bichard  ihn  wieder 
neu  aufzurichten.  Offenbar  waren  seine  Bemühungen  nicht  ganz 
erfolglos;  denn  die  Wormser  Annalen  schliessen  ihren  Bericht 
über  die  damaligen  Vorgänge  mit  den  Worten:  „Et  sie  domini 
amdlio  lantfriede  iurabatur.^^)    Offenbar  im  Zusammenhang  mit 


')  «deponendo  —  in  dvitatibus  ungelta".  Ann.  Worm.  a.  a.  0.  vgl. 
Zenmer  a.  a.  0.  91  f.  120  ff. 

«)  z.  B.  B.  F.  a.  a.  0.  Böhm.-Will  a.  a.  0.  Braunholtz  a.  a.  0.  21. 

•)  vgl.  V.  d.  Ropp  a.  a.  0.  S.  48. 

*)  Tgl.  den  Brief  des  mit  der  Darchfiihmng  des  Landfriedens  beauf- 
tragten Erzbischofs  Werner  bei  Günther  a.  a.  0.  U,  362  f. :  „domnus  rez  — 
in  generali  suo  coUoqoio  —  apud  Worm.  —  celebrato  —  mandavit  pacem 
—  in  Omnibus  finibus  imperii  generaliter  ~  obseryari'*.  (vgl.  Böhm.  Eeg. 
Beichss.  nr.  98). 

')  AUes  Nähere  über  den  1269*  errichteten  Landfrieden  ist  uns  nicht 
bekannt,  da  ans  der  Abschied  dieses  Tages  nicht  erhalten  ist. 
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den  Wormser  Beschlüssen  steht  eine  Urkunde  Richards  vom 
20.  April  0 

An  diesem  Tage  beurkundet  der  König,  dass  die  Ratmannen 
von  Worms  öffentlich  auf  dem  Reichstage  auf  die  weitere  Er- 
hebung des  Ungeldes  verzichtet  haben.*)  Wenn  diese  Verzicht- 
leistung nach  der  Urkunde  „in  generali  coUoquio"  erfolgte,  so 
ist  dieses  generale  coUoquium  ohne  Zweifel  jene  Yersammlung, 
die  nach  dem  14.  April  in  AVorms  tagte.  Die  Wormser  ge- 
lobten also  damals  „pro  rei  publicae  bono  et  generali  pace^  von 
jeder  weiteren  Erhebung  des  Ungelds  absehen  zu  wollen. 

Die  Urkunde  vom  20.  April  hebt  nun  folgendermassen  an: 
„Cum  pridem  per  consules  civitatis  Worm.  —  in  ipsa  civitate 
quedam  exactio  —  instituta  de  facto  ftiisset,  — nosse  volumus  — ." 
In  diesen  Worten  „instituta  de  facto"  liegt  zugleich  der  Sinn: 
„non  de  iure".  Wir  werden  dadurch  zu  der  Annahme  gefiihrt, 
dass  die  Erhebung  jeglichen  Ungelds  bereits  vor  diesem  könig- 
lichen Erlass  durch  eine  gesetzliche  Bestimmung  verboten  ge- 
wesen sein  muss.  In  den  Akten  des  rheinischen  Bundes,  an 
welche  man  doch  zuerst  denken  müsste,  wenn  es  sich  1269  um 
eine  Erneuerung  des  durch  ihn  errichteten  Landfiriedens  gehandelt 
hätte,  finden  wir  ttber  das  Ungeld  nichts  gesagt.  Gehen  wir 
aber  auf  einige  Jahrzehnte  hinter  den  rheinischen  Bund  zurQck, 
kommen  wir  zu  jenem  schon  oft  erwähnten  Gesetz  Friedrichs  II. 
von  1235;  dieses  stellt  bekanntlich  im  sechsten  Paragraphen 
auch  ein  Verbot  des  Ungeldes  auf.*)  Gegen  dieses  Ungeld, 
welches  die  Städte  zur  Bestreitung  ihrer  städtischen  BedOrfhisse 
zu  erheben  pflegten,*)  sind  überhaupt  von  Reichswegen  oft  Ver- 


*)  Leg.  II,  382.     B.  F.  5456. 

•)  nCnm  —  per  consules  civitatis  Worm.  —  exactio  —  ungelt  appeUata 
Tttlgariter,  instituta  de  facto  fuisset,  que  in  —  ecclesiasticarum  quam  secu- 
larium  personarum  —  dispendium  per  dimitionem  mensure  vini  —  yergere 
Tidebatur."  (a.  a.  0.),  vgl.  Ann.  Worm.  a.  a.  0.    Zorn  a.  a.  0.  126.  129. 

')  Besonders  das  Verbot  des  Ungeldes  scheint  dafür  zu  sprechen,  dass 
1269  eher  eine  Erneuerung  des  Landfriedens  von  1235  als  desjenigen  von 
1254  vorliegt. 

*)  Arnold  a.  a.  0.  I.  207  ff.  n,  257—67.  Walther:  dtech.  Rechts- 
gesch.  §  312  S.  376.  G.  v.  d.  Kopp  a.  a.  0.  S.  48  f.  Zeumer  a.  a.  0. 
S.  92.  120  ff. 
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böte  erlassen  worden.')  In  unserem  Falle  aber  mag  es  sich  um 
eine  besondere  Art  von  üngeld  gehandelt  haben. 

Seitdem  nämlich  die  Städte  es  sich  angelegen  sein  liessen, 
gegen  die  Störungen  des  ruhigen  Verkehres  im  Reiche  vorzu- 
gehen oder  sich  zum  mindesten  in  ihren  eigenen  vier  Pfählen 
gegen  sie  zur  Wehr  zu  setzen,  seitdem  sahen  sie  sich  zu  Aus- 
gaben gedrängt,  welche  sie  vorher  in  dem  Umfange  wenigstens 
nicht  kannten.  Um  die  zur  Bestreitung  dieser  Kosten  erforder- 
lichen Mittel  aufzubringen,  nahmen  sie  zu  den  verschiedensten 
Hilfsquellen  ihre  Zuflucht;  unter  ihnen  wird  das  Ungeld  jeden- 
falls eiue  der  wesentlichsten  gewesen  sein.  Dafür,  dass  den 
Städten  durch  ihre  Thätigkeit  im  Interesse  des  Friedens  neue, 
bis  dahin  nicht  gekannte  Ausgaben  erwuchsen,  spricht  noch  der 
Umstand,  dass  wir  gerade  in  jener  Zeit  zum  ersten  Male  einer 
Einrichtung  begegnen,  welche  die  zum  gegenseitigen  Schutze 
notwendigen  Geldmittel  aufzubringen  bestimmt  war.  Als  nämlich 
am  15.  Mai  1265  einige  rheinische  Fürsten  mit  mehreren  Städten 
vornehmlich  der  Wetterau  sich  zu  einem  Landfrieden  verbanden, 
legten  sie  ffir  die  Deckung  ihrer  Ausgaben  einen  besonderen 
Landfriedenszoll  auf.*)  Unter  dem  Titel  nun  eines  solchen  oder 
doch  wenigstens  für  eine  Verwendung  zu  Landfriedenszwecken 
werden  die  Städte  vielfach  ihr  Ungeld,  oft  jedenfalls  wider  alles 
Recht,  eingetrieben  haben.  Weil  dieses  aber  als  ebenso  drückende 
Last  wie  die  Zollerpressungen  empfunden  wurde,  erliess  König 
Richard  im  April  1269  sein  Verbot  gegen  jedes  städtische  Un- 
geld im  allgemeinen  und  für  Worms  und  Strassburg,*)  also  über- 
haupt ffir  einige  Städte  im  besonderen,  die  es  wahrscheinlich 
gar  zu  arg  getrieben  hatten. 

Der  Erfolg  freilich  dieser  Verordnungen  war  nur  ein  sehr 
vorübergehender.  Denn  wir  erfahren,  dass  wenige  Jahre  später 
gerade  Worms  wiederum  das  Ungeld  erhoben  hat.*)    Es  war 


0  ▼gl-  Walther  a.  a.  O. 

*)  vgl.  Böhm.  Cod.  Moenofr.  134  u.  Reg.  Rehs».  88;  dazn  Lampr.  dt. 
Wgegch,  II,  278.  293  f.  Schröder  a.  a.  O.  S.  14—18.  Ueber  den  Land- 
fnedenszoll  Tgl.  Böhm.  Reg.  Adolfs  nr.  10  u.  Albrechts  nr.  33  u.  bei  mir 
miten  S.  86  ff.  u.  97  f. 

*)  föp  Worms  a.  a.  0.,  für  Strassburg  1269  Mai  12  Leg.  II,  382. 
B.  F.  5458. 

*)  vgl.  Ann.  Worm.  a.  a.  O.  S.  89  zum  Jahre  1273.    . 
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wohl  uicht  ohne  dasselbe  auszakommen,  da  die  Thätigkeit  im 
Interesse  des  Friedens  grosse  Kosten  vemrsachte.O  Man  litt 
an  dem  Mangel  einer  kraftvollen  Regierang  nnd  den  dadurch 
bedingten  trostlosen  Zuständen  im  Reiche.  Auch  König  Richard 
besass  zu  wenig  Macht  und  Einfluss,  um  hiergegen  dauernd  Ab- 
hilfe zu  schaffen.  — 

Bevor  wir  uns  nun  von  der  hiermit  beendeten  Betrachtung 
der  wenig  erfreulichen  und  für  unsere  Fragen  auch  wenig  er- 
gebnisreichen Zeiten  des  Interregnums  einer  näheren  Erörterung 
der  Regierung  Rudolfs  I.  zuwenden,  halten  wir  es  lÄr  ange- 
messen, einen  Blick  auf  die  einschlägigen  Stellen  der  Rechts- 
bücher zu  werfen,  deren  Entstehung  ja  gerade  in  das  13.  Jahr- 
hundert fallt;  sie  können  daher  wohl  am  besten  an  dieser  Stelle 
einer  Besprechung  unterzogen  werden. 


V. 

Das  ZoUreeht  naeh  dem  Sachsenspiegel 
und  naeh  dem  SehwabenspiegeL 

Bemerkenswert  bei  den  betreffenden  Paragraphen  der  Spiegel 
ist  die  Thatsache,  dass  sie  unbedingt  an  dem  Regalcharakter 
des  Zolles  festhalten.  Es  fragt  sich,  wie  weit  die  Auslassungen 
der  Rechtsbücher  nach  dieser  Seite  hin  den  wirklich  zu  ihrer 
Zeit  noch  bestehenden  verfassungsmässigen  Zuständen  ent- 
sprechen. 

um  diese  Frage  entscheiden  zu  können,  wollen  wir  uns 
noch  einmal  im  Zusammenhang  klar  zu  machen  suchen,  was 
eigentlich  den  Begriff  des  Regals  beim  Zoll  ausmachte.  Wenn 
der  Zoll  von  den  ältesten  Zeiten  ab  zu  den  Regalienrechten  ge- 
zählt wird,  so  hat  das  folgenden  Sinn. 

1)  Der  König  ist  der  Eigentfimer  aller  Zollstätten  im  Reiche 
und  der  aus  ihnen  fliessenden  Einkünfte.  Als  solchem 
steht  ihm  die  freie  Verfügung  über  die  Zollplätze  zu, 
sei  es,  dass  er  diesem  oder  jenem  die  Nutzniessung 
eines  derselben  überträgt,  oder  dass  er  einen  Zoll  zu 


")  vgl.  B.  F.  5466. 
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erblichem  Besitz  vergabt,  oder  endlich,  dass  er  diesem 
oder  jenem  für  bestimmte  Orte  oder  für  alle  Zollhebe- 
stellen  Befreiung  von  der  Leistung  der  Abgaben  gewährt. 

2)  Der  König  allein  hat  das  Recht,  neue  Zollstätten  an- 
zulegen oder  alte  zu  verlegen  oder  aufzuheben. 

3)  Als  oberster  ZollheiT  hat  er  allein  das  Recht  und  die 
Macht,  Gesetze  allgemeinerer  Art  für  die  Ordnung  und 
Regelung  der  Zollverhältnisse  zu  erlassen. 

In  diesen  drei  Punkten  scheint  sich  vor  allem  das  Regal- 
recht des  Königs  hinsichtlich  der  Zölle  geäussert  zu  haben. 
Unbeschränkt  handhabten  die  Könige  der  ältesten  Zeiten,  also 
die  Herrscher  der  merowingischen  und  karolingischen  Dynastie 
und  ihre  unmittelbaren  Nachfolger,  ihr  oberstes  Zollrecht  nach 
diesen  drei  Seiten  hin. 

Im  Laufe  der  späteren  Entwicklung  aber  sehen  wir  das 
königliche  Recht  nicht  unerhebliche  Einschränkungen  erfahren; 
diese  fallen,  wie  wir  uns  erinnern,  in  die  erste  Hälfte  des 
13.  Jahrhunderts. 

Eine  der  wesentlichsten  derselben  betraf  den  zweiten  Punkt 
und  fand  ihren  Abschluss  unter  der  Regierung  Friedrichs  II. 
Für  die  landesherrlichen  Gebiete  nämlich  verlor  der  König  sein 
bis  dahin  unbegrenztes  Zolleinsetzungsrecht,  indem  er  nunmehr 
nur  mit  der  Zustimmung  der  Territorialherren  neue  Zölle  auf- 
richten konnte.  Mit  dem  Jahr  1220,  mit  der  „confoederatio 
cum  principibus  ecclesiasticis",  war  dieses  Konsensrecht  bei  Zoll- 
anlage und  eventuell  auch  Zollverlegnng  allen  Fürsten  im  Reiche 
eingeräumt. 

Auch  hinsichtlich  des  ersten  von  uns  angegebenen  Punktes 
haben  sich  die  Verhältnisse  gegen  früher  in  etwas  geändert. 
Denn  der  König  ist  keinesweges  mehr  der  faktische  Eigentümer 
aller  Zollstätten  im  Reiche  und  aller  aus  ihnen  fliessenden  Ein- 
kflnfte;  haben  sich  doch  die  Könige  selbst  und  nicht  zum  wenigsten 
die  staufischen  infolge  ihrer  vielen  Vergabungen  und  Privilegien, 
man  kann  wohl  sagen,  der  meisten  derselben  entäussert.  ^) 


0  Ein  Verseichnis  der  in  dem  Zeitramne  von  1138—1273  noch  dem 
Beiche  sur  VerfUgong  stehenden  ZoUstätten  giebt  Brannholts  S.  23—36. 
&  zählt  im  ganzen  31 ;  doch  bemerkt  er  mit  Recht,  dass  „es  nicht  mOglich 
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Doch  trotz  dieser  nicht  unwesentlichen  Einbussen  des  könig- 
lichen Zollrechtes  war  dieses  als  solches  keinesweges  völlig  be- 
seitigt worden.  Man  erkannte  vielmehr  anch  am  Ende  der 
stanflschen  Periode  das  Oberzollrecht  des  Königs  noch  als  zu 
Becht  bestehend  an  und  rechnete  den  Zoll  noch  immer  zu  den 
Regalien.  Letzteres  lehren  uns  die  Urkunden,  welche  ein  Ver- 
zeichnis aller  jeuer  Hoheitsrechte  enthalten,  die  mit  dem  Namen 
der  Regalien  belegt  zu  werden  pflegten.  Freilich  stammen  diese 
Belege  aus  der  frühstaufischen  Zeit.  Von  grösserer  Beweis- 
kraft daher  für  das  Fortbestehen  des  königlichen  Hoheitsrechtes 
in  Zollsachen  sind  diejenigen  Rechtssprüche,  welche  nur  dem 
vom  Kaiser  oder  Reich  eingesetzten  Zoll  die  Eigenschaft  des 
gesetzlichen  zusprechen.  Eine  praktische  Anwendung  dieses 
Grundsatzes,  welchen  z.  B.  Friedrich  I.  in  den  Jahren  1155—57 
so  nachdrücklich  geltend  zu  machen  gewusst  hatte,  erfolgte  noch 
einmal  während  des  Interregnums  durch  König  Wilhelm.*) 
Ferner  fanden  wir  auch  dafür  urkundliche  Belege,  dass  die  in- 
folge königlicher  Vergabung  dem  unmittelbaren  Besitz  des  Reichs- 
oberhauptes entzogenen  Zölle  diesem  doch  nicht  völlig  verloren 
gingen,  sondern  dass  sie  den  Regalcharakter  bewahrten.  Dieses 
Verhältnis  äusserte  sich  vor  allem  darin,  dass  der  Kaiser,  so  oft 
er  in  einer  Zollstätte  einen  Hoftag  abhielt,  für  die  Dauer  des- 
selben die  Einkünfte  jener  wieder  selbst  an  sich  nahm.  Wir 
erinnern  uns,  dass  Friedrich  11.  dieses  Regalienrecht  bei  Hof- 
tagen mit  Nachdruck  betont  hat.  Schliesslich  aber  zeigt  sich 
das  Fortbestehen  des  alten  Zollregals  in  nichts  deutlicher  als 
darin,  dass  der  König  allein  die  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete 
des  Zollwesens  in  seiner  Hand  behalten  hat.  Welche  Macht- 
fülle und  welcher  Einfluss  ihm  nach  dieser,  bei  uns  oben  unter 


sein  kann,  nach  dem  vorhandenen  Quellenmaterial  eine  durchaus  erschöpfende 
Darstellung  zu  liefern,  dass  ausser  den  angeführten  noch  andere  Reichszoll- 
stätten bestanden  haben  mögen.*" 

>)  1253  August  21  Winke  Im.:  Acta  imperii  inedita  seculi  XIU.  et 
XIY.  II,  S.  73  nr.  79:  „Cum  pluries  coram  nobis  sententiatum  exstiterit — , 
ut  nulli  liceat  nova  thelonia  nisi  de  manu  imperii  et  licentia  speciaU  ponere 
nee  inconsueta  et  iniusta  eciam  extorquere,  nos  cupientes  praedictas  sententias 
utpote  rite  latas  ab  omnibus  inviolabüiter  observare  —  districtius  inhibemus, 
ne  quis  noya  thelonia  ponere  audeat  nee  inconsueta  et  iniusta  theolonia 
eciam  a  qnoquam  aliquatenus  exterquere.** 
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Pankt  3)  angeführten  Beziehung  noch  immer  zu  Gebote  stand, 
wenn  er  nur  von  seinem  Recht  Gebrauch  zu  machen  entschlossen 
war,  das  wurde  uns  vor  allem  an  dem  Beispiel  der  grossen 
Konstitution  Friedrichs  II.  von  1235  klar.  Dafür,  dass  nur 
das  Beichsoberhaupt  auch  später  noch  allgemeingültige,  Handel 
und  Wandel  im  Reich  ordnende  Gesetze  zu  erlassen  vermochte, 
spricht  auch  die  Erscheinung,  dass  man  im  rheinischen  Bund 
von  1254  von  Anfang  an  grossen  Wert  auf  seine  und  seiner 
Satzungen  Anerkennung  durch  König  Wilhelm  gelegt  hat,  ohne 
Zweifel  doch  nur  aus  der  Ueberzeugung  heraus,  erst  dadurch 
für  seine  Bestrebungen  die  nötige  gesetzliche  Weihe  erhalten 
zu  können.  Als  dann  nach  Wilhelms  Tod  König  Richard  sich 
bereit  zeigt,  auch  wirklich  zu  regieren,  geht  man  diesen,  wie 
erwähnt,  unter  anderem  auch  mit  der  Bitte  an,  kraft  seiner 
Autorität  die  Zollverhältnisse  im  Reiche  zu  regeln. 

Nach  alle  dem,  was  wir  bisher  gesehen  haben,  scheinen 
unsere  Rechtsbücher  durchaus  nicht  auf  einem  veralteten  Stand- 
punkt zu  stehen,  wenn  sie  den  Zoll  noch  zu  den  Regalien  zählen. 
Denn  nicht  unerhebliche  Teile  waren  dem  alten  königlichen  Zoll- 
recht zur  Zeit  der  Spiegel  ohne  allen  Zweifel  erhalten.^) 

Wenn  der  Sachsenspiegel  die  Existenz  des  Oberzollrechtes 
des  Königs  vor  allem  darin  erblickt,  dass  die  persönliche  An- 
wesenheit des  Königs  jedes  Zollrecht  des  einzelnen  aufhob  und 
das  seinige  wieder  in  Kraft  treten  Hess,  so  widerspricht  er  auch 
in  diesem  Punkt  nicht  durchweg  den  thatsäclilichen  Verhältnissen. 
Freilich  lässt  er  diesen  Rechtszustand  bei  jedem  Aufenthalt  des 
Kaisers  in  einer  Stadt  im  Reiche  eintreten.*)  Wir  haben  aber 
gesehen,  dass  in  allen  den  Fällen,  wo  die  Könige  auf  dieses 
Regalienrecht  zu  sprechen  kommen,  dasselbe  immer  nur  zur  Zeit 
eines  Hoftages  in  Beziehung  gesetzt  wird.  Diese  Aenderung 
des  Regalienrechtes,  welche,  wie  wir  sahen,  wahrscheinlich  unter 
der  Regierung  Friedrichs  I.  eintrat,  und  welche  dann  für  die 
geistlichen   Fürsten  durch    Friedrich  II.    zum   Gesetz  erhoben 


0  Falke  a.  a.  O.  S.  36  meint,  wie  ich  glaube,  mit  Unrecht,  dass  die 
Rechtabücher  im  Gegensatz  zu  der  umgewandelten  Reichsverfassnng  das 
althergebrachte  Oberzollrecht  des  Königs  aufrechterhielten. 

')  a.  a  0.:  „In  s welke  stat  des  rikes  de  koning  kumt  binnen  dem  rike» 
dar  is  ime  ledich  monte  unde  toln." 
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ward,  ist  dem  Verfasser  des  Sachsenspiegels  nicht  bekannt  ge- 
worden. Die  Beschränkung  des  Rechtes  auf  die  Dauer  der  Hof- 
tage unter  Friedrich  I.  war  vielleicht  nur  eine  gewohnheits- 
rechtliche; es  braucht  deshalb  nicht  Wunder  zu  nehmen,  wenn 
sie  dem  Verfasser  des  Sachsenspiegels  entgangen  ist.  Dass  er 
aber  auch  das  grosse  Privileg  für  die  geistlichen  Forsten  unbe- 
rücksichtigt lässt,  wird  nicht  anders  zu  erklären  sein,  als  dass 
er  dasselbe  noch  nicht  gekannt,  also  den  Artikel  Ober  das  Zoll- 
recht vor  1220  geschrieben  habe.  Jedenfalls  bedarf  die  Angabe 
des  Spiegels  über  das  Ledigwerden  des  Zolles  einer  Einschränkung: 
in  diesem  Punkt  vertritt  sie  in  der  That  einen  veralteten  Rechts- 
zustand. 

Zwar  ist  es  wahr,  dass  wir  von  dem  Regalienrecht  und 
seiner  Beschränkung  auf  die  Zeit  der  Hoftage  fast  nur  aus  Ur- 
kunden erfahren,  welche  für  geistliche  Fürsten  ausgestellt  sind; 
man  könnte  daher  zu  der  Vermutung  kommen,  dass  den  anderen 
Ständen  gegenüber,  namentlich  in  Bezug  auf  die  weltlichen 
Fürsten  und  auf  die  Städte,  das  Recht  in  seiner  alten  Unbegrenzt- 
heit  gegolten  habe.  Allein  dem  ist  entgegen  zu  halten,  dass  es 
kaum  denkbar  ist,  dass  ein  und  dasselbe  Recht  in  diesem  Falle 
so,  in  jenem  so  behandelt  worden  wäre.  Die  interessierten  Kreise 
würden  es  schon  verstanden  haben,  die  einigen  gewährten  Ver- 
günstigungen auch  sich  zu  verschaffen.  Ausserdem  aber  haben 
wir  in  jenen  Urkunden  für  die  geistlichen  Fürsten  selbst  ein 
deutliches  Zeugnis  für  die  allgemeingültige  Beschränkung  des 
Regalienrechtes  auf  die  Hoitage.^)  Es  bleibt  also  dabei,  dass 
das,  was  der  Sachsenspiegel  vom  Ledigwerden  der  Regalien 
(Münze  und  Zoll)  infolge  persönlicher  Anwesenheit  des  Königs 
berichtet,  nach  keiner  Seite  mehr  in  dem  Umfange  zutrifft,  welchen 
das  Rechtsbuch  ihm  noch  gelassen  hat.  — 


')  Bei  seinem  Verzicht  auf  das  Regalieurecht  zu  Gunsten  des  Erz- 
bischofs von  Magdeburg  sagt  Otto  IV.  (1208  Juli)  von  demselben  ganz  aU- 
gemein,  dass  es  ihm  zukomme:  „iuxta  consuetudinem  imperatorum,  quo  in 
curiis  observabatur".  Noch  deutlicher  wird  der  Sachverhalt  ans  der  Urkunde 
Friedrichs  II.  für  denselben  Erzbischof  (1216  Mai  11),  in  welchev^  auch  ei 
für  die  Hoftage  verzichtet  auf  ,,universis  que  in  aliis  dvitatibus  aut  locis, 
in  moneta,  teloniis  et  ceteris  utilitatibus  quibuscumque  imperiali  iuri  provenerint 
ab  eisdem".    Vgl.  auch  Friedrichs  Privileg  für  Nürnberg  (1219  Nov.  8). 
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Nun  noch  ein  Wort  über  den  Scbwabenspiegel,  welcher  durch 
die  Worte,  mit  denen  er  seine  Auseinanderseteung  aber  den  Zoll 
beginnt,  Veranlassung  zu  einigen  berechtigten  Bedenken  giebt. 
Der  erste  Paragraph  nämlich  seines  304.  Kapitels  hebt 
folgendermassen  an:  ^Ez  spiichet  der  selige  und  der  heilige  keiser 
karel:  ez  sol  niman  deheinen  Zol  nemen  wan  der  von  alter  her 
ist  komeu  mit  rechte,  und  den  min  ane  und  min  vater  kunic 
Pipin  gesezet  haut.  Den  weUen  wir  stete  han  und  wellen  ouch 
für  baz  deheinen  sezen.^  Der  Schwabenspiegel  geht  hiermit  auf 
ein  Kapitulare  Karls  des  Grossen  zurück,  in  welchem  dieser 
eine  solche  Verfügung  über  die  Zölle  erlassen  und  als  Endtermin 
der  gesetzlichen  Zölle  das  Todesjahr  seines  Vaters  Pippin  (768) 
festgesetzt  haben  soll.  Sehen  wir  uns  die  erhaltenen  Kapitularien 
Karls  daraufhin  durch,  so  finden  wir  keines  unter  ihnen,  das  die 
Vorlage  für  den  Verfasser  des  Bechtsbuches  abgegeben  haben 
könnte.  Daraus  allein  freilich,  dass  wir  ein  solches  Kapitulare 
nicht  mehr  besitzen,  geht  nicht  hervor,  dass  es  überhaupt  nicht 
existiert  habe;  denn  es  kann  ja  sehr  leicht  für  uns  nur  verloren 
sein.  Prüfen  wir  aber  den  Inhalt  des  angeblichen  Kapitulare, 
wie  ihn  der  Spiegel  wiedergiebt,  so  entstehen  gerechte  Zweifel 
an  seiner  Echtheit. 

Wenn  Karl  in  seinem  Gesetz  sich  auf  seinen  Ahnen  und 
seinen  Vater  beruft,  so  wird  zunächst  daraus,  dass  er  sagt:  min 
ane  und  min  vater  und  nicht:  min  ane  und  vater,  deutlich,  dass 
er  damit  nicht  eine  Persönlichkeit,  nämlich  seinen  Vater,  meint 
--  auch  ist  es  nicht  üblich,  von  seinem  Vater  als  seinem  Ahnen 
zu  sprechen,  bei  dem  man  gewöhnlich  an  ein  schon  entfernteres 
Familienglied  denkt  — ,  sondern  dass  er  darunter  zwei  ver- 
schiedene Männer  versteht,  nämlich  seinen  Grossvater  und  seinen 
Vater.  Hier  sollte  man  nun  aber  erwarten,  dass  er,  wie  er 
seinen  Vater  bei  Namen  nennt,  so  auch  den  Namen  seines  Gross- 
Vaters  hinzugefügt  hätte.  Schon  der  Umstand,  dass  dies  nicht 
geschieht,  muss  stutzig  machen.  Dazu  kommt  noch  Folgendes. 
Im  zweiten  Paragraphen  des  betreffenden  Kapitulare  sagt  Karl: 
«alle  zolle  —  im  roemischen  riche  —  sint  eines  roemischen 
kfiniges*'.  Den  Titel  eines  „römischen  Königs^  kannte  man  aber 
zu  Karls  Zeiten  noch  gar  nicht. 

Femer  führt  uns  der  Inhalt  der  beiden  Pai'agraphen  zu 
entschiedenen,   unlösbaren  Widersprüchen.    Im   ersten   nämlich 
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hebt  Karl  alle  nach  768  eingesetzten  Zölle  auf  und  verzichtet 
seinerseits  auf  jede  Neueinrichtung  von  solchen.  Dies  ^firde  zn 
der  Annahme  nötigen,  das»  Karl  bis  zum  Erlass  seines  Kapitn- 
lare  noch  gar  keine  Zölle  gesetzt  habe  oder,  wenn  er  es  gethan, 
dass  er  sie  wieder  für  ungültig  erklärte.  Beides  ist  kaum  glaublich^ 
noch  dazu  in  einer  Zeit,  wie  der  damaligen,  in  welcher  der  Zoll 
noch  im  weitesten  Sinne  Regal  war,  und  der  oberste  Zollherr 
sich  schwerlich  zu  solchen  Zugeständnissen  herabgelassen  haben 
wird.  Mit  dem  unbeschränkten  Regalcharakter  des  Zolles  ist 
es  schlechtweg  unvereinbar,  dass  Karl  eigentlich  ohne  Grund 
sein  Recht,  neue  Zölle  nach  Belieben  anzulegen,  aufgegeben 
habe.  Auch  stimmt  zu  diesem  Verzicht  durchaus  nicht,  was 
der  Kaiser  im  zweiten  Paragraphen  desselben  Kapitulare  sagt; 
hier  lässt  er  doch  die  Möglichkeit  der  Aufrichtung  neuer  Zölle 
durch  sein  Gebot  offen,  wenn  er  „allen  den,  die  in  unserme 
riche  sint^,  gebietet:  „daz  si  deheinen  zol  nemen  &ne  unser 
urloup."  Hiermit  wird  das,  was  im  ersten  Paragraphen  steht, 
wieder  aufgehoben. 

Wir  treffen  hier  also  auf  lauter  Widersprüche.  Hierzu 
kommt  noch,  dass  auch  die  Berufung  Karls  auf  Verordnungen 
seines  Grossvaters  und  Vaters  bedenklich  machen  muss.  Denn 
abgesehen  davon,  dass  wir  von  Karl  Martell  überhaupt  kein 
Kapitulare  und  von  Pippin  nur  eines')  besitzen,  das  hier  in  Be- 
tracht kommen  könnte,  dass  aber  nichts  mit  dem  unsrigen  ge- 
mein hat  —  wir  könnten  es  auch  hier  sehr  wohl  mit  einem  un- 
glücklichen Zufall  zu  thun  haben  — ,  so  macht  die  Annahme 
Schwierigkeit,  dass  bereits  Karl  der  Grosse  das  Jahr  768  als 
Normaljahr  aufgestellt  haben  soll;  dieses  wurde  erst  durch 
Ludwig  den  Frommen  818/19  eingeführt.  Wäre  dasselbe  schon 
unter  Karl  dem  Grossen  für  die  Scheidung  der  alten  und  neuen 
Zölle  massgebend  gewesen,  so  hätte  doch  wohl  Ludwig  in  seinem 
Kapitulare  irgend  eine  Andeutung  darüber  gemacht.  Das  ge- 
schieht aber  nicht,  sondern  die  Festsetzung  des  Jahres  768 
durch  ihn  tritt  uns  als  etwas  völlig  Neues  entgegen;  sie  wird 
also  auch  thatsächlich  erst  durch  ihn  erfolgt  sein. 


')  Ygl.  Boretius:  Gapitolaria  regum  Francorain  I,  *S2  cap.  4. 
•)  ebenda  I,  284  c.  139  c.  17.  vgl.  441,  c.  29. 
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So  fuhrt  alles  darauf,  dass  sowohl  der  Inhalt  wie  die 
Fassung  des  angeblichen  Eapitnlare  Karls  des  Grossen,  wie  es 
im  Schwabenspiegel  steht,  Erfindung  seines  Verfassers  ist;  er 
glaabte  durch  diese  Fälschung,  welche  der  mittelalterlichen  An- 
schauung nach  durchaus  für  erlaubt  galt,  am  besten  darthun  zu 
können,  ein  wie  altes  Recht  das  Oberzollrecht  des  Königs  sei. 
Dass  dieses  aber  zu  seiner  Zeit  noch  vorhanden  war,  das  ist 
das  Wichtige,  was  wir  aus  dem  Schwabenspiegel  erkennen 
können.  Was  er  als  geltendes  Recht  hinstellt,  ist  uns  auch  in 
den  Königsurkunden  der  Zeit  als  solches  entgegengetreten. 


Tl. 

Die  Zeit  der  ersten  Habsburger 
und  Adolfe  von  Nassau. 

Es  gehört  zu  den  unbestrittenen  Verdiensten  Rudolfs  I., 
der  endlich  am  29.  September  1273  zum  rechtmässigen  König 
gewählt  wurde  und  am  24.  Oktober  in  Aachen  aus  der  Hand 
des  Erzbischofs  von  Köln  die  Königskrone  empfing,  dass  er  sich 
vor  allem  angelegen  sein  Hess,  den  seit  langem  gestörten  Reichs- 
mid  Landfrieden  wiederherzustellen.  In  engem  Zusammenhang 
damit  richtete  er  auch  auf  die  Regelung  der  Zollverhältnisse 
sein  Augenmerk. 

So  erklärt  er  es  gleich  im  Anfang  seiner  Regierung  fKr 
eine  Hauptaufgabe  seines  königlichen  Amtes,  die  Unterthanen 
gegen  alle  ungerechten  Zollabgaben  zu  schützen.^)  Das  alte 
Oberzollrecht  des  Königs  bezüglich  der  gesetzlichen  Ordnung  der 
Zollangelegenheiten  im  Reiche  wird  hiermit  von  Rudolf  sofort 
wieder  in  Anspruch  genommen.  Demgemäss  befiehlt  er  seinem 
Vogte  Ulrich  in  Krenkingen  unter  Androhung  der  Entziehung 
seiner  königlichen  Gnade  sich  mit  dem  alten,  rechtmässigen  Be- 


^  Urkunde  Tom  21.  April  1274  beiFickler  a.  a.  0.  S.  95:  «UniTerais 
Kgni  nostri  subditiB  iniosta  thelonia  et  inconsaeta  neceBsariam  duximus 
proMbenda.  ea  si  nostaro  nomine  pateremnr  recipi,  foret  inconvenienH  et  iu- 
diearetor  indignom." 

Wtts«!,  Dm  ZoUrMhi  d«r  dratMhn  KOBlft.  6 
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trage  des  Zolles  zu  Erzingen  zu  begnügen  und  vor  jeder  Erhöhung 
desselben  zu  hfiten.^  Der  oben  angeführten  Auffassung  d^ 
Königs  von  seinen  Pflichten  und  Rechten  auf  dem  Gebiete  des  Zoll- 
wesens entspricht  die  fürsorgliche  Stellung,  welche  er  wenige 
Jahre  später  in  einem  Vertrage  mit  König  Ladislaus  von  Ungarn 
hinsichtlich  der  Behandlung  der  Kauf  leute  im  Reiche  eingenommen 
hat.  In  dem  Faktum  nämlich,  welches  er  1277  Juli  12  mit  dem 
genannten  Könige  abschloss,*)  wurde  ausdrücklich  der  Handel-* 
treibenden  und  ihrer  Sicherheit  und  Ungestörtheit  bei  Ausübung 
ihres  Berufes  gedacht;  beide  Könige  verpflichteten  sich,  denselben 
in  ihren  Reichen  völlige  Freiheit  zu  gewähren.  Wenn  Rudolf 
erklärt,  dass  die  Kaufleute  ,,salvis  rebus,  mercimoniis  et  personis 
per  districtum  nostrum,  regna  nostra  et  terras  solutis  pedagiis, 
thelonüs  et  tribuüs  et  consuetis  secure  transeant  et  omni  gandeant 
libertate^,  und  dass  er  zu  diesem  Zwecke  alle  ,,tributa  indebita 
et  inconsueta"  gänzlich  abgeschafil  wissen  wollte,  so  stellt  er 
sich  hiermit  ganz  auf  den  Standpunkt,  welchen  wir  ihn  bereits 
drei  Jahre  früher  seinem  Vogte  gegenüber  haben  einnehmen 
sehen.  Kraft  seiner  königlichen  Autorität  verbietet  er  jegliche 
Bedrückung  seiner  Unterthanen  und  aller  derer,  die  sich  in  seinem 
Reiche  aufhalten,  durch  Erhebung  von  neuen  und  ungerechten 
Zöllen. 

Eine  nähere  Definition  freilich  der  neuen  Zölle  giebt  er  in 
beiden  Fällen  nicht.  Wollen  wir  die  Frage,  was  Rudolf  darunter 
verstanden  habe,  beantworten,  müssen  wir  auf  seine  weitere,  im 
Zusammenhang  mit  seiner  Sorge  für  den  Landfrieden  sich  äussernde 
Thätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  einen  Blick  werfen. 
Wir  sehen  nämlich,  dass  er  sich  in  den  ersten  Jahrzehnten  seiner 
Herrschaft  darauf  beschränkt  hat,  das  foitzusetzen  oder  vielmehr 
zu  erneuem,  was  Kaiser  Friedrich  II.  1235  in  dieser  Beziehung 
verordnet  hatte.  Er  blieb  daher  auch  bei  dem  damals  aufgestellten 
Endtermin  1197  stehen;  nur  diejenigen  Zölle  erkannte  er  als 
rechtmässig  an,  welche  damals  als  solche  ausgegeben  wurden. 


*)  ebda.:  »Quare  tibi  (seil,  ülrico  in  Oenkingen)  sub  obtentu  gratie 
nostre  praecipimus  — ,  quatenus  in  villa  Erzingen  debitis  antiquis  et  appro- 
batis  theloniis  sis  contentus,  ultra  a  tranaeuntibus  nihil  exigas  vel  requiras, 
b!  nostre  maiestatia  oflFensam  volueris  evitare.** 

«)  Leg,  II.  417  ff.  Böhm.  Reg.  Rud.  386.  Lindner  dtsche.  GescL 
unter  den  Habsburgeni  u.  Luxemburgern.  I,  Stuttg.  1890.  S.  34. 
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Zweifellos  wird  Kudolf  auch  in  den  beiden  erwähnten  Fällen 
der  Jahre  1274  nnd  1277  den  Begriff  der  neuen  Zölle  nach 
Massgabe  des  grossen  Gesetzes  von  1285  gefasst  haben.  Wir 
können  das  nm  so  nnbedenklicher  aussprechen,  als  die  erste  aus- 
drackliche  Erneuerung 'des  Gesetzes  von  1235  durch  Rudolf  erst 
hinter  das  Jahr  1277  fällt 

Ebenso  wie  in  den  beiden  ei*wähnten  Urkunden  der  Jahre 
1274  nnd  1277  dräckt  sich  Rudolf  auch  in  seinem  1276  Dezember  3 
fBr  die  österreichischen  Lande  verkfindigten  Landfrieden  ganz 
unbestimmt  und  allgemein  folgendermassen  aus:^) 

„Item  auctoritate  imperiali  tollimus  et  flnaliter  irritamus 
omnes  mautas,  thelonea,  vectigalia  et  pedagia  de  novo  imposita, 
antiquis  secundum  terrarum  consuetudinem  ab  antiquo  hactenus 
observatam  in  suo  robore  duraturis.*^ 

Auch  hier  beseitigt  der  König  alle  neu  eingerichteten  Zölle, 
ohne  eine  Erklärung  des  „Neuen''  hinzuzufügen.  Der  B^^rifi 
„de  novo  imposita^  ist  aber  zu  allgemein,  als  dass  wir  nicht  an- 
nehmen mfissten,  es  habe  ihm  ein  ganz  bestimmter  Sinn  inne- 
gewohnt;  sonst  hätte  die  Verordnung  doch  keinen  Zweck  gehabt. 
Auch  ffir  diesen  Landfrieden  nun  von  1276  werden  wir  die  ge- 
eignete rechtliche  Grundlage  in  dem  Gesetz  von  1235  zu  suchen 
haben.  Man  führte  also  den  in  diesem  festgesetzten  Termin  fort, 
sodass  mit  dem  Jahre  1197  die  alten  rechtmässigen  Zölle  auf- 
hörten. Diesen  Termin  kannte  jeder;  man  wusste,  dass  ein 
solches  Normaljahr,  einmal  festgestellt,  in  Geltung  blieb,  bis  es 
ausdrücklich  durch  ein  anderes  ersetzt  wurde.  Damm  war  es 
überflüssig,  dasselbe  noch  einmal  besonders  zu  nennen.*) 


1)  Leg.  n,  410  ff.    Böhm.  a.  a.  0.  292. 

*)  Auffallen  könnten  die  Worte  am  Anfang  des  Landfriedens:  «prout 
imperialem  respidt  maiestatem"  und  diejenigen  im  Beginn  des  Zollartikels: 
»aoctoritate  imperiali*.  Denn  Rudolf  war  doch  nur  König  und  nicht  Kaiser, 
Man  könnte  geneigt  sein,  hieraus  Verdacht  gegen  die  Echtheit  der  Urkunde 
ni  schöpfen.  Es  liegt  aber  sonst  nichts  Tor,  was  denselben  irgend  wie  recht- 
fertigen könnte.  Und  wenn  man  erwägt,  dass  derartige  Ausdrücke  formel- 
haft sind,  dass  man  sie  in  den  als  Vorlage  dienenden  Formelbüchem  fand 
und  gedankenlos  in  die  neue  Urkunde  mit  herübernahm,  so  schwinden,  glaube 
ich,  die  Bedenken,  welche  jene  Worte  auf  den  ersten  Blick  erwecken  könnten. 
YieUeicht  hatte  man  in  unserem  Falle  sogar  das  Gesetz  tou  1235  selbst  als 
diiekte  Vorlage  benütst  und  daraus  das  imperialem  und  imperiali  beibehalten. 

6* 
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Was  nan  Rudolfs  Thätigkeit  im  Interesse  der  Wiederher- 
stellung des  Friedens  im  Reiche  im  allgemeinen  betrifft,  so  er- 
giebt  sich  bei  einer  Yergleichung  seines  Auftretens  in  dieser 
Beziehung  mit  demjenigen  seiner  Vorgänger,  rein  änsserlich  be- 
trachtet, ein  nicht  unwesentlicher  Unterschied.  Denn  waren  alle 
früheren  Rechtssprüche  der  Könige  Reichsgesetze  im  strengsten 
Sinne,  indem  ihre  Verordnungen  fDr  den  gesamten  Reichsverband 
erlassen  wurden,  treten  im  Gegensatz  dazu  die  Landfriedens- 
gesetze Rudolfs  I.  nur  als  Provinziallandfrieden  und  nicht  als 
Reichslandfrieden  auf.  Für  jede  der  wichtigsten  Provinzen  des 
Reiches  wurde  von  diesem  Könige  ein  besonderes  Gtesetz  der 
Art  gegeben;^)  es  sollte  zunächst  nur  in  dieser  territorialen  Be- 
schränkung zur  Durchführung  kommen.  Inhaltlich  stimmten 
diese  einzelnen  Gesetze  völlig  überein;  es  war  ein  und  derselbe 
Landfriede,  welchen  der  König  nach  und  nach  von  den  einzelnen 
Reichsteilen  beschwören  Hess  und  somit  schliesslich  doch  zu  einem 
allgemeingültigen  Reichsgesetz  erhob.  Gerade  dadurch,  dass 
Rudolf  seinen  Anordnungen  Schritt  für  Schritt  Anerkennung  zu 
verschaffen  suchte,  indem  er  sie  nach  und  nach  von  jedem  einzelnen 
Reichsteil  annehmen  liess,  ist  er  jedenfalls  besser  zum  Ziele  ge- 
kommen, als  wenn  er  den  Landfrieden  durch  eine  einzige  Ver- 
fügung für  das  ganze  Reich  mit  einem  Schlage  überall  hätte 
wiederherstellen  wollen.') 

Rudolf  liess  sich  bei  seiner  Landfriedensgesetzgebung  zu 
einer  gewissen  Mitregierung  der  Fürsten  bereit  finden;  er  konnte 
das  nicht  gut  verhindern,  wenn  er  überhaupt  etwas  erreichen 


«)  So  1281  Juli  6  für  Baiem  (Leg.  n,  427).  j        ^   t  -    a 

1281  JuU  26  für  Franken  (Leg.  H,  432).         l    ^^^'  7.^  q^®' 
1281  Dez.  18  für  die  Rheinlande  (Tveg.  11,436).  J    *•  *•  ^'  S-  ^^• 

<)  Ueber  Rudolfs  Landfiriedensgesetzgebung  im  allgemeinen  verbreitet 
Bicb  Lorenz:  dtsche.  Gesch.  Bd.  11,  324  f.  Diesem  möchte  ich  nicht  in 
allen  Einzelheiten  beipflichten,  namentlich  nicht  darin,  dass  er  es  schliesslich 
doch  dem  König  vorwirft,  dass  er  den  Zuständen,  wie  sie  nun  einmal  ge- 
worden waren,  sich  gefügt  und  dadurch  namentlich  den  Fürsten  zum  Nach- 
teil der  königlichen  Macht  Zugeständnisse  gemacht  habe,  die  denselben  einen 
mehr  oder  weniger  massgebenden  Einfluss  auf  die  königliche  Regierung  ein- 
räumten. Denn  nur  dadurch,  dass  er  nachgab,  konnte  Rudolf  auf  Erfolge 
seiner  Regierung  hoffen:  musste  er  doch  die  durch  die  königslose  Zeit  Über- 
mütig gewordenen  Fürsten  erst  wieder  an  die  königliche  Oberhoheit  ge- 
wöhnen! Vgl.  übrigens  Lindner  a.  a.  0.  S.  49  f. 
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wollte.  Es  blieb  doch  dabei  sein  Wille  und  sein  Gebot  die  Haupt- 
sache; und  for  den  Augenblick  wenigstens  ist  es  ihm  auch  immer 
gelungen,  die  Unterstfitzung  der  Fürsten  fttr  seine  Absichten 
und  Wünsche  zu  gewinnen/)  während  er  auf  der  anderen  Seite 
eigenmächtigem  Vorgehen  der  Fürsten  hindernd  in  den  Weg  zu 
treten  wusste. 

Im  Jahre  1277  unternahm  der  Erzbischof  Werner  von  Mainz 
abermals  wie  schon  in  den  sechsziger  Jahren  auf  eigene  Hand 
am  Rhein  die  Sicherheit  der  Strassen  herzustellen,  indem  er  die 
rheinischen  Städte  zum  Abschluss  eines  Landftiedensbundes  auf- 
forderte; König  Rudolf  suchte  diesem  seine  Autorität  gefährden- 
den unterfangen  des  Erzbischofs  dadurch  die  Spitze  abzubrechen, 
dass  er  den  Grafen  Friedrich  von  Leiningen  zum  Landrichter 
am  Rhein  ernannte  und  ihn  aufforderte,  sich  an  den  Bestrebungen 
Werners  zu  beteiligen  und  dadurch  im  Namen  des  Königs  die 
Herstellung  des  Friedens  in  die  Hand  zu  nehmen.') 

Im  folgenden  Jahre  1278  wurde  am  24.  Juni  ein  Land- 
friedensbund in  Hagenau  abgeschlossen  zwischen  dem  Pfalzgrafen 
JiUdwig,  dem  Grafen  von  Hohenberg,  dem  von  Katzenellenbogen 
and  dem  von  Leiningen  und  siebenzehn  rheinischen  Städten.') 
Auch  hier  fehlt  der  Name  des  Königs;  allein  wir  finden  dieses 
Mal  unter  den  Teilnehmern  am  Bande  nur  Freunde  und  An- 
hänger Rudolfs,  an  erster  Stelle  den  Pfalzgrafen;  ihm  verdankt 
der  Bund  wohl  sein  Zustandekommen.*)  Wir  dürfen  daher  mit 
Wahrscheinlichkeit  vermuten,  dass  Rudolf  um  diesen  Landfriedens- 
bnnd  nicht  nur  gewusst,  sondern  dass  er  vielleicht  sogar  dem 
Pfalzgrafen,  seinem  Schwiegersohn,  den  Auftrag  gegeben  hat, 
f&i*  einen  Landfrieden  zu  wirken,  der  vor  allem  fflr  die  Rhein- 
gegenden ein  dringendes  Bedürfiiis  war. 


0  Vgl.  Tor  aUem  ttber  Rudolfs  Verhältnis  za  den  rheinischen  Fürsten 
G.  Y.  d.  Bopp  ft.  a.  0. 

')  Bodmann:  God.  epistolaris  Budolfl  I.  ups.  1806  S.  36;  vgL  den 
Brief  Leiningens  vom  11.  Aug.  1277  bei  Wencker:  Apparatus  et  instmctus 
uchiyonun  S.  186.  Den  erstrebten  Bund  Werners  vereitelte  Leiningen, 
einen  anderen  freilich  brachte  er  seinerseits  nicht  zu  stände,  vgl.  Bdhm.  Eeg. 
Bchss.  127. 

*)  Böhm.  God.  Moenofr.  185.  Böhm.  Reg.  Rchss.  131.  Koch-Wille: 
R«g.  der  Ffalzgr.  1018. 

^  V.  d.  Ropp  a.  a.  0. 119  f.  Böhm.  Wittelsb.  Reg.  39.  Kopp:  Gesch. 
der  eidgenössischen  Bünde  I,  241  f. 
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Auch  in  der  von  diesem  Bunde  aufgerichteten  „pax  sancta 
et  generalis''  handelte  es  sich  wie  einst  beim  Bunde  von  1254 
Tomehmlich  um  die  Abstellung  der  „thelonia  inconsneta  et  iniusta*' 
auf  der  Rheinstrasse,  gegen  deren  Erheber  die  Verbündeten  sich 
yerpflichteten  „manu  valida^'  vorgehen  zu  wollen.  Man  b^nugte 
sich  also  nicht  mit  der  einfachen  Erklärung,  dass  man  von  den 
ungerechten  Zöllen  nichts  wissen  wolle,  sondern  man  war  zu  einer 
nachdrflcklichen  Exekution  der  Beschlüsse  bereit.  Auch  hier  wird 
keine  nähere  Erklärung  darüber  abgegeben,  welche  Zölle  zu  den 
inconsueta  gehören  sollen.  Dieselbe  war  aber  auch  gar  nicht 
erforderlich,  da  ja  noch  immer  die  Konstitution  Friedrichs  IL 
von  1235  in  Gültigkeit  war;  nach  ihr  stand  fest,  welche  Zölle 
unter  die  Kategorie  der  ungerechten  fielen.') 

Das  Hagenauer  Bündnis  ist  nun  noch  nach  einer  anderen 
Seite  hin  interessant  und  von  Bedeutung.  Man  einigte  sich  nämlich 
damals  dahin,  dass,  um  den  beschworenen  Frieden  mit  dem  ge- 
hörigen Nachdruck  durchführen  und  schützen  zu  können,*)  bei 
Mainz  und  Boppard  von  allen  stromauf  oder  stromab  Beisenden 
dem  Vermögen  derselben  entsprechende  Abgaben  erhoben  werden 
sollten.')  Dass  eine  bestimmte  Taxe  für  dieselben  bereits  bei 
der  Gründung  des  Landfriedens  aufgestellt  worden  war,  lehren 
uns  die  Worte  der  Urkunde:  „secundum  quod  taxavimus  et 
statuimus  communi  consilio^^  Wenn  wir  diese  Taxe  nicht  in 
die  Stifbungsurkunde  aufgenommen  finden,  wird  das  darin  seinen 
Grund  haben,  dass  man  sich  die  Möglichkeit  offen  lassen  wollte, 


')  Eine  eigentümliche  Ansicht  über  das  Hagenauer  Bündnis  trägt 
Lorenz  a.  a.  0.  II,  327  yor.  Er  meint,  dass  die  St&dte,  welche  am  meisten 
durch  die  ungerechten  Zölle  am  Rhein  beschwert  waren,  und  denen  deshalb 
besonders  daran  liegen  musste,  dass  der  LandfHedensbund  su  stände  kam, 
schon  zu  schwach  erscheinen,  einen  selbständigen  Bund  zu  schliessen,  und 
dass  sie  daher  die  Stütze  der  Fürsten  als  unerlässliches  Mittel  brauchten, 
wenn  der  Bund  möglich  werden  sollte.  In  dieser  Vereinigung  aber  Ton 
Städten  und  Fürsten  lag  doch  nichts  Neues;  schon  der  rheinische  Bund  hatte 
eine  solche  gezeigt  Kann  man  femer  wohl  sagen,  die  Städte  seien  schon 
zu  schwach  gewesen;  waren  sie  nicht  vielmehr  noch  zu  schwach  für  einen 
eigenen  Bund? 

*)  ,,in  subsidium  et  in  defensionem  pacis.'' 

^  «omnes  -—  apud  M.  et  B.  summam  proportionaliter  sue  pecnnie  — 
ministrabunt.** 
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ctieselbe  nach  Bedürfnis  zu  erniedrigen  oder  zu  erhöhen.^  Damm 
setzte  man  keine  feste  Zahl  in  die  Urkunde,  weil  man  sonst  ja 
an  diese  gebunden  gewesen  wäre. 

Diese  damals  festgestellten  Abgaben  sind  offenbar  nichts 
anderes  als  eine  Art  Landfriedenszoll,^)  der  später  eine  der 
wichtigsten  Institutionen  wurde.  Darin,  dass  wir  schon  1278 
die  später  ganz  gewöhnliche  Verbindung  von  Landfrieden  und 
LandfriedenszoU  antreffen,  liegt  das  Bemerkenswerte.  Freilich 
sind  die  betreffenden  Abgaben  in  der  Bundesurkunde  noch  nicht 
mit  dem  ihnen  zukommenden  Namen  des  Zolles  belegt;  das  aber 
wird  begreiflich,  wenn  man  bedenkt,  dass  sich  ja  der  Bund  ge- 
rade gegen  die  neuen  ZöUe  richtete.  Darum  scheute  man  sich, 
die  Sache  mit  dem  richtigen  Namen  zu  bezeichnen;  denn  ein 
solcher  LandfriedenszoU  war  doch  —  das  liess  sich  nicht  leugnen 
—  ein  neuer  und  bisher  ungewöhnter  Zoll  und  darum  eigentlich 
durch  den  Bund  selbst  gerichtet.  Man  würde  mithin  nur  An- 
stoss  erregt  haben,  wenn  man  unumwunden  von  der  Aufrichtung 
eines  solchen  neuen  Zolles  gesprochen  haben  wttrde.  So  fOhrte 
also  schon  die  kluge  Berechnung  und  Vorsicht  dazu,  diesen 
Namen  zu  vermeiden.  Hierzu  kam  aber  vielleicht  noch  ein 
anderer  Grund,  weswegen  man  bei  jenen  Abgaben  noch  nicht 
von  Zoll  sprach.  Die  Worte  unserer  Urkunde  nämlich  zeigen 
deutlich,  dass  man  damals  noch  am  Begriff  einer  proportionalen 
Steuer  hing,  ohne  sich  dessen  bewusst  zu  werden,  dass  sie 
eigentlich  nichts  anderes  war,  als  was  man  sonst  Zoll  nannte. 
Man  war  also  thatsächlich  schon  im  Besitz  des  Institutes  eines 
„theloneum  pacis  generalis'',  aber  der  Begriff  desselben  hatte 
sich  noch  nicht  so  weit  abgeklärt,  dass  man  bereits  den  allein 
fSr  das  Institut  passenden  Namen  gefunden  hätte.  Offenbar  war 
dieses  als  ein  neues  noch  in  der  Entwicklung  begriffen. 

Freilich  liegt  die  Sache  nicht  so,  dass  im  Jahre  1278  zum 
ersten  Male  eine  derartige  Einrichtung  getroffen  worden  wäre. 
Wir  finden  nämlich  ähnliches  bereits  in  dem  schon  erwähnten 
Wetterauischen  Landfrieden  vom  15.  Mai  1265,  bei  welchem  der 


*)  Man  hatte  ja  noch  keine  Erfahrung  in  diesen  Dingen  und  konnte 
daher  nicht  wissen,  ob  man  mit  der  damals  beschlossenen  HOhe  des  Land- 
friedenssoUes  das  Eichtige  getroffen  hatte. 

*)  vgl  oben  S.  78  u.  unten  S.  97  f. 
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Erzbischof  Werner  von  Mainz  in  üebereinstimmnng  mit  den  Ver- 
bündeten eine  feste  Taxe  von  Abgaben  zu  Lande  und  zu  Wasser 
aufstellte.     Diese  sollten  der  Bnndesurkunde   gemäss  erhoben 
werden:  „ne  pacis  executio  maneat  incompleta  ex  defectn  remm 
et  impensarum,  qnas  negocium  hoc  requiret",  oder,  wie  es  einige 
Zeilen  weiter  in  wörtlicher  Üebereinstimmnng  mit  unserer  Ur- 
kunde von  1278  heisst:  „in  subsidium  dicte  pacis".    Man  sieht 
also  ganz  gut,  dass  man  auch  damals  schon  einen  fest  geregelten 
Zoll  eingesetzt  hat,  dessen  Ertrag  für  Landfriedenszwecke  ver- 
wendet werden  sollte,  wie   1278.     Vor  1265  findet  sich   von 
solchen  Abgaben  keine  Spur,  namentlich  ist  in  den  Akten  des 
rheinischen  Bundes,  in  welchen  man  am  ersten  solche  Bestim- 
mung erwarten  würde,  davon  nichts  zu  finden.    Es  kann  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  man  1254  noch  gar  nicht  an  eine  solche 
neue  Steuerforderung  gedacht  hat,  und  dass  diese  erst  1265  ge- 
schaffen  worden  ist.     Es   wäre   demnach   die  Entstehung  des 
Instituts  des  Landfriedenszolles,  ohne  den  später  kein  Landfiiede 
aufgerichtet  ward,  der  Thätigkeit  des  Erzbischofs  Werner  zu 
verdanken;  er  hat  damit  ein  für  alle  Male  den  Weg  gewiesen, 
auf  welchem  die  Mitglieder  solcher  Vereinigungen  am  besten  zu 
den   Mitteln  gelangen  konnten,  ohne  die  an  eine  erfolgreiche 
Exekution  ihrer  Beschlüsse  nicht  zu  denken  war.    Mit  dem  Jahr 
1265  also  fand  dieses  neue  Institut  seinen  Eingang  in  das  Bechts- 
lebeu;  begreiflicher  Weise  aber  tiitt  es  noch  nicht  sofort  unter 
dem  zutreffenden  Namen  auf,  welchen  es  auch  1278  noch  nicht 
erhalten  hat.    Wir  begegnen  dann  dieser  Art  von  Steuer  aber- 
mals im  Jahre  1290,  wo  sogar  —  und  dies  wird  der  erste  Fall 
der  Art  sein^)  —  der  König  Rudolf  seine  Zuflucht  zu  ihr  nimmt, 
um  die  nötigen  Geldmittel  für  die  Durchführung  seines  in  Erfurt 
am  20.  Januar  errichteten  Landfriedens  aufzubringen.    Wir  er- 
fahren dies  aus   einer  Urkunde  des  Königs,  in   welcher  dem 
Kloster  Walkenried  und  den  zu  ihm  gehörigen  Klöstern  ver- 
sichert wird,  dass  aus  dem  dieses  eine  Mal  und  für  diesen  einen 
Zweck  von  ihnen  erstatteten  Geldbeitrag  nicht  zu  ihrem  Nach- 
teil eine  bleibende  Steuer  werden  sollte.*) 

^)  indirekt  freilich  war  ja,  wie  wir  sahen,  Rudolf  auch  schon  bei  dem 
fiagenaaer  Bündnis  und  seinen  Bestimmungen  beteiligt. 

')  Walkenrieder  Urkundenbuch  (Heft  2  des  Urkbuches.  des  histor. 
Vereins  für  Niedersachsen)  S.  334:  „inhibemus,  ne  qua  persona  cuiascumqae 
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Aach  damals  spricht  der  König  noch  ganz  allgemein  and 
unbestimmt  von  einer  Steuer  (contribatio),  die  er  am  schärfsten 
und  treffendsten  als  Zoll  bezeichnet  haben  wQrde.  Freilich  darf 
nicht  verkannt  werden,  dass  die  damalige  Geldleistang  etwas 
anderer  Natnr  war  als  diejenigen  von  1265  and  1278,  insofern 
es  sich  nämlich  nar  am  eine  einmalige,  aasserordentliche  und 
Dicht  am  eine  während  einer  bestimmten  Zeit  wenigstens  regel- 
mässig za  zahlende  Abgabe  handelte.^) 

Mit  dem  am  6.  Juli  1281  fSr  Baiem  verkändigten  Land- 
frieden setzt  die  Thätigkeit  Rudolfs  I.  zum  Zwecke  der  Wieder- 
hersteUung  und  Befestigung  des  Beichsfriedens  ein.  Wir  be- 
merkten schon,  dass  seine  ersten  über  diese  Angelegenheiten 
erlassenen  Gesetze  nichts  weiter  als  blosse  Erneuerangen  des 
Gesetzes  Friedrichs  11.  von  1235  waren. 

Erst  in  der  am  24.  März  1287  von  Wfirzburg  aus  erlassenen 
«Constitutio  pacis^,  dem  ersten  diesbezüglichen  originalen*)  Ge- 
setz Rudolfs  I.,  welches  nicht  mehr  wie  seine  früheren  Land- 
frieden für  eine  einzelne  Provinz  des  Reiches,  sondern  für  den 
ganzen  Reichsverband  in  Kraft  treten  sollte,  ging  Rudolf  von 
dem  aber  fOnfisig  Jahre  gflltig  gewesenen  Normaljahr  ab;  er 
setzte  dafOr  das  Todesjahr  Friedrichs  II.  (1250)  an  seine  Stelle. 
In  der  betreffenden  Urkunde  nämlich  bestimmt  der  König:  „daz 


conditionis  ratione  contribntlonis,  quam  super  institatione  pacis  per  nos  Erfordie 
nunc  sandta  —  pacatae  qaietadiniB  gestientes  exBolvunt,  in  fiitunim  huias- 
modi  trahat  ad  consequentiam,  ita  qnod  nnUa  ab  eis  aut  bonis  aut  ab  ho- 
minibus  eoram  contributio  Tel  exactio  vel  alterias  senritii  genns  indebitom 
reqniratiiT.''  Vgl  Zenmer  a.  a.  0.  S.  127.  Offenbar  hatten  diejenigen, 
welche  in  Erfurt  den  königlichen  Landfrieden  beschworen  hatten,  damals  so- 
fort den  vom  König  geforderten  Geldbeitrag  gezahlt.  Damit  war  aber  die 
Sache  abgethan.  Es  handelte  sich  damals  nicht  wie  1266  und  1278  um  eine 
Abgabe,  welche  für  die  Daner  des  Landfriedens  an  bestimmten  Orten  zu 
zahlen  war,  sondern  nur  um  eine  einmalige,  ausserordentliche  Leistung. 

')  Jedenfalls  aber  erkennen  wir  gerade  an  diesem  Beispiel  des  Land- 
friedenszolles, wie  lange  es  dauerte,  bis  ein  neu  auftauchendes  Rechtsinstitut 
in  Begriff  und  Wesen  soweit  zu  voller  Abklärung  gelangte,  dass  man  sich 
seiner  wirklichen  Natur  bewosst  wurde  und  es  infolge  dessen  auch  mit  dem 
richtigen  Namen  zu  bezeichnen  vermochte. 

*)  Nach  Böhm.  Reg.  Rud.  910  ist  auch  dieser  Landfriede  nur  eine  Er- 
neuerung de^lenigen  von  1235,  freilich  mit  einigen  AbKnderungen.  Gerade 
durch  diese  aber  erii&lt  er  doch  ein  eigenes  €heprttge. 
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alle  die  zolle,  die  sit  keyser  Friedrichs  tode  ufgesezzet  sint  uf 
wazzer  oder  uf  lande,  von  sweme  si  gesezit  sint,  daz  sie  gar 
abe  sin."*) 

Im  übrigen  stimmen  Rudolfs  Anordnungen  betreffs  der  Zoll- 
angelegenheiten wiederum  mit  dem  Gesetz  von  1235  überein. 
Es  werden  alle  Zollerhöhungen  beseitigt  und  die  alten  recht- 
lichen Beträge  hergestellt,  sodann  alle  nach  1250  neu  eingesetzten 
Zölle  abgestellt,  soweit  ihre  Inhaber  nicht  im  stände  sind,  den 
Beweis  ihrer  Rechtmässigkeit  beizubringen.^)  Wir  erinnern 
uns,  dass  unter  Friedrich  II.  der  Beweis  der  Rechtskraft  eines 
Zolles  darin  bestanden  hat,  dass  dieser  auf  Einsetzung  durch 
den  König  zurückging  oder  zum  mindesten  mit  königlicher  Ge- 
nehmigung eingerichtet  worden  war,  zu  welcher  freilich  noch 
ftir  gewisse  Gebiete  der  fürstliche  Konsens  eingeholt  werden 
musste.  Da  Rudolf  I.  in  seinen  Landfriedensgesetzen  die  Zoll- 
verordnungen seines  Vorgängers  Friedrichs  II.  mehr  oder  weniger 
wörtlich  wiederholt  hat,  werden  wir  annehmen  dürfen,  dass  er 
auch  hinsichtlich  der  Rechtsanschauung  über  die  gesetzlichen 
Zölle  den  Standpunkt  der  früheren  Zeiten  bewahrt  habe.    Wir 


<)  Leg.  n,  447  ff.  vgl.  Elimck  n.  Bippen:  Brem.  ürkb.  Brem.  1873. 
Bd.  I  nr.  436  S.  462  ff.  bes.  S.  476  (XLIE).  Der  Landfriede  wurde  auf  einer 
Kurie  erlassen,  welche  sich  an  das  vom  päpstlichen  Legaten  Johann  Ton 
Tuskulum  berufene  Nationalkonzil  anschloss.  Dieses  verlief  aber  wegen 
übertriebener  Forderungen  des  Legaten  völlig  resultatlos  und  musste  auf- 
gelöst werden.  Unsere  Quellen  sind  voll  von  diesem  Ereignis,  das  grosses 
Aufsehen  machte;  sie  wissen  nicht  genug  von  der  Anmassung  des  Legaten 
zu  berichten,  über  den  sie  sich  zum  Teil  in  erstaunlich  groben  und  gehässigen 
Worten  äussern.  Der  königliche  Hoftag  trat  hierhinter  ganz  zurück,  und  so 
erfahren  wir  über  ihn  aus  den  Quellen  nichts.  Seinen  Landfrieden  aber 
hatte  Kudolf  gerade  dadurch  im  Ansehen  zu  stärken  gemeint,  wenn  er  ihn 
im  Anschluss  an  die  Konzilsbeschlüsse  veröffentlichte  und  erklärte,  dass  er 
dabei  nach  dem  Rate  des  Kardinallegaten  gehandelt  habe.  Damit  hängt  zu- 
sammen, dass  der  König  im  18.  Artikel  ^  aUe  Friedensstörer  ausser  der 
üblichen  weltlichen  Strafe  der  Reichsacht  auch  die  kirchliche  des  Bannes 
festsetzt.  Es  ist  dieses  eigentlich  der  erste  Fall,  dass  der  Papst  und  die 
Elirche  auf  diesem  Gebiete  in  die  inneren  Angelegenheiten  hineingezogen 
wurden,  vgl.  Böhm.-Will  a.  a.  0.  II,  432,  63.  Kopp  a.  a.  0.  I,  898  ff. 
Lorenz  a.  a.  0.  337  ff.  Hefele:  Konziliengesch.  VI*,  246  ff.  Lindner 
a.  a.  0.  S.  64. 

^  „alle  tolle  —  (soUn)  altemale  ave  sin,  ez  ne  sie  de  en  dar  gewaren 
muge  vor  dem  rike,  dat  he  en  to  rethe  habben  sule." 
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haben  auch  das  eine  oder  andere  Zeugnis  dafür,  dass  dem  in 
der  That  so  gewesen  ist. 

Als  Rudolf  nämlich  im  Jahre  1290  Jannar  20  in  Erfurt 
einen  Hoftag  hielt,  erging  von  selten  der  Vorsteher  der  Utrechter 
und  Wetzlarer  Kirchen  sowie  der  Kanoniker  und  Proknratoren 
der  Lfltticher  Kirche  an  ihn  die  Frage,  ob  eine  Stadt  oder 
sonst  ii^end  jemand  im  Reiche  einen  Zoll  einsetzen  dürfte,  wenn 
er  nicht  die  Erlaubnis  des  Königs  dazu  eingeholt  hätte.  Auf 
diese  Frage  wurde  unter  Zustimmung  aller  anwesenden  Fürsten 
und  Grossen  der  Rechtsspruch  erteilt,  dass  gemäss  den  Ver- 
fügungen Kaiser  Friedrichs  11.  und  Rudolfs  eigenen  Erlassen 
zufolge  keiner  ohne  Erlaubnis  des  jeweiligen  Reichsoberhauptes 
einen  Zoll  im  Reiche  erheben  dürfe.^  Der  König  nimmt  bei 
diesem  Rechtsspruch  auf  seine  von  Würzburg  aus  ergangenen 
Anordnungen  Bezug,  mit  welchen  er  ohne  Zweifel  seinen  Land- 
frieden von  1287  meint.  In  diesem  wurden,  wie  bemerkt,  alle 
Zölle  abgestellt,  die  vor  dem  Reiche  nicht  als  rechtmässig  er- 
wiesen werden  konnten;  worin  sich  aber  die  Rechtmässigkeit 
des  Zolles  äussern  sollte,  das  wurde  in  dem  Landfrieden  nicht 
Uar  ausgesprochen.  Zwar  beginnt  der  betreffende  achtzehnte 
Artikel  desselben  mit  den  Worten:  ^Wir  verbieten  euch  bi 
unseren  hulden,  das  nieman  den  andern  geleite  durch  daz  lant 
amme  dekein  gut,  er  en  habe  daz  geleite  von  deme  riche^  und 
fährt  dann  fort:  ^So  gepieten  wir,  daz  nieman  keinen  nuwen 
zoll  noch  geleite  machen  soll.^  Aus  der  engen  Verbindung 
dieser  beiden  Sätze  und  der  Art,  wie  der  zweite  an  den  ersten 
angeknüpft  wird,  kann  man  den  Schluss  ziehen,  dass  das,  was 
Yom  Geleit  gesagt  wird,  auch  vom  Zoll  gelten  soll,  und  dem- 
nach jeder  Zoll  ein  neuer  und  ungerechter  ist,  der  nicht  vom 
König  eingesetzt  oder  gestattet  war.  Dass  dies  wirklich  die 
Anschauung  des  Königs  gewesen  ist,  beweist  seine  ausdrückliche 
Berufung  auf  diesen  Landfrieden  in  dem  Rechtsspruch  von  1290. 


')  Leg.  II,  453  ff:  «niülam  thelonium,  pedaghun  seu  veotigal  in  regno 
Bostro,  nisi  de  nostra  yd  eins,  qui  Bomannm  pro  tempere  regeret  imperiiim, 
prodiret  licentia  et  consensn,  esset  exigendum  —  potissime  com  dive  memorie 
qnondam  Fridericus  Imperator  in  statntis  suis  saper  pace  plenius  —  statuisset 
—  et  nos  Bimihter  in  nostris  super  paee  statntis  in  curia  Herbipolensi 
gtatoissemos  aperte,  quod  sine  nostro  consensn  et  licentia  Tel  eins  qui  imperio 
tone  praeesset,  nnUum  foret  theloninm  —  ezigendnm.*? 
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Wir  besitzen  somit  in  dieser  Urkunde  einen  unzweideutigen 
Beweis  daffir,  dass  das  alte  Obei-zoUrecht  des  Königs  noch  in 
Kraft  war,  wonach  im  letzten  Grade  jeder  ZoU  als  vom  König 
ausgehend  angesehen  wurde.  ^) 

Dafür,  dass  dies  die  offlzieUe  Bechtsanschauung  war,  liegt 
uns  noch  ein  weiteres  urkundliches  Zeugnis  vor.  Am  25.  Sep- 
tember 1276  stellt  Herzog  Ludwig  II.  von  Baiem  seinerseits  in 
seinem  Landesgebiete  alle  neuen  und  ungerechten  Zölle  ab  und 
verspricht,  dass  keiner  seiner  Nachkommen  wieder  auf  dieselben 
zurftckgreifen  solle.  Als  neu  und  ungerecht  bezeichnet  er  alle 
ZöUe,  welche  er  nicht  vom  Reich  erhalten  habe.^  Eine  still- 
schweigende Anerkennung  dieses  Rechtszustandes  haben  wir 
auch  wohl  darin  zu  erblicken,  wenn  derselbe  Herzog  und  die 
Stadt  Augsburg  in  dem  von  ihnen  1292  Februar  9  errichteten 
Landfrieden  erkläi*en,  alle  Zölle  ablassen  zu  wollen,  welche  seit 
Rudolfs  I.  Tode  zu  ihrem  gegenseitigen  Schaden  und  unrecht- 
mässiger Weise  von  ihnen  erhoben  worden  seien.*)  Ich  glaube 
wenigstens  mit  der  Annahme  nicht  fehl  zu  gehen,  dass  mit  den 
neu  aufgerichteten,  damals  aber  beseitigten  ZöUen  solche  gemeint 
sind,  welche  ohne  königliche  Ermächtigung  erhoben  worden 
waren.  Mit  Rudolfs  I.  Tode  rissen  wiederum  ungeordnete  Zu- 
stände im  Reiche  ein,  welche  zu  Ungesetzlichkeiten  aller  Art 
f&hrten.  Es  liegt  darin  ein  indirekter  Beweis  dafür,  dass  Rudolf 
es  verstanden  hatte,  während  seiner  Regierung  den  Frieden  zu 
sichern  und  den  Zollungerechtigkeiten  eine  Schranke  zu  ziehen. 
Als  sein  starker  Arm  erlahmte,  da  traten  diese,  von  ihm 
niedergehalten,  sofort  wieder  hervor. 

DafOr  dass  Rudolf  eifrigst  ffir  die  gewissenhafte  Beobachtung 
seiner  Gesetze  sorgte,  spricht  noch  der  eine  Fall,  in  welchem 


^)  Denn  Rndolf  hebt  alle  Zölle  auf:  „yon  sweme  si  gesezit  sinf*  (1287) 
and  ebenso  aUgemein  äussert  er  sich  1290:  „noUum  thelonenm  —  esse 
exigendnm  — .* 

')  Quellen  u.  Erörterungen  z.  bair.  Gesch.  Bd.  Y  (1857):  Monum. 
Wittelsb.  1.  Abt.  S.  308:  „omnia  noya  et  iniusta  thelonea,  que  ab  imperio  non 
tenemns,  ex  nunc  inantea  pure  et  simpliciter  remittemus,  et  ne  ab  aliquibos 
nostris  heredibus  tollantur— ,  firmiter  inhibemus.**  Der Belativsatigiebt  offen- 
bar die  Erläuterong  zu  dem  yoranstehendeb  „noTa  et  iniusta".  Diese  Urkunde 
ist  um  so  bedeutungSYoller,  als  in  ihr  ein  Landesherr  das  Bekenntnis  ablegt, 
dass  auch  für  seine  Zölle  der  Wille  des  Königs  die  RechtsqueUe  ist 

*)  ebd.  S.  464.  Tgl.  S.  471.  Böhm. -Wille  a.  a.  0.  1269.  1260. 
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er  die  Ungeliorsamen  mit  unerbittlicher  Strenge  zur  Rechenschaft 
gezogen  hat. 

Es  berichtet  nns  nämlich  Johannes  Y ictoriensis/)  freilich 
fälschlicher  Weise  zum  Jahre  1279,  statt  zum  Jahre  1281,  dass 
Kadolf  auf  einer  nach  Nürnberg  berufenen  Kurie  die  Mitteilung 
geworden  sei,  dass  sein  Oheim  und  zwei  andere  Grosse,  Egenus 
von  Freiburg  und  Eberhard  von  Württemberg,  den  von  ihm  ver- 
kündeten Frieden  verletzt  hätten.  Nachdem  er  die  beiden  ersten 
durch  Zerstörung  ihrer  Burgen  und  durch  Konfiskation  ihrer 
Güter  bestraft  hätte,  habe  er  sie  auf  Bitten  ihrer  Freunde  wieder 
zn  Gnaden  angenommen;  dem  Dritten  habe  er  als  Strafe  seine 
beiden  Burgen  Stuttgart  und  Nürtingen  fortgenommen.  Mit  der 
vom  König  verkündigten  und  von  den  Drei  verletzten  „pax^  ist 
jedenfalls  der  am  25.  Juli  1281  in  Franken  verkündigte  Land- 
fiiede  gemeint;  wir  sehen  an  diesem  Beispiel,  wie  schwere  Strafen 
Rudolf  über  die  Verletzungen  seiner  Gesetze  zu  verhängen  ent- 
schlossen war. 

Als  Budolf  1281  Dezember  13  in  Mainz  einen  Landfrieden 
für  die  Rheinlande  hatte  beschwören  lassen,  ist  es  seine  nächste 
Sorge,  vor  allem  diejenigen  Fürsten,  welche  sich  geweigert 
hatten,  denselben  anzuerkennen,  dazu  zu  zwingen,  so  namentlich 
den  Erzbischof  von  Köln;  ihm  gegenüber  schreckt  er  sogar  vor 
Anwendung  der  Waffengewalt  nicht  zurück.*)    Als  es  dann  1282 


1)  Bei  £5hm.  fönt.  I,  314.  Es  heisst  in  nnserer  QueUe,  Kndolf  habe 
die  beiden  zuerst  genannten  Missethäter  »castroram  remm  sablatione**  be- 
straft Diese  Worte  können  nicht  so  zu  yerstehen  sein,  dass  castromm  ab- 
hinge  von  remm,  nnd  sie  bedeuten  sollten:  Durch  Einziehung  der  Güter 
ihrer  Burgen,  sondern  castrorum  wird  als  dem  remm  nebengeordnet  zu  fassen 
sein:  Die  Strafe  bestand  in  der  Wegnahme  der  Burgen  und  der  Güter.  Zu 
dieser  Auffassung  führt  der  Umstand,  dass  die  den  beiden  zuerkannte  Strafe 
Tom  Schriftsteller  als  besonders  hart  hingestellt  wird  —  er  bezeichnet  jene 
als  ^.acenrime  castigatos*  — ,  sodass  der  König  nur  schwer  sich  dazu  yerstand, 
sie  wieder  in  Ghnaden  aufzunehmen  („eos  ad  gratiam  vix  recepit*^).  Im 
Gegensatz  zu  ihnen  traf  den  Dritten  eine  mildere  Strafe,  nämlich  nur  die 
Eroberung  und  teilweise  Zerstörung  seiner  Schlösser  („alium  —  expugnatione 
duornm  castrorum  et  dissipatione  murorum*).  Ich  möchte  daher  yorschlagen, 
an  der  ersten  SteUe  zu  lesen:  »castrorum  et  remm  sublatione.** 

*)  T.  d.  Ropp  a.  a.  O.  181  ff.  Lorenz  a.  a.  0.  II,  860.  Ann. 
Aldersbacenses  SS.  XYII,  586. 
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Juli  26  ZB  einem  freilich  nur  YorQbergehenden  Vergleich  zwischen 
dem  KOnig  nnd  dem  Erzbischof  kam,  war  die  erste  Forderung 
Rudolfs  an  ihn,  dass  er  die  unrechtmassiger  Weise  bei  Andernach 
und  Bonn  erhobenen  Zölle  aufgab  und  gelobte,  sie  nicht  wieder 
einziehen  zu  wollen.  Fär  die  von  ihm  bisher  durch  jene  unge- 
setzlichen Erhebungen  zugefügten  Schädigungen  wurde  er  zu 
einem  Ersatz  verurteilt,  welchen  der  Bischof  von  Basel  mit  den 
anderen  zu  dem  Zwecke  ernannten  Schiedsrichtern  bestimmen 
sollten;  auf  der  anderen  Seite  leistete  der  König  dem  Erzbischof 
für  alle  seit  alter  Zeit  bestehenden  Zölle  der  Kölner  Kirche 
volle  Gewähr.^)  Von  dem  Ersatz  für  die  ungerechten  Zölle 
wurde  der  Kölner  durch  die  Entscheidung  des  Baseler  Bischofs 
und  des  Grafen  Eberhard  von  Katzenellenbogen  freigesprochen, 
und  der  Vergleich  vom  25.  Juli  hatte,  wie  bemerkt,  keinen  langen 
Bestand.  So  sehen  wir  im  August  1282  den  König  mit  dem 
Erzbischof  wieder  in  Fehde  begriffen.^)  Diese  endete  schliesslich 
nach  Unterwerfung  des  letzteren  damit,  dass  auf  dem  Reichstage 
zu  Boppard  am  25.  September  dieser  nebst  den  anderen  Fürsten, 
welche  sich  dem  Mainzer  Landfrieden  bisher  entzogen  hatten, 
denselben  beschwören  musste.  Somit  war  dann  der  Landfriede 
zu  allgemeiner  Anerkennung  gebracht.*) 

Wir  erkennen  an  diesen  Beispielen  deutlich,  dass  Rudolf 
nach  allen  Seiten  bemüht  war,  duich  ein  kräftiges  Auftreten 
seine  Gesetze  wirklich  zur  Geltung  zu  bringen  und  geordnete 
Zustände  im  Reiche  herzustellen.  Er  war  dabei  vielfach  auf 
die  Unterstützung  durch  seine  Fürsten  angewiesen,  welche  er 
durch  manches  ihnen  bewiesene  Entgegenkommen  zu  gewinnen 
wusste.  So  führte,  nach  unserer  Vermutung  wenigstens,  1277 
der  Pfalzgraf  Ludwig  für  den  König  das  Friedenswerk  am 
Rhein  durch;  vor  allem  aber  war  es  der  Erzbischof  von  Mainz, 
welcher  trotz  mehrfacher  Differenzen  mit  dem  König  schliesslich 
doch  sich  mit  ihm  aussöhnte  und  darüber  wachte,  dass  die  Ge- 
setze Rudolfs  beobachtet  wurden.    Er  scheute  dabei  keine  Mühe 


>)  Ennen-Eckert£  a.  a.  0.  UI,  190. 
*)  Böhm.  Reg.  Rud.  692a^694.    Lorenz  a.  a.  O. 
")  Von  dem  Bopparder  Tage  erfahren  wir  aus  einer  Urkunde  Tom  27. 
Septemher  Leg.  II,  440. 
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und  keine  Kosten;  diese  wurden  ihm  nachher  Yom  König  ersetzt.^) 
Werners  Bemühung-  wird  namentlich  auch  die  Aussöhnung  des 
Königs  mit  Siegfried  von  Köln  verdankt.^) 

Ueberblicken  wir  zum  Schluss  die  Kegierung  Kudolfs  I.,  so 
sehen  wir,  dass  auch  zu  seiner  Zeit  noch  der  König  die  Bechts- 
quelle  ftr  die  Zölle  im  Beiche  gewesen  ist,  und  dass  dasselbe 
auch  für  die  Beichszollgesetze  gilt,  die  nur  von  ihm  ausgehen 
können.  Freilich  entschied  auch  er  hier,  wie  es  bereits  die 
Hohenstaufen  gethan  hatten,  nur  in  Gemeinschaft  und  nach  dem 
Willen  der  mächtigsten  Landesherren.  An  deren  Zustimmung 
bei  Zollanlage  in  ihren  Gebieten  war  er  ja  nach  den  Privilegien 
von  1220  und  1234  gebunden.  Auch  die  YoUziehung  der  Ge- 
setze legte  er  meist  nicht  in  die  Hand  abhängiger  Beichsbeamten, 
sondern  in  diejenige  selbständiger  Beichsfdrsten.  Aber  der  König 
führte  doch  hierbei  die  Oberaufsicht,  indem  er  nötigenfalls  selbst 
mit  Nachdruck  für  die  Beobachtung  seiner  Gesetze  eintrat  und 
die  Widerspenstigen  sogar  mit  der  blanken  Waffe  zum  Gehorsam 
zwang.  In  der  gesetzlichen  Begelung  des  Zollwesens  machte 
sich  denn  doch  noch  immer  der  königliche  Wille  als  das  ent- 
scheidende Moment  fühlbar;  nach  dieser  Seite  hin  war  dem 
König  eine  bedeutende  Macht  und  massgebender  Einfluss  ge- 
blieben. — 

Die  Begierung  des  Nachfolgers  Budolfs  I.,  Adolfs  von  Nassau, 
ist  für  unsere  Frage  wenig  ergebnisreich.  Denn  dieser  beschränkte 
sich  darauf,  1292  Oktober  2  zu  Köln  den  von  Budolf  1287  März  24 
in  Würzburg  errichteten  Landfrieden  zu  bestätigen  und  auf  zehn 
Jahre  zu  erneuern;^)  ebendenselben  liess  er  dann  noch  einmal 
1293  Februar  24  für  die  schwäbischen  Lande  zu  Esslingen  be- 
schwören.^)   Damit  hielt  Adolf  an  den  von  seinen  Vorgängern 


>)  So  erhält  er  1281  Dezember  17  als  Ersatz  für  die  in  der  Fehde  mit 
dem  Grafen  von  Sponheim  erlittenen  Verluste  1000  Mark  und  für  die  bei 
der  ZerstCning  der  Burg  Rheinberg  gehabten  Kosten  ebensoviel.  Diese 
Sommen  hatten  der  Graf  von  Katzenellenbogen  und  andere  vorgeschossen; 
dieselben  worden  ihnen  durch  einen  neuen,  deshalb  eingesetzten  Zoll  su 
Boppard  yergütet.  Jene  Ausgaben  aber  hatte  der  Erzbischof  «pro  negotio 
sancte  pacis*  gemacht.    Gudenus:  Ck>d.  dipl.  I,  784.    BOhm.  Reg.  644. 

*)  y.  d.  Ropp  a.  a.  O.  u.  Lindner  a.  a.  O.  S.  51. 

^  Leg.  n,  469.    BOhm.  Reg.  Ad.  45. 

*)  Ann.  Sindelf.  SS.  XVn,  307.    Böhm.-a.  a.  O.  101a. 
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aufgestellten  Grandsätzen  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  fest, 
so  vor  allem  an  dem  durch  den  Würzburger  LandfHeden  ein- 
gefOhrten  Norma^ahr  1250.  Im  übrigen  benützte  König  Adolf, 
wie  das  schon  seit  langem  üblich  war,  in  besonders  reichem 
Masse  die  Zölle  dazu,  um  durch  Zollprivilegien  aller  Art  seinen 
Wahlfürsten  Ersatz  für  ihre  Wahlunkosten  zu  bieten,  seinen 
Freunden  und  Anhängern  seinen  Dank  abzustatten  und  ihre  Treue 
sich  zu  erhalten.^ 

Auch  Albrecht  I.  sah  sich  in  den  ersten  Zeiten  seiner  Re- 
gierung gezwungen,  seinen  Wählern  für  ihre  Mühen  und  Un- 
kosten genügende  Entschädigung  zu  bieten.  Deshalb  yerfnhr 
auch  er  zunächst  äussert  freigebig  mit  Zollverleihungen  an  seine 
Wähler,  in  erster  Linie  an  die  drei  geistlichen  rheinischen 
Fürsten.  Als  erster  von  den  Kurfürsten  wurde  in  dieser  Weise 
der  Erzbischof  Wikbold  von  Köln  für  seine  Ausgaben  schadlos 
gehalten;  ihm  überlässt  der  König  1298  August  28  für  Lebens- 
zeit die  Burg  Kaiserswert  mit  ZoU  und  Zubehör  und  weist  ihm 
ausserdem  für  seine  Unkosten  bei  der  Königskrönung  acht- 
tausend Mark  an,  welche  eventuell  aus  den  Reichszöllen  zu 
Kaiserswert  oder  Berke  zu  zahlen  sind.')  1298  September  1 
folgte  alsdann  das  Privileg  für  Erzbischof  Gerhard  von  Mainz,*) 
welchem  Albrecht  zunächst  die  ihm  von  Adolf  1292  Juli  1  zu 
teil  gewordene  Verleihung  des  Bopparder  Friedezolles  und  dessen 
Uebertragung  nach  Lahnstein*)  bestätigte.  Sodann  erhält  der 
Erzbischof  als  dauernden  Besitz  seiner  Kirche  zur  Belohnung 
für  seine  Bemühungen  um  die  Ruhe  und  Ordnung  im  Reiche*) 
einen   neuen   ZoU    angewiesen,    welchen   er   im   Betrage    des 


>)  Die  wichtigstea  seiner  Zollprivilegien  sind: 

1292  Juli  5  für  Trier:  Günther  a.  a.  0.  II,  nr.  344. 

1292  Jnli  1  für  Mainz:  Gndenus  a.  a.  O.  I,  861.    Böhm.  Reg.  10. 

1293  Mai  28  für  Köln:  Kindlinger:  Sammlung  12.  Böhm.  Reg.  127. 
*)  Kindlinger  a.  a.  O.  17.     Böhm.  Reg.  Albr.    11.  vgl.  Kücke: 

Albrecht  L  S.  96. 

>)  Gndenufl  a.  a.  0. 1,  901.   Böhm.  a.  a.  0.  33.    Mücke  a.  a.  O.  S.  96. 

«)  Tgl.  Gudenus  a.  a.  0.  I,  861.    Böhm.  Reg.  Ad.  10. 

ft)  _  «attendentes,  qnod  memoratns  archiepiscopus  pro  bono  et  pacifico 
itatu  imperii  ac  honore  rei  pnblicae  magnifice  exposuerit  se  et  sna  et  propter 
hoc  cnpientes  enm  —  condignis  toUere  fayoribiu  — .** 
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Friedezolles  in  Lahnstein^)  oder  in  Bfidesheim  erheben  soll,  je 
nachdem  es  ihm  oder  einem  seiner  Nachfolger  gut  dfinke.*) 

Der  Name  des  hier  mehif  ach  erw&hnten  Bopparder  Friede- 
zoUes  dentet  daranf  hin,  dass  wir  es  hier  mit  einem  Zolle  zu 
thon  haben,  dessen  Ertrag  eigentlich  znr  Deckung  aller  Kosten 
verwendet  werden  sollte,  welche  dnrch  die  AufrechterhaJtung 
des  Landfriedens  verursacht  würden.  Dieser  Friedezoll  ist  mit 
anderen  Worten  nichts  anderes  als  ein  Landfriedenszoll.*) 

Wir  erinnern  nns,  dass  von  selten  eines  Königs  zum  ersten 
Male  von  Sudolf  I.  bei  seinem  Erfurter  Landfrieden  von  1290 
solche  Abgaben  zu  Zwecken  des  Landfriedens  gefordert  worden 
waren/)  Das  Listitut  des  Landfriedenszolles  aber,  welches  in 
der  zweiten  Hfilfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  überhaupt  zum 
ersten  Male  auftauchte,  hatte  zur  Zeit  Rudolfs  seinen  eigent- 
lichen Namen  noch  nicht  gefunden;  unter  diesem  tritt  es  erst 
unter  Adolf  von  Nassau  auf.  Die  1265  beginnende  Entwicklung 
des  neuen  Kechtsinstitutes  hat  demnach  nach  Verlauf  von  un- 
gefähr dreissig  Jahren  ihren  endgültigen  Abschlnss  gefunden. 

Sobald  Albrecht  durch  die  angeführten  und  durch  ander- 
weitige, uns  hier  nicht  interessierende  Verfügungen  seinen  Thron 


')  80  dass,  falls  er  ihn  iu  Lahnstein  einziehen  würde,  an  diesem  Orte 
Ton  ihm  zwei  Zölle  erhoben  werden  wüiden: 

1)  der  alte,  eigentlich  dem  Reiche  gehörige,  Ton  Boppard  hierher 
Teriegte  FriedezoU, 

2)  der  neue,  erst  jetzt  der  Mainzer  Kirche  verliehene. 

*)  Diese  Verlegung  kann  jeder  Zeit  erfolgen,  wann  es  dem  Erzbischof 
beliebt,  auch  wenn  schon  an  einem  der  genannten  Orte  die  Erhebung  be- 
^nnen  haben  sollte. 

•)  Tgl.  Böhm.  Reg.  Ad.  10,  nr.  9  u.  oben  S.  73  u.  86  f. 

^)  Es  wäre  nicht  undenkbar,  dass  Rudolf  im  Zusammenhang  mit  den 
damaligen  Verordnungen  bestimmte,  dass  ausser  der  nur  aussergewöhnlicher 
Weise  und  nur  dieses  eine  Mal  geforderten  Steuer,  von  der  wir  aus  der 
Urkunde  für  das  Kloster  Walkenried  erfahren,  der  Ertrag  des  dem  Reiche 
gehörigen  Bopparder  Zolles  ein  für  alle  Male  zu  Landfriedenszwecken  rer- 
wendet  werden  soUte.  Zu  dieser  Erwägung  führt  der  Umstand,  dass  Adolf 
von  Nassau  am  1.  Juli  1292  von  dem  betreffenden  Zolle  als  einem  Land- 
friedenszoUe  spricht,  noch  bevor  er  den  Landfrieden  Rudolfs  bestätigt  hatte; 
bei  dieser  Gelegenheit  frühestens  hätte  eine  Festsetzung  des  Bopparder  ZoUes 
Us  LandfriedenszoU  durch  ihn  erfolgen  können.  Hat  nun  wirklich  noch 
'SnkAi  jenen  Zoll  der  erwähnten  Verwendung  überwiesen,  so  giebt  ihm  doch 
erst  Adolf  die  rechte  Bezeichnung. 

Wetiel,  Dm  loIlrMht  d«r  denliehMi  Koiüir«.  7 
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einigermaasen  sicher  gestdlt  hatte,  zeigte  er  sofort,  dass  er  ge- 
sonnen sei,  geordnete  nnd  friedliche  Zustände  in  das  Reich 
zarackznfOhren.  Zu  diesem  Zwecke  erneuerte  er  ohne  jede 
Aenderung  am  16.  November  1298  in  NQmberg  den  Landfrieden 
Rudolfs  I.  vom  Jahre  1287.^)  Wenn  aber  Albrecht  gehofft 
hatte,  durch  diesen  Frieden  den  ZoUbedrfickungen  im  Reiche  ein 
Ende  gemacht  zu  haben,  so  sah  er  sich  sehr  bald  in  dieser  Er- 
wartung getäuscht;  denn  jene  nahmen  eher  zu  als  ab. 

Einen  klaren  Einblick  in  die  Zustände,  wie  sie  vor  und 
nach  1298  im  Zollwesen  geherrscht  haben  müssen,  sowie  die 
Erkenntnis,  von  wem  die  Zollungerechtigkeiten  in  erster  Linie 
ausgegangen  sind,  gewährt  uns  eine  Elageschrift,  welche  von 
den  Kölner  Bürgern  kurz  vor  Ausbruch  des  Krieges  Albrechts 
mit  den  Fürsten  des  Reiches  an  den  Papst  geschickt  wurde.') 
Li  dieser  beschweren  sich  die  Kölner  über  die  neuen  und  un- 
gerechten ZöUe,  welche  die  Erzbischöfe  am  Rhein  und  vor  allem 
ihr  eigener  zu  erheben  sich  unterfangen  hätten,  und  angesichts 
deren  der  König  sich  veranlasst  gesehen  habe,  auf  einem  Reichs- 
tage zu  Nürnberg  dieselben  um  Abstellung  ihrer  Ungesetzlich- 
keiten dringend  zu  ei*suchen.  Mit  diesem  Nürnberger  Tage  ist 
offenbar  der  von  1298  gemeint;')  wir  erkennen  hieraus,  dass  die 
Veranlassung  desselben  wahi^scheinlich  auch  in  den  durch  die 
rheinischen  Erzbischöfe  verübten  Zollungerechtigkeiten  lag.  Die 
Fürsten  hatten  damals  auch  wirklich  eidlich  gelobt,  dem  könig- 
lichen Gebot  gemäss  zu  bandeln  und  von  allen  ihren  seit 
Friedrichs  II.  Tode  erhobenen  ungerechten  ZöUen  abzustehen. 
Diese  eidlich  abgegebene  Versicherung  aber  hatten  die  Fürsten 
nicht  gehalten,  sondern  sie  waren  in  ihren  Ungerechtigkeiten 
fortgefahren;  durch  ihr  Beispiel  hatten  sie  auch  die  anderen 
Fürsten  geistlichen  und  weltlichen  Standes  zu  ähnlichen  Oewalt- 


>)  Leg.  II,  481  Tgl.  EUenhard  SS.  XVII,  140.  Ann.  Colin,  ebd.  224. 
Chron.  Ck>lm.  ebd.  267.  Am  23.  Januar  1299  nnd  am  t9.  Januar  1300  fordert 
Albrecht  mehrere  Grossen  auf,  die  Lübecker  ZoUprivilegien  su  achten  und 
sich  aller  Belästigung  der  Lübecker  durch  «exactionibus  inoonsuetis  et 
theloneis  iniustis*'  2u  enthalten  (XJrkbuch.  der  Stadt  Lübeck  Bd.  I,  622  n. 
651).  Ueber  die  Aufrichtung  des  Landfriedens  Tgl.  Lindner  a.  a.  O.  129 
u.  bes.  130. 

•)  Archiv  f.  österr.  aeschquellen.  Bd.  II,  294  f. 

>)  ygl.  Böhm.  Reg.  B^hss.  436. 
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thfttigkeiten  verlockt.  Der  König  mnsste  daher  strafend  gegen 
die  Friedensstörer  vorgehen.^) 

Genau  in  dieselben  Verhältnisse  führt  ans  ein  Be- 
schwerdeschreiben des  Grafen  Theoderich  von  Kleve  an  den 
Papst  ein.*)  Aach  hier  hören  wir  dieselben  Klagen  aber  ZoU- 
bedrDckongen  aller  Art  seitens  der  drei  rheinischen  Erzbischöfe 
allen  Bemfihungen  des  Königs  zum  Trotze,  sie  zar  Beobachtung 
des  von  ihm  errichteten  Landfriedens  zu  bewegen,  hätten  sie 
bei  ihren  Ungesetzlichkeiten  verharrt  und  durch  ihr  Beispiel  auch 
andere  zu  gleichen  Vergebungen  verleitet.  In  dieser  gräf- 
lichen Klageschrift  wird  Oberhaupt  das  Gebahren  der  grossen 
Ffirsten  einer  äusserst  strengen  Verurteilung  unterzogen;  diese 
säen  gewohnt,  sich  von  den  gewählten  Königen  die  zu  ihren 
Gunsten  abgegebenen  Stimmen  aufs  reichlichste  bezahlen  zu  lassen 
zum  Schaden  des  ganzen  Reiches  und  der  königlichen  Macht.') 
Eine  in  der  That  nur  zu  gerechtfertigte  Klage;  denn  die  Be- 
gehrlichkeit der  Ffirsten  kannte  keine  Grenzen.  Sie  fühlten  sich 
als  die  Herren  im  Beiche^  für  die  es  königliche  Gebote  gar  nicht 
mehr  gab! 

Die  völlig  ergebnislosen  Versuche,  die  widerhaarigen  Ffirsten 
zur  Anerkennung  seines  Nürnberger  Landfriedens  zunächst  auf 
dem  Wege  gütlicher  Verhandlung  zu  bringen,  Hessen  auf  eine 
für  das  Reich  erspriessliche  Lösung  dieses  Streitfalles  durch  den 
König  nicht  gerade  hoffen.    Da  man  von  dieser  Seite   allein 


')  ,idem  dominna  rex  non  Valens  —  depredationes  dictonun  archiepis- 
coporom  dlutius  tollerare,  pro  pace  et  tranquillitate  totios  regni  et  pro  de- 
slitatione  novomm  pedagionun  cogitar  nrgente  necessitate  animadvertere  in 
eosdem."  Mit  diesen  Worten  spielt  wohl  das  Schreiben  anf  die  ürkande 
Albrechts  Yom  7.  Mai  1301  an,  in  welcher  dieser  den  Fürsten  den  Krieg  er- 
klärt, um  sie  so  zur  Rechenschaft  zu  ziehen.  Danach  wäre  also  das  datum- 
lose  Schreiben  der  Kölner  nach  dem  7.  Mai  anzusetzen  vgl.  Böhm.  Reg. 
Rchss.  435. 

*)  Archiy  f.  österr.  Geschqu.  II,  290  f.    Böhm.  a.  a.  0.  434. 

')  „Freterea  —  aohelai^tes  magis  prirate  utilitati  quam  communi  et 
affectantes  praeesse  potius  quam  prodesse  electos  reges  per  importunitates, 
ciieioiTentiones  et  difftcoltates  in  exbibendis  dicto  regi  ab  eisdem  theolonia 
noTE  in  detrimentum  totius  populi  sibi  concedi  exegunt  et  bona  imperii  ipsis 
attnhunt  et  iam  tam  iidem  quam  antecessores  eorum  usurpayerunt  tanta, 
quod  reges  Romanorum  propter  impotentiam  et  necessariorum  defectum  non 
poismit  prob  dolor  iuxta  maiestatis  sue  debitum  —  regnare  utiliter." 
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keinen  nachhaltigen  Schutz  erwarten  zn  können  meinte,  wandten 
sich  sowohl  die  Kölner  wie  der  Graf  von  Eleve  an  den  Papst 
mit  der  Bitte,  dass  er  hierbei  dem  Könige  zn  Hilfe  kommen 
möchte;  er  sollte  seinerseits  den  Erzbischöfen  die  Fortsetzung 
ihrer  Ungesetzlichkeiten  nntersagen.    Freilich  ahnten  sie  nicht, 
dass  dieser  mit  den  Aufständischen  unter  einer  Decke  steckte 
und  nichts  weniger  als  gewillt  war,  zu  Gunsten  des  ihm  nicht 
genehmen  Königs  sich  bei  jenen  zu  verwenden.    Dass  anderer- 
seits der  König  am  letzten  Ende  doch  noch  Kraft  und  Macht 
genug  besitzen  würde,  seiner  und  des  Reiches  Sache  zum  Siege 
zu  verhelfen,  konnten  jene  Bittsteller  nach  den  Anfingen  der 
Begierung  Albrechts  kaum  erwarten.    Bevor  jedoch  dieser  mit 
offener  Gewalt  und  der  Schärfe  des  Schwertes  gegen  die  unbot- 
massigen  Ffirsten  vorging,  suchte  er  sich  selbst  Bundesgenossen 
ffir  den  bevorstehenden  grossen  Kampf  mit  jenen  zu  gewinnen. 
So  bestätigte  er  zunächst  1301  Februar  6  der  Stadt  Köln, 
welche  wohl  ganz  vornehmlich  unter  dem  Treiben  ihres  Erz- 
bischofs zu  leiden  hatte,  ihre  Zollfreiheiten.    Er  erlaubt  den 
Bürgern,  falls  jemand  von  ihnen  irgendwo  entgegen  ihren  Privi- 
legien durch  Zölle  oder  derartige  Abgaben  belästigt  werden  würde, 
mit  Gewalt  sich  zur  Wehre  zu  setzen.    Besonders  verordnet  er 
ihre  Zollfreiheit  in  Lahnstein,  Koblenz,  Andernach,  Bonn,  Neuss 
und  Berke.    Sollte  trotzdem  an  einem  dieser  Orte  oder  sonst 
wo  in  Zukunft  ein  Zoll  von  ihnen  erpresst  werden,  so  sollten 
sie  sich  an  den  Personen  und  Sachen  der  Zollerheber  schadlos 
halten  dürfen.    Schliesslich  verspricht  der  König  ihnen  eventuell 
selbst  mit  Bat  und  That  auf  ihre  Seite  treten  zu  wollen.     Es 
wird  hiermit  eine  Art  von  Schutz-  und  Trutzbündnis  zwischen 
dem  König  und  der  Stadt  abgeschlossen,  das  vornehmlich  gegen 
den  Erzbischof  von  Köln  gerichtet  war.*)    Es  dürfte  auffallen, 
dass  unter  den  Orten,  an  welchen  den  Kölnern  volle  Zollfreiheit 
gewährt  wird,  sich  auch  Lahnstein  findet,  wo  kraft  der  Verord- 
nung Albrechts  vom  1.  September  1298  der  bisher  in  Boppard 
erhobene  und  damals  dem   Erzbischof  von  Mainz  übertragene 
Friedezoll  eingezogen  werden  sollte.    Dass  die  Kölner  von  der 
Entrichtung  dieses  entbunden  werden,  braucht  aber  nicht  Wunder 
zu  nehmen.    Denn  wenn  auch  ursprünglich,  worauf  der  Name 


>)  Lacombl.  a.  a.  O.  III,  2.    Böhm.  Regf.  AIbr.'320. 
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hindeatet,  der  Ertrag  des  Friedezolles  den  Zwecken  des  Land- 
Medens  dienen  sollte:  mit  dem  Augenblick,  wo  er  dem  Erz- 
bischof von  Mainz  Übertragen  wurde,  ward  er  seiner  eigentlichen 
Bestimmung  und  somit  dem  Nutzen  des  Reiches  entzogen.  Fortan 
war  er  einer  der  vielen  in  die  Hände  der  Fflrsten  geratenen 
and  von  diesen  für  ihre  privaten  Zwecke  benutzten  Zölle.  Wenn 
also  Albrecht  den  Kölnern  1301  Freiheit  auch  von  dieser  Ab- 
gabe gewährleistete,  so  lag  unter  diesen  Umständen  keine 
Schädigung  des  Beiches  mehr  vor,  sondern  vielmehr  eine  solche 
des  Mainzer  Erzbischofs;  und  das  war  gerade  die  Absicht  des 
Königs.  Durch  das  weitgeh^de  Privileg  fOr  die  Stadt  Köln 
wurden  mithin  gleichzeitig  der  Erzbischof  von  Köln  und  der  von 
Mainz  schwer  betroffen. 

Noch  etwas  aber  scheint  in  demselben  besonderer  Beachtung 
wert.  Der  König  verspricht  den  Kölnern,  gegebenen  Falls  selbst 
die  Hand  zu  ihrem  Schutze  zu  erheben,  wenn  nämlich  doch 
jemand  es  wagen  sollte,  eine  Zollleistung  von  ihnen  zu  verlangen. 
Nur  dem  König  gegenftber  sollen  dem  Privileg  selbst  zufolge 
dessen  Bestimmungen  nicht  in  Kraft  treten,  ihm  bleibt  viel- 
mehr das  Recht,  auch  von  den  mit  so  reichlicher  Zollbefreiung 
ausgestatteten  Kölnern  neue  Zölle  einzufordern.  Mit  den  Worten 
nämlich  „nostro  et  imperii  in  omnibus  iure  salvo'^  giebt  Albrecht 
za  verstehen,  dass  er  durch  sein  Privileg  dem  ihm  zustehenden 
Zollrecht  in  keiner  Weise  Abbruch  thun  will,  sondern  dass  er 
sich  und  dem  Reiche  dasselbe  vorbehält.  Er  greift  auf  den  alten 
Grundsatz  zurück,  dass  nur  das  Reichsoberhaupt  das  Recht  hat, 
Zölle  im  Reiche  anzulegen,  und  dass  somit  jeder  Zoll,  der  nicht 
von  ihm  ausgegangen  ist,  keinen  Anspruch  auf  Rechtmässigkeit 
erheben  darf.  Wo  die  Einsetzung  durch  den  König  fehlt,  liegt 
eine  Verletzung  seines  Oberzollrechtes  vor,  wenn  ein  Zoll  den- 
noch erhoben  wird;  darum  bezeichnet  Albrecht  auch  alle  neuen 
Zölle  als  ,,in  praeiudicium  nostrum  et  imperii^  aufgerichtet.^) 
Infolge  seines  Oberzollrechtes  fühlt  sich  Albrecht  befugt,  nicht 
nur  alle  diese  neuen  Zölle  aufzuheben,   sondern  er  befreit  die 


0  »quodd  in  predietoram  locomm  aliqno  ant  locis  aliis  qmboacunqne, 
in  qnibos  nora  tbelonea  ünpostenun  in  nostrom  et  imperii  praeiadidaai  in- 
■titnta  foflrint,  aUgnod  theLoneum  ezaetam  ftoit  ~,  yolumns  — .** 
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Kölner  auch  von  Abgaben,  deren  Eintreibung  er  selbst  einst 
gestattet  hatte. 

Was  nun  die  Misshelligkeiten  selbst  zwischen  den  F&rsten 
und  dem  König  betrifft,  so  ist  es  nicht  unsere  Aufgabe,  ihre 
Ursachen  und  ihren  weiteren  Verlauf  im  einzelnen  genauer  zu 
verfolgen.^)  Nach  vielen  vergeblichen  Massnahmen*)  griff  Albrecht 
schliesslich  zu  dem  letzten  Mittel,  ihnen  ein  Ende  zu  machen, 
nämlich  zu  demjenigen  der  offenen  Gewalt:  am  7.  Mai  1301  Hess 
er  den  aufständischen  Fürsten  eine  förmliche  Kriegserklärung 
zugehen.  In  der  Urkunde,  welche  diese  enthält,*)  wendet  er 
sich  an  die  Bürgermeister,  Schultheissen,  Schöffen,  Batmannen 
und  Bürger  von  Köln,  Mainz,  Trier,  Worms,  l^eier,  Strassburg, 
Basel,  Konstanz,  sodann  aber  überhaupt  an  das  städtische  Ele- 
ment^) im  Reich,  in  welchem  er  mit  sicherem  Blick  einen  treuen 
Bundesgenossen  gegen  die  widersetzlichen  Fürsten  erblickte. 

Mit  starken  Ausdrücken  bezichtigt  Albrecht  die  Untreuen, 
dass  sie  sich  ihnen  abgesprochene  Bechte  in  betrügerischer  Weise 
angemasst  hätten.*)  Die  Worte  „exquisitis  fraudibus^  beziehen 
sich  vor  allem  auf  das  Folgende:  „antiqua  pedagia,  thelonea  sive 
exacciones  ab  antiquis  temporibus  constituta  non  modicum  augmen- 
tantes'^  und  auf  die  „thelonea  de  novo  imposita.^  Der  Betrug 
wird  in  einigen  Fällen  vielleicht  in  gefälschten  Urkunden,  welche 


0  Hierfür  ist  zu  verweiBon  auf:  Haber:  Geich.  des  Hanaes  Oettair. 
Bd.  IL  66  ff.  Schliephake:  Gesch.  y.  Nassan  Bd.  lY,  75  ff.  Kopp  a.  a.  0. 
ni.  2.  68  ff.    Mücke  a.  a.  O.  110  ff.   Lindner  a.  a.  0.  S.  138—145. 

*)  Hier  sei  noch  nachgeholt,  dass  der  König  im  Bande  mit  den  Bischöfen 
von  Strassburg  und  Basel  für  diese  Rheingegenden  einen  Landfrieden  auf- 
richtete, dessen  hauptsächlichste  Bestimmung  wieder  die  Anfhebong  aller 
neuen  Zölle  war  (Leg.  11,  475.  Kopp  a.  a.  0.  88  f.).  Auch  dieser  Bund 
sollte  wohl  dem  König  Bundesgenossen  für  den  beyorstehenden  Kampf  ge- 
winnen. 

•)  Leg.  n,  474.    Böhm.  Reg.  339. 

*)  Nach  Aufzählung  der  namentlich  erwähnten  Städte  fährt  die  Urkunde 
fort:  ,ac  universis  ciyibus  ac  fidelibus  presencium  inspectoribus  per  Romanum 
Imperium  constitutiB''.  Mit  Recht  erzählt  uns  daher  der  Monachus  Fürsten- 
feldensis  ap.  Böhm.  fönt.  I,  25:  »Mox  omnibns  offtcialibus,  ministris,  nobiübus 
et  civitatibus  praecepit  (seil,  rex)  nniyersis.  ut  se  praeparent  —  contra 
bestes  — .* 

*)  „Avaricie  cedtas  et  dampnande  ambicionis  improbitas  aliquorum 
animos  occupantes  eos  in  illam  temeritatem  impeUunt»  ut  que  sibi  a  iure 
interdicta  noTerint,  exquisitis  firaudibus  «surpare  conentur.* 
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sie  vorlegten,  um  sich  auf  sie  zu  berafen,  oder  in  der  Behaup- 
tong  bestanden  haben,  solche  ürknnden  zn  besitzen,  was  nicht 
der  Fall  war;  sonst  smd  eben  nur  allerhand,  ffir  uns  nicht  weiter 
erkennbare  Manipulationen  gemeint,  welche  die  Erhöhung  oder 
die  Neuheit  der  Zölle  verdecken  sollten.  Solche  Beträgereien 
nun  werden  nicht  nur  den  rheinischen  Erzbischöfen,  sondern 
überhaupt  vielen  Fürsten  vorgeworfen.^)  Ihnen  allen  wird  zweier- 
lei zur  Last  gelegt:  einmal  ungesetzliche  Erhöhung  alter  Zoll- 
betrSge,  sodann  widerrechtliche  Einsetzung  von  neuen  Zöllen.*) 
Wenn  Albrecht  erklärt,  er  halte  es  für  seine  Pflicht,  Frieden 
und  Ordnung  im  Reiche  wiederherzustellen,  und  er  sei  deshalb 
gesonnen,  aufs  entschiedenste  dem  Treiben  der  Fürsten  entgegen- 
zutreten, so  deuten  die  starken  Ausdrücke,  mit  welchen  er  das 
Gebahren  der  letzteren  bezeichnet,')  darauf  hin,   dass  er  im 


')  «NonnnUi  siqnidem  et  precipne  Tenerabiles  Colon.,  Mogant.  et  Trerer. 
archiepiscopi,  priucipes,  daces,  comites,  barones,  nobiles  Romani  imperiL** 

*)  In  der  Urkunde  heisst  es:  ^illa  et  alia  eciam,  a  yobis  et  Bubiectis 
nobis  et  imperio  de  novo  imposita^.  Von  diesen  Worten  besäehen  sich  de 
novo  imposita  auf  alia,  su  denen  sie  unmittelbar  gehören.  Alia  de  novo 
imposita  (sdL  telonea)  bilden  den  Gegensats  zu  den  yorbergenannten  illa 
(seil,  antiqua  telonea  augmentata).  Zwischen  alia  und  de  novo  imposita 
stehen  nun  die  Worte:  a  Tobis  et  subiectis  nobis  et  imperio.  Sie  geben  so 
keinen  8um.  Sie  würden  nur  su  Ausdrücken  wie  am  Ende  des  Satses  passen: 
eiigere  et  extorquere.  Wenn  sie  aber  yon  diesen  Verben  abhängen  soUten, 
wttrde  ihre  SteUung  eine  falsche  oder  doch  sehr  störende  sein.  Diese  weist 
yielmehr  darauf  hin,  dass  sie  zu  imposita  gehören  soUen.  Es  bleibt  daher, 
mn  einen  Sinn  in  den  Satz  hineinzubringen,  nichts  Übrig,  als  durch  Streichung 
des  Wörtchens  a  yor  yobis  eine  kleine  Aendemng  mit  ihnen  yorzunehmen. 
Der  Schreiber  hatte  offenbar  nicht  erkannt,  dass  yobis  et  subiectiB  yon  im- 
petita  abh&ngen  und  nobis  et  imperio  zu  subiectis  gehörige  Datiye  sind.  Er 
glaubte  hier  bessern  zu  müssen,  und  da  war  die  Einschiebung  yon  a  sehr 
nahe  liegend,  zumal  wenn  er  das  folgende  ezigere  im  Sinne  hatte.  Ich 
möchte  also  yorschlagen  zu  lesen:  «illa  et  alia  eciam  yobis  et  subiectis  nobis 
et  imperio  de  noya  imposita**.  Falke  a.  a.  0.  S.  41  hat  augenscheinlich  die 
Stelle  gänzlich  missyerstanden.  Er  sagt:  „Die  Kurfürsten  haben  —  uns  und 
den  Unterthanen  des  Reiches  gegen  aUes  Recht  neue  Zölle  aufgelegt**,  als 
wenn  es  hiesse  „nobis  et  subiectis**,  während  doch  dasteht  yobis  et  subiectis, 
also  den  »Städten  und  überhaupt  unseren  Unterthanen**.  Auch  ist  nicht 
einzusehen,  was  „uns**  heissen  soU.  Dem  Könige  konnten  doch  die  Fürsten 
kerne  Zölle  auferlegen. 

*)  ,—  noctes  ducimus  insompnes,  ut  —  ad  presens  malidis,  indignado- 
mbos  et  predacionibns  aiohiepisooporum  predietomm  et  cuiuscumque  alterius 
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äossersten  gegen  sie  erbost  war  und  von  keiner  Schonung  nnd 
Nachsicht  ihnen  gegenfiber  mehr  etwas  wissen  wollte.  Eine 
friedliche  Yergleichung  zwischen  König  nnd  Fürsten  war  nicb£ 
mehr  möglich. 

Bezfiglich  der  geforderten  Zollaufhebung  richtet  sich  der 
König  in  erster  Linie  gegen  die  drei  rheinischen  Erzbischöfe, 
sodann  aber  gegen  alle  Fürsten  überhaupt;^)  und  wenn  er  auch 
unter  den  von  ihm  beseitigten  Zöllen  ausdrQcklich  nur  die  am 
Rhein  bisher  eingezogenen  erwähnt,  so  kassiert  er  thatsächlich 
doch  alle  Zölle  im  Beich^)  mit  Ausnahme  deijenigen,  welche 
bis  zum  Tode  Friedrichs  II.  eingeführt  worden  waren.  Es  wird 
also  von  Albrecht  als  Endtermin  für  die  gesetzlichen  Zölle  das 
Todesjahr  Friedrichs  II.  1250  festgesetzt  oder  vielmehr  bei- 
behalten, da  dasselbe  bereits  von  Rudolf  L  1287  in  Wfirzbnrg 
als  Normaljahr  aufgestellt  war.')  Alle  Zölle,  welche  seitdem 
eingesetzt  worden  waren,  auch  die  vom  König  selbst  kommenden 
also  sollten  abgethan  und  von  niemandem  mehr  eingetrieben 
werden.  Während  früher  bei  allen  Zollbeseitigungen  doch  immer 
noch  diejenigen  in  Geltung  bleiben  sollten,  welche  als  zu  Recht 
bestehend  d.  h.  als  von  König  und  Reich  ausgehend  ei'wiesen 
werden  konnten,  wird  jetzt  dagegen  auch  dieser  Rechtsbeweis 


occurramus."  Aehnliche  Ausdrücke  finden  sich  mehrfach;  so  weiter  outen - 
„Ayaricie  cecitas  et  dampnande  amhitionis  iinprohitas  aliqnonun  animos  occn- 
pantes  eos  in  illam  temeritatem  impellnnt,  nt  —^ 

^)  Dass  alle  Fürsten  gemeint  seien,  geht  ans  folgenden  Worten  herror* 
,,archiepi8coponun  predictorum  et  cninscnmque  alterins"  nnd  weiter:  «dictis 
archiepiscopis,  principibus,  dncibus,  comitibus,  baronibns,  nobilibns  seu  qoihus- 
cumque  aliis,  cuiuscomque  honoris,  Status  et  condicionis  existant  — ,  revocamus*. 

*)  Denn  wir  lesen :  „omnes  donaciones,  concessiones,  tradiciones,  impo- 
siciones,  augmentaciones,  ordinaciones  theloneornm,  pedagionim  —  dictis 
archiepiscopis  —  in  locis,  opidis  praedictis  seu  quibuscnmque  aliis  locis 
Romani  imperii  —  revocamus." 

*)  Hücke  a.  a.  0.  S.  113  hat  nicht  Recht,  wenn  er  sagt:  „Rudolf  I. 
hatte  das  Jahr  1246,  in  welchem  Friedrich  n.  abgesetzt  wurde,  als  das 
letzte  Jahr  gesetzlicher,  königlicher  Regierung  angenommen,  sein  Sohn  aber 
schob  in  eigenem  Interesse  diesen  Termin  um  vier  Jahre  hinaus,  weil  er 
weder  weltlichen  noch  geistlichen  Fürsten  die  Absetzbarkeit  des  Römischen 
Königs  zuerkennen  konnte."  Rudolf  I.  hatte  wohl  im  Jahre  1281  (Leg.  II, 
436)  das  Jahr  1246  in  bestimmtem  Sinne  als  Zeitgrenze  aufjgesteUt,  für  die 
Regelung  des  Zollwesens  aber  war  bereits  durch  ihn  1287  das  Todesjahr 
Friedrichs  II.  als  Termin  bestimmt  worden. 
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völlig  ausgeschlossen;  es  wird  keine  Ausnahme  irgend  welcher 
Art  bei  der  Aufhebung  der  Zölle  gemacht  ausser  deijenigen, 
welche  in  der  Aufstellung  der  bestimmten  Zeitgrenze  lag.  Gerade 
hierin  zeigt  sich  das  Radikale  in  der  Verfügung  Albrechts  I., 
nicht  darin,  dass  überhaupt  Zölle  durch  ihn  aufgehoben  wurden. 
Zollyerbote  sind  ja  fast  von  jedem  König  erlassen  worden.  Das 
Aussergewöhnliche  und  Extreme  in  Albrechts  Massregel  ist  nicht 
sowohl  in  der  Sache  als  solchen  als  vielmehr  in  der  Erweiterung 
ihres  Inhalts  zu  suchen.  Während  aber,  wie  gesagt,  der  König 
unter  die  verbotenen  Zölle  auch  seine  eigenen  d.  h.  die  von  ihm 
gesetzten  mitaufnahm,  so  sah  er  sich  doch  sogleich  vor,  dass 
daraus  nicht  etwa  ein  Präzedenzfall  für  die  Zukunft  geschaffen 
und  sein  Recht  als  solches  damit  für  au^ehoben  angesehen 
werden  würde.  Er  behielt  sich  vielmehr  dasselbe  mit  besonderen 
Worten  ein  fOr  alle  Male  vor,  sodass  es  ihm  trotz  dieser  Urkunde 
auch  k&nftig  noch  möglich  war,  neue  Zölle  anzulegen.^)  — 

Mit  dem  blossen  Verbot  jedoch  der  betreffenden  Zölle  — 
das  wusste  Albrecht  recht  gut  —  war  den  Fürsten  gegenüber 
noch  nichts  erreicht.  Denn  ein  solches  war  von  ihm  schon  ein- 
mal ausgesprochen  worden,  aber  die  Fürsten  hatten  es  gänzlich 
ignoriert.  Der  König  musste  deshalb  dafür  sorgen,  dass  es  in 
diesem  Falle  auch  wirklich  zur  Ausführung  käme.  Dies  geschieht 
in  dem  letzten  Teil  der  Urkunde,  in  welchem  sich  Albrecht  mit 
den  Worten:  „iniungentes  (seil,  vobis)  et  auctoritatem  ac  potes- 
tatem  yobis  dantes"  an  die  Städte  des  Reiches  wendet  und  sie 
zu  einem  Bunde  mit  ihm  für  den  Zweck  des  Krieges,  die  „paz 
generalis^,  auffordert.*)  Denn  diese  letztere  wird  erst  möglich, 
wenn  die  Gewaltthäter  gedemütigt  sind;  so  erlaubt  denn  der 
König  den  Städten  oder  fordert  sie  vielmehr  geradezu  dazu  auf, 
dem  Eintreiben  der  besagten  ZöUe  aufs  kräftigste  Widerstand 


0  Er  spricht  das  in  derselben  Weise  ans  wie  schon  in  dem  Privileg 
iür  die  Stadt  KOln:  ,iare  nostro  et  imperii  in  omnibns  semper  salvo*. 

*)  „ininngentes  — ,  nt  pro  tranqniilitate  et  padlico  statu  Romani  imperii 
pacem  generalem  (com)  Testris  adintoribns  ordinetis  et  ipsam  serrare  iuretis.*' 
Offeabar  ist  anch  hier  der  Text  nicht  ganz  unverderbt.  Denn  das  ttber- 
Uflünte  vestris  adintoribns  ordmetis  giebt  kmen  Sinn,  Ohne  Zweifel  ist 
Tor  Testris  ein  cnm  ansgefaUen. 
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zu  leisten.^)  Man  befindet  sich  also  in  offenem  Eriegsznstand; 
nur  durch  den  Krieg  hindurch  kann  man  znm  langersehnten 
Frieden  im  Beiche  gelangen. 

Die  Veröffentlichung  dieses  königlichen  Manifestes  und  seiue 
Bekanntgebung  an  die  Fürsten,  damit  diese  nicht  etwa  Un- 
kenntnis des  königlichen  Verbotes  als  scheinbar  triftigen  Grand 
ffir  die  Nichtbefolgung  desselben  vorschfitzen  könnten,  übernahm 
nicht  der  König  selbst,  sondern  er  fibertrug  sie  den  Städten. 
Er  hatte  mit  den  Fürsten  völlig  gebrochen  und  wollte  nichts 
mehr  von  ihnen  wissen.  Darum  würdigte  er  sie  auch  keines 
unmittelbaren  Verkehres  mehr  mit  sich,  sondern  er  verwendet 
die  Städte  als  Zwischenhändler  zwischen  sich  und  jenen.  Zum 
Schluss  der  Urkunde  fordert  der  König  die  Städte  noch  auf, 
dieselbe  auch  den  Dekanen  und  Kapiteln  der  Erzbischöfe  mit^ 
zuteilen,  damit  sie  erfahren,  dass  die  über  diese  verhängten 
Strafen  auch  sie  eventuell  treffen  können.  Der  König  scheidet 
hier  zwischen  dem  Erzbischof  als  dem  Vertreter  des  Erzbistums 
auf  der  einen  Seite  und  dem  Dekan  und  dem  Kapitel  als  Ver- 
treter der  Diözese  auf  der  anderen.  Da  diese  vielfach  nach 
Unabhängigkeit  vom  Bischof  oder  Erzbischof  strebten,  hält  der 
König  für  möglich,  dass  sie  auch  in  diesem  Falle  zu  ihm  und 
nicht  zu  dem  Erzbischof  halten  würden.    Dann  wäre  dieser  der 


*)  „et  Omnibus  receptoribus  et  exactoribos  thel<meonuii  et  pedagiorum 
in  locifi  praedictis  impone  et  sine  nostra  offensa  viriUter  resistatis.*  Aach 
dieser  Teil  der  Urknnde,  welcher  sich  mit  der  Ausführang  des  königlichen 
Gebotes  befasst,  zielt  gegen  die  Fürsten  insgesamt,  was  deutlich  die  VfTorte 
«et  omnibns  exactoribus^  und  „et  archiepiscopi  praedicti  seu  quivis  alius  — 
non  possint"  erkennen  lassen.  —  Wie  der  König  dem  vonubeugen  wusste, 
dass  aus  der  weitumfassenden  ZoUbeseitigung  etwa  üble  Folgen  für  sein 
Zollrecht  erwüchsen,  so  ist  er  auch  jetzt  darauf  bedacht,  das  Ansehen  seiner 
Macht  zu  schützen.  Er  fühlt,  dass  er  eigentlich  aUein  für  sich  die  Aus- 
führung seines  Verbotes  übernehmen  müsste.  Wenn  er  jetzt  diese  zunächst 
den  Städten  überträgt,  wohl  weil  er  sich  selbst  im  Augenblick  noch  nicht 
stark  genug  dazu  glaubt,  so  liegt  darin,  selbst  wenn  die  Städte  gegebenen 
Falls  allein  ohne  den  König  sich  gegen  ihre  Bedrücker  zur  Wehre  setzten, 
keine  Schmälerung  der  königlichen  Gewalt.  Denn  der  König  hat  es  selbst 
so  angeordnet,  und  die  Städte  handeln  nur  in  seinem  Namen  und  Auftrag. 
Darum  heisst  es  auch  in  dem  Manifest:  „inlungentes  —  ut  sine  nostra  oifens» 
^'  resistatis'*  (ohne  Eingriff  in  unsere  Gewalt,  ohne  Sohmälerang  der  Re- 
gierung). 
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Hauptwurzel  seiner  Macht  beraubt  und  stände  isoliert  dem  König 
gegenftber.  Sollte  dagegen  die  Diözese  dem  Erzbischof  treu 
bleiben,  dann,  so  droht  der  König,  wflrde  sie  mit  diesem  in  die- 
selbe Strafe  verwickelt  werden.*) 

Diese  so  äusserst  wichtige  Urkunde  Albrechts  I.  enthält 
also  die  offene  Kriegserklärung  an  alle  Fürsten  des  Reiches,  in 
erster  Linie  freilich  an  die  geistlichen  Kurfürsten.  Gestützt 
auf  die  städtischen  Elemente  ftthlt  sich  der  König  stark  genug, 
um  eine  so  radikale  Massregel  zu  treffen,  durch  die  er  alle  Zölle 
im  Beiche  aufhebt,  soweit  ihre  Einsetzung  diesseits  des  Jahres 
1250  fällt.  Dass  es  sich  nicht  nur  um  die  Beseitigung  der  un- 
gerechten Zölle  handelt,  beweist  die  Thatsache,  dass  in  der 
ganzen  Urkunde  sich  nirgends  der  Ausdruck:  ^iniusta  thelonea'^ 
findet,  sondern  immer  von  „omnes  exacciones^'  die  Rede  ist. 
Auch  in  diesem  Falle  boten  die  ungerechten  Zollerhöhungen  der 
Fürsten  und  die  ungesetzlichen  Zolleinsetzungen  derselben  die 
Veranlassung  zur  köuiglichen  Verfügung.  Aber  die  Uebelthäter 
werden  nunmehr  nicht  nur  mit  dem  Verlust  dieser  widerrecht- 
lichen Erhebungen  bestraft,  sondern  überhaupt  alle  Zölle,  die 
nach  1250  angelegt  sind,  werden  ihnen  genommen,  auch  wenn  sie 
mit  Fug  und  Recht  von  ihnen  eingetrieben  waren.  Darin  liegt 
das  Neue  und  Bemerkenswerte  der  Urkunde;  hinsichtlich  des 
Termins  bleibt  sie  dagegen  bei  der  Anordnung  Rudolfs  I.  stehen.^) 


*)  «Et  ne  decani  et  capitnla  dictomm  archiepiscopomm  possint  aUegare, 
qaod  ddictmn  persone  in  dampnum  ecclesiae  non  debeat  rednndaro,  mipra- 
dictas  thakmeomin  reTocadone»  et  inhibidones  eisdun  sub  competenti  testi- 
nonio  notificetis.** 

*)  Falke  a.  a.  O.  S.  41  ist  bei  seiner  Wiedergabe  des  Inhaltes  der 
Urirande  in  mehreren  Punkten  ungenau.  Einmal  n&mlicb  l&sst  er  die  Anf- 
fordening  des  Königs  nur  an  die  namentlich  aufgeführten  Städte  ergehen, 
wiUirend  er  sieh  thatsächlich  doch  an  aUe  Städte  wendet.  Femer  lässt  Falke 
nor  die  Zölle  der  Eorflirsten  aufgehoben  werden.  Es  ist  wahr,  dass  diese, 
Tor  allem  die  drei  geistlichen,  besonders  genannt  werden,  aber  wir  sahen, 
dass  sich  der  König  trotadem  in  seinem  Verbot  gegen  alle  Fürsten  riehst. 
Die  wichtige  Thatsache,  dass  Albrecht  damals  offen  mit  den  Fürsten  bricht 
Tmd  ihnen  den  Kiieg  erklären  lässt,  hat  FaUce  nicht  bemerkt;  wenigstens 
•agt  er  nichts  daron.  Ungenau  ist  er  sodann  auch  darin,  dass  er  sagt, 
der  König  habe  die  Städte  zur  Aufhebung  der  ZöUe  aufgefordert  Denn 
diese  erfolgte  und  konnte  nur  erfolgen  durch  den  König  selbst  Das  sollen 
nicht  erst  die  Städte  thun;  de  sollen  nur  diese  Revokation  des  Königs  be- 
kannt machen  und  die  Exekution  seiner  Anordnungen  übernehmen.  Schliesslich 
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lieber  das  Zerwürfnis  des  Königs  mit  den  Ffirsten,  welches 
seit  längerem  vorbereitet,  am  7.  Mai  1301  zum  Ausbruch  kam 
und  zum  Kriege  gegen  diese  führte,  werden  wir  auch  ander- 
weitig durch  die  Quellen  dieser  Zeit  mehr  oder  weniger  genau 
unterrichtet.  Sie  geben  uns  auch  den  Beweis  ffir  die  Bichtig- 
keit  unserer  oben  ausgesprochenen  Ansicht,  dass  es  sich  bei 
diesem  Streit  nicht  nur  um  die  drei  rheinischen  Erzbischöfe 
handelte.  So  erfahren  wir  namentlich,  dass  auch  der  Pfalzgraf 
Rudolf  an  dem  Ffirstenauf stand  beteiligt  war.')  Er  schloss  sich, 
von  den  Erzbischöfen  von  Mainz,  Köln  und  Trier  aufgefordert, 
diesen  an  und  ging  mit  ihnen  am  14.  Oktober  1300  ein  f5nn- 
liebes  Bündnis  in  Heimbach  ein,  welches  gegen  den  König  ge- 
richtet war,  und  in  welchem  es  sich  um  nichts  anderes  handelte 
als  um  Absetzung  desselben.*)  Es  waren  also  nicht  bloss  die 
ZoUangelegenheiten,  welche  den  Ausbruch  der  Zwistigkeiten  yer- 
anlassten,  sondern  es  handelte  sich  auch  noch  um  andere  Fragen, 


verwechselt  F.  Friedrich  I.  und  Friedrich  II.;  nicht  die  Höhe  der  Abgaben, 
wie  sie  während  der  Regiening  jenes  festgesteUt  sind,  soUen  wieder  ein- 
geführt werden,  sondern  die  unter  diesem  getroffenen  Normierungen.  Das 
Todesjahr  endlich  Friedrichs  IL  soU  nicht  bloss  für  die  Höhe  der  ZoUbetrage« 
sondern  für  den  Umfang  des  Zollbestandes  selbst  im  Reiche  massgebend  sein. 
—  Auch  Nitzsch:  Gesch.  des  dtsch.  Volkes  m,  216  lässt  irrtümlicher 
Weise  die  Urkunde  nur  an  die  rheinischen  Städte  geschickt  und  nur  die 
rheinischen  ZöUe  aufgehoben  werden.  Dafür,  dass  Albrecht  bei  seiner  Mass- 
nahme das  ganze  Reich  im  Auge  hatte,  haben  wir  noch  einen  weiteren  Beleg 
in  einer  Urkunde  vom  10.  Mai  1301,  in  der  den  OstMesländem  mitgeteilt 
wird,  dafs  Albrecht  ebendamals,  offenbar  im  Zusammenhang  mit  dem  Kriegs- 
manifest vom  7.  Mai,  den  Nürnberger  Landfrieden  erneuert  habe,  in  welchem 
es  sich  yomehmlich  um  AbsteUung  aUer  ungerechten  ZöUe,  Räubereien  und 
dergleichen  handele,  und  welchen  er  von  aUen  beobachtet  wissen  wolle. 
(Böhm.  Acta  nr.  556.    Kopp  a.  a.  0.  IQ,  2,  81). 

>)  Monachus  Fürsten!  ap.  Bö  hm.  fönt.  1,25:  „Igitur  quidam  prindpes 
TideUcet  episcopus  Colon.,  ep.  Mogunt,  dux  Bavarie  et  quidam  alii  —  suo 
coniunzemnt  dominio  — .  His  omnibus  praecepit  rex  obtentu  gratie  regie 
maiestatis,  ut  omnia  bona  regni,  que  in  sua  retinent  potestate,  resignare  non 
negUgant;  alioquin  si  huic  mandato  obTiare  praesumpserint,  so  velle  agere 
durius  contra  eos.*  Chronic.  Colmar.  ebd.  n,  93:  „Tunc  iunior  (sciL  Ludo- 
vicus  dux  Bavarie)  se  contnlit  ad  regem  Romanorum,  senior  Tero  (sdL  Rndolfus 
comes  palatinus)  confederarit  se  arohiepiscopo  Moguntino.*"  v^^.  Cont  Herrn. 
Altah.  ebd.  m,  558  u.  Böhm.  Wittelsb.  Reg.  58. 

*)  Mon.  Fürst,  a.  a.  0.  Chron.  Colm.  a.  a.  O.  Heinr.  Rebdorf  ebd. 
lY,  510.    Cont  Herrn.  Altah.  a.  a.  0. 
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um  andere  Gesetzwidrigkeiten  der  Fürsten.  So  hatten  diese  unter 
anderem  anch  ReicbsgQter  in  Besitz  genommen,  auf  die  sie  gar 
kein  Anrecht  hatten.^)  Daher  erklärt  sich  denn  auch,  dass  wir 
in  unserer  Urkunde  vom  7.  Mai,  welche  nur  die  Erledigung  der 
Zollstreitigkeiten  anstrebt,  den  Pfalzgrafen,  der  uns  in  den  Quellen 
begegnet,  nicht  genannt  finden.  Er  hatte  offenbar  mit  den  Zöllen 
nichts  zu  thun  gehabt.  Unter  den  in  unserem  Eriegsmanifest 
genannten  Zollstätten  steht  denn  auch  keine,  welche  in  den 
Herrschaftsbereich  des  Pfalzgrafen  gehörte.')  Diesem  Sach- 
verhalt entspricht  es,  wenn  das  Chronicon  Colmariense,*) 
welches  zunächst  besonders  von  den  Uneinigkeiten  zwischen  dem 
König  and  den  Fttrsten  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesens  be- 
richtet, den  Pfalzgrafen  nicht  erwähnt,  sondern  ihn  erst  später 
in  anderem  Zusammenhang  aufführt.^)  Offenbar  hatte  der  König 
keine  Veranlassung,  in  demselben  Orade  über  den  Pfalzgrafen 
unwillig  zu  sein,  wie  über  die  anderen  Forsten.  Darum  nannte 
er  ihn  auch  nicht  in  seiner  Kriegserkläi*ung,  um  ihn  nicht  durch 
die  starken  Ausdrficke,  deren  er  sich  in  derselben  bediente,  zu 
beleidigen  und  dadurch  die  Aussöhnung  mit  ihm  zu  erschweren, 
wenn  nicht  unmöglich  zu  machen.  Mit  dem  Pfalzgrafen  kam 
denn  auch  zuerst  von  den  Fürsten  der  Friede  zu  stände  (20. 
Juli  1301).») 

Sobald  Albrecht  mit  ihm  sich  verglichen  hatte,  zog  er  gegen 
den  Erzbischof  von  Mainz  zu  Felde;  auch  ihn  brachte  er  zur 


>)  Mon.  Fürst  a.  a.  O. 

*)  Von  diesen  gehörte  Lahnstein  dem  Erzbischof  Yon  Mainz ;  in  Ander- 
nach, Bonn,  Neuss  and  Berke  erhob  der  Kölner  Zölle.  Von  den  beiden 
ftbrig  bleibenden  Orten  zählt  Koblenz  zur  Trierer  Diözese,  während  Smit- 
husen  sich  nicht  genau  bestimmen  lässt  Jedenfalls  kommt  es  fttr  den  Pfalz- 
giafen  nicht  in  Betracht    Es  kann  nur  Köln  oder  Trier  zugewiesen  werden. 

•)  a.  a.  O. 

*)  Das  Zerwürfnis  dieses  mit  dem  König  war  wohl  nicht  so  schwer  wie 
bei  den  anderen  und  hatte  wohl  andere  Ursachen  mehr  privater  Art.  Nach 
dem  C9u^n.  wurde  er  infolge  von  Streitigkeiten  mit  seinem  Bruder  Ludwig 
aof  die  Seite  von  Albrechts  Gegnern  gedrängt.  Fälschlicher  Weise  bringt 
Ottokar  in  seiner  Beimchronik  auch  ihn  in  Beziehung  zur  Zollfrage  (Pez: 
Script  rer.  Austriac  vetees  III,  681). 

*)  Böhm.  Eeg.  349.  Job.  Vict  ap.  Böhm,  fönt  I,  842  t.  Mon.  Fttrstf. 
»•^0.  Chron.  Oolm.«.a.  O.  fieinr.  Rebd.  a.  a.  O.  Cont  Herrn.  Altah. 
a-  a.  0.    Böhm.  Witt.  Reg.  66. 
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Unterwerftuig.  Am  21.  März  1802  kam  es  znm  Friedeii,^  i^ 
welchem  der  Erzbischof  auf  die  Zölle  zu  Lahnstein  and  auf  seine 
unrechten  Zölle  Verzicht  leisten  mnsste.*)  Wenn  in  der  Friedens- 
urknnde  von  mehreren  Zöllen  in  Lahnstein  die  Rede  ist  („die 
zuUe  zn  L/O^  so  Innern  wir  uns,  dass  der  Mainzer  hier  wirklich 
zwei  Zölle  zn  erheben  ermächtigt  worden  war;^)  deshalb  werden 
sie  im  Friedensinstnunent  nicht  unter  die  „nnrehten  znlle''  auf- 
genommen, sondern  besonders  genannt.  Albrecht  begnfigt  sich 
nun  nicht  mit  der  Aufhebung  der  Lahnsteiiier  Zölle  seitens  des 
Erzbischofs,  sondern  er  verlangt  noch  von  ihm  die  Ansliefemiig 
der  betreffenden  Briefe,  durch  welche  er  und  König  Adolf  ihm 
die  erwähnten  Zölle  verliehen  hatte.^)  In  dieser  Fordemog 
äussert  sich  abermals  das  Radikale  seines  Verfahrens.  Er  wollte 
den  Erzbischof  für  alle  Zeiten  schädigen.  Da  er  befürchten 
musste,  dass  dieser  später  vielleicht  trotz  seines  Verzichtes  mit 
Berufung  auf  die  in  seinen  Händen  gebliebenen  königlichen  Ur- 
kunden seine  alten  Ansprüche  erneuern  würde,  wollte  er  ihm 
durch  Entziehung  derselben  auch  diese  Möglichkeit  für  immer 
nehmen. 

Wenn  der  König  dann  fortfährt:  „und  waz  er  vuer  briffe 
hat  von  uns  und  von  kunic  Adolf  —  die  sal  er  auch  widder 
geben'',  so  muss  hiermit  eine  zweite  Kategorie  von  Briefen  ge- 
meint sein,  die  mit  den  Lahnsteiner  Zöllen  nichts  zu  thun  haben. 

Man  könnte  meinen,  dass  diese  Urkunden  sich  auf  ganz 
andere  Dinge  als  auf  Zölle  bezogen  hätten,  dass  dem  Erzbischof 
überhaupt  ihm  einst  verliehene  Privilegien  entzogen  werden 
sollten.  Allein  dem  ist  doch  nicht  so.  Wir  erinnern  uns,  dass 
nach  dem  Kriegsmanifest  vom  7.  Mai  der  Krieg  hauptsächlich 
wegen  der  Zollungerechtigkeiten  des  Erzbischofis  geführt  wurde. 
Es  ist  daher  kaum  glaublich,  dass  dieser  nachher  mit  anderen 
Strafen  belegt  worden  wäre,  als  mit  solchen,  welche  sich  auf 


1)  Leg.  n,  477.    Böhm.  Reg.  877. 

')  „Ei  ist  auch  gerettet  mer,  daz  der  vorgenante  enbischove  die  niUe 
2U  Laynsteyn  und  was  er  uurehter  xuUe  hat,  laazen  suL*' 

>)  TgL  oben  S.  96«). 

*)  „und  was  er  daraber  briffe  hat  von  uns  und  kunic  Adolf,  die  sol  er 
widergeben."  Diese  Worte  können  nur  auf  die  Lahnsteiner  ZöUe  Becug 
nehmen;  denn  Über  die  ungerechten  ZöUe  konnte  er  doch  keine  königlichen 
Urkunden  besitzen. 
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jene  Yergehiingeii  bezogen.  Aach  w&re  eine  Entziehung  etwa 
aller  Priyilegien  eine  zn  ungeheuerliche  Strafe  gewesen.^)  Des- 
halb bin  ich  der  Ansicht,  dass  auch  die  an  zweiter  Stelle  ge- 
nannten Briefe  nichts  anderes  betreffen  als  Zollrechte;  hierfür 
spricht  schon  der  Umstand,  dass  sie  in  demselben  Paragraphen 
der  Friedensnrknnde  erwähnt  werden,  welcher  die  Zollverhält- 
nisse  regeln  soll.  Es  bleibt  nur  die  Frage,  auf  welche  Zölle 
dieselben  gehen  können.  In  der  Urkunde  vom  7.  Mai  droht 
der  König  mit  Aufhebung  aller  unrechtmässigen  Erhöhungen 
alter  Beträge,  aller  neuen  Zölle  und  dann  überhaupt  aller  Zölle, 
deren  Erhebung  den  Fürsten  nach  1250  gewährt  worden  war.') 
Die  in  der  Friedensurkunde  vom  21.  März  1302  an  erster  Stelle 
genannten  und  zurückgeforderten  Briefe  bezogen  sich  auf  die 
Lahnsteiner  Zölle  des  Mainzer  Erzbischofs.  Wie  diese  bereits 
im  Kriegsmanifest  besonders  aufgeführt  wurden,  so  wird  auch 
jetzt  ihre  Aufhebung  ausdrücklich  erwähnt.  Die  an  zweiter 
SteUe  zurückverlangten  Briefe  werden  nun  meines  Erachtens  alle 
diejenigen  sein,  durch  welche  dem  Erzbischof  anderweitige  ZoU- 
yerleihungen  zu  teil  geworden  waren,  und  welche  der  Drohung 
Tom  7.  Mai  1301  entsprechend  jetzt  wirklich  dem  Erzbischof 
entzogen  werden.  Freilich  hätte  dann  aber  der  König  nicht  die 
ganze  Strenge  seiner  Kriegserklärung  bewahrt.   Denn  nach  jener 


')  Freilich  erzählt  uns  dasChroniconSampetrinum  (Gcschichtsqaellen 
der  ProTiiuE  Sachsen  I,  141),  dass  der  König  dem  Erzbischof  alle  Lehen 
entzogen  hätte:  »Binge  civitatem  archiepiscopi  cepit,  omnia  que  eins  erant 
rapinis  et  incendiis  derastans,  municiones  capiens  omniaque  bona  episcopi  et 
feoda  imperiali  protectione  privans,  quicumque  nobilium  ea  aequirere  possent, 
suis  litteris  ea  coDfirmavit.**  Allein  das  ist  sicher  übertrieben.  Von  einer 
Entziehung  der  Lehen  ist  im  Frieden  keine  Rede.  Und  wenn  das  Chroniken 
den  Schein  erweckt,  als  ob  der  Erzbischof  das,  was  er  im  Laufe  des  Krieges 
eingebüsst  hatte,  fär  immer  yerloren  hätte,  so  widerspricht  auch  dieser  An- 
gabe die  Friedensurkunde,  in  welcher  wir  lesen:  „Auch  ist  geredt,  daz  wir 
und  der  bischof  von  beyden  siten,  iz  sie  uns  selben  oder  unser  belferen,  ieden 
man  widder  inseczen  sal  in  sin  arbe,  iz  sie  bürg  oder  stad  oder  dorf  oder 
gericht  aller  bände  gut,  wie  iz  genannt  ist,  da  sal  man  ieden  man  wider  in 
seezen,  alz  er  sass  yor  dem  krige.**  Dauernde  Schädigung  im  Besitzstand  erlitt 
der  Erzbischof  nur  hinsichtlich  der  ZöUe. 

*)  «omnes  donaciones  —  ordinaciones  theloneorum  —  dictis  archiepis- 
copis  —  a  diyo  patre  nostro  domino  Rudolfe  seu  alüs  nostris  inditis  prede- 
cessoriboi  et  a  nobis  datas  ^  Ulis  dumtaxat  exceptis,  quae  per  diye  memorie 
^ericum  —  fuerunt  data  -*,  reTocamus.*" 
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sollten  alle  nach  1250  erteilten  ZoUprivilegien  kassiert  werden; 
jetzt  verlangt  aber  Albrecht  nur  seine  und  König  Adolfs  Briefe 
zurftck.  Er  gab  hiermit  einer  gewissen  Milde  Banm  und  kam 
hierdurch  dem  Erzbischof  in  etwas  entgegen. 

Dass  diese  Auffassung  betreffs  der  zweiten  Briefklasse  die 
richtige  ist,  scheint  aus  Folgendem  hervorzugehen.  Nachdem 
n&mlich  Albrecht  in  einem  kurzen  Satze  den  Fall  vorgesehen 
hat,  dass  der  Erzbischof  nicht,  wie  verlangt  wird,  alle  Urkunden 
ausliefere,  sondern  die  eine  oder  die  andere  trotzdem  zuräck- 
behalte,  und  nachdem  er  bestimmt  hat,  dass  jeder  so  verheim- 
lichte Brief  seine  Rechtskraft  verlieren  solle, ^)  fährt  er  fort: 
„waz  er  aber  briffe  hat  über  alte  bestedunge,  die  sal  er  be- 
halden.^  Im  Gegensatz  zu  der  im  vorhergehenden  verfügten 
Aufhebung  der  Lahnsteiner  und  der  anderen  neuen  Zölle  wird 
jetzt  verffigt,  dass  er,  wie  das  auch  schon  im  Kriegsmanifest 
vorgesehen  war,  im  Besitz  seiner  alten  Privilegien  bleiben  solle. 
9, Alte  bestedunge^  aber  sind  alle  auf  die  vor  1250  eingesetzten 
Zölle  sich  beziehenden  Urkunden;  zu  diesen  kommen  nun  noch 
die  zwischen  1250  und  1291  neu  ausgefertigten  hinzu,  da  ja 
der  König,  abweichend  von  seinem  ursprünglichen  Plan,  that- 
sächUch  nur  seine  und  seines  Vorgängers  Zollprivilegien  ftkr  un- 
gältig  erklärt.  So  finden  wir  also  den  einzelnen  Punkten  der 
Kriegserklärung  entsprechende  Bestimmungen  in  der  Friedens- 
urkunde. 

Nach  dem  Abschluss  des  Friedens  zwischen  dem  König 
und  dem  Erzbischof  von  Mainz  zog  jener  im  Spätsommer  1302 
mit  bewaffneter  Macht  gegen  den  Erzbischof  von  Köln  zu  Felde.*) 
Am  24.  Oktober  desselben  Jahres  wurde  auch  diese  Fehde 
friedlich  beigelegt.')  Der  Erzbischof  muss  alles  Beichsgut,  welches 
er  gewaltsam  an  sich  gerissen  hatte,  herausgeben^)  und  besonders 
hinsichtlich   seiner  Zölle   sich   dem  königlichen  Willen  fBgen. 


')  „beheit  er  aber  derselben  briffe  keinen,  die  sullen  alle  doit  sin  und 
2u  nicbt«.'* 

*)  Ann.  Colon.  SS.  XVII,  227.  Job.  Yict.  a.  a.  0.  343.  Chron.  Sampetr. 
a.  a.  0.    Mon.  FOrstf.   a.   a.  0.   26.     Heinr.   Rebd.    a.   a.  0.  610.    Ann. 

Hogunt.  SS.  xyn,  3. 

<)  Lacombl.  a.  a.  0.  m,  S.  14.    Böhm.  Reg.  406. 
*')  „Des  ersten,  das  er  ans  widergebe,  was  man  ervert,   das  er  des 
Riches  gutes  bisher  bekumbert  und  gehoben  hat."  - 
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Znnftchst  werden  drei  Fürsten  vom  König  erwählt,  welche  eine 
genaue  Untersnchnng  darBber  anstellen  sollen,  in  wie  weit  der 
Erzbiscbof  gerechte  Anspräche  auf  den  Zoll  zu  Andernach  er- 
heben konnte;  den  Teil  desselben,  welcher  ihm  rechtlich  zustand, 
sollte  er  auch  weiterhin  behalten,  dagegen  von  allem,  was  über 
sein  Recht  hinausging,  ablassen.  0  Offenbar  handelte  es  sich  bei 
dem  Zoll  zu  Andernach  nicht  um  einen  gänzlich  neu  eingerichteten, 
sondern  nur  um  eine  Erhöhung  seines  alten  Betrages;  diesen  in 
Erfahrung  zu  bringen,  sollten  jene  Drei  ihre  Erkundigungen  bei 
den  rheinischen  Städten  einholen.  Ebenfalls  rechtswidrige  Er- 
höhung des  Zollbetrages  hatte  sich  der  Erzbischof  bei  dem  Zoll 
zu  Neuss  zu  Schulden  kommen  lassen;  auch  auf  diese  musste 
er  jetzt  yerzichten.')  Dagegen  musste  er  den  Zoll  zu  Bonn  und 
zu  Berke  völlig  aufgeben  ohne  Zweifel,  weil  er  hier  gar  keine 
Ansprüche  erheben  konnte;  sie  gehörten  zu  den  ganz  neu  an- 
gelegten Zöllen.') 

Um  dem  Erzbischof  für  alle  Zukunft  die  Möglichkeit  zu 
nehmen,  mit  Berufting  auf  etwaige  königliche  Urkunden  seine 
Zollansprfiche  zu  erneuern,  musste  auch  er,  wie  der  Mainzer 
Erzbischof,  alle  seine  Urkunden  zurückgeben.^)  Ausserdem  musste 
der  Erzbischof  noch  geloben,  die  den  Kölnern  von  den  Königen 
yerliehenen  Zollprivilegien  zu  beachten  und  namentlich  ihnen  an 
allen  ihm  gehörenden  Zollstätten  völlige  Zollfreiheit  zu  gewähren.*^) 


^  „und  sol  abtun  den  zol  -^  zu  Andernach,  also  das  wir  dri  man  nemen 
Ton  den  fiinfen,  die  hernach  geschriben  stant  — ,  daz  die  uf  Iren  eyt  ervaren 
Bolen  an  den  steten  von  Basel  den  Eyn  abe  bis  ze  Nüssen  umb  erber  lüde  — , 
und  waz  si  ervarent,  daz  altes  rehtes  der  erzbiscbof  von  Kolen  an  dem  zoUe 
—  zn  Andernach  habe,  daz  soll  er  anhaltend  sin,  daz  ander  sol  absin.* 

*)  «Doch  sd  her  behalten  den  zol  zn  Nassen  nach  slnen  alten  rebten; 
nnd  hat  er  damf  iht  mer  gesazt,  daz  sol  er  ablazzen." 

*)  «Onch  sol  der  vorgen.  erzbiscbof  den  zoUe  •—  ze  Bunnen  abtun.  — 
Ez  8oU  auch  derselbe  erzbiscbof  den  zol  —  zu  Berke  ablazzen.*" 

*)  «und  sal  uns  widergeben  alle  brief  und  handveste  von  den  vorgenannten 
loUen,  die  im  sint  worden  von  kunik  Adolfen  und  von  uns,  nnd  sal  des 
rieherheit  tun,  ob  er  keinen  brief  oder  hantveste  darüber  behielte,  daz  di 
henach  kern  macht  haben  — .** 

")  Zufolge  dieser  dem  Erzbiscbof  abgedrungenen  Massregel  musste  dieser 
aebe  Zustimmung  zu  dem  Versprechen  geben,  welches  der  König  den  Bürgern 
von  Köln  1301  Februar  6  gemacbt  hatte.  Man  erkennt  daraus,  daes  der 
KSnig  bei  den  Friedensschlttssen  auch  seine  Bundesgenossen  im  Kampfe 
gegen  die  Ftbrsten  nicht  vergass. 

Wttsel,  Dm  ZolIrMht  dar  dMlMhtn  KSnlf«.  S 
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Wir  erinnern  ans,  dass  der  König  bereits  in  seinem  Kriegs- 
manifest dafür  sorgte,  dass  durch  seine  radikalen  Massregeln  das 
königliche  Zollrecht  in  keiner  Weise  Abbruch  erlitte,  dass  er 
vielmehr  sich  und  seinen  Nachfolgern  dasselbe  vorbehielt.^)  Dar- 
auf kam  er  im  Frieden  mit  dem  Kölner  Erzbischof  zurQck.  Er 
liess  nämlich  die  Möglichkeit  bestehen,  dass  durch  ihn  oder  einen 
seiner  Nachfolger  die  soeben  dem  Erzbischof  abgesprochenen 
Zölle  wieder  eingesetzt  werden  könnten.  Aber  wenn  die  be- 
treffenden Zölle  wieder  Rechtskraft  erhalten  sollten,  so  mosate 
eben  die  königliche  Genehmigung  zu  ihrer  Erneuerung  gegeben 
werden.  Man  sieht  ganz  gut,  dass  man  es  hierbei  mit  nichts 
anderem  als  dem  alten  Grundsatz  zu  thun  hat:  „Ohne  den  König 
giebt  es  keinen  rechtlichen  Zoll  im  Reich.'' 

Darin,  dass  Albrecht  Überhaupt  die  Möglichkeit  einer  späteren 
Wiederaufrichtung  der  damals  dem  Erzbischof  genommenen  Zölle 
ins  Auge  fasste,  lag  entschieden  eine  Milderung  seines  sonst  so 
strengen  Verfahrens.  Er  gab  damit  dem  Erzbischof  zu  ver- 
stehen, dass  er,  unter  der  Voraussetzung  anhaltender  Treue, 
wieder  die  volle  Gunst  des  Königs  sich  gewinnen  und  dadurch 
wieder  persönliche  Vorteile  erringen  könnte. 

Damit  aber  der  Erzbischof  sich  nicht  unterfange,  sein  Ver- 
sprechen zu  brechen  und  in  eigenmächtiger  Weise  doch  wieder 
seine  Zölle  einzufordern,  liess  sich  Albrecht  von  ihm  durch  die 
pfandweis  erfolgte  Auslieferung  seiner  Burgen  Aspel,  Rheinberg, 
Leydberg  und  Nuwenberg  Gewähr  leisten.  Diese  Burgen  sollte 
der  Domherr  Ludolf  von  der  Dycke  im  Namen  des  Königs  bis 
Weihnachten  1307  in  Besitz  halten;  derselbe  musste  sich  eidlich 
verpflichten,  darüber  zu  wachen,  dass  der  Erzbischof  nicht  doch 
einen  der  aufgehobenen  Zölle  wiedereinsetze.')  Ausserdem 
wurden  auch  die  Bürger  von  Bonn  und  Berke  angehalten,  nicht 
zu  dulden,  dass  der  Erzbischof  an  diesen  Orten  gegen  den 
königlichen  Willen  wieder  einen  Zoll  einziehe;  ebenso  mussten 


^)  „iuie  nostro  et  imperii  in  omnibus  semper  salvo^  hiess  es  damals. 

')  Die  yersöhnliche  Stimmung  des  Königs,  welche  sich  schon  darin 
zeigte,  dass  er  die  Wiederaufrichtang  der  verbotenen  ZöUe  des  Enebischofs 
als  nicht  ausgeschlossen  hinstellte,  kam  auch  darin  zum  Ausdruck,  dass  er 
nur  vier  Tage  nach  Abschluss  des  Friedens,  am  28.  Oktober,  die  Frist  der 
von  ihm  als  Garantie  geforderten  Yexpfttndung  der  vier  Burgen  Ton  6  Jahren 
auf  drei  Jahre  reduzierte  (Böhm.  Acta  nr.  563). 
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die  Borger  von  Kenss  und  Andernach  geloben,  nicht  zugeben 
zn  wollen,  dass  der  Erzbischof  hier  einen  anderen  Zoll  eintreibe 
als  den  alten  rechtmässigen,  wie  er  ihm  yon  den  drei  Schieds- 
richtern zuerkannt  werden  wfirde.  Schliesslich  sollen  eben  diese 
drei  nachforschen,  ob  der  Erzbischof  sonst  noch  irgend  wo  un- 
rechtmässige Zölle  eingezogen  habe,  damit  auch  diese  ffir  ungültig 
erklärt  werden  könnten. 

So  war  d^  König  also  auch  diesem  FQrsten  gegenüber  zum 
Ziele  gelangt.  Es  blieb  ihm  nun  noch  fibrig,  auch  den  Erzbischof 
von  Trier  zum  Gehorsam  zu  zwingen.  Im  November  1302  rückte 
Albrecht  gegen  Trier  yor;^)  mit  diesem  machte  er  dann  sehr 
bald  seinen  Frieden.  Leider  ist  uns  die  über  ihn  ausgefertigte 
Urkunde  nicht  mehr  erhalten,  sodass  wir  über  die  Versprechungen, 
welche  der  Erzbischof  in  demselben  geben  musste,  nichts  Näheres 
erfEthren.  unsere  Quellen  aber  berichten  nur  ganz  aUgemein, 
dass  sich  auch  der  Erzbischof  von  Trier  wieder  dem  königlichen 
Waien  gefügt  habe.*) 

So  hatte  der  Zwist  der  Fürsten  mit  dem  Könige,  der  soviel 
ünmhe  and  Yervrirrung  im  Beiche  hervorgerufen  hatte,  glücklich 
sein  Ende  erreicht.  Mit  machtvoller  Hand  hatte  der  König  in 
die  eingerissene  Unordnung  im  Reiche  eingegiiffen,  durch  sein 
schnelles,  enei^gisches  und  zielbewusstes  Vorgehen  hatte  er  es 
verstanden,  im  Verlaufe  von  verhältnismässig  kurzer  Zeit  dem 
Reiche  die  langentbehrte  Ruhe  und  Ordnung  vriederzuschenken. 
Unter  dem  Schutz  des  Friedens  konnten  Handel  und  Wandel 
wieder  ungestört  ihren  Gang  gehen.  ^)  Mit  besonderem  Nachdruck 
hattie  Albrecht  sein  königliches  Recht,  das  Zollwesen  zu  regeln, 
wahrgenommen.    In  umfassender  und  radikaler  Weise  nahm  er 

1)  Ann.  Colon,  a.  a.  0.  227.  Böhm.  Reg.  409a.  Goerz:  Reg.  der 
Enb.  T.  Trier  62. 

*)  Ann.  Mogunt.  a.  a.  0.  Heinr.  Rebd.  a.  a.  0.  Mon.  Fürstf.  a.  a.  0. 

*)  Ifit  den  Worten:  „Postbec  mibe  proelionim  depulsa  serenitas  pacis 
Kdit  et  serenitas  et  tranqniUitas  pacis  per  totam  Alemanniam  propagator" 
schliesflt  der  Mon.  Fürstf.  a.  a.  0.  seinen  Bericht  über  den  Krieg  von  1301; 
und  in  den  Ann.  Colon,  a.  a.  0.  lesen  wir:  ,Et  Rhenus  apertus  est  et  naves 
Ascendere  Tel  descendere  libere  potaerunt.^  Freilich  hat  dieser  Friedens- 
nutand  am  Rhein  nicht  lange  gedauert  Dieselben  Ann.  erzählen:  «Rhenus, 
quam  rex  Albertus  appemerat,  quod  omnis  Yolens  ascendere  et  descendere 
poterat,  hune  milites  terrae  dauserunt,  quod  nullus  mercatorum  fuit  in  Rheno 
amplios  comparere." 

8^ 
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die  Ordnung  dieser  Verhältnisse  in  die  Hand.  Im  grossen  Mass- 
stabe suchte  er  die  yielen  teils  durch  gewaltthätige  Handlungen 
seitens  der  Fürsten  teils  durch  allzu  freigiebige  Verleihungen, 
um  nicht  zu  sagen  Verschleuderungen,  seitens  der  Könige  dem 
Reiche  entzogenen  ZoUgflter  wieder  an  dieses  zurflckzubringen. 
So  kann  das  Verhalten  Albrechts  L  nicht  verfehlen,  auf  jeden 
aufmerksamen  Beobachter  grossen  Eindruck  zu  machen  und  ihm 
vollste  Anerkennung  abzunötigen.  Diese  wird  freilich  in  etwas 
leiden,  wenn  man  nach  den  Motiven  fragt,  welche  den  König 
zu  diesem  Vorgehen  bestimmt  haben  können.  Denn  man  wird 
sich  der  Erkenntnis  nicht  verschliessen  dürfen,  dass  Albrecht 
nicht  ausschliesslich  im  Interesse  der  königlichen  Macht  als 
solcher  gegen  die  Fürsten  eingeschritten  ist,  sondern  dass  dabei 
ein  rein  persönliches  Interesse  mit  im  Spiele  war;  ja  man  könnte 
vielleicht  sogar  zweifelhaft  sein,  welcher  dieser  beiden  Beweg- 
gründe das  ausschlaggebende  Moment  für  ihn  gewesen  sei.  Er 
fühlte  sich  für  seine  Person  durch  das  Benehmen  der  Fürsten 
beleidigt,  ja  sogar  in  seiner  Stellung  selbst  bedroht,  und  mehr 
vielleicht  um  diese  seine  Rache  fühlen  zu  lassen,  als  um  dem 
Reiche  und  der  königlichen  Macht  als  solcher  Vorteile  zu  erringen 
und  ihr  Ansehen  und  ihre  Rechte  zu  stärken  und  zu  schützen, 
ging  er  so  radikal  gegen  die  Aufrührer  vor.  Dass  aber  auch 
der  letztere  Zweck  ihn  in  seinem  Handeln  bestimmt  hat,  soll 
und  darf  nicht  geleugnet  werden;^)  es  bleibt  immerhin  ein  nicht 
hoch  genug  anzuschlagendes  Verdienst  Albrechts  I.,  dass  er  vor 
einem  energischen  Vorgehen  gegen  das  selbstische  Verfahren  der 
Fürsten,  die  seit  langem  nur  zu  sehr  gewohnt  waren,  bloss  ihr 
eigenes  Interesse  wahrzunehmen,  nicht  zurückschreckte,  und  dass 
er  Mittel  und  Wege  fand,  den  Fürsten  zu  zeigen,  was  der  König 
noch  über  sie  vermochte,  wenn  er  nur  ernstlich  seine  Rechte 
auszunützen  strebte. 

Die  Handlungsweise  Albrechts  war  eine  schroffe  und  rück- 
sichtslose gewesen,  wie  er  selbst  wohl  nachher  gefühlt  haben 


')  Fischer:  Gesch.  des  dtsch.  Handels  11,  78  urteflt  la  eiiueitig,  wenn 
er  in  Albrechts  Vorgehen  gegen  die  rheinischen  Fürsten  nur  die  Wirkung 
der  Privatrache  wegen  des  gehinderten  Feldzages  gegen  die  Niederiinder 
sieht.  So  kleinliche  Motive  hahen  diesen  König  denn  doch  nicht  auaiehliesa- 
lich  bewegt;  auch  stand  ja  vielmehr  damals  für  Albrecht  auf  dem  Spiel  als 
das  Zustandekommen  eines  Feldcuges. 
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mag,  sodass  er  schliesslich  etwas  mildere  Seiten  aufzog.^)  Wenn 
er  aber  äberhaupt  zum  Ziele  kommen  wollte,  so  musste  er  mit 
der  grössten  Energie  gegen  die  Fürsten  auftreten.  Ich  kann 
daher  Falkos')  Ansicht  nicht  beipflichten,  die  dahin  geht,  dass 
,,znm  Nachteil  fflr  das  Reichszollwesen  und  den  allgemeinen 
Verkehr  Albrechts  Sinn-  und  Handlungsweise  zu  schroff  und 
gewaltsam^  gewesen  sei.  Es  ist  vielmehr  zu  bedauern,  dass 
erstens  Albrecht  sehr  bald  durch  andere  Interessen,  namentlich 
durch  sein  Verhältnis  zur  Kurie*)  in  Anspruch  genommen  wurde, 
sodann  aber  dass  seine  Regierungszeit  zu  kurz  war,  um  das, 
was  er  begonnen  hatte,  auch  weiter  zu  fahren.  Mit  einem 
Schlage,  durch  ein  einziges,  wenn  auch  noch  so  glückliches  Unter- 
nehmen konnte  der  zunehmenden  Zersetzung  des  Reichskörpers 
und  der  Absonderung  der  Grossen  nicht  gesteuert  werden,  sondern 
es  hätte  dazu  einer  langen  Arbeit  bedurft.  W^n  daher  die 
spätere  Entwicklung  den  Bemühungen  Albrechtg  I.  so  wenig 
entsprochen  hat,  so  liegt  die  Veranlassung  davon  nicht  in  dem 


0  Wir  haben  schon  oben  darauf  hingewiesen.  Hatte  Albrecht  s.  B. 
1301  aUe  nach  1250  angelegen  ZöUe  für  ungültig  erklärt,  ohne  für  sie  die 
Mdglichkeit  des  Bechtsbeweises  offen  zn  lassen,  so  ging  er  bereits  in  den 
Friedensschlüssen  von  dieser  radikalen  and  in  der  That  ungerechten  Haas- 
regel  ab,  indem  er  nur  seine  nnd  seines  Vorgängers  Privilegien  kassierte. 
Hiermit  steht  im  Einklang,  dass  er  in  dem  1303  in  Nürnberg  erneuerten 
Landi^eden  RudolfiB  I.  vom  Jahre  12S7  aUe  neuen  und  ungerechten,  seit 
1260  eingeforderten  Zölle  aufhob  d.  h.  alle  diejenigen,  welche  nicht  als 
rechtmässig  erwiesen  werden  konnten  (.Es  sey  dan  dass  er  bereden  mtig  vor 
dem  reich,  dass  er  ihn  zu  recht  heben  sulle'':  Neue  und  vollständige 
Sammlung  der  Reichsabschiede  I,  38).  Hiermit  ward  durch  ihn  der 
Weg  des  Bechtsbeweises  wieder  eröffnet. 

•)  a.  a.  0.  S.  42. 

*)  Der  Papst  war  mit  dem  König  vollkommen  serfallen  und  wollte  von 
ihm  nichts  wissen.  Ja  er  drang  auf  seine  AbsetEung  vgl.  Mücke  a.  a.  0. 
119  f.  In  dem  Streit  der  Fürsten  mit  dem  König  hatte  sich  der  Papst  auf 
die  Seite  jener  gestellt  und  so  die  Hoffnung  aller  vernichtet,  welche  glaubten, 
dass  der  König  mit  päpstlicher  Hilfe  schneUer  und  besser  zum  Ziele  gelangen 
wMe  (vgl.  oben  S.  98—100).  Dieser  Ansicht  hatte  auch  der  König  selbst 
gehuldigt  und  sich  deshalb  vor  Beginn  des  Krieges  beim  Papst  über  die 
l%nten  beschwert  Ohron.  Ck>hn.  a.  a.  0.  98:  „Hex  —  significavit  pape, 
quod  domini  archiepiscopi  supra  Rhenum  fluvium  per  telonium  iniustas  ezactiones 
iscerent  et  totam  terram  graviter  perturbarent.  Episcopos  papa  corrigere 
tardarif 
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zu  schi'offen  Verfahren  dieses  EGDigs,0  sondern  in  der  Kfirze 
seiner  Regierung. 

Vor  allem  aber  wurde  es  fflr  die  von  Albrecht  erstrebte 
Regelung  des  Zollwesens,  welche  bei  energischer  DurchfOhrung 
für  das  Reich  hätte  segensreich  werden  können,  yerhängnisvoll, 
dass  seine  Nachfolger  die  von  ihm  gewiesene  Bahn  verliessen 
und  seine  Schöpfungen  wieder  aufhoben.  Namentlich  gilt  dies 
von  Albrechts  unmittelbarem  Nachfolger,  Heinrich  YU. 


VIL 

Die  Zeit  von  Heinrieh  VII.  bis  auf  Karl  IV.  (1356). 

Nicht  nur,  dass  dieser  bei  seinem  Regierungsantritt  die 
Kurfürsten,  Fürsten,  Prälaten  und  Städte,  wie  das  ja  die  Könige 
von  je  her  gethan  hatten,  aufs  reichste  mit  Geschenken  und 
Gnadenbezeugungen  aller  Art  bedachte,^  sondern  unbekümmert 
um  des  Reiches  Vorteil  gab  er  dabei  auch  alles  wieder  auf,  was 
Albrecht  I.  diesem  in  mühevollem  Kampfe  zurückgewonnen 
hatte.')  So  bestätigte  er  am  1.  September  1310^)  dem  Erzbiscbof 
Heinrich  n.  von  Köln  die  Zölle  zu  Andernach,  Bonn  und  Neuss, 
indem  er  die  frühere  Verzichtleistung  des  Erzbischofs  Wikbold 
auf  dieselben  für  erzwungen  erklärte.*)  Weil  die  Aufhebung 
der  betreffenden  Zölle  durch  Albrecht  I.  der  Kölner  Kirche  anun 
Schaden  gereiche,  und  weil  der  König  nur  darauf  bedacht  war, 


1)  Für  BU  schroff  sah  es  unter  anderen  KlemeoB  V.  an;  im  Jahie  1806 
Des.  26  ermächtigte  er  den  Enbischof  Ton  K51n,  den  Zoll  in  Bonn  und  in 
Andernach  wiedemerheben,  weU  der  Versieht  WihboldB  Ton  Köln  nnr  ein 
gewaltsam  erswnngener  gewesen  sei  (LacombL  a.  a.  O.  m  nr.  60). 

«)  ygl.  Kopp  a.  a.  O.  IV,  1,  27  ff. 

^  Hnber  a.  a.  O.  n,  lOl. 

*}  LacombL  a.  a.  O.  m,  66.  Bdhm.  Reg.  288,  Kopp  a.  a.  O.  IV, 
1,  34.    Haber  a.  a.  O.  II,  101. 

*)  «renuntiatiun  si  qna  bone  memorie  '^^cboldns  Oblon.  archiepisoopns 
—  de  aliquibos  theloneis  prae&tis  in  manus  —  Alberti  quondam  Eomanoram 
regis  —  meto  ad  hoc  ut  dicitor  indactns  per  eandem  regem  ftdsse  didtnr, 
quam  com  taUs  renondatio  in  danqmnm  et  praeisdidum  eodesiae  Colon,  eedere 
non  debeat,  toUimns.* 
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diesen  Kurftrsten  fiir  die  ihm  bei  seiner  Thronerhebung  und 
anch  sonst  bewiesene  Treue  zu  belohnen,  giebt  der  König  wieder 
alles  preis,  was  sein  Vorgänger  erreicht  hatte.  Besonders  her- 
vorznheben  bleibt  hierbei,  dass  Heinrich  in  seiner  Urkunde  aaf 
jene  Aenssemng  des  Papstes^)  Bezug  nimmt,  in  welcher  dieser 
jenen  Verzicht  des  Erzbischofs  Wikbold  fita*  null  und  nichtig 
erklärte,  weil  derselbe  sich  dazu  nur  „per  vim  et  metum^  ver« 
standen  habe.')  Offenbar  hat  dieser  päpstliche  Erlass  bei  der 
königlichen  Verordnung  von  1310  mitgewirkt;  der  König  wollte 
hi^xlurch  gleichzeitig  den  Papst  für  sich  gewinnen,  dessen  Ein- 
mischung in  die  inneren  Angelegenheiten  des  Reiches  damit  die 
Genehmigung  des  Königs  gefunden  hatte.  Dass  aber  hierin  eine 
Schädigung  des  Reiches  und  des  königlichen  Ansehens  und  der 
königlichen  Macht  lag,  braucht  nicht  weiter  hervorgehoben  zu 
werden. 

Wie  der  Erzbischof  Heinrich  von  Köln,  so  wurden  auch 
der  Erzbischof  Peter  von  Mainz  und  Balduin  von  Trier  mit  den 
verschiedensten  Zollprivilegien  bedacht.') 

In  der  freigiebigsten  Weise  also  verfügte  Heinrich  VII.  über  die 
dem  Reiche  gehörigen  Zollstätten  und  vergabte  sie  an  die  Grossen 
des  Reiches  und  zum  Teil  auch  an  die  Städte,  um  den  Wahl- 
forsten  ihre  Wahlunkosten  zu  ersetzen  und  sich  die  Treue  möglichst 
vieler  Reichsglieder  zu  erwerben.  Von  einer  eingehenderen,  all- 
gemeinen gesetzlichen  Ordnung  des  Zollwesens  finden  wir  unter 
Heinrich  VII.  fast  keine  Spur. 


>)  TgL  oben  S.  118  Amo.!) 

')  «maxime  ema  eüam  sanctiBsiiiiafl  in  cbristo  pater  —  Clemens  p^^a  V. 
etmdea  arebiepücopiun  et  eoclesiam  Colon,  per  litteras  sedis  apostolicae 
contra  renondatioBem  praefatam  ad  possessionein  vel  qnasi  ioris  percipiendi 
thelonea  praefata  restituerit.*'  Kopp  a.  a.  0.  lY,  1,  84  N.  10  aitiert  in 
dieser  Urkunde  auch  die  entsprechende  Nnnuner  ans  Böhmers  Beg.  (nr.  288), 
bemerkt  aber  fUschlieher  Weise  dain,  dass  hier  nicht  auf  das  päpstliche 
Schreiben  hingewiesen  worden  sei,  was  thatsi&chlich  doch  der  Fall  ist 
*)  So  1309  Jan.  14derErsb.  y.Mains:  BOhm.  Acta  nr.  584  a.  Reg.  10. 
1310  Ang.  26  „      „     „       „      Gndenns  a.  a.  0.  DI,  68.  B9hm. 

Beg.  nr.  283  (S.  279). 
1310  Sept.  4   „      „     „      „      BI5hm.  Acta  nr.  617  n.  Beg.  297. 
TgL  Kopp  a.  a.  0.  IV,  1,  30  ff.    Dominions:  Baldewin  ▼.  Ltttsel- 
Irarg,  Bnb.  ?•  Trier  S.  76  ff, 
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Nur  einmal,  soyiel  ich  sehe,  kam  es  anter  ihm  zu  einer 
Aeusserung  Aber  das  dem  König  im  Zollwesen  zustehende  Recht 

Als  nämlich  Heinrich  1310  September  5  in  Speier  zu  Ge- 
richt sass,  erging  vor  ihm  durch  die  Erzbischöfe  von  Köln  und 
Mainz,  den  Bischof  von  Speier  und  andere  Fflrsten  und  Grafen 
der  Rechtsspruch,  dass  kein  Fflrst  einer  Stadt  Zollfreiheiten  ver- 
leihen dürfe  ohne  Bewilligung  und  Erlaubnis  des  Königs.  Dieser 
Spruch  war  durch  folgenden  besonderen  Fall  veranlasst  worden. 
Der  Graf  Reinald  von  Geldern  und  seine  Vorfahren  hatten  einige 
Stftdte,  besonders  die  Stadt  Zatphen  ohne  königliche  Ermächtigung 
von  der  Zahlung  des  Zolles  zu  Lobbede  befreit,  welchen  der 
Graf  vom  Reiche  zu  Lehen  trug.  Da  hierin  eine  Minderung 
des  Lehens  lag,  dadurch  also  das  Reich  geschädigt  wurde,  wurde 
auf  Grund  obigen  Rechtsspruches  die  Befreiung  der  Städte  wieder 
rftckgängig  gemacht.  Der  Graf  wurde  angehalten,  dieselbe  zu 
widerrufen  und  die  den  Städten  darüber  erteilten  Privilegien  und 
Urkunden  wieder  einzufordern.^)  Im  übrigen  galt  der  in  dem 
Spruche  angestellte  Grundsatz  nur  hinsichtlich  deijenigen  Zoll- 
inhaber, welche  ihre  Zölle  vom  Reiche  nicht  zu  eigen,  sondern 
nur  zu  Lehen  empfangen  hatten.')  Diejenigen  Zollbesitzer  da- 
gegen, welche  ihre  Zölle  zu  vollem  Eigentum  erhalten  hatten, 
durften  schon  in  den  ältesten  Zeiten  Zollfreiheiten  für  sie  erteilen. 


^)  Leg.  n,  600  f.  Böhm.  Reg.  303.  Kopp  &.  a.  0.  lY,  1,  41. 
Berchtold  a.  a.  0.  S.  99  ff.  Eine  eigentümliche  Auffassung  von  dieser 
Urkunde  hat  Falke  a.  a.  0.  S.  43«  Er  sieht  nämlich  in  ihr  eine  Partei- 
nahme des  Königs  für  das  Zollrecht  der  Landesherm  gegen  die  Städte  und 
lässt  die  Befreiung  der  Stadt  Zütphen  vom  Zoll  zu  Lobith  dem  Grafen  von 
Geldern  su  GefaUen  aufgehoben  werden,  da  seine  Vorfahren  nicht  die  Be- 
fugnis gehabt  hätten,  ein  Reichsgut  ohne  WiUen  des  Kaisers  zu  schmälern. 
Diese  Ansicht  widerspricht  dem  Wortlaut  unserer  Urkunde  aufs  aller  ent- 
schiedenste. Denn  nach  ihr  hatten  der  Graf  selbst  und  nicht  nur  seine  Yor- 
ffthren  in  widerreehtlicher  Weise  solche  Zollbefreiungen  vorgenommen;  diese 
werden  widerrufen,  nicht  weil  der  Graf  darunter  zu  leiden  hatte,  sondern 
weU  das  Reich  Einbusse  erAihr  („cum  spectabilis  vir  R.  comes  Gelrie  suique 
predecessores  conoesserint  quibusdam  oppidis  —  sine  manu  et  consensu  prae- 
decessorum  nostrorum  —  et  nostro,  quod  de  solutione  thelonei  soWendi  apud 
Lobbede,  quod  —  idem  comes  a  nolis  tenet  et  imperio,  debeant  liberi,  et  cum 
ex  huius  modi  concessione  ipsum  feodum  diminuatur  in  nostrorum  et  imperü 
praeiudidum  — ,  eandem  concessionem  sive  libertatem  per  eundem  comitem 
ac  suos  praedecessores  factas  illigitime  earere  viribus  — **). 

*)  Tgl.  Schröder  a.  a.  0.  611  n.  64. 
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Eine  praktische  Anwendung  von  dem  dem  König  durch  den 
Rechtsspruch  zugestandenen  Recht  machte  derselbe,  indem  er  noch 
an  demselben  Tage  dem  Grafen  von  Geldern  gestattete,  von  den 
durch  das  Ffirstengericht  soeben  kassierten  Stadtrechten  soviel 
wieder  zu  erteilen  oder  yorzuenthalten,  als  er  wolle.^  Gewährte 
nunmehr  der  Graf  solche  Freiheiten,  wie  sie  durch  den  Spruch 
Yom  5.  September  rfickg&ngig  gemacht  worden  waren,  so  that 
er  es  jetzt  mit  königlicher  Erlaubnis;  diese  war  aber  in  jenem 
Spruche  gefordert  worden,  wenn  anders  die  erteilten  Zollbefreiungen 
rechtsgBItig  sein  sollten. 

Aehnliche  Bahnen  wie  Heinrich  YII.  schlug  auch  sein  Nach- 
folger Ludwig  der  Baier  ein.  So  machte  er  bereits  vor  der 
Wahl  dem  Erzbischof  von  Trier  1314  September  20  mehrere 
Versprechungen,  unter  anderem  auch  bezfiglich  der  Zölle,  deren 
Erf&Uung  er  in  Aussicht  stellte,  sobald  er  auf  den  Thron  gelangt 
sein  wfirde.  Zunächst  gestattet  er  ihm  und  seinen  Nachfolgern 
in  Boppard  von  jedem  Fuder  Wein  vier  grosse  Tumosen  zu 
erheben;  ausserdem  gesteht  er  ihm  eine  Erhöhung  des  Koblenzer 
Zollbetrages  zu  und  schliesslich  verspricht  er  ihm  keinen  neuen 
ZoU,  sofern  er  nicht  vor  Rudolfs  I.  Tode  bereits  erhoben  worden 
war,  innerhalb  des  erzbischöflichen  Gerichtsbezirkes  und  auch 
nicht  von  Wesel  bis  Hammerstein  zu  errichten  oder  einziehen 
zu  lassen  ohne  des  Erzbischofe  WiUen.*) 

Was  zunächst  den  dem  Erzbischof  zu  Boppard  gewährten 
Zoll  betrifit,  so  wird  Boppard  als  zu  Trier  gehörig  bezeichnet. 
Da  es  froher  Reichszollstätte  war,  so  entsteht  die  Frage,  wann 
es  Trierisch  geworden  ist.  In  dem  Eriegsmanifest  Albrechts  I. 
vom  7.  Mai  1301  wird  unter  den  namentlich  aufgefährten  Zoll- 
stätten Boppard  nicht  erwähnt;  bei  der  Wichtigkeit  dieses  Ortes 
ittr  das  Zollwesen  wäre  es  sicher  geschehen,  wenn  es  damals 
bereits  zu  Trier  gehört  hätte.  Dass  es  frfiher  einer  von  den 
umnitteibar  unter  König  und  Reich  stehenden  Orten  gewesen 
war,  geht  daraus  hervor,  dass  es  uns  so  und  so  oft  als  Reichs- 
zollstätte begegnet;  auch  wird  es  uns  im  Jahre  1156  als  unter 
der  Jurisdiktion  Ludwigs  von  Amstein  stehend  genannt,  der 


*)  Böhm.  Reg.  304.    Kopp  a.  a.  O. 

*)  Winkelmann:  Acta  imperii  med.  II,  774  f.  Kopp  a.  a.  0.  IV,  2,  6S. 
Bieder:  Gesch.  Bayerns  II,  307. 
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diese  im  Namen  des  Kaisers  als  kaiserlicher  Pr&fekt  aasfibte.^) 
Im  Jahre  1300  wurde  dann  dnrch  Albrecht  I.  den  Städten 
Oppenheim,  Boppard,  Wesel  n.  a.  Ulrich  von  Hanau  zum  „ad- 
vocatus  et  praefectus  provincialis  imperii^  gesetzt.*)  Auch  da- 
mals also  unterstand  Boppard  noch  direkt  der  kaiserlichen  Gewalt. 
In  einer  Urkunde  nun  vom  27.  Dezember  1357  sagt  Karl  IV: 
„Wan  seeliger  gedfichtnis  der  durchlauchtige  roem.  kayser  — 
unser  vorfahren  an  dem  heil.  Reich  den  erwnrdigen  unseren 
vettern  seeligen  erzbischofen  Balduino  —  fOr  eine  summe  gelts 
verpfendt  und  verschrieben  haben  Wesell  und  Bopardten,  des 
Reichs  statte  mit  ihrem  zugehör  —  .^')  Hiemach  kam  also 
Boppard  unter  Erzbischof  Balduin  an  Trier.  Dieser  aber  trat 
sein  Amt  im  Jahre  1307  an.  Nun  erfahren  wir  weiter  aus  einer 
Urkunde  Heinrichs  VII.  (1312  Juli  18),*)  dass  dieser  König  in 
Anbetracht  der  Verdienste  Balduins  um  König  und  Reich  ihm 
zur  Belohnung  eine  Summe  von  12000  Pfund  schenkte,  „pro 
quibus  opida  et  castra  nostra  et  imperii  videlicet  Bopardiam  et 
Wesaliam  sibi  obligavimus.^  Im  Jahre  1312  also  fand  die  erste 
Verpfändung  Boppards  an  Trier  statt,*)  aber,  wie  es  in  der  Ur- 
kunde heisst:  „regalibus  et  vassallomm  fidelitatibus  exceptis.  — 
Ex  habundanti  nihilominus  reservamus  nobis  et  imperio  theloneum 
Rheni  et  monetam  nostram  in  opidis  memoratis."  Demnach  waren 
die  Regalien  nicht  in  die  Verpfandung  eingeschlossen,  sondern 
dem  Reiche  vorbehalten  worden.*)  Zu  diesen  gehörte  an  und 
fOr  sich  schon  der  Zoll,  zumal  es  sich  hier  um  einen  Reichszoll 
im  strengsten  Sinne  des  Wortes  handelte.  Dass  er  noch  be- 
sonders aufgefahrt  wird,  beweist,  dass  er  zu  den  wichtigsten 
ReichszOUen   gehörte.     War  aber  eimqa]   die  Stadt  Boppard 


>}  Hontbeim:  Hist.  Trey.  dipl.  1,  575. 

')  Hontheim  a.  a.  0. 

^  ebd.  II.  204. 

*)  Gttntber  a.  a.  0.  m,  nr.  53.  Böhm.  Reg.  500.  Dominicas 
a.  a.  O.  119. 

»)  Einige  Jahre  suYor  (1309  Sept.  28)  hatte  Heinrich  bereits  dem  £n- 
bischof  von  Trier  die  Verwaltung  der  beiden  St&dte  übertragen:  Günther 
a.  a.  0.  in,  nr.  37.  Böhm.  Reg.  172.  Ergänz,  p.  XXXIY.  Dominicas 
a.  a.  O.  77.    Kopp  a.  a.  0.  IV,  1,  31. 

*)  Es  ist  also  nicht  genaa,  wenn  Karl  IV.  1357  die  VerpfSadang  der 
Stftdte  „mit  ihrem  zagehör  and  mit  den  mannen  daselbst'*  erfolgt  sein  Usst. 
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Trieriscli  geworden,  so  ist  es  nur  zu  erklärlich,  dass  der  Erz- 
biscbof  danach  trachtete,  auch  den  dortigen  Zoll  in  seine  Hand 
zu  bekommen,  und  diesem  Wunsche  kam  Ludwig  d^  Baier 
im  Jahre  1314  in  seinen  Wahlversprechungen  entgegen.^)  Der 
Erzbischof  hatte  damit  erreicht,  was  er  wollte.^) 

Ausser  dem  dem  Erzbischof  von  Trier  gemachten  Versprechen 
Ludwigs  bezfiglich  des  Bopparder  Zolles  verdient  vor  allem  das 
weitere  noch  besondere  Beachtung,  wonach  Ludwig  sich  bei  jed^ 
Neuanlage  innerhalb  des  erzbischöflichen  Gebietes  und  zwischen 
Wesel  und  Hammerstein  fortan  nach  dem  Willen  des  Erzbischofs 
richten  will.*)  Darin,  dass  er  dem  Erzbischof  bei  Neueinrichtung 
eines  Zolles  auf  seinem  Gebiete  Bat  und  Stimme  einräumte,  lag 
nichts  Neues;  denn  dieses  Recht  stand  ja  dem  Erzbischof  wie 
allen  geistlichen  Efirsten  seit  dem  Privileg  Kaiser  Friedrichs  n. 
vom  Jahre  1220  zu.  Dagegen  war  es  ein  entschieden  neues 
Zugeständnis  des  Königs  an  den  Erzbischof,  wenn  er  diesem 
eine  Art  Mitregierung  in  Zollangelegenheiten  auch  füjr  Gegenden 
einräumte,  welche  nicht  zu  seinem  Machtgebiet  gehörten. 

Die  von  Ludwig  dem  Erzbischof  damals  erteilte  Konzession 
enthält  einen  doppelten  Sinn.  Zunächst  —  und  das  war  die 
Hauptsache  —  bot  sie  dem  FQrsten  einen  persönlichen,  materiellen 
Vorteil.  Dieser  bestand  darin,  dass  der  Erzbischof  alle  Waren, 
welche  er  durch  jene  Gegenden  führen  würde,  zollfrei  trans- 
portieren konnte.  Wenn  nämlich  der  König  ihm  versprach,  dass 
er  ohne  seine  Zustimmung  in  jenen  Gebieten  keinen  Zoll  neu 
auflegen  wollte,  so  kann  man  sich  die  Sache  zunächst  so  vor- 

^  Wenn  Ludwig  bestimmt:  „quod  idem  archiepiscopus  et  sni  successores 
leTare  possint  et  perdpere  in  Bopardia  seu  eins  districtn  quatnor  thuionen- 
nnm  grossomm  de  qualibet  earrata  vini  et  de  aliis  mercimonüs  per  Beni 
alTeom  traueontibus  hizta  conauetam  taxadonem*',  so  ist  mit  dieser  alten 
Taxe  diejenige  gemeint»  welche  bisher  dem  Bopparder  ReichszoU  xxl  Qmnde 
gelegen  hat.  Die  4  Tnmosen  waren  der  alte  Sati,  welcher  in  Boppard  für 
jedes  Fader  Wein  und  die  anderen  Waren  zu  entrichten  war.  Diese  flössen 
jetzt  aber  nicht  mehr  in  die  Beichskasse,  sondern  waren  an  den  Erzbischof 
la  zahlen. 

*)  Somit  war  Boppard  ganz  in  den  Besitz  yon  Trier  ttbergegangen,  aas 
einer  Reichsstadt  eine  landesherrliche  geworden. 

')  „Item  promittimas,  quod  nullom  theloneum  novum,  quod  receptom 
non  faerit  a  tempore  Rudolfl  citra,  infra  districtom  dus,  iorisdictionem  ant 
condnctum  in  aqua  nee  in  terra  ponemns  nee  redpi  permittemus  nee  etiam 
de  Wetalla  nsqae  ad  Hamerstdn  inohidte  sine  eins  Tohmtate.** 
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stellen,  dass  das  Zustimmungsrecht  des  Erzbischofs  nur  insoweit 
in  Betracht  kam,  als  er  selbst  durch  die  betreffende  neae  Zoll- 
anlage zu  neuen  Abgaben  gezwungen  worden  wäre.  Darin  lag 
natOrlich  immer  eine  Schädigung  seinerseits,  und  so  war  klar, 
dass  er  einer  solchen  Zollerhebung  nie  seinen  Konsens  erteilen 
wfirde;  es  hatte  also  fUr  ihn  dieses  Zugeständnis  den  Wert  einer 
vollkommenen  ZoUbefreiung  in  jenen  Gegenden,  soweit  es  sich 
um  erst  anzulegende  Zölle  handelte.  Nun  wäre  an  sich  denk- 
bar, dass  der  König  von  allen  anderen  ausser  dem  Erzbischof 
neue  Zollabgaben  an  den  betreffenden  Orten  einzufordern  das 
Recht  gehabt  hätte,  ohne  den  Erzbischof  um  seine  Einwilligang 
angehen  zu  müssen.  Allein  das  liegt  keineswegs  in  den  ange- 
führten Worten  Ludwigs;  in  seinen  Wahlyersprechungen  ist  nirfit 
nur  von  einer  Zollfreiheit  des  Erzbischofs  von  Trier  die  Bede, 
sondern  es  heisst  ganz  allgemein,  dass  der  künftige  König  in 
jenen  Gegenden  keinen  neuen  Zoll  einfordern  werde  y,sine  volon- 
täte  archiepiscopi^.  Mit- anderen  Worten:  Der  König  verzichtet 
fOr  einen  bestimmten  DisMkt  im  Reiche  auf  sein  unbeschränktes 
Zolleinsetzungsrecht,  wo  ihm  dasselbe  noch  immer  zugestanden 
hätte;  er  räumt  für  denselben  dem  Erzbischof  von  Trier  Rat 
und  Stimme  bei  allen  künftigen  ZoUanlagen  ein.  Hieraus  er^ 
wuchs  für  den  letzteren  noch  zugleich  in  der  angegebenen  Weise 
ein  materieller  Gewinn.  Denn  es  war  ja  denkbar,  dass  er  seine 
Zustimmung  zu  einem  neuen  Zoll  nicht  völlig  verweigerte,  sondern 
dass  er  sie  in  der  Form  gab,  dass  er  sich  die  Freiheit  von  dem- 
selben zuerkennen  liess.  Der  Erzbischof  gewann  also  in  jeder 
Beziehung,  sowohl  was  seine  Macht  und  seinen  Einfluss  als  auch 
was  seinen  persönlichen  Vorteil  angeht. 

Mit  der  Festsetzung  des  Todesjahres  Rudolfs  I.  (1291)  als 
Norma^ahr  bezüglich  des  Zollbestandes  wird  der  Termin  wieder 
verschoben;  bisher  war  noch  immer  das  Jahr  1250  in  Geltung 
geblieben.  In  der  Aufstellung  dieses  Termines  in  diesem  Zu- 
sammenhange lag  zugleich  noch  ausgedrückt,  dass  das  Versprechen 
des  neuen  Königs  nicht  nur  für  die  Zukunft,  sondern  auch  für 
die  Vergangenheit  gelten  sollte;  denn  Ludwig  bindet  sich  nicht 
nur  bezüglich  aller  erst  neu  einzurichtenden,  sondern  auch  hin- 
sichtlich schon  bestehender,  aber  erst  nach  1291  angelegter  Zölle 
an  den  Willen  des  Erzbischqfs.  Er  verzichtet  auf  die  Weiter- 
erhebung dieser,  sobald  der  Erzbischof  es  wünscht  Bisher  muasten 
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die  Fürsten  und  aUe  fibrigen  Zollinhaber  den  königlichen  VeF- 
Ordnungen  znfolge  alle  nach  einem  bestimmten  Jahre  angelegten 
Zölle  anheben,  soweit  sie  nicht  dem  König  den  Beweis  bei- 
bringen konnten,  dass  ihre  Erhebung  eine  rechtmftssige  gewesen 
sei,  weil  König  nnd  Reich  sie  dazu  ermichtigt  hatte.  Jetzt 
giebt  Ludwig  fOr  gewisse  Gebiete,  in  denen  noch  obendrein  der 
Erzbischof  Ton  Trier  als  solcher  nichts  zu  sagen  hatte,  alle  nach 
1291  eingeforderten  Zölle  auf,  wenn  jener  von  ihrer  Welter- 
erhebung  nichts  wissen  wollte!  So  schränkte  der  in  Aussicht  ge- 
nommene König  sein  Zollrecht  einem  Fürsten  zu  Liebe  ein,  nur 
um  dessen  Stimme  für  seine  Thronkandidatur  zu  gewinnen,  un- 
bekümmert darum,  was  auf  diese  Weise  aus  dem  Recht  und  der 
Macht  des  Königs  werden  würde. 

Wie  Ludwig  dem  Erzbischof  von  Trier  so  umCetssende  Wahl- 
Tersprechungen  machte  und  nachher  auch  bestätigte,^)  so  nahmen 
auch  später  während  seiner  Herrschaft  gerade  Vergabungen  von 
Zollrechten  und  Zollfreiheiten  aller  Art  an  Fürsten  und  Städte 
emen  hervorragenden  Platz  unter  seiner  Thätigkeit  ein.  Da- 
neben aber  widmete  er  sich  doch  auch  wieder  der  allgemeinen 
Regelung  des  Zollwesens.  Er  betrat  hierbei  den  Weg,  welchen 
schon  seine  Vorgänger  seit  langem  eingeschlagen  hatten;  auch 
er  nahm  zur  Eiiichtung  von  Landfrieden  seine  Zuflucht,  welche, 
in  der  Form  von  formlichen  Bündnissen  geschlossen,  nicht  mehr, 
wie  früher,  im  gesamten  Reiche,  sondern,  wie  es  zum  ersten 
Male  unter  Rudolf  I.  üblich  geworden  war,  nur  in  bestimmten 
Landstrichen  ihren  Wirkungskreis  fanden.  Unter  der  Regierung 
Ludwigs  des  Baiem  und  seines  Nachfolgers  wurden  solche  Land- 
friedensbündnisse  teils  mit  teils  ohne  Beteiligung  des  Königs 
etwas  Alltägliches. 

Den  ersten  Landfrieden  verordnete  Ludwig  1317  Juni  22*) 
in  Gemeinschaft  mit  den  Erzbischöfen  von  Mainz  und  Trier,  dem 
König  von  Böhmen  und  anderen  Herren  und  mit  17  rheinischen 


*)  HoBtheim  a.  a.  0.  11,  92,  118.    Böhm.  Beg.  270. 

*)  Laeombl.  a.  a.  0.  III,  118.  Böhm.  a.  a.  0.  nr.  252—268.  Kopp 
a.  a.  0.  IV,  2.  189.  205  f.  Riezler  a.  a.  0.  II,  822.  QeBta  Trevir.  ed. 
Wyttenbach  u.  Müller  11,  cap.  252  S.  287,  wo  es  nngenaaer  Weise 
heiitt:  „totiiis  terrae  pacem  ioramentis  confirmantes**.    ygl.  Ennen  a.  a.  0. 

IV,  BT.  36  IL  88. 
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Städten  f&r  die  Rheingegenden  0  und  auf  die  Daner  von  sieben 
Jahren.  Innerhalb  der  angegebenen  Grenzen,  wozu  noch  die 
Gegenden  Ton  Köln  bis  Antwerpen  kommen,  werden  alle  neuen 
Zölle  aufgehoben,  während  die  alten  fortbestehen  sollten;  darüber, 
welche  ZOlle  die  alten  und  welche  die  neuen  sein  sollten,  findet 
sich  in  der  Landfriedensurkunde  keine  Bestimmung.  Da  aber 
Ludwig  erst  1314  das  Jahr  1291  als  Endtermin  aufgestellt  hatte, 
sollte  ohne  Zweifel  dieser  auch  jetzt  noch  massgebend  sein.  Zum 
festen  Schutz  des  Friedens  wurde  dann  noch,  wie  dies  seit  einiger 
Zeit  angekommen  war,  ein  besonderer  Landfriedenszoll  eingesetzt 
und  fBr  diesen  eine  genaue  Taxe  entworfen.*)  Von  diesem  Zoll, 
dem  einzigen  also,  der,  obwohl  erst  neu  eingesetzt,  doch  gelten 
sollte,*)  sollten  zwei  Drittel  dem  König  und  den  Fürsten,  ein 
Drittel  den  Städten  zufallen.  Von  jenra  wurde  wiederum  ein 
bestimmter  Teil  für  den  Erzbischof  von  Köln  ausgesetzt,  falls 
dieser  sich  an  dem  Landfrieden  beteiligen  würde.  Weigerte  er 
sich  aber  dessen,  wollte  der  König,  unterstutzt  von  den  Fürsten 
und  Städten,  ihn  mit  Gewalt  zur  Anerkennung  des  Friedens 
und  zur  Aufhebung  seiner  Zölle  zwingen.^)  Es  scheint  danach, 
als  ob  der  Kölner  ganz  besonders  wieder  ungerechte  Zollerhebungen 
vorgenommen  hatte,  der  Bund  also  vielleicht  in  erster  Linie 
gegen  ihn  gerichtet  war. 

Am  9.  April  1323  erliess  Ludwig  einen  neuen  Landfrieden 
von  Nürnberg  aus,  der  für  das  ganze  Reich  erlassen  zu  sein 
scheint,  wenigstens  wurden  keine  bestimmten  Grenzen  seiner 
Ausdehnung  in  demselben  aufgestellt.')    Hier  wird  in  der  Yer- 


1)  „Ton  Herde  ^Hördt)  obirth&lp  Spire  bis  ze  Collen.'* 

*)  Dieselbe  wurde  bereits  in  die  Landfriedensurkunde  selbst  aufgenommen ; 
dennoch  erliess  der  König  einige  Tage  später  (1317  Juni  24)  noch  eine  be- 
sondere Urkonde,  die  sich  nur  mit  diesem  LandfriedenszoU  und  der  Art  seiner 
Erhebung  befasste  (Ennen  a.  a.  0.  IV,  nr.  42). 

*)  Natürlich  nur  für  die  Dauer  des  Landfriedens :  ,,Wann  aoeh  die  sihen 
jar  uzchoment,  so  sol  derselbe  zol  auch  gar  absin  unde  mit  nihte  furbaz  weren.'^ 

^)  Dieselbe  Strafe  droht  jedem,  der  trotz  des  Friedens  einen  Zoll  zu 
erheben  sucht  oder  sonst  diesen  bricht.  Zur  kräftigeren  Durchführung  der 
Friedenssatzungen  wird  eine  besondere  Bundesbehörde  eingesetzt,  bestehend 
aus  14  Mitgliedern  und  einem  Hauptmann;  sie  sollten  allmonatlich  zusammen- 
k<Mnmen  und  ttber  die  Friedensstörer  richten. 

»)  Nene  Sammlung  I,  43.  Böhm.  Reg.  569.  Regesta  Boica  VI,  91. 
Kopp  a.  a.  0.  V,  1,  26. 


Digitized  by 


Google 


127 

ffigang  hinsichtlich  der  Zölle  der  Termin,  der  die  Grenzscheide 
zwischen  den  alten  und  neuen  Zöllen  bilden  sollte,  abermals 
verschoben.  Nicht  mehr  das  Jahr  1291,  sondern  das  Tode^ahr 
Heinrichs  YII.  (1313)  soll  fortan  massgebend  sein.  Trotz  dieser 
mehrfachen  Versuche,^)  den  Beisenden  und  Handeltreibenden 
Sicherheit  des  Verkehrs  zu  verschaffen,  gelang  es  nicht,  dem 
ZoUnnwesen,  wie  es  vor  allem  am  Rhein  eingerissen  war,  zu 
steuern.  Es  wurden  immer  wieder  neue  Zollverbote  erforderlich. 
Ein  solches  erliess  der  König  1332  Februar  5  bezfiglich  der 
Rheinzölle  und  speziell  desjenigen  zu  Rheinfels,^)  um  den  viel- 
fachen Beschwerungen  des  Verkehrs  am  Rhein  abzuhelfen.') 
Darum  werden  die  Zölle  alle  entweder  auf  ihren  alten  recht- 
mässigen Betrag  reduziert  oder  ganz  beseitigt;  vor  allem  ergeht 
an  den  Grafen  von  Katzenellenbogen,  an  welchen  der  König 
damals  schreibt,  die  Aufforderung,  den  Zoll  zu  Rheinfels  abzu- 
thun.  Es  wird  nicht  nur  von  den  ungerechten  und  neuen  Zöllen 
hier  gesprochen,  wie  das  sonst  meist  geschah,  sondern  das  könig- 
liche Verbot  erstreckt  sich  gleichmässig  auf  alle  Zölle.  Es  war 
also  eine  ziemlich  radikale  Massregel,  welche  der  König  ergriff, 
und  welche  an  das  Vorgehen  Albrechts  I.  im  Jahre  1301  er- 
innert. Dennoch  aber  ging  die  Forderung  Albrechts  viel  weiter 
als  diejenige  König  Ludwigs.  Einmal  nämlich  wai*  das  Kriegs- 
manifest Albrechts  gegen  alle  Fürsten  im  Reiche,  besonders  aber 
gegen  alle  rheinischen  Grossen  gerichtet;  die  Verfügung  Ludwigs 
dagegen  ist  zwar  auch  für  die  ganze  Rheingegend  erlassen, 
hauptsächlich  aber  trifft  sie  nur  den  einen  rheinischen  Fürsten, 
an  den  allein  deshalb  auch  die  Urkunde  sich  wendet,  den 
Grafen  Wilhelm  von  Katzenellenbogen.  Sodann  begnügte  sich 
Albrecht  nicht  damit,  die  Zölle  nur  abzulassen,  worauf  sich 
Ludwig  beschränkte,  sondern  er  verlangte  den  Besitz  der  Zölle 


^  So  schlössen  1323  April  24  fttnf  rheinische  Städte  einen  Landfrieden 
fttr  die  Gegend  von  Strassharg  bis  Bingen:  Lünig:  dtsch.  Reichsarehiv  Xm, 
6.  Böhm.  Reg.  244,  90.  Diesen  bestätigte  der  König  1325  Hai  6  Böhm. 
Reg.  814  u.  Landfrieden  92. 

*)  Günther  a.  a.  O.  III,  1,  311  nr.  189.  Böhm.  Reg.  1428.  Kopp 
4.  a,  0.  V,  2,  344. 

*)  ,,wizse,  daz  wir  angesehen  haben  den  gebresten,  den  der  Ryn  bisher 
gehabt  hat  von  uherigen  lastnng  wegen  der  zoUe,  die  man  nf  dem  Rjn  ge« 
nommen  hat»  davon  anch  der  Ryn  sere  verslagen  ist  gewesen/' 
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für  sich  und  das  Reich  zurfick,  dem  sie  allein  ihren  Ursprang: 
verdankten.  Darauf  legte  Ludwig  offenbar  keinen  Wert  mehr,*) 
sondern  ihm  war  es  nur  um  das  oberste  Aufsichtsrecht  zu  than, 
das  er  allerdings  auch  hinsichtlich  der  Verringerung  und  Auf- 
hebung der  Zölle  handhabte.  Im  letzten  Falle  aber  handelte 
es  sich  nur  um  eine  definitive,  totale  Beseitigung  der  Zölle;  da- 
gegen bestand  die  Verfügung  Albrechts  in  einer  Zurficknahme 
der  vom  Reich  an  die  Fürsten  vergabten  Zollst&tten  an  das 
Reich,  in  einer  zeitweiligen  Einziehung  derselben,  die  bis  zu 
einer  eventuellen  neuen  Vergabung  ihre  Gfiltigkeit  behalten  sollte. 
Diese  aber  blieb  vom  guten  Willen  des  Königs  abhängig. 

Aus  der  weiteren  Regierung  Ludwigs  des  Baiem  haben  wir 
keinen  gesetzgeberischen  Akt  dieses  Königs  von  irgend  welcher 
Bedeutung  zu  erwähnen.  Am  22.  Juli  1332  kam  es  abermals 
zu  einem  Landfrieden  für  die  Rheingegend,  der  wohl  nichts  als 
eine  Wiederaufnahme  des  1323  April  24  von  einigen  Städten 
allein  geschlossenen  und  am  5.  Mai  1325  vom  König  bestätigten 
Landfriedensbundes  war.  Denn  er  wurde  für  dieselbe  Gegend 
von  Strassburg  bis  Bingen  erlassen  und  enthielt  dieselben  Be- 
stimmungen, kraft  deren  alle  ungerechtenZöUe  aufgehoben  wurden.*) 
Nochmals  wurde  dieser  Landftiede  mit  derselben  Ausdehnung 
und  mit  denselben  Bestimmungen  sowie  mit  Einsetzung  eines 
Landfriedenszolles  zu  Mainz  1334  November  30  aufgenommen.') 

Aus  den  vielen  Landfrieden  Ludwigs  des  Baiem  erkennt 
man,  dass  es  ihm  mit  der  Herstellung  des  Reichsfriedens  ernst 
gewesen  ist.  In  diesen  Landfrieden  kam  auch  das  oberste  Aaf- 
sichtsrecht  des  Königs  über  das  Zollwesen  zum  Ausdruck.  Wir 
sehen,  dass  der  König  allein  die  Gesetzgebung  auf  diesem  G-e- 
biete  in  seiner  Hand  hatte.  Infolge  dessen  hat  er  zu  bestimmen, 
welche  Zölle  im  Reiche  zu  erheben,  und  welche  aufzugeben  sind ; 
im  Zusammenhang  damit  erfolgt  die  Aufstellung  eines  bestimmten 
Normaiyahres,  welches  für  die  Verwaltung  des  Zollwesens  von 
Wichtigkeit  war. 


«)  Tgl.  Cod.  Moenofr.  498.   Böhm.  Reg.  1030.  Kopp  a.  a.  0.  V.  1,296. 

')  Lehmann:  Chronica  der  freyen  Reichs  Statt  Speier  ed.  IV.  S.  680. 
Böhm.  Reg.  S.  91  nr.  1477.  S.  244  nr.  101.    Kopp  a.  a.  0.  V,  2,  847. 

*)  Schreiher:  Urkhuch.  der  Stadt  Freibarg  I,  2,  308.  Böhm.  Reg. 
S.  245  nr.  105.  ygl.  Würdtweln:  nova  suhsidia  IV,  283.  Böhm.  Reg.  1845. 
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Der  König  hatte  aber  nicht  bloss  das  Recht,  festzustellen, 
welche  Zölle  erhoben  werden  durften,  sondern  auch  ihre  Höhe 
zu  bestimmen  und  zu  kontrollieren.  Dies  zeigt  sich  darin,  dass 
er  1332  Februar  5  alle  Zollerhöhungen  beseitigt,  und  dass  er 
1314  die  Höhe  des  dem  Erzbischof  von  Trier  übertragenen 
Bopparder  Zolles  festsetzt 

Auch  das  Recht  der  Zollanlage  kam  dem  König  noch  immer 
zu,')  freilich  mit  erheblichen  Einschränkungen:  seit  der  ersten 
Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts  war,  wie  wir  wissen,  der 
König  hierbei,  sobald  die  landesherrlichen  Gebiete  von  der  Zoll- 
anlage getroffen  wurden,  an  die  Zustimmung  ihrer  Herren  ge- 
bunden.*) 

Einen  weiteren  Beleg  dafür,  dass  der  König  noch  zu  der 
Zeit,  von  welcher  wir  reden,  die  gesetzliche  Kontrolle  über  die 
Zölle  im  Reiche  zu  führen  hatte,  bietet  uns  noch  die  Thätigkeit 
Friedrichs  des  Schönen,  des  Gegenkönigs  Ludwigs  des  Baiern. 
Dieser  bestätigte  nämlich  dem  Erzbischof  Heinrich  von  Köln, 
welcher  für  ihn  dieselbe  Rolle  spielte  wie  der  Erzbischof  von 
Trier  für  Ludwig,  und  welcher  deshalb  mit  den  reichsten  Gnaden- 
bezeugangen  des  Königs  ausgestattet  wurde,')  1314  November  27 
die  alten  Rheinzölle  von  Andernach,  Bonn  und  Neuss;  er  zog 
aber  dessen  drei  Zölle,  welche  er  wenigstens  zu  gewissen  Zeiten 
in  Rees,  Xanten  und  Berke  erheben  durfte,  in  einen,  nunmehr 
dauernd  und  zwar  in  Berke  einzutreibenden  zusammen.^) 


*)  So  wollte  Ludwig  einen  neuen  Zoll  zn  seinem  und  des  Reiches  Be 
d&rfnis  wenigstens  für  eine  gewisse  Zeit  am  Rhein  bei  Lahnstein  erheben 
lassen  (1318  Nov.  8:  Böhm.  Reg.  S.  271  nr.  2633).  1335  Sept.  25  beurkundet 
er,  dass  «wir  Yon  unseren  kayserlichen  gewalt  einen  zol  gegeben,  gemacht 
und  gesetset  haben  ze  Hämerstein  uf  dem  Ryn''  (Günther  HI,  1,  332). 
Böhm.  Reg.  106,  1707.    Hammerstein  war  aber  Reichszollstätte. 

*)  Als  Ludwig  den  erwähnten  Lahnsteiner  Zoll  erheben  lassen  will, 
fügt  er  die  Versicherung  hinzu,  dass  er  durch  denselben  weder  sich  noch 
dem  Reich  noch  einem  Dritten  irgend  ein  Recht  des  Eigentums,  der  Herr- 
schaft oder  des  Besitzes  anzumassen  oder  zu  gewähren  beabsichtige.  Lahn- 
stein lag  im  erzbischöflich  trierischen  Gebiet.  Offenbar  war  jenes  Versprechen 
des  Königs  die  Bedingung,  unter  welcher  der  Erzbischof  seine  erforderliche 
Zustimmung  zu  dem  Zolle  zu  geben  bereit  war«  Eine  dauernde  Vermehrung 
des  Zollbesitzes  des  Reiches  hätte  er  nun  und  nimmermehr  zugelassen. 

*)  Lacomblet  a.  a.  O.  m.  103  f.    Böhm.  Reg.  S.  292  nr.  258. 

*)  Lacombl.  a.  a.  O.  III,  104.    Böhm.  Reg.  a.  a.  0. 

W  •  t  s  •  1 ,  Dm  ZoUrMlit  der  d«iikMh«ii  KSnl«*.  9 
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Zu  dieser  Massregel  sah  sich  der  König  veranlasst,  weil 
durch  die  Vielheit  der  Zölle  und  vor  allem  dadurch,  dass  diese 
auch  Über  die  eigentlich  gesetzliche  Zeit  hinaus  gegen  alles 
Becht  eingezogen  waren,  die  Eaufleute  schwer  bedruckt  wurden. 
Diese  von  dem  König  vorgenommene  Aenderung  mit  den  Zöllen 
des  Kölners  hatte  wenigstens  den  grossen  Vorteil  für  sich,  dass 
sie  ungesetzlichen  Ausschreitungen  des  Erzbischofs  ein  Ende 
machte  und  einen  geregelten  Zustand  herstellte.  Die  Kaufleate 
wussten  jetzt  ganz  bestimmt,  wie  sie  daran  waren,  und  hatten 
nicht  mehr  mit  ungewissen  Zuständen  zu  rechnen.  Dass  für 
sie  eine  materielle  Erleichterung  in  dieser  königlichen  Verfügung^ 
lag,  lässt  sich  kaum  annehmen.  Denn  der  neue,  für  immer  fortan 
in  Berke  einzutreibende  Zoll  muss  ein  entsprechendes  Aequivalent 
für  die  beiden  aufgehobenen  gewährt  haben.  Sonst  hätte  ja  eine 
Schädigung  des  Erzbischofs  darin  gelegen,  und  dieser  hätte  unter 
keinen  Umständen  seine  Zustimmung  zu  der  Aendemng  gegeben, 
ohne  welqhe  dieselbe  nicht  durchführbar  gewesen  wäre.^) 

1318  Februar  10  erliess  Friedrich  (III.)  abermals  eine  Ver- 
ordnung zu  Gunsten  des  Erzbischofs  von  Köln.  Einige  rheinische 
Städte,  welche  sich  angeblich  zur  Erhaltung  des  Landfriedens 
„sub  cuiusdam  prave  conspirationis  velamine^  verbündet  hatten, 
hatten  Zölle  zu  Koblenz,  Bemagen  und  Köln  eingesetzt.  Diese 
sollte  der  Erzbischof  jetzt  aufheben  und  die  ihm  einst  zu  Andernach 
und  Bonn  verliehenen,  nun  aber  von  jenen  Städten  „ausu  nefario^ 
bestrittenen  Zölle  wieder  erheben.*) 

Der  Landfriede,  von  welchem  Friedrich  hier  spricht,  ist 
vermutlich  kein  anderer  als  der  1317  Juni  22  von  König  Ludwig, 
einigen  Fürsten  und  mehreren  rheinischen  Städten  errichtete.*^ 
Wir  erinnern  uns  nämlich,  dass  der  König  damals  für  die  Friedens- 
zwecke einen  besonderen  Landfriedenszoll  errichtete,  über  den 
er  am  24.  Juni  eine  besondere  Verfügung  erliess.  In  dieser 
wurde  derselbe  auf  die  drei  Orte  verteilt:  Koblenz,  Bemagen 
und  Köln.*)    Ferner  sahen  wii-,  dass  der  Friede  wahrscheinlich 


*)  Darum  sagt  auch  der  König  ausdrficklich,  dass  die  Kassation  der 
Zölle  in  Rees  und  Xanten  erfolgte:  «de  ipsius  archiepiscopi  et  ecclesie  sue 
consensu.'* 

*)  Lacombl.  a.  a.  0.  III,  137.    Böhm.  Reg.  Add.  UI,   385  nr.  345. 

•)  Tgl.  oben  S.  126  f. 

*)  Wiükelm.:  Acta  imp.  ined.  seculi  XIII  et  XIV.  II,  nr.  468. 


Digitized  by 


Google 


131 

besonders  gegen  den  Erzbischof  von  Köln  gerichtet  war,  dem 
im  Falle  seiner  Nichtbeteilignng  an  demselben  mit  zwangsweiser 
Anfhebong  seiner  Zölle  gedroht  wnrde.  JedenfaUs  hatte  sich 
nmi  der  Erzbischof  von  diesem  Friedensbnnde  ferngehalten;  der- 
selbe war  ja  von  König  Ludwig  ausgegangen,  zu  dessen  An- 
hängern er  nicht  zählte.  Infolge  dessen  wurde  jedenfalls  die 
Drohung  vom  22.  Juni  1317  ausgeführt,  da  sich  Friedrich  der 
Schöne  in  seiner  Urkunde  Über  die  durch  die  Städte  beseitigten 
Zölle  des  Kölners  beschwert.^)  Darin  erblickte  er  nicht  nur 
eine  dem  Erzbischof,  seinem  lieben  Fürsten,  der  „columpna  imperii^ 
angethane  Ungerechtigkeit,  welche  er  sfihnen  musste,  sondern 
auch  eine  Beeinträchtigung  seiner  eigenen  königlichen  Gewalt,') 
welche  er  nicht  ungeahndet  lassen  durfte.  Hatte  er  doch  selbst 
1314  November  27  jene  Zölle  zu  Andernach  und  Bonn  dem 
Erzbischof  bestätigt,  und  nun  sollte  diese  seine  Anordnung  durch 
jenen  Friedensbund  rückgängig  gemacht  werden!  Das  konnte  er 
nicht  dulden  und  darum  kassiert  er  die  von  den  Städten  1317 
getroffene  Massregel.  Freilich  verschweigt  er  hierbei  die  That- 
sache,  dass  dieselben  nicht  auf  eigene  Hand  jenen  Landfrieden 
verkündigt  hatten,  sondern  dass  dieser  seine  Entstehung  der  An- 
regung König  Ludwigs  verdankte,  und  die  Städte  also  nur  in 
dessen  Auftrage  handelten.  Aber  dieser  König  existierte  ja  fttr 
ihn  gar  nicht,  also  fehlte  auch  dem  Landfrieden  in  seinen  Augen 
jede  Berechtigung.  Man  sieht  an  diesem  Beispiel,  wie  das  Beich 
anter  den  Folgen  der  Doppel  wähl  von  1314  zu  leiden  hatte,  und 
wie  schwer,  ja  wie  geradezu  unmöglich  eine  erspriesslicheBegelung 
der  Zustände  im  Reiche  war,  wo  es  zwei  Rivalen  auf  dem  Throne 


.^  Weshalb  eigentlich  die  Aufhebung  seiner  ZöUe  vom  Kölner  Erz- 
biachof  Terlangt  wnrde,  können  wir  nicht  mehr  erkennen.  Ein  Unrecht  beging 
er  mit  ihrer  Eintreibung  doch  nicht,  da  bereits  Heinrich  Vn.  ihm  dieselbe 
wieder  gestattet  hatte  (vgl.  oben  S.  118).  Erkannte  man  vielleicht  diese 
Verfftgung  Heinrichs  YII.  nicht  an,  etwa  weil  sie  infolge  der  Einmischung 
des  Papstes  in  diese  Verhältnisse  zu  stände  gekommen  war,  und  betrachtete 
man  deshalb  noch  immer  die  Urkunde  Albrechts  I.  vom  24.  Oktober  1302 
(oben  S.  112>))  als  rechtsgültig?  Oder  hatte  sich  der  Erzbischof  bei  diesen 
ZOUen  neue  Ungesetzlichkeiten  zu  Schulden  kommen  lassen,  etwa  durch  un- 
erlaubte Erhöhungen? 

*)  Friedrich  sagt :  «tanto  gravius  ferimus,  quanto  contemptibilius  contra 
nostram  maiestatem  regiam  hec  sunt  acta"  und  weiter:  .in  sacri  romani 
imperii  et  nostrae  regiae  maiestatis  contemptum". 

9^ 
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gab;  von  diesen  erklärte  jeder  die  Verordnungen  des  anderen 
für  ungültig  und  nicht  bindend!  — 

Aus  der  Regierungszeit  König  Ludwigs  hatten  wir  den  einen 
Fall  zu  erwähnen,  in  welchem  er  bezüglich  der  Zolleinsetzung 
in  den  Gegenden  von  Hammerstein  bis  Wesel  sich  dem  Willen 
des  Erzbischofs  von  Trier  fügen  zu  wollen  verspricht;  wollte  er 
doch  dort  nur  mit  dessen  Zustimmung  einen  neuen  Zoll  auf- 
richten.^) Eine  Anerkennung  dieses  von  Ludwig  dem  besagten 
Erzbischof  gewährten  Rechtes  erhielt  dieser  durch  Ludwigs  Nach- 
folger Karl  IV.  1346  November  25.*)  Karl  hob  nämlich  damals 
alle  seit  Heinrichs  VII.  Tode  (1313)  ohne  Vorwissen  des  Erz- 
bischofs zu  Wasser  und  zu  Lande  angelegten  Zölle  auf.  Diese 
Zollregulierung  erfolgte,  nicht  wie  es  in  den  älteren  Zeiten  üblich 
gewesen  war,  weil  der  Verkehr  und  der  Handel  unter  den  neuen 
Zöllen  zu  leiden  hatten,  auch  nicht  deshalb  etwa,  weil  sie  wegen 
der  ihnen  fehlenden  königlichen  Genehmigung  nicht  gesetzlich 
waren,  sondern  der  König  hob  sie  auf,  weü  sie  „ohne  Vorwissen 
des  Erzbischofs^  gesetzt  worden  waren.  Karl  IV.  beseitigte 
damals  aus  diesem  Grunde  nicht  nur  die  rheinischen  Zölle,  über 
welche  der  Erzbischof  wenigstens  soweit  mitzusprechen  hatte, 
als  sie  sein  besonderes,  an  einem  Teil  des  Rheinstromes  gelegenes 
Gebiet  berührten;  ferner  hob  er  auch  nicht  nur  diejenigen  in 
den  Gegenden  des  Niederrheins  auf,  für  welche  König  Ludwig 
ihm  bereits  1314  einen  Einfluss  eingeräumt  hatte,  sondern  schlecht- 
weg alle  Zölle  im  Reiche,  welche  der  Zustimmung  des  Erzbischofs 
bei  ihrer  Anlage  nicht  teilhaftig  geworden  waren.  Angesichts 
dieser  Aeusserung  des  Königs  könnte  man  zu  der  Vermutung 
gefuhrt  werden,  dass  der  Trierer  Erzbischof  vielleicht  infolge 
seiner  Stellung  als  Kurfürst  dieses  Mitregierungsrecht  in  Zoll- 
sachen erhalten  habe,  welches  ihm  für  die  niederrheinischen  Ge- 
biete bereits  Kaiser  Ludwig  eingeräumt  hat.  Freilich  wurde 
damals  (1314)  die  Gewährung  dieses  Rechtes  nicht  mit  dieser 
Würde  des  Erzbischofs  begründet,  aber  wahrscheinlich  ist  ihre 
Veranlassung  doch  in  dieser  zu  suchen.  Mit  der  dem  Erzbischof 
1346  zu  teil  gewordenen  Bestätigung  dieses  Rechtes  erhielt  er 


»)  vgl.  oben  S.  121  f. 

•)  B<}hm.-Haber:  Reg.  Karls  IV.  nr.  264.  Dominicas  a.a.  O.  S.  465. 
Werunsky:  Geach.  Kaiser  Karls  IV.    II.  1.  76f. 
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zugleich  die  Anerkennung  seiner  GQltigkeit  für  das  ganze  Reich. 
Dafür,  dass  nicht  der  Erzbischof  von  Trier  als  einziger  Kurfürst 
im  Besitze  dieses  so  wichtigen  Rechtes  war,  sondern  dass  es 
alle  Kurfürsten  erhalten  hatten,  scheint  eine  andere  Urkunde 
Karls  lY.  (vom  30.  September  1350)  zu  sprechen.  In  dieser 
fordert  nämlich  der  König  die  Stadt  Strassburg  auf,  den  Pfalz- 
grafen Rudolf  nicht  an  der  ihm  gewährten  Einziehung  eines  Zolles 
an  ii^end  einer  Stelle  seines  Landes  zu  hindern,  da  er  diesen 
„mit  willen  unser  und  des  heiligen  reichs  kunQrsten  —  ofheben 
und  nemen  müge."*)  Der  Wille  des  Königs  und  der  Kurfürsten 
stehen  hier  als  vollkommen  gleichwertig  nebeneinander.  Ohne 
Zustimmung  der  Kurfürsten  hätte  der  König  danach  die  Anlage 
jenes  Zolles  nicht  genehmigen  dürfen. 

Was  hat  es  nun  mit  diesem  hier  erwähnten  kurfürstlichen 
Konsens  ffir  eine  Bewandnis?  Bevor  wir  diese  Frage  be- 
antworten, wollen  wir  erst  noch  auf  einige  andere,  hierfülr  in 
Betracht  kommende  Urkunden  aus  der  Zeit  Karls  lY.  einen 
Blick  werfen. 

Zunächst  beauftragte  Karl  1347  September  30  den  Erz^ 
bischof  von  Trier,  da  viele  Klagen  ober  neue,  durch  manche 
Fürsten  und  Edele  eingezogene  Zölle  und  über  unrechtmässige 
Erhöhung  von  alten  Zöllen,  namentlich  am  Rhein,  vor  ihn  ge- 
bracht waren,  im  Namen  des  Königs  durch  geeignete  Mittel 
auf  Ermässigung  der  Zölle  zu  denken.  Um  den  anderen  Fürsten 
em  vorbildliches  Muster  zu  geben  und  sie  dadurch  zu  veranlassen, 
ihrerseits  alle  Ungesetzlichkeiten  zum  Besten  des  Gemeinwohles 
einzustellen,  sollte  der  Erzbischof  seine  eigenen  Zölle,  deren 
Mehrung  ihm  gestattet  war,  nach  Massgabe  des  allgemeinen 
Interesses  ordnen.^)  Es  war  eigentlich  des  Königs  Sache,  dem 
vielfach  wieder  eingerissenen  Zollunwesen  kraft  seines  könig- 
lichen Zollrechts  zu  steuern.  Dass  er  in  diesem  Falle  darauf 
verzichtet  und  mit  der  Regelung  der  Angelegenheit  einen  seiner 
Fürsten  betraut,  der  wahrscheinlich  selbst  durch  übertriebene 
Zollforderungen  zu  jenen  erwähnten  Erlagen  Yeranlassung  ge- 
geben hatte,  jetzt  aber  zu  einem  Yerhalten  nach  dem  sehr 
zweifelhafte^   Massstab   des    allgemeinen   Wohles    aufgefordert 


J)  Lttnig:  dtsch.  Reichsarchiv,  pars  specialis  Gontin.  lY.  Tom.  U,  736. 
*)  vgl.  Dominicas  a.  a.  0.  S.  480.    B9hm.-Buber  nr.  359. 
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wird,  ist  ein  bedenkliches  Zeichen  fiir  die  Auffassung  des  Königs 
von  seinen  Pflichten.  Der  Erzbischof  von  Trier  spielt  überhaupt 
unter  Karls  Regierung  eine  grosse  Rolle.  Am  3.  October 
desselben  Jahres  1347  gab  Karl,  wie  es  ausdrttcklich  heisst, 
unter  Balduins  von  Trier  Einwirkung  seine  Zustimmung  zu  den 
Lothringischen  Zöllen,  welche  zu  Landftiedenszwecken  an  be* 
stimmten  Orten  erhoben  wei-den  sollten.  0 

Diese  ganz  aussergewöhnliche  Bevorzugung  des  Trierer 
Erzbischofs  hebt  an  mit  dem  Regierungsantritt  Heinrichs  YII; 
und  nimmt  unter  Karl  lY.  einen  immer  grösseren  Umfang  an. 
Ohne  Zweifel  war  sie  eine  Folge  der  Verwandtschaft  des  Erz- 
bischofs Balduin  mit  dem  Herrscherhause  der  Lfltzelburger. 
Sie  erreichte  ihren  Höhepunkt,  als  Karl  im  Jalire  1348  Januar  16 
den  Erzbiscfaof  zu  seinem  offiziellen  Stellvertreter  ernannte;  seinen 
Anordnungen,  unter  anderem  auch  besonders  auf  dem  Glebiete 
des  Zollwesens,  gewährleistete  er  im  voraus  seine  Genehmigung.^) 

Obschon  nun  Karl  IV.  seinen  Fürsten  gegenüber,  vor  allem 
aber  bei  dem  Erzbischof  von  Trier,  sehr  freigiebig  mit  der  Ver- 
leihung von  Rechten  in  Zollsachen  verfbhr,  obwohl  unter  ihm 
zum  ersten  Mal,  soviel  wir  sehen,  nämlifth  bei  dem  Zoll  des 
Pfalzgrafen,  von  der  gleichsam  notwendigen  Zustimmung  der 
Kurfürsten  bei  der  Zollanlage  die  Rede  war,  hielt  der  König 
doch  auf  der  anderen  Seite  an  dem  alten  Grundsatz  fest,  dass 
bei  jeder  Zolleinsetzung  die  königliche  Verfügung  oder  Ge- 
nehmigung die  Hauptsache  war.  Dies  zeigt  sich  in  seiner 
Urkunde  vom  8.  Februar  1349,  in  welcher  er  der  Stadt  Köln 
das  Versprechen  leistet,  ^niemals  zwischen  Mainz  und  Köln  einen 
neuen  Zoll  errichten  oder  eine  Erhöhung  eines  alten  Zollbetrages 
vornehmen  zu  wollen;*)  beides  lag  also  für  gewöhnlich  und 
rechtlich  noch  in  seiner  Macht.  Ein  anderes  Mal  gebietet  Karl 
der  Stadt  Oppenheim,  dass  sie  es  verhindern  helfe,  dass  jemand 
—  man  beachte,  dass  er  ganz  allgemein  und  ausnahmslos  von 
Jemand^  spricht  —  einen  Zoll  „ane  unser  loube**  einziehe,  ein 


>)  Dominicas  a.  a.  O.  n.  1.    B9m.-Hub.  nr.  363. 

*)  Tgl.  Dominicas  a.  a.  O.  S.  484.  Böhm.-Hab.  a.  a.  O.  nr.  560. 
Weransky  a.  a.  0.  II,  l,  108  f. 

>)  LacombL  a.  a.  0.  III,  876.  Böhm.-Hub.  851.  Weransky  a.  a.0. 
S.  156  f.    Tgl.  Btthm.-Hnb.  2195  (1365  Joli  25).    Reg.  Boica  YIII,  326. 
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Gebot,  welches  er  am  17.  Februar  1350  fOr  Mainz,  Worms  und 
Speier  wiederholt.^)  Man  sieht  daraus,  dass  ffir  jeden  gültigen 
Zoll  die  königliche  Erlaubnis  noch  immer  das  Haupterfordemis 
war.  Auch  in  der  am  25.  November  1346  zu  Gunsten  Triers 
erlassenen  Urkunde  behält  Karl  sich  und  seinen  Nachfolgern 
das  Recht  der  Zollanlage  vor,  nur  dass  er  demselben  Trier  die 
Auszeichnung  erteilt,  von  allen  solchen  neuen  Zöllen  stets  frei 
zu  sein. 

In  allen  diesen  Fällen  spricht  der  König  von  seinem  Becht 
der  Zollanlage  oder  Zollerhöhung,  ohne  eine   etwaige  Anteil- 
nahme an  demselben  seitens  der  Kurffirsten  auch  nur  mit  einem 
Worte    zu  berflhren.     Und    doch   glaubten  wir    einer   solchen 
wenigstens  einmal   zu  begegnen.     Wie  ist  dieser  Widerspruch 
zu  lösen?   Meines  Erachtens  in  der  Weise,  dass  man  von  einem 
wirklichen   kurfürstlichen  Rechte  in  dieser  Beziehung  in  dem 
Sinne    wenigstens  gar  nicht   sprechen   kann,   dass   der  König 
infolge  der  veränderten  Rechtsanschauung  verpflichtet  gewesen 
wäre,  die  Kurfürsten  um  ihre  Zustimmung  zu  einer  Neuanlage 
eines  Zolles  zu  ersuchen.     Wo  er  dieses  Recht  diesem  oder 
jenem   Kurfürsten  gewährte,  war  es  eine  besondere  Vergüns- 
tigung,  die   diesem   zu   teil   ward.     Im    umfassendsten  Masse 
wurde  eine  solche,  wie  wir  sahen,  dem  Erzbischof  von  Trier 
geschenkt.     Wenn  bezüglich   des   dem  Pfalzgrafen   gewährten 
neuen  Zolles  von  dem  Willen  des  Königs  und  der  Kurfürsten 
die  Rede  ist,  so  handelt  es  sich  hier  um  einen  Zoll,  der  im 
pfalzgräflichen  d.  h.  kurfürstlichen  Gebiet  erhoben  werden  sollte. 
Vielleicht  hatten  also  die  Kurfürsten  das  Recht  erhalten,  ihre 
Stimme  mit  in  die  Wagschale  legen  zu  dürfen,  wo  ein  kur- 
fürstliches   Territorium    von    der   Zollanlage    betroffen    wurde. 
Jedem  einzelnen  Kurfürsten  stand  ja  als  solchem  hinsichtlich 
seines  Gebietes  das  Recht   der  Zustimmung   zu;   hatten  doch 
dieses  die  Fürsten  insgesamt  sowohl  weltlichen  wie  geistlichen 
Standes  in  der  Zeit  der  letzten  Hohenstaufen  erhalten.     Da- 
gegen aber,  dass  der  König  auch  für  andere  als  kurfürstliche 
Oebiete  an  die  Zustimmung  der  Kurfürsten  in  ihrer  Gesamtheit 
gebunden  gewesen  wäre,  sprechen  die  angeführten  Stellen,  in 


')  Schaab:   (^esch.  des  grossen  rheinischen  Städtebandes  II,    900. 
B5hm.-Hab.  122^. 
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welchen  Karl  IV.  nur  von  seinem,  des  Königs  Becht  der  Zoll- 
einsetzung  und  Zollgenehmigung  redet,  ein  Recht  der  Hit- 
wirkung aber  seitens  der  Kurfürsten  nicht  erwähnt. 

Freilich  verspricht  Karl  am  16.  Dezember  1355  dem  Grafen 
Adolf  von  Nassau,  dass  er  im  Besitz  der  ihm  verschriebenen 
zwei  Tumosen  vom  Zolle  zu  Bacherach  und  der  zwei  zu 
Lahnstein  bis  zu  seiner  Schadloshaltung  bleiben  soll,  auch  wenn 
er,  der  Kaiser,  und  die  Kurfürsten  die  Zölle  am  Rhein  mindern 
sollten. 0  Hier  scheint  der  König  wiederum  von  dem  kurfOrst- 
liehen  Willen  als  einem  massgebenden  Faktor  in  Zollsacben  zu 
reden;  denn  wenn  auch  der  Rhein  vielfach  kurfürstliches  Gebiet 
durchfloss,  so  berührte  er  doch  auch  anderes.  Auch  für  dieses 
scheinen  die  Kurfürsten  nach  dieser  Urkunde  ein  Recht  der 
Mitwirkung  besessen  zu  haben.  Der  Sachverhalt  aber  war  j 
wohl  der,  dass  der  König  thats&chlich  die  Einwilligung  der  i 
Kurfürsten  zu  seinen  Zollanlagen  oder  Zollerhöhungen  einholte, 
ohne  rechtlich  dazu  genötigt  zu  sein.  Früher  pflegten  bereits 
die  Hohenstaufen  bei  allen  wichtigen  Regierungsgeschäften  sich 
des  Konsenses  der  Fürsten  zu  vergewissem  und  nur  im  Ein- 
verständnis mit  ihnen  zu  verfahren,  ohne  dass  dabei  von  einer 
rechtlichen  Nötigung  geredet  werden  konnte.  Die  Stellung, 
welche  damals  noch  alle  Fürsten  dem  König  und  seiner  Re- 
gierung gegenüber  einnahmen,  ging  nach  der  Konsolidierung  des 
Knrfürstenkollegiums  auf  die  Kurfürsten  über.  So  mögen  denn 
seitdem  die  Könige  sich  bei  wichtigen  Regierungsfragen,  unter 
diesen  also  auch  hinsichtlich  der  Zollverhältnisse,  mit  diesen  ins 
Einvernehmen  zu  setzen  gesucht  haben,  obwohl  auch  ohne 
dasselbe  ihre  Anordnungen  Gesetzeskraft  besassen.  Bekanntlich 
waren  seit  Rudolf  I.  gewisse  Regierungshandlungen  der  Könige 
gesetzlich  an  die  Zustimmung  der  Kurfürsten  gebunden,  welche 
dieselben  in  eigens  darüber  ausgestellten  Urkunden,  den  soge- 
nannten Willebriefen,  aussprechen  mussten.  Das  war  der  Fall 
überall  da,  wo  es  sich  um  Yeräusserung  von  Reichsgut  durch 
den  König  handelte.  Zu  diesem  aber  gehörten  auch  die  Zoll- 
stätten. In  der  früher  unbeschränkten  Verfügung  der  Könige 
über  diese  also,  in  ihrer  Verleihung  an  andere  waren  sie  seitdem 
an  die  Einwilligung  der  Kurfürsten  gebunden.    Dass  ein  gleiches 


^)  Schliephake:    Gesch.  von  Nassau  Bd.  IV,  S.  309. 
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Rechtsrerhaitais  aber  auch  bezüglich  der  Zollanlage  gegolten 
habe,  scheinen  die  angezogenen  Urkunden  Karls  lY.  aus- 
zoschliessen,  welche  die  einzige  Rechtsquelle  der  Zölle  in  der 
königlichen  Anordnung  erblicken.  Danach  werden  wir  nicht 
anders  sagen  können,  als  dass  die  Errichtung  neuer  Zollstätten 
im  Reiche  durchaus  Sache  des  Reiches  geblieben  war,^)  wenn 
auch  vielleicht  die  Könige  thats&chlich  auch  hierbei  die  Zu- 
stimmung der  Kurffirsten  eingeholt  oder  dem  einen  oder  anderen 
von  ihnen  das  Recht  derselben  eingeräumt  haben  mögen  und 
zwar  letzteres  als  eine  besondere  Auszeichnung,  wie  das  offenbar 
Jei  dem  Erzbischof  von  Trier  der  Fall  war. 

Ffir  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  scheint  vor  allem  zu 
sprechen,  dass  in  dem  grossen  Staatsgmndgesetz  Karls  IV., 
welches  einen  in  jeder  Beziehung  fest  geregelten  Rechtszustand 
schaffen  sollte,  in  seiner  goldenen  Bulle  vom  Jahre  1356,  mit 
kemem  Wort  von  einem  solchen  Mitregierungsrecht  der  Kur- 
fürsten in  Zollsachen  die  Rede  ist.  Wäre  ihnen  ein  solches 
emgeräumt  gewesen,  so  wäre  das  gänzliche  Verschweigen  des- 
selben durch  die  goldene  Bulle  unerklärlich;  gesteht  diese  doch 
sonst  den  Kurffirsten  ein  ganz  besonderes  Zollrecht  zu.  Das 
neunte  Kapitel  nämlich  derselben,')  welches  die  Ueberschrift 
trägt:  „De  auri,  argenti  et  aliarum  spederum  mineris,^  fiberweist 
ihnen  einige  der  wesentlichsten  alten  königlichen  Reservatrechte, 
nämlich  die  Regalien  der  Bergwerke,  der  Salinen,  des  Juden- 
schatzes und  der  herkömmlichen  Zölle.  Der  Besitz  der  letzteren 
nnd  die  Einkaufte  aus  ihnen  werden  ihnen  in  der  Weise  zu- 
erkannt, dass  alle  diejenigen  Zölle  ihnen  gehören  sollen,  welche 
bisher  in  ihren  Territorien  gesetzt  und  welche  sie  und  ihre 
Vorgänger  in  gesetzlicher  Weise  zu  erheben  gewohnt  sind.') 
Es  fragt  sich,  was  alles   unter   den  Begriff  der  gesetzlichen 


')  Tgl.  Schröder  a.  a.  0.  S.  679  N.  37. 

*)  bei  Harnack:  Das  KarfürstenkoUeginm  bis  zur  Mitte  des  14.  Jhds. 
S.  221. 

')  «statuinins  —  qnod  saccesiores  nostri  Boemie  reges  necnon  nniTersi  et 
singuli  principes  electores  ecclesiastici  et  seculares,  qni  perpetno  faerint,  — 
tbelonea  in  praeterito  statuta  et  indicta  percipere  (possint)  qaodqne  pro- 
geoitores  nostri  reges  Boemie  —  ipsiqne  principes  electores  ac  progenitores 
rt  praedecessores  eonim  legitime  potnerint  usque  in  praesens." 
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hören.O  Eine  Zeitgrenze  ffir  diese  wird  nicht  angegeben,  aber 
zweifelsohne  wurde  das  Jalir  1313  weiter  fortgeführt,  welches 
Karls  YerfQgang  vom  Jahre  1346  erst  als  Normaljahr  genannt 
hatte.«) 

Wie  wir  auch  in  den  vorauf  liegenden  Zeiten  neben  den  im 
Auftrage  des  Königs  oder  doch  unter  seiner  Beteiligung  ge- 
schlossenen Bünden  solche  trafen,  welche  nur  von  lokalen  Mächten 
ausgingen  gleichsam  zur  Ergänzung  der  königlichen  Thätigkeit, 
so  veibanden  sich  auch  jetzt  1354  September  24  Trier,  Köln 
und  Mainz  in  solchem  Schutzbündnis  gegen  ungerechte  Zoll- 
erhebungen.*) Diesem  Bunde  sprach  Karl  lY.  seine  Billigung 
aus;  denn  1356  Januar  4  belobte  er  den  Erzbischof  von  Köln 
wegen  seiner  Bemühung  um  den  Landfrieden  und  gestattete  ihm 
als  Ersatz  für  die  Kosten,  welche  er  dadurch  gehabt  hatte,  von 
jedem  Kaufmann  oder  Reisenden,  der  sein  Oebiet  berührte,  an 
einem  Orte  seines  Distriktes  einen  einmaligen  Zoll  zu  erheben.^) 
Der  König  war  nicht  mehr  im  stände,  seine  Pflichten  hinsichtlich 
der  Herstellung  von  Ruhe  und  Sicherheit  im  Reiche  allein  zu 
eiiüllen,  sondern  er  war  dabei  auf  eine  thatkräftige  Mitwirkung 
seiner  Grossen  angewiesen.  Wo  ihm  diese  zu  teil  ward,  da  ist 
er  auch  sofort  mit  der  Belohnung  und  Anerkennung  bei  der 
Hand. 

Trotz  aller  Versuche  aber  war  es  unmöglich,  den  ungerechten 
ZoUerpressungea  gerade  am  Rhein,  der  Haiq^tverkehrsstrasse  im 
Reiche,  ein  definitives  Ende  zu  bereiten.  Die  Regelung  der  trüb- 
seligen Zustände   an   diesem  Strome   blieb  nach  wie  vor  ein 


*^  Lünig  a.  *,  O.  ToL  II  (P.  sp.  Cont.  D  p.  SO.  Bohm.-Hnli.  1373. 
Weraaskj  a.  a.  O.  n.  344.  Lehnann  a.  a.  O.  706.  Dieser  Landfriede 
war  woU  eine  Enevctmng  desjemg»  Ladwig«  des  Baien  tob  1S3S  JaK  2S. 

«)  Tgl.  obea  &  13i. 

*)  Hoatheim  II,  189.  B5ha.  Reg.  Relws,  912.  LacomVL  IH 
416—19.  TgL  Günther  III«  1,  ar.  9&I.  B5ha.  Rc«.  Ladwa.  311,  nr. 
3«&  a.  Add.  m,  417  ar.  436. 

^  LacomVL  a.  a.  O.  IIL  459.  Diese  VeHagaag  kielet  einen  waüeren 
BfJec  datar.  dass  aieMaad  im  Reicbe.  also  aacli  aickt  die  Laadeabema  ohne 
weitewa  ae«e  2$üe  erbeWa  daiflea,  aoadeni  dass  sie  daia  der  ktaiglickeii 
SnaMitifuig  Wtarftea,  dasa  also  aar  der  KSaig  ac«e  SiUe  ad^fta  koaate. 
Daivi  «A^  kier  Karl  aa$dr«cklirk«  dass  der  aaae  Zoll  deai  Enkiickof 
,att<^t<»riute  ao^tra  iaipenali*'  gvviJut  werde. 
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brennendes  Bedfirfiois.  So  wurde  bereits  auf  den  November  1355 
ein  grosser  Hoftag  nach  NQmberg  berufen,  von  dem  wir  freilich 
nichts  weiter  wissen,  als  dass  unter  anderem  auch  die  Minderung 
der  Rheinzdlle  einen  Hauptgegenstand  seiner  Beratung  abgeben 
sollte.*) 

Man  sieht,  wie  Karl  bemfiht  war,  auf  dem  Wege  der  Gesetz- 
gebung einigermassen  geregelte  Zustände  auf  dem  Gebiete  des 
Zollwesens  herzustellen.  Seine  Thätigkeit  aber  nach  dieser  Seite 
hin  unterscheidet  sich  in  nichts  von  derjenigen  seiner  Vorgänger. 
Auch  insofern  leistete  sie  nichts  Neues,  als  Karl  keinen  neuen 
Endtermin  für  die  alten,  gültigen  Zölle  aufteilte,  sondern  viel- 
mehr den  durch  Ludwig  den  Baiern  eingeführten,  nämlich  das 
Jahr  1313,  beibehielt. 


S  e  h  1  U  S  S. 

Wir  stehen  am  Schlüsse  unserer  Betrachtung.  Wir  haben 
die  Entwickelung  des  königlichen  Zollrechtes  und  seine  Be- 
thätigung  von  den  ältesten  Zeiten  des  deutschen  Königtums  bis 
zu  dem  wichtigen  Jahre  1356  verfolgt.  Es  dürfte  nicht  un- 
zweckmässig sein,  die  Hauptresultate  der  Untersuchung  noch 
einmal  kurz  hervorzuheben. 

Wir  sahen,  dass  in  den  ältesten  Zeiten  des  merowingischen 
und  karolingischen  Königtums  der  Zoll  durchaus  Begal,  das 
Zolbecht  ein  ausschliesslich  dem  König  zustehendes  Reservatrecht 
gewesen  ist.  Diese  Eigenschaft  desselben  äusserte  sich  in 
folgenden  Hauptpunkten: 

1.  der  König  war  der  Eigentümer  aller  Zollstätten  im 
Reiche  und  der  aus  ihnen  fliessenden  Einkünfte.  Als 
solchem  stand  ihm  die  freie  Yerittgung  über  die  Zoll- 
plätze zu. 

2.  Der  König  allein  hatte  das  Recht,  neue  Zollstätten  an- 
zulegen oder  alte  zu  verlegen  oder  aufzuheben. 


>)  Bö  hm. -Hub.  2284ft.  Heinr.  v.  Dissenh.  ap.  Böhm.  fönt.  lY, 
101.  Heinr.  Rebd.  ebd.  642  ad  annom  1366.  vgl.  Vfenker:  Apparatüs  et 
mstroetas  archlTorom  206  f. 
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3.  Als  oberster  ZoUherr  hatte  der  König  allein  daa  Becht 
und  die  Macht,  Gesetze  allgemeinerer  Art  fUr  die  Oi^- 
nung  und  Begelang  der  Zollverhältnisse  zu  erlassen. 

Blicken  wir  nach  diesen  drei  Gesichtspunkten  auf  die  Ent- 
wickelang des  königlichen  Zollrechtes  zurück,  so  ist  nicht  zu 
verkennen,  dass  es  hinsichtlich  des  ersten  Punktes  seine  grösste 
Veränderung  erfahren  hat. 

Zunächst  fand  schon  in  den  ältesten  Zeiten  eine  Schmälerung 
des  Besitzstandes  an  Zöllen  dadurch  statt,  dass  die  Nutzniessung 
der  Zollstätten  oder  überhaupt  das  Becht  über  sie  von  den 
Königen  zuerst  geistiichen,  dann  aber  auch  weltlichen  Fürsten 
oder  den  Städten  lehenweise  oder  zu  vollem  Eigentum  über- 
tragen wurden.  Damit  wurden  die  Einkünfte  aus  jenen  der 
königlichen  d.  h.  der  Beichskasse  entzogen.  Hiei'zu  kam,  dass 
von  den  Königen  den  Fürsten  jeglichen  Standes,  den  Städten, 
Klöstern,  Abteien,  Stiftern  auch  noch  an  dieser  oder  jener  Zoll- 
stätte oder  gar  im  ganzen  Beiche  Zollfreiheit  gewährt  wurde, 
worin  ebenfalls  eine  Beeinträchtigung  der  Einkünfte  des  Beiches 
lag.  Wenn  nun,  wie  bemerkt,  die  Vergabung  von  Zollhebestellen 
an  andere  zum  Teil  nur  lehnweise  erfolgte,  so  konnte  doch  auch 
bei  ihren  Inhabern  infolge  der  gewohnheitsmässigen  Einziehung 
der  Zollbeträge  der  Glaube  entstehen,  dass  sie  erbliche  Besitzer 
derselben  wären  und  als  solche  frei  mit  ihren  Zöllen  schalten 
und  walten  könnten.  Dieser  Anschauung  wurde  insofern  ent- 
gegengewirkt, als  die  Zollinhaber  von  Zeit  zu  Zeit  duix^h 
Bechtssprüche  daran  erinnert  wurden,  dass  sie  dem  Beiche  ver- 
antwortliche Lehenträger  waren,  dass  dieses  doch  noch  der 
eigentliche  Besitzer  war,  dessen  Eigentum  sie  durch  Verände- 
rungen irgend  welcher  Art  nicht  schmälern  durften.  Ueberhaupt 
aber  war  das  Beich  und  sein  Vertreter  ermächtigt,  eben  weil 
sie  ursprüngliche  Eigentümer  waren,  ihr  altes  Becht  des  Besitzes 
selbst  wieder  in  Anspruch  zu  nehmen.  Dies  geschah  überall 
da,  wo  der  König  in  eigener  Person  an  irgend  einem  *Zollplatz 
erschien.  Freilich  wurde  dieses  Begalienrecht,  vermutlich 
durch  Friedrich  I.,  insofern  beschränkt,  als  es  seitdem  nur  noch 
bei  Hoftagen  in  Kraft  treten  sollte.  Später  scheint  das  Becht 
auch  in  dieser  Form  völlig  aufgegeben  zu  sein;  denn  nach  dem 
Interregnum  finden  w  keine  einzige  Urkunde  der  Könige,  in 
welcher  sie  dasselbe  für  sich  beansprucht  hätten. 
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Was  die  freie  Yerfflgbarkeit  der  Könige  über  die  Zölle  im 
Reiche  angeht,  so  erfuhr  diese  dadurch  eine  Einbusse,  als  die 
Gültigkeit  der  hier  einschlägigen  königlichen  Verordnungen  seit 
dem  12.  Jahrhundert  erst  durch  den  nicht  wohl  zu  umgehenden 
Konsens  der  Fürsten  besiegelt  wurde.  Aus  dieser  gewohnheits- 
mässig  eingeholten  Zustimmung  aller  Fürsten  zu  den  ZoU- 
vei^abungen  der  Könige  wurde  dann  später  ein  ausschliesslich 
kurfürstliches  Recht. 

Während  hierdurch  eine  Beschränkung  des  alten  königlichen 
Rechtes  eingetreten  war,  blieb  dieses  hinsichtlich  der  Zollanlage, 
also  hinsichtlich  des  zweiten  von  uns  aufgestellten  Hauptpunktes, 
in  der  alten  Weise  unverändert  bestehen;  wenigstens  hing  die 
Rechtsgültigkeit  eines  Zolles  von  der  königlichen  Ermächtigung 
seiner  Erhebung  ab,  und  durfte  niemand  im  Reiche  ohne  diese 
Zölle  einfordern.  Freilich  war  der  König  andererseits  bei  der 
Zollanlage,  sobald  diese  innerhalb  eines  landesherrlichen  Gebietes 
stattfinden  sollte,  seit  dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  an  die 
Zustimmung  der  betrefifenden  Landesherren  gebunden;  bezüglich 
der  Zollerrichtung  auf  Reichsgebiet  aber  war  der  König  bis 
zuletzt  durch  nichts  gehindert,  vor  allem  nicht  etwa  durch  ein 
Konsensrecht  der  Kurfürsten,  von  dem  bei  ihnen  ausserhalb 
ihrer  Territorien  überhaupt  keine  Rede  sein  kann.  Hier  aber 
stand  es  ihnen  nicht,  weil  sie  Kurfürsten  waren,  sondern  schon 
kraft  jener  grossen  Fürstenprivilegien  aus  dem  13.  Jahrhundert 
zu.  Im  übrigen  ist  auch  bei  ihnen  zu  beachten,  dass  sie,  die 
durch  die  goldene  Bulle  zu  bleibenden  Inhabern  der  in  ihren 
Gebieten  üblichen  Zölle  gemacht  wurden,  auf  welche  das  Reich 
jeden  Anspruch  für  immer  aufgab,  doch  zu  jeder  Veränderung 
ihres  Zollbestandes  der  Billigung  des  Königs  bedurften; 
wenigstens  glaubten  wir  dies  aus  den  Bestimmungen  der 
goldenen  Bulle  herauslesen  zu  können.  Es  machte  eben  jeden 
neuen  oder  im  Betrage  veränderten  Zoll  erst  die  königliche 
Genehmigung  rechtskräftig.  Weil  jeder  Zoll  als  vom  König 
ausgehend  angesehen  wurde,  konnte  dieser  auch  wiederum  die 
Beseitigung  der  Zölle  verfügen,  wie  das  im  umfassendsten 
Masse  Albrecht  I.  gethan  hatte.  Natürlich  waren  ilie  kur- 
ffirstlichen  Zölle  seit  1356  hiergegen  gesichert. 

Hinsichtlich  der  Gesetzgebung  endlich  auf  dem  Gebiete  des 
Zollwesens  war  alles  beim  alten  geblieben.     Nur  der  König 
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konnte  allgemein  gfiltige  Gesetze  betrefis  der  Zollverhältnisse 
erlassen.  Kraft  dieses  Rechtes  kontrollierte  er  die  Höhe  der 
Betrftge,  welche  niemand  eigenm&chtig  erhöhen  durfte.  Er  führte 
femer  darfiber  die  Aufsicht,  dass  nur  gesetzmässige  Zölle  er- 
hoben würden,  und  drang  darauf,  dass  man  alle  anderen  auf- 
hob. Die  Th&tigkeit  des  Königs  ist  aber  nicht  bloss  darauf  be- 
schränkt, darfiber  zu  wachen,  dass  nur  bestimmte  Zollabgaben 
eingetrieben  wurden  —  das  wäre  schliesslich  nichts  weiter,  als 
was  Lamprecht  als  Polizei  bezeichnet  — ,  sondern  dieselbe  trägt 
einen  entschieden  gesetzgeberischen  Charakter  an  sich,  indem 
sie  die  Zollverhältnisse  durch  fortwährende  Verschiebung  des 
Endtennines  der  alten  Zölle  zu  regeln  sucht.  Diese  unausgesetzte 
Aufstellung  von  neuen  Normaljahren  kann  man  kaum  noch  bloss 
Zollpolizei  nennen.  Die  Könige  halten  bis  zuletzt  an  ihrem 
alten  Oberaufsichtsrecht  und  dem  Recht  der  Gesetzgebung  in 
Zollsachen  fest,  dem  zufolge  sie  Anordnungen  auch  bezOglich 
der  Zolltarife  treffen,  denen  sich  jeder  zu  f figen  hat.  In  diesem 
Sinne  standen  die  Könige  auch  fiber  den  Landesherren. 

Das  alte  königliche  Oberzollrecht  war  in  seiner  Ausfflhrung 
manchen,  nicht  unerheblichen  Schranken  unterworfen,  aber  damit 
doch  keineswegs  als  solches  gänzlich  beseitigt  worden.  Der 
oberste  Zollherr  war  auch  noch  am  Schluss  unserer  Epoche  der 
König,  obschon  er  hier  und  da  sein  Recht  mit  den  Fürsten 
teilte.  Unter  diesen  hatten  schliesslich  am  meisten  die  Kur- 
fürsten gewonnen;  aber  auch  ihnen  gegenüber  war  das  Recht 
des  Königs  doch  noch  das  höhere. 
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Vorwort 

Nachstehende  Abhandhmg  hat  zum  Zweck,  eine  „Wiilschafts- 
und  Finanzgeschichte  der  Reichsstadt  Überlingen  am  Bodensee 
in  den  Zeiten  des  30jährigen  Krieges"  einzuleiten.  Desshalb 
wurden  hier  in  einem  I.  Capitel  die  einschlägigen  verfassungs- 
geschichtlichen Fragen  und  was  aus  der  mittelalterlichen 
Wirtschafts-  und  Finanzgeschichte  Überlingens  eruirbar  war,  ein- 
leitend behandelt  und  in  einem  II.  und  III.  Capitel  die  haupt- 
sächlichsten Grundlagen  der  Überlinger  Privatwirtschaften 
und  der  Stadthaushalt,  seine  Quellen  und  sein  Ertrag,  in 
thunlichst  ausffthrlicher  Weise  dargestellt.  Das  Ganze  schliesst 
eine  Kritik  der  städtischen  Finanzverwaltung. 

Damit  sollte  die  Basis  gewonnen  werden,  von  der  aus  sich 
in  einer  späteren  Arbeit,  (für  die  die  Archivmaterialien  ge- 
sammelt und  die  statistischen  Berechnungen  in  der  Hauptsache 
gemacht  sind),  die  so  viel  beklagten  „Gräuel  des  30jährigen 
Krieges",  in  specie  die  elementaren  Veränderungen,  die  dieser 
in  den  materiellen  Existenzbedingungen  der  Überlinger  Fa- 
milienwirtschaften und  im  öffentlichen  Haushalt  herbeiführte, 
soweit  möglich  mit  der  Exactheit  mathematischer  Beweisführung 
aufzeigen  liessen. 

Dass  hiezu  gerade  die  Stadt  Überlingen  am  Bodensee 
gewählt  wurde,  hatte  seinen  Grund  einerseits  in  dem  Wunsche 
des  Verf.,  den  Stoff  seiner  Arbeiten  der  Geschichte  seines 
engeren,  badischen  Vaterlandes  zu  entnehmen,  und  andererseits 
darin,  dass  in  Überlingen  sich  ein  im  Auftrage  der  badischen 
historischen  Commission  vor  wenigen  Jahren  neugeordnetes  Archiv 
vorfand,  wodurch  die  Arbeit  wesentlich  erleichtert,  wenn  nicht 
überhaupt  erst  möglich  wurde.  Auch  schien  es  sachlich  bei 
einer  derartigen  Untersuchung  angezeigt,  zunächst  mit  den  ein- 
facheren Formen  städtischen  Lebens,  wie  sie  Überlingen  darbot, 
ZQ  beginnen;  und  ausserdem  kann  die  Stadt  Überlingen  als  typische 
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RepräsentADtin  gelten  für  die  gi'osse  Menge  kleinerer  Reichs- 
städte, deren  Stadtcharakter  weniger  in  ihren  Wirtschaftsver- 
hältnissen, als  in  ihrer  politisch-rechtlichen  Sonderent wicklang 
zum  Ausbau  kam. 

Über  die  methodischen  Grundsätze,  die  den  Verf.  geleitet 
haben,  ist  am  betreffenden  Ort  im  Text  oder  in  Anmerkung-en 
jeweils  das  Nötige  ausgeführt.  Hier  sei  nur  bemerkt,  dass  die 
Fussnoten  des  I.  Capitels  in  knappster  Form  die  Beweisführung 
für  die  im  Texte  vertretenen  Ansichten  enthalten,  so  zwar,  dass 
die  Schlussfolgeningen  des  Verf.,  ohne  dass  diese  selbst  in 
extenso  vorgelegt  würden,  quellenmässig  doch  mit  Leichtigkeit 
nachzuprüfen  sind.  Da  speciell  auf  dem  Gebiete  der  älteren 
Überlinger  Geschichte  und  Verfassungsgeschichte  sich  schlechter- 
dings nichts  vorgearbeitet  fand,  was  auf  wissenschaftlichen  Wert 
hätte  Anspruch  machen  können,^)  so  musste  der  Verf.  hiebei 
sich  häufig  mit  vorläufigen,  manchmal  hypothetischen  Resultaten 
begnügen. 

Und  gleich  ungünstig  lagen  die  Dinge  auf  dem  finanz- 
wirtschaftlichen Gebiet,  nur  dass  hier  zum  wenigsten  eine  reichere 
und  einheitlichere  Überlieferung  zu  Gebote  stund,  die  allerdings 
nur  vereinzelt  über  die  Mitte  des  16ten  Jahrhunderts  zurückreicht. 
Lediglich  mit  Rücksicht  auf  diesen  letzteren  Punkt  wurde  der 
Rahmen  der  finanz-  und  wirtschaftsgeschichtlichen  Untersuchungs- 
periode rückwärts  mit  dem  Jahr  1550  begrenzt;  vorwärts  geht 
die  Darstellung  bis  1628,  d.  i.  bis  zum  Eintritt  Überlingens  in 
eigentlich  kriegerische  Verwicklungen. 

Benutzt  sind  für  die  Arbeit  fast  ausschliesslich  Archiv- 
quellen, in  erster  Linie  die  städtischen  Archive:  das  Über- 
linger Stadtarchiv  (citirt  Arch.)  und  das  Spitalarchiv.  Ferner 
die  Chroniken  der  städtischen  Leopold- Sophienbibliothek  und 
ausserdem  ein  für  Überlingens  Geschichte  wertvolles  Mscr.  des 
Königl.  Bayr.  Allgemeinen  Reichsarchivs  in  München. 

Die  Archivnummern  des  Stadtarchivs  wurden  in  der  Art 
gekürzt,   dass   die   erste  Zahl  jeweils   den  Archivkasten,    die 


*)  Abgesehen,  selbstverständlich,  von  den  interessanten  geschlechter- 
nnd  häusergeschichtlichen  Arbeiten  H.  Sevins  und  einer  gehaltreichen 
kriegsgeschichtlichen  Abhandlung  L.  Muchows,  denen  aber  für  des  Verf. 
Zwecke  nur  einzelne  Notizen  entlehnt  werden  konnten. 
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zweite  die  Lade,  die  dritte  die  betreffende  Fascikelnummer  be- 
deutet; für  die  Urkunden  des  Spitalamts  kamen  nur  Lade  und 
Fascikelnummer  in  Betracht.  Wo  keine  Auszeichnungen  ange- 
geben wurden,  wie  bei  Rats-  und  Missivprotocollen,  sind  die 
citirten  Archivalien  in  Schränken  oder  sonst  im  Rathause  zu 
Überlingen  verwahrt. 

Endlich  erübrigt  dem  Verf.  noch  die  angenehme  Pflicht, 
allen,  die  bei  seiner  Arbeit  ihm  mit  Rat  und  Hilfe  zur  Seite 
stunden,  vornehmlich  seinem  hochverehrten  Lehrer,  Herrn  Pro- 
fessor Dr.  Eugen  von  Philippovich  zu  Freiburg  i.  Br.,  und 
Herrn  Bürgermeister  Maurus  Betz  in  Überlingen,  der  in  zuvor- 
kommendster Weise  ihm  die  städtischen  Archive  zugänglich  machte, 
auch  an  dieser  Stelle  aufrichtigen  Dank  auszusprechen. 

Ichenheim  a.  Rhein,  Weihnachten  1801. 

Der  Verfasser, 
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I.  Capitel. 

Yerfftssungs-  und  wirtschaftsgeschiehtliehe  Einleitung. 


Die  Geschichte  der  Stadt  Überlingen  am  Bodensee  reicht 
hinauf  in  das  Zeitalter  Karls  des  Grossen,  sie  hebt  urkundlich 
mit  dem  Jahre  770  an. 

Damals  war  Überlingen  ein  königlicher  Fronhof,^)  eine 
königliche  Domäne,  (vielleicht  in  administrativer  Abhängigkeit 
von  der  benachbarten  Kaiserpfalz  Bodman),  und  hatte  als  solche 
die  durch  das  Karolingische  capitulare  de  villis  imperialibus 
hinlänglich  bekannte  hofrechtliche  Villenverfassung.  Dann  ver- 
schwindet der  Königshof  Überlingen  wieder  aus  der  Geschichte 
bis  zum  Jahre  1191,  durch  volle  400  Jahre  sind  uns  die 
Schicksale  Überlingens  unbekannt.*) 


0  Eine  Urkunde  der  Abtei  St.  Gallen  vom  9.  August  770  führt 
l'beiiingen  als  Ausstellungsort:  actum  Iburinga  villa  publica  (Urk.  B.  d. 
Abtei  St.  GaUenvI,  56)  und  ebenso  erwähnt  die  um  771  niedergeschriebene 
Vita  S.  Galli  (Wattenbach,  Deutschi.  Gesch.  Quellen  im  Mittelalter  I,  114) 
eine  villa  Iburninga  (Mon.  Germ.  S.  S.  II,  10).  Der  Zusatz  publica  in 
der  Urk.  v.  770  beweist  die  Zugehörigkeit  Überlingens  zum  königlichen 
Fisens.  cfr.  du  Gange,  Gloss.  med.  et.  inf.  lat.  s.  v.  villae  publicae,  quae 
ad  fiscum  regium  pertinent. 

•)  Aus  Mangel  älterer  Urkunden,  die  bei  einem  Stadtbrand  a.  1279 
zu  Grund  gingen,  (cfr.  X.  Staiger:  Die  Stadt  Überlingen  a.  Bodensee  1859 
pag.  118).  Die  Vermutung  Staigers:  grössere  Partien  des  städtischen  Archivs 
seien  damals  nach  St.  Gallen  geflüchtet  worden,  wo  sie  honte  noch  auf- 
bewahrt würden,  ist,  wie  Herr  Dr.  G.  Scherrer,  Stiftsarchivar  in  St.  Gallen, 
die  Güte  hatte  mir  sub  27.  Okt.  18««  mitzuteilen,  unrichtig.  Ebenso  ent- 
behrt die  weitere  Behauptung  Staigers  1.  c.  pag.  122:  Überlingen  sei 
ursprünglich  im  Besitze  der  Weifen  gewesen  und  von  diesen  durch  Erb- 
vertrag an  die  Staufer  gekommen,  jeglichen  Beweises. 

Sohftftr,  WlrtiehAltt-  o.  Flnansfesohloht«  der  BaioliMUdt  t^berliniTAD*      1 
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Erst  mit  Ausgang  des  12.  Jahrhunderts  betreten  wh* 
einigermassen  sichern  Boden.  Vom  Jahr  119P)  ab  erscheint 
die  Grundherrschaft  der  Staufer  in  Überlingen  urkundlich 
gesichert,*)  und  ebenso  zweifellos  geht  aus  derselben  Urkunde 
bereits  für  jene  Zeit  der  Stadtcharakter  Überlingens  hervor. 
Der  Königshof  hatte  sich  also  —  und  dies  ist  wohl  das  wichtigste 
Factum  aus  der  im  übrigen  dunkeln  Vorgeschichte  Überlingens  — 
im  Laufe  der  Jahrhunderte,  vermutlich  im  12ten  Jahrhundert, 
zu  einem  städtischen  Gemeinwesen ,  zur  Stadt  Überlingen 
erweitert. 

Diesen  Stadtentwicklungsprocess  haben  wir  uns  ähnlich 
wie  beim  Radolfszeller  Stadtrecht  zu  denken,  über  dessen  Einzel- 
heiten eine  neuerdings  entdeckte  Urkunde*)  sehr  instructiven 
Aufschluss  giebt. 

Die  alte  Hofansiedelung  Überlingen,  die  villa  Tburinga  lag 
etwa  auf  demselben  Platz,  wo  heute  das  Dorf*)  Überlingen 
steht,  also  nördlich  von  der  Stadt,  die  am  Seeufer  sich  ausdehnt, 
landeinwärts  den  Abhang  hinauf,  dem  Weiler  Aufkirch  zu. 

Unterhalb  derselben  breitete  sich  ursprünglich  herrschaft- 
liches Bauland,  das  sog.  Salland  bis  an  den  See  aus. 

Daraus  wurde,  wahrscheinlich  im  12.  Jahrhundert,  zum 
Zwecke  der  Markt  grün  düng  nach  Einholung  der  königlichen 
Erlaubnis  (sofern  die  Marktgründnng  nicht  von  den  Stauferkaisern 


')  cfr.  ZoitJ«chr.  f.  d.  Gesch.  d.  Oberrheins  (in  der  Foljre  Oberrh.  Z. 
citirt)  Bd.  3f>  pag.  6H  und  Oi>.  Frk.  (ohne  nähere  Datirung)  vom  Jahr  1191. 
Dieselbe  erwähnt  in  ihrer  Zeui;enrcihe  einen  minister  ducis,  d.  i.  eine« 
Amman  Herzog  Friedrichs  von  Schwaben,  auf  den  im  Text  der  Urk.  als 
illustris  dux  Suevie  Bezug  genommen  wird.  Die  Existenz  eines  Ammans, 
„des  den  älteren  Städten  charakteristischen  Vorstandes",  (cfr.  F.  L.  Banmaim 
Gesch.  d.  AUgäus  I,  318),  verbürgt  den  Stadtcharakter  Überlingens. 

-)  Wobei  aber  die  Frage,  ob  Überlingen  zum  Haus-  oder  Krongut 
der  Staufer  gehörte,  die  von  dem  Nachweis  des  Rechtstitels  unter  welchem 
die  Staufer  t'berlingen  angetreten  haben,  abhängt,  vorerst  unentschieden 
bleiben  muss;  was  übrigens  verfassungsgeschichtlich  auch  belanglos  sein 
dürfte,  da  ein  principieller  Unterschied  in  der  Verwaltung  von  staufischei« 
Krön-  und  Hausgut  u.  W.  nirgends  nachgewiesen  wurde. 

^)  Publicirt  und  erklärt  von  A.  Schulte,  Oberrh.  Z.  Bd.  44.  pag.  141  ff. 

*)  H.  Sevin.     Teberl.  Häuserbuch  1H90  pag.  119. 
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selbst  ausging)  ein  bestimmtes  Gelände  —  das  Weicbbild  der 
heutigen  Stadt  Überlingen  —  ausgeschieden,  um  den  neu- 
anzusiedelnden Marktcolonisten  als  Marktplatz  und  Hofstätten 
zu  dienen.*) 

Die  Urkolonisten  des  Marktplatzes  oder  der  Stadt  Über- 
lingen, unter  denen  natürlich  der  mittelalterliche  Handelsmann 
xorc'iJoyTQv,  der  Jude,^)  nicht  fehlte,  rekrutirten  sich,  wie  die 
späteren  Patriziemamen  zeigen,^)  aus  den  Bewohnern  der 
benachbarten  Dörfer  und  Flecken.  Auch  eilten  die  Klöster 
der  Umgegend,  allen  voran  die  Cistercienserabtei  Salem  und 
das  Kloster  Wald^),  an  dem  gewinnverheissenden  Marktunter- 
nehmen sich  zu  beteiligen.  Sie  erhielten  gegen  einen  jährlichen 
Zins*)  (zur  Anerkennung  der  Obereigentumsrechte  des  Markt- 
herm)  bestimmte  Grundstücke,  „Hofstätten",   als  freies  und 


*)  Dieser  Vorgang,  die  Güterleihe  zu  Marktrecht  benaunt,  war 
das  zweite  Moment  in  der  Entwicklungsgeschichte  eines  Marktes.  Die 
Güterleihe  war  die  ökonomische  Voraussetzung  für  das  Zustandekommen 
desselben.  Nachdem  die  rechtliche  Vorbedingung  erfüllt,  die  königliche 
Erlaubnis  zur  Marktgründung  eingeholt,  kam  es  an  zweiter  Stelle  vornehmlich 
darauf  an,  Kaafleute  und  Handeltreibende  zu  dauernder  Niederlassung  au 
dem  neucreirten  Marktplatz  zu  bewegen,  und  hiefür  bot  die  Güterleihe  d.  h.  die 
Hingabe  herrschaftlicher  Grundstücke  als  Bau-  und  Wohnplätze  ohne  Entgeld 
oder  gegen  massigen  Zins  an  die  neuanzulockenden  Kolonisten  das  bequemste 
Qnd  wirksamste  Mittel.  Diese  Thatsache  ist  so  allgemein  bekannt  und  an- 
erkannt, dass  wir  uns  ohne  weitere  Beweisführung  liier  damit  begnügen 
können,  sie  als  Thatsache  auch  für  tjberlingen  —  nachdem  die  Existenz 
des  Überlinger  Marktrechtes  festgestellt  cfr.  pag.  4.  Anm.  1.  —  zu 
constatiren. 

^  Als  cives  de  Ubirlingin  werden  Juden  namhaft  gemacht:  Oberrh.  Z. 
Bd.  35  pag.  326.  Urk.  d.  a.  1263,  Spitalarchiv  Lade  XL  No.  811  Urk.  d.  d. 
13,  Juli  1259.  cfr.  auch  Sevin  Häuserb.  pag.  7  und  das  Folgende  pag.  15. 

')  cfr.  Georg  Hahn  Überl.  Geschlechterbuch  d.  a.  1225—1595  ed.  H. 
Sevin  Überl.  1889.  cfr.  z.  B.  die  von  Irrmensee,  von  Nuviron  d.  i.  von 
Ilmenaee,  von  Neufrach,  Orte  im  Bez.-Amt  Überlingen,  die  von  Regnoltsch- 
weyler,  von  Malspüren,  von  Nesselwangen,  von  Aygelttingen,  Orte  des  Bez.- 
Amt  s  Stockach  u.  s.  w. 

*)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  243,  Sevin  Häuserb.  pag.  4G  Urkk. 
d.  J.  1240  u.  1241. 

*)  Noch  a.  1333  war  es  gestattet,  diejenigen  „hofstet",  die  jemand 
verleihen  wolle  „ze  hüsem",  mit  einem  „ziiis  ze  marktreht''  zu  be- 
schweren, cfr.  Oberrh.  Z    Bd.  29  pag.  315. 


Digitized  by 


Google 


lediges  Eigen')  angewiesen  und  übernahmen  dafür  einzig  die 
Verpflichtung  zum  marktmässigen  Handelsbetrieb.  Dabei  waren 
dem  Marktherrn  die  persönlichen  Verhältnisse  seiner 
Kolonisten,  die  Frage  ob  dieselben  frei,  hörig  oder  leibeigen, 
vollkommen  gleichgültig.-)  Wer  Teil  nahm  an  der  Markt- 
kolonie wurde,  soweit  das  steuerbare  Marktrechtsgut 
reichte,*^)  d.  h.  innerhalb  der  Grenzen  des  Marktbezirkes  in 
seinem  Eigentum  geschützt  und  konnte  persönlich  nur  auf  Grund 
eines  bestimmten  Gerichtsverfahrens  abgefordert  werden.*) 

Die  ganze  Kolonie,  die  neugegründete  Stadt  Überlingen, 
unterstund  von  vornherein  einem  speciellen,  gegen  das  Hofreciit 
Front  machenden  neuen  Rechte,  dem  sogenannten  „Marchtrehf*, 
aus  dem  nachmals  das  Stadtrecht  hervorging.  Daneben  mag 
der  alte  Königshof  und  sein  Hofrecht  noch  lange  Zeit,  möglicher- 
weise bis  zur  Reichsunmittelbarkeit  l^berlingens  gesondert  foi-t- 
bestanden  haben,  die  hofhörigen  Insassen  der  villa,  des  Dorfes, 
und  die  Bürger  der  civitas,  der  Stadt  Überlingen,  konnten  noch 
geraume  Zeit  nach  der  Marktgründung  zwei  nach  Recht  und 
Sitte  völlig  getrennte  Gemeindekörper  bilden. 


^)  In  der  Zeit  von  1217 — 122«  verkauft  ein  gewisser  Vir,  KeUner 
von  Überlingen  einen  Weinberg  in  der  Nähe  der  KapeUe  des  h.  Gallii? 
(beim  heutigen  (iallerthunn)  an  das  Kloster  Weissenau,  den  er  kraft  t^ber- 
Hnger  Marktrechts  zu  freiem  und  ledigem  Eigen  besessen  hatte:  jure,  quml 
vnlgo  dicitur  marchtreht,  proprio  possederat  et  quicte.  Oberrh.  Z.  Bd. 
20  pag.  68.  IJber  die  Begriffe  proprio  und  proprietas  cfr.  O.  Jaeger,  die 
Rechtsverliältnisse  des  Grundbesitzes  in  der  Stadt  Strassburg  während 
des  Mittelalters  iH.sy  pag.  17.  und  W\  Arnold:  Zar  Gesch.  d.  Eigentums 
in  den  deutschen  StädtiMi  1861  pag.  14. 

^)  Den  Eintritt  unfreier  Leute  ins  tjberl.  Bürgerrecht  mag  statt 
einzelner  Namen  (solche  sind  zu  finden  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  308  u.  Bd.  37 
pag.  190)  ein  Privileg  K.  Konrads  IV.  für  Salem  d.  d.  6.  Okt.  1241  beweisen, 
dessen  Spitze  sich,  wie  die  Aufschrift  auf  der  Rückseite  des  Privilegs 
zeigt,  vornehmlich  gegen  Überlingen  richtete:  Cuonradus  rex  confirmat, 
quod  cives  in  Uberlingin  non  recipiant  homines  nostros  contra  voluntatem 
nostram.     Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  234. 

^)  „swer  siiiem  aigen  herren  dienet  .  .  .  mit  dehainem  gedinge  .  .  den 
schirmet  enhain  burgreht,  wan  als  verre  du  stür  gat."  Satzung  c. 
1298.  Oberrh.  Z.  Bd.  29.  pag.  301.  Über  die  ausschliessliche  Steuerpflicht 
der  Marktrechtsgüter  cfr.  G.  v.  Below:  Zur  Entstehung  d.  deutsch.  Stadt- 
verfassung in  V.  Sybel.  Hist.  Ztschr.  Bd.  58  pag.  203  ü. 

*)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag.  321. 
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Unter  den  neuen  Ansiedlern  dagegen  verwischten  sich 
allnjälig  alle  Standesunterschiede.  Die  ursprünglich  Unfreien 
wurden  mit  der  Zeit,  nach  dem  bekannten  mittelalterlichen 
Rechtssatz:  Stadtluft  macht  frei,  ihrer  persönlichen  und  ding- 
lichen Fesseln  ledig  und  alle  zusammen  —  der  anfänglich 
Leibeigene  nicht  minder  als  der  von  Haus  aus  freie 
Grundbesitzer  —  vertraten  später  im  13.  Jahrhundert  das 
Patriziat  oder  die  Geschlechtergemeinde.  Diese  ent- 
wickelte sich,  je  mehr  sie  erstarkte  und  je  reicher  ihre  Mitglieder 
durch  den  Markthandel  wurden,  zu  einem  immer  exclusiveren 
Sonderstande,  dessen  Vorzugsstellung  späteren  Kolonisten  gegen- 
über allein  schon  dadurch  gesichert  war,  dass  der  gesammte 
verfügbare  Grund  und  Boden  allmälig  in  den  Händen  einer 
bestimmten  Anzahl  von  Familien  festzuliegen  kam,  sodass  neue 
Einwanderer,  falls  sie  das  Bürgerrecht  erwerben  wollten,  ihn 
den  alteinsässigen  Familien  abkaufen,  oder,  wo  sie  das  nicht 
konnten,  als  nichtbürgerliche  Hintersassen  bei  den  Patriziern 
in  die  Miethe  ziehen  mussten.  Aus  solchen  Hintersassen, 
von  denen  wohl  die  meisten  Handwerker  waren,  ging  dann  im 
Laufe  der  Zeit  eine  dritte  Gemeinde  neben  der  Geschlechter- 
und  Hofgemeinde,  ein  Stand  persönlich  eventuell  freier,  aber 
politisch  rechtloser  Einwohner,  hervor,  die  nachmals,  Ende  des 
\'\.  Jahrhunderts,  zusammen  mit  den  freigewordenen  Dorf- 
bewohnern die  socialpolitische  Revolution  der  Zunftkämpfe 
herbei-  und  durchführten. 

An  der  Spitze  der  Stadt  Überlingen,  die  bereits  1220  0 
diu'ch  Wall  und  Graben  abgeschlossen  war,  während  das  Dorf, 
nur  im  Westen  durch  den  uralten  Blattemgraben  geschützt,  im 
Norden  und  Osten  oifen  in  die  Feldmark  hinauslag  und  erst  im 
IHten  Jahrhundert  vermittelst  des  äusseren  Stadtgrabens  (der 
lieiitigen  städtischen  Anlagen)  in  die  Stadtbefestigung  liinein- 
gezogen  wurde,^)  stund  (nachweisbar  von  1191  ab)  als  herzoglich- 
staufischer  Stadtvorstand  ein  Amman  oder  Schultheiss, 
in  den  lat.  Urkunden  jener  Tage  bald  minister,  bald  scultetus. 


*)  cfr.  Obcrrh   Z.  Bd.  35   pag.  158.  Urk.  v.  «.  Aug.   1220.     Dieselbe 
en^ähnt  ein  Grundstück:  situm  extra  fossatura  in  villa  Überlingen. 
')  Seviu  Häuserb.  pag.  2  u.  119. 
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ein  Mal  auch  causidicus  betitelt.')  Derselbe  wurde  von  den 
staufischen  Herzogen  bezw.  Königen  ernannt,  die  aber  für 
gewöhnlich  ihre  Stellvertreter  in  Schwaben,  des  Reiches  Land- 
vögte/^)  damit  beauftragten.  Die  Amtsdauer  der  Ainmane  war 
eine  verschiedene,  das  Amt  kein  lebenslängliches.*)  Ihre 
Besoldung  resultirte  hauptsächlich  aus  ihrem  Benefiz,  aus  dem 
ständig  mit  dem  Ammanamt  verbundenen  Königsgut,  das  sie 
selbst  bewirtschaften  oder  verpachten  konnten.*)  Dieses  Benefiz 
blieb  als  Königsgut,  ebenso  wie  der  Privatbesitz  des  Ammans 
steuerfrei,  steuerpflichtig  ward  nur,  was  derselbe  während  seiner 
Amtsführung  privatim  etwa  neuerwarb,*)  Ausserdem  dürften 
dem  Amman  von  Anfang  an  gewisse  Baareinnabmen  an  Bann- 
und  Wettgeldern  zugeflossen  sein.*) 

Im  12.  und  13.  Jahrhundert,  zu  den  Zeiten  der  staufischeu 
Grundherrlichkeit  Überlingens,  war  der  Amman  der  einzige 
öffentliche  Beamte  in  Überlingen,  einen  ihm  vorgesetzten 
Stadtgrafen  (einen  praefectus  urbis)   hat  es   anscheinend  nicht 


*)  Über  die  Persoiialidciitität  der  Begriffe  minister  und  scultetus  dr. 
überrh.  Z.  Bd.  35.  pag.  231  Urk.  d.  a.  1231),  in  welcher  der  Überl.  Schultheis!« 
Werner  eingangs  der  Urk.  sich  schultotus  nennt,  während  die  Umschrift 
des  Siegels:  s\igillum)  Wernlieri  ministri  de  Uberlingin  lautet.  Bezügl. 
d.  Begriffes  causidicus  (Wirtemb.  Urkb.  III,  202  Urk.  28  Okt.  1226)  cfr.  das 
sog.  älteste  Strassburger  Recht,  §  VII,  welcher  beginnt:  de  scultcto  qui  et 
causidicus  dicitur.  cfr.  H.  Gengier:  Deutsche  Stadtrechte  d.  Mitt^ilalters 
180G  pag.  473. 

^)  J.  Teusch:  Die  Reichslandvogteien  in  Schwaben  u.  Elsass  z.  Ausgang: 
des  13.  Jahrb.  1880  pag.  43  u.  44. 

''^)  Wie  die  Existenz  von  Alt -Ammauen,  Alt- Schul  theissen,  darthut. 
cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  237  Urk.  d.  a.  124U,  deren  Zeugenreihe  eine« 
antiquns  scultetus  de  Überlingen  nennt,  cfr.  weiter  I.e.  Bd.  37  pag.  186  Urk. 
V.  14.  Febr.  1271.  Nachstehendes  ist  die  mutmassliche  Amtsdauer  und 
Amtsfolgo  der  Überl.  Ammane  bis  12G7:  1191—1211  Ulrich  v.  Reischach, 
1211— 1226  Amman  Arnold,  1226—1239  Amman  Heinrich,  1239—1262  Anunan 
Werner,  1262—1267  (>)nrad  v.  Isny.  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  69;  22  pag. 
16;  35  pag.  182,  231,  412;  37  pag.  186.  Der  erste  Amman  der  Reichsstadt 
Überlingen  hiess  Werner  1.  c.  37  pag.  187. 

*)  Die  Namen  desjenigen  Königsgutes,  das  von  altersher  in  das  Überl. 
Ammanamt  gehörte,  sind  in  dem  Lehensrevers  eines  gewissen  Hans  Wyg 
V.  24.  Nov.  1412  (Arch.  I,  5,85.)  erhalten.  Darunter  der  heute  als  Aussichts- 
punkt bekannte  „Eglispol"  westlich  von  Überlingen. 

^)  überrh.  Z.  Bd.  29  pag.  308  Satzung  c.  1298. 

•)  Wegelin:  Hist.  Ber.  v.  d.  Landvogtei  Schwaben^  1755.    pag.  19. 
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gegeben.  Sein  Amt  war  in  erster  Linie  ein  Marktrichteranit. 
Als  Marktrichter  hatte  der  Amman  zweifelsohne  —  obschon 
gerade  hieiiiber  nichts  Specielles  überliefert  ist  —  nach  dem 
damals  in  Überlingen  geltenden  öffentlichen  Rechte,  dem  Markt- 
rechte, in  Marktangelegenheiten  zu  entscheiden,  er  hatte  deu 
Marktgerichtssitznngen  zu  präsidiren,  die,  wie  es  in  einem 
Allensbacher  Privileg  von  1070  heisst:  omnibus  mercatoribus 
ab  antiquis  temporibus  sunt  contessa.^  Ausserdem  gehörte  in 
deu  Competenzkreis  des  Ammans  die  Gerichtsbarkeit  über 
Erb  und  Eigen,  die  nach  gemeinem  Landrecht  dem  Grafen- 
jrericht  ausbehalten  war,  und  die  sog.  freiwillige  Gerichts- 
barkeit. Eine  Reihe  diesbezüglicher  Fälle,  alle  coram  sculteto 
d.  h.  vor  dem  Schultheissengericht  verhandelt,  legen  dafür 
Zeugnis  ab.^)  Dazu  wird  die  polizeiliche  Strafgerichts- 
barkeit, ohne  welche  eine  richterliche  Thätigkeit  überhaupt 
undenkbar  ist,  dem  Überlinger  Amman  sowenig  wie  den  Ammanen 
anderer  Städte  gemangelt  haben,  er  muss  gleich  seinen  Collegen 
in  Speier  und  Strassburg*)  z.  B.  pro  furto,  pro  frevela,  pro 
geldschulda  zu  Geld-  und  Freiheitsstrafen  haben  verurteilen 
können. 

Etwas  hypothetischer  beantwortet  sich  die  Frage  nach  der 
peinlichen  Gerichtsbarkeit,  nach  dem  Blutbanne  des  Ammans. 
Dieser  lag  füi-  gewöhnlich  nicht  in  seinen  Händen.  In  manchen 
Htädten  existirte  dafür  ein  besonderer  Beamter,  häufig  der  in 
Überiingen  vermisste  Stadtgraf;  und  wo  dies  nicht  der  Fall 
war,  blieb  die  hohe  Gerichtsbarkeit,  abgesehen  vom  Zugriff  bei 
handhafter  That,  der  dem  Amman  unter  allen  Umständen  oblag, 
in  der  Regel  dem  Landgericht  des  betreffenden  Gaues  reservirt. 

So  wurde  es  anfänglich  auch  in  Überlingen  gehalten. 
Der  judex  provincialis  in  pago  Linzgoe,  der  Landrichter  im 
Linzgau,  der  sein  echtes  Ding  zu  Schattbuch  am  Fusse  des 


')  Oberrh.  Z.  Bd.  44  pag.  168  Privileg  v.  2.  Mai  1075. 

-)  z.  B.  ein  Vergleich sabschluss  über  Waidegerechtigkt.  d.  d. 
5.  Mai  1241,  zwei  Streitschlichtungen  betr.  Eigentumsansprüche 
an  Liegenschaften  y.  Jahr  1253  u.  3.  März  1208  u.  eine  ganze  Reihe  von 
Vermögensübertragungen  vor  dem  Schultheissengericht,  z.  B.  vom  4. Okt. 
1242,  9.  Juli  1244,  30  Juni  1251  etc.  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  243,  326; 
37  pag.  154;  35  pag.  249,  255,  308. 

*)  cfr.  Geugler  1.  c.  pag.  453  u.  475. 
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Heiligenberges  abhielt,')  verhandelte  in  peinlichen  Fällen 
und  bewirkte  die  Bestrafung  malefizischer  Personen.  Aber  bald 
machte  sich  das  Bestreben,  die  peinliche  Rechtspflege  dauernd 
dem  Aufgabenkreis  des  Ammans  und  seines  Stadtgerichts  ein- 
zuverleiben, energisch  und,  wie  wir  im  Blick  auf  das  BoBultat 
desselben  behaupten  können,  mit  gutem  Erfolge  geltend. 

Und  dabei  konnte  die  Stadt  und  ihr  Amman  schon  recht 
frühzeitig  auf  ganz  legalem  Boden  fussen.  Hatte  doch  bereits 
im  Jahr  1218^)  eine  Reichssentenz  Kaiser  Friedrichs  II.  alle 
Marktorte  von  den  Landgerichten  —  und  zwar  ausdrucklich 
auch  hinsichtlich  der  peinlichen  Gerichtsbarkeit,  der  potestas 
puniendi  maleficia  —  exempt  erklärt  und  den  Landgerichten  nur 
die  Urteilsvollstreckung  ausbedungen.  Auch  kam  Überlingen 
speciell  der  Umstand  noch  zu  statten,  dass  sein  Amman  „pro- 
curationem  habebat  regis  undique  in  terra  ista"*)  d.  li. 
das  Amt  eines  Unterlandvogts*)  über  einen  (seinen  Grenzen 
nach  nicht  näher  bekannten)  Landbezirk  bei  Überlingen  be- 
kleidete, in  welcher  Eigenschaft  ihm  ipso  jure  landrichterliche 
Befugnisse  zustunden.*)  Unter  Assistenz  all  der  übrigen  Momente 
musste  sich  natürlich  aus  einer  solchen  Personalunion  des  Amman«' 
amtes  mit  dem  Landvogteiamt  eine  dauernde  Verbindung  beider 
Amtsgewalten    um  so   rascher   entwickeln,   und  es  war  mithin 


1)  Oberrh.  Z.  Bd.  22  pag.  25  und  Spit.-Arch.  X,  174,  Urk.  v.  9.  Juli  1293. 

*)  Mon.  Germ.  L.  L.  II  pag.  229. 

^)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag.  59.  Schiedsrichterlicher  Urteilsspruch  des 
l'berl,  Ammans  Arnold  zwischen  Fremden  kraft  seiner  Eigenschaft  als  Unter- 
land vogt  aus  dem  Jahr  1219  oder  1220. 

*)  Das  auch  in  andern  Städten  bisweilen  mit  dem  Schultheissenamt 
verbunden  war,  cfr.  Teusch  1.  c.  pag.  18  u.  20.  Nachweis  für  die  Schultheisseu 
von  Hagenau  in  den  J.  1227,  12H7,  1288,  1262.  Eine  Erinnerung  an  die 
einstige  Landvogteigewalt  des  t'berliiiger  Ammanarates  fanden  wir  in  dem 
Bericht  eines  bayrischen  Conimissärs  (cfr.  weiter  unten)  an  Kurfürst  Maximilian 
vom  Jahr  1644,  Abschnitt  .-5:  auf  seiner  Landschaft  habe  Überlingen  nur  die 
niedere  Gerichtsbarkeit,  die  holie  üerichtsbarkeit  stehe  Heiligenberg  zu. 
merum  imperium  habe  man  (nach  Aubsage  des  Kanzlei  Verwalters)  „vor 
diesem  liederlicher  und  vertrunkenerweise  vergeben,  dass  man  künftig  noch 
wohl  Fug  dazu  haben  könnte". 

*)  Teuscli  1.  c.  pag.  57.  Bestallungsurkunde  eines  Landvogts  von  Rud. 
V.  Habsburg  d.  d.  17.  Dezember  1280,  deren  Beweiskraft  für  ältere  Zustände 
Teusch  wohl  mit  Recht  angenommen  hat. 
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wohl  nur  die  officielle  Bestätigung  thatsächlicli  längst  zu  Recht 
bestehender  Verhältnisse,  wenn  Rudolf  v.  Habsburg  die  Exemp- 
tion  Überlingens  vom  Landgericht  durch  Privileg  vom 
30.  Juni  1275  noch  extra  aussprach.^) 

In  seiner  richterlichen  Thätigkeit  wurde  der  Amman  ur- 
sprünglich von  der  ganzen  Gemeinde  unterstützt,  die  als 
Gerichtsumstand  ihm  das  Urteil  finden  half,^)  die  Zeugen  in 
beliebiger  Anzahl  stellte,*)  und  bisweilen  das  Urteil  neben  dem 
Siegel  des  Ammans  mit  dem  Stadtsiegel  bekräftigte/)  Später 
übernahm  diese  Aufgabe  der  seit  dem  Jahr  1241*)  auftauchende, 
aus  11  (consiliarii  civitatis,  nachmals  consules  genannten)  Mit- 
gliedern bestehende  Stadtrat,  zunächst  nur  subsidiär  in  ein- 
zelnen Fällen,*;  aber  doch  je  länger  um  so  ausschliesslicher.') 
Die  Entstehungsgeschichte  dieses  Stadtrats  liegt  im  Dunkeln. 
Derselbe  kann  aber  nicht,  wie  beispielsweise  der  Stadtrat  von 
Speier,  Worms  und  Mainz,  aus  einem  Schöfiencollegium  hervor- 
gegangen sein,  weil  eigentliche  scabini  zur  Stauferzeit  in  Über- 
lingen nachweisbar  niemals  existirt  haben,  er  wird  vielmehr  in 
seiner  ersten  Gestalt  mehr  nur  als  ein  Beirat  des  Ammans  in 
Verwaltungsangelegenheiten,    besonders    in    Marktsachen 


')  cfr.  Gengler  1.  c.  pag.  495. 

')  Verhandelt  wurde:  praesente  tota  civitate  oder  coram  uobis 
fminigtro)  et  nostre  civibus  civitatis,  und  das  Urteil  gefällt:  de  consilio 
concivium  nostrorum,  qui  super  hoc,  prout  moris  ent,  fuerant  requisiti. 
cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  242  Urk.  d.  d.  5.  Mai  1241,  1.  c.  Bd.  37  pag. 
U9  Urk.  d.  d.  24.  Dez.  1267,  1.  c.  Bd,  37  pag.  155  Urk.  d.  d.  3.  Mai  1268. 

')  Die  Anzahl  der  Zeugen  schwankte  in  den  von  uns  durchgesehenen 
l'rkk.  zwischen  4  und  16.  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35— JS,  auf  Überlingen  be- 
zügliche Urkk.  des  1.  c.  von  F.  v.  Weech  publicirten  Salemer  Urkundenbuchs. 

*)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  255,  308,  310  Urkk.  d.  d.  9.  Juli  1244. 
?O.Juni  1250,  28.  Okt.  1251.  sigillum  civitatis:  ein  Reichsadler  im  Dreieck- 
schild mit  der  Umschrift  suniversitati«  in  Überlingen. 

*)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  243  Urk.  d.  d.  5.  Mai  1241. 

•)  cfr.  z.  B.  den  in  obiger  Urk.  v  1-?41  cit.  Vertrat?  zwischen  der 
Gemeinde  Überlingen  einerseits  und  dem  Kloster  Salem  andererseits,  wobei 
<iie  Überl.  Gerichtsgeraeinde  selbst  als  Partei  vor  dem  Schultheissengoricht 
erschien  und,  ohne  das  Eintreten  des  Stadtrats,  in  eigener  Sache  hätte  zu 
Oericht  sitzen  müssen. 

'J  cfr.  die  Urkk.  vom  30.  Juni  1250,  von  1270,  vom  27.  Mai  1271,  vom 
31.  Januar  und  1.  Juni  1281.  Oberrh.  Z.  Bd.  35  pag.  308;  37  pag.  168 
und  190;  38  pag.  119,  126. 
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aufzufassen  sein,  der  erst  mit  der  Zeit  und  dauernd  erst 
nach  r2(>8  dazu  den  Cliarakter  einer  ständigen  Schöffenbank 
annahm. 

Über  Zeit  und  Ort  der  Gerichtssitzungen  sodann  ist 
nur  soviel  bekannt,  dass  dieselben  —  was  aus  der  Datirung  der 
Gerichtsurkunden  hervorgeht  — -  in  der  Regel  geboten  d.  h. 
ad  hoc  berufen  und  bald  in  der  königlichen  Burg,*)  bald  au 
öffentlicher  kaiserlicher  Strasse*)  (d.  i.  auf  der  Hofstatt, 
dem  heutigen  Marktplatz  Überlingens),  bisweilen  auch  auf 
dem  Grund  und  Boden  einer  der  beteiligten  Parteien,  abgehalten 
wurden.^) 

Nebem  seinem  Richteramt  war  der  Amman  endlich  noch 
königlicher  Finanzbeamter*)  und  als  solcher  mit  der  Ein- 
ziehung und  Ablieferung  der  königlichen  Intraden,  insbesondere 
des  „künkzinses",*)  des  von  den  Fiscalinen  zu  zahlenden 
Königzinses,  betraut. 

Einen  bedeutsamen  Wendepunkt  im  Verfassungsleben  l-ber- 
lingens  bezeichnet  das  Jahr  12H8.  Mit  dem  Tode  Couradins 
erlosch  in  diesem  Jahr  das  Staufergeschlecht  und  damit  auch 
die  Stauferherrschaft  in  Überlingen.  Nunmehr  fiel  Überlingen 
als  herrenloses  Gut  an  das  Reich  und  blieb  ohne  bestimmten 
Oberherrn,  bis  Rudolf  v.  Habsburg  im  Jahr  1273  der  kaiserlosen 
Zeit  des  Interregnums  ein  Ende  machte  und  die  Stadt  sammt 
dem  städtischen  Gebiet  als  „sin  und  des  richs  eygen**)  zu  seinen 
Händen  nahm.  Dadurch  wurde  Überlingen  reichsunmittelbar, 
d.  h.    fortan    bildete  die   Stadt,    unter  Wegfall  ihrer  früheren 


^)  cfr.  Oberrh,  Z.  Bd.  35  pag.  309  Urk.  v.  30.  Juni  1251:  in  domo 
regis  praesentibus  .  .  . 

^)  ctr.  1.  c.  Bd.  35  pag.  412  Urk.  v.  1.  Aug.  1262:  acta  sunt  baec 
apud  Überlingen  in  strata  publica,  Arch.  I,  40,  400  Urk.  d.  d.  12.  Aug 
1438  wird  die  öffentliche  kaiserliche  Strasse:  in  foro  piscium  d.  i.  am- 
Fischniarkt  (an  der  Hofstatt,  Sevin  Häuserb.  pag.  13)  erwähnt. 

'*)  cfr.  1.  c.  Bd.  35.  pag.  309  l^rk.  30,  Juni  1251:  in  domo  mouasterii 
saepe  scripti  (de  Salem)  praesentibus  .  .  . 

*)  cfr.  Wegelin  1.  c.  pag.  19. 

^)  Arch.  I,  4,  54  u.  56.  Urkk.  vom  17,  Januar  1335  und  19.  Juli  1353, 
den  Versatz  des  küuk-  oder  kungszinses  betr. 

«)  Arch.  I,  4.  51.  Urk.  K.  Rudolfs   d.  d.  31.  März  1277. 
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Grund-  und  Landesheniichkeit,  ein  eigenes  Glied  des  Reiches,  ^ 
das  dem  Reichsoberhaupt  und  dessen  Stellvertretung   in  Ober- 
schwaben, dem  oberschwäbischen  Landvogt  unmittelbar  unterstellt 
war.    Überlingen  trat  in  die  Reihe  der  sogenannten  gemeinen 
Reichsstädte  ein,  enü'ichtete  alljährlich  an  Martini  dem  Landvogt 
von  Oberschwaben    eine  Gült   von   10  ti.^^)   und    dem   Reich 
eine  Steuer    von   350  //.Heller,*)    und    führte    von  da  ab  den 
Titel:    Gemaine    Statt    Überlingen.      Eine  Reichsstadt  im 
späteren   Sinne   aber   war  Überlingen  darum  noch  keineswegs. 
Zunächst  wenigstens  fehlte  der  Stadt  noch  das  charakteristische 
Vorrecht    aller    spätem   Reichsstädte:    das    Recht   der   Selbst- 
verwaltung.    Nichts  weist  darauf  hin,  dass  Überlingen   schon 
so  frühzeitig  wie  einzelne  andere  Städte,  etwa  schon   in  den 
Tagen  des  Interregnums  sich  der  Regierung  bemächtigt  und  den 
Amman  als  Stadtvorstand  verdrängt  hätte.    Auch  wird  Kaiser 
Rudolf,  der  im  übrigen  die  Stadt  ganz  wie  sein  Eigentum  be- 
handelte —  z.  B.  im  Jahr  1277  das  Rietmühlenviertel  im  Osten 
von  Überlingen  als   Reichslehen    an    ein    auswärtiges    Ritter- 
geschlecht versetzte,  cfr.  weiter  unten,  —  trotz  seiner  anerkannter- 
inassen    städtefreundlichen    Politik,    eine    solche   Beschneidung 
seiner  Rechte,  wie  sie  die  Beseitigung  des  Ammans  vom  Stadt- 
reginient  involvirt  hätte,  schwerlich  unmittelbar  begünstigt  oder 
gar  veranlasst  haben.    Bis  circa  1286  —  von  welchem  Zeitpunkt 
ab  sich    nachweisbar    eine   Verfassungsänderung   anbahnte,  — 
dürfte  darum  Überlingen  in  gleicher  Weise  wie  zur  Stauf'erzeit 
von   dem    nunmehr   königlichen  Amman  weiterregiert  worden 
sein.    Indirect  allerdings  leistete  Kaiser  Rudolf  dem  nachmaligen 
Entwicklungsprocess,  durch  den  im  Laufe  von  100— 150  Jahren 
die  gesammte  Regierungsgewalt  auf  die  Bürgerschaft  überging, 
insofern    grossen    Vorschub,    als   sein    Exemptionsprivileg   vom 
Jahr   1275  und  die  Zuweisung  der  Stadt  Freiburg  i.  Br.  als 


')  Gengier  1.  c.  pag.  495.  Privileg  K.  Rud.  I.  v.  30.  Juui  127,5. 
Dasselbe  qualificirt  die  cives  de  Überlingen  als  nobis  et  sacro  Romano 
imperio  tamqaam  membra  capiti  .  .  conjunctos. 

*)  Arch.  I,  53,  155,  Pergamentstreifen  aus  dem  Anfang  des  14.  Jahr- 
hundert» enthaltend  die:  Gült  und  Verehrung  gemainer  Statt  Überlingen 
an  den  Landvogt.  cfr.  auch  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag.  302,  die  Heerfolgepflicht 
rberlingens  gegenüber  dem  Landvogt  betr. 

')  Oberrh   Z.  Bd.  22.  pag.  29, 
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Oberhof*)  llberlinp:en  seinen  eigenen  Gerichtsstand  sicherte 
und  dadurch  alle  Verwaltungszweige  vorläufig  wenigstens  local 
in  Überlingen  centralisirte. 

Die  ersten  Anzeichen  einer  beginnenden  Verfassungs- 
änderung fanden  wsich  in  den  80er  Jahren  des  13ten  Jahrhunderts. 
Um  jene  Zeit  kam  das  Amt  eines  Bürgermeisters  in  Über- 
lingen auf.*)  Der  erste  urkundlich  sichere  Bürgermeister  war 
ein  gewisser  Werner  Besserer  a.  1293.')  Die  Stellung  dieser 
Erstlingsbürgermeister  muss  aber  anfänglich  eine  sehr  bescheidene, 
vielleicht  die  einer  Stellvertretung  des  Ammans  in  minderwichtigen 
üemeindeangelegenheiten  gewesen  sein.  Die  Hauptsache  blieb 
jedenfalls  dem  Amman  auch  jetzt  noch  vorbehalten.*)  Doch  war 
damit  wenigstens  der  Anfang  gemacht  zu  einer  dauernden 
Trennung  der  Justiz  und  Verwaltung.  Durchgeführt 
erscheint  diese  Trennung  folgends  in  einer  Urkunde  vom 
Jahr  1328,*)  in  welcher  der  Amman  an  erster  Stelle  nach  dem 
Bürgermeister  beurkundet.  Von  da  ab  war  der  Bürgermeister 
das  eigentliche  Oberhaupt  der  Stadt,  die  Verwaltung  war  eine 


')  cfr.  Gengler  1.  c.  pag.  495,  §  3:  quod  nemo  civium  de  Überlingen 
extra  civitatem  in  iudicium  est  vocaudus.  §  G:  item  statiiimus  et  pro 
jure  volumus  observari,  quod  quicunque  civium  de  T^berlingen  ab  aliqua 
appellat  sententia,  illam  appcllationem  juxta  jus  et  statuta  de 
Friburg  prosequetur  et  quidquid  sententiatum  fuerit  a  civibus  de 
Friburg,  iUud  ratum  a  partibus  est  servaudum. 

^)  cfr.  Sevin  Cberl.  Gescblechterbuch  s.  v.  die  von  Laubegkh.  a.  l'i^O. 
Zusatz:  das  Schute  in  der  Burgermeisterbuech. 

^)  cfr.  Sevin  1.  c.  Werner  der  Besserer  hat  gelebt  12ö2  und  ward 
1293  burgermayster. 

*)  Bei  zwei  Gelegenheiten,  a.  12«9  und  1293,  erledigt  der  Amman  iu 
Gemeinschaft  mit  den  Stadträten  Ratsgeschäfte,  ohne  dass  des  Bürgermeister!« 
überhaupt  Erwähnung  gethan  würde,  cfr.  Spitalarchiv  11,  76.  Urk.  d.  d. 
7.  Febr.  1289  und  XL,  814  Urk.  d.  d.  2G.  April   1293. 

•')  cfr.  Spitalarchiv  II,  21  Trk.  d.  d.  April  1328:  wir  Heinrich  am  Ort 
Burgormeister  und  Oswalt  der  Tüwinger  Amman  zu  Überlingen  verjeheo. 
dass  etc.  Ebenso  1.  c.  IX,  196  Urk.  30.  Juni  1332.  Dass  das  Beurkunden 
des  Ammans  an  zweiter  Stelle  für  den  in  Frage  stehenden  Verfassungs- 
vorgang beweiskräftig  ist,  darüber  cfr.  F.  L.  Baumann,  Gesch.  d.  Allgäas, 
Heft  14.  pag.  248.  Wahrsclieinlicli  stunden  sogar  die  Überl.  Bürgermeister 
schon  vor  1328  an  der  Spitze  des  Stadtregiments,  denn  die  Ammaue  behielten 
selbst  nach  ihrem  Rücktritt  eine  Zeit  lang  noch  im  Beurkundungswesen  den 
ersten  Platz  als  Ehrenrecht.    Baumann  1,  c. 
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städtische,  der  königliche  Beamte  auf  die  Justizverwaltung 
beschränkt.  Aber  nicht  genug  damit,  das  Bestreben  der  Stadt 
ging  nunmehr  dahin,  auch  das  Ammanamt  sammt  dem  Blutbann 
dauernd  in  ihre  Gewalt  zu  bekommen,  und  hiebei  kam  ihr  die 
Geldverlegenheit  verschiedener  Kaiser  wesentlich  zu  Hiilfe. 
Schon  Kaiser  Ludwig  und  nach  ihm  in  gleicher  Weise  K.  Karl  IV. 
und  K.  WenzeP)  versetzten  das  Ammanamt  als  erbliches  Lehen 
an  einzelne  Überliuger  Bürgerfamilien,  der  letztere  mit  der 
weitem  Concession,  dass  ein  anderer  biderber  Mann  an  ihrer 
(der  Lehensinhaber)  Stelle  solle  richten  dürfen  über  Leib  und 
Gut  mit  Bann  und  mit  allen  Rechten,  als  ob  sie  daran  sässen.*) 
Von  einem  ihrer  Bürger,  einem  gewissen  Andres  Kob,  der 
seiner  „Not  und  Gebresten"  wegen  das  Ammanamt  veräussern 
musste,  kaufte  dann  die  Stadt  dasselbe  im  Jahr  1383^)  um 
150  /^.Heller  oder  120  Mark  Silber  Freiburger  Gewichts.  Sie 
erhielt  diesen  Kauf,  in  den  der  Blutbann  miteinbegriffen  war, 
zunächt  durch  den  schwäbischen  Landvogt  Herzog  Leutpold 
von  Oesterreich*)  und  nachgehends  durch  K.  Wenzel'*)  selbst 
bestätigt  unter  Vorbehalt  der  (aber  niemals  zu  Stande  gekom- 
menen) Wiedereinlösung  von  Seiten  des  Reichs. 

Rechnet  man  hiezu  noch  das  Privileg  K.  Sigmunds  vom 
U.  September  1429,*)  das  der  Büi  gerschaft  das  Recht  verlieh, 
mit  Stimmenmehrheit  für  Stadt,  Etter  und  Gebiet  rechts- 
verbindliche Satzungen  zu  erlassen,  so  hatte  es  Über- 
lingen in  einem  Zeitraum  von  100—150  Jahren  verstanden,  die 
Staatsgrundrechte  der  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Rechts- 
pflege, also  die  gesammte  Staatsgewalt  in  seinen  Händen 
zu  vereinigen,  sich  aus  einer  abhängigen  Königsstadt  zu  einem 


»)  Arch.  I,  4.  No  47  Urk.  d.  d.  6.  Septbr.  1344,  No.  48  Urk.  d.  d.  6.  Apr. 
1366,  No.  49  Urk.  d.  d.  31  Okt.  1367,  No.  50  Urk.  d.  d.  16  Okt.  1378. 

*)  Dass  solche  Vertretung  statt  gehabt,  beweist  Spital -Archiv  XIII, 
265.  Urk.  d.  d.  21.  Juni  1368.  Kaufabschluss  vor  Walther  Hagen  „gebuttel" 
zu  Überlingen,  „als  derselbe  an  statt  des  Andres  Kob,  Stadtammans  zu  Über- 
lingen, zu  Gericht  sass**. 

»)  cfr.  Arch.  I,  4.  No.  78  u.  1\).     2  Urkunden  vom  10.  Nov.  1383. 

*)  cfr.  Arch.  I,  4.  80.     Urk.  d.  d.  30.  Nov.  1383. 

»)  cfr.  Arch.  1,  4.  82  u.  83.  Urkk.  d.  d.  4.  Mai  und  1.  Okt.  1397  und 
Obcrrh.  Z.  Bd.  22  pag.  22.    Uik.  d.  d.  2.ö.  Okt.  1397. 

•)  cfr.  Oberrh.  Z.  22.  Bd.,  pag.  24. 
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freien,  auf  Autonomie  und  Selbstverwaltung  gegründeten  Gemein- 
wesen, zu  einer  Reichsstadt  im  Sinne  der  Blütezeit  des  Reichs- 
städtetums  emporzuringen. 

Parallel  damit  entwickelte  sich  eine  zweite,  in  die  alt- 
staufischen  Verfassnngszustände  t^berlingens  nicht  minder  tief 
einschneidende  Neuerung,  deren  Endergebnis  der  Sturz  der 
staufischen  Geschlechterherrschaft  und  die  Einführung- 
einer  gemischten,  zünftig-patrizischen  Regierung  war. 

Diese  demokratische  Bewegung  nahm  gleichfalls  ihren 
Anfang  zu  Beginn  der  80  er  Jahre.  Dieselbe  kündet  sich  ur- 
kundlich in  dem  Seh  offen  barwerden  der  Überlinger  Hand- 
w^erkerbevölkerungO  au  und  ihr  Verlauf,  über  dessen  Einzel- 
heiten zu  unserem  Leidwesen  schlechterdings  nichts  überliefert 
ist,  wird  dementsprechend  etwa  so  gewesen  sein,  dass  füis  erste 
reichere  und  in  Folge  dessen  eiiiflussreichere  Mitglieder  der 
nichtbürgerlichen  Gemeinde  das  Bürgerrecht  erlangten  und  mit 
deren  Hülfe  dann  die  übrigen,  nach  dem  Aussterben  der  Staufer 
eventuell  durch  die  freigewordene  Hofgemeinde  an  Zahl  plötzlich 
hochangeschwollenen  Hintersassen  ihre  politische  Gleichstellung 
mit  den  alten  Ratsgeschlechtern  durchsetzten.  Ob  es  dabei  zu 
gewaltsamen  oder  gar  blutigen  Auftritten,  wie  in  dem  benach- 
barten Konstanz  z.  B.,  gekommen  ist,  bleibt  dahingestellt. 
Jedenfalls  einigte  man  sich  schliesslich,  man  schloss  zur  Wieder- 
herstellung des  Stadtfriedens  „die  grossun  ainunge",  deren 
Grundzüge  in  dem  ältesten  Überlinger  Stadtrecht  von  c.  1298^) 
erhalten  sind. 


*)  Die  im  Verhältnis  zu  früheren  Urkunden,  in  denen  u.  W.  kein 
einzio^er  Handwerker  als  rrteilsfinder  und  Zeu^e  d.  i.  als  Bürger  auf- 
tritt, fortan  auffallend  häufig  an  den  Stadtgerichtsverhandlungen  beteiligt 
erscheint,  cfr.  z.  B.  Spitalarchiv  XLI,  837.  TTrk.  d.  d.  15.  Mai  1282  und  I.  c. 
XII.,  209.  Urk.  d.  d.  26.  Mai  1282.  enthaltend  als  Gerichtszeugen:  Bernhard 
den  Schuhmacher.  Friedrich  den  Zimmermann,  Martin  den  Beck,  Burkard  den 
Schmied. 

•)  Edirt  von  S.  Riezler,  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag.  295  ff.,  der  die  ältesten 
Partien  dieses  Stadtrechts  irrtümlicher  "Weise  in  die  Mitte  des  13.  Jahrb. 
zurückdatiert.  In  der  Einleitung  der  nach  Riezlor  ältesten  Satzung  werden 
als  städtische  Verwaltungsvorstände  Zunftmeister  erwähnt.  Zunftreeht  er- 
hielt Überlingen  aber  erst  von  K.  Albrecht  I.  (1298—1308).  Somit  können 
diese  Satzungen  frühestens  dem  Jahr  1298  entstammen.     Der  von  uns  ein- 
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Nach  Inhalt  dieses  Stadtrechts  zerfiel  vom  Ende  des 
I3ten  Jahrhunderts  ab  die  Einwohnerschaft  Überlingens  in 
'1  Klassen:  in  Bürger  und  Gäste  d.  h.  politisch  rechtlose,  meist 
nur  zu  vorübergehendem  Aufenthalt  in  Überlingen  eingesessiene 
Fremde.^)  Juden,  die  unter  den  staufisohen  Herzogen  das 
Bürgerrecht  in  Überlingen  besessen  und,  so  lange  das  Patriziat 
am  Ruder  war,  mindestens  Duldung  erfahren  hatten,  konnten 
vom  Jahr  1332  ab  in  Überlingen  nicht  mehr  festen  Fuss  fassen. 
Kaum  waren  nämlich  die  Arbeiter-  und  Handwerkerkreise  zur 
Regierung  gelangt,  so  brachen  auch  in  Überlingen  die  allerorts 
bekannten  Judenverfolgungen  aus.  Angeblich  wegen  rituellen 
Mordes  eines  Christenknaben,  (des  sogenannten  guten  Ulrich, 
des  Söhnleins  eines  Gerbers  Frey).*)  thatsächlich  aber  wohl  der 
Geschäftskonkurrenz  wegen  wurden  im  Jahre  1332')  dreihundert 
Überlinger  Juden  in  ihrem  Stadtquartier  verbrannt.  Dai'auf 
kam  die  Stadt,  da  die  Juden  dem  besonderen  Schutze  eines 
kaiserlichen  Pflegers,  damals  des  Ritters  Swäniger  v.  Lichtenstain,*) 
unterstunden,  in  die  Reichsacht,  von  der  sie  erst  K.  Karl  IV. 
im  Jahre  1349*)  endgiltig  lossprach.  Die  vertriebenen  Juden 
durften  wieder  zurückkehren,*)  wurden  dann  aber  im  Jahr  1430') 
nochmals  verjagt.  1431**)  verbündeten  sich  die  Städte  Über- 
lingen, Ravensburg,  Buchhorn  und  Lindau  in  ewigen  Zeiten 
keine  Juden  mehr  aufzunehmen;  für  diesen  Beschluss  erhielt 
i'berlingen  im  Jahre  1547*)  die  Sanction  Karls  V.  und  seitdem 
hat  kein  Jude  mehr  in  Überlingen  sich  angesiedelt.  Seit  dem 
ereten  Diittel  des  14.  Jahrhunderts  bestund  also  die  Überlinger 


gesehene  Original-Kotel  befindet  sich  im  erzbischöflichen  Archiv  zu  Freiburg 
i.  Br.  Das  tlberl.  Ratsarchiv  besitzt  eine  Copie  aus  dem  Jahr  1793  (I,  h\,  129), 
die  mehrfach  vollständiger  ist  als  Kieziers  Publication  und  daher,  wo  diese 
im  Stich  lässt,  von  uns  benutzt  ist. 

>)  In  späteren  Jahrhunderten  „michileute**  genannt,     cfr.  pag.  27. 

*)  cfr.  Sevin  Häuserb.  pag.  119. 

«)  cfr.  Archiv  I,  4,  No.  ßO  Urk.  d.  d.  8.  Juni  1332  u.  No.  61  Urk.  d.  d. 
21.  Aug.  1334. 

*)  Hon.  Zollerana  I,  145  Urk.  d.  d.  20.  Okt.  1332. 

^)  cfr.  Arch.  I,  4,  «2.  Urk.  d.  d.  30.  Juni  1349. 

•)  cfr.  Arch.  1.  c.  No.  C»  Urk.  d.  d.  Iß.  Januar  137«. 

'J  cfr.  Arch.  1.  c.  No.  60.  Urk.  d.  d.  21.  Juli  1430. 

•)  Sevin  1.  c.  pag.  8. 

»J  cfr.  Arch.  1.  c.  No.  72.  Urk.  ((k>pie)  22.  Febr.  1547. 
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Bürgerschaft  ausschliesslich  fast  aus  Katholiken,  woran  anderer- 
seits auch  die  Reformation  nichts  zu  ändern  vermochte.*)  Die- 
selbe gliederte  sich,  nachdem  K.  Albrecht  c.  1298  Überlingen 
das  Recht  zünftiger  Organisation*)  erteilt  hatte,  in  eine  Anzahl 
Handwerkerzünfte  (cfr.  weiter  unten,)und  in  die  Geschlechter- 
gesellschaft,*) welch  letztere  aber  schon  vor  den  Zünften, 
bereits  im  Jahr  1291,*)  existirt  hat.  Geschlechter  und  Zünfte 
zusammen  bildeten  den  politisch  einheitlichen  Körper  der  Bürger- 
gemeinde, in  die  bis  Ende  des  14.  Jahrhunderts  nur  derjenigre 
aufgenommen  wurde,  der  die  Mittel  besass  sich  ein  Haus  bezw. 
einen  Hausplatz  zu  erwerben,*)  dieser  aber  immer  noch  ohne 
Rücksicht  auf  seine  Standesqualität/) 

Das  Haupt  der  Burgergemeinde  war  der  Bürgermeister. 
Diesem  stunden  nach  der  neuen  Verfassung  zwei  Ratscollegien  zur 
Seite:  ein  junger  und  ein  alter  Rat')  die  vom  Ende  des  l4.Jaluli. 
ab  der  kleine  und  der  grosse  Rat**)  genannt  wurden.  Das 
Stadtgericht,  ein  integrirender  Bestandteil  des  kleinen  Rates.*) 


>)  cfr.  L.  Muchow:  Z.  Gesch.  Überl.  im  Bauernkrieg  1889.  pag.  10. 

-)  cfr.  ObeiTh.  Z.  Bd.  22  pag.  19. 

')  Die  Verbiudung  der  Geschlechter  hiess  stets  die  ^GeseUschaff*,  ihre 
Mitglieder  hiesseii  die  „Gesellen",  ihr  Statut  der  „GesellschaftÄbrief*,  wofür 
das  Überl.  Geschlechterbuch  (ed.  Seviu)  Dutzende  von  Beispielen  liefert. 

*)  ijberl.  Geschlb.  s.  v.  Münser  wird  ein  Jac.  Münser  im  Jahr  1291  als 
Bürger  und  Gesell  aufgeführt,  genau  wie  im  Jahr  1423  —  für  welche  Zeit 
der  Begriff  Geselle  gleich  Mitglied  der  Gesehleihtergesellschaft  ausser  Zweifel 
steht  —  ein  Sprosse  desselben  Geschlechtes,  ein  H.  Münser. 

*)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pai?.  307.  Bezüglich  dessen,  dem  man  „burg- 
recht  licht**,  wird  bestimmt:  was  in  der  rat  haisset  an  ain  hus  liegen  (welches 
Haus  der  Kat  ihn  erbauen  oder  mit  Geld  erwerben  heisst,  cfr.  M.  Lexer 
mhd.  W.  B.  s.  v.  anlege,  anlegunge),  das  soll  er  behaben*  (=  erwerben 
Lexer  s.  v.).  Satzung  Ende  des  XIV.  Jahrh.  vollständigerer  Text  der  Copie 
von  1793. 

«)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag  304. 

')  cfr.  Oberrh.  Z.  1.  c.  pag.  295. 

«)  Erstmals  kurz  nach  1304.     Oberrh.  Z.  1.  c.  pag.  318. 

"j  Daraus  zu  schliessen,  dass  im  Wahlgesetz  von  1333  der  Wahlmodus 
der  Stadtrichter  nicht  angegeben  wird,  was  im  Falle  das  Richtercollegium 
nur  ein  Ausschuss  einer  der  beiden  Katscollegien  war,  auch  überflüssig 
wurde.  Rücksiohtlfch  speciell  des  kleinen  Rates  cfr.  pag.  21  A.nm.  3. 
Oder  sollte  das  Stadtgericht  den  ganzen  kleinen  Rat,  abgerechnet  den 
Bürgermeister  und  Stadtamman,  umfasst  haben?    Noch  im  Jahr  1512  und  1518 
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setzte  sich  aus  24*)  und  im  15.  Jahrhundert  aus  26*)  Richtern 
zusammen,  mit  dem  Amman  an  der  Spitze.  Wie  aber  im  Ein- 
zehien  die  Rats-  und  Richterstellen  verteilt  waren,  ist  aus 
der  Zeit  vor  1426  nirgends  überliefert.  Vermutlich  sassen 
im  Stadtgericht  20  Vertreter  der  Zünfte  (von  fünf  Zünften, 
cfr.  pag.  .-56,  je  4  Vertreter)  und  4  Geschlechter,  die  sogenannten 
.vier  der  vierundzwainzgen''.*)  Auch  hatten  die  Patrizier 
bis  zur  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  im  grossen  Rat  keine  Ver- 
tretung (cfr.  pag.  21),  derselbe  war  das  eigentliche  Organ  der 
Zunftgemeinde.  Gewählt  wurden  diese  sämtlichen  Behörden 
fülgendermassen.*)  Zuerst  erwählte  die  ganze  politische  Ge- 
meinde unter  Leitung  der  Zunftmeister  den  neuen  Bürgermeister 
für  die  Dauer  eines  Jahres.  Darnach  ernannten  der  neue  Bürger- 
meister und  die  Zunftmeister  ad  hoc  einen  Wahlmännerausschuss 
von  11  Personen  aus  den  Geschlechtern,*)  und  dieser  Elfer- 
ausschuss  erwählte  endlich  im  Verein  mit  dem  Bürgermeister, 
den  Zunftmeistern  und  der  ganzen  Gemeinde  den  neuen  und 


werden  die  Kleinratsberren  in  ihrer  Eigenschaft  als  Mitglieder  des  Ober- 
stadtgerichts (cfr.  pag.  19)  gelegentlich  die  26er  genannt,  (cfr.  Arch.  T, 
51,  130  n.  132).  Diese  26er  repräsentirten  aber  damals  den  ganzen 
Meinen  Rat  nach  Abzug  des  Bürgermeisters,  Altbürgermeisters  und  Ammans, 
cfr.  pag.  20. 

>)  cfr.  Spitalarchiv  XII,  210  und  XXVIII,  5C5.  Urkk.:  vom  7.  Nov. 
1353  und  18.  Febr.  1361 :  „ich  J.  Götzli  Stattamman  zu  Überlingen  thu  kund» 
dass  eines  tages  .  .  da  ich  und  die  vierundzwainzig  zu  Überlingen  zu 
Gericht  sassen,  vor  Gericht  kam  etc.**  und  au  2.  Stelle:  „ich  G.  Götzli 
Stattamman  .  .  künde,  dass  eines  tages,  da  ich  .  .  und  die  vierundzwainzig 
Richter  zu  Überlingen  zu  Gericht  sassen,  kam  etc,**  cfr.  weiter  1.  c.  LVI, 
^»07.    Urk.  d.  d.  15.  Nov.  1401. 

*J  cfr.  Arch.  I,  51,  130.    Satzung  von  c.  14*20. 
»)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag.  316. 

*)  cfr.  Oberrh.  Z.  1.  c.  pag.  316.  Wahlgesetz  vom  1.  Februar  1333. 
^)  wörtlich:  und  sont  von  der  gemaindc  aiulif  nemen,  die  und  er 
den  burgermaister  »wereut.  cfr.  hiezu  1.  c.  pag.  .322  Satzung  von 
c.  1360  (nach  der  besseren  Copie  des  Ratsarchivs):  wele  mtissiggenger 
(mhd.  term.  techn.  zur  Bezeichnung  des  von  seinen  Renten  lebenden  Patriziats) 
enkain  zunft  hat,  das  der  under  ainen  Burgermeister  sweren 
8oL'  cfr.  auch  Arch.  I,  51,  130  Satzung  von  e.  141H:  wenn  Sturm  geläutet 
wird,  sollen  alle,  die  unter  den  Bürgermeister  geschworen  haben,  zum 
Bürgermeister  und  die  andeni  zu  ihren  Zunftmeistern  kommen;  d.  h.  der 
Bürgermeister  führte  die  Geschlechter,  die  Zunftmeister  führten  die  Zünfte 
zur  Stadtverteidigung  und  in.««  Feld. 

S  •  h  i  f  e  r ,  Wlrttchiftt-  n.  Fiaaiuf  «loliioht«  d«r  B«lohMtodt  th>er' inffen.  2 
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alten  Rat  und  die  4  adeligen  Mitglieder  des  StadtgericLts,') 
alle  auf  ein  Jahr.  Beschränkt  war  die  Wahl  nur  hinsichtlich 
des  letztgewesenen  Bürgermeisters,  dessen  sofortige  Wiederwahl 
(offenbar  aus  demokratischen  Kücksichten)  unzulässig  erschien, 
während  bei  den  Rats-  und  Gerichtsherren  diese  Beschränkung 
wegfiel.  Trotzdem  so  die  Majorität  zweifelsohne  in  allen  Fällen 
bei  den  Zünften  lag,  wurden  gleichwohl  in  der  Regel  die  ge- 
schäftskundigeren und  gebildeteren  Patrizier  zu  Bürgermeistern 
gemacht,'^)  und  in  gleicherweise  dürfte  auch  in  den  Ratssitzungen 
das  überlegene  Urteil  der  patrizischen  Minorität  vielfach  den 
Ausschlag  gegeben  haben. 

Im  Laufe  des  1 5.  Jahrhunderts,  von  welcher  Zeit  ab  unsere 
Quellen  reichlicher  tii essen,  stiessen  wir  sodann  auf  eine  Reihe 
von  Neuordnungen,  die  in  der  Folge  durch  das  ganze  1(5.  unil 
17.  Jahrhundert  in  Geltung  blieben.  Vor  allem  erfuhr  die  Justiz- 
verwaltung um  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts*)  eine  totale 
Umgestaltung.  Der  alte  Gerichtshof  trennte  sich  in  ein  Unter- 
und  Oberstadtgericht. 

Das  Unterstadtgericht,*)  gleich  dem  alten  Gerichtshof 
ein  Bestandteil  des  kleinen  Rates  (cfr.  pag.  20),  bestund  aus 
dem  Amman  und  8  Richtern  (7  zünftigen  und  einem  patrizischen)^) 
und  behielt  für  sich  die  Civilgerichtsbarkeit,  (die  „bürger- 
liche Rechtshandlung'')**),  und  die  freiwillige  Rechtspflege. 
Seine  ordentlichen  Sitzungen  fanden  Montag  und  Donnerstag 
statt.')  Nach  altem  Herkommen  schloss  das  Untei^tadtgericht 
Montag  in  der  Kreuz  woche,  (in  der  Woche  nach  Sonntag  vocem 
jucunditatis,   dem   f),  nach  Ostern),    sein  Gerichts  jähr   mit    dem 


*)  cfr.  pag.  *23  Anm.  1. 

*)  Wio  die  städtisclieu  Ratswahlverzeichnisse  darthun.  Über  die  (le- 
schäftsteilung  zwischen  dem  kleinen  und  grossen  Rat  ist  au»  der  äUer<'n 
Zeit  nichts  Sicheres  überliefert. 

^)  Der  alte  Gerichtshof  der  2Cer  tritt  zum  letzten  Mal  urkuudlith 
im  Jahr  1420  auf  (cfr.  Arch.  I,  51,  130),  die  neue  Gerichtsbehörde  ziuu 
ersten  Mal  a.  1440,  (cfr.  dit^  Ratswahl  Verzeichnisse  dieses  Jahres). 

*)  cfr.  Arch.  I,  ö:},  159.     Ordmin«»-  des  Unterstadtgerichts  von  c.  15(h). 

*)  cfr.  die  ältesten  Ratswahlverzeichnisse  von  1440  -1500  und  die 
Ratswalübücher  der  folgenden  Jahrhunderte. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  2.  Januar  1555. 

7)  cfr.  Arch.  T,  52,  143.    Ratsordnung  vom  3.  März  1551. 


Digitized  by 


Google 


19 


sogenADDten  Maiengericht^)  ab,  d.  i.  mit  einer  Sitzang  unter 
freiem  Himmel,  an  einer  oralten,  in  die  Zeiten  der  Centver- 
fassung hinaufreichenden  *),  bei  dem  Flecken  Goldbach  (westlich 
TOD  Überlingen)  im  Kreis  in  den  Molassefelsen  eingehauenen 
Dingstätte,  wobei  aber  nichts  Aussergewöhnliches  verhandelt 
warde.') 

Beim  Oberstadtgericht,*)  das  der  vereinigte  kleine  Rat 
(cfr.  pag.  20)  unter  Leitung  des  Ammans,  der  ihm  Rechtsbelehrung 
zu  erteilen  hatte  und  die  Umfrag  hielt, '^)  darstellte,  lag  die 
peinliche  Gerichtsbarkeit,^)  die  Criminaljustiz,  und  ausser- 
dem war  das  Oberstadtgericht  in  allen  Strafrecht^fällen  und  bei 
Civilprocessen  dann  Appellationsinstanz,  wenn  der  Streit- 
wert 50  ÜA  betrug.') 

Von  hier  aus  ging  die  Ai)pellation,  (ui-sprfinglich  aber  nur 
bei  Ansprachen  an  die  Stadt  oder  wenn  dem  Kläger  das  Recht 
versagt  würde),^)  an  den  Kaiser  oder  dessen  Landvogt,  oder 
an  eine  der  Überlingen  zugewiesenen  Austrägalstädte®),  und 
im  16.  und  17.  Jahrhundert  auch  au  das  Reich«kammer- 
gericht.*®) 

Femer  wurde  zur  besseren  Handhabung  der  Polizei  und 
niederen  Strafgerichtsbarkeit  um  1470")  das  Institut  der 


*)  cfr.  Arch.  I,  53,  162.     Ordnung  des  Maiengericbts. 

^  cfr.  Sevin  Häuserb.  pag.  118. 

*)  cfr.  die  MaiengerichtsprotocoUe  des  17.  Jabrh.  (z.  B.  vom  4.  Mai 
1651,  das  Bezug  nimmt  auf  eine  Maiengericbtssitzung  von  1570). 

*)  cfr.  Arch.  L  6t,  131.  und  1.  c.  I,  46,  445,  Satzungen  d.  a.  1502  bis 
1504.  Femer  Ratsprot.  y.  2.  Januar  1555  und  (cfr.  pag.  Ift  Anm.  7.)  Arcb.  I.  52, 
U3.  (passim). 

*)  cfr.  Arch.  HI,  21,  448.  Urk.  v.  10  Nov.  1524.  Appellationsentscbeid 
des  Oberstadtgerichts  betr. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  19.  Juli  1678.    Die  tiberl.  Malefizordnung  betr. 

0.  cfr.  Ratsprot.  v.  16.  Nov.  1601.  Ursprünglich  war  auch  bei  Civil- 
processen die  Appellation  freigegeben,  bis  die  täglichen  „frivolae  appellationes" 
zur  Einschränkung  des  Appellationsrechtes  führten. 

*)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  22  pag.  25,  Priv.  K.  Sigismunds  vom  30.  Okt.  1433, 

■)  Ansträgalstädte  Überlingens  waren  im  15.  Jahrhundert  Constanz, 
Tindau  und  Ravensburg  (cfr.  Anm.  8)  und  im  IG.  und  17.  Jahrhundert  (wieder 
cfr.  pag.  11)  Freiburg  i.  Br.  cfr.  Anm.  10. 

^)  cfr.  Ratsprot.  v.  8.  Febr.   1560  und  ilissivprot.  v.  19.  Januar  1009. 

")  cfr.  das  älteste  Ratswahlb.  v.  1446—1500,  darin  die  Schadenrüger 
—  5  _  erstmals  a.  1472  erwähnt  werden,    cfr.  pag.  37  Anm.  1. 

2* 
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Schadenrüger-  oder  -Stral'er^)  geschaflfen,  d^ren  es  ui-sprunglich 
f),  im  17.  Jahrhundert*)  :i  waren.  Tnd  ebenso  riefen  die  grossen 
Gebietserwerbungen  tiberlingens  im  l  ö.  Jahrhundert  einen  eigenen 
Gerichtsstand  der  städtischen  und  spitälischen  Landschaft  (cfr. 
weiter  unten,  cap.  III.),  das  sog.Landgericht*)  ins  Leben.  Darin 
sassen  die  beiden  Spitalpfleger,  der  Spitalschafiiier  (bezügl.  des 
Überl.  Hospitals  clh weiter  unten,  cap.  IL)  und  eine  nicht  näher  be- 
stimmbare Anzahl  von  Richtern.  Den  Vorsitz  führte  der  Amman. 
Seine  Zuständigkeit  erstreckte  sich  aber  nur  auf  Sachen  der 
niederen  Gerichtsbarkeit,  und  auch  von  ihm  ging  der  Zug  an 
das  Unter-  bzw.  Oberstadtgericht. 

Auch  in  den  Ratskörpern  selbst  gab  es  einige  Änderungen. 
Auf  Grund  des  ältest-erhaltenen  Ratswahlverzeichnisses  von  1 44C 
zählte  der  kleine  Rat  damals  29  Mitglieder:  Den  Bürgermeister, 
den  Stadtamman,  die  7  neuen  Zunftmeister,  8  Richter  (7  zunftige 
und  einen  patrizischen  —  die  Unterstadtgerichtsräte;,  den  Alt- 
bürgermeister, 4  liöwenräte,  (Angehörige  der  nach  ihrem  Trink- 
haus zum  Löwen  benannten  Geschlechtergesellschaft),  und  die  7 
alten  Zunftmeister;  die  letztere  mit  dem  Altbürgermeister  be- 
ginnende Gruppe  unter  dem  Namen  der  „XII  Räte''  zusammen- 
gefasst.  Der  grosse  Rat*)  war  84  Mann  stark  und  bestund 
aus  7  Mal  je  10  Vertretern  der  Zünfte,  (Elfer  genannt,  weil 
sie  den  aus  1 1  Personen  bestehenden  Zunftvorständeu  entnommen 
wuiden,  cfr.  pag.  36),  und  den  7  zünftigen  Richtern  nnd  7 
neuen  Zunftmeistern  des  kleinen  Rates,  die  also  beiden  Rats- 
körpern angehörten  und  so  als  vermittelndes  Bindeglied*)  zwischen 
den  kleinen  und  grossen  Rat  sich  hineinschoben. 


*)  cfr.  Arch.  III,  13,   157,  Schadenstraferordnung  d.  a.  1564. 

*J  cfr.  d.  Ratswahlbücher  des  17.  Jahrh. 

8)  cfr.  d.  Ratswahlverzeichni.sse  v.  1446—1500  u.  Arch,  I,  52,  141*  u. 
1.  c.  I,  53,  162.  Ordnung  des  Landgerichts  von  1532  und  1599.  cfr.  auch 
pag.  H.  Anm.  4. 

*)  cfr.  Arch.  I,  52,  143.  Schreiben  an  (^arl  V.  y.  10.  Dezbr.  1551  u. 
l.  c.  I,  46,  445.  Supplication  an  Ferd.  I.  v.  6.  Juli  1569.  Die  ältere  (von 
Carl  V.  aufgehobene)  Verfassung  Überlingens  darstellende  Bericht«. 

*j  Insofern  sie  den  grossen  Rat  bei  den  Verhandlungen  des  kleinen 
(täglichen)  Rates,  dessen  übrige  Mitglieder  —  den  Bürgermeister  ausgenommen 
—  keine  Grossratsherreu  waren,  vertraten,  nicht  aber  als  selbständiges 
Zwischencollegium,  als  ^Mittebrat",  wie  sie  irrtümlicher  Weise  das  18.  Jahr- 
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Die  Mitgliederzahl  des  kleinen  Rates  vermehrte  sich  dann 
im  16.  Jahrhundert*)  um  einen  Löwenrat  auf  30,  während  das 
17.  Jahrhundert*)  gleich  dem  löten  29  Ratsherren  in  genau  der- 
selben Zusammensetzung  —  also  mit  vier^)  Löwenräten  —  aber 
in  nachstehender  Reihenfolge  aufwies:  Bürgermeister,  Altbürger- 
nieister,  Stadtamman  (die  drei  Verwaltungsvorstände),  7  neue 
Zunftmeister,  4  Löwenräte,  7  alte  Zunftmeister,  8  Richter. 

Dagegen  erfuhr  der  grosse  Rat  im  Jahre  1450  eine  Ver- 
stärkung mit  patrizischen  Elementen,  die  nicht  mehr 
rückgängig  wurde.  Vom  Jahre  1450  ab  verzeichnen  nämlich 
die  Ratswahlbücher  eine  neue  Gruppe  von  Grossräten,  bis  zum 
Jahr  1474  unter  dem  Namen  „des  Burgermeisters  Elfer",  nach- 
dem als  „Elfer  im  Löwen".  Der  grosse  Rat  umfasste  demnach 
seit  der  Mitte  des  15.  Jahrhunderts  nicht  mehr  84,  sondern  95 
Ratsherren:  70  zunftige  Elfer,  die  7  zünftigen  Richter  und  7 
neuen  Zunftmeister  des  kleinen  Rates,  und  11  Patiizier,  den 
Elfervorstand  der  Geschlechtergesellschaft,  deren  einer  zugleich 
patrizisches  Mitglied  des  Unterstadtgerichts  (der  8.  Richter)  und 
damit  auch  des  kleinen  Rates  war.  Und  es  wird  keinem  Zweifel 
unterliegen,  dass  „des  Burgermeisters  Elfer"  und  jene  unständigen 
11  Wahlmänner  des  Jahres  1333:  die  under  den  burger- 
maister  swerent,  sich  deckten,  diese  nunmehr  auf  irgend  eine 
Art  ihre  Permanenz  als  Bestandteil  des  grossen  Rates  erwirkt 
hatten.*) 


huudert  (cfr.  pag.  24  Anm.  2  1.  c.  pag.  24.)  auffasste,  wonigstons  nicht  vor 
dem  IH.  Jahrhundert. 

V  clr.  d   Ratswahlbücher  von  1529—1545. 

")  cfr.  d.  Ratswahlbticher  von  1600—1616  und  1617—1629. 

'j  entsprechend  den  vier  adeligen  Mitgliedern  des  alten  Stadtgerichts 
(Rates?),  den  vier  der  vierundzwainzgen !  (cfr.  pag.  16  Anm.  9  und  pag.  17.) 

*)  Gleichwie  die  Wahl  der  11  pratrizischeu  Wahlmänner  des  Jahres 
1H3.S  nicht  der  Geschlecht crgesellschaft,  sondern  den  Zunftmeistern 
unt4?r  Führung  des  Bürgermeisters  zukam  (cfr.  pag.  17),  so  wurden  auch 
die  Elfer  im  Ijöwen  nrspilinglich  nicht  von  den  Geschlechtern,  sondern  au- 
fäDglich  von  den  Zunftmeistern  und  nachgehends  vom  grossen  Rate 
erwählt,  cfr.  d.  Ratswahl  Verzeichnisse  von  1446—1500,  wo  den  Elfern  im 
liowen  beigeschrieben  steht:  setzen  die  Zunftmeister,  und  Arch.  I,  46,  445, 
Überl.  Supplication  an  Ferdinand  I.  d.  d.  6.  Juli  1559:  Die  alte  (vorkarolin- 
gisehe;  Verfassung  bestimme,  „dass  bey  eines  gemeinen  grossen  Raths 
Macht  und  Gewalt  stehen,   auch   die  Anzahl  uss   dem   Lewen   in   den 
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Beim  gfiossen  Rat,  den  in  ansserordentlichen  Fällen  noch 
ein:  Zusatz  als  vil  als  des  giossen  rates  ist')  unterstützte,  lag 
in  letzter  Instanz  die  Sorge  für  das  gesamte  öffent- 
liche Leben  Überlingens.  Derselbe  vertrat  als  repräsen- 
tativer Ausschuss  die  Bürgergemeinde,  erwählte  in  deren 
Auftrag  den  kleinen  Rat  und  die  übrigen  Beamten  und 
wies  denselben  ihren  Geschäftskreis  zu.  Im  Einzelnen 
war  nach  den  Aufzeichnungen  der  Rats-  und  Regimentsordnnngen 
des  U).  und  17.  Jahrhunderts-)  der  Gang  der  Rats-  und  Re- 
giornngsgeschäfte  in  Überlingen  folgender. 

Alljährlich  an  Pfingstmontag  und  Sonntag  Trinitatis') 
kamen  die  Zünfte  auf  den  Zunftstuben  und  die  Geschlechter  in 
ihrem  Gesellschaftshaus  (im  Löwen)  zusammen,  um  die  Vorstands- 
wahl und  zugleich  damit  die  Wahl  der  Grossräte  vorzunehmen. 
Das  passive  Wahlrecht  hiefür  besass  im  Allgemeinen  (die  Aus- 
nahmen cfr.  weiter  unten)  jeder  Bürger,  der  eine  bestimmte 
Zeit,  bis  Hr).*]^)  fünf,  später  10  Jahre  in  Überlingen  „gesessener 
burger"  gewesen;  Wähler  war  jeder  Bürger  schlechthin.  So 
kam  der  grosse  Rat  (nach  Abzug  des  doppelrätigen  ünter- 
stadtgerichtscüllegiums  cfr.  weiter  unten)  zu  stand.  Die  Mit- 
glieder desselben,  aber  nicht  die  neucreirten,  sondern  die 
Gro.ssräte  des  ablaufenden  Regierungsjahres,  wählten  dann 
Montag  nach  Pfingsten  in  geschlossener  Sitzung,  vermittelst 
namentlicher  Stimmabgabe,  unter  dem  Vorsitz  der  Zunft- 
meister und  des  protocollffihrenden  Canzleiverwalters 
und  eventuell  nach  deren  Wahlvorschlag  „per  majora"  den 
neuen   und    alten   Bürgermeister,   und   ebenso  Donnerstag 

grossen  Rath  zu  erkieson*.  Später  (wohl  von  1596  ab)  ging  dieses  Kecbt  au 
die  Ge seh lechterge Seilschaft  über,  die  nunmehr  (wio  jede  der  Zünfte 
10  zünftige  Grossräte)  10  patrizische  Grossräte  vermittelst  eigener  Wahl  in 
den  grossen  Kat  schickte,    cfr.  Anm.  2.    Pfingstordnung  von  1596. 

»)  cfr.  Arch.  I,  51,  130.  Satzung  von  c.  1418  u.  L  c.  I,  64,  70»"- 
31issiv-Prot.  v.  19.  April  1610  (Copie). 

')  cfr.  Arch.  I,  51,  132.  Satzungen  des  anfangenden  16.  Jahrh,  1.  c. 
I,  52,  149.  Pfingstordnung  in  Besatzung  des  Rats  und  Regiments  d.  ä. 
1590,  1.  e.  I,  51,  135.    Satzungen  des  anfangenden  17.  Jahrhunderts. 

^)  Pfingstmontag  wurden  die  Zunftmeister  und  der  Meister  der  Oe- 
sclilechtergesellscbaft  gewählt,  Sonntag  Trinitatis  die  zünftigen  und  pa- 
trizi sehen  Elfer. 

*)  cfr,  Arch.  1,  51,  130.     Satzung  d.  a.  1463. 
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darauf  den  Stadtamman,  die  4  Löwenräte,')  die  sog.  alten 
Zunflmeister  und  die  Richter,*)  also  den  ganzen  kleinen 
Bat,  ausgenommen  die  doppelrätijien  Zunftmeister.  Die  Wahl 
des  kleinen  Rates,  die  gleich  der  Wahl  der  Grossräte  eine 
..freye  und  unverpindliche"  sein  sollte,  fand  in  dem  Überlinger 
Barfüsserkloster  Reventhal  statt.  Die  Amtsdauer  der  Gewählten 
(der  Gross-  wie  Kleinräte)  betrug  jeweils  ein  Jahr.  Verboten 
war  die  Vereinigung  von  Vater  und  Sohn,  oder  von  Brüdern 
oder  Vettern  in  demselben  Ratscollegium.  Ebenso  verloren 
die  Überlinger  Ausvögte  und  Amtleute  (cfr.  pag.  28/29)  und 
diejenigen  Bürger,  die  in  fremden  Klosterdiensten  stunden,  für 
die  Zeit  ihrer  Amtsführung  das  passive  Wahlrecht;  und  weiter 
sollten  Spitalpfründner  weder  im  kleinen  Rat  noch  im  Gericlit 
sitzen,  (cfr,  cap.  II.).  Auch  gingen  die  gewesenen  kleinen 
Räte  (mit  Ausnahme  der  doppelrätigen  Kleinräte),  sowie  die 
beiden  Bürgermeister  und  der  Amman,  die  sich  während  der 
Wahl  völlig  neutral  zu  verhalten  und  auf  der  Ratsstube  bei 
einem  Frühstück  zu  vei-sammeln  hatten,  ihres  Stimmrechts  und 
die  Bürgermeister  überdies  noch  ihrer  Wählbarkeit  in  dieselben 
Amter  für  ein  Jahr  wenigstens  verlustig. 

War  auf  diesem  Wege  die  jährliche  „Endrung  und  Be- 
satzung des  Stadtregiments"  bewerkstelligt,  so  begaben  sich 
Iblj^enden  Sonntag  Trinitatis  die  neugewählten  kleinen  Räte,  die 
Bürgermeister  und  der  Stadtamman  in  die  Grödt  (das  städtische 
Kaufhaus),  wo  sie  der  grosse  Rat  und  die  ganze  Einwohnerschaft 
erwartete.  Dort  verkündigte  der  Canzleiverwalter  das  Wahl- 
resultat, nahm  die  Neugewählten  in  Eid  und  Pflicht  und  forderte 
schliesslich  die  Bürgerschaft  zum  Treueide  gegenüber  der  neuen 
Regierung  auf.  Mit  diesem  Treueide,  dei-  mit  aufgehobener 
Hand  und  im  Chor  geschworen  wurde,  schloss  das  Wahlgeschäft. 


^)  Doren  Wahl  also  gleichwie  a.  1833  die  Wahl  der  vier  der  24er 
(cfr.  pag.  17)  nicht  ausschliesslich  den  Geschlechtern,  sondern  den  Ge- 
schlechtern und  der  Zunft^meinde  zustund  Ein  weiterer  Grund  (cfr.  pag. 
•il  Anm.  3)  weshalb  wir  pag.  17  jenen  vier  der  24  er  Adelsqualität  zusprachen. 

')  Die  Candidaten  des  Unterstadtgeriehts  waren  bereits  durch  die 
Elfen^'ahl  auf  den  Zünften  und  im  Löwen  gegeben,  daher  beschränkte  sich 
hier  die  Richterwahl  auf  deren  Rangfolge  im  Unterstadtgericht.  (So  — 
U'«wohnhoitsmä8sig,  ob  auch  statutarisch,  ist  nicht  mehr  zu  entscheiden.) 
Erster  Richter  war  stets  der  patrizische  Elfer. 
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Der  erste  Regierungsact  des  neuen  Regimentes  bestund 
in  der  Prüfung  der  städtischen  Gassen  und  Kechuungen 
und  der  Bestätigung  bezw.  Neueinsetzung  der  städtischen 
Beamten,*)  die  gewöhnlich  Samstag  nach  Trinitatis  vorgenommen 
wurde.  Hierbei  zeigte  sich,  gleichwie  bei  den  Ratswahlen, 
wiederum  das  verfassungsmässige  Übergewicht  des 
grossen  Rates,  der  den  kleinen  Rat  als  „subdelegirtes  CoUe- 
gium"  behandelte.  Abgesehen  von  den  Subalternbeamten  der 
Finanzverwaltung  und  den  städtischen  Knechten  (cfr.  cap.  II.). 
erwählte  nämlich  der  grosse  Rat  alle  Beamte,  und  sämtliche 
Beamte  mussten  in  die  Hand  des  grossen  Rates  den  Amtseid 
ablegen. 

Und  in  demselben  Sinne  beanspruchte  der  grosse  Rat  in 
der  Gesetzgebung,  für  die  die  Mitwirkung  des  kleinen  Rates, 
von  dem  in  der  Regel  die  Gesetzesanträge  ausgingen,  übrigens 
verfassungsmässig  notwendig  war,  das  entscheidende  Wort. 
Allein  dem  combinirten,  unter  dem  Majoritätsdruck  der  Gross- 
ratsherren stehenden  Gesamtrate  kam  das  Recht  zu:  „neue 
statuta,  saz  und  Ordnungen  zu  errichten  und  gegen  die  einmahl 
errichtete  statuta  zu  dispensiren".*)  Auch  sollte  der  grosse 
Rat  hauptsächlich  nur  in  den  2  genannten  Eigenschaften:  als 
Wahlmännercollegium  und  als  Hauptbestandteil  des 
gesetzgebenden  Körpers^)  zusammentreten  und  im  übrigen 
so  viel  als  möglich*)  mit  Geschäften  verschont  werden.     Alles 


^)  In  den  meisten  Fällen  wurden  die  gewesenen  Beamten,  obwohl 
gesetzlich  eine  völlige  Neubesetzung  der  Amter  zulässig  war,  in  ihren 
Ämtern  lediglich  bestätigt  und  dem  neuen  Regimeute  neu  verpflichtet,  cfr. 
die  Ratswahlverzeichnisse. 

-)  cfr.  Arch.  I,  40,  445.  Von  der  Reichsstadt  t'berlingischen  Regiment^- 
wahlverfassung  und  Zuständigheit.  Auf  Archivquellen  sich  stützende  Streit- 
und  Druckschrift  des  Jahres  1790  pag.  4.  vergl.  hiezu  die  RatsprotxwoUe 
vom  24.  Septbr.  1605  und  vom  3.  Februar  u.  16.  Juni  1607. 

•^)  Ein  jährlich  wiederkehrender  Gresetzesact  betraf  die  Rebordnungen 
(cfr.  Ratsprot.  v.  14.  Oktober  1588  z.  B.)  und  die  steuerrechtliche  Be- 
wertung dt»s  Wein-  und  Fruchtertrages,  die  Fixirung  des  sogenannten 
Anschlags,    cfr.  cap.  III. 

*)  Gewichtige  Fragen  der  äusseren  Politik,  (z.  B.  der  Eintritt  Über- 
lingens in  die  katholische  Liga  cfr.  Ratsprot.  vom  20.  Juli  1620),  kamen 
gleichfalls  im  Plenum  der  vereinigten  Ratskörper  zur  Schlussdebatt^  und 
Entscheidung. 
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Weitere  blieb  dem  kleinen  Rat  (iwi  17.  Jahrhundert  auch  der 
gesessene  Rat,  der  Magistrat  geheissen)  überlassen,  „welcher 
täglich  kleiner  Rath  und  Richter,  wie  denn  von  Alters  her- 
kommen, durch  das  ganz  Jahr  uss  die  Räth  besitzen  und  die 
Raths-Geschäfft  und  Sachen  samtlich  miteinander  verrichten 
müssen".*) 

Dieser,  das  eigentliche  Regierungsorgan,  hielt  nach  Be- 
darf wöchentlich  zur  Erledigung  der  laufenden  Geschäfte  vier 
ordentliche  Sitzungen  ab,  am  Montag,  Mittwoch,  Donnerstag 
und  Freitag^),  und  ausserdem  waren  die  Kleinräte,  die  von  1551 
ab  für  jede  Sitzung  einen  halben  Batzen  Diät  erhielten,  ver- 
pflichtet, „so  oft  sie  daran  hören  läuten",  in  ausserordentlicher 
Sitzung  zu  erscheinen.'O  Beraten  wurde  vom  kleinen  Rat  in 
pleno,  beschlossen  per  majora.  Gegen  die  Beschlüsse  des  kleinen 
Rates,  dem  innerhalb  seiner  Verwaltungsthätigkeit  das  Ver- 
ordnungsrecht  eingeräumt  war,  konnte  kein  Begress  ergriffen 
werden.*) 

Neben  dem  Alltäglichen  gehörten  aber  noch  folgende  Amts- 
handlungen in  das  Specialressort  des  kleinen  Rates: 

1)  Die  Erteilung  des  Bürgerrechts.  Dasselbe  —  ab- 
gesehen vom  Erbbürgerrecht,  das  mit  der  Mündigwerdung 
im  18.  Jahr  angetreten  wurde  —  ward  im  Laufe  des 
15.  und  16.  Jahrhunderts,  als  die  Stellung  der  Unfreien 
im  Reiche  sich  allgemein  verschlechterte  und  gleichzeitig 
die  ursprüngliche  Realgemeinde  Überlingen  sich  mehr 
und  mehr  zur  Personalgemeinde  umbildete,  einerseits  an 
eheliche  Geburt  und  persönliche  Freiheit*)  ge- 
knüpft, und  andererseits  an  ein  bestimmtes,  um  die 
Wende  des  16.  Jahrhunderts  auf  hundert  Gulden  fest- 
gesetztes Minimalvermögen  bezw.  den  entsprechenden 


»J  cfr.  Arch.  I.,  40,  445.     Supplic.  an  Ferd.  I.  v.  6.  Juli  loo'J. 

«)  cfr.  Arch.  I,  52,  143.   Ratsordimng  vom  3.  März  1551. 

»)  cfr.  Arch.  I,  51,  135.     Stadtsatzungen  des  17.  Jahrh.  Tit.  1. 

*)  Offenbar  in  d«»r  Erwartung,  dass  keine  das  statutarische  Recht  ver- 
letzenden oder  in  die  Clesetzgebung  übergreifenden  Verfügungen  getroffen 
würden. 

*)  cfr.  Arch.  I,  51,  130.  Satzung  d.  a.  1490.  1.  c.  I,  51,  132.  Satzung 
von  c.  1520  u.  1.  c.  I,  51,  135.    Satzungen  des  17.  Jahrb.  Tit  34. 
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ßärpfscliaftsnacliweis  für  ein  solches.^)  Die  ältere  Vor- 
bedingung des  Erwerbs  von  Grund  und  Boden  (cfr. 
pag.  H))  fiel  dagegen  weg.  Ausserdem  wurde  ein  Ein- 
trittsgeld von  20  //.x^  erhoben,  wovon  5  //.vj  sogleich,  die 
übrigen  1 5  /^.m  jährlich  pfundweise  zu  bezahlen  waren.-) 
Trafen  diese  Voraussetzungen  bei  einem  Bewerber  zn, 
worüber  der  kleine  Rat  sich  vergewissern  musste,  sd 
wurde  derselbe  vor  „gesessenem  Rat"  vereidigt  und 
in  ein  Bürgerbuch  eingeschrieben.*) 

Denselben  Vorbedingungen  und  Formalitäten  unter- 
lag auch  die  Ei*teilung  des  Tjandbürgerrechts  d.  h. 
die  Aufnahme  solcher  Personen  ins  Bürgerrecht,  die 
ihren  Wohnsitz  in  der  Ijandschaft  Überlingen  hatten, 
nur  dass  in  diesem  Fall  ein  Minimalvermögen  von  200  fl. 
gefordert  wurde.*) 

2)   Die   „Aufenthaltung"    des   Bürgerrechts  und   die 
Entlassung  aus  demselben."*) 

„Aufenthalten"  wurde  das  Bürgerrecht  denjenigen 
Bürgern,  die  für  längere  Zeit  aus  der  Stadt  ziehen  und 
an  einem  anderen  Ort  sich  „haushäblich"  niederlassen 
wollten,  sofern  dieselben  beim  kleinen  Rate  darum 
einkamen.  Sie  mussten  dem  kleinen  Rate  die  eidliche 
Versicherung  abgeben,  alle  Schulden  in  der  Stadt  vor 
ihrem  Weggang  zu  bezahlen  bezw.  mit  ihren  Gläubigern 
sich  abzufinden,  und  als  Ausbürger  den  Stadtgeboteu 
entsprechend  leben,  insbesondere  die  jährliche  Steuer 
ordnungsgemäss  entrichten  zu  wollen.  Derselbe  Eid  in 
Schuldsachen  wurde  auch  denjenigen  vom  kleinen  Rate 
abverlangt,  die  das  Bürgerrecht  aufgaben.  Dieselben 
waren  überdies  gehalten,  in  14  Tagen  die  Stadt  zn 
verlassen  und  binnen  :^  Jahren  nach  Überlingen  nicht 
mehr  zu  dauerndem  Aufenthalt  zurückzukehren. 


^)  (fr.  die  Ratsprotocollo  v.  tlö.  März  \bm  und  11.  Januar  1610. 

-J  cfr.  die  Satzun^^on  drs  XVll.  Jahrh.  Tit.  35. 

=')  cir.  die  vorhandenen  Biir^erbücher. 

^)  cfr.  Ratsprot.  vom  22.  Januar  1012. 

■*)  cfr.  die  Satzungen  des  XVII.  Jahrh.  Tit.  35  und  41. 
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3)  Die  Erteilung  der  „michi",  d.  li.'  die  Annahme 
von  SatzbürgernJ)  Michimann  oder  Satzbürger 
konnte  in  Überlingen  jeder  werden,  der  einen  „ein- 
gesessenen und  häbigen"  Bürger  als  Bürgen  stellte,  der 
sich  in  Gegenwart  des  gesessenen  Rates  persönlich 
und  durch  Unterschrift  bereit  erklärte,  den  um  die 
Michi')  sich  Bewerbenden  in  Krankheitsfällen  und 
bei  sonstiger  Erwerbslosigkeit  aus  eigenen  Mitteln 
zu  unterhalten,  so  dass  derselbe  der  Stadt  und  dem 
Spital  nicht  zur  Last  falle.  Die  Michileute  hatten  das 
Recht  „der  Wehr  und  des  Harnisch"  und  waren  zu 
Fron-  und  Wachdiensten  und  ihre  Frauen  zur  Kranken- 
pflege verpflichtet.  Sie  wurden  in  einen  Michirotel 
eingezeichnet.^) 

4)  Die  Gontrole  der  städtischen  Finanzverwaltung 
und  der  Spitalverwaltung. 

An  der  Spitze  der  städtischen  Finanz  Verwaltung 
stunden  zwei  Stüblinsherren,*)  auch  Rentstüblins- 
herreu  oder  Seckelmeister  genannt,  und  als  deren 
technischer  üehülfe  ein  Stüblinsschreiber.  Die 
Stublinsherren  waren  die  beiden  höchsten  Cassenbeamten 
(Überlingens.  Sie  hatten  dieStadtcassein  Verwahrung, 
vereinnahmten  als  Centralstelle  die  sämmtlichen  Ein- 
kauf te  und  besorgten  die  Abführung  der  für  die  einzelnen 
Ausgabezwecke  (z.  B.  für  Besoldungen  und  Löhne) 
nötigen  Summen.  Insbesondere  war  den  Stüblinshen^en  die 
städtische  Schuldenverwaltung  anvertraut.  Ferner 
lag  in  ihren  Händen  das  directe  Steuerwesen,  die 
Steuereinschätzung  und  Erhebung  (cfr.  weiter  unten,  cap. 
IIL)  und  die  Überwachung  der  Beamten  der  indi- 
recten  Steuern:  der  Ungelderherren  und  der  Zoll-  und 
Marktbeamten.  Alljährlich  am  Ende  des  Finanzjahres, 
das  mit  dem  Überlinger  Regierungsjahr  übereinstimmend 


*)  Arch.  I,  52,  147.    Satzung  d.  a.  1560. 

■)  Eine  Etymologie  dieses  Worten  vermögen  wir  nicht  zu  geben. 

*)  cfr.  die  RatsprotocoUe  v.  10.  Nov.  1605  und  19.  Nov.  1601». 

*)  cfr.  Arch.  II,  4,  21.  Bestallungsbuch  d.  a.  1550— 15Ü4.  s.  v.  Stüblius- 
hcrren,  und  Vorbericht  zur  Stadtrechnung.  Mscr.  der  alten  Hatscanzlei  aus 
dem  16.  Jahrb. 
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von  Konntag  Trinitatis  zu  Trinitatis  ging,  leisteten  die 
Stüblinsherren  dem  kleinen  und  grossen  Kat  auf  Grund 
sehr  säuberlich  (wenn  auch  nach  unseren  Begriffen 
unsystematisch  cfr.  weiter  unten,  cap.  III.)  geführter 
Jahresrechnungen,  Rechnungsablage,  und  das  Gleiche 
geschah  dem  kleinen  Rat  gegenüber  zur  vorläufigen 
Dechargeerteilung  alle  Fronfasten  d.  h.  jeweils  an 
Ostern,   an  Pfingsten,  im  Herbst  und  an  Weihnachten. 

Die  Leitung  des  Spitals  (cfr.  pag.  42  u.  cap.  III.) 
war  zwei  Spitalpflegern  und  einem  Spitalschaffuer 
als  Wirtschaftsadministrator  übertragen.*)  Deren  directer 
Vorgesetzter  war  der  alte  Bürgermeister,*)  der  nebenbei 
auch  tutelam  et  curatelam  honorariam  über  Wittwen 
und  Waisen  hatte.  Der  Altbürgermeister  berichtete 
vierteljährlich  dem  kleinen  Rat  über  die  Lage,  speciell 
die  Finanzlage  des  Spitals,  und  der  kleine  Rat  erliess 
dementsprechend  eventuelle  Verfügungen,  (z.  B.  über 
die  Aufnahme  von  Pfründnern.  cfr.  cap.  IL) 
5)  Die  Überwachung  der  städtischen  Ausvögte  und 
spitälischen  Amtleute.^) 

Die  städtische  und  spitälische  Landschaft,  bestehend 
aus  3  Vogteien  und  5  Spitalämtem  (cfr.  cap.  III.)  hatte, 
wie  bereits  erwähnt,  als  gemeinsamen  Gerichtshof 
das  aus  städtischen  und  spitälischen  Beamten  combinirte 
Landgericht,  dessen  Competenz,  da  die  Grafen  von 
Heiligenberg  die  Gerichtsoberherren  der  Landschaft 
waren,  allein  die  niedere  Gerichtsbarkeit  umfasste.*) 
Ebenso  bildete  das  städtische  Rentamt,  das  Rent- 
stüblin  für  beide  Teile  der  Landschaft  die  Central" 
stelle,  an  die  von  Seiten  der  Vogteien  alle  Einnahmen 
direct,  von  Seiten  der  spitälischen  Dörfer  die  directen 

')  cfr.  die  städt.  Katswahlbücher  und  oben  cit.  BestAHungsbuch. 

-)  efr.  Arch.  I,  40,  445  pag.  11». 

^)  Über  die  Verwaltung  der  Landschaft  cfr.  Anlagebuch  der  städtischen 
und  spitälischen  Dörfer  d.  a.  157^  Vorbemerkungen,  und  Arch.  L  52,  141  •- 
Ordnung  in  des  Spitals  (Tcrichten  d.  a.  1532.  Dazu  die  pag.  20  Anm.  3 
angegebenen  Quellen. 

*)  cfr.  Münchner  Commiss  -Bericht  (cfr.  pag.  43  Anm.  2.)  Abschnitt  lÜ 
U.  XII.     cfr.  pag.  H  Anm.  4, 
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Steuern  durch  Vermittlung  der  Spitalpfleger,  die  Einkünfte 
der  indireeten  Steuern  aber  unmittelbar  abgeführt  werden 
mussten  (cfr.  weiter  unten,  cap.  III.).  Dagegen  teilte 
sich  in  den  localen  Unterbehörden  die  Ver- 
waltung der  Landschaft  insofern,  als  die  spitälischen 
Amtleute  vom  Spital,  die  städtischen  Ausvögte  von  der 
Stadt  eingesetzt  wurden.  Doch  mussten  in  besonderen 
Verwaltungsangelegenheiten,  z.  B.  in  Bausachen  der 
spitälischen  Amthäuser  und  der  städtischen  Vogtei- 
schlösser  alle  Beamte  der  Landschaft  beim  kleinen 
Rat  vorstellig  werden,  und  es  konnten  die  Mitglieder 
des  kleinen  Rates  jederzeit  „zur  Schau"  d.  h.  zu  ausser- 
ordentlicher Revision  „auf  die  Landschaft  reiten''.  Die 
obersten  Verwaltungsbeamten  der  Vogteien  Wessen 
Aus  Vögte.  Ausvögte  waren  in  der  Regel  Überlinger 
Patrizier*)  mit  dem  Sitz  in  Überlingen,  die  in  den 
Vogteien  durch  einen  Vogt,  der  im  Vogteischlöss 
wohnte,  sich  vertreten  Hessen.  Jedem  Vogt  war  ein 
Amtmann  unterstellt  und  ausserdem  existirte  in  den 
grösseren  Dörfern  eine  besondere  Dorfbehörde:  ein 
Amman  und  Dorfpfleger. 

Den  Spitalämtern  stunden  Amtleute  (bisweilen 
auch  Stabhalter  betitelt)  vor,  den  gi'össeren  Spitaldörfern 
Ammane  und  Dorfpfleger. 

Ende  November  des  Jahres  1551  lief  in  Überlingen  ein 
kurzes  Handschreiben^)  Karls  V.  aus  Innsbruck  ein,  das  dem 
Rate  die  Ankunft  des  Hofrats  Heinrich  Has,  des  Abtes  Gerwig 
von  Weingarten  und  eines  weiteren  ksl.  Rates  Sigmund  v. 
Horastain  ankündigte  und  denselben  aufforderte,  der  ksl.  Com- 
mission,  „die  etliche  Sachen  bei  Euch  zu  verrichten,  willfarig 
und  gehorsam  zu  sein*'.  Ein  zweites  Schreiben  Karls  V.  vom 
5.  December  1551*)  erläuterte  dann  den  Auftrag  dieser  Com- 


*)  a.  1578  z.  B.  in  Ramsberg  Junker  Franz  v.  Reichlin-Meldegck,  in 
Ittendorf  Jkr.  Veit  Schochner,  in  Hohenbodman  Jkr.  Caspar  Mader. 

-)  cfr.  Arch.  I,  52,  143.  Acten  der  von  Carl  V.  durch  die  sog.  hasische 
Commission  Terfügten  Regiments-  und  Ratswahländernng.  Schreiben  vom 
16.  November  1551. 

3)  1.  c. 
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mission  dahin:  aus  beweglickeri  stattlichen  Ursadien  das  Regiment 
mit  Besatzung  Rats  und  Gerichts,  wie  bei  etlichen  anderen 
Städten  geschehen,  zu  ordnen  und  in  ain  Richtigkeit  zu  bringen." 
Doch  sei  niclit  Mi^'si'allen  an  der  bisherigen  Regierung  die 
Ursache  des  ksl.  Auftrages,  dieser  vielmehr  lediglich  darum 
erteilt,  „damit  durch  guete  Fürsehung  alle  erbare  Pollicey  und 
Verwaltung  der  Oberkait  hinfiiro  um  so  viel  desto  statlicher  bei 
Euch  erhalten  werde."  Ein  Zweifel  darüber,  was  die  Commission 
wirklich  sollte,  konnte  hiernach  beim  Rate  nicht  mehr  bestehen. 
Derselbe  antwortete*)  denn  auch  sogleich,  an  demselben  10.  De- 
cember  roch,  wo  er  die  ksl.  Botschaft  erhalten:  Das  ksl. 
Unternehmen  gereiche  dem  Bürgermeister  und  Rat  in  Überlingen 
,,zu  Schimpf  und  Spott''.  Der  Rat  komme  bei  der  Gemeinde 
in  den  Verdacht,  durch  schlechte  Regierung  „den  Verlust  der 
von  den  Eltern  überkommenen  Freiheiten  und  die  ganze  Än- 
derung verursacht  zu  haben''.  Auch  hätten  die  Rate  das 
Ansinnen  des  Kaisers  „zur  Verhütung  allerlei  Unrats  nit  vor 
die  Gemaind  kommen  lassen,  dieweil  wir  wissen,  dass  sie  von 
der  Freihait  der  Zunflften  und  dem  Gebrauch  der  jährlichen 
Ratsbesatzung  nit  gern  kommen  oder  weichen,  vielleicht 
vermeinen  werden,  sich  zu  widersetzen  und  handeln  was 
nit  gut**.  Zum  Scliluss  baten  die  Ratsherren  den  Kaiser  „mit 
allem  Ernst',  er  möge  eine  bessere  Meinung  von  ihnen  annehmen. 
Aber  vergebens.  Karl  V.  hatte,  getreu  seinem  Grundsatz, 
durch  Bekämpfung  der  Zünfte  in  den  Städten  der  Reformation 
den  Boden  zu  entziehen,*)  die  Aufhebung  der  alten  Zunft- 
verfassung und  die  Errichtung  eines  oligarchischen 
Geschlechterregimentes  in  Überlingen  beschlossen,  und 
dabei  bliebs.  Frühjahr  1552  trafen  die  genannten  Commissäre 
in   Überlingen   ein    und   vereinbarten  mit  Hilfe   eines  Bürger- 

0  1.  c. 

-)  Dasss  wirklich  kircheiifeindliche  Neuerungsbestrebungen  Karl  V.  den 
Anlass  zur  Verfassungsänderung  in  Überlingen  gegeben  haben  müssen,  geht 
aus  der  an  verschiedenen  Stellen  des  karolingischen  Verfassungsgesetzes  scharf 
hervortretenden  Betonung  des  christlich-katholischen  Charakters  der 
neuzuwählenden  Ratsmitglieder  hervor.  Zu  wählen  seien:  christliche, 
friedliebende  und  besonders  solche  Leute,  die  der  alten,  wahren 
christlichen  Heliirion  anhängig  sind.  cfr.  1.  c.  Demgegenüber 
erseheint  der  Vorwurf  der  Schwerfälligkeit  der  älteren  Verfassungsformen, 
mit  dem  Carl  V.  seinen  Eingriff  motivirte,  als  ein  blosser  Vorwand. 
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aus2»chusses,  den  die  Stadt  auf  k»l.  Befehl  zur  Verfügung  stellen 
musste,    und   unter  der  Leitung  des   Hofrats  Has  (mit   Bezug 
auf  welchen  die  ganze  Änderung  nachmals  die  hasische  Regiments- 
änderung hiess)  die  neue  Verfassung.    Diese  legte  alle  ßegierungs- 
gewalt    in   die  Hände   eines   kleinen,    aus    17   patrizischen 
Mitgliedern  bestehenden  Rates,   dem  ein  Directorium  von 
fünf  geheimen  Räten:    3  alle  4  Monate   im  Amte   wechselnde 
Bürgermeister  und  zwei  weitere  geheime  Räte  präsidirten.   Dazu 
wurde  ein  grosser  Rat  von  77  Personen  eingesetzt,  der  aber 
nur    mit  Willen    und    auf   Antrag    des    kleinen    Rates 
zusammentreten  durfte.     Das  Unterstadtgericht,  das  relativ 
am  meisten  intact  blieb,  erhielt,  vom  Amman  abgesehen,  1 2  Räte 
nnd  sollte  thunlichst  alle  Fälle  zur  Entscheidung  bringen,   doch 
verlor  darum  der  mit  den  Richtein  vereinigte  kleine  Rat  seinen 
Charakter  als  Appellationsinstanz  und  peinlicher  Gerichtshof  nicht. 
Sämtliche    Mitglieder     sämtlicher    Collegien    wurden     insofern 
auf  Lebzeiten  gewählt,   als   die  jährlich   abzuhaltenden  Rats- 
wahlen   lediglich  dazu   dienen  sollten,   wo  der  Tod,   Krankheit 
oder  schlechte  Amtsführung  eine  Lücke  geschaffen  hatten,  diese 
durch    ein   auf  dem    Princip   der   Wahl männer wähl   basirendes 
Cooptationsverfahren*)  zu  ergänzen.     Ausserdem  wurden  die 
7  Zünfte  aufgehoben.-)    Der  Rat  niusste  die  Zunfthäuser  und 
Zunllvennögen   zu  seinen  Händen   bringen  und  den  Kauferlös 
daraus  in  die  Stadtcasse  legen.     Nur  4  Trinkstuben,  neben  der 
Geschlechterstnbe  und  der  neugeschaffenen  Ratsstube,  erlaubten 
die  ksl.  Commis>äre  der  Bürgerschaft  „zur  Abhaltung  ehrlicher 
Gesellschaften  und  Hochzeiten",  und  selbst  diese  nur  unter  dem 
Vorbehalt,  dass  der  kleine  Rat  die  Wirte   und  Stubenmeister 
setze  und  die  Stubenordnung  mache. 

Selbstverständlich  petitionirte  die  Stadt,  sowie  Karl  V.  ab- 


')  Der  kleine  Rat  wählte  mit  Stimmenmehrheit  aus  »einer  eigenen  Mitte 
3  Wahlmänner,  von  denen  2  Mitglieder  des  geheimen  Rates  sein  mussten. 
Sodann  erwählte  das  Uuterstadtgericht  einen  4.  und  der  grosse  Rat  einen 
5.  Wahlmanu  gleichfalls  aus  dem  Kreise  der  Kleinräte.  Diese  5  Wahl- 
männer  ergänzten  durch  Majoritätswahl  dit*  event.  Lücken  des  kleinen  Rates 
und  der  so  event.  neucompletirte  kleine  Rat  besetzte  endlich  gleichfalls 
durch  Majori  tat«  wähl  die  event.  erledigten  Bürgermeister-,  Gerichts-  und 
Orossratsherrenst^llen.    cfr.  1.  c. 

-j  Das  Nähere  darüber  cfr.  pag.  87. 
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gedankt,  bei  seinem  Nachfolger  Ferdinand  I.  um  Aufhebung 
des  octroyirten  Regimentes,  —  die  Bürgerschaft  hatte  zur  Be- 
setzung des  Rates  „mit  Gewalt  erforderet  werden  müssen",  — 
^das  dem  Sinne  des  gemeinen  Mannes  eingeleuchtet  hat  wie 
spanische  Dörfer",  und  Herstellung  der  „alten  fre}'en  unverpind- 
lichen  Wahl".^)  Auch  gab  Ferdinand  im  Jahr  1559-)  dem  Über- 
linger  Bürgermeister  Hau  die  Erlaubnis  dazu,  nahm  aber  vorerst 
die  Metzger-  und  Schneiderzunft  von  der  Restitution  aus,  so  dass 
der  kleine  Rat  zunächst  nur  24,  der  grosse  nur  71  Mitglieder 
zählte,  und  belegte  die  restituirten  Zünfte  mit  dem  Namen 
Quartiere.  Vier  Jahre  später'*)  durfte  auch  die  Metzger-  und 
Schneiderzunft  sich  wieder  aufthun,  die  Bezeichnung  Zunft  wieder 
angenommen  werden  und  damit  war  „die  uralt  Ordnung  in 
integrum  restituiret".*)  Karl  V.  hatte  also  Bleibendes  nicht 
schaifen  können  und  der  Volkswitz  rächte  sich  nachmals  an  dem 
Hauptwerkzeug  Karls  V.  bei  allen  Ratsänderungen,  dem  Hofrat 
Has  von  Laufen:  Zu  Überlingen  habe  der  Has  die  Zunftmeister 
gefressen,  aber  bald  davon  laufen  müssen.*) 

Wir  haben  im  Vorhergehenden,  überblicken  wir  kurz  das 
Ergebnis  unserer  Verfassungsskizze,  vier  Perioden  der  Überlinger 
Verfassungsgeschichte  kennen  gelernt:  die  Urperiode  reichend 
von  c.  770  bis  c.  111)1,  während  welcher  der  Fronhof  sich  zur 
Marktstadt  erweiterte;  die  Stauferherrschaft  von  c.  1191 
bis  1268  mit  ihrem  Geschlechterregiment  und  der  grund- 
und  landesherrlichen  Ammanverwaltung;  die  reichs- 
städtische Periode  und  die  Zunftverfassung  von  1268  bis 
1552;  endlich  in  den  Jahren  1552  bis  1503  die  Rückkehr  der 
Geschlechterherrschaft  durch  den  Gewaltact  Karl  V.,  deren 
Wiederbeseitigung  und  die  Wiederaufrichtung  der  alten 
Zunft  Verfassung,  die  nachgehends  bis  zur  Mediatisirung  und 

')  cfr.  1.  c.    Die  Schlusssupplication  vom  G.  Juli  1559. 

«)  efr.  überrh.  Z.  Bd.  22  pag.  207.  Privileg  Ferdinands  vom  10.  Jali 
1559.     cfr.  auch  pag;.  24  Anm.  2.  1.  c.  pag  100. 

»)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  22  pag.  207.    l*riv.  Ferdinands  vom  24.  Januar  1563. 

*J  Arch.  1.  c.  Relation  über  die  Wiederherstellung  der  7  Zünfte  d.  d. 
25.  Januar  1503. 

^)  notirt  aus  einer  der  Stadtchroniken  ohne  nähere  QueUenangabe. 
cfr.  übrigens  Oberrh.  Z.  Bd.  22  pag.  207  Anm.  1.  und  altera  versio  bei 
Sevin  Häuserb.  pag.  18. 
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dem  Anfall  Überlingens  an  Baden  im  Jahr  1802   im  Ganzen 
unverändert  Stand  hielt. 

Überlingen  war  also  mehr  als  fünfhundert  Jahre,  von 
l"2B8 — 1802,  eine  Reichsstadt,  und  während  dieser  langen  Zeit 
führten  die  Zünfte  —  vom  Staatsstreiche  Carls  V.  abgesehen 
—  im  Verein  mit  den  Geschlechtern,  und  zwar  in  einem 
Majoritätsverhältnis  zu  den  Geschlechtern  von  durchschnittlich 
7  zn  1  (cfr.  pag.  36),  ununterbrochen  das  Regiment.  Damit 
ist  die  hervorragende  politische  Rolle  der  Überlinger  Zünfte 
ausreichend  gezeichnet.  Über  ihre  wirtschaftliche  Bedeutung 
aber  und  hiemit  im  Zusammenhang  über  das  in  Zünften  orga- 
nisirte  Gewerbe-  und  Wirthschaftsleben  des  mittelalterlichen 
Überlingen  giebt  die  Überlieferung  noch  folgende  Bemerkungen 
an  die  Hand. 

Das  Wahrzeichen  unter  dem  Überlingen  im  Laufe  des 
12.  Jahrhunderts  aus  der  Gruppe  der  nach  heutigen  Massen 
etwa  als  grossbäuerlich  zu  qualificirenden  Gutsherrschaften  am 
Bodensee  ausschied  und  sich  der  politisch  und  wirtschaftlich 
höher  ver  eigen  seh  afteten  Gnippe  städtischer  Gemeinwesen  an- 
gliederte, war  das  Zeichen  des  Marktes.  Figürlich  gesprochen 
waren  die  Attribute  des  Überlinger  Marktes  seit  den  ältesten 
Zeiten  der  Weinstock  und  die  Ähre,  jene  ureigensten 
Symbole  landwirtschaftlicher  Bodencultur.  Der  Wein- 
handel und  der  Pruchthandel  beherrschten  den  Überlinger 
Markt  von  Anfang  an  ausschliesslich,  und  der  Weinbau  und 
das  mit  dem  Fruchthandel  nahverwandte  Bäckerei-  und  Müllerei- 
gewerbe waren  die  ältesten  Bethätigungsformen  des  städtischen 
Wirthschaftslebens. 

Bereits  die  Stadtsatzungen  des  13.  und  14.  Jahrhunderts 
(und  in  höherem  Masse  noch  die  der  späteren  Jahrhunderte) 
sind  geradezu  überladen  mit  auf  den  Weinbau  und  Weinhandel 
bezüglichen  Vorschriften  und  legen  dadurch  Zeugniss  ab  für 
die  hohe  Bedeutung,  die  man  schon  damals  der  Weinkultur  in 
Überlingen  beimass.  Für  ganze  Klassen  der  Bevölkerung  teilte 
sich  das  Erwerbsjahr  nach  oinologischen  Gesichtspunkten. 
Die  städtischen  Lohnordnungen  schieden  die  Lohnhöhe  eines 
Teils  nach  der  Zeit,  „so  man  us  den  torgeln  (Keltern)  gat  unz 
an  die  liehtmisse",  und  andererseits  nach  der  Periode  „von  der 

8  e  h  i  f  e  r ,  WIrtoelutfls-  v.  Fiiumzf  «tohlehte  der  Reichsstadt  Oberllnyen.         3 
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liehtDÜsse  unz  an  den  herbst,  das  man  win  mot''.^)  Zum 
Schutze  der  einheimischen  Weinproduction  war  auf  das  mut- 
willige Zerstören  von  Rebanlagen  die  Todesstrafe  gesetzt, 
„den  sol  man  vom  houpt  tuon",*)  und  gleichzeitig  ward  zur 
Aussperrung  der  fremden  Concurrenz  den  Bürgern  der  Ankauf 
fremden  Weines,  „der  in  unser  wingarton  ether  nüt  wahset\ 
bei  Strafe  untersagt.')  Dagegen  wurde  quasi  als  Export- 
prämie auf  die  Weinausfuhr  denjenigen  Fremden,  „die  win 
kouffen  und  verfürn  weiit",  ein  besonderer  Schutz  gegen  Gerichts- 
klagen von  Seiten  ihrer  eventuellen  Überlinger  Gläubiger  zu- 
gesichert.*) Diese  beiden  letzteren  Gesetze  verraten  bereits 
zeitweise  Überproduction.  Auch  mag  als  Beweis  far  die 
Ergiebigkeit  des  Weinbaus  die  Thatsache  dienen,  dass  die 
einzige  hofrechtliche  Abgabe  auf  welche  die  Stadt,  offenbar  der 
reichen  Herbsterträge  und  der  Billigkeit  der  Weine  wegen,  kein 
Gewicht  legte,  ein  ,,kantli  wines"  war,  während  jede  weitere 
Leistung  Minderung  des  Burgrechtsschutzes  zur  Folge  hatte.*) 
und  weiter  soll  im  Jahr  1494  der  Kalk  in  Überlingen  „mehren- 
teils  mit  wein,  so  man  in  dem  Dorff  ausgeschütt'',  an- 
gemacht worden  sein.*) 

Dass  sodann  auf  dem  jeweils  Dienstag  abgehaltenen  Markte 
des  14ten  Jahrhunderts  neben  dem  Weinhandel  der  Kornkauf, 
in  concreto  der  Veesen-  und  Koggenkauf  an  erster  Stelle  kam, 
geht  aus  folgender  Satzung  hervor,  deren  d6tailirte  Bestimmungen 
über  das  „brotbaclien"  und  die  „brotbeken"  überdies  beweLs- 
kräftig  sind  für  die  wichtige  öffentliche  Aufgabe  der  Sorge  für 
den  Brotbedarf  Überlingens,  die  dem  Beckergewerbe  zufiel. 
Zur  Erkundigung  der  „kornkoff"  werden  eigens  „dri  von  dem 
rat''  erwählt,  ,.di  des  marktz  löff  erkunnen",  dem  Rat  darüber 
referiren,  der  auf  Grund  ihres  Gutachtens  die  Brotpreise  normiren 
will.     Und  die  Becker  müssen  „dri  under  irem  antwerk  erwelen. 


*)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag.  312,  Satzung  d.  a.  1330. 
=)  cfr,  1.  c.  Bd.  29  pag.  309  Satzung  der  2  Hälfte  des  14.  Jahrhundert«, 
cfr.  auch  pag.  47. 

»)  cfr.  1.  c.  Bd.  29  pag.  300  Satzung  v.  c.  1298. 
*)  cfr.  1.  c.  Bd.  29  pag.  302  Satzung  v.  c.  1298. 
^)  cfr.  1.  c.  Bd.  29  pag.  301.     Satzung  von  c.  1298. 
•)  cfr.  Sevin  Häuserb.  pag.  33. 
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die  selben  dri  vor  dem  rat  sweren  sont,  das  si  verseilen  und 
versorgen,  das  der  markt  äne  brot  iht  si,  nnd  wenn  die  selben 
dri  ander  irem  antwerk  verkünden,  das  er  bach,  der  sol  das 
tuon".*)  Die  Bedeutung  des  Mttllereigewerbes  aber  wird 
uns  gleichsam  versteinert  in  monumentaler  Urkunde  vor  Augen 
geführt.  Am  Hauptthurme  der  Überlinger  Münsterkirche  zu 
St.  Nikolaus,  deren  Grundstein  am  13.  Mai  1353  gelegt  wurde, ^) 
finden  wir  die  Breite  des  Mflhlbachs,  durch  den  die  5  wichtigsten 
Überlinger  Mühlen,  die  sog.  Rietmtthlen  (cfr.  pag.  39)  getrieben 
wurden,  durch  ein  in  den  Stein  eingelassenes  eisernes  Mass 
verewigt.  Die  beigefügte  Steininschrift  lautet:  dis  ist  des 
milibachs  witi  am  riet  zu  den  V.  muilinen.*)  So  wie  die  Nach- 
barstadt Konstanz  in  früheren  Jahrhunderten  an  ihrem  St. 
Stephansthurm  das  Normal- Lein wandmass  anbrachte  und  damit 
der  Nachwelt  die  Wichtigkeit  des  Konstanzer  Leinwandhandels 
bekundete,  in  gleich  practischer  Weise  hat  Überlingen  mit  obiger, 
das  normale  Mühlbach  -  Breitemass  enthaltenden  Steininschrift 
seinem  Müllereigewerbe  ein  Denkmal  gesetzt.  Kein  Wunder 
desshalb,  dass  auch  die  Rebleute  und  Becker  zuerst  von  dem 
Zunftprivileg  Kaiser  Albrechts  I.*)  Gebrauch  gemacht  und  zur 
genossenschaftlichen  Organisation  ihrer  Gewerbe  in  einer 
,,reblüt-"  und  „brotbekkenznnfft"  sich  zusammengethan  zu  haben 
scheinen.  Eine  Satzung  vom  Jahr  1364*)  enthält  die  erste 
namentliche  Nennung  der  Rebleutzunft  und  das  bereits  citirte 
Beckerstatut  die  erste  Nennung  der  Beckerzunft.  Da  aber 
schon  das  Wahlgesetz  von  1333  von  mehreren  Zünften*)  und 
eine  noch  ältere  Satzung  von  c.  1298')  von  Zunftmeistern, 
also  von  Zunftvorständen  im  Plural  spricht,  so  ist  nicht  daran 
zu  zweifeln,  dass  schon  ausgangs  des  I3ten  Jahrhunderts 


*)  cfr.  Oberrh.   Z.  Bd.  29  pag.    319  ff.     Satzung   der   II.   Hälfte  des 
XIV.  Jahrhunderts. 

0  cfr.  L.  Allgeyer.    Die  Münsterkirche  zu  St.  Nikolaus  in  Überlingen 
1879.  pag.  16. 

')  cfr.  Sevin  Häuserb.  pag.  27. 

^)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  22  pag.  19. 

*)  cfr.  1.  c.  Bd.  29  pag.  318. 

•)  cfr.  1.  c.  Bd,  29  pag.  316:  ieglichü  zunft  sol  äUti  jar  ainen  zunft. 
maister  sezzen  etc. 

0  cfr.  1.  c.  Bd.  29  pag.  295. 
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eine  Mehrzahl  von  Werkleutzünften*)  in  Überlingen  existirt 
haben  muss.  Vielleicht  waren  es  anfänglieh  deren  fünf,  worauf 
die  gelegentliche  Erwähnung  von  5  Zunfthäusern  in  einem 
Statut  des  beginnenden  löten  Jahrhunderts-)  und  möglicherweise 
auch  der  Umstand  hinweist,  dass  Ferdinand  I.  bei  der  Restitution 
der  alten  Verfassung  nur  fünf  Zünfte  genehmigen  wollte. 

Vom  Jahr  1426*)  an  dagegen  und  von  da  ab  dwch  alle 
Jahrhunderte  werden  sieben  Zünfte  beibehalten.  Bis  1474*) 
gab  es  eine  Rebleut-,  Becker-,  Schuhmacher-,  Küfer-,  Schmiede-. 
Metzger-  und  Gerberzunft,  welch  letztere  aber  1474  aufgehoben 
wurde.  An  ihre  Stelle  trat  1482*)  die  Fischerzunft,  in  der  auch 
die  Schiffleute  untergebracht  waren. 

Als  jährlich  zu  wählenden  Zunftvorstand  bezeichnen  die 
Satzungen  von  1333  und  gleichlautend  damit  die  Zunftordnungen 
des  Jahres  1482  und  die  späteren*)  einen  Zunftmeister,  dem 
ein  alter  Zunftmeister  und  ein  Zunftausschuss  von  11 
Zunftgenossen  (ob  in  Anlehnung  an  das  altstauflsche  Elf- 
Ratsherrencollegium  ?)  beigeordnet  waren.  Die  7  neuen  oder 
Amtszunftmeister  wählten  jährlich  unter  sich  ein  Oberhaupt, 
einen  Oberstzunftmeister  zum  Sprecher  der  Zunftgemeinde 
in  eigener  Sache  und  bei  den  Ratsverhandlungen.  Während  die 
Gewerbepolizei  über  Zunftgeuosseu  seit  alter  Zeit  von 
den  Zunftmeistern  und  den  Elfern  ausgeübt  wurde,  erhielten 
diese  die  niedere  Strafgerichtsbarkeit  über  Vergehen,  die 
auf  den  Zunftstuben  vorkamen,  erst  im  Jahr  1461.'^)    Der  Amman 


*)  ilber  die  Praeexisteuz  der  Geschlechtergesellschaft  ist  pag.  16 
bereits  berichtet.  Dieselbe  wird  auch  u.  W.  vor  dem  17.  Jahrhundert  niemals 
Zunft,  sondern  immer:  die  Geschlechtergesellschaft,  die  „elitären  Geschlechter- 
gesellschaff*  und,  als  sie  ihr  Gesellschaftsbaus  zum  Löwen  erbaut  hatte, 
gewöhnlich  der  „Lew*  genannt.  Ziisammengefasst  mit  den  Zünften  als 
ac^te  Zunft  ist  der  Lew  erstmals  in  einen  Must«rrotel  vom  20.  Juli  16ir>. 
cfr.  Arch.  I,  59.  079. 

-)  cfr.  Arch.  I,  51,  i:i0. 

*)  cfr.  l.  c.  Statut  d.  a.   U*2G. 

*)  cfr.  Sevin  Häiiserb.  pag.  18. 

*)  cfr.  Arch.  II.  15.  VV6.    Zunftbticher  des  Jahres  1482. 

•)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  29  pag.  31G  u.  3?0;  Zunftbücher  d.  a.  148t?. 
u.  Archiv.  II,  9—17,  Xo.  82—161,  Zunftordnungen  des  16.— 18.  Jahrhunderts, 
speciell  No.  «0  Zunftordnung  d.  a.  1564. 

')  cfr.  Arch.  L  51.  130. 
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und  die  Richter,  heisst  es  in  dem  betreffenden  Statut,  sollen 
furo  von  den  Zünften  absein  und  auf  den  Zunftstuben 
nicht  mehr  gebraucht  werden:0  jedoch  wenn  einer  seinen 
Eid  oder  seine  Ehre  übersieht  mit  falschem  Gewicht,  oder  wenn 
einer  den  andern  wundet  oder  das  Messer  zückt,  so  bleibe  dies 
dem  Amman  und  Rat  überlassen.  Die  Verwaltung  der  Zunft- 
vermögen besorgten  2  aus  den  Elfern  genommene  Pfleger,  die 
Handhabung  der  Trinkstubenordnuug  4  Christafel  oder  Urtten- 
uiaister.  Von  einer  vorübergehenden  Periode  der  Gewerbe- 
freiheit im  15.  Jalirhundert  abgesehen,  wo  „alle  Gewerbe 
jedermann  frei  sein"  sollten,  „damit  der  gemain  mann 
arm  und  rieh  sein  Narung  desto  besser  haben  möge", 
hen-schte  Zunftzwang.  Wer  als  Meister  ein  Gewerb  in  Über- 
lingen treiben  wollte,  musste  der  entsprechenden  Zunft  beitreten. 
Wer  aber  „kein  gelert  handwerk  kann''  musste  sich,  Patrizier 
ausgenommen,  derjenigen  Zunft  anschliessen,  unter  die  ihn  die 
Zunftmeister  „stiessen".  Das  Eintrittsgeld  betrug  im  14.  Jahr- 
hundert 1  fiA  b  ß^,  später  2  ü^i,  5  ß.^i. 

Diese  einfache  und  seit  Jahrhunderten  eingelebt e  Zunft- 
organisation warf  Carl  V.  im  Jahr  1552  mit  einem  Federstrich 
über  den  Haufen  und  setzte  an  ihre  Stelle  vier  Quartiere  und 
4  Quartierherren,  denen  in  der  Regel  je  3  Obleute  jeder 
einzelnen  Gewerbegruppe  zur  Seite  standen.  Gewerbe- 
gruppen gab  es  nach  der  ksl.  Gewerbeordnung  c.  neun.*)  Eine 
Gruppe:  1)  der  Becker  und  Müller,  2)  der  Metzger  und  Leder- 
gerber, 3)  der  Schneider,  Gewandschneider,  Tuchscherer  und 
Barchathändler.  4)  der  Schuhmacher,  Balbierer,  Mertzler  und 
Grempler,  5)  der  Schreiner,  Dreher,  Wagner,  Glaser,  Seiler  und 
Zimmerleute,  6)  der  Maurer,  Hafner  und  Steinmetzen,  7)  der 
Schmiede,  Sporer,  Büchsenschmiede  und  Goldschmiede,  8)  der 
Rebleut  und  Küfer,  \))  der  Fischer  und  Fuhrleute. 

Im  Jahr  1563  zogen  dann  mit  der  alten  Ratsordnung  auch 
die  7  alten  Zünfte  wieder  ein.  Unter  diesen  ging  die  Reble ut- 
und  Beckerzunft  noch  in  späteren  Zeiten  allen   andern  an 

')  Vor  dem  Aufkommen  der  Schaden  strafer  (cfr.  pa^.  20)  übte  also 
das  Oberstadtgericht  die  niedere  Straf gerichtsbarkeit  aus, 

')  Soweit  aus  den  begreiflicherweise  nicht  stricte  durcht^eführten  und 
m  ständigem  Fluss  erscheinenden  Gewerbenovellen  jener  Tage  zu  erHehen 
wt    cfr.  Arch.  IX,  11—22  No.  95—153. 
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Einfluss  und  Bedeutung  voran.  Die  Rebleute  brachten  es 
zuerst  im  Jahr  1402  zu  einem  eigenen  im  Dorfe  gelegenen 
Trinkhaus,  dem  „Wolf"  genannt,  dessen  Stiftangsbrief  von  4fi 
Mitgliedern  unterzeichnet  ist,0  und  ihr  zunächst  folgte  im  Jahr 
1410*)  die  Beckerzunft,  die  anscheinend  damals  57  Zunftgenossen 
zählte.  Die  übrigen  Zunfthäuser  dürften  kurz  darauf  (cfr.  pag. 
:U\  Anm.  2),  der  Leu  aber  erst  ums  Jahr  1474  erbaut  worden 
sein,  von  wo  ab  die  patrizischen  Grossrate  den  Namen  Elfer 
im  Löwen  führten  (cfr.  pag.  21). 

Auch  numerisch  waren  die  Rebleut  und  Becker  den  andeni 
Zünften  relativ  stark  überlegen.  Ein  Auszugsregister  vom 
Jahr  1480,^)  indem  die  Zahl  der  waffenfähigen  Zunftmitglieder 
gebucht  ist,  verpflichtete  die  Rebleutzunft  zur  Stellung  von  15(» 
Mann,  die  Beckerzunft  zu  100  Mann.  Dem  stunden  als  Auf- 
gebot der  übrigen  Zünfte  38«  Mann  gegenüber.  Davon  stellte 
die  Küferzunft  107  Mann  und  jede  der  andern  Zünfte  zwischen 
()0  und  80  Mann.  Hiebei  ist  aber  wohl  zu  berücksichtigen,  dass 
die  Rebleutzunft  ausschliesslich  Rebleute,  und  die  Beckerzunft 
zwar  die  verschiedenen  Arten  von  Beckern,  die  Süss-  und 
Sauerbecken,  ausser  diesen  aber  nur  noch  die  Müller  umfasste,*) 
während  andererseits  gerade  die  Küferzunft,*)  die  absolut  be- 
trachtet die  Beckerzunft  numerisch  überholte,  sich  aus  den 
vielfach  heterogensten  Gewerben,  dem  Goldschmiedegewerbe  und 
Maurerhandwerk  z.  B.,  zusammensetzte,  und  ähnlich  so  die 
anderen  Zünfte.®) 

Bringt  man  diese  Zahlen,  deren  Gültigkeit  als  Verhältnis- 
zahlen der  gewerblichen  Gliederung  Überlingens  durch 
die    annähernde    Concordanz    eines   zweiten   Musterrotels   vom 


*)  cfr.  Arch.  11,  15,  129.  Satzungsbrief  der  Rebleutzunft  von  Donnerstag 
vor  St.  Walpuri^tag  (27.  April)  1402. 

')  cfr.  t'berl.  Stadtcbronik  von  Rossheim  I,  207/68,  Mscr.  der  St«dt- 
bibliotbek. 

*)  cfr.  Arch.  I,  5V>,  07ü. 

*)  cfr.  Arcli,  II,  15,  135.  Zunftbucb  der  Rebleut  d.  a.  1482  u,  1.  c. 
III,  12,  93,  Zunftbuch  der  Becker  ej.  a. 

*J  cfr.  Arch.  III,  12,  114,  Zunftbuch  der  Küfer  ej.  a. 

^)  cfr.  z  B.  Arcb.  IIE,  12,  151,  Zunftbuch  der  Schuhmachor  ej.  a.  ent- 
haltend die  Krämer  und  Mertzler  (Spezereihändler). 
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Jahr  1615*)  noch  gestntzt  wird,  mit  dem  Befund  jener  älteren 
Wirtschaftsstatute  des  14ten  Jahrhunderts  in  Verbindung,  so 
erscheint  die  landwirtschaftliche  Berufsthätigkeit  des  Wein  bans 
bereits  im  Mittelalter  unter  allen  Berufsarten  Überlingens  am 
stärksten  vertreten  und  von  der  Obrigkeit  am  meisten 
gehegt.  Und  darnach  kam  das  Bäckerei-  und  Mällereigewerbe. 
Auf  diesen  zwei  Gebieten,  im  Weinbau  und  Kornhandel  und 
den  damit  verzweigten  Gewerbsarten  hat  Überlingen  in  den 
Tagen  seiner  Reichsunmittelbarkeit  jeder  Zeit*)  mit  einer  ge- 
wissen imponirenden  Grossartigkeit  (cfr.  pag.  45flf.)  seine 
wirtschaftlichen  Kräfte  entfaltet;  hingegen  mangelte  ihm  der 
Gewerbereichtum,  den  man  bei  mittelalterlichen  Reichs- 
städten gemeinhin  vorauszusetzen  pflegt.  Sein  Gewerbeleben 
hielt  sich  dauernd  in  dem  engen  Rahmen  der  sieben  alten 
,,Werklutzünfte".  Die  vornehmeren  Gewerbe,  beispielsweise 
die  Gold-  und  Waffenschmiede,  gelangten  niemals  zur  Selb- 
ständigkeit einer  eigenen  Zunft,  und  was  sonst  an  Gewerben 
den  Zünften  noch  affilirt  war  (cfr.  pag.  37  die  ksl.  Gewerbe- 
gruppen), entsprach  lediglich  solchen  Culturbedürfnissen ,  die 
heutzutage  auf  jedem  grösseren  Bauemdorfe  befriedigt  werden. 
Vom  ökonomischen  Gesichtspunkt  aus  war  Überlingen  auch 
nach  seiner  Marktgründung  im  Wesentlichen  weiter  nichts,  als 
eine  Rebbauern-Koloirie,  versehen  mit  den  zur  Wirtschafts- 
führung notwendigen  Handwerkern  und  Gewerbetreibenden  und 
einem  Marktplatz,  aber  —  eine  reiche  und  volkreiche.  Für 
Letzteres  nun  noch  einige  Belege. 

Den  gunstigen  Stand  der  Überlinger  Finanzen  im  Mittel- 
alter bezeugen  vor  allem  die  grossartigen  Gebietserwerbungen 
Überlingens  im  Laufe  des  15.  und  anfangs  des  16ten  Jahr- 
hunderts.   Hierher  gehören: 

1)  Die  Erwerbung  der  Rietmühlen.  Die  sog.  Riet- 
mühlen, die  teilweise  heute  noch  existiren,  lagen  im 
Osten  von  Überlingen  einige  Hundert  Schritt  von  der 
Stadt  entfernt  und  erhielten  ihre  Wasserkraft  von  dem 


^)  cfr.  Arch  I,  59,  679,  Musterrotd  t.  20.  Juli  1015.  Nach  demselben 
steüte  die  Wolferzunft  93,  die  Bäckerzunft  94,  die  Küferzunft  123  Mann; 
die  übrigen  Zunft«  hatten  zwischen  70  und  80  Waffenfiihige. 

*)  cfr.  z.  B.  Muchow  l.  c.  pag.  5.  Den  Über!.  Kornhandel  des  löten 
Jahrhunderts  betr. 


Digitized  by 


Google 


40 


Rietbacli.  Zwar  nicht  die  einzigen  Muhleu  Überliugeu:^ 
waren  die  Rietmtthlen  aber  doch  der  eigentliche  Sitz 
des  städtischen  Müllereigewerbes.  Mit  ihren  Wohn- 
häusern und  Fruchtspeichern  bildeten  die  4  bezw.  5*) 
Rietnmhlen  ein  ganzes  Mfihlenviertel ,  eine  Mnhlen- 
vorstadt.  Dieselben  kamen  im  Jahr  1268  als  stanfisches 
Erbe  an  das  Reich  und  wurden  zunächst  von  Rud. 
V.  Habsburg  im  Jahr  1277*)  an  Gozwin  v.  Hohenfels 
und  dessen  Erben  um  100  Mark  lötigen  Silbers  als 
Reichsieheu  verpfändet,  eine  Pfandschaftssumme,  die 
nachmals  K.  Adolf  im  Jahre  1298«)  auf  120  Mark 
erhöhte.  Anno  1385*)  wechselten  die  Mühlen  vorüber- 
gehend ihren  Pfandherrn.  K.  Ludwig  belehnte  für  lOn 
Mark  lötigen  Silbers  Constanzer  Gewichts  den  Landvogt 
von  Oberschwaben  Joh.  Truchsäss  v.  Waltpurch  damit, 
dessen  Nachkomme  Otto  aber  ihren  Pfandbesitz  im 
Jahr  1853*)  für  die  gleiche  Summe  an  die  v.  Hohenfels 
wieder  abtrat.  Endlich  erlaubte  K.  Sigmund  am  30ten 
Juni  1415**)  der  Stadt  Überlingen  gegen  einen  Vor- 
schuss  von  1000  rheinischen  Gulden,  die  Rietmühlen 
(samnit  der  Reichsmttnze)  von  den  Erben  des  im  Mannes- 
stamme ausgestorbenen  hohenfelsischen  Geschlechtes  um 
die  Gesammtpfandsumme  von  320  Mark  Silber  abzu- 
lösen und  bestätigte  die  geschehene  Ablösung  nach- 
gehends  durch  Urkunde  vom  18.  März  1417.')  Durch 
letztere  Urkunde  kam  Überlingen  auch  noch  in  den 
Besitz  der  ursprünglich  gleichfalls  dem  Reiche  gehörigen: 
„mulinen  an  dem  (bürg-)  gi-aben.''  Mit  Ausnahme  der 
„unteren  Mtthlin'\  die  erst  am  7.  Septbr.  1568®)  der 
Familie  Schochner  um  1500  11.  abgekauft  wurde,  hat 
mithin    die   Stadt   im    Laufe    des    loten   Jahrhunderts 


*)  cfr.  pag.  85.  4  Mühleu  verzeichnet  die  Urk.  K.  Rudolfs,  cfr.  Anm. ! 

-)  cfr.  Arch.  I.  4,  r>l  Urk.  vom  31.  März  1277. 

3)  cfr.  1.  c.  No.  53.  Urk.  vom  8.  Juli  1298. 

*)  cfr.  l.  c.  No.  54.    Urk.  v.  17.  Januar  1335. 

*)  cfr.  1.  c.  No.  50.    Urk.  v.  19.  Juli  1353. 

•)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  -22  pag.  31. 

')  cfr.  Arch.  1.  c.  No.  59. 

*)  cfr.  Rat8protocoU  7.  Septbr.  1568. 
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sämmtliche  Überlinger  Mühlen  ,.zu  gemeiner  Statt  ge- 
zogen'* oder  modern  gesprochen  verstaatlicht.  Sie  that 
diese  Mühlen  an  zuverlässige  Bürger  als  ehrschätzige 
Mannlehen  aus  und  erhob  z.  B.  von  den  Kietmtthlen 
einen  jährlichen  Zins  von  40  Malter  Kernen  und  5  iL 
10  ß^  Baargeld.^) 
2)  Die  Erwerbung  der  Vogteien  Ramsberg,  Itten- 
dorf  und  Hohenbodman.*) 

Die  Feste  und  Vogt  ei  Ramsberg  :5  Stunden 
nördlich  von  Überlingen  war  bis  1400  als  Reichslehen 
im  Besitze  verschiedener  Rittergeschlechter.*)  Mit  nach- 
träglicher Genehmigung  K.  Ruprechts  verkaufte  der 
letzte  Lehensinhaber  Ritter  Hans  v.  Honburg  dieselbe 
am  31.  August  1409*)  um  4400  Ä.  guter  Heller  an  das 
Heiliggeist-Spital  zu  Überlingen,  und  K.  Sigmund  erklärte 
am  9.  Juli  1415*)  die  Vogtei  zum  gefreiten  Eigentum 
des  Spitals  unter  Aufhebung  ihrer  früheren  Lehens- 
qualität. 

Daran  schloss  sich  im  Jahr  1484  ein  zweiter 
Vogteikauf,  der  Erwerb  der  Feste  Ittendorf  bei 
Meersburg  für  10250  rh.  fl.®),  und  im  Jahre  1507  ein 
dritter  Vogteikauf,  durch  den  am  5.  Januar  1507')  das 
im  Norden  von  Überlingen  gelegene  Schloss  Hohen- 
bodman  ,,mit  aller  Obrigkeit,  Gerechtigkeit,  Zugehörde, 
Zwingen,  Bannen,  Vogteien,  Leuten,  Gütern,  Renten, 
Gülten  etc."  mr  741  (>  rh.  fl.  8  ^^i  10  x>  aus  den 
Händen  des  Bischofs  Hugo  von  Konstanz  in  das 
Eigentum  der  Stadt  Überlingen,  die  das  Schloss  schon 
etliche  Jahre  zuvor  pfandweise  inne  hatte,  überging. 


')  cfr.  Arch.  III,  .3.  201.     öültenverzeichnis  d.  a.  1121. 

-)  Bezügl.  des  Umfangs  und  wirtschaftlichen  Wertes  der  Vogteien 
cfr.  cap.  ni.  Anf. 

*)  Über  die  Vorgeschichte  Rarnnbergs  cfr.  Arch.  I,  1»,  No.  257  —  263. 

*)  cfr.  Arch.  I,  13.  265  Urk.  v.  31.  Aug.  1409  u.  1.  c.  No.  266  Urk. 
▼.  17.  Septbr.  140». 

*)  cfr.  Archiv  1.  c.  No.  26«  Trk.  v.  1».  Juli  \i\h. 

•)  cfr.  Arch.  I,  46.  446  pag.  13.  deren  Vorgeschichte  unbekannt  ist. 

')  cfr.  l.  c.  pag.  13.  Die  Orig.-Urk.  mit  dem  Siegel  des  Bischofs 
findet  gich  im  Überl,  Stadtarchiv,  wir  haben  aber  die  Notirung  der  Archiv- 
Bommer  Tergessexi. 


Digitized  by 


Google 


42 


Diesen  (irossgiitskäufen  zur  Seite  lief  eine  Reihe  kleinerer 
Ausgaben,  wie  die  Erwerbung  des  Ammanamtes  im  Jahr  13h:{ 
für  120  Mark  Silber  (cfr.  pag.  13),  der  pfandweise  Kauf  der 
ReicLsstener  für  5000  rh.  fl.  im  Jahr  1415^  »•  ä.,  die  in  summa 
immerhin  einer  ganz  respectabelu  Finanzleistung  gleichkamen. 
Überschlägt  man  ferner  den  Aufwand  für  Prachtbauten  (wie 
Münster  und  Ratlihaus),  für  Fehden  und  Städtebündnisse,*)  die 
alle  ein  schön  Stück  Geld  kosten  mochten,  und  überhaupt  da.s 
Ansehen,  dessen  sich  die  Stadt  im  Reich  und  bei  den  Kaisern 
erfreute  —  die,  um  nur  eines  zu  erwähnen,  Überlingen  zum 
Oberhof  von  Kaufbeuren,  Memmingen,  Wangen,  Buchhorn, 
Ravensburg  und  anderen  Städten  ujachten'O  — ,  so  kann  Über- 
lingen nicht  andei*s  als  eine  im  mittelalterlichen  Sinne  (cfr. 
cap.  II.  Ende)  reiche  Stadt  gewesen  sein.  Wie  im  Einzelnen  die 
Stadt  ihren  Finanzbedarf  deckte,  wissen  wir  allerdings  nicht. 
Bisweilen  (beim  Kauf  von  Ramsberg  z.  B.)  hat  das  seit  1207*) 
in  Überlingen  nachweisbare  und  durch  fromme  Stiftungen  früh- 
zeitig*) reichgewordene  Hospital  zum  heiligen  Geist  die 
Mittel  vorgeschossen;  jedenfalls  w^urden  die  Hauptsummen  aber 
schon  im  1 3  ten  Jahrhundert  durch  Vermögenssteuern  der  Bürger- 
schaft (cfr.  cap.  III.)  aufgebracht.  Diese  zählte  im  Jahr  U44: 
«60,  und  im  Jahr  1530:  892  steuerbare  Köpfe,®)  was,  sofern 
sämmtliche  Steuerzahler  verheiratet  und  ihre  Familien  fünf 
Pei-sonen  stark  gewesen  wären,  einem  Bevölkerungsstand  von 
4800  bezw.  4460  Seelen  entsprochen  hätte.  Doch  legen  wir 
begreiflichei  weise  auf  letztere  Zahlen  kein  Gewicht  und  begnügen 
uns  damit  im  Allgemeinen  zu  constatiren,  das  Überlingen  im 
Mittelalter  stark  bevölkert,  periodisch  sogar  übervölkert  gewesen 


>)  cfr.  Oberrh.  Z,  Bd.  22,  pag.  29  Urk.  K.  Sigmunds  v.  25.  April  1415. 

-)  cfr.  Stadtchronik  Ton  Rossheim  I  pajf.  297/99,  der  in  den  Jahren 
1325 — 1495  nicht  woniger  als  10  Städtebtindnisae  aufzählt,  an  denen  Über- 
lingen Teil  genommen. 

^)  J.  N.  Müller:   l'herlingen  a.  Hodense»»  IHiio  pag.  G3. 

*)  cfr.  Oberrh.  Z  Bd.  37  pag.  148  Urk.  v.  24.  Dez.  1267  erwähnt  ein 
domus  hospitalis.  Der  gedruckte  Vorbericht  zur  Spitalrechnang  (von  A. 
Lezkus)  nimmt  im  Anschlnss  an  Kntzle's  Stadtchronik  als  Gründungsjahr 
c.  1250  an. 

'')  Müller  1.  c.  pag.  05. 

•)  cfr.  die  Steuerbücher  der  betr.  Jahre  (alto  Ratscanzlei).  Dieselben 
enthalten  Name  und  Steuerbetrag  des  Steuerpflichtigen. 
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sein  muss,  worauf  die  Emchtnng  von  „fiowenliüsern"  im 
löten  Jahi'lmndert')  direct  hinzudeuten  scheint.  Etwas  correcter 
lässt  sich  die  Überlinger  Bevölkerungsziffer  für  die  Zeit  von  c. 
1550—1628  berechnen. 

Wir  stützen  uns  hiebei  auf  die  Angaben  einer  bayrischen 
Quelle,  die  auch  in  vielen  sonstigen  das  innere  Leben  Über- 
lingens berührenden  Fragen  wichtige  und  zuverlässige  Auf- 
schlösse giebt.  Es  ist  dies  der  Bericht  eines  bayrischen 
Commissärs  an  Kurfürst  Maximilian  vom  27.  August  UU^/O  der 
im  Auftrage  Maximilians  die  genauesten  Erhebungen  über  die 
Lage  der  damals  von  kurbayrischen  Truppen  besetzten  Stadt  und 
Landschaft  Überlingen  vornahm. 

Demzufolge*)  hatte  Überlingen  in  guten  Jahren  zwischen 
800  und  900  Bürger.  Da  aber  diese  Angabe  an  kein  specielles 
Jahr  sich  bindet,  sondern  von  den  dem  bayrischen  Commissär 
bei  seinem  Enquetegeschäft  assistirenden  Ratshen'en  offenbar 
nach  approximativer  Schätzung  gemacht  wurde,  wobei  die  Zu- 
stände in  guten  d.  h.  in  Friedenszeiten,  also  jedenfalls  die 
Bevölkerungsverhältnisse  vor  1628  (cfr.  das  Vorwort)  zu  Grund 
gelegt  wurden,  so  kann  die  Zahl  von  800  —  900  Bürgern 
als  die  normale  Bürgerzahl  Überlingens  im  Anfange  des 
nten  Jahrhunderts  gelten.  Ja  sie  wird,  wenn  man  eine  auch 
nur  durch  drei  Generationen  foi-tgepflanzte  Familienüberlieferung 
bei  den  gefragten  Ratsherren  voraussetzt,  selbst  für  die  zweite 
Hälfte  des  16ten  Jahrhunderts  noch  Giltigkeit  beanspruchen 
dürfen.  Und  insofern  weiter  jeder  Steuerzahler  im  Besitz  von 
eigenem  Vermögen  war  und  die  meisten  darum  eigenen  Haus- 
halt führten,  wären  mithin  800—900  bürgerliche  Haushaltungs- 
vorstände anzunehmen,  deren  Zahl  mit  der  modernen  Familien- 
ziffer fünf*)  multiplicirt  eine  bürgerliche  Einwohnerschaft  von 
4000—4500  Köpfen  ergäbe. 

Diese  Zahlen,  wenigstens  die  Ausgangszahlen  unserer  Be- 
rechnung, werden  durch  ein  Steuerbuch  vom  Jahr  1608  vollauf 


*)  cfr.  Se?jn  Häuserb.  pag.  2  und  die  daselbst  cit.  Arcbivnummern. 
^  AUgemeines  Reichsarchiv  Xtinchen.     Acten  des  30jäbr.  Krieges  I, 
Fase.  46.  No.  454. 

*)  1.  c.  Abschnitt  9. 

*)  £iüe  sachlichere  war  nicht  zu  erairen. 
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bestätigt.  lui  Jahr  in08')  zählte  Überlingen,  ausschliesslich 
der  juristischen  steuerpflichtigen  Personen.  1280  Steuersubjecte. 
Davon  wohnten  200  als  Ausbürger,  Landbürger  und  Ausleute 
ausserhalb  l'berlingens,  in  der  Stadt  ansässig  waren  nur  10:j(i 
Steuerzahler.  Unter  diesen  befanden  sich  58  männliche  und 
14  weibliche  Hintersassen,  sogenannte  Michileute,  die  ebenso  wie 
47  verwittwete  oder  ledige  steuerpflichtige  Weibspersonen  und 
81  bevogtete  Waisen  von  obiger  Gesammtzahl  in  Abzug  zu 
bringen  sind,  damit  die  Zahl  der  steuerpflichtigen  Burger  iibn? 
bleibe.  Die  männliche  Bi'irgerschaft  betrug  demnach  im 
Jahre  lß08:  8  30  Mann  oder  fast  genau  den  Durchschnitt  des 
Bürgerstandes,  den  unsere  bayrische  Quelle  für  gute  Jahre  an- 
gibt. Angenommen  nun  obige  830  bzw.,  (abzüglich  42  einzel- 
stehender spitälischer  Pfründner),  788  Bürger  und  ebenso  die  58 
Michileute  hätten  Familie  gehabt,  und  es  wären  gleichfalls  die 
14  Michifrauen  und  die  übrigen  47  weiblichen  Personen  Wittwen 
mit  Familie  gewesen,  so  stellte  sich  bei  einem  Reductionsfactor 
von  fünf  Personen  für  die  Familie  der  männlichen  und  von  vier 
für  die  der  weiblichen  Steuerzahler  die  Gesammtziffer  der  orts- 
anwesenden Einwohnerschaft  auf  rund  4500  Köpfe. 

Vielleicht  erscheinen  diese  Zahlen  etwas  hochgegriffen,  die 
ihnen  zu  Grunde  liegenden  Voraussetzungen  kaum  in  dem  an- 
genommenen Umfange  wahrscheinlich.  Bedenkt  man  aber  anderer- 
seits, dass  die  sämmtlichen  Klosterinsassen,  sowie  die  Bedienung 
der  Klosterhöfe,  die  das  Steuerbuch  als  juristische  Personen  be- 
handelt, hier  nicht  mitberechnet  sind  und  dass  auch  die  Spital- 
insassen (gewöhnlich  130  Personen  cfr.  cap.  II.)  unbeiilcksichtigt 
blieben,  so  dürfte  unsere  Schätzung  schwerlich  allzusehr  der 
Wirklichkeit  entgegen  sein,  und  man  wird  mit  einigem  Fug  be- 
haupten können:  Die  Einwohnerzahl  Überlingens  muss  um  die 
Wende  des  Ifi.  Jahrhunderts  beiläufig  4000—4500  Seelen  betragen 
haben,  womit  bereits  die  Reichsstadt  Überlingen  dem  heutigen 
Überlingen  bevölkerungsmässig  gleichkam. 


')  cfr.  Anlage  I.  Dia  iu  der  Anlage  weggelassenen  Dat«n  (die 
Scheidung  nach  Ständen  und  Geschlechtern  und  die  Waisenzahl  cfr.  cap.  U. 
Ende)  sind  dem  Steuerbuch  direct  zu  entnehmen. 
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II.  Capitei. 

Die  Erwerbsquellen  der  IberHiis^er  BOrj^^ersehaft  und  Ihre 
Bedeutung  für  den  privaten  Haushalt. 

Unter  den  hauptsächlichsten  Erwerbsquellen  vor- 
genannter 800  —  900  Überlinger  Haushaltungen  wäre  an  erster 
Stelle  der  "Weinbau  zu  besprechen,  bei  dessen  Pflege  sämmt- 
liche  Einwohner  Überlingens,  der  Gewerbetreibende  kaum 
minder  als  der  zunftige  Rebmann  in  hohem  Grade  wirtschaftlich 
interessirt  waren.  Man  kann  fast  mit  Sicherheit  annehmen, 
wer  immer  in  der  Überlinger  Stadtmark  begütert  war,  muss 
anch  Weinberge  besessen  haben  und  zwar  einfach  aus  dem 
Grund,  weil  bis  in  die  Zeiten  des  30  jährigen  Krieges  die  ganze 
städtische  Mark,  abgesehen  von  vereinzelt  in  nächster  Nähe  der 
Stadtmauern  gelegenen  Obst-  und  Grasgärten,  sich  ausschliesslich 
aus  Rebgütern  zusammensetzte.  Seit  den  ältesten  Zeiten  — 
so  berichtet  im  Jahr  1644  der  bayrische  Commissär  an  Kurfürst 
Maximilian^)  —  hatte  die  Stadt  Überlingen  das  grösste  Reb- 
werk am  Bodensee.  Dicht  um  Überlingen  lag*  Rebberg  an 
Rebberg  und  bevor  die  feindlichen  Lagerfeuer  Rebstock  und 
Rebstecken  verbrannten,  war  nicht  das  kleinste  Stückchen  Landes 
angeblümt,  war  kein  Pflug  in  der  Stadt  vorhanden;  erst  aus 
Not  hat  Überlingen  im  17.  Jahrhundert  Feldbau  zu  treiben  be- 
gonnen. Nicht  minder  beredte  Zeugen  für  die  hohe  Wichtigkeit 
der  Überlinger  Weincultur  als  dieser  bayrische  Gewährsmann 
sind  unter  den  einheimischen  Quellen  die  zahlreichen  Ratsdecrete, 
die  sich  ausschliesslich  mit  Weinbau  und  Weinkaufangelegen- 
heiten befassen. 

Die  Sorge  um  den  Wein  in  den  Gärten  und  Kellern 
gehörte  mit  zu  den  wesentlichsten  öffentlichen  Aufgaben  der 
Überlinger  Verwaltungsbehörden.  Es  existirte  eine  eigene  Be- 
amtengruppe, die  speciell  nur  um  den  Weinbau  sich  zu  bemühen 
hatte  und  im  Namen  des  Bürgermeisters  und  geschäftsführenden 
Magistrats  denselben   ordnete  und  überwachte.     Auch   scheute 


^  cfr.  pag.  43  Anm.  2.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  4. 


Digitized  by 


Google 


46 

die  Stadt  im  Interesse  ihres  Weinbaus  weder  Mühe  noch  Kosten. 
So  liess  der  Magistrat  alljährlich  Mitte  November,  nachdem 
überall  die  Weinlese  beendet  sein  konnte,  in  den  verschiedensten 
Weingegenden  Erkundigungen  über  das  allgemeine  Herbst- 
ergebnis einziehen.  Zu  dem  Zweck  besuchten  weinknndige 
IJberlinger  Bürger  —  der  Übung  halber  waren  es  gewöhnlich 
eine  Reihe  von  Jahren  hintereinander  dieselben  Personen  — 
auf  Kosten  der  Stadt  zunächst  die  benachbarten  Bodenseestädte. 
Von  dort  aus  ging  die  Reise  weiter  an  den  Oberrhein  nach 
Schaff  hausen  und  Basel,  in  den  Breisgan  nach  Freiburg  und 
Breisach,  ins  Elsass  nach  Kolmar,  Kaisersberg  und  Schlettstadt 
und  schliesslich  nach  Heilbronn,  Esslingen  und  Stuttgart.  Bei 
dieser  Weinfahrt  infornürten  sich  die  Abgesandten  über  den 
Ausfall  der  Weinernte  nach  Quantität  und  Qualität,  über  die 
Preise  des  neuen  und  alten  Weins  und  ganz  speciell  auch  über 
den  Weinbau  selbst:  über  die  gepflanzten  Rebsorten,  deren  Be- 
handlung, Widerstands-  und  Ertragsfähigkeit  u.  s.  w.  Daneben 
erstreckte  sich  ihre  Enquete  auch  auf  die  zum  Verkauf  bereit- 
liegenden  Wein-  und  KornvoiTäte,  auf  die  Erträge  der  Frucht- 
ernte, auf  Mehl-  und  Brotpreise.  0 

Die  Berichte  hierüber  mussten  dem  Rat  schriftlich  ein- 
gereicht werden,  der  sie  für  das  kommende  Weinjahr  zur 
Grundlage  seiner  Rebordnungen  machte,  die  sich  aus  den 
detailirtesten  Betriebsvorschriften  über  das  Rebenschneiden, 
-Brechen,  -Heften,  -Pfählen,  -Graben,  -Einlesen  u.  a.  m.  zu- 
sammensetzten,   (cfr.  die  die  Rebleutzunft  betr.  Acten). 

Für  die  Durchführung  der  Ratsbeschlüsse  hatten  sodanr 
besondere  Weinbaubeamte,  die  Rebbau-  und  Unbauschauer  zu 
sorgen.  Es  gehörte  zu  den  Pflichtobliegenheiten  der  8  Rebbau- 
schauer, die  als  unbesoldete  Beamte  mehr  nur  die  oberste 
Controle  über  das  ganze  Rebwesen  führten,  drei  Mal  während 
des  Jahres:  im  Frühjahr  beim  Rebenschneiden,  im  Mai  und 
kurz  vor  Beginn  des  Herbstes  das  ganze  Rebgelände  der  Stadt 


')  cfr.  Arch.  II,  4,  207.  Weiuerkundigungen  der  Jahre  1528  bis  1637. 
Ein  besonders  tüchtiger  Oinologe  scheint  der  ITberlinger  Bürger  Caspar 
Brähnif^  gewesen  zu  sein,  der  viele  Jahre  hindurch  im  17.  Jahrh.  für  die 
Stadt  Weiuerkundigungen  einzog. 
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abzugehen,  vom  Stand  der  Reben  Kenntnis  zu  nehmen  und  dem 
Eat  darüber  Mitteilung  zu  machen. 0  Die  eigentlichen  Beamten 
waren  jedoch  die  3  ünbauschauer.^)  Diese  hatten  jederzeit 
in  den  Weingärten  Aufsicht  zu  halten,  dass  kein  „unbau'*  vor- 
komme, d.  b.  dass  Kebstucke  nicht  überhaupt  unbebaut  blieben 
oder  lässig  bebaut  würden,  denn  ein  solch  unwirtschaftliches 
Verhalten  seiner  Bürger  duldete  Überlingen  nicht.  Insbesondere 
hatten  die  Unbauschauer  die  Anpflanzung  schlechter  Rebsorten, 
z.  B.  der  vom  Magistrat  verpönten  Knollreben  oder  Hindisch- 
Elbelen  und  das  Aushauen  der  besseren,  aber  quantitativ  weniger 
ergiebigen  Klefner  Reben  durch  Rüge  und  Anzeige  zu  ver- 
hindern. Auf  erfolgte  Anzeige  an  die  Schadenstrafer  wurde  der 
betreffende  Inculpant  unnachsichtlich  eingethürmt,*)  denn  gerade 
in  Sachen  des  Rebbaus  verfuhr  der  Magistrat  mit  äusserster 
Strenge,  weil  hier  unmittelbarer  als  irgend  sonstw^o  jede  Über- 
tretung seiner  Vorschriften  die  Interessen  des  Gemeinwohles  zu 
schädigen  drohte.  Der  drastischste  Beleg,  wie  sehr  die  Stadt 
jeden  Angriff  auf  ihre  Rebgüter  als  gemeingefährliches  Ver- 
brechen verurteilte,  ist  die  schon  nach  dem  Stadtrecht  des 
U.  Jahrhunderts  und  ebenso  im  16.  und  17.  Jahrhundert*)  auf 
gewisse  Rebfrevel  gesetzte  Todesstrafe.  Man  sollte  jeden,  der 
dem  andern  seine  Reben  aushaut  oder  auszerrt  oder  mutwillig 
verbrennt  „von  dem  Leben  thüen".  Solch  drakonische  Strenge 
hatte  nur  dann  Sinn,  wenn  durch  Ausschreitungen  der  angeführten 
Alt  ein  kostbareres  Gut  noch  als  das  Leben  des  Einzelnen, 
eben  die  Wohlfahrt  aller  Einwohner  Überlingens  gefährdet  wurde, 
für  deren  Unverletzbarkeit  der  Magistrat  die  Verantwortung 
trag.  Auch  hatten  die  Väter  der  Stadt  mit  ihrer  Weinbaupolitik, 
die  wegen  ihres  Eingehens  auf  die  minutiösesten  D6tails  vielfach 
an  das  unglückliche  Bevormundungssystem,  des  ancien  regime 
erinnert,  doch  die  ausgezeichnetsten  Erfolge,  nicht  nur  hinsichtlich 
des  Ertragsumfanges  der  Reben,  den  wir  sogleich  zahlenmässig 


>)  cfr.  RatsprotocoH  v.  19.  März  15C2. 

')  cfr.  Arch.  n,  4,  21.  Bestallungsbuch  der  Stadtbeamten  d.  a.  1550 
bis  1594  8.  t. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v    19.  Mai  1605. 

*)  cfr.  Arch.  I,  51,  No.  132  und  135.  Satzangen  des  16  und  17ten 
Jahrhunderts. 
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des  Genaueren  darthun  werden,  sondern  auch  mit  der  Qualität 
ihrer  Weine.  Dem  Überlinger,  der  heute  unverschnitten  kaum 
zu  kosten  ist,  wird  im  17.  Jahrhundert  nachgerühmt,  er  habe 
selbst  die  gesuchten  roten  Meersburger  Weine  aus  dem  Feld 
geschlagen  und  mit  den  besten  Seeweinen,  denen  von  Hagenau 
(bei  Friedrichshafen)  erfolgreich  concurriren  können.^) 

Zufolge  einer  Notiz  aus  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts^) 
belief  sich  der  Umfang  des  Überlinger  Reblandes ^)  auf  ungefähr 
1200  Überlinger  Juchart,  nach  modernen  Flächenmassen  auf 
2(;s  ha.  :n  a.  oder  745  altbadische  Morgen.*)    Darauf  wuchsen 


*)  cfr.  Münchner  (V)mmi9s.-Ber.  Abschn.  4. 

*)  cfr.  Arch.  II,  3.  Nichtrepertorisirte  Weinacten  (\Veinreclmnno;pii, 
Weinverzeichnisse)  aus  dem  16 — ISten  Jahrhundert. 

^)  Also  des  alten  „wingarton  ether**  cfr.  pag.  34.  Die  Geniarkans: 
t'lberlingens  d.  h.  das  Überlinger  ßauland  ist  wohl  zu  unterscheiden  von  dem 
städtischen  Gerichts  bezirk»  dem  „malefizetter'*,  dessen  Grenzen  sehr  once 
waren.  Der  am  weitesten  vorgeschobene  Malefiz  Etterstein  stund  c.  60(i 
Schritt  vor  der  Stadt,  cfr;  Münchner  Comiss.-Ber.  Abschn.  3.  Genau  be- 
schrieben sind  die  städtischen  Gerichtsgrenzen  für  das  Jahr  1.572  bei  Sevin 
Häuserb.  pajj;.  100  flf.  nach  Kutzles  Stadtchronik  pag.  82;  für  den  Anfang 
des  17ten  Jahfh.  in  den  Satzungen  der  J.  1.591—1622.  Tit.  5.  Arch.  L 
51,  185.  Die  Gemarkungsgrenzen  giebt  Sevin  Häuserb.  pag.  111  ff. 
im  Anschluss  an  Kutzle  pag.  81. 

*)  Die  alten  i'berlinger  Flächenmasse  waren:  der  Werkscbuh  oder 
VVerkfuss,  die  Ruthe,  die  Hofstatt,  das  Juchart. 

Die  Ruthe  war  10,5  Werkschuh  lang. 

Die  Hofstatt  war  10  Ruthen  lang  und  5  Ruthen  breit,  ihr  Umfang 
betrug  also  60  □Ruthen  oder  5512,5  □Fnss. 

Das  Juchart  war  6  Hofstatt.  Es  umfasste  .300  □  Ruthen,  33075 
□  Fuss  (cfr.  Arch.  I,  52,  141  Ordnung  d.  a.  1585). 

In  einer  Correspondenz  (Copie  d.  d.  14.  Juli  1589)  mit  Constanz  wird 
das  3Iass  des  fischbaren  Hechtes  auf  einen  Überlinger  Werkschuh  fest- 
gesetzt und  durch  beigefügten  Massstrich  veranschaulicht.  Dieser  Strich 
misst  0,20  Meter,  (cfr.  Arch.  II,  13,  598.  Fischereiacten  des  15 — 17ten 
Jabrh.)     Es  hatte  also: 

der  überlinger  Werk  schuh  eine  Länge  von  26  Centimetem, 

die  Überlinger  Ruthe  eine  solche  von  2,73  Meter. 

Eine  Hofstatt  war  27,3  Meter  lang  und  13,05  Meter  breit,  ihr  Umfang 
betrug  372,05  □Meter. 

Das  Überlinger  Juchart  mass:  2235,9  □  Meter  =  22  a.  35,9  □Meter. 
Das  Jucliart  war  0,62  altbad.  Morgen.    (Dieser  zu  36  a.  gerechnet.) 
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in  den  Jahren  1550 -—1620,  also  während  einer  70jährigen 
Periode  insgesammt  160  448  Überlinger  Fuder,^)  das  wären 
1,848361  hl.  oder  1,232  241  altbadische  (3hm.*)  Hienach  be- 
rechnete sich  der  Weinertrag  obiger  1200  Juchart  in  einem 
Jahr  auf  2292  Überlinger  Fuder,  26404  hl.  oder  17603  altbad. 
Ohm.  Ein  Juchart  hatte  mithin  in  einem  Jahr  einen  Natural - 
ertrag  von  durchschnittlich  1,91  Überlinger  Fuder,*)  22  hl., 
14^3  altbad.  Ohm,  und  für  den  altbad.  Morgen  stellte  sich  der 
Durchschnittsjahresertrag  auf  3,08  Überlinger  Fuder,  35  hl. 
4H  1.,  rund  23«/«  altbad.  Ohm. 

Der  Geldwert,  mit  dem  das  Überlinger  Fuder  während 
jener  70  Jahre  durchschnittlich  zur  Steuer  herangezogen  wurde, 
betrug  42  rheinische  Gulden  (abgekürzt:  rh.  fl.)  oder  229  Mark,*) 
somit  belief  sich  der  Geldwert  des  Jahresnaturalertrages  von 
einem  Juchart  Reben  auf  etwas  über  80  rh.  fl.,  436  Mk.,  der 
eines  Morgen  Reben  auf  etwas  über  129  rh.  fl.  oder  703  Mk. 


*)  cfr.  J.  Kutzle.  Überlinger  Stadtchronik  pag.  330.  Heer,  der  Stadt- 
bibliothek. Dieser  Stadtchronik  sind  die  nachstehenden  Angaben  über 
Weinerträge  und  -Preise  entnommen.  Wo  andere  Quellen  damit  com* 
binirt  wurden,  sind  diese  speciell  angeführt. 

•)  Das  kleinste  l^berlinger  Flüssigkeitsmass  war  ein  Schoppen. 
4  Schoppen  machten  1  Maass,  2  Maass  1  Quart,  16  Quart  1  Eimer, 
'Mi  Eimer  1  Fuder.  Es  hielt  also  das  alte  überlinger  Fuder:  3H40  Schoppen 
=  %0  Maass  =  480  Quart  =  30  Eimer,  (cfr.  Arch.  I,  7,  181.  Weinsteuer- 
anschläge der  J.  1622  ff.)  Der  alte  t'^berlinger  Schoppen  entsprach  2  alt- 
badischen  Glas  =  0,3  Liter.  Demgemäss  hielt  das  alte  t'Jberlinger  Fuder: 
n  hl.  52  1.  =  altbadisch  7  Ohm,  6  Stützen,  8  Maass.  (Die  altbad  Ohm  — 
iriO  l.  —  hatte  10  Stützen  =  100  Maas  =  1000  Glas).  Exact  berechnet 
bielt  der  alte  Überlinger  Schoppen  nicht  2  altbad.  Glas  (0,3  1.),  sondern 
2,008  Glas  (0,301  1.),  e!ne  Differenz,  die  wir  aber  ihrer  verschwindenden 
Kleinheit  wegen  hei  unseren  Ertragsberechnungen  ausser  Acht  Hessen.  So, 
nach  den  Mitteilungen  des  Grossh.  Herrn  Domänenrats  Leiblein  in  Salem, 
der  die  Güto  hatte,  mir  vorstehende  rmrechnung  auf  Grund  von  Salemer 
Klosteracten  aufzustellen. 

*)  Laut  Abschn.  4  des  Münchner  Commiss. -Berichtes  war  der  Durch - 
ßchnittsertrag  pro  Juchart  2  Fuder. 

*)  A.  Hanauer,  Etudes  ^conomiques  sur  TAlsace  ancienne  et  moderne  1876 
Bd.  L  pag.  503  berechnet  den  Wert  des  rheinischen  Gulden  in  den  Jahren 
l;>5ii— 1620  auf  durchschnittlich  6  fr.  82  c.  =  5  Mk.  45  Pf. 

8  e  h  &  r  •  r ,  Wirt«cb*fto-  u.  Pinft&zffe»chicht«  der  Relohsttadt  OberlinyeD.         4 
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Der  Steuercapitalwert  eines  Juchart  Reben  schwankte 
in  den  Jahren  156«— Kjir)*)  zwischen  :U3  rh.  fl.  (I8f)9  Mk.i 
und  507  rb.  fl.  (2763  Mk.)  und  erreichte  im  Durchschnitt  die 
Höhe  von  424  rh.  fl.  (2311  Mk.);  der  badische  Morgen  war 
bewertet  mit  684  rh.  fl.  (3728  Mk.) 

Legt  man  diese  Daten,  also  den  Rohertrag  einer  Renteu- 
berechnung  zu  Grund,  so  verzinste  sich  das  in  einem  Jncliart 
Reben  angelegte  Grundcapital  von  2311  Mk.  mit  436  Mk..  oder 
mit  rund  19  ^V 

Hie  von  bzw.  von  den  genannten  Rohertragssätzen  sind  aber 
zur  Ermittlung  des  Reinertrags  noch  die  Productionskosteii 
in  Abzug  zu  bringen,  die  sich  gleichfalls  annähernd  genau  fest- 
stellen lassen.  Sie  zerfielen  in  den  für  den  Bau  eines  Reh- 
stückes noth wendigen  Arbeitsaufwand  und  in  die  übrigen  Be- 
Wirtschaftungskosten. 

'  Nach  den  Lohnordnungen  der  Jahre  1565  und  1572-)  setzten 
sich  die  Kosten  des  Arbeitsaufwandes  für  eine  Hofstatt  Reben. 
„so  mann  die  verdinget",  d.  h.  wenn  die  einzelnen  Arbeits- 
leistungen im  Jahresaecord  vergeben  wurden,  aus  folgenden 
Posten  zusammen: 

1)  Für  „mayen-  und  herbstfalg",  d.  i.  für  das  Umgraben^; 
einer  Hofstatt  im  Mai  und  Herbst  —  48  %/. 

2)  Für  ^yätten",  die  Entfernung  des  Grases,  Unkrautes  etc. 
das  ganze  Jahr  über  —  21  ^i. 

3)  Für  das  Rebenlösen,  -Graben  und  -Einlegen  in»  Herbst 
—   88  .^i. 

4)  Für    Pfählen,    Schneiden    und    Heften    der    Reben  im 
Frühjahr  —   109  i^. 

5)  Für  das  Rebenspitzen  und  -Brechen  im  Sommer  —  -21  aS. 

6)  Für  die  Weinlese  —  G  ^i. 

Dies   ergab    an    jährlichen    Arbeitsunkosten    pro    Hofstatt 


")  cfr.  Arch.  I,  7,  182.    Steueranschläge  der  Jahre   1506,   1583,  loiiä. 
1G07  und  1615. 

«)  cfr.  Arch.  I,  79,  H46.     Lohnordnungeii  der  J.  1550—1002. 
^3  cfr.  M.  Ijexer,  iiihd.  AVorterb.  s.  v.  valgeu  =  umgralieu. 


Digitized  by 


Google 


51 

(2U3  ii  =)    1    fli)   4   ß^S  5   x/,0   das  machte   pro  Jucliart') 
(ß  Hofstatt)  7  //.x^/  <•>  ^:ixS  <>  x/,  oder  8  rh.  fl.  22  xr.  =  45  Mk. 

Hiezu  kamen  als  weitere  Bewirtscliaftungskosteii  noch  die 
Auslagen  für  Rebstecken,  für  Düngung,  für  Setzlinge  u.  ä.  Zu 
letzterem  Ausgabekonto  liefert  nach  heutiger  Rechnung*)  der 
Preis  für  die  jährlich  auf  einem  Morgen  zu  ergänzenden  (400) 
Rebstecken  den  Hauptposten,  4')  ^/^  sämmtlicher  unter  diese 
Rubrik  fallenden  Ausgaben,  abzüglich  der  Staats-  und  Gemeinde- 
steuern. Dieser  Hauptposten,  also  die  Auslage  für  die  jährlich 
auf  einem  Juchait  neuzusteckenden  248  Rebpfähle,  stellte  sich 
aber  in  Überlingen*)  auf  208  (alte)  iu  gleich  rund  1  rh.  fl. 
oder  5  Mk.  40  ^^.*)  Vorausgesetzt  nun  qu.  208  i^  hätten  auch 
in  der  Überlinger  Rentabilitätsrechnung  45  ^j^  sämmtlicher  Pro- 
dnctionskosten  abzüglich  des  Arbeitsaufwandes  ausgemacht,  so 
wäre  diese  ganze  Ausgaberubrik  auf  (462  v?  =)   1  fiA  18  ß/^^ 


*)  Die  Überlinpjer  Recheneinheit  (geprägt  wurden  ii.  W.  nur  Scheide- 
münzen) war  das  Pfund  Pfenniije  (//.vO-  Es  enthielt  (altherkömmlich) 
240  Pfennige  (,^>)  oder  20  Schillingpfennige  (ß,^0  k  J2  ^>  Jeder  Pfennig 
teilte  sich  in  2  Heller  (/■).  Der  rheinische  Gulden  (rh.  fl.)  60  Kreuzer 
(xr.)  oder  1 5  Batzen  (btz.)  ä  4  xr.,  (der  Kreuzer  zu  3  .^^  1  /• )  ward  laut  ver- 
schiedener Münzconventionen  der  Bodenseestädte  im  16.  u.  17.  Jahrhundert 
«larchgängig  mit  210  .i^  bewertet.  7  Überlinger  Pfund  entsprachen  8  rh. 
Oaldeu.  Im  17ten  Jabrh.  gewann  der  rh.  Gulden  in  den  Stadtrechnungen 
mehr  und  mehr  die  Oberhand,  cfr.  hiezu  Arch.  T,  7,  181.  Steueracten  d. 
a.  1518 — 1644,  (aus  deren  zahlreichen  Doppelangabeu  sich  das  Verhältnis 
des  Über].  Pfundes  zum  rh.  Gulden  fortlaufend  controliren  Hess),  und  1.  c. 
T.  19,  308 JU,  „was  sich  wegen  der  Reichsstatt  Überlingen  Münz  zugetragen 
in  annis  1501 — 1706'*. 

-)  pro  Morgen  73  Mk.  55  ^•^. 

^  cfr.  die  in  den  „Erhebungen  über  die  Lage  der  Landwirtschaft  im 
(rrossherzogtum  Baden  1883"  (veranlasst  durch  Grossh.  Ministerium  des 
Innern)  Bd.  lU,  Abt.  XXV  pag.  31  u.  32  gegebene  d6tailirte  Rentabilitäts- 
berechnung für  1  Morgen  (36  a.)  Reben  der  für  das  ganze  bad.  Markgräflerland 
als  typischer  Weinort  angesetzten  Gemeinde  Efringen,  Bez.-Amt  Lörrach. 
Nach  dieser  stellten  sich  in  Efringen  die  gesammten  Bewircschaftungskosteii 
pro  Morgen  —  ohne  Steuer  u.  Arbeitsaufwand  —  auf  124  Mk.  83  .^,  wovon 
der  jährliche  Rebsteckenkauf  56  Mark  beanspruchte. 

*)  cfr.  Arch.  I,  7,  182.  Steueranschläge  des  16.  u.  17.  Jahrhunderts. 
Das  1000  Rebst^cken  kostete  hienach  3,5  U..^i     -  4  rh.  fl.  -     21  Mk.  80  -5^. 

*)  pro  Morgen  auf  8  Mk,  71  ,^^. 
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6/^  =  2  rh.  fl.  12  xr.  =  12  Mk.  pro  JuchartM  gekommen, 
und  die  sämmtlichen  Productionskosten  einschliesslich  des  Arbeits- 
aufwandes hätten  pro  Juchart*)  9  tix)  T)  ßx^  =  10  rh,  fl.  34  xr. 
oder  57  Mk.  60  ^  betragen. 

Obgleich  wir  hiebei  zum  Teil  moderne  Keductionsfactoren 
zu  Hilfe  nehmen  mussten,  wird  trotzdem  unsere  Rechnung  bis 
auf  den  Pfennig  fast  bestätigt  durch  ein  weiteres  Lohngesetz 
des  Jahres  1572,  das  für  den  Bau  eines  Juchart  Reben  im 
Jahresaecord  9  ü.^  =  10  rh.  fl.  17  xr.,  oder  56  Mk.  4  x; 
Vergütung  ansetzt.  Dafür  hatte  der  accordierende  Rebkneclit 
die  ihm  anvertrauten  Reben  „nach  aller  notdurflff'  das  ganze 
Jahr  hindurch  zu  versehen,  er  hatte  „dem  heiTen  die  Überzahl 
der  Steck hen,  so  vil  als  der  selbe  jedes  Jahres  gebrauchen 
muess,  neben  der  ordentlichen  gewohnlichen  Zahl  auch  zue 
kauflfen'*,  er  hatte  den  „müst"  anzuschaff'en,  und  musste  überhaupt 
damit,  die  Steuern  ausgenommen,  für  alles  aufkommen,  was  sein 
Rebbau  erheischte.*) 

Als  Schlussposten*)  der  ganzen  Rechnung  reihten  sich  an 
obige  57  Mk.  60  ^i  noch  die  städtischen  Steuern  an,  die  sowohl 
als  Grundsteuer  von  dem  Steuercapitalwert  des  Rebgeländes, 
wie  als  Ertragssteuer  von  dessen  Weinertrag  erhoben  wurden, 
(cfr.  cap.  III.) 

Die  Grundsteuer  in  der  Höhe  von  0,14  "/<,  (cfr.  weiter  unten) 
betrug  von  100  rh.  fl.  h- ^  xr.,  somit  entfiel  auf  das  .Überlinger 
Juchart'^)  und  seinen  Wert  von  424  rh.  fl.  ein  Steuerbetrag 
von  36  xr.,  oder  auf  2311  Mk.  ein  Betrag  von  3  Mk.  27  v». 
Die  Ertragssteuer  —  0,42  ^/^  —  belastete  100  rh.  fl.  mit  rund 
25  xr.,  den  Jahresertrag  eines  Juchart*')  Reben,  der  einen 
Geldwert  von  80  rh.  fl.  hatte,  mit  2(»  xr.,  43(»  Mk.  mit  1   Mk. 


0  pro  Morgen  auf  19  Mk.  35  v"^. 

«)  pro  Morgen  92  Mk.  90  ,^^ 

')  cfr.  die  pag.  50  Anm.  2.  cit.  Quellen  und  Areh.  L  51,  135.  Satzungen 
der  J.  1591—1622  Tit.  32  n.  33. 

*)  Ungerechnet  die  von  der  Efringer  Rechnung  gleichfalls  nicht  he- 
rücksichtigten  event.  jährlichen  Schuldzinse. 

*)  Auf  den  Wert  eines  Morgen  (3728  Mk.)  5  Mk.  27  ^. 

«)  Den  Geldertrag  eines  Morgen  (703  Mk.)  mit  2  Mk.  93  ^, 
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^2  v>.  Dies  machte  zusammen  pro  Juchart^)  eine  Steuerabgabe 
von  56  xr.  oder  5  Mk.  9  -f^ 

Alle  Unkosten  insgesammt,  also  der  Arbeitsaufwand  sowohl 
wie  die  sonstigen  Productionskosten  und  die  Steuern,  erreichten 
mithin  die  Höhe  von  1 1  rh.  fl.  30  xr.,  62  Mk.  69  ^i  pro 
Juchart,-)  was  von  dem  Rohertrag  (80  rh.  fl.,  436  Mk.)  in 
Abzug  gebracht,  einen  Reinertrag  des  Juchart  Reblandes  von 
6S  rh.  fl.  30  xr.  resp.  373  Mk.  31  x^  ergab,  die  als  Zins  der 
in  einem  Juchart  angelegten  424  rh.  fl.  bzw.  2311  Mk.  eine 
Grundrente  von  16,15  ®o  repräsentirten. 

Dieser  Rentensatz  muss  als  ein  äusserst  günstiger  be- 
zeichnet werden,  insbesondere  wenn  man  dazu  die  Wirtschafts- 
ergebnisse, die  in  unseren  Tagen  von  der  weinbautreibenden 
Bevölkerung  erzielt  werden,  in  Parallele  setzt.  Vergleichsweise, 
nm  die  ökonomische  Situation  der  alten  Überlinger  Wein- 
producenten  einigermassen  an  modernen  Zuständen  zu  messen, 
>ei  hier  die  pag.  51  Anm.  3.  bereits  erwähnte  Markgräfler  Ge- 
meinde Efringen  beigezogen,  die  —  ein  typischer  Weinort  für 
die  ganze  badische  Markgrafschaft  —  zu  den  bestrenommirten 
Weinorten  Badens  gehört,  und  nach  den  Erhebungen  vom 
Jahr  1883  in  den  guten  Weinjahren  1863-1H72  die  höchsten 
Üiirchschnittsnatural-  und  Gelderträge  von  sämtlichen  bei  obiger 
Knqnete  berücksichtigten  Gemeinden  aufzuweisen  hatte. 

Hinsichtlich  zunächst  des  N atur alert rages  bleibt  die  Ge- 
meinde Efringen  um  ein  Weniges  hinter  dem  alten  Überlingen 
zurück,  ihr  Durchschnittsertrag  belief  sich  während  der  genannten 
10  Jahre  auf  21,7  altbad.  Ohm  pro  Morgen  gegenüber  23^/3  Ohm 
vom  Überlinger  Morgen.  Sie  erreichte  und  überholte  den  Über- 
liuger  Durchschnittsertrag  nur  ein  Mal,  im  Jahr  1871,  als  vom 
Morgen  36  Ohm  geherbstet  wurden.  Dies  war  aber  auch  der 
Maximalertrag  Efringens  während  einer  10,  ja  20  jährigen 
Periode,'*)  der  eben  nur  jenes   eine  Mal  sich   einstellte.     Und 


*)  pro  Morgen  8  Mk.  20  ^. 

-)  pro  Morgen  101  Mk.  10  ^. 

';  Die  20jährige  Eft'inger  Periode  uinfasste  die  Jahre  lö63  bis  18«-2. 
Das  zweite  Decennium  1873  —  1882  hatte  viel  weniger  günstige  Herbst- 
ergebnisse,  als  das  yorhergehende ,  sein  Durchschnittsertrag  pro  Morgen 
8t«Ute  sich  anf  nur  11,5  Ohm. 
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auch  diese  Ertrafr^^ziflfer  wird  kleiner,  wenn  man  ihr  einen 
Maxinialertrag  l'berlinp:ens  zur  Seite  liält.  Der  grösste  Über- 
linger  Herbst  im  Zeitraum  jener  70  Jahre  --  von  löoO— li;2n 
—  fiel  auf  das  Jahr  i:).32.  Daraals  wuchsen  in  Überlingen 
4891  Überlinger  Fuder,')  :ilM\:^  altbad.  Ohm,  damals  trug  der 
Überlinger  Morgen  rund  .")(), 5  (.)hm.  Den  geringsten  Herbst 
machte  Überlingen  a.  i:)87  mit  im  ganzen  nur  577  Überlinger 
Fuder,  rund  44;U  altbad.  Ohm,  oder  c.  i)  Ohm  pro  Morgen, 
ein  Ertrag,  wie  ihn  Efringen  in  den  Jahren  1873,  18S1  und 
1882  aufzuweisen  hatte. 

Was  sodann  die  für  neuen  Wein  bezahlten  Preise  anlangt, 
so  stund  in  diesem  Punkte  allerdings  Überlingen  hinter  den 
Weinoi-ten  besserer  Lage  in  Baden  zurück.  Der  Überlinger 
erhielt  in  den  Jahren  1. :>:>()— I62(i  durchschnittlich  5  rh.  H. 
28  xr.,  29  Mk.  71»  m  für  die  Ohm  bezahlt,-)  der  Efringer  in 
den  Jahren  18(;;j— 72  durchschnittlich  V.)  Mk.  und  im  2.  De- 
cennium  bis  1882:  4:]  Mk. 

Den  höchsten  Preis  galt  der  neue  Wein  in  Überlingen  im 
Jahr  158H.  Bei  einer  Weinernte  von  nur  982  Überlinger  Fuder 
(7542  altbad.  Ohm)  kostete  das  Fuder  78  rh.  Ü.,  425  Mk.,  die 
badische  Ohm  10  rh.  fl.  9  xr.  oder  55  Mk.  32  m-  Die  tiefste 
Preissenkung  fiel  auf  das  Jahr  des  höchsten  Ertrages,  auf  1552. 
in  dem  das  Überlinger  Fuder  zu  nur  15  rh.  fl.,  81  Mk.  75  h 
versteuert  Avurde,  die  Ohm  also  nur  1  rh.  fl.  57  xr.,  10  Mk. 
(>2  x^  der  Liter  nur  etwa  5—0  Heller  d.  i.  nicht  ganz  1  xr., 
oder  modern  c,  7  Reichspfennige  kostete.  Dem  stehen  als 
Maximum  Efringer  Preise,  die  in  den  20  Jahren  von  1882  ab 
rückwärts  unter  ;30  Mk.  pro  Ohm  überhaupt  nicht  sanken,  von 
t)0  und  ()5  Mk.  gegenüber.  Vergleicht  man  nun  die  Grösse 
des  Durchschnittsnaturalertrages  der  ehemaligen  Reichsstadt 
Überlingen  —  2:^-  ^  (Jhm  —  mit  dem  Durchschnittsnaturalertrag 
vom  heutigen  Efringen  in  den  guten  Weinjahren  1W:1 — 72  — 
21,7  Ohm,  —  und  ebenso  den  Durchschnittsgeldwert  einer  Ohm 
Efringer  —   89  Mk.   —  mit  den  durchschnittlichen  Preissätzen 

^)  Dem  Münchner  Commiss.  -  Bericht  Abschn.  4  zu  Folge  wurden  in 
Überlingen  in  besonders  guten  Jahren  ,,auf  5000  Fuder  erbaut.** 

')  In  den  meisten  Fällen  wohl  etwas  mehr,  da  hiebei  nur  die  Steuer- 
anschläge in  Rechnung  gezoi^en  wurden,  über  die  der  wirkliche  Verkaufprein 
gewöhnlich  um  Etwas  hinausging,     cfr.  piig.  öh. 
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f  berlingens  —  rund  ao  Mk.  — ,  so  lässt  sich  die  interessante 
Thatsache  constatiren,  dass  der  von  der  Überlinger  Weincultur 
im  16.  und  17.  Jahrhundert  innerhalb  70  Jahren  durchschnittlich 
erreichte  Naturalertrag  eineui  Herbst  entspricht,  wie  ihn  die 
heutigen  badischen  Weinproducenten  nur  in  den  allerbesten  Ge- 
benden in  besonders  guten  Jahren  zu  machen  pflegen,^)  und 
dass  andererseits  unsere  heutigen  Durchschnittspreise  des  neuen 
AVeines  in  renommirten  Weinorten  den  Bodenseeweinbauern  vor 
c.  300  Jahren  nur  ausnahmsweise  bezahlt  wurden,  ihre  ge- 
wöhnlichen Preise  dagegen  um  etwa  25  ^j^  den  unsern  nach- 
stunden. Mit  andern  Worten:  Der  Überlinger  erzielte  in 
früheren  Jahrhunderten  zum  mindesten  denselben  Naturaleitrag 
wie  die  bestsituirten  der  heutigen  badischen  Weinbauern,  aber 
erheblich  niederere  Preise. 

Letzterem  Moment  kam  jedoch,  obschon  dadurch  der  Über- 
linger Rohertrag  unter  den  von  Efringen  herabgedrückt  wurde,^) 
wenn  man  die  Gesammtlage  des  Weinbaus  von  früher  und  heute 
ins  Auge  fasst.  keine  Ausschlag  gebende  Bedeutung  zu.  Es 
wurde  mehr  als  ausgeglichen  durch  die  Geringfügigkeit  der 
Überlinger  Productionskosten,  die,  ungefähr  ein  Drittel  der 
heutigen,^)  noch  keine  lö  ^/^  vom  Rohertrag  verschlangen, 
während  heute  selbst  in  guten  Jahren  über  40  **  „  des  Rohertrags 
in  den  Productionskosten  aufgehen,  ganz  zu  schweigen  von  den 
Perioden,  in  denen  die  Productionskosten  kaum  ersetzt  werden. 
Fehlherbste  in  diesem  Sinne  hatte  Überlingen  in  der  langen 
Zeit  von  1550—1620  nicht  einen  einzigen,  da  selbst  in  dem 
p^eringsten  Weinjahr  1587  der  Morgen  57  rh.  fl.  abwarf,  (das 
Überlinger  Puder  kostete  74  rh.  fl.),  so  dass  der  normale  Kosten- 
aufwand (101  Mk.,  etwas  über  18  rh.  fl.)  mehr  als  dreifach 
gedeckt  war.  Und  aus  diesem  Grunde,  zu  dem  in  2.  Linie  noch 
der  kleine  Durchschnittsmehrertrag  von  2  Ohm  pro  Morgen 
kam,  erklärt  es  sich  denn  auch  vornehmlich,  warum  der  Weinbau, 

*)  cfr.  das  bezüglich  der  Gemeinde  Etriugeii  und  ihrer  Weiuerträge  in 
deu  Jahren  1863—72  u.   1873—82  pag.  53  u.  Anm.  3  daselbst  Angeführte. 

*)  Der  Überlinger  Rohertrag  pro  Morgen  betrug  703  Mk.  (cfr.  pag.  410, 
der  Efringer  846  Mk.  nach  unserer  Rechnung  (-21,7  X  •^•*  Mk.),  806  nach 
den  Ansätzen  der  Efringer  Rentenrechnung. 

^)  In  Überlingen  stellten  sich  die  Productioiiskosten  pro  Morgen  auf 
101  Mk.,  die  Efringer  Rechnung  setzt  hiefür  335  Mk.  an. 
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der  in  unsern  Tagen  trotz  aller  Fortschritte  der  Weinbauteclinik 
und  trotz  der  höhern  Preise  wenigstens  im  Laude  Baden  besten- 
alls  14  ®/o  abwirft,')  sich  im  Ki.  und  17.  Jahrhundert  bei  viel 
niedereren  Preislagen  zu  über  1  ü  "/^  rentiren  konnte. 

Dabei  ist  allerdings  das  eine  Moment,  der  jährliche  Wein- 
verkauf, durch  den  der  Naturalertrag  für  die  Hauswirthschaft 
der  einzelnen  Weinproducenten  erst  wirklich  wertvoll  und  ver- 
wertbar wurde,  noch  gänzlich  ausser  Betracht  gelassen.  Wir 
haben  nämlich  unsere  seitherigen  Berechnungen  nur  auf  die 
Wein-Steueranschläge,  also  quasi  nur  auf  die  Nominalwelle 
der  gepflanzten  Weine  stützen  können,  und  es  bleibt  noch  nach- 
zuweisen, welche  Hilfsmittel  dem  Überlinger  Weinbauern  zur 
Verfügung  stunden,  seine  Naturalproducte  in  Geld  umzusetzen, 
welchen  Umfang  der  Weinumsatz  in  Überlingen  durchschnittlich 
erreichte  und  welche  Preise  dabei  erzielt  wurden. 

An  sich  war  dem  verkaufslustigen  Weinbesitzer  eine 
doppelte  Absatzgelegenheit  geboten.  Für  den  Weinverkauf  im 
Grossen,  nach  Fass-Wein,  sorgte  der  Überlinger  Markt,  für  den 
Ausschank  vom  Zapfen  —  soweit  nicht  an  sich  schon  con- 
cessionirte  Schildwirte  in  Frage  kamen  —  das  Recht  des  so- 
genannten Gässelirens.  Das  für  den  Überlinger  Weinbau 
wichtigste  Institut  war  unstreitig  der  städtische  Markt,  dessen 
vornehmste  Aufgabe,  wie  wir  bei  Besprechung  der  Einzelheiten 
des  Marktes  urkundlich  darthun  werden,  darin  gipfelte,  den 
kolossalen  Weinquantitäten,  die  Jahr  aus  Jahr  ein  im  Überlinger 
Etter  wuchsen,  zu  preiswertem  Absatz  zu  verhelfen.  Der 
Überlinger  Wochenmarkt  fand  jeweils  Mittwochs  statt.-)  Neben 
den  gewöhnlich  auf  den  Märkten  zum  Kauf  angebotenen  Victua- 
lien,  ward  derselbe  hauptsächlich  mit  Korn  und  Wein  befahren. 
Ausser  dem  Wochenmarkt  existirten  noch  3  Jahrmärkte:  am 
St.  Niklas-,  St.  Ulrichs-  und  St.  Urslentag.'*) 

Auf  diesen  Märkten  wurden  nach  Ausweis  der  Weinlader- 
verzeichnisse*) in  den  Jahren    1608,    1610 — 12    und    1614— Iti 


*)  In  Ef ringen  während  der  Jahre  1863—1872. 
*)  cfr.  Ratsprot.  v.  7.  Nov.  1605. 

«)  Den  6.  December,  4.  Juli.  21.  Oktober,     efr.  Arch.  III,  3.  201.    Zoll- 
orduimgea  des  15.  n.  16.  Jahrh. 

*)  cfr.  die  Stadtrechnungen  der  cit.  Jahre,  Rubrik  Weinlader. 
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iiisgesammt  verkauft  und  verfrachtet  7638  Überlinger  Fuder, 
rund  n8660  altbad.  Ohm.  Darnach  betrug  der  durchschnittliche 
Verkauf  in  einem  Jahr  etwas  über  1091  Überlinger  Fuder, 
8379  Ohm;  der  Weinurasatz  an  einem  der  55  Markttage  beinahe 
20  Überlinger  Fuder,  über  153  altbad.  Ohm.  Dem  stund  ein 
Weinzuwachs  durch  die  Herbsterträge  obiger  7  Jahre  gegen- 
über von  15954  Überl.  Fuder.  Der  jährliche  Wein-engros- 
verkauf  auf  den  Weinmärkten ,  also  der  eigentliche  Weinexport 
Überlingens  belief  sich  mithin  auf  durchschnittlich  48  ^/o  des 
jährlichen  Ertrages.    (2279  Überlinger  Fuder.) 

Für  die  Bildung  der  Marktpreise  dieser  Weine  war  es 
entscheidend,  dass  sie  nicht  ungehindert  dem  Verhältnis  von 
Augebot  und  Nachfrage  sich  anpassen  konnten,  sondern  dem 
Verkäufer  vom  Magistrate  dictirt  wurden.  Diese  Massregel 
hatte  im  Einklang  mit  der  gesammten  Gewerbe-  und  Handels- 
politik des  Eates  zum  Zweck,  das  Einkommen,  in  concreto  die 
Weineinkünfte  aller  Ehiwohner  möglichst  gleichmässig  zu  ge- 
stalten, keinen  auf  Kosten  des  andern  sich  bereichem  zu  lassen. 
Allerdings  waren  die  Mittel,  mit  denen  der  Rat  dieses  Ziel  zu 
erreichen  suchte,  zeitweise  sehr  verschieden.  Bis  zum  Jahr  1556 
unterlag  der  Weinhandel  der  strengsten  obrigkeitlichen  Controle, 
nicht  das  kleinste  Quantum  durfte  anders  verkauft  werden,  als 
in  Gegenwart  der  4  vereidigten  städtischen  Unterkäufer  und  der 
Weinlader,  die  dafür  verantwortlich  waren,  dass  an  den  vom 
Rat  fixiilen  Steuerpreisen  des  neuen  und  alten  Weines  fest- 
gehalten werde,  dass  keine  Auf-  und  Abschläge  vorkamen. 
Selbst  das  Aufsuchen  der  Weinverkäufer  und  die  dem  Kauf- 
abschluss  vorausgehende  Weinprobe  im  Keller  konnte  allein  nur 
durch  die  Unterkäufer  vermittelt  werden.  Hierin  trat  nun  im 
Jahr  1556  eine  Änderung  ein.  Auf  die  Beschwerden  der 
Bürgerschaft  über  Parteilichkeit  der  Unterkäufer,  die  ihre 
Stellung  als  städtische  Zwischenhändler  zu  Gunsten  der  Keichen 
missbrauchten ,  wurden  am  1.  November  1556,*)  um  jedem 
Bürger  reich  und  arm  im  Weinverkauf  freie  Hand  zu  lassen, 
die  alten  Vorschriften  aufgehoben,  das  Beiziehen  der  ünter- 
käufer  zum  Weinhandel  sollte  nicht  mehr  obligatorisch  sein: 
zugleich    aber   wurde    die    Bürgerschaft    ermahnt,    wo    immer 


^)  cfr.  Ratsprot.  d.  d.  c. 
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thuiilich  die  olficiellen  Weinanscliläge  zur  GruDdlage  ihrer  sub- 
jectiven  Preisbildung  zu  machen  und  gefährliche  Auf-  und 
Abschlag  zu  vermeiden.  Aber  das  gerade  Gegenteil  geschah. 
Die  private  Weinsi)eculati()n  bemächtigte  sich  des  Marktes  und 
snoch  am  14.  Juli  löo?')  sah  der  Magistrat  sich  genötigt,  ,,weil 
die  jüngstvorgenommene  Ordnung  in  Weinverkäufen  allerlei  Un- 
gleichheit und  beschwerliche  Neuerung,  Auf-  und  Abschlag  mit 
sich  bringen  wollen,  daraus  bisher  dem  gemeinen  Nutz  nit 
geholfen,  sondern  entholfen  worden'',  die  früheren  Vorschriften 
mit  gewissen  Einschränkungen  wieder  in  Kraft  treten  zu  lassen. 
Offenbar  wurde  jetzt  analog  der  schon  längst  für  die  Wirthe 
und  Gässelirer  bestehenden  Schankordnung  eine  Preisskala  fest- 
gesetzt, deren  Fusspnnkt  die  Steueranschläge  bildeten,  über  die 
der  wirkliche  Verkaufspreis  sich  bis  zu  einer  Höhe  von  etwa 
10  rh.  fl.  pro  Puder  erheben  durfte.  Dies  ist  wenigstens  der 
höchste  uns  bekannt  gewordene  Mehrwert,  der  im  Jahr  iri02. 
als  das  Fuder  zu  :)8  rh.  fl.  in  der  Steuer  lag,  bei  einem  Markt- 
preis von  68  rh.  fl.  gewonnen  wurde.'^)  Auch  stimmte  Iiiezn. 
wie  wir  im  Folgenden  sehen  werden,  der  Maximalsatz  für  die 
Wirthe,  die  beim  Einzelausschank  doch  zum  mindesten  denselben 
Profit  machen  wollten,  wie  beim  Weinverkauf  nach  dem  Fass. 
Jedenfalls  steht  Eines  fest,  dass  thatsächlich  die  Steueranscliläge 
durchschnittlich  um  ein  paar  Gulden  überschritten  wurden,  sobald 
die  Marktconjuncturen  dafür  günstig  lagen.  Allzustramm  konnte 
der  Magistrat  an  seinen  Preissätzen  nicht  festhalten,  sonst  lief 
er  Gefahr,  für  seinen  Markt  keine  Verkäufer  zu  finden.  Be- 
gegnete es  ihm  doch  im  Jahr  1575,*)  dass  in  Folge  eines 
Verbots,  um  mehr  als  2  rh.  fl.  17  xr.  (2  Überlinger  Pfund)  über 
den  Steueranschlag  hinauszugehen,  der  Wein  aus  den  Spital- 
kellern und  den  vacirenden  Pfründen  zur  Erhaltung  der  Markt- 
zufuhr verkauft  werden  musste,  da  viele  Weinproduceuten 
strikten,  um  den  angesetzten  Preis  nur  wenig  Wein  unter  der 
Bürgerschaft  feil  war- 

Eine  zweite  Absatzmöglichkeit  bot  ferner  das   sogenannte 


^)  c.fr.  Katöprot.  d.  d.  c. 

'^)  cfr.  Arch.  III,  4,  -201».     Wcinacteu  v.  1602— «-J, 

^)  cfr.  Ratsprot.  7.  Dezember  1575, 
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Gässeliren.  Gässelirer^)  nannte  man  im  Gegensatz  zn  den 
eigentlichen  Wirten,  den  Schildwirten,  solche  Überlinger  Bürger, 
die  ohne  dauernd  Wirtschaltsgerechtigkeit  zu  besitzen,  Wein 
nach  dem  Becher  ausschenkten.  Die  Erlaubnis  hiezu  konnte 
eder  bekommen  und  es  herrschte  die  frenndnachbarliche  Sitte, 
besonders  absatzlustigen  oder  -bedürftigen  Mitbürgern  nach  einer 
Art  von  Turnus  den  Wein  abzutrinken.  Auf  die  Schenkstuben 
der  Gässelirer  und  auf  die  Zunfttrinkstuben  scheint  sich  das 
eigentliche  Wirtshausleben  der  einheimischen  Bevölkerung  con- 
eentriii;  zu  haben,  hingegen  waren  die  Schüdwirtschaften  Gast- 
häuser im  strengeren  Sinne  des  Wortes,  d.  h.  Absteigequartiere 
der  Fremden,  der  Gäste  nach  damaligem  Sprachgebrauch.  In 
Betreff  der  Schildwirte  und  Gässelirer  existirte  eine  Schenk- 
ordnung,-) laut  der  dieselben  am  Fuder  Wein  bis  c.  9  rh.  fl. 
Gewinn  nehmen  durften  und  zwar  „nach  Gelegenheit  des  Weines", 
d.  h.  der  Preis  musste  der  Qualität  des  Weines  entsprechend 
abgestuft  werden.  Die  Preisbestimmung  selbst  wurde  von  den 
städtischen  Weinschätzern  unter  Aufsicht  der  beiden  Ungelter- 
herren  (der  Beamten  der  indirecten  Steueni)  wöchentlich  vor- 
genommen, (cfr.  cap.  III.).  Diese  Bestimmung  erlitt  in  den 
späteren  Jahren  ab  und  zu  kleine  Veränderungen,  hielt  aber  im 
Ganzen  fest  an  den  Gewinnsätzen,  die  das  Jahr  1552  angeordnet 
hatte.  Wesentlich  ist  vielleicht  nur,  dass  im  Jahr  1557*)  auf 
Antrag  der  Schild wirthe,  die  sich  durch  die  Concurrenz  der 
Gässelirer  benachteiligt  fühlten,  den  Gässelirern  ihr  Gewinn 
auf  etwa  ein  Drittel  herabgesetzt  wurde. 

Wie  viel  Wein  auf  diesem  Wege  jährlich  an  das  consumirende 
Publikum  verkauft  wurde,  lässt  sich  gleichfalls  annähernd  mit 
Zuhilfenahme  der  Überlinger  Weinungeidordnung  und  deren  Er- 
träge berechnen.  Dieselbe  belastete  in  den  Jahren  1608 — 1«; 
bei  einem  Durchschnittspreis  des  Fuder  Wein  von  44  rh.  fl.  und 
einem  Gewinn  von  9  rh.  fl.,  also  einem  Ausschankpreis  von 
53  rh.  fl.,  das  Fuder  mit  6  rh.  fl.  38  xr.*)    Die  Durchschnitts- 


')  cfr.  Katsprot.  29.  Juui  1558. 

*)  cfr.  Ratsprot.  21.  Nov.  1552. 

*)  cfr.  Katsprot.  31.  Januar  1557. 

*)  Über  das  Weinangeld,  das  jeweils  den  8.  Pfenuig,  also  deu  achten 
Teil  des  im  Einzelausschank  erzielten  Preises  als  St«uerbetrag  für  die  Stadt 
in  Anspruch  nahm,  cfr.  das  Nähere  cap.  III. 
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jahreseiiniahuien  an  Ungeld  in  der  Stadt  betrugen  aber  193r> 
rh.  fl.J)  woraus  ein  jährlicher  Weinconsum  in  den  Schenken 
Überlingens  von  202  Überl.  Fuder  oder  2243  altbad.  Ohm  sich 
folgerte.^) 

Was  in  einem  Jahre  nicht  verkauft,  ausgeschenkt  oder  durch 
den  Haustrunk  aufgebraucht  wurde,  der  nach  gleichzeitigen 
Zeugnissen  bemüht  war,  mit  den  allgemeinen  Ertragsgi'össeii 
Schritt  zu  halten,^)  lagerte  in  den  weiten  Kellerräumen,  die 
heute  noch  fast  unter  jedem  älteren  Privathause  zu  finden  sind. 
Vielleicht  der  lucrativste  Zweig  der  ganzen  Überlinger  Wein- 
wirtschaft war  dieser  Weinbau  im  Keller.  Hier  lag  das  Feld 
der  erlaubten  Weiuspeculation.  Durch  den  Weinbau  im  Keller 
sollen  kapitalkräftige  Bürger,  die  mit  der  Weinproduktion  selbst 
nichts  zu  thun  hatten,  in  kurzer  Zeit  Vermögen  von  lOOOOO 
rh.  fl.,  also  Vermögen  von  über  einer  halben  Million  Mai^k  ge- 
wonnen haben,  indem  sie  ärmeren  Mitbürgern  Geld  auf  die  Arbeit 
d.  h.  Betriebskapital  liehen,  zum  Herbst  mit  Wein  entsprechend 
der  Steuertaxe  sich  bezahlt  machten,  den  Wein  im  Keller  ab- 
lagerten, um  ihn  dann,  sobald  die  Preise  hochstunden,  auf  den 
Markt  zu  bringen.*)  So  rentabel  scheint  nun  allerdings  der 
Kellerbau  um  die  W^ende  des  16.  Jahrhunderts  nicht  mehr  ge- 
wesen zu  sein,  obigen  Angaben  des  Münchner  Commissions- 
berichtes  müssen  die  Zustände  früherer  Jahrhunderte  zu  Grunde 
liegen,  denn  unsere  Vermögensstatistik  aus  dem  Jahr  1 608  wird 
zeigen,  dass  damals  nicht  ein  einziges  Vermögen  in  Überlingen 
existirte,  das  auch  nur  annähernd  100000  rh.  fl,  erreicht  hätte. 


*)  cfr.  Anlage  II.  1  a. 

*J  Insoferu  die  höheren  Preise  des  alten  Weines,  weil  im  Einzehien 
unbekannt,  hier  unberücksichtigt  bleiben  raussten,  dürfte  der  Ansatz  von 
292  Fuder  vielleicht  etwas  hochge^iffen  erscheinen,  doch  haben  wir  dies 
dadurch  auszugleichen  gesucht,  dass  wir  den  höchsten  zulässigen  Gewinn 
am  Fuder:  9  rh.  fl.  in  Rechnung  nahmen. 

^)  Über  den  Hang  der  Überlinger  Einwohnerschaft  zur  Völlerei,  der 
überall  wo  der  Wein  die  Hauptnahrungsquelle  bildet,  anzutreffen  ist,  haben  die 
zwei  bedeutendsten  Männer  t^berlingens  im  17.  Jahrhundert,  Joh.  Heinr 
V.  Pflummern  und  Dan.  v.  Steinbach  sich  gelegentlich  recht  deutlich  ge- 
äussert, cfr.  Arch.  II,  1,  3.  Brief  Pflummerns  an  IJberl,  d.  d.  4.  Mai  1634 
und  Arch.  I,  68,  733.  Brief  v.  Stoinbachs  an  Pflummern  d.  d.  26,  April  1640. 
cfr.  auch  pag.  8  Anm.  4. 

*)  cfr.  Htinchner  Comm.-Ber.  Abschn.  4, 
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Immerhin  warf  aber  auch  im  17.  Jahrhundert  noch  der  Wein- 
bau im  Keller  einen  sicheren  und  nicht  unerheblichen  Gewinn 
ab.  In  den  Jahren  1609  bis  1618  z.  B.  wurde  das  Puder  Wein 
durchschnittlich  zu  40  rh.  fl.  versteuert.  Im  Jahre  1615  bereits 
belief  sich  aber  der  Steuer  wert  aller  aus  den  Jahren  1609—13 
noch  restirenden  Weine  auf  57  rh.  fl.,^)  dieselben  hatten  also  im 
Laufe  von  2—5  Jahren  um  42,5  ^'^  ihrem  ursprünglichen  Werte 
«regenüber  zugenommen. 

Dass  auf  diese  Preisdifferenzen  neben  der  qualitativen  Ver- 
besserung des  Weines  durch  die  Kellerlagerung  und  -Behandlung 
jeweils  auch  alle  die  Momente  von  Einfluss  waren,  durch  die  die 
Constellation  der  Märkte  überhaupt  bedingt  zu  sein  pflegt,  ist 
selbstverständlich.  Dieselben  —  der  Ausfall  der  Weinernte 
z.  B.  in  den  Nachbarländern  und  deren  Preisverhältnisse  — 
konnten  natürlich  unter  Umständen  auch  einen  Preisabschlag  in 
Überlingen  notwendig  machen.  Doch  scheinen  im  Allgemeinen 
kritische  Preisschwankungen  dank  der  weisen  Politik  des  Rates 
verhütet  worden  zu  sein,  der  eben  nicht  einseitig  von  sich  aus 
die  Preise  des  alten  und  neuen  Weines  festsetzte,  sondern  durch 
jährliche  Enqueten  in  steter  Fühlung  blieb  mit  den  bedeutenderen 
südwestdeutschen  Weingegenden  und  Weinmärkten.  Überhaupt 
verabsäumte  der  Magistrat  keine  Massregel,  die  dem  Weinabsatz 
der  Bürgerschaft  förderlich  sein  konnte,  ohne  den  Markt  an 
seinem  alten  Rufe  der  Solidität  und  Güte  zu  schädigen. 

Die  beiden  wirksamsten  Mittel  in  dieser  Hinsicht  waren  die 
durch  eine  entsprechende  Marktgesetzgebung  angestrebte  Ver- 
drängung der  fremden  Concurrenz  vom  Weinmarkt  und 
das  obrigkeitliche  Verbot  aller  unreellen  Weinspeculation, 
insbesondere  aller  Preistreibereien  und  Weinpantschereien.  Zum 
Schutze  der  einheimischen  Weinproduction  existirte  in  Überlingen 
seit  alten  Zeiten  (cfr.  pag.  34)  eine  Art  von  Stadt-  und  Land- 
sperre gegen  den  Vertrieb  fremder,  nicht  im  Überlinger  Etter 
gewachsener  Weine,  die  in  ihrer  Wirkung  einem  directen  Einfuhr- 
verbot nahekam.  Zwar  konnten  fremde  Weine,  nachdem  sie 
einen  zwiefachen  Zoll  bezahlt  hatten  (cfr.  cap.  III.),  im 
städtischen  Kaufhaus  neben  den  tiberlinger  Weinen  feilgeboten 
werden,  aber  ihr  Einkauf  war  allen  Einwohnern  der  Stadt  und 

*)  cfr.  Ratsprot.  30.  Okt.  Ißlo. 
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alleu  Wirten  der  Landschaft  Überlingen  gesetzlich  untersagt,*) 
so  dass  den  auswärtigen  Weinverkäufern  nur  der  Handel  uik 
fremden  Marktbesuchern  übrig  blieb.  Dieser  aber  konnte  nicht 
viel  bedeuten,  denn  die  Kornbauern,  die  das  Hauptcontingent  der 
Marktbesucher  stellten,  pflegten  regelmässig  ihren  Weinbedarl' 
gegen  Korn  bei  Cberlinger  Bürgern  einzutauschen,  (cfr.  pag. 
67.)  Um  jedem  Schmuggel  versuch  vorzubeugen,  durfte  niemand 
in  Überlingen,  selbst  nicht  zum  Privatgebrauche,  ausländische 
Weine  in  seinen  Keller  legen,  dieselben  mussten  jenseits  der 
städtischen  Bannmeilen  lagern  und  durften  innerhalb  des  Bann- 
bezirkes (cfr.  pag.  HO)  bei  Strafe  von  40  tiA  und  einjährigem 
Stadtverweis  weder  aufgebraucht  noch  verkauft  werden.  Cnd 
gleichennassen  sollten  in  der  Landschaft  Überlingen  neben  dem 
eigenen  Gewächs  keine  andern  als  Überlinger  Weine  verschenkt 
werden.*) 

Eine  Ausnahme  von  der  Stadtsperre  machte  nur  der  Wein. 
d?r  auf  eigenem  Grund  und  Boden  in  fremder  Mark  wuchs  und 
aus  steuertechnischen  Gründen  bis  Martini  nach  Überlingen 
verführt  werden  sollte,  und  eine  zweite  Ausnahmebestimmung: 
galt  den  Gewerbetreibenden,  die  in  den  nächsten  Nachbardörfern 
Überlingens  bis  zu  5  Fuder  Wein  für  gelieferte  Waare  oder 
Arbeit  an  Zahlungsstatt  annehmen  mochten.^)  Hier  wurde  also 
zu  Gunsten  des  Handwerks-  und  Gewerbebetriebs  das  qu.  Markt- 
monopol der  Überlinger  Weinproducenten  durchbrochen,  um- 
gekehrt konnte  aber  auch  jeder  „mit  Wein  an  Salz  und  Eisen 
stechen",  d.  h.  die  Stadt  veraichtete  im  Interesse  des  Wein- 
verkaufs auf  ihr  Salzmonopol  und  das  Gleiche  mussten  sich  die 
Eisen-,  Kupfer-  und  Zinnwaarenfabrikanten  gefallen  lassen,  denen 
sonst  der  Verkauf  von  Roheisen  vorbehalten  war. 

Gegen  das  Weinpantschen  —  und  zwar  fiel  unter  diese» 
Begriff  bereits  das  einfache  Verschneiden  älterer  Weine  mit 
jüngeren*)  —  sowie  gegen  das  Feilhalten  verdorbener,  weicher, 
umgefallener  Weine   ging   die   Stadt   als   dem    Renommee  des 


»)  cfr.  Arch.  III,  13,  157.  Ordnung  d.  a.  1564  und  1.  c.  I,  51,  135. 
Satzungen  des  17.  Jahrh.  Tit.  31. 

*-)  cfr.  Ratsprot.  v.  9.  Oktober  1603. 

')  cfr.  Arch.  I,  51,  130.  Statut  d.  a.  1461,  wiederholt  in  den  spaterwi 
Stadtsatzungeu. 

^)  cfr.  die  Stadtsatzungen  des  17.  Jahrh.  Tit.  32. 
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Überlinger  Weinbaus  scMdlicIien  Praktiken  mit  den  stieugsteu 
Geldstrafen  vor,  die  bei  rückfälligen  Personen  durch  längere 
Freiheitsstrafen  verstärkt  werden  konnten.^)  Alle  diese  Mass- 
regeln und  Vorkehrungen,  das  partielle  Weinkaufverbot,  die  Wein- 
exportprämien,  die  durch  Aufhebung  der  angeführten  Monopol- 
rechte geschaifen  wurden,  die  stadtpolizeiliche  Regelung  und 
Überwachung  der  Preisbewegung,  die  städtische  Fürsorge  für 
reelle  Waare  u.  ä.  m.,  erhielten  der  weinbautreibenden  Bevöl- 
kerung Überlingens  ein  sicheres  und  weitausgedehntes  Absatz- 
gebiet, das  auf  die  rauhe  Alb,  an  die  Donau,  ins  Allgäu  und 
selbst  bis  nach  Landsberg  und  München  sich  erstreckte.*) 

Ziehen  wir  aus  air  dem  das  Facit,  so  wird  man  zugestehen 
miissen,  dass  in  den  70  Jahren  unserer  Cntei-suchungsperiode, 
von  1550--1G-20,  die  Natur  und  die  menschliche  Kunst  um  die 
Wette  sich  bemüht  haben,  die  Finanzlage  des  Überlinger 
Winzerstandes  so  günstig  als  nur  möglich  zu  gestalten, 
ofünstiger  als  dieselbe  seit  einem  Menschenalter  in  den  besten 
Reborten  Badens  gewesen  ist,  so  dass  bei  rationeller  Wirtschafts- 
fühning  das  private  Einnahmebudget  der  Familien,  die  ganz 
oder  doch  hauptsächlich  im  Weinbau  ihre  Nahrung  suchten,  auf 
solider,  sicherer  Grundlage  fussen  konnte. 

Neben  dem  Weinbau  wären  in  zweiter  Linie  noch  die  eigent- 
lichen Gewerbe  nach  ihrer  Bedeutung  für  die  privaten  Haus- 
haltungsbudgets Überlingens  zu  würdigen.  Wir  können  indess 
diesen  Punkt  mit  kurzen  Worten  abthun,  da  das  im  einleitenden 
Capitel  betreffs  des  Überlinger  Gewerbelebens  Gesagte  durch 
die  Zustiinde  des  !(>.  und  17.  Jahrhunderts  in  keiner  Weise 
abgeschwächt  wird  und  auch  für  diese  Jahrhunderte  weder 
private  noch  öffentliche  Aufzeichnungen  sich  gefunden  haben,  aus 
denen  man  sich  ein  Bild  von  der  finanziellen  Einträglichkeit  der 
einzelnen  Gewerbe  machen  könnte. 

Nachdem  im  Jahre  1563  die  letzten  Nachwehen  der  ge- 
waltsamen Verfassungsänderung  Carls  V.  überwunden  und  die 
am  längsten  gesperrten  Zünfte  der  Metzger  und  Schneider  wieder- 
aufgethan  waren,  hatte  auch  das  Gewerbeleben  Überlingens  ganz 


')  cfr   Ratsprot.  v.  18.  Aug.  1558  und  27.  Nov.  1575. 
*)  cfr.  Münchner  Conuniss.-Ber.  Abschn.  4. 
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denselben  Rahmen  wieder  gewonnen,  indem  es  seit  Jahrhanderten 
sich  bewegte.    Es  existirten  wieder  die  7  alten  Zünfte  und  diesen 
untergeordnet  war  eine  Anzahl  von  Gewerben,  die  in  numerischer 
Beziehung  und  ihrem   allgemeinen   Einfluss   nach   zu   schwach 
waren,  um  eigene  Zünfte  zu  bilden.     Diese  alle,  die  Zünfte  und 
die  zunftverwandten  Gewerbe  —  von  dem  besprochenen  Stande 
der  Rebleute   abgesehen   —    richteten  den  Umfang  ihrer   Pro- 
duction  wie  von  altersher  nach  den  alltäglichen  Bedürfnissen  der 
überlinger  Bevölkerung  ein,  wobei  sie  höchstens  noch  die  Kom 
zuführende  Landbewohnerschaft  in  ihre  Absatzberechnung  niit- 
einschlossen.    Von  einem  wirklichen  gewerblichen  Leben   Über- 
lingens,  das  naturnotwendig  den  Begriff  des  Fortschritts    und 
der  Entwicklung    in   sich   trägt,    kann    also   streng   genommen 
ausgangs  des   I6ten  Jahrhunders  ebensowenig   wie  in   früherer 
Zeit  die  Rede  sein.     Dasselbe  Bild  der  Gewerbearmut,  das  schon 
den  ältesten  Zunftbüchern  eigentümlich  ist,  charakterisirt  auch 
die  Zunftacten  des  16.  und  17ten  Jahrhunderts.     Übrigens  war 
man  sich   dieser  Thatsache   in   den   massgebenden  Regierangs- 
kreisen Überlingens  sehr  gut  bewusst  und  dieselbe  wurde  ge- 
legentlich auch  ganz  unverhohlen  öffentlich  ausgesprochen.     Als 
z.  B.  im  Jahr  1547  der  Überlinger  Magistrat  in  Marktangelegen- 
heiten persönlich  bei  Carl  V.  vorstellig  ward,  berief  sich  derselbe 
direct   darauf,    dass   die    Stadt    „kein    Gewerb,    allein    einen 
Weinwachs,  neben  dem  einen  Wochenmarkt,  Korn-  und  Salzkauf 
habe'^*)     Das  Gleiche    schrieb   der  Magistrat    am    19.  Januar 
1622*)  an   Erzherzog  Leopold   von  üsten-eich    zur   Motivirung 
seines  Waffen-  und  Munitionsgesuches,  ,jWeil  bei  Überlingen  als 
nur  einer  Bau-  und  keiner  Gewerbestadt  dieselben  nicht  zu 
bekommen^'.     Und   an   Kurfürst   Maximilian    von  Bayern    Hess 
ilberlingen  im  Jahr   liH^^)  berichten,  „wie  mit  Ausnahme  des 
Wein  Verkaufs  Stadt  und  Bürgerschaft  keine  Trafiken"  hätten. 
Im  ersten  und  dritten  Fall,  wo  es  sich  doch  um  eine  officielle 
Darlegung    der     öffentlichen    und     privaten   Finanzgrundlagen 
Überlingens  handelte,  schlug  man  also  die  Bedeutung  des  ge- 


»)  cfr.  Arch.  I,   1.  22.     Marktpriv.  Karls  V.  v.   20.  Febr.   1647.     Das 
Genauere  hierüber  cfr.  pag.  69. 
*)  cfr.  Missivprotoc.  d.  d.  c. 
')  cfr.  Münchner  Oomm.-Ber.  Abschu.  5. 
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werbetreibenden  Standes  für  die  gemeine  Wohlfahrt  der  Bürger- 
schaft so  niedrig  an,  dass  derselbe  als  quasi  nicht  vorhanden 
betrachtet  wurde.  Trotzdem  wäre  es  sicher  falsch,  aus  dieser 
ofBciellen  Verläugnung  des  Gewerbebetriebs,  der  eine  gewisse 
zweckbewusste  Absichtlichkeit  vielleicht  nicht  ganz  ferne  la^, 
nun  dessen  Unrentabilität  folgern  zu  wollen.  Einer  solchen  An- 
nahme widerstreiten  schon  allgemeine  Vernunftgründe.  Brachte 
der  Gewerbebetrieb  auch  keine  grossen  Vermögen  (cfr.  pag.  88), 
so  werden  wir  doch  bei  bestimmten  Gewerben,  wie  dem  der 
Müller,  Bäcker  und  Metzger  z.  B.,  gerade  wie  auch  heute  eine 
Art  satten  Wohlstandes  voraussetzen  müssen.  Die  Producte 
dieser  Gewerbe  entsprachen  den  primitivsten  Lebensbedürfnissen, 
die  täglich  neu  erwachen  und  befriedigt  werden  müssen,  so  dass 
die  Angehörigen  dieser  Gewerbe  mit  einem  sicheren  täglichen 
Absatz  rechnen  konnten.  Erhöht  wurde  dieses  Moment  der 
Sicherheit  im  alten  Überlingen  noch  durch  die  zünftige  Be- 
schränkung der  Gewerbefreiheit,  die  allerdings  anderer- 
seits auch  eine  individualistisch-egoistische  Ausbeutung  günstiger 
Erwerbsconjuncturen  verhinderte.  Der  Bäcker  z.  B.,  dem  ohne 
Zustimmung  seiner  Zunft  keine  neue  Concurrenz  erwachsen 
konnte,  musste  dafür  es  auch  hinnehmen,  dass  der  Rat  ihm 
seinen  Brotgewinn  bis  auf  den  Pfennig  vorschrieb,*)  ihm  zeit- 
weise verbot,  mehr  als  :i  Mal  die  AVoche  oder  früher  zu  backen, 
als  er  seineu  alten  Brot  Vorrat  abgesetzt  hatte,  u.  ä.*) 

Und  die  gleichen  oder  ähnliche  Gründe  lassen  sich  auch  zu 
Gunsten  der  übrigen  Gewerbe  anführen.  Sie  alle  haben  den 
einzelnen  Haushaltungen  zum  mindesten  eine  schätzbare  Zu- 
bnsse  zu  den  eventuellen  Haupteinkünflen  aus  dem  Kebbau  ge- 
liefert. Dies  ist  um  so  bestimmter  zu  behaupten,  als  die  Absatz- 
gelegenheit für  die  Produkte  aller  Gewerbe  bei  dem  grossen 
Fremdenverkehr,  der  allwöchentlich  durch  den  Markt  in  Über- 
lingen veranlasst  wurde,  eine  ganz  vorzügliche  war.  Klein 
dagegen,  und  unter  Umständen  sogar  verschwindend  klein,  konnte 
die  Bedeutung  der  gewerblichen  Einkommen  für  die  allgemeinen 
Wohlfahrtsverhältnisse  dann  allerdings  mit  Recht  genannt  werden. 


*)  cfr.  Arch.  I,  61,  130.    Satzungen  des  16.  u.  16.  Jahrh.  und  Ratsprot. 
V.  8.  Aug.  1615. 

«)  cfr.  Ratsprot.  v.  2.  Septbr.  1686. 

8  c  h  X  f  •  r,  Wirtochafts-  n.  FinansKeioblcht«  der  Reicbittadt  Überlingen.  6 
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sobald  man  dieselben,  wie  dies  in  den  3  citirten  Quelleiistellen 
geschieht,  in  Vergleich  setzte  einerseits  zu  dem  Weinbau,  der 
jährlich  für  über  eine  halbe  Million  Mark  Werte  producirte,  und 
andererseits  zum  Markt,  dessen  centrale  Stellung  in  dem  Wii-t- 
schaftsleben  Überlingens,  die  aus  dem  bisher  Abgehandelten  teil- 
weise schon  hervorging,  nun  im  Folgenden  des  Genaueren  noch 
erörtert  werden  soll. 

Vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkt  eines  Überlinger  Ein- 
wohners aus  hatte  der  jeweils  Mittwochs  abgehaltene  Wochen- 
markt*) eine  doppelte  Aufgabe  zu  erfüllen:  Er  vermittelte  den 
Austausch  der  Natur-  und  Gewerbeproducte  gegen  Geld  oder 
andere  Bedürfnisgüter,  unter  denen  das  Getreide,  da  Überlingen 
keine  Landwirtschaft  hatte,  die  Hauptrolle  spielte,  und  ausserdem 
war  der  Markt  vom  17.  Jahrhundert  ab  noch  die  Quelle  selb- 
ständiger Einkünfte,  bestehend  in  Handelsgewinnsten.  Natur- 
gemäss  war  von  den  Functionen  des  Marktes  diejenige  die 
wesentlichste,  die  ihm  als  Organ  des  wirtschaftlichen  Stoff- 
wechsels im  Wirtschaftsorganismus  Überlingens  zukam,  die 
Waarenaustauschvermittlnng.  Überall  wo  von  der  Bedeutung 
des  Überlinger  Marktes  urkundlich  die  Rede  ist,  wird  dieser 
Gesichtspunkt  allen  voran  an  die  Spitze  gestellt,  und  ebenso 
regelmässig  wird  die  Umsatz vermittlungsthätigkeit  des  Mai^ktes 
vornehmlich  auf  den  Weinaustausch  gegen  Getreide  bezogen. 
„Die  Schrannen  und  der  Weinwachs  —  heisst  es  in  dem  Münchner 
Commissionsbericht  —  hat  die  Stadt  Überlingen  so  vermöglich 
und  reich  gemacht,  das  sind  die  beiden  höchsten  Kleinodien. 
Durch  die  Getreidezufuhr  wird  der  Wein  vertrieben  und 
bringt  Kaufleute  und  Zehrung,  .  .  denn  an  einem  Ort  eine 
gewaltige  Sache  ist,  wo  man  ewige  und  gleichsam  erbliche,  ja 
der  Gelegenheit  nach  gezwungene  Kaufleut  weiss,  sintemal 
einem  solchen  Ort  jedermann  seine  Waare  zusendet  und  zufuhit, 
weil  er  alsbald  baares  Geld  davon  weiss.''  Und  das  Markt- 
privileg Karls  V.  für  Überlingen  vom  Jahr  1547  ward  haupt- 
sächlich durch  die  Vorstellungen  der  Bürgerschaft  veranlasst: 
„wie  sie  kein  Gewerb,  allein  einen  Wein  wachs,  neben  dem  einen 
Wochenmarkt,  Korn-  und  Salzkauf  habe,  'durch  welche  Märkte, 

*)  über  das  Folgende  cfr.  Münchner  Commiss.  Ber.  Abschn.  5  u.  7. 
Wo  weitere  Quellen  benutzt,  sind  diese  extra  angegeben. 
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Korn-   und   Salzkäuf  die  Bürger   ihre  Weine   vertreiben, 
abwechseln  und  anbringen." 

Die  beiden  charakteristischen  Tauschobjecte  des  Überlinger 
Marktes  bestnnden  also  in  dem  Wein,  der  im  Überlinger  Etter 
wuchs,  und  in  dem  Korn,  das  die  Bauern  vom  Lande  der  Stadt 
zuführten.  Der  Austausch  selbst  erfolgte  entweder  in  Form 
eines  wirklichen  Tausches  der  Naturproducte  oder  vermittelst 
des  Geldes,  das  der  Bauer  aus  seinem  Korn,  der  Städter  aus  dem 
Wein  gelöst  hatte.  Auf  diesem  Wege  versah  sich  der  städtische 
Einwohner  wöchentlich  mit  den  zum  Leben  notwendigen  Getieide- 
vorräten,  er  setzte  seinen  Wein  ab  und  in  den  meisten  Fällen 
blieb  ihm  dabei  noch  baares  Geld  in  der  Hand.  Aber  auch  wer 
nicht  direct  Weinhandel  trieb,  konnte  an  den  Markttagen  ein 
gutes  Geschäft  machen  in  Folge  des  ungeheueren  Menschen-,  be- 
sonders Bauernverkehrs  in  Überlingen.  Vorzüglich  galt  dies  den 
Wirten,  Bäckern  und  Metzgern,  da  bekanntlich  der  Bauer,  der 
einen  Kauferlös  in  der  Tasche  hat,  mit  Speise  und  Trank  nicht 
zu  kargen  pflegt.  Und  ebenso  wird  der  kleine  Kaufmann  Über- 
lingens, der  kromer,  merzeler  und  barchathändler,  wie  überhaupt 
jeder,  der  feile  Waare  hatte,  bei  dieser  Gelegenheit  aufs  Land 
verkauft  haben.  Darauf  beschränkte  sich  jedoch  das  Überlinger 
Marktleben  keineswegs.  Wenn  auch  privatwirtschaftlich  be- 
trachtet auf  den  Korn-  und  Weinverkauf  zu  dem  angeführten 
Zwecke  noch  immer  der  Hauptaccent  fiel,  so  stund  doch  der 
t'berlinger  Markt  als  solcher  im  1 6  ten  Jahrhundert  längst  nicht 
mehr  auf  jener  primitiven  Anfangss>tufe,  die  im  Widerspruch  mit 
dem  eigentlichen  Handelsprincip  einen  Kauf  oder  Tausch  nur  in 
dem  Umfange  zuliess,  als  derselbe  zur  Befriedigung  der  subjectiven 
Bedürfnisse  einer  einzelnen  Person  oder  Familie  notwendig  war, 
und  die  ausserdem  jeden  Kauf  von  Gast  zu  Gast  als  den  Inter- 
essen der  marktbesitzenden  Bürgerschaft  zuwider  untersagte. 
Im  Gegenteil.  Es  existirte  damals  in  Überlingen  ein  selbst  nach 
heutigen  Verhältnissen  sehr  beträchtlicher  Korn  h  an  de  I,  ein 
Aufkauf  des  Getreides  zum  Zwecke  des  Wiederverkaufs,  der  bis 
Anfang  des  17 ten  Jahrhunderts  überwiegend  von  fremden 
Händlern  getrieben  wurde  und  erst  im  Laufe  des  17.  Jahr- 
Imndeits  allmälig  in  die  Hände  der  Bürgerschaft  überging.  Und 
es  war  von  vitalstem  Interesse  für  die  städtische  Getreidepolitik, 
diesen  Fremdenhandel  mit  allen  Kräften   zu  unterstützen,  weil 
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so  allein  iliie  Haui)tanl<ralie,  die  Sorge  für  noinmle  und  bil%e 
Brotpreise  sicher  und  dauernd  durchgeführt  werden  konnte.  Das 
Verbot  dieses  Handels  wäre  ebenso  unklug  wie  unnaturlich  ge- 
wesen, insofern  die  Stadt  dadurch  mit  den  Getreidehändlem  auch 
die  Getreidezufnhr.  das  Brot  vertrieben  und  dazu  noch,  sich  und 
der  Bürgerschaft  zum  Schaden,  einen  Erwerbszweig  unterbunden 
hätte,  für  den  die  Natur  selbst  Überlingen  wie  kaum  eine  zweite 
Stadt  Oberdeutschlands  vereigenschaftet  hatte. 

In  der  örtlichen  Lage  Überlingens  waren  nämlich  in 
früheren  Jahrhunderten  alle  Vorbedingungen  vereinigt,  die  ein 
Getreidehandelsplatz  nur  immer  erheischen  mochte.  Bedeutungsvoll 
war  zunächst  die  Nähe  der  getreidearmen  Schweiz,  die, 
wenigstens  die  Nordschweiz,  hauptsächlich  von  süddeutschem 
Getreide  lebte,  und  daher  der  Getreideausfuhr  ein  immer  auf- 
nahmefähiges Absatzfeld  bot.  Sodann  hatte  Überlingen  ein  um- 
fangreiches (letreide  producirendes  und  exportirendes  Hinter- 
land. Dasselbe  umfasste,  abgesehen  von  der  Landschaft  Über- 
lingen, deren  Bewohner  alles  feile  Getreide  bei  Strafe  von  10  //.v 
nach  Überlingen  führen  mussten,*)  das  Donauthal  östlich  von 
Donaueschingen,  die  gesammte  Grafschaft  Heiligenberg,  den 
südlichen  Teil  von  Hohenzollern  und  den  südlichen  Teil  der  rauhen 
Alb  einschliesslich  der  Ravensburger  Gegend,  d.  i.  so  ziemlich 
die  ganze  südliche  Hälfte  des  heutigen  Königreichs  Württemberg. 
Diese  sämmtlichen  Landstriche,  von  einer  ackerbautreibenden  Be- 
völkerung bewohnt,  waren  auf  die  Getreideausfuhr  angewiesen 
und  richteten  ihren  Expoi-t  nach  der  Schweiz,  wo  ständig  die 
höchste  Wertschätzung  für  Getreide  herrschte.  Für  die  gesammte 
Getreideausfuhr  dieser  Länder  bildete  aber  Überlingen  den  na- 
türlichen Stapel-  und  Ausfuhrplatz.  Der  Grund  hieffir  lag  in 
den  damaligen  Communicationsverhältnissen. 

Vor  allem  Hess  sich  von  Überlingen  aus  der  Getreidetransport 
auf  dem  Wasserweg  bewerkstelligen,  der  der  grösseren  Billigkeit 
und  Sicherheit  halber  —  wenigstens  soweit  Gefahr  von  Menschen- 
hand drohte  —  von  den  Händlern  jederzeit  den  Landwegen  vor- 
gezogen wurde.  Aber  nicht  nur  dies.  Vom  Überlinger  Hafen 
aus  führte  auch  der  kürzeste  und  mindestgefährliche  Trans- 
portweg in   die  Schweiz.     Alle   Wasserstrassen,    die    von    den 

»)  cfr.  Ratsprot.  v.  2.  Juli  1573. 
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Eäfeii  des  Obersees  ausgiugen,  waren  doppelt  so  lang  und  bei 
dem  stürmischen  Charakter  des  Obersees  gefahrvoller,  als  der 
Weg  von  Überlingen  nach  Constanz,  der  bequem  in  2  Stunden 
zurückgelegt  werden  konnte.  Ein  Moment  von  ausschlaggebender 
Bedeutung  für  die  schweizerischen  Getreidehändler,  die  z.  B. 
von  St.  Gallen  aus  lieber  die  weite  Reise  über  Constanz  nach 
dem  Überlinger  Markt  machten,  als  dass  sie  ihr  kostbares  Gut 
einer  Seefahrt  von  Lindau  ans  anvertraut  hätten.  In  diesem 
Punkt  konnte  nur  eine  Stadt  mit  Überlingen  rivalisiren,  Meers- 
bui^,  das  um  den  halben  Seeweg  näher  bei  Constanz  liegt,  als 
Überlingen.  Und  thatsächlich  haben  es  auch  die  Grafen  von 
Heiligenberg  mehrmals  versucht,  in  dem  bei  Meersburg  gelegenen 
Flecken  Uhldingen  einen  Eoiiimarkt  aufzurichten,  mussten  aber 
jederzeit  davon  wieder  abstehen,  da  Überlingen  seine  Markt- 
stellung auch  rechtlich  gesichert  hatte.  Die  bedeutsamste 
Irkunde  der  ganzen  Überlinger  Wirtschaftsgeschichte  ist  das 
hierauf  bezügliche  schon  öfters  erwähnte  Marktprivileg  Karls  V. 
tur  Überlingen  d.  d.  Ulm  20.  Februar  1647.*)  Dasselbe  ward 
Überlingen  erteilt:  „zu  etwas  Ergötzlichkeit  ihrer  (der  Bürger) 
getreuen  Dienste  und  in  Sonderheit  um  ihres  Wohlhaltens  willen, 
damit  sie  sich  in  dieser  währenden  Empörung  (gemeint  ist  der 
Schmalkaldische  Krieg)  vor  andern  Ständen  und  Städten  als 
eine  gehorsame  Reichsstadt  bei  Uns  erzeigt  und  erwiesen  haben." 
8eine  wichtigste  Bestimmung  lautet:  „dass  nun  hinfürter  ohne 
ermelter  Burgermeister  und  Rat  der  Statt  Überlingen  Wissen 
and  Willen  in  zwei  Meilen  wegs,  die  naechsten  rings  um  die 
Statt  Überlingen,  wo  von  altersher  nit  gefreite  Markt  und  Ge- 
werbe gewesen  oder  noch  sind,  keine  Märkte,  Korn-  noch 
Salzkäufe  oder  Gewerb  .  .  .  von  neuem  aufgerichtet,  ge- 
halten noch  gebraucht  werden  sollen,  die  obgemelter  Stadt  Über- 
lingen an  ihren  Märkten  und  Gewerben,  sonderlich  dem  Korn- 
und  Salzkauf  nachteilig  und  schädlich  sein  mögen."  Damit 
war  Überlingen,  und  zwar  bei  Strafe  von  20  Mark  lötigen  Goldes, 
der  Monopolbetrieb  des  Kornmarktes  innerhalb  eines  Umkreises 
mit  dem  Radius  von  2  Meilen  rechtlich  garantirt.  An  der 
Peripherie  dieses  Bannkreises  lagen  nördlich  die  iStadt  Pfullen- 
dori;  westlich  und  südwestlich  die  Städte  Stockach,  Radolfszell, 


')  cfr.  Arcb.  I,  1,  82. 
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südlich  ging  die  Urenzlinie  jenseits  der  Stadt  Constanz  durch 
die  Schweiz  über  den  See  nach  dem  Überlinger  Dorfe  Hagenau 
und  schloss  o.n.ö.  in  salemisch-heiligenbergischem  Gebiet.  Da 
aber  den  Städten  Pfullendorf  und  Stockach  der  Wasserweg 
fehlte,  Radolfszell,  in  dem  ein  Kornmarkt  existirte,  bei  weitem 
nicht  das  Hinterland  von  Überlingen  hatte,  in  Meersbui'g,  weil 
es  innerhalb  des  Bannkreises  zu  liegen  kam,  kein  Kornmarkt  auf- 
kommen  durfte,  so  blieb  als  einzige  Stadt,  die  kraft  alter  Pri- 
vilegien dem  Überlinger  Kornmarkt  hätte  Abbruch  thun  können, 
Constanz  übrig.  Aber  auch  der  Getreidemarkt  von  Constanz 
konnte,  ganz  abgesehen  davon,  dass  der  Schwerpunkt  des  Cuu- 
stanzer  Marktes  auf  den  Leinwandhandel  fiel,  schon  desshalb 
nicht  sehr  bedeutend  sein,  weil  natürlich  die  Kombaueni  es  vor- 
zogen, die  Kosten  und  das  Risiko  des  Seetransportes  den  Ge- 
treidehändlern zu  überlassen,  und  lieber  ihre  Waare  in  dem 
Hafenplatz  Überlingen  feilboten. 

Alle  diese  Umstände  bewirkten  zusammen,  dass  Überlingen 
die  grösste  Schranne  am  ganzen  Bodensee,  ja  —  nach  dem 
Münchner  Commissionsbericht  —  in  ganz  Oberdeutschland 
hatte.  Hauptsächlich  waren  es  die  Kantone  Basel,  Solothum, 
Bern,  I^uzern,  Graubüuden,  St.  Gallen,  ferner  der  Bregenzerwald, 
das  bayrische  Alloäu  und  die  Städte  Lindau  und  Constanz,  deren 
Kornhändler  den  Überlinger  Markt  „frequentissime"  besucht 
und  an  besseren  Markttagen  bis  zu  500Ü  Zentner  (2000  Sack) 
auf  breiten  Kornsohiffen  hiuweggefiihrt  haben.  Wenn  man 
erwägt,  dass  diese  5000  Zentner  allein  nur  verfrachtet  wurden, 
also  nur  die  zum  Export  ins  Ausland  bestimmten  Korn  Vorräte 
repräsentirten,  in  die  der  Kornverbrauch  von  Überlingen  nicht 
miteingcreohnet  ist,  und  dass  ferner  das  sämmtliche  Korn  in 
geringeren  und  grösseren  Teilquantitäten  auf  der  Axe  von  der 
Bauernschaft  herbeigeführt  wurde,  so  wird  man  sich  ein  un- 
gefähres Bild  machen  können  V(m  dem  L^mfange  des  wöchent- 
lichen Kornniarktes  und  des  dadurch  bewirkten  Fremdenverkehrs 
und  C()n.sunis  in  Überlingen.  Wir  sind  leider  nicht  im  Stande 
dies  Bild  durch  weitere  Zahlen  zu  vervollständigen,  da  merk- 
würdiger Weise  in  ganz  liberlingen  kein  einziges  Kornbuch 
aufzufinden  war,  das  über  das  18.  Jahrhundert  zurückginge. 
Doch  charakterisiren  die  angeführten  Daten  hinlänglich  die 
ganz   hervorragende  Bedeutung  des  Überlinger  Korn- 
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handeis  in  früheren  Jahrhunderten,  der,  —  am  mit  modernen 
Verhältnissen  zu  rechnen  —  was  die  Grösse  seines  Absatz- 
gebietes anbetrifft,  sich  mit  der  U  Inier  Schranne,  die  zur  Zeit 
den  Wfirttembergischen  Getreidehandel  beherrscht,  fiiglich  messen 
konnte,  im  Umsatz  selbst  aber  diese  pro  Markt  um  etwa  1000 
Zentner  durchschnittlich  noch  übertraf.^) 

Unter  solchen  Umständen  konnte  die  Sorge  für  normale 
Brotpreise  der  städtischen  Wirtschaftspolitik  nicht  schwer  fallen, 
wofern  nur  alle  künstlichen  Preistreibereien  verhindert  wurden. 
Dagegen  aber  und  ebenso  gegen  die  Gefahren  unzeitiger  Massen- 
getreideaufkäufe,  die  dem  Bürger  zum  Hausgebrauch  nichts  übrig 
Hessen,  schützte  sich  die  Stadt  durch  eine  umsichtige  und  um- 
fassende Marktgesetzgebung. 

Die  Überlinger  Marktordnungen  unterscheiden  sich  in  den 
Hauptpunkten  nur  wenig  von  denen  anderer  Städte.  Es  lag  in 
der  Natur  der  Sache,  dass  in  allen  wichtigeren  Fragen  des  Ver- 
kehrslebens, also  besonders  in  Markt-  und  Handelsangelegenheiten, 
die  einzelne  Stadt  nicht  einseitig  von  sich  aus  den  Entscheid 
traf,  sondern  womöglich  in  Verbindung  mit  Nachbarstädten,  die 
anter  denselben  oder  ähnlichen  Bedingungen  ihre  Wirtschaft 
führten.  Man  einigte  sich  über  die  allgemeinen  Grundzuge  und 
überliess  deren  Ausföhrung  im  D6tail  den  localen  Bedürfnissen 
jeder  Stadt.  Alle  paar  Jahre  wurde  eine  Revision  abgehalten, 
bei  der  nach  Lage  der  Dinge  geändert  oder  das  Alte  beibehalten 
werden  konnte.  So  hatten  auch  die  Kornmarktordnungen  der 
Stadt  Überlingen,  die  sogenannten  Grödtordnungen,  die  uns 
speciell  hier  interessiren,  progiammatische  Bedeutung  für  die 
Kommärkte  von  Lindau,  Constanz,  Radolfszell  und  Stein  a./Rh., 
deren  Vorort  Überlingen  im  Kornhandel  war. 2) 

Der  Grundgedanke  nun  aus  dem  sich  die  Einzelbestimmungen 
der  Überlinger  Komordnungen  des  16ten  Jahrhunderts  heraus- 
entwickelt haben,  gipfelte  in  der  Forderung:  Brot  dem  Bürger, 
Handel  dem  Handelsmann.    Zu  dem  Zweck  schien  es  nötig, 


^)  Nach  gütiger  mündlicher  Mitteilung  verschiedener  Überlinger  den 
Üimer  Kommarkt  besuchenden  örosshändler. 

*)  Für  dies  und  das  Folgende  cfr.  die  Vereinbarungen  zwischen  Über- 
lingen und  den  genannten  Städten  vom  Jahr  1534,  revidirt  1543,  1564,  1609. 
Arch.  III,  3.  200.    Grödtordnungen  d.  a.  1500—1752. 
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(lass  weder  der  Bürger  beim  Koimkauf  zum  Privatgebraucli  durch 
den  Händler,  noch  umgekehrt  der  Händler  beim  Handelskauf 
vom  Bürger  belästigt  oder  benachteiligt  werde:  doch  bekam  in 
kritischen  Zeiten  die  Brot-  resp.  Eornbedürfnisbefriedigiing  der 
Bürgerschaft  den  unbedingten  Vorzug.^) 

Zum  Einkauf  seines  Hausvorrates  an  Korn  besass  jeder 
Bürger  und  Einwohner  das  sog.  Vorkaufrecht  auf  dem  all- 
gemeinen Markt,  der  mit  dem  Aushängen  des  Stadttahnleins 
seinen  Anfang  nahm.  Während  der  Dauer  dieses  Marktes,  von 
dem  die  berufsmässigen  Kornhändler,  die  Kom-Phragner  oder 
Grempler  ausgeschlossen  waren,  hatte  die  Bürger-  und  Ein- 
wohnerschaft Gelegenheit,  unbehelligt  von  fremder  Concurrenz, 
sich  mit  Lebensmitteln  zu  versehen,  insbesondere  im  Tausch- 
handel den  Wein  gegen  Getreide  abzusetzen.  Hier  kauften  auch 
neben  dem  privaten  Bürgersmann  die  städtischen  Bäcker  und 
Müller  ihre  Getreide  Vorräte,  die  sie  im  Interesse  der  Bürgerschaft 
zu  Mehl  abgemahlen  in  Bereitschaft  halten  mussten.  Nach  Schlnss 
dieses  Marktes  auf  ein  Zeichen  der  Kornglocke  fing  darauf  der 
eigentliche  Getreide- Handelsmarkt  an.  Fast  ebenso  aus- 
schliesslich wie  der  erste  Markt  den  Bürgern,  blieb  dieser  Nach- 
markt im  1 6  ten  Jahrhundert  den  Kornhändlern  reservirt.  Nicht 
so  zwar,  dass  nicht  auch  jetzt  noch  der  Bürger,  der  sich  ver- 
spätet hatte,  auf  Meldung  beim  Markt-  oder  Grödtmeister*)  zum 
Hausgebrauch  hätte  einkaufen  dürfen,  —  im  Notfall,  bei  völlig 
ausverkauftem  Markt,  musste  der  fremde  Händler  sogar  bis  zur 
Hälfte  seiner  Waare  dem  Bürger  für  den  Einkaufspreis  ablassen, 
—  aber  der  eigentliche  Kornhandel,  „der  Einkauf  auf  Gewinn", 
war  dem  Bürger  bei  Strafe  sofortiger  Waarenconfiscation  verboten. 
Niemand  von  der  Bürgerschaft  und  Einwohnerschaft  sollte  für 
sich  oder  in  fremdem  Auftrag  in  der  Stadt  oder  Landschaft 
Überlingen  Korn  zu  Handelszwecken  aufkaufen  und  aufschütten, 
unter  Umständen  riskirte  ein  solcher  ausser  dem  Verlust  seines 
Kornes  noch  Freiheits-  und  selbst  Leibesstrafen.  Eine  Ausnahme 
hierin  machte  nur  die  beschränkte  Anzahl  von  Bürgern,  die  als 
städtische  Getreidehändler  zum  gewerbsmässigen  Getreidehandel 


«)  cfr.  Ratsprot.  17.  März  1622. 

-)  Dem  Vorstand  des  städtischen  Kaufliauses,  der  „GrÖdt",     Über  das 
Marktpersonal  cfr.  pag.  75  u.  77. 


Digitized  by 


Google 


73 


zugelassen  und  von  der  Stadt  in  Eid  und  Pflicht  genommen 
waren,  und  ausserdem  die  Stadt  Überlingen  selbst,  deren  Korn- 
lanben  jederzeit  gefüllt  sein  mussten,  um  bei  Getreidetheuerung 
durch  verstärkte  Marktzufuhr  auf  die  Preishöhe  drücken,  oder 
nötigenfalls  von  sich  aus  der  Biirgerschaft  Getreide  feilbieten  zu 
können.  Privatwirtschaftlich  dagegen  hat  auch  die  Stadt  niemals 
Getreidehandel  getrieben  (cfr.  cap.  IIT.).  Als  Kornverkäufer 
durften  sodann  alle  diejenigen  Burger  am  Handel  Teil  nehmen, 
die  in  Folge  von  Komgülten  oder  Ernteerträgen  aus  Gütern  in 
fremder  Gemarkung  überflüssiges  Getreide  in  Privatbesitz  hatten. 

Man  wird  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  aus  dieser 
Getreidehandelspolitik  des  Überlinger  Magistrates  im  16.  Jahr- 
hundert nur  beipflichten  können.  Zwar  versagte  dieselbe  dem 
einheimischen  Kapital  die  in  vielen  Fällen  gewiss  sehr  beträcht- 
lichen Handelsgewinne  zu  Gunsten  der  wenigen  Überlinger  und 
der  grossen  Masse  von  fremden  Händlern,  erhielt  aber  gerade 
dadurch  dem  Markt  seine  Grösse  und  Bedeutung,  die  eben  in 
erster  Linie  von  dem  Zuspruch  des  Auslandes  und  der  die 
Interessen  des  Auslandes  vertretenden  frem'den  Kornhändler  ab- 
hingen, deren  auch  nur  teilweises  Wegbleiben  aus  Ursachen 
einer  erhöhten  Überlingischen  Concurrenz  einen  in  jedem  Fall 
das  Gemeinwohl  schädigenden  Rückgang  des  Marktlebens  hätte 
herbeiführen  müssen. 

Dass  man  später,  im  ersten  Decennium  des  17.  Jahrhunderts, 
diesen  seit  Jahrhunderten  mit  Erfolg  eingehaltenen  Kurs  plötzlich 
änderte  und,  dem  Drängen  eines  Teils  der  Bürgerschaft  nach- 
gebend, den  Bürger  marktrechtlich  dem  Händler  gleichstellte, 
hatte  seinen  Hauptgrund  wohl  nur  in  jenem  allgemein  beun- 
ruhigenden Gefühle  der  politischen  Unsicherheit,  das  lange  vor 
Ausbruch  des  30jährigen  Krieges,  sich  besonders  der  ober- 
deutschen Kreise  bemächtigt  hatte  und  zu  derartigen  kurz- 
sichtigen Augenblicksentschlüssen  Veranlassung  werden  konnte. 
Bis  zum  ITten  Jahrhundert  musste  und  konnte  die  Einwohner- 
schaft Überlingens  auch  ohne  Handelsgewinne  mit  den  wirt- 
schaftlichen Vorteilen  zufrieden  sein,  die  der  Markt  und  Fremden- 
verkehr in  steter  imd  ausgiebiger  Weise  allwöchentlich  mit  sich 
brachte. 

Von  den  allgemeinen  marktpolizeilichen  Vorschritten  endlich, 
die  keiner  weiteren  Erklärung  bedürfen,  deren  Aufgabe  eben  die 
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Verhütung  jeder  künstlichen  Beeinflussung  des  natürlichen  Preis- 
bildungsprocesses  war,  sind  hier  noch  zu  erwälinen:  das  Verbot 
aller  geheimen  Käufe,  das  Verbot  des  sogenannten  Gemeine- 
sachemachens,  beim  Kornmarkt  also  der  Kornringe,  und  das 
Verbot  aller  Käufe  auf  zukünftige  Märkte  d.  h.  von  Waaren 
zukünftiger  Märkte. 

Damit  hätten  wir  die  beiden  wichtigsten  Grundlagen  der 
Überlinger  Privathaushalte  erledigt:  den  Weinbau  und  den  Markt, 
zwei  complementäre  Güter,  deren  eines  die  materiellen,  das 
andere  mehr  die  formalen  Bedingungen  der  privatbürgerlichen 
Wohlfahrt  umfasste.  Es  erübrigt  nun  auf  drei  weitere  Punkte 
noch  in  Kürze  einzugehen,  die,  wennschon  von  secundärer  und 
subsidiärer  Natur,  doch  in  der  Wirtschaftsbilanz  gar  manches 
Bürgers  eine  Rolle  spielten:  auf  die  städtischen  Besoldungs-  und 
Lohneinkünfte,  auf  die  private  Creditbedürfnisbefriedigung  und 
auf  das  städtische  Spital  zum  h.  Geist. 

Eine  nicht  geringe  Anzahl  von  bürgerlichen  Familien,  un- 
gefähr der  vierte  Teil  der  Bürgerschaft,  bezog  städtische  Be- 
soldungs- und  Lohneinkommen.*)  Im  Ganzen  existirten 
etwa  200  bezahlte  Stellen,  die  von  der  Stadt  auf  jeweils  ein 
Jahr  vergeben  wurden:  dazu  kamen  noch  zahlreiche  unbesoldete 
Ehrenämter,  die  aber  immerhin  gewisse  jährliche  „Verehrungen^ 
in  Geld  oder  Naturalbezügen  abwarfen.  Nach  Art  und  Umfang 
zerfielen  die  städtischen  Gehälter  in  3  Classen:  in  feste  Ge- 
hälter, in  solche  bei  deren  Ausmessung  die  event.  aus  der 
Amtsführung  resultirenden  Accidentien  in  Anrechnung  gebracht 
wurden,  und  in  Lohneinkünfte,  die  nur  aus  Amtsgebühren  und 
Sportein  sich  zusammensetzten.  Die  Hauptquote  der  städtischen 
Gehälter  bestund  in  Bargeld,  das  in  um  so  höherem  Masse  durch 
Naturallieferungen  ersetzt  wurde,  je  niederer  das  Amt  war. 
Die  Bezugsberechtigten  selbst  schieden  sich  in  eigentliche  Be- 
amte und  städtische  Bedienstete  oder  Diener. 


*)  Über  das  Folgende  cfr.  1)  die  Katswahlbücher  des  16.  und  17.  Jahr- 
hunderts, 2)  Arch.  II,  4,  21.  Bestalluugsbuch  der  Stadt bediensteten  d-  a. 
1550—1594,  3)  1.  c.  L2H,  335.  gemeiner  Stadt  Diener  Ausgaben  1573—1621, 
4)  1.  e.  I,  71),  «10.  Lohiiordnungen  d.  a.  1550—1662.  Behufs  Umrechnung 
der  im  Folgenden  angeführten  Besoldiingssätze  in  unsere  moderne  Währung 
cfr.  pag.  49  Anm.  4. 
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Da,  wie  betont,  die  höchsten  Ämter  fast  durchgängig  als 
Ehrenämter  unbesoldet  waren,  so  fielen  die  eigentlichen  Beamten- 
besolduiigen  weder  im  städtischen  Ausgabe-  noch  im  privaten 
Einnahmebudget  der  Bürgerschaft  sehr  ins  Gewicht.  Sie  be- 
trugen in  den  Jahren  1580—1600  durchschnittlich  521  rh.  fl.,0 
und  verteilten  sich  auf  nachstehende  Personen  in  folgender  Weise: 

1)  Besoldung  des  Stadtschreibers  oder  Kanzleiverwalters 
(mit  juristischer  Bildung  cfr.  pag.  89)  125  rh.  fl. 

2)  Besoldungen:  des  Rentstüblinsschreibers  (mit  linanz- 
t^ichnischer  Schreibstubenbildung)  100  rh.  fl.;  des  Stadt- 
advocaten  (ausschliesslich  der  Accideutieu)  30  rh.  fl.; 
des  Stadtmedicus  100  rh.  fl.;  des  Zeugmeisters  (des 
patrizischen  Zeughausdirectors)  100  fl.;  des  lateinischen 
Schulmeisters  (ausschliesslich  des  Schulgeldes  von 
17  xr.  pro  Schüler  im  Jahr)  66  rh.  fl. 

Hiezu  erhielten  diese  sämmtlichen  Beamten  noch  Dienst- 
wohnungen bzw.  Wohnungsgeldentschädigungen  in  der  Höhe 
von  5—8  ff,^,  5,5—9  rh.  fl.  cc.  Die  höchste  Naturalcompetenz 
besass  der  pecuniär  wohl  am  schlechtesten  gestellte  lateinische 
Schulmeister:  24  Zentner  Korn  und  1,5  Fuder  Wein  für  sich 
und  seinen  Provisor. 

Die  städtischen  Beamten  zweiter  Klasse,  die  Stadtbe- 
diensteten  oder  Diener,  gliederten  sich  in  Absicht  der  Grösse 
und  Beschaffenheit  ihrer  Gehälter  in  4  Gruppen. 

Zur  ersten  Gruppe  gehörten  vorab  die  städtischen  Sub- 
alternbeamten: der  Gerichtsschreiber,  der  Cauzleisubstitut, 
die  niederen  Finanz-  und  Marktbeamten:  der  Grosszoller,  der 
Zoller,  der  Grödtmeister,  die  3  Marktverseher,  die  4  Unter- 
käufer, ferner  der  deutsche  Schulmeister,  die  verschiedenen 
städtischen  Werkmeister,  z.  B.  die  Zimmer-,  Brunnen-  und 


^)  Die  Besoldungssätze,  deren  Dauer  auf  läutere  Zeit  übrigens  aus- 
drücklich vorgesehen  war,  mussteu  den  Jahren  1580 — lOOO  entnommen  werden 
(Arch.  I,  28,  :J35).  Doch  stimmen  zu  dem  gefundenen  Satz  von  521  rh.  fl. 
auch  die  Stadtrechnungeu  der  J.  160k  u,  1010—16,  die  unter  der  Rubrik 
»Besoldungen  der  Beamten  u.  Verehrungen  der  Ratsherren'*  (also  ein- 
schliesslich der  in  obige  521  fl.  nicht  eingerechneten  Ratssitzungsdiäten)  eine 
Durchschnittssumme  von  042  rh.  fl.  aufweisen,  cfr.  Anlage  II,  1  b.  In  den 
20er  Jahren  des  17.  Jahrh.  erhöhten  sich  die  Besoldungssätze  entsprechend 
deu  gesteigerten  Lebensmittelpreiseu  cfr.  cap.  III. 
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Stadtgrabennieistei-,  endlich  die  grrosse  Menge  städtischer  Werk- 
und  Waarenschauer:  die  Unbau-,  Stecken-,  Brot-,  Fleisch-, 
Schmalz-,  Fisclischauer  u.  s.  w.  Alle  diese  Beaoite  stellten  sich 
auf  42—61  rh.  fl.  im  Jahr  und  hatten  ausserdem  noch  freie 
Wohnung  und  vereinzelt  Korn-  und  Weinbezüge.  Eine  Stufe 
tiefer  mit  einem  Jahresgehalt  von  20—80  rh.  fl.,  freier  Wohnung 
und  teilweiser  Natural  Verpflegung,  stunden  die  städtischen 
Knechte,  wie  z.  B.  die  Rats-,  Ungelter-,  Grödt-,  Bau-,  Kalk- 
und  Brunnenknechte,  ebenso  das  Dienstpersonal  des  Marstalls, 
die  Wächter  in  den  Kornlauben,  auf  den  Thoren,  in  den  Vor- 
städten, und  noch  viele  ähnlich  niedere  Diener. 

Die  dritte  Gruppe  bildeten  Leute  von  der  Dienststellung 
eines  Bettelvogts,  Bannwarts,  Stadtboten,  Stadtkarrers,  Stadt- 
hirten, die  jährlich  mit  6—12  rh.  fl.  entlohnt  wurden  und  überdies 
noch  die  Wohnung,  die  Nahrung  und  in  gewissem  Umfange  auch 
die  Kleidung  von  der  Stadt  geliefert  erhielten. 

Diese  3  Bedienstetengruppen,  deren  also  keine  ausschliesslich 
auf  Sportein  gesetzt  war,  wennschon  alle  Stadtdiener  kleinere 
gebührenartige  Nebeneinkünfte  haben  mochten,  verursachten  der 
Stadt  in  den  Jahren  1608  u.  1610—16  einen  durchschnittlichen 
Aufwand  von  1239  rh.  fl.  (cfr.  Anlage  II,  1  b.)  Darnach  betrug 
der  gesammte  Besoldungsaufwand  während  obiger  Zeit,  also  der 
Besoldungsaufwand  einschliesslich  der  Beamtenbesolduugeu  und 
Katsverehrungen:  1881  rh.  fl.,  ein  Ausgabeposten,  zu  dem  der 
Münchner  Commissionsbericht  die  kritische  Bemerkung  macht: 
viel  überflüssige  Diener. 

Hierin  nicht  miteingerechnet  waren  und  nicht  zu  berechnen 
sind  die  Lohneinkünfte  ^)  der  4ten  Dienergruppe.  Diese,  von 
ausschliesslich  gebührenhaftem  Charakter,  entfielen  besonders  auf 


*)  Zu  einem  Abschnitt  über  den  Firtrag*  der  Lohnarbeit  überhaupt, 
der  hier  wohl  am  Platz  gewesen  wäre,  mangehi  die  Quellen.  Nur  das  sei 
bemerkt,  dass  die  in  den  Lohnordnungen  (cfr.  pajj:.  50  Anm.  2)  verzeichneten 
Dienstboten-Jahrlöhne  durchweg  das  Einkommeus-NiveAU  der  untersten  noch 
eine  fixe  Besoldung  beziehenden  Stadtdiei.er  nicht  überschritten.  Ungerechnet 
Kost  und  Logis,  erhielten:  ein  Karrenknecht  0  rh.  fl,  52  xr.,  der  Hausknecht 
eines  Wirtshauses  0  rh.  fl.,  die  Köchin  eines  Wirtshauses  0  rh.  fl.,  eine 
Feldmagd  4  rh.  fl.  52  xr.,  eine  gewöhnliche  Magd  4  rh.  fl.  34  xr.  Verab- 
reichung von  Kleidern  etc.  war  dabei  aber  ausdrücklich  untersagt,  cfr.  auch 
pag.  50  u.  52,  den  Jahrlohn  eines  Rebkuechtes  betr. 
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die  städtischen  Marktkiiechte,  deren  es  zu  Zeiten  in  Über- 
lingen wohl  an  die  Hundert  gab.  Wir  zählten  allein  nach  den 
in  diesem  Punkt  recht  lückenhaften  Ratswahlverzeichnissen  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts')  ca.  tiO  Personen:  80  Kornmesser, 
8  —  10  Kornschütter,  12  Trögel  (Kornträger),  1  Wagenspamier, 
1  Pronwäger,  1  Weinschöpfer,  4—«  Weinlader.  Die  Sportein 
für  die  Dienstleistungen  dieser  Knechte  wurden  von  ihnen  selbst 
nach  amtlich  fixirter  Taxe  erhoben,  ein  Teil  des  Ertrages  —  bei 
den  Weinladern  z.  B.  ein  Drittel  —  wurde  an  die  Stadtcasse 
abgeführt,  der  Best  blieb  ihr  Einkommen.  So  geringfügig  auch 
die  Sportein  an  sich  waren,  vom  Sack  Korn  z.  B.  betrug  der 
Sporteisatz  für  den  Trögel  einen  Pfennig,  so  warfen  doch  sicher 
gerade  diese  Sporteleinkünfte  bei  der  Grösse  des  tiberlinger 
Marktverkehrs  aufs  Jahr  berechnet  in  den  weitaus  meisten 
Fällen  recht  schöne  Summen  ab,  die  besonders  den  Haushaltungen 
der  ärmeren  Bürgerschaft,  aus  denen  naturlich  die  Marktdiener 
hervorgingen,  zu  gute  kamen. 

Was  sodann  den  Credit  verkehr  und  seine  Bedeutung  für 
das  private  Überlinger  Haushaltungsbudget  anlangt,  so  ist  eine 
zahlenmässige  Grössenbestimmung  der  während  bestimmter  Wirt- 
schaftsperioden durchschnittlich  contrahirten  und  getilgten  Privat- 
schulden  der  Bürgerschaft  nach  unseren  Quellen  ausgeschlossen. 
Aber  wir  kennen  die  Hauptform  der  privaten  Creditbedürfnis- 
befriedigung  und  sind  damit  zu  allgemeinen  Rückschlüssen  be- 
züglich des  Standes  der  privatbürgerlichen  Schuldverhältnisse  in 
Überlingen  befähigt.  Als  wichtigste  gesetzlich  autorisirte  Form 
lies  privaten  Creditgeschäftes  existirte  seit  Jahrhunderten  in 
Überlingen  die  bereits  im  Abschnitt  über  den  Weinbau  erwähnte 
Geldleihe  auf  Wein:  „es  mag  auch  einer  einem  Bürger  wohl 
auf  Wein  leihen  und  denselben  an  Schulden  emphahen,  jedoch 
auf  unser  Rechnung  und  änderst  nit".^)  Die  Geldleihe  auf  Wein 
bestund  mithin  in  einem  Schuldvertrag,  laut  welchem  der  Credit- 
nehmer  sich  verpflichtete,  den  Wert  des  geliehenen  Capitals  in 
Wein  jeweils  nach  Schluss  des  Herbstes  zuiückzuerstatten,  und 
der  Creditgebende  diesen  Wein  entsprechend  den  officiellen 
städtischen  Steueranschlägen   bewerten   und   als  Zahlungsmittel 

*)  Ergänzt  durch  den  Münchn.  Commiss.-Ber.  Absehn.  5. 
*)  cfr.  die  Satzungen  des  17.  Jahrh.  Tit.  31  u.  pag,  CO. 
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annehmen  musste.  Dabei  fand  jedoch  eine  directe  Zinsvergütung 
nicht  statt.  Seinen  Zins  erhielt  der  Gläubiger  in  dem  Mehrwert, 
der  vom  Wein  beim  marktmässigen  Verkaufe  erzielt  wurde,  und 
der  nach  dem  früher  gesagten,  zumal  bei  vorausgehender  Keller- 
lagerung, ganz  enorme  Gewinnste  abwerfen  konnte.  Diese  Art 
von  Realcredit  hatte  bei  den  damaligen  überaus  günstigen 
Ertragsverhältnissen  des  Weinbaus  für  beide  Contrahenten  ihre 
grossen  Vorteile.  Dass  zum  längsten  nach  Verfluss  einer  ein- 
jährigen Wirtschaftsperiode  die  ganze  Schuld  oder  bei  grösseren 
Beträgen  ein  Teil  derselben  amortisirt  werden  musste  und  so 
dem  Geldausleihenden  nach  relativ  kurzer  Zeit  seine  Capitalien 
zu  event.  anderweitiger  Verwendung  wieder  zur  Verfügung 
stunden,  sicherte  dem  meist  wohl  productivcreditbedürftigen 
Weinproducenten  die  Leichtigkeit  seiner  Creditbedürfnisbefrie- 
digung.  Andererseits  war  dieser  Credit  eben  langfristig  genug, 
um  einer  wir-tschaftlichen  Ausbeutung  des  entliehenen  Betriebs- 
capitals  Raum  zu  geben,  und  docli  wurde  in  folge  der  vertrags- 
mässigen  jährlichen  Schuldentilgung  einer  andauernden  Ver- 
schuldung der  Rebgüter  und  damit  einer  Überschuldung  vor- 
gebeugt,^) wie  sie  unsere  modernen  Bodencreditverhältnisse  viel- 
fach im  Gefolge  haben.  Allerdings  konnte  dieser  Credit  nicht 
gerade  billig  genannt  werden.  Wenn  wir  die  durchschnittliche 
Steuertaxe  des  Fuder  Wein  in  den  Jahren  1550—1620  von 
42  rh.  fl.  und  die  durchschnittliche  Höhe  des  Marktpreises  von 
47  rh.  fl.^)  in  Rechnung  ziehen,  so  belief  sich  die  Verzinsung 
derartiger  Anleihen  auf  ca.  1 2  ^  q.  Dafür  trug  aber  auch  der 
Gläubiger  selbst  das  Risiko  für  seinen  Zins,  und  es  bedurfte 
noch  eines  wirtschaftlichen  Kraftaufwandes  von  seiner  Seite,  um 
denselben  flüssig  zu  machen:  ausserdem  war  der  Schuldner  gegen 
die  Hauptgefahren  eines  solchen  Creditverkehrs,  gegen  rechts- 
widrige Steigerung  des  Zinsfusses  durch  minderwertige  Wein- 
taxirung, gesetzlich  geschützt.  Vortheilhafter  noch  selbstver- 
ständlich gestaltete  sich  die  Lage  des  geldausleihenden  Kapi- 
talisten.    Derselbe  konnte  ohne  Schwierigkeit  sich  jederzeit  von 


^)  Über  die  mutmassliche  Gesammtschuldenlast  der  Bürgerschaft  cfr. 
pag.  83  Aiim.  4. 

-)  42  rh.  fl.  Steuertaxe  plus  dem  Mittel  des  höchsten  Marktpreis- 
zuschlages (cfr.  pag.  58)  von  6  rh.  fl. 
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der  Solidität  der  Wirtschaftsfubrang  seines  Schuldners  und  der 
Sicherheit  seiner  Kapitalanlage  durch  Besichtigung  des  Reb- 
standes überzeugen,^)  er  hatte  in  jedem  Fall  den  pfandrechtlichen 
Zugriff  auf  den  Naturalertrag,  erhielt  nach  Jahresfrist  sein 
Kapital  zurück  und  bezog  überdies  eine  im  Vergleich  mit  dem 
gewöhnlichen  5  ®/o  Zinsfuss  (cfr.  cap.  III.)  unter  allen  Umständen 
erheblich  bessere  Rente.  Derartige  Creditgeschäfte  entsprachen 
am  meisten  dem  um  die  Wende  des  16ten  Jahrhunderts  doch 
noch  immer  vorwiegend  naturalwirtschaftlichen  Cha- 
rakter des  Überlinger  Wirtschaftslebens  und  hatten  darum 
die  grösste  Verbreitung  in  Überlingen.  Natürlich  wurden  da- 
neben auch  noch  andere  auf  Personal-  und  Immobiliarcredit*) 
beruhende  Geldgeschäfte  abgeschlossen.  Der  letztere,  der  hypo- 
thekarische Credit,  kam  besonders  oft  fremden  Schuldnem 
gegenüber  zur  Anwendung,  was  z.  B.  aus  den  häufigen  Klagen 
über  die  Unrentabilität  der  vielen  fremden  Unterpfandsbriefe  in 
den  Kriegszeiten  des  17ten  Jahrhunderts*)  hervorgeht.  Diese 
Kapitalanlagen  verzinsten  sich  durchschnittlich  zu  5  ^j^. 

Wenn  endlich  hier  noch  das  Spital  in  die  Grundlagen  des 
privaten  lT)erlinger  Wirtschaftslebens  miteingerechnet  wird,  so 
hat  dies  darin  seine  Berechtigung,  dass  die  Nutzung  des  Spitals 
jedem  Burger  ohne  Untei-schied,  dem  reichen  gleichwie  dem 
armen,  unter  gewissen  Voraussetzungen  jederzeit  offen  stund, 
und  dass  es  thatsächlich  auch  zu  allen  Zeiten  eine  beträchtliche 
Anzahl  von  Bürgern  gab,  denen  das  Spital  ganz  oder  teilweise 
die  private  Haushaltung  abnehmen  musste. 

Das  im  Laufe  des  i:^.  Jahrhunderts  in  Überlingen  gegiündete 
Hospital  zum  h.  Geist,  das  heute  noch  existirt  und  ein  Vermögen 
von  ca.  4  Millionen  besitzt,*)  war  schon  im  16.  und  17.  Jahr- 
hundert nächst  dem  von  Biberach  das  reichste   weit  und  breit 


*)  AVozu  auch  der  Umstand,  dass  jede  von  Seiten  eines  Überlinger 
Einwohners  bei  einer  fremden  nichtüberlingischen  Person  vorgenommene  oder 
beabsichtigte  Kapital  aufnähme  der  in  den  Kirchen  versammelten  Gemeinde 
öffentlich  verkündigt  werden  mnsste,  sicherlich  nicht  wenig  beitrug,  cfr. 
Ratsprot.  V.  13.  Mai  1568. 

^  cfr.  cap.  III. 

*)  cfr.  Arch.  I,  68,  728  u.  732.  Kriegsacten  der  J.  1644  u.  1647. 

*)  Nach  gefl.  mündlicher  Mitteilung  des  derzeitigen  Herrn  Spital- 
wrwalters  A.  Lezkus. 
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in  der  UmgegeudJ)  £s  gehörten  demselben  damals  5  Ämter 
mit  im  Ganzen  IV^  Dörfern,  Höfen  und  Weilern,  (cfr.  weiter  unten, 
cap.  III.).  Dieser  ländliche  Grundbesitz  bildete  die  Haupt- 
einnahmequelle des  Spitals,  und  dementsprechend  bestunden  auch 
seine  Haupteinnahmen  in  Naturalien,  besonders  in  Wein-  und 
Korngülten.  Nach  einer  Durchschnittsberechnung  aus  den  Jahren 
10)20—20^)  stellten  sich  die  Gesammteinnahraen  des  Spitals  auf 
jährlich  26  743  rh.  fl.,'*)  sie  erreichten  damit  etwa  die  Hälfte  der 
städtischen  Einnahmen,  die  in  obigen  7  Jahren  durchschnittlich 
50  235  rh.  fl.  betrugen,     (cfr.  Anl.  II.  2  a.). 

Von  diesen  20  743  rh.  fl.  beruhte  nur  ein  kleiner  Bruchteil, 
1249  rh.  fl.,  auf  Bareinnahmen,  zu  denen  noch  ein  Zinsertrag 
von  11000  rh.  fl.  ausjreliehener  (-apitalien  kam:  den  Haupt- 
einnahmeposten mit  1805H  rh.  fl.,  also  ca.  r>8  ^'q,  lieferten  die 
Frucht-  und  Weinverkäufe.  An  Früchten  nahm  das  Spital  in 
den  Jahren  1021  —  23  im  Durchschnitt  jährlich  2039  Malter  ein: 
824  Malter  Veesen,  431  Malter  Roggen  und  784  Malter  Haber. 
Der  Naturalertrag  an  Wein  war  nicht  zu  constatiren,  doch 
muss  derselbe  gleichfalls  sehr  erheblich  gewesen  sein,  denn  die 
Rechnungen  von  1020—20  weisen  einen  jährlichen  Weinerlös 
von  14  703  rh.  fl.  auf.  Der  Rest  des  spitülischeii  Einnalime- 
budgets  setzte  sich  aus  ausserordentlichen  Einnahmen  zusammen, 
die  teils  aus  der  Spitalwirtschaft  selbst,  aus  gelegentlichen 
Pferde-,  Vieh-,  Schweine-,  Fischverkäufen  etc.  resultirten,  teils 
durch  Gottesgaben,  Abzug-  und  Pfründnergelder  einkamen,  welch 
letztere  im  Jahr  1020  z.  B.  1798  rh.  fl.  betrugen. 

Dem  stunden  jährliche  Ausgaben  von  23  862  rh.  fl.  gegen- 
über. Den  grössten  Ausgabeposten,  ca.  05**  ^  sämmtlicher  Auslagen, 
veranlasste  der  Unterhalt  der  Spitalinsassen.  „Für  wöchentlichen 
Hausbrauch"  erhielt  der  Spitalmeister  im  Jahr  durchschnittlich 
15  577  rh.  fl.*)     Von   dieser   Summe    musste    die  Verköstigung 


*)  cfr.  Münchner  Comm.-Ber.  Abschn.  12. 

*)  cfr.  die  Stadtrechnungen  der  anjyreführten  Jahre,  Rubrik:  spitÄlische 
Rechnung-.     Frühere  Daten  konnten  nicht  ennittelt  werden. 

3)  1&404Ü  Mk.  cfr.  Hanauer  1.  c.  pag.  503,  der  den  Wert  des  rh.  fl. 
in  den  Jahren  1620—24  auf  durchschnittlich  7  fr.  20  c.  =  5  Mk.  76  ^ 
bestimmt. 

*)  89  723  Mk. 
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und  Verpflegung  sämmtlicher  Spitäler  einschliesslich  des  spi- 
tälischen Wirtschaftspersonals  bestritten  werden.  Den  zweit- 
höchsten Posten,  1609  rh.  fl.,  bildeten  die  Zinszahlungen,  die  das 
Spital  meist  auf  Grund  von  Zinsgarantien  für  städtische  An- 
leihen zu  leisten  hatte. 

Die  Spitalinsassen,  denen  obige  15  577  rh.  fl.  zum  jährlichen 
Lebensunterhalt  dienten,  wurden  Pfründner  genannt.  Es  gab 
eine  obere  und  eine  untere  Pfründe.  In  die  untere  Pfründe 
kamen  alle  „um  Gottes  Willen"  ins  Spital  Aufgenommenen,  also 
die  armen  vermögenslosen  Bürger;  in  die  obere  Pfiiinde,  die 
sog.  untere  Stube,  musste  man  sich  mit  mindestens  200—300 
rh.  fl.  einkaufen,^)  und  konnte  in  diesem  Fall  bis  zu  25  ®/o  der 
Leibgedingskaufsumme  für  seineu  jährlichen  Lebensunterhalt  be* 
ansprachen.*)  Für  gewöhnlich  hatte  das  Spital  etwa  130  Pfründner. 
Bedenkt  man  nun,  dass  die  gesammte  Bürgerschaft  in  guten  Zeiten 
nur  800  bis  850  Köpfe  zälilte,  —  und  nur  um  die  Bürgerschaft 
handelt  es  sich  hier,  da  das  Nichtbürgersein  eo  ipso  vom  Spital- 
genuss  ausschloss  (cfr.  pag.  27)  —  und  dass  ferner  es  nicht 
mehr  als  etwa  ein  Viertel  weibliche  Pfründniesser  waren,^)  so 
beweist  die  Zahl  von  130  bzw.  H7  männlichen  Spitalpfründnern 
nichts  geringeres,  als  dass  durchschnittlich  der  achte  bis  neunte 
Borger  in  Überlingen  ganz  odei-  grösstenteils  auf  Spitalkosteu 
lebte. 

Diese  andauernd  hohe  Frequenz  des  Spitals  erscheint 
zweifelsohne  unvereinbar  mit  gesunden  wirtschaftlichen  Zu- 
ständen. Mochten  in  einzelnen  Fällen  die  Beweggründe  zum 
Eintritt  ins  Spital  noch  so  gerechtfertigt  sein,  aber  ein  volles 
Achtel  der  Bürgerschaft  konnte  doch  nur  dann  in  seiner  Existenz 
von  der  Unterstützung  aus  öfi'entlichen  Mitteln  mehr  oder  weniger 
abhängen,  wenn  irgend  ein  Kardinalpunkt  im  Wirtschaftsleben 
Überlingens  krankte,  wodurch  das  Zustandekommen  solid  fundirter 
Einkünfte  vereitelt  wurde.  Bei  der  Leichtigkeit  des  Erwerbs, 
die  durch  die  Ergiebigkeit  des  Weinbaus  und  den  Marktverkehr 


^)  Münchner  Commiss.-Ber.  Abäclui.  l'i. 

*)  cfr.  Überl.  Steuerbuch  d.  a.  IGOS.    Rubrik:  Der  Spithal. 

')  Im  Jahr  1G08  gehörten  der  oberen  Pfründe  42,  1609:  40,  1610:  42 
Personen  an,  darunter  jeweils  10  Frauen  (cfr.  die  Steuerbücher  der  cit.  Jahre^. 
BasBelbe  Geschlechterverhältnias  wurde  hienach  auch  für  die  untere  Pfründe 
angenommen. 

S  •  h  ft  f •  r  I  Wlrt8«h*flt*  n.  FtnansyMohloht«  der  Relohutadt  th)«rliiif «n.         Q 
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bedingt  war,  konnte  die  Schuld  nur  an  dem  unökonomischen 
Verhalten  der  einzelnen  Privatwirtschafter  liegen,  deren  Grund- 
sätze vielfach  denen  haushälterischer  Sparsamkeit  widersprachen. 
Ein  gewisses  unüberlegtes  Daraufloswirtschaften  muss  damals  in 
vielen  Haushaltungen  Überlingens  an  der  Tagesordnung  gewesen 
sein,  das  nicht  zum  mindesten  durch  das  beruhigende  Bewusstseiu 
genährt  und  grossgezogen  wurde,  im  Falle  eines  finanziellen 
Banquerotts  in  der  Spitalstube  immer  noch  eine  ausreichende 
Altersversorgung  zu  finden.  Man  war  in  Überlingen  nicht  blind 
gegen  diese  Schäden  und  machte  auch  verschiedene  Versuclie 
sie  abzustellen,  begreiflicherweise  aber  ohne  nachhaltigen  Ertblg. 
da  streng  genommen  in  der  städtischen  Verwaltung  aus  denselben 
Gründen,  in  Folge  allzu  intimer  Anlehnung  ans  Spital,  die  gleichen 
Missstände  wie  in  mancher  Familien  Wirtschaft  herrschten.  Wir 
werden  im  weiteren  Verlaufe  unserer  Untersuchung  Gelegenheit 
haben,  auf  diese  Dinge  zurückzukommen,  (cfr.  cap.  III.)  und 
citiren  hier  nur  noch  3  Ratsbeschlüsse,  die  den  Beweis  dafür 
liefern,  dass  die  überhandnehmende  Spitalsucht  als  ein  öffent- 
liches Übel  empfunden  und  von  den  Überlinger  Behörden  bekämpft 
wurde.  Am  27.  Mai  1563^)  trat  der  Magistrat  dem  Pfründner- 
unwesen mit  einem  Hatsbeschluss  entgegen,  laut  welchem  den 
Spitalpfründnern  das  passive  Wahlrecht  für  den  kleinen  Rat 
und  das  Gericht  entzogen  wurde:  energischer  noch  ging  der  Rat 
vom  Jahr  1593*)  vor,  der  aufs  strengste  jede  Pfründnerannahme 
untersagte:  „es  sei  dann  augenscheinlich  die  grösste  und  äusserste 
Not  vorhanden".  Diese  letztere  Massregel  war  ofienbar  auf  die 
Dauer  nicht  aufrecht  zu  erhalten,  denn  als  im  Jahr  IGOO')  die 
Pfründnerfrage  von  Neuem  der  Gegenstand  einer  Ratsverhandluns: 
wurde,  begnügte  man  sich  damit,  durch  Erhöhung  der  Einkauf- 
summe nach  dieser  Seite  hin  wenigstens  dem  immer  weiter 
wuchernden  Spitälertum  Einhalt  zu  thun. 

Das  bisher  Eruirte  hat  den  Zweck  gehabt,  die  verschiedenen 
Erwerbsmöglichkeiten,  die  der  Bewohnerschaft  der  Stadt  Über- 
lingen sich  darboten,  ihrem  wirtschaftlichen  Werte  nach  im 
Allgemeinen   zu   charakterisiren.     Wir  schliessen  nun   dieses 


*)  Ratsprot.  d.  il.  c. 

•)  Ratsprot.  v.  12.  Nov.  1593. 

»)  Ratsprot.  v.  20.  April  IGOO. 
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Capitel  mit  einer  Betrachtung  der  actuellen  Vermögönslage 
der  Bflrgerschaft  im  Jahr  1608,  um  an  dem  thatsächlichen 
Yermögensstande  der  einzelnen  Bürgerkreise*)  den  Nachweis  im 
Einzelnen  zu  liefern,  wie  weit  die  von  uns  gefundenen  Erwerbs- 
quellen in  Überlingen  zur  Bildung  vermögensrechtlich  ftindirter 
Privatwirtschaften  geführt  hatten,  wie  gross  hienach  die  ökono- 
mische Selbständigkeit  und  das  Mass  des  Wohlstandes  bei  den 
verschiedenen  Bevölkerungsschichten  Überlingens  gewesen  ist. 
Als  Quelle  hieffir  dienen  uns  die  im  städtischen  Vermögens- 
steuerbnch  des  Jahres  1608')  niedergelegten  Vermögensangaben, 
die  in  Form  einer  Vermögens-  oder  Wohlstandstabelle  im  An- 
hange dieser  Arbeit  als  Anlage  I  abgedruckt  sind.^) 

Laut   dieser  Vermögenstabelle  repräsentirte   im  Jahr  1608 
das  Gesammtvermögen*)    der  Überlinger  Bürgerschaft   einen 

')  In  die  Begriffe  Bürgerschaft  aud  Bürger,  die  wir  im  Folgenden  der 
Kürze  halber  stets  zur  Bezeichnung  der  in  ihren  Vermögens  Verhältnissen 
geschilderten  Personen  gebrauchen  werden,  sind  eingeschlossen:  die  orts- 
anwesenden Bürger  und  Satzbtirger  Überlingens.  Besprochen  wird  also  die 
Lage  der  gesammten  ortsanwesenden  Überlinger  Bevölkerung.  Dagegen 
bleiben  zunächst  hier  unberücksichtigt  die  ortsahwesenden  Bürger,  die  Land- 
und  Ausbürger,  deren  Vermögen  zwar  steuerrechtlich  nach  Überlingen  ge- 
borte, (cfr.  cap.  IIL)  als  Ergobniss  des  (•  berlinger  Wirtschaftslebens  aber, 
weil  in  seinen  fahrenden  Bestandteilen  an  auswärtige  Erwerbs  Verhältnisse 
gebunden,  nur  wenig  ins  Gewicht  fällt;  und  ebenso  die  nur  mit  einem  Ver- 
mögensteil Überlingen  steuerpflichtigen  Ausmärker.  (cfr.  cap.  IIL).  Femer 
haben  wir  auch  die  Vermögen  verwaister  und  halbverwaister  Geschwister, 
obschon  dieselben  künftighin  den  Vormög:ensbositz  verschiedeiHT  Steuer- 
!<abjekte  bildeten,  als  Einheit  aufsfefasst,  und  dieselben  jeweils  als  das  Ver- 
mögen eines  tjberl.  Bürgers  in  unsere  Berechnung:  miteingeschlossen,  weil 
eine  entsprechend  genaue  Vermögensdivision  durch  die  unjjenauen  Angaben 
des  Steuerbuchs,  das  nur  bisweilen  die  Namen  der  „pneri''  anführt,  aus- 
geschlossen war. 

«)  1608  Steyrbuoch  Gemainer  Statt  Uberlingenn. 

•)  Da  wir  über  die  von  uns  bei  der  statistischen  Bearbeitung  des 
Steuerbuchs  von  1608  befolgten  Grundsätze  specielle  Rechonschaft  ablegen 
wollten,  eine  Reihe  derartiger  Bemerkungen  in  den  Text  selbst  verflochten 
aber  den  Fortschritt  unserer  Darstellung  störend  unterbrochen  hätte,  so  sind 
dieselben  in  den  Anhang  verwiesen,  wo  alles  im  Detail  zu  finden  ist,  was 
f&  die  methodische  Begründung  unserer  tabellarischen  Verniügensdarstellung 
notwendig  erschien. 

*)  Mit  Ausschluss  des  st^juerfreien  Nutzvermögeus,  aber  mit  Einschluss 
der  Schulden  (cfr.  cap.  III).  Die  Unmöglichkeit  des  Abzugs  der  privat- 
bürgerlichen Schulden  vom  Gesammtvermögen  verleiht  zwar  den  angeführten 
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Steuercapitalwert  von  l/Ml^Ii  rh.  fl.,')  wovon  X7-2  4^1  rh.  fl.-) 
(63,6%)  auf  Liegensrliaften'O  nnd  4^^9043  rh.  fl/)  auf 
fahrendes  Veruiöj2:en  entfielen.  Von  letzterem  waren  251h:^.< 
rh.  fl.*)  (l^A\  "/o  ^^^  üesaninit Vermögens)  in  Pfandbriefen  und 
sonstigen  Creditpapioren  angelegt.  In  dieses  Gesammt vermögen 
teilten  sich  876  Bürger,  S5  '*:^^  der  im  ganzen  KKSO  Köpfe  starken 
Bürgei-schaft,  und  zwar  600  (r)8.2:> "  q)  als  Grund-  und  Häuser- 
besitzer, und  30«  (29,9%)  als  Geldcapitalisten  d.  h.  als 
Inhaber  von  Pfandbriefen  und  anderem  Wertpapiervermögen. 
Den  übrigen  154  Bürgern  (15"/,,  der  gesammten  Bürgerschaft; 
fehlte  jedes  steuerbare  Gut. 

Hinsichtlich  sodann  des  specielleu  Besitzanteils  der  einzelnen 
Bürgerkreise  und  deren  Gliederung  nach  Wohlstandsclassen  zerfiel 
die  Überlinger  Bürgerschaft  des  Jahres  1608  in  drei  Wohlstands- 
hauptgruppen,  die  sich,  wie  unsere  Tabelle  zeigt,  in  9  unter- 
schiedlichen  Vermögensclasseu *)  abstuften:  in  eine  Armengrupi)e, 
eine  Gruppe  des  bürgerlichen  Mittelstandes  und  eine  Gruppe  der 
Wohlhabenden  und  Reichen. 

Zur   Armenclasse    gehörten    alle    diejenigen    Einwohner 


Verniö^eiiHdateu  fiiie  ♦twsis  zu  sfüiisti|»o.  IJedoutuiiir,  dürfte  aber  tn»(zdHa 
für  das  Gesainmtrcsiiltat  kaum  ins  (lewicht  faUeii.  Bedenkt  man  nämlich, 
daHS  in  den  Begrift'  de«  fahrenden  Vermögens  (wie  ilm  unsere  TabeUe  fasst, 
Anl.  I.)  ausser  den  Schulden  noch  foltrende  4  Steuerobjecte  einjreschlosstii 
wurden:  die  Wein-  und  Getroidevorräte,  dffs  Baargeld,  die  üewerbeiapitalien 
und  die  Leibi-edingsrechte  (cap.  Ill.\  und  berechnet  man  hienacb  die  Schulden 
mit  etwa  ein  fünftel  des  fahrenden  Vermögens,  so  reducirte  sich  obige 
(lesammtvermögenssumme  um  nur  rund  50  000  rh.  f1.,  also  auf  den  Effectivwert 
von  1,321524  rh.  li.,  was  für  das  Ganze  sicher  belanglos  ist. 

»)  7,433661  Mark.  Hanauer  1.  c.  pag  503  berechnet  die  Kaufkraft  des 
rh.  Gulden  für  das  Jahr  1605  auf  6,6  frcs ,  für  1611  auf  6,95  frcs.  Die?» 
ergiebt  einen  Durchschnittswert  von  6  frcs.  78  c.  =  5  Mk.  42  ^,  die  wir 
für  das  Jahr  1608  unseren  Umreclmungen  zu  Grund  legen. 

«)  4,728  847  Mk. 

')  Bei  einem  Steueranschlag  von  424  rh.  ti.  für  das  Juchart  Reben 
(pag.  60)  stellte  sich  der  Gesammtwert  des  ca.  1200  Juchart  grossen  Über- 
linger Rebgeländes  auf  r>08  800  rh.  fl.  (2,757696  Mk)  oder  58,3  »'^  des 
Liegenschaftswertes  ins  Gesammt;  somit  blieben  als  Steuerwert  der  Häuser, 
Höfe  und  Gärten  363681  rh.  fl.,  (1,971151  Mk.)  übrig. 

*)  2,704814  Mk. 

»)  1,363  878  Mk. 

•)  cfr.  hierüber  zu  Anlage  I.  die  Bemerkungen. 
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rberlihgens,  die  entweder  überhaupt  kein  steuerbares  Ver- 
01  (igen  besassen,  (Tab.  Cl.  I)  oder  mit  ihren  Vermögensobjecten 
den  im  Jahr  159B  und  1619  als  Minimalbürgeranfnahmevermögen 
statuirten  Steuerwert  von  hundert  rh.  fl.  (cfr.  pag.  25)  nicht 
eneichten  (Tab.  Cl.  TI).  Anno  160s  umschloss  die  Armendasse 
nicht  weniger  als  ein  Viertel  der  ganzen  Bürgerschaft:  226 
(heruntergekommene)  Vollbürger*)  und  59  Michileute.  Von  diesen 
waren  es  lOH  Bürger  und  46  Michileute.  die  schlechthin  nichts 
ihr  Eigen  nannten,  als  das  steuerfreie  Nntzvermögen,  das 
sie  auf  dem  Leibe  trugen  und  womit  ihre  ärmlichen  Wohnungen 
ausgestattet  waren;  und  118  Bürger  und  13  Michileute,  deren 
sammtliches  steuerpflichtiges  Hab  und  Gut  noch  keine  hundert 
rh.  Gulden-)  wert  war. 

Zwischen  beiden  bestund  übrigens  kein  wesentlicher  Unter- 
schied. Allein  schon  der  Umstand,  dass  alle  armen  Bürger  — 
fünf  Familien  ausgenommen  —  weder  Haus  noch  Hof  noch 
überhaupt  einigen  Liegenschaftsbesitz  hatten,  quali- 
ficirte  dieselben  als  Glieder  der  gleichen  Besitzstandsgruppe,  die 
sich  in  scharfen  ökonomischen  und  socialen  Gegensatz  zur 
^rundansässigen  übrigen  Bevölkerung  setzte.  Und  ebenso 
gleichartig  verlief  ihr  Wirtschaftsleben.  Sämmtliche  Mitglieder 
«ler  Armendasse  —  eventuell  von  den  5  Familien  wieder  ab- 
tresehen  —-  sassen,  soweit  sie  eigenen  Haushalt  führten,  in  der 
Miethe  und  bestritten  die  Kosten  ihres  Lebensunterhalts  von 
ihrem  Arbeitseinkommen,  das  sie  meist  wohl  als  Taglöhner 
oder  als  Reb-  und  Marktknechte  im  Privat-  und  Stadtdienst 
sicji  erwarben,  nur  mit  dem  einen  Unterschiede,  dass  dabei  die 
einen  noch  kleine  (steuerpflichtige)  Lebensmittel-  und  vielleicht 
auch  BaargeldvorrÄte  erübrigten,*)  während  bei  den  andern  der 


^  Ungerechnet  die  im  Steuerbuch  nicht  verzeichneten,  ins  Spital  um 
tiüties  Willen  aufgenommenen  Personen,  deren  Anzahl  sich  UJOrt  auf  ca.  öO/JO 
belief.    cfr.  pag.  81  Anm.  3. 

*)  542  Mk. 

*)  Die  relative  Höhe  des  Pfand  Schafts  Vermögens  der  Armendasse 
(1799  rh.  fl.,  27  ^!q  des  Classen Vermögens,  verteilt  auf  :^()  Bürger,  27,5  °'o 
der  besitzenden  ClassenangehÖrigen)  hatte  ihren  (fruud  wohl  darin,  dass  die 
bei  der  Bürgeraufnahme  an  Stelle  der  für  Frauen  auf  50  ti.  normirten  wirklichen 
Vermögensobjecte  zulässigen  Bürgschaftsscheine  iu  den  steuertechuischen 
Begriff  der  Pfandschaft  miteingeschlossen  waren. 
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tägliche  Erwerb  im  täglichen  Bedarf  aufging.  Auch  wird  ein 
Teil  derselben  als  Hausgesinde  —  mit  und  ohne  Ersparnisse 
—  Kost  und  Logis  erhalten  haben,  nnd  einige  wenige  waren 
Gewerbetreibende,  so  z.  B.  ein  Uhrenmacher  mit  34  rh.  fl., 
ein  Balbierer  mit  41  rh.  fl.,  ein  Kubier  und  Weber  mit  57  rh.  fl., 
ein  Büchsenschmied  mit  69  rh.  fl.  Vermögen.*)  Bei  eintretender 
Erwerbsunfähigkeit  fielen  die  armen  Bürger  dem  Spital,  die 
Michileute  der  Familie  ihrer  bürgerlichen  Schntzherren  zur  Last, 
die  bei  ihrer  Aufnahme  in  die  Michi  sich  schriftlich  für  ihren 
eventuellen  Notbedarf  verbürgt  hatten,     (cfr.  pag.  27.) 

Das  Hauptcharakteristikum,  wodurch  sich  der  Mittelstand, 
dessen  Vermögen  in  4  verschiedenen  nach  socialen  Gesichts- 
punkten aufgestellten  Classen  zwischen  100  und  2700  rh.  fl.') 
zu  liegen  kamen,  von  der  Armenbevölkerung  unterschied,  wai* 
seine  Grundansässigkeit.  Wie  scharf  in  dieser  Hinsicht  die 
Grenze  gezogen  war,  zeigen  am  deutlichsten  die  Besitzverhältnisse 
der  untersten  Classe  des  Mittelstandes.  (Tab.  Gl.  III.)  Während 
nämlich  von  dem  vermöglicheu  Teile  der  Armenclasse  (Tab.  Cl.  II.  I 
nur  fünf  Personen  oder  nur  3,8  ^j^  aller  Classenangehörigen 
liegende  Güter  versteuerten,  die,  auf  311  rh.  fl.  taxirt,  noch 
keine  5  ^/^  des  Classenvermögens  ausmachten,  finden  wir  bereits 
auf  der  untersten  Stufe  des  Mittelstandes,  also  in  Tab.  01.  IIL 
115  Personen,  d.  i.  bl^j^  aller  Classenangehörigen  als  Grund- 
besitzer, deren  Liegenschaftswerte  die  Höhe  von  20826  rh.  fl., 
52  ^Iq  des  gesammten  Classenvermögens  erreichten.  Und  dies 
Verhältnis»  steigerte  sich  noch  in  den  3  folgenden  Classen  (Tab. 
Class.  IV— VI.)  in  raschem  Tempo*)  bis  zur  Höhe  von  90  ^,o 
der  Classenmitglieder  und  70,7  ^/^^  des  Classenvermögens.  Mithin 
waren,  im  Gegensatz  zur  mietsansäs'iigen  Armenbevölkerung 
ohne  Grundbesitz,  durchschnittlich  über  drei  Vierteil  (463 
Personen,  75,5  ^o)  der  Angehörigen  des  Mittelstandes  in  Über- 
lingen grundansässig,  teils  als  Hauseigentümer,  teils  als 
Wein  bergbesitz  er  oder  auch  in  beider  Eigenschaft,  und  ihre 
Liegenschaftswerte  (327  467  rh.  fl.)  stellten  mehr  als  drei  Fünf- 

^)  cfr.  Steuerbuch  BI.  24,  ö«,  43,  60,  42«. 

«)  14634  Mk. 

«)  In  Cl.  IV.  79  o/o  der  Classenangehörigen,  61  o/^  des  CL- Vermögens. 
In  CL    V.  86  o/o     „  „  68%    n 

In  CLVL  90  o/o    „  „  70,70/^,, 
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teile  zum  Gesanimtvermögen  des  Mittelstandes.     Von  den  wohl- 
habenden und  reichen  Bürgerclassen  trennte  sodann  den  Mittel- 
stand hauptsächlich  das  Moment,  dass  seine.  Angehörigen,  trotz- 
dem  sie   gleich   den   wohlhabenden   und    reichen   Bürgern  Ver- 
mögensrente (nicht   blosses   Arbeitseinkommen)   bezogen,   doch 
nicht  wie  jene,  die  znni  Teil  in  öffentlichen  Diensten  unent- 
geldlich  ihre  Zeit  und  Kraft  verbrauchten,  auf  selbstthätige 
Erwerbsarbeit   verzichten   durften,    wenn  anders  sie  das 
wirtschaftliche  Gleichgewicht  nicht  verlieren  wollten.    Mit  andern 
Worten:    das  Einkommen  des  Mittelstandes  bestund  zwar  teil- 
weise aus  Vermögensrente,  bei  der  aber  die  Arbeitskraft  des  Ver- 
mögenbesitzenden  als  Productionsfactor   wesentlich   mit  in  Be- 
tracht kam.    Die  Bürger  des  Überlinger  Mittelstandes  waren  dem 
Mehrteil  nach  selbstthätige  Weinproducenten  und  Einzelne  Ge- 
werbetreibende,  deren  Vermögen  zu  einem  blossen  Renten- 
genuss,  in  Pachtung  oder  in  anderem  Weg  bezogen,  nicht  aus- 
reichte.    Gerade  unter  dem  Gesichtspunkt  des  Arbeitszwanges 
berührten  sich  selbst   noch  die   beiden  äussersten  Flanken  des 
Mittelstandes,   deren  Aufwandsfähigkeit    im   übrigen    weit  aus- 
einander ging,  und  insofern  bildet  der  Arbeitszwang  das  Classi- 
ficirungsprincipdesMittelstandes  gegenüberden  höchstvennögenden 
Bürgerclassen.     Innerhalb    des  Mittelstandes,    der    600    Bürger 
mid  1.3  Michileute,  59.5  ®/\,  der  Bürgerschaft  umfasste,  existirten 
uuu  aber  eine  ganze  Reihe  von  Abstufungen,  anfangend  mit  dem 
kleinen  Weinberger  unterster  Classe  (Tab.  Gl.  III.),   der  sich 
vor  den  armen  Leuten  nur  durch  den  Besitz  eines  eigenen  Herdes 
(»der  eines  Stückchen  Reblandes  auszeichnete,  bis  hinauf  zu  den- 
jenigen Bürgern,    deren  Einnahmen    bei  einem  Vermögenswert 
von  2700  rh.  fl.  den  höchsten  Besoldungssätzen  der  akademisch 
gebildeten  Überlinger  Beamten  gleichkamen  (cfr.  pag.  75).    Alle 
diese  Vermögensstufen,  die  wir  in  den  Bemerkungen  zu  Anl.  I. 
skizzirt  haben,  gingen  so  unvermerklich  in  einander  über,  dass^ 
von   einem  besonderen  Wirtschafts-  bzw.  Wohlstandscharakter 
der  einzelnen  sich  eigentlich  nicht  w^ohl  reden,  wenigstens  nichts 
Besonderes  hierüber  sich  beibringen  lässt. 

Wichtig  dagegen  ist  das  Anteilverhältniss  der  Gewerbe- 
treibenden an  den  einzelnen  Vermögensclassen,  da  hienach 
der  ganze  Überlinger  Mittelstand  in  2  Hauptgruppen  zerfiel :  in 
eine  aus  Gewerbetreibenden  und  Weinbauern  gemischte  Gruppe, 
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und  in  eine  2.  Gruppe  des  vorwiegend  Weinbau-  und 
Weinhandel  treibenden  Mittelstandes.  Soviel  geht  nämlich, 
trotz  der  Dürftigkeit  unserer  Quellen,  aus  den  Gewerbeangaben 
des  Verniögenssteuerbuches  von  1608  deutlich  hervor,  dass  die 
sammtlichen  mit  handwerksmässigem  Kleinbetrieb  beschäftigteu 
Überlinger  Gewerbetreibenden  ihrem  Vermögensbesitz  nach  mit 
wenigen  Ausnahmen  in  die  Vermögensclassen  von  100  —  1300 
rh.  11.*)  (Tab.  Cl.  III— V.)  gehörten  und  nicht  in  höhere  Ver- 
mögenslagen aufstiegen. 

Wir  zählten  im  Steuerbuch  von  1608  —  ungerechnet  die 
Gewerbetreibenden  der  Armenclasse  —  einen  Sauerbeck,  Weber 
und  Sattler  mit  119—260  rh.  fl,  Vermögen  (Tab.  Cl.  III.),  einen 
Tuclischerer,  Buchbinder,  Weissbeck  und  Zinimermeister  mit 
897—478  rh.  fl.  Vermögen  (Tab.  Cl.  IV.),  einen  Schmied,  Arm- 
bruster, Müller  und  Krämer  mit  800—857  rh.  fl.  Vermögen 
(Tab.  Cl.  V.),  ferner  23  Fischer  und  Schiffer  mit  Vermögen  von 
unter  100  rh.  fl.  bis  800  rh.  fl.  (Tab.  Cl.  II— V.),  und  nur  einen 
Beck  und  zwei  Wirthe  mit  1826  und  1438  bezw.  8745  rh.  fl. 
Vermögen  (Tab.  Cl.  VI-VIII.).*-)  Die  Mehrzahl  der  Ge- 
werbetreibenden gehörte  hienach  sicher  zum  ärmeren  Teile 
des  Mittelstandes,  der  an  sich  die  grössere  Hälfte,  478  Personen 
oder  7H^\/^j  des  Mittelstandes,  in  sich  begriff. 

Die  drei  folgenden  Vermögensclassen  von  2700  bis  o300''*) 
bezw.  10  700*)  rh.  fl.  und  darüber  (Tab.  Cl.  VII— IX.)  enthielten 
die  Vermögen  der  wohlhabenden  und  reichen  Bürger.  Den 
in  diesem  Umfange  begüterten  Personen  konnte  ihre  Vermögens- 
lente,  die  selbst  bei  einem  Vermögen  von  nur  4000  rh.  fl.  — 
dem  Durchschnitt  der  untersten  Classe  (Tab.  Cl.  VII.)  des  wohl- 
habenden Bürgerstandes  —  zu  5*^^  berechnet,  die  höchsten 
Überlinger  Beamtenbesoldungen  weit  übertraf,  zu  einer  standes- 
<>emässen  Lebensführung  ausreichen,  ohne  dass  selbstthätige 
Erwerbsarbeit  oder  gewerblicher  Nebenverdienst  notwendig  ge- 
wesen wäre;    die   wirtschaftliche   Existenz   dieser  Bürgerkreise 


')   7046  Mk. 

')   cfr.  Steuerbuch  Bl.  55,  1«,  56,  2«,  l.s,  44»,  43,  48,  42«.  67,  53, 
51  «,  55  *  55,  60«. 
«)  28  726  Mk. 
*)  57  994  Mk. 
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war  vermögensrechtlich  gesichert.   Der  beste  und  officiellste 
Beleg  hiefür  ist  der  Umstand,  dass  von  der  VII.  Vermögens- 
classe  ab  „der  Spithal"  aus  unseren  Tabellen  verschwindet,  es 
Spitalpfi-ündner  mit  mehr  als  2700  rh.  fl.  Vermögen  in  Überlingen 
nicht  gab.     Vielleicht  hatte  die  Stadt  in  ihrem  Kampf  gegen 
das  überhandnehmende  Spitälertum    zu   Anfang  des    17.   Jahr- 
hunderts eine  Verordnung  erlassen,  durch  welche  die  Aufnahme- 
fähigkeit ins  Spital  bei  einer  mittleren  Vermögensgrösse  begrenzt 
wurde,  wenn  nicht,  so  hielten  es  jedenfalls  thatsächlich  die- 
jenigen Bürger,  deren  Vermögen  im  Allgemeinen  über  2700  rh.  fl. 
hinausgingen,  für  unnötig  und  ihrem  gesellschaftlichen  Ansehen 
nicht  entsprechend,  bei  Fuhrung  ihres  Privathaushaltes  gleich 
ininderbegüteiten  Bürgern  an  die  Unterstützung  des  Spitals  zu 
appelliren.    Thatsache  ist  ferner,  dass  die  höchsten  Beamten,  die 
mit  unbesoldeten  Ehrenämtern  betrauten  obersten  Eegierungs- 
und  Verwaltungsbeamten,    alle    ausnahmslos   Mitglieder    dieser 
obersten  Vermögensclassen  waren.  Der  neue  (regierende)  Bürger 
meister  des  Jahres  lfi08  Junker  J.  Reutlinger  hatte  z.  B.  ein 
Vermögen  von  6562  rh.  fl.  (Tab.  Cl.  VIIL),  der  alte  Bürger- 
meister Jkr.  J.  Kessenring  ein    solches  von    12  372    rh.    fl- 
(Tab.  Cl.  IX.).     Ein   früherer   Bürgermeister,    M.  Messmar 
besass  Vermögensobjecte  im  Wert  von  5175  rh.  fl.  (Tab.  Cl.  VII.). 
Das    Vermögen    des    Stadtammans    vom    Jahre    1608    Jkr. 
G.  Haan  betrug  18  669  rh.  fl.  (Tab.  Cl.  IX.),  das  der  beiden 
Kentstüblinsherren  L.  Bschor  und  Jkr.  H.  Schulthais  19  338 
and  23789  rh.  fl.  (Tab.  Cl.  IX.),  das  der  beiden   Ungelter- 
herren  J.  Ronbüchel  und  Jkr.  S.  Reutlinger  4848  bezw.  6160 
rh.  V)  (Tab.  Cl.  VII  und  VIIL),  und  so  fort.     Daran  reihten 
sich  ferner  die  Vermögen  der  besoldeten  Überlinger  Beamten. 
Beispielsweise  das  Vermögen  des  Kanzleiverwalters  Dr.  jur. 
H.  J.  Beck  mit   10168   rh.  fl.  (Tab.  Cl.  VIIL),  das  Vermögen 
des  Rentstüblinsschreibers   Th.  Eudrisch  mit   4096   rh.  fl. 
(Tab.  Cl.  VII.),    des   lateinischen    Schulmeisters   S.  Pfau 
mit  4096  rh.  fl.  (Tab.  Cl.  VIL),  des  Jkrs.  A.  Oschwald,  Vogts 
zu  Ittendorf,  mit  5960  rh.  fl.  (Tab.  Cl.  VIIL),  der  beiden  Vogtei- 
amtleute,  der  Jkr.  Ch.  Moser   und   A.  Betz   mit  5808  bezw. 


'J  cfr.  Steuerbuch  Bl.  43«    41,  42.  27«,  31«,  23,  44«,  44. 
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20(164  rb.  ±')  (Tab.  Ol.  YIII  und  IX.)  etc.     Endlich  beweisen 
noch  eine  Anzahl  weiterer  Patrizier venuögen  den  vomehmeu 
Reichtum  dieser  Vermögensclassen.     So  z.  B.  das  Vermögen  de> 
Jkrs.    F.    Brandenburger   im    Umfange  von    13000  rh.  fl..  des 
Jkrs.  C.  Esslinsberger  im  Umfange  von  13  640  rh.  11.,  des  Jkrs. 
H.  V.  Freyburg  im  Betrag  von  ir)752  rh.  fl.,  des  Jkrs.  H.  Aecli- 
begg  im   Betrag  von  16  646  rh.  fl.,  des  Jkrs.   Rochus  Reiclilm 
V.  Meldegg  im  Betrag  von   24040   rh.  fl.  und  schliesslich  das 
Vermögen  des  reichsten  Cberlinger  Bürgers,  des  Jkrs.  Sebastian 
Reutlinger,  im  Wert  von  38  800  rh.  fl.,^J  (21021*6  Mk.).    Aussei 
den  zahlreichen  Beamten-  und  Patrizierfamilien  gehörten  auch  be- 
stimmte zuuftbürgerliche  Familien,  besonders  die  Zunftmeistei- 
familien  (z.  B.  der  Oberstzunftmeister  A.  Waibel  mit  102imi 
rh.  fl.  Vermögen)'^  zu  den  wohlhabenden  und  reichen  Überliugeru, 
unter  denen  im  übrigen  der  Gewerbestaud  gar  spärlich,  unseres 
Wissens  eigentlich  nur  durch   den  üchsenwirth  H.  Rüefer  uud 
dessen  Vermögen  von  8745  rh.  fl.  vertreten  war. 

Im  ganzen  lebten  anno  1608  in  Überlingen  117  wohlhabende 
und  15  reiche  d.  h.  solche  Büiger,  deren  Vermögen  grösser  als 
10700  rh.  fl.  wai-en.  Sie  alle,  132  an  der  Zald,  12,8^^0  <l«i 
Bürgerschaft,  hatten  Grundbesitz  -  überwiegend  natürlich  Reb- 
güter — ,  der  gleich  wie  beim  Mittelstand  ca.  drei  Fünftel  de> 
Classenvermögens  ausmachte.  Ausserdem  besassen  1)8  Pei*souen 
tca.  75*^/^  der  Classenangehörigen)  WertpapieiTermögen  in  dem 
beträchtlichen  Umfange  von  23  "/t,  des  Classenvermögens,  hinter 
dem  der  Mittelstand  mit  nur  l),3^/y  Pfandbriefvermögen,  verteilt 
auf  174  Inhaber  oder  ca.  28**/^  seiner  Mitglieder,  erheblicli 
auiilckstund. 

Recapituliren  wir  kurz  das  Gesagte,  so  gliederte  sich  also 
die  Überlinger  Bevölkerung  in  drei  scharf  umgrenzte  Besitis- 
und  Wohlstandsgruppen.  Zu  unterst  kamen  die  armen,  lediglich 
von  ihrem  Arbeitseinkommen  lebenden  Überlinger  Mietslente: 
in  der  Mitte  der  grundansässige,  aus  Weinbauern  und  Ge- 
werbetreibenden (Handwerkern)  zusammengesetzte,  von  Ver- 
mögensrente und  Arbeitsertrag  sich  nährende  Mittelstand, 


M  cfr.  l    c.  Bl.  46,  40  •,  27«,   1««,  61«,  60«. 
-J  cfr.  1.  c.  Bl.  32,  26«,  39  a,  ;J7,  44,  39*. 
'J  cfr.  1.  c.  Bl.  1«  •. 
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und  als  oberste  Bevölkerungsschichte  die  grundansässigen 
Patrizier,  Beamten  und  sonstigen  in  Wohlstand  and  Reich- 
tum lebenden  Bürger,  deren  Haupteinkommen  ihre  vielfach  ohne 
Anstrengung  und  eigene  Arbeit  bezogene  Vermögens- 
und Kapitalrente  bildete. 

Unter  diese  drei  Gruppen  verteilte  sich  aber  das  Gesammt- 
vermögen  folgendennassen:    Die  Armenclasse  mit  285  Köpfen 
besass  6604  rh.  fl.  Vermögen,  die  613  Angehörigen  des  Mittel- 
standes hatten  487215  rh.  fl.,  und  die  oberen  132  Bürger  877  705 
rh.  fl.  im  Vermögen;  folglich  entfielen  von  den  Gesammtvermögens- 
werten  auf  27,6*'/,>  der  Bevölkerung  etwa  ein  halb  Procent,  auf 
.V.),5*/^,  der  Bevölkerung  35,5 **/o  und  auf  12,8 ^/^>  der  Bevölkerung 
64®  V  Eine  volkswirtschaftlich  sicher  nicht  günstig  zu  nennende 
Verteilung,   insofeni   etwa  sieben  Achtel  der  Bevölkerung 
sich  mit  nicht  ganz  zwei  Fünftel  des  Gesammtvermögens,  also  mit 
einer  geringeren  Vermögensquote  behelfen  mussten,  als  das  reichere 
eine   Achtel,   in  dessen   Händen  die  Hauptvermögensmassen, 
über  drei  Fünftel  des  Gesammtvermögens,  lagen.     Besonders 
ungünstig  wird  aber  diese  Verteilung  noch  dadurch,  dass  gerade 
auch  beim  wichtigsten  Überlinger  Vermögens-  und  Productions- 
factor,  beim  Grund  und  Boden,  der  mittlere  und  kleine  Grund- 
besitzer in  ähnlicher  Weise  zu  kurz  kam.     Während  nämlich 
diese  letzteren,  468  Mann  stark,  fast  vier  Fünftel  aller  Grund- 
besitzer in  ihren  Reihen  zählten,  und  der  Stand  der  wohlhabenden 
und  reichen  Grundbesitzer  mit  nur  132  Köpfen  vertreten  war, 
hatte  des  ungeachtet  die  reichere  Classe  544  703  rh.  fl.  d.  i.  über 
drei  Fünftel  aller  Immobiliarwerte  im  Besitz,  der  viel  zahl- 
reichere Mittelstand  dagegen  einschliesslich  der  5  armen  Grund- 
besitzer nur  327  778  rh.  fl.  d.  h.  nicht  ganz  zwei  Fünftel. 

Wahrscheinlich  waren  die  Erkenntniss  dieser  Thatsache 
und  die  Furcht,  schliesslich  allen  Grundbesitz  in  den  Händen 
einiger  wenigen  Patrizierfamilien  monopolisirt  zu  sehen,  die  Ur- 
sache, warum,  vermutlich  um  die  Wende  des  li>.  Jahrhunderts, 
den  Geschlechtern  der  Erwerb  von  mehr  als  einem  Gut  obrig- 
keitlich untersagt  wurde.*)  Und  in  derselben  Richtung 
wirkten  die  allerdings  zunächst  an  das  Ausmärkertum  adressirten 


*)  cfr.  Sevin  H(aserb.  pag.  16,  wo  leider  das  Datum  obigeu  Bescbluäse;« 
nicht  angegeben  wird. 
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Rat«beschltisse  vom  Jahr  l<i22*),  in  denen  der  Rat  sich  da:? 
Recht  ausbehielt,  die  Güter  der  mit  Aufgabe  des  Bui^errechts 
Abziehenden  „in  billigem  Wert  oder  auf  unserer  geschworenen 
Schätzer  Anschlag  und  Schätzung  zu  gemeiner  unserer  Stadt 
Händen  zu  nehmen  und  unserer  Gelegenheit  nach  unter 
unsere  Bürger  wiederum  hinzugeben  und  zu  verkaufen, 
wie  uns  bemelter  unserer  Stadt  und  der  Unseren  halber  iedei- 
zeit  für  ratsamlich  nutz  und  gut  anstehen  wüi'de'*.  An- 
scheinend, hielten  demgemäss  die  Überlinger  Behörden  selbst  die 
bestehenden  Grundbesitzverhältnisse  für  nicht  befriedigende  mid 
suchten,  soweit  ihr  Einfluss  reichte,  einer  gleichmässigeren  Ver- 
teilung des  Grundbesitzes  Vorschub  zu  leisten. 

Und  dies,  können  wir  sagen,  mit  gutem  Fug  und  Recht. 
Denn  alles  in  allem  hatte  die  Mehrzahl  der  Überlinger 
Bürger  keine  grossen,  nicht  ein  Mal  erhebliche  Ver- 
mögen, und  das  Einkommen  der  meisten  stund  vermögens- 
rechtlich auf  recht  schwachen  Füssen,  wenigstens  von 
modernem  Standpunkt  aus.  Wir  würden  einer  Stadt  mit  4  bis 
5000  Einwohnern,  wovon  sieben  Achtteile  durchschnittlich  nicht 
mehr  als  3400  Mk.  (()2r)  rh.  fl.,  das  Durchschnittsvermögen  der 
Classen  I— VI.)  Vermögen  besässen,  schwerlich  das  Prädicat 
wohlhabend  beilegen,  geschweige  denn  sie  reich  heissen.  Nach 
unseren  Begriffen  könnten  nur  die  115  Angehörigen  der  VII.  und 
VIII.  Classe  mit  einem  Durchschuittsvermögen  von  30000  Mk. 
(r)000  rh.  fl.  ca.)  etwa  als  der  wohlhabende  Mittelstand  gelten, 
dem  dann  einerseits  die  15  reichen  Bürger  mit  Vermögen  von 
100—150000  Mk.  (ca.  25  000  rh.  fl.  im  Durchschnitt),  und  an- 
dererseits die  Masse  der  Bevölkerung  als  kleine  Weinbauern 
und  Handwerker  und  als  Taglöhnerproletariat  gegenüber  stünden. 

Freilich  urteilten  die  früheren  Jahrhunderte  hierin  etwas 
anders,  sie  beuiteilten  mehr  noch  als  wir  den  Wohlstand  einer 


*)  cfr.  Arch.  I,  51,  i:U).  Satzung  vom  19.  Mai  1022.  „über  VerkaufuDg 
und  Veränderang  der  (lüter  an  Ewigkeit  uud  andere  unzulässige  Ort', 
motivirt  mit  den  AVorten:  „da  solchem  durch  gebührende  Mittel  nicht  sollte 
gesteuert  werden,  die  liegenden  Güter  mit  der  Zeit  gar  von  der  Bürgerschaft 
in  fremde  Hand  kommen  möchten",  anno  1608  betrug  der  Anteil  der  Aus- 
leute  am  Gesammtliegenschaftävermögen  «1523  rh.  fl.,  c.  S^Iq.    cfr.  Anl.  I- 
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Stadt  nach  dem  Arbeitseinkommen, 0  der  Aufwandßlhigkeit  und 
(leiu  thatsächlichen  Aufwände  ihrer  Einwohner.  Und  in 
diesen  Punkten  allerdings  blieben  die  alten  Überlinger  selbst 
hinter  den  wegen  ihres  Luxus  im  Mittelalter  berühmten  Baslern 
kaum  viel  zurück.*)  Warum  auch?  Gab  es  doch  Verdienst 
und  Verdienstgelegenheit  die  Menge!  Führte  nicht 
jeder  Markttag  die  fremden  Käufer  und  Consumenten  schaaren- 
weise  nach  Überlingen?  Trug  nicht  der  kleinste  Rebhügel 
Trauben  in  Hülle  und  Fülle?  Und  schliesslich:  sicherte  nicht 
der  „riche  SpithaP  jedem  —  Unglücklichen  eine  Zufluchtsstätte, 
wo  er  frei  von  Nahrungssorgen  seine  Tage  in  Euhe  beenden 
konnte?  —  Dafür  kannten  aber  auch  die  alten  Überlinger  trotz 
der  grossen  Vermögensunterschiede  keine  socialen  Classenkämpfe. 
Schiedlich  und  friedlich  wohnten  Reich  und  Arm  gemischt- 
ansässig') nebeneinander,  lebten  reichlich  von  den  reichen  Ein- 
künften, die  täglich  zuflössen,  bis  —  der  30  jähr.  Krieg  die  Ver- 
dienstgelegenheit abschnitt,  die  schlechtgefüllten  Cassen  leerte, 
nnd  so  mit  einem  Mal  die  Sorglosigkeit  aufdeckte,  mit  der  die 
Stadt  und  Bürgerschaft  lange  Zeit  in  den  Tag  hineingewirt- 
schaftet  hatten. 


^  lu  folgerichtiger  Entwicklung  ihre»  gegen  den  Grosscapitalismus 
L'erichteten  Kleinbetriebsprincips. 

-)  Was  zahlreiche  gegen  den  Kleider-  und  Festmählerluxus  gerichtete 
Ratsdecrete  beweisen,  cfr.  z.  B.  Arch.  I,  52,  147.  (xebote  u.  Verbote  de» 
n;.  Jahrb. 

')  Wie  aus  jeder  unserer  Tab.-Classen  mehr  oder  weniger  ersichtlich 
ist.  Beispielsweise  sei  hier  nur  auf  die  Mischbevölkeruns?  des  stärksten 
l'berl.  St^iuerquartiers,  des  St.  Lutzenbergs  verwiesen,  wo  44  Arme,  06  Mitt(4- 
bilrger  und  22  Reiche  ihre  Behausung  hatten. 
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III.  CapiM. 

Der  rberliiiger  Stadtbauslialt. 

Die  Qaellen,  ans  denen  der  öffentliche  Bedarf  der  Stadt 
Überlingen  ausgangs  des  IG.  und  anfangs  des  17.  Jahrhundert^ 
befriedigt  wurde,  waren  teils  privatwirtschaftlicher,  teils  gemein- 
wirtschaftlicher Natur.  Privatwirtschaftlich  nennen  wir  alle  die 
Einkünfte  Überlingens,  die  aus  dem  Ginndbesitz,  dem  privaten 
Erwerbsbetrieb  und  den  privaten  Geldgeschäften  der  Stadt  flössen: 
zu  den  gemeinwirtschaftlichen  Einnahmen  gehörte  der  Ertrag 
der  öffentlichen,  dem  Gemeinwohl  dienenden  Anstalten  Über- 
lingens, ferner  der  Eingang  an  Gebühren,  an  direkten  und  in- 
direkten Steuern  und  die  städtische  Schuldanleihe. 

Eine  Prüfung  der  Einkommensquellen  des  Stadthaushaltes 
in  der  angegebenen  Reihenfolge  führte  uns  also  zunächst  zum 
städtischen  Grundbesitz  und  dessen  Ertrag. 

Den  Hauptteil  des  städtischen  Grundbesitzes  bildeten  die 
Vogteien  Ramsberg,  Itteudorf  und  Huhenbodman,  deren  Grund- 
herrschaft Überlingen  nach  frülur  Gesagtem  im  Laufe  des  15. 
und  ir>.  Jahrhunderts  um  den  Preis  von  17t)6t)  rh.  fl.  und  4400  H, 
guter  Heller  erworben  hatte,  (cfr.  pag.  41.)  Diese  8  Vogteien 
umschlossen  im  Jahr  lölö')  t»  Dörfer,  5  Weiler  und  22  Höfe, 
mit  im  ganzen  578  anläge-  d.  h.  steuerpflichtigen  Einwohnern, 
und  einer  Gesammtgemarkung  von  etwa  einer  Quadratmeile. 

Weitaus  die  wertvollste  der  :5  Vogteien  war  die  östlich 
von  Überlingen  bei  Meersburg  gelegene  Vogtei  Ittendorf,-) 
deren  Kaufschilling  seiner  Zeit  nahezu  die  Hälfte  sämmtlicher 
auf  den  Vogteikauf  verwendeter  (J eidsummen  betragen  hatte, 
(cfr.  pag.  41.)  Ittendorf  war  fast  so  gross  wie  Ramsberg  und 
Hohenbodman  zusammen.  Sein  Gebiet  hatte  eine  Länge  von 
1^/2  Stunden  und  eine  Breite  von  einer   Stunde,   im  Umfange 


0  cfr.  Arch.  I,  7,  182.    Ordnung  der  Anlage  d.  a.  1615. 
^)  cfr.  ^[ünchner  Commiss.-Ber.  Abscbn.  2. 
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also  beinahe  eine  halbe  Quadratmeile.  Auch  gehörten  zu  Itten- 
(lorf  5  Dörfer,  10  Höfe^)  und  378  steuerpflichtige  Insassen. 

Über  die  landwiii;schaftliche  Bedeutung  Ittendorfs  berichtet 
der  kurbayrische  Commissär,  der  im  Jahr  1644  mit  Junker 
Daniel  v.  Steinbach,  einem  früheren  Vogt  Ittendorfs,  die  itten- 
dorfer  Gemarkung  abritt:  Die  Vogtei  sei  selbst  in  ihrem  da- 
maligen Zustande,  nachdem  also  die  Kriegswetter  von  bald  20 
Jahren  über  ihre  Fluren  dahingezogen,  noch  eine  „schöne  Ge- 
legenheit" gewesen.  Er  rühmt  die  Güte  ihrer  Felder,  die 
Schönheit  des  Gehölzes,  und  vor  allem  den  vortrefflichen 
Weinwachs,  der  zumal  in  dem  „herrlichen"  Dorfe  Hagenau, 
das  3  Dörfern  gleichkomme  und  mehr  einem  Marktflecken,  denn 
«'inem  Dorfe  ähnlich  sehe,  den  besten  Wein  am  ganzen  Boden- 
see hervorbringe.  Derselbe  Gewährsmann  berichtet  sodann  auch 
über  die  Vogteien  Ramsberg  und  Hohenbodraan,  die  er  in 
Begleitung  ihres  Vogtes,  des  Junkers  H.  W.  von  Reichlingen 
gleichfalls  besichtigt  hatte. 

Beide  Vogteien,  im  Norden  von  Überlingen  gelegen,  bildeten 
mit  ihren  Territorien  ein  Ganzes,  dem  nur  ein  kleines  Stück 
Heiligenberger  Feld  beigemengt  war.  Ihr  Gesammtgebiet  war 
eine  halbe  Quadratmeile  gross.  In  demselben  lagen  4  Dörfer, 
0  Weiler  und  12  Höfe,-)  deren  steuerpflichtige  Bewohnerschaft 
•200  Köpfe  zählte.  Von  dem  Dorfe  Altheim  (Vogtei  Hohenbod- 
nian),  in  dem  Wein  gepflanzt  wurde,  abgesehen,  beschränkte 
^ich  in  beiden  Vogteien  die  landwirtschaftliche  Production  aus- 
schliesslich auf  den  Körner-  und  Futterbau,  der  bei  der 
liervorragenden  Güte  des  Acker-  und  Wiesenbodens  sehr 
rentabel  gewesen  ist.  Einen  besonders  hohen  Ertrag  scheinen 
rtie  9  Höfe  der  Vogtei  Bodman  abgeworfen  zu  haben,  wenigstens 


*)  cfr.  Arch.  1.  c.  Zu  Ittendorf  gehörten  die  5  Dörfer:  Immerstaad. 
Käppenhausen,  Hagenau,  Ittendorf,  Achbausen;  und  die  Höfe:  Frenkenbach, 
Reuthin,  Hundweiler,  Feibon,  Breitenbacb,  Steheiinsweiler,  Riedern,  Burgberg. 
Krio^wangen   Löweisen. 

-)  cfr.  Arch.  1.  c.  Zu  Ramsberg  gehörten  die  Dörfer:  Grossschönacli 
und  Kürnbach,  und  die  Weiler  und  Höfe:  Heinetschweiler,  Rickeratsweiler, 
Hattenweiler,  Heilgenholz,  Katzensteig,  Fürth,  Pferendorf,  Neuweiler.  Zu 
Hohenbodman  die  Dörfer:  Hohenbodman  und  Altheim,  und  die  Weiler 
bzw.  Höfe:  Honberg,  Reuthin,  Hohenreuthin,  Utzen-Reuthin,  Niederweiler, 
Steinhof,  Heusem,  Regnatshausen,  Hellwang. 
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erklärt  unser  bayrischer  Berichterstatter :  „dieselben  sind  so  ein- 
träglich gewesen,  dass  sich  auch  einer  von  Adel  dabei  begömieu 
(d.  h.  ernähren)  konnte".  Dazu  kam  noch  etwas  Forstwirt- 
schaft in  dem  „schönen  Gehölz",  das  vor  allem  die  Yogtei 
Ramsberg  auszeichnete. 

In  diesen  8  Vogteien  besass  nun  Überlingen  laut  seinei 
Kaufbriefe  das  freie  Eigentumsrecht  am  gesammten  Grund  und 
Boden.  Alle  Vugteibe wohner  waren  seine  Grundholdeu,  und 
ausserdem  war  die  Mehrzahl  derselben  ihm  noch  leibeigen. 
Diesem  doppelten,  dinglich-persönlichen  Abhängigkeitsverhältnis? 
der  Vogteibewohner  entsprangen  die  mannigfachen  und  viel- 
gestalten Abgaben,  die  jährlich  unter  den  allerverschiedensten 
Rechtstiteln  teils  in  Naturalien,  teils  in  Geld  von  ihnen  erhoben 
wurden.  Also  alle  die  Grundzinse,  Renten,  Hofgülten,  Herd- 
zinse,  Kopfzinse  etc.,  aus  denen  sich  das  nicht  unerhebliche 
privatwirtschaftliche  Einnahmebudget  der  3  Vogteien  zusammen- 
setzte. Über  letzteres  geben  uns  die  Stadtrechnungen  Über- 
lingens und  insbesondere  die  Rechnungen  der  städtischen  Korn- 
herren  aus  den  Jahren  11)20—26,  denen  wir  unseren  Einblick 
in  den  Fnichtgültenertrag  der  Vogteien  verdanken,  genügenden 
Aufschluss.  Nach  Ausweis  der  Kornrechnungen  belief  sich  in 
den  Jahren  1020—20  der  jährliche  Naturalertrag  der  Vogteien 
auf  durchschnittlich  i;50  Malter  Veesen,  03  Malter  Roggen  und 
133  Malter  Haber,  insgesammt  also  auf  320  Malter  Frucht. 
Daran  participirte  das  höfereiche  Bodman  mit  140,  Ittendorf 
mit  t»8  und  Ranisberg  als  kleinste  der  Vogteien  mit  88  Malter. 
Da  aber  nach  den  Fruchtpreisen  der  20  er  Jahre  des  17.  Jahr- 
hunderts das  Malter  Veesen  11  rli.  fl.  20  xr.  (10  /l.x,)  und  das 
Malter  Roggen  und  Haber  ».)  rh.  fl.  i»  xr.  (8  ff.^t)  kostete,^)  s«» 
repräsentirten  obige  32(>  Malter  Frucht  in  jenen  Zeiten  einen 
Geldwert  von  3273  rh.  fl.-)  Hiezu  kamen  während  derselben 
Periode  im  Durchschnitt  noch  jährlich  1002  rh.  fl.*^)  Baarein- 
nahmen,  (cfr.  Aul.  IIa.)  —  477  fl.  von  Ittendorf,  335  fl.  von 
Ramsberg  und  250  fl.  von  Bodman  —  sodass  mithin  das  gesammte 
privatwirtschaftliche     Einnahmebudget    der    Vogteien    auf 


*)  cfr.  Arch.  I,  7,  181.    Steueranschläge  d.  J.  1623—27. 
-)  Der  Münchner  Coramisö.-Ber.  verzeichnet  3000  rh.  fl. 
'')  1.  c.  verzeichnet  1000  rh.  fl. 
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jährlich  4340  rh.  fl.  oder  nach   moderner  Währung^  auf  rund 
25000  Mk.  zu  stehen  kam.     Natürlich  differirten  diese  Ziffern, 
die  Tom  Ansfall  der  Ernte  und  auch  sonst  noch  von  mancherlei 
Zufälligkeiten  abhingen,  in  den  einzelnen  Jahrgängen  ab  und  zu 
um  ein  paar  Hundert  Gulden:  so  hatte  z.  B.  eine  frühere  Pe- 
riode von  1608—16  (cfr.  Anl.  II,  1,  a.)  eine  Baareinnahme  von 
durchschnittlich   828  rh.  fl.    aufzuweisen,    und   die   Frucht   galt 
damals    nur   6   bzw.    5  rh.   fl.  pro  Malter.*)    Aber  das  privat- 
wirtschaftliche Gesammterträgnis  der  Vogteien  blieb  des  ungeachtet 
(loch  immer  ein  sehr  gutes,  zumal  wenn  man  damit  das  Anlage- 
capital  vergleicht  und  die  Geringfügigkeit  der  Verwaltungskosten. 
Diese  letzteren,  die  sich  hauptsächlich  auf  die  Instandhaltung 
der  3  Vogteischlösser  beschränkten,  da  der  Vogt  selbst  im  Genuss 
eiuer  Pfründe  war,  deren  Ertragswerte  (60 — 100  ä.^}  cfr.  weiter 
unten)  natürlich  in  die  Vogteirechnung  nicht  miteingeschlossen 
wurden,  erreichten  in  den  Jahren  1620—26  durchschnittlich  die 
Höhe  von  241  rh.  fl.    Wirklich  bedeutend  wurden  dieselben  nur 
ein  Mal,  anno  1608,  wo  es  sich  offenbar  um  teilweise  Neubauten 
handelte,  deren  Kosten  sich  auf  2915  rh.  fl.  beliefen,  (cfr.  Anl. 
II,  2,  b,  u.  1,  b.)    Aus  dem  allem  ergiebt  sich,  dass  die  Über- 
liuger  Gesandten,  die  bei  Gelegenheit  der  Einschätzung  in  die 
Reichsmatrikel  im  Gedanken  an  den  blühenden  Stand  ihrer  Vog- 
teien in  etwas  grosssprecherischer  Weise  von  ihrer  „Grafschaft" 
redeten,*)  im  Grunde  nicht  so  Unrecht  hatten,  denn  thatsächlich 
waren  die  3  Überlinger  Vogteien,   wenn   man  ihre   gemeinwirt- 
schaftliche   Abgabenleistung    noch    in    Rechnung    zieht,     (cfr. 
weiter  unten)    eine  Finanzquelle,    wie    sie    nur   den    grösseren 
Reichsbaronen  und  Grafen  und  selbst  diesen   nicht   immer  zur 
Verfügung  stund. 

Ausser  den  Vogteien  hatte  Überlingen  an  Grundbesitz  nur 
noch  den  Waldhof.*)  Derselbe  lag  2  Stunden  nördlich  von  der 
Stadt  mitten  im  Walde.  Er  bildete  den  Mittelpunkt  einer  Wald- 
und  Weidewirtschaft,  die  Überlingen  im  Jahr  1590*)  von  Frau 


')  Der  rh.  Gulden  zu  5  Mk.  76  ^>  berechnet,     cfr.  pag.  80  Anm.  A, 

*)  cfr.  Arch.  I,  7,  182  ».     Ordnung  der  Anlage  d.  a.  1595,  \i^^)^  und  IG15. 

^j  cfr.  Münchner  Commias.-Ber.  Ab8chn.  10. 

*)  cfr.  1.  c.  Abachn,  2. 

*)  cfr.  Ratsprot.  y.  30.  Januar  1590. 

Stthifer,  Wiruohaftt-  a.  PliuiaacMehioht«  d«r  RelohuUdt  Ob«rUnffln.  7 
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Anna  v.  Freyberg,  einer  geb.  v.  Landenberg,  um  8000  rh.  i 
gekauft  hatte.  Für  den  Viehstand  und  das  Wirtschaftsinventar 
des  Hofes  waren  noch  r>00  rh.  fl.  extra  bezahlt  worden.*)  Über- 
lingen hatte  diesen  Hof  in  Selbstbewirtschaftung,  d.  h.  die  Sudi 
Hess  durch  einen  Maier  und  dessen  Knechte  das  Vieh,  besondere 
Schweine,  auf  die  Weide  treiben  und  den  Wald  bewachen. 
Seinem  Gerichtszwang  nach  gehörte  der  Waldhof  zu|  Vogtei 
Ramsberg.  Auch  mussten  die  Vögte  von  Ramsberg  und'feohen- 
bodman  jeder  wöchentlich  1  bis  2  Mal  „auf  den  Walfl  reiten 
und  sehen,  dass  kein  Schaden  darin  beschehe,  sondert  nach 
Notdurft  gebannet  werde",*)  d.  h.  sie  hatten  die  Oberaufsicht  über 
den  Wirtschaftsbetlieb  des  Hofes.  Bezüglich  der  Rentabilität 
des  Waldhofes  lässt  sich  actenmässig  nicht  viel  behauptep.  Zwar 
verzeichnen  die  Stadtrechnungen  der  Jahre  1608—16  uml  16i0 
bis  1626  (cfr.  Anl.  II,  lau.  2  a.)  einen  durchschnittlichen 
Holzerlös  aus  den  Forsten  des  Waldliofes  von  jährlich  45  bzw. 
78  rh.  fl.  Dem  stehen  aber  in  den  gleichen  Zeiträumen  Unter- 
haltungskosten von  53  und  160  rh.  fl.  gegenüber,^)  sodass  hienach 
von  einer  Rentabilität  des  Hofes  nicht  gesprochen  werden  könnte. 
Doch  ist  es  wahrscheinlich,  dass  der  Waldhof  im  Verein  mit 
den  Vogteiforsten  das  Brenn-  und  Bauholz  lieferte,  dessen  die 
Stadt  zur  Versorgung  der  städtischen  Bediensteten  und  ziu*  Er- 
gänzung der  Festungswerke,  vornehmlich  der  Thore  und  Brücken 
und  der  sturrafesten  Palissadenreihen  auf  der  Seeseite,  alljährlich 
in  ganz  beträchtlichen  Mengen  bedurfte.  Eine  Nutzung,  die 
sicher  für  die  städtische  Wohlfahrt  von  grösster  Wichtigkeit  war, 
wennschon  sie  in  den  Stadtrechnungen  nicht  zu  entsprechendem 
Ausdruck  kommt. 

Als  zweite  privatwirtschaftliche  Einnahmequelle  haben  wir 
sodann  den  privatwirtschaftlichen  Erwerbsbetrieb  der 
Stadt  verzeichnet.  Die  beiden  wichtigsten  Zweige  desselben 
waren  der  Salzhandel  und  der  Weinhandel.  Daran  reihte  sich 
noch  die  städtische  Fischzucht  aber  mit  ganz  unbedeutendem 
Ertrag. 


')  cfr.  Ratsprot.  v.  24.  Februar  1690. 
*)  cfr.  Ratsprot.  v.  27.  Februar  1590. 
«)  cfr.  Anl.  ir.  1  u.  2  b. 
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BezQglich   des  Salzhandels  besass  Überlingen   das  Salz- 
handelsm onopol,  das  Carl  V.  im  Jahr  1547  der  Stadt  in  seinem 
Marktprivileg  verliehen  hatte  (cfr.  pag.  69).     Diese  ksl.  Freiheit 
sicherte  Überlingen  den  Alleinbetrieb  des  Salzhandels  im  Umkreis 
von   2  Meilen,   soweit  nicht  ältere    Privilege  dadurch  verletzt 
wurden.     Ausserdem  herrschte  Kaufzwang  für  die  Einwohner 
der  Stadt  und  Landschaft  Überlingen  in  dem  Sinne,  dass  die- 
selben ihren  Salzbedarf  bei  Strafe  der  Conflscation  von  niemand 
als  den  Salzbeamten  Überlingens  kaufen  durften.^)    Daran  hielt 
Überlingen  zum  lebhaften  Verdnisse  seiner  Nachbarn  fest,  deren 
Einreden  und  Monopolbruchversuche  immer  wieder  an  dem  ksl. 
Privilege  scheiterten.     Überlingen  hatte   ein  Salzhaus,    auch 
Salzstadel   genannt   (in   der  Nähe   der   alten  Ratscanzlei),   mit 
einem  Kaufladen.     Hausmeister  war  der  Salzknecht,  dessen 
Obliegenheiten  —   von   seinen  Pflichten  als  Kleinzoller  abge- 
sehen —  in  der  Instandhaltung  des  Salzlagers  und  dem  laden- 
mässigen  Detail  verkauf  des  Salzes  bestunden.*)    Letztere  Auf- 
gabe fiel  in  den  Vogteien  und  der  spitälischen  Landschaft  den 
Amtleuten,  den  Ammanen  der  einzelnen  Dörfer  und  den  Wirten 
zu,  denen  nach  Bedürfniss  Salz  hinausgeliefert  wurde,   das  sie 
wöchentlich  der  Stadt  verrechnen    mussten.**)     An   der  Spitze 
des  ganzen  Salzliaudels  stunden  3  Salzherreu.     Sie  besorgten 
deu  Engroseinkauf  und  überwachten  zusammen  mit  dem  Kent- 
stöblinsschreiber  den  Salzverschleiss  in  der  I^andschaft  und  die 
Buchung  des   ganzen  Handels.     Jede  Woche  fand  Rechnungs- 
abschluss  statt,  wobei  die  Überschüsse  au  die  Stadtcasse,   das 
Rentstüblein,   abgeführt  werden  mussten.*)    Das  in  Überlingen 
verkaufte  Salz  war  jederzeit  bayrisches;   tiroler   und  württem- 
bergisches Salz  —  in  Sulz  gewonnen  —  waren  ihrer  geringen 
Qualität   halber  vom   Überlinger   Handel   ausgeschlossen.     Ge- 
wöhnlich nahm  die  Stadt  ihren  Salzbedarf  von  Landsberg,  Mindel- 
heim  oder  Memmingen.    Derselbe  wurde  ihr  entweder  direct  und 
auf  dem  Landwege  zugeführt  oder  durch  Vermittlung  des  Salz- 


')  cfr.  Münchner  Ck)mmi8S.-Ber.  Abscbu.  6. 

-)  cfr.  Arch.  11,  4,  21.     Bestallungsbuch  d.  Stadtbeamten  d.  a.   1550 
bis  1594  s.  t.  Salzknecht. 

')  cfr.  1.  c.  Blatt  17  und  Rataprot.  v.  16.  Juni  u.  7.  Juli  1563. 
^)  BestaUungsbnch  16.  Jabrh.  g.  t.  Salzherren,  Äreh.  1.  c. 
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iactors  der  Stadt  Wangen  Idi  AUgäu  per  Scliiff  von  Lindau  aus. 
Dabei  fand  in  der  Regel  ein  eigentlicher  Geldkauf  nicht  statt, 
das  Salz  wurde  vielmehr  gegen  Wein  eingetauscht  und  narli 
der  Scheibe  berechnet.*) 

Über  den  Salz  verbrauch  Überlingens  sind  uns  einiger- 
massen  zuverlässige  Nachrichten  nur  aus  den  20  er  Jahren  des 
nten  Jahrhunderts  in  sog.  Salzbüchern  erbalten,  die  aber  nicht 
practisch,  oder,  wie  der  Münchner  Commissär  sich  auszudrücken 
beliebte,  „gar  schlecht  und  einfältig"  geführt  sind,  und  über  den 
jährlichen  Aufwand  für  Salz  kauf  nur  mittelbaren  Aufschlus^ 
geben.  Darnach  wurden  in  den  Jahren  1620—26*)  im  Durch- 
schnitt jährlich  930  Scheiben  Salz  verkauft.  Der  Einkaufspreis 
der  Scheibe  Salz  betrug  während  dieser  Zeit  durchschnittlicli 
5  rh.  fl.  Das  ergäbe  eine  jährliche  Belastung  des  Ausgabekontos 
der  Stadt  Überlingen  für  Salz  mit  4650  rh.  11.,  womit  aber  selbst- 
redend die  thatsächliche  Belastung  der  einzelnen  Jahre  nicht 
eruirt  ist.  Verkautl  wurde  die  Scheibe  Salz  während  obiger 
7  Jahre  zu  durchschnittlich  11  rh.  fl.,  so  dass  also  Überlingen 
vom  Salzhandel  eine  jährliche  Bruttoeinnahme  von  10230  rh.  fl. 
und  einen  jährlichen  Durchschnittsgewinn  von  5580  fl.  hatte. 
Dieser  hohe  Gewinnsatz  dürfte  jedoch  in  früheren  Decennien 
kaum  erzielt  worden  sein.  Es  ist  wohl  zu  beachten,  dass  in 
unsere  Rechnungsperiode  2  Jahre  fallen,  in  denen  offenbar  unter 
dem  Druck  des  pfälzischen  Krieges  die  Salzpreise  zu  ganz 
enormer  Höhe  anwuchsen,  von  der  sie  erst  nach  geraumer  Zeit 
und  allmälig  wieder  hera.bsanken,  und  dass  Überlingen  diese 
günstige  Marktconjunctur  gut  zu  nutzen  verstund.  Noch  zu 
Anfang  des  Jahres  1622  notirte  Überlingen  als  Einkaufspreis 
der  Scheibe  Salz  6  rh.  fl.  und  als  Verkaufspreis  6  fl.  32  xr. 
Bald  darauf  stieg  der  Einkaufspreis  auf  10  rh.  fl.,  um  welche 
Summe  Überlingen  noch  Salz  aufgekauft  zu  haben  scheint.  Von 
da  ab  wurde  der  Salzeinkauf  sistirt  und  dagegen  der  vorhandene 
Vorrat,  als  die  Preise  in  raschem  Tempo  bis  zu  39  rh.  fl.  für 
die  Scheibe  anwuchsen,  auf  den  Markt  geworfen.  Diese  Preis- 
höhe hielt  sich  noch  in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1623, 
sank  dann  auf  30  rh.  fl.  und  so  fort,    bis   sie    schliesslich   fast 


')  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  6. 

«)  cfr.  Arch.  III,  3,  203.    Acten  den  Salzkauf  betr. 


Digitized  by 


Google 


101 


ihre  ursprüngliche  Stufe  mit  6  fl.  52  xr.  wieder  erreicht  hatte. 
Im  Verlaufe  dieser  2  Jahre  nun  hat  Überlingen  2040  Scheiben 
Salz    zu    keinem    geringeren   Durchschnittspreise    als    20  —  24 
rh.  fl.   die  Scheibe  verkauft  und  damit  augenscheinlich  —  in- 
sofern höhere  Einkaufspreise  als  10  rh.  fl.  die  Scheibe  in  den 
Salzregistern  der  beiden  Jahre  nicht  verzeichnet,  also  auch  nicht 
erlegt  worden  sind  —  einen  sehr  erheblichen  Speculationsgewinn 
gemacht.      Dadurch   wurde    aber    begreiflicherweise    auch   das 
Durchschnittsergebniss   der   ganzen    Periode   wesentlich  in  die 
Höhe  und  iiber  den  Punkt  hinausgerückt,  den  es  in  normalen 
Zeiten  zu  erreichen  pflegte.     Das  Normale   wird  vielmehr  ein 
Kaufpreis  von  4—5  rh.  fl.  die  Scheibe,  ein  Verkaufspreis  von 
c.  ti  rh.  fl.  und  ein  Salzconsum  von  jährlich  rund  900  Scheiben 
jrewesen  sein;  Daten,  die  sich  bei  Weglassung  der  Jahre  1622 
und  1623  als  fünfjähriger  Durchschnitt  obiger  Periode  ergeben. 
Es  reducirte  sich  mithin,  in  Übereinstimmung  mit  den  Angaben 
des  Münchner  Commiss.- Berichtes,  der  Nutzen,  den  die  Stadt 
am  Verkauf  einer   Scheibe   hatte,   —   die  Scheibe  im  Einzel- 
verkauf zu  2,5  Mass  berechnet*)  —  auf  etwa  eineu  rh.  Gulden, 
der  Jahresgewinn,  ohne  Anschlag  des  Zins  Verlustes,  der  Ver- 
waltungskosten und  des  verdorbenen  Salzes,  auf  etwa  900—1000 
rh.  fl.-)    So   allein  ist  es  dann  auch  verständlich,   warum   der 
bayrische   Commissär    zu    verschiedenen   Malen    die     „geringe 
Importanz",   die  „geringe  Quantität"  und  den  „schlechten  Ge- 
winn" des  Überlinger  Salzhandels  glaubte  tadeln  zu  müssen.'*) 
Den  Grund  hielür  fand  der  Commissär  darin,  „dass  maus  (nämlich 
den  hohem  Ertrag)  nicht  sucht  oder  begehrt."     Der  Überlinger 
Sälzhandel  beschränke  sich  „allein  auf  die  Stadt  und  Landschaft 
Überlingen".     Man  habe  nie  den  Versuch  gemacht,  den  Salz- 
verkauf auf  die  Schweiz  auszudehnen,  trotzdem  der  Fruchtver- 
kauf in  die  Schweiz  hiezu  die  günstigste  Gelegenheit  bot.   Ebenso- 
wenig habe  man  in  die  Frucht  exportirenden  Lande  Salz  ver- 
trieben.   Diese  Vorwürfe,  die  durch  die  sonstige  Verwaltungs- 
Praxis  Überlingens  nicht  gerade  widerlegt  werden,  mochten  zum 


*)  cfr.  Arch.  I,  51,  130.    Satzung  d.  a.  1461  nnd  die  Saizbücher  des 
n.  Jahrhunderts. 
•)  5760  Mk. 
^)  cfr.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  l  und  6. 
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1 
Teil  berechtigt  sein.     Nur  ist  dabei  vielleicht  das  eine  Moment 

zu  wenig  berücksichtigt,  dass  auch  andere  Herrschaften  ilire  Salz-        j 
monopole  hatten,  und  dass  Überlingen  ohnedies  seines  Salzprivilegs 
halber  in  stetem  Streite  mit  seinen  Nachbarn  lebte,  der  einem 
erfolgreicheren  Betrieb  des  Salzhandels  die  grössten  Schwierig- 
keiten bereitete.    Im  Norden  waren  es  die  Grafen  von  Heiligen- 
berg, im  Osten  die  Äbte  von  Salem,  im  Süden  die  Stadt  und 
das  Spital  Constanz,   und  im  Westen  die  Beamten  der  Land-       ■ 
grafschaft  Neuenbürg,  die  —  von  kleineren  Gegnern  ganz  zu       \ 
schweigen  —  immer  und  immer  wieder  eigenmächtige  Eingriffe       1 
in  das  Überlinger  Salzmonopol  teils  offen  verübten,  teils  heimlich       j 
begünstigten  und  dadurch,  auch  wenn  sie  schliesslicli  ihr  Un- 
recht büssen  mussten,  dem  Überlinger  Salzhandel  grossen  Ab- 
bitich  thaten.*) 

Gleich  einträglich  ungefähr  war  der  städtische  Wein- 
handel.  Derselbe  zählte  aber  nicht  unter  die  jährlichen  Ein- 
kommensquellen der  Stadt,  seine  Kauferlöse  traten  nur  periodisch 
im  Stadtbudget  auf.  Der  Grund  hiefür  lag  darin,  dass  die  Stadt 
keinen  Weinbau  trieb,  sondern  nach  Art  der  privaten  Wein- 
speculanten  in  billigen  Jahrgängen  neuen  Wein  aufkaufte,  den- 
selben im  Keller  ablagerte  und  erst,  wenn  die  Preise  hochgingen, 
auf  den  Markt  brachte.^)  Dass  auf  diese  Weise  grosse  Ge- 
winnste  erzielt  wurden,  haben  wir  bei  Besprechung  der  privaten 
Weinwirtschaft  bereits  gezeigt.  Dasselbe  Resultat  lässt  sich 
aber  auch  bezüglich  des  städtischen  Weinhandels  an  den 
Stadtrechnungen  des  17.  Jahrhunderts  zahlenmässig  nachweisen. 
Besonders  instiiictiv  in  dieser  Hinsicht  sind  die  Jahre  1608— IH 
und  1620—26. 

Während  der  7jährigen  Periode  von  1608—16^)  hatte  Über- 
lingen 6  gute  Herbste  und  einen  Fehlherbst,   diesen   a.   1608. 


*)  cfr.  die  Ratsprotocülle  vom  18.  März  uud  14.  Mai  1599,  vom  27.  März 
liJOl,  V.  29.  März  1604  und  dan  Missivprotocoll  vom  27.  Juni  1603  betr. 
Beachwerden  Überlingens  an  K.  Rudolf  II.  wegen  Miäsachtung  seines 
Salzprivilegs. 

-)  cfr.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  1. 

^)  Über  die  Herbsterträge  und  Weinpreise  cfr.  Kutzle,  Überlinger 
Stadtchronik  pag.  880,  über  die  Weinkauf-  und  Verkanfsummen  cfr.  Anl.  II. 
1.  a  u.  b. 
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Das  Herbstergebniss  der  6  guten  Jahrgänge  betrug  durchschnittlich 
ih{):i  Fuder,  ging  also  noch  um  211  Fuder  über  den  Überlinger 
Nurmalherbst  (2292  Fuder  cfr.  pag.  49)  hinaus.  Dabei  hielt 
sich  der  neue  Wein  in  massiger  Preishöhe,  das  Fuder  kam 
durchschnittlich  auf  43  rh.  fl.*)  zu  stehen.  Diese  fi  Jahre  über 
konnte  aber  die  Stadt  nicht  wohl  verkaufen.  Sie  hatte  in 
den  Jahren  1601—7  durchschnittlich  49  rh.  fl.  und  a.  1608  gar 
»'.8  rh.  fl.  für  das  Fuder  bezahlt  und  machte,  wenn  sie  jetzt  vor- 
zeitig ihre  Weine  losschlug,  selbst  an  den  besseren  Preisen,  die 
der  abgelagerte  Wein  galt,  einen  höchst  geringen  Profit.  Da- 
gegen benutzte  Überlingen  die  günstige  Einkaufgelegenheit  und 
füllte  seine  Weinkeller  während  obiger  6  Jahre  mit  rund  160 
Fuder,-)  deren  Kaufpreis,  da  das  Hauptquantuni  in  dem  billigen 
Weiiyahr  1610/11  eingelegt  wurde,  sich  auf  durchschnittlich 
nur  36  rh.  fl.  belief,  also  noch  um  7  rh.  fl.  unter  dem  gewöhn- 
lichen Preissatz  blieb.  Im  Ganzen  wurden  damals  5805  rh.  fl. 
für  Weinkauf  verausgabt. 

Anders  in  den  Jahren  160H  und  1620—26.  Das  Jahr  1608 
brachte  einen  Fehlherbst,  auf  der  Überlinger  Gemarkung  waren 
nnr  937  Fuder  gewachsen.  In  Folge  dessen  gingen  die  Preise 
in  die  Höhe,  der  Neue  galt  68  rh.  fl.,  und  es  konnten  die  alten 
Weine,  die  s.  Zt.  49  rh.  fl.  das  Fuder  gekostet  hatten  und 
nun  sicher  noch  besser^)  als  der  neue  Wein  bezahlt  wurden, 
mit  Gewinn  abgestossen  werden.  Dementsprechend  verkaufte 
die  Stadt  a.  1608  für  1704  rh.  fl.  Wein.  Nach  dem  Preise 
des  neuen  Weines  berechnet  waren  dies  25  Fuder,  au  denen 
zum  mindesten  475  rh.  fl.  gewonnen  wurden.  Der  Einkauf  be- 
M'hränkte  sich  auf  c.  7  Fuder  zu  460  rh.  fl.     Später  in  den  20er 


')  Das  Fuder  neuen  Weines  kostete  a.  1610/11  —  28  rh.  fl. 

a.  1611/12  —  60  rh.  fl. 
a.  1612/13  —  40  rh.  fl. 
a.  1614/15  —  48  rh.  fl. 
a.  1615/16  —  48  rh.  fl. 
a.  1616/17  —  35  rh.  fl. 
•)  Dividirt  wurden  die  Kauf  summen  der  einzelnen  Jahre  (cfr. 
Anl.  n,  1,  b.)  durch  die  entsprechenden  Weiupreise.  cfr.  Anm.  1. 

*)  Die  Preise  des  alten  Weines  in  den  Jahren  1608—16  sind  im  Bin- 
zeken  uiu  nicht  bekannt* 
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Jahren*)  wurde  sodann  dei*  Weinverkauf  in    grösserem  Mass- 
stabe fortgesetzt.     Auch  während  dieser  Zeit  verursachten  in 
erster  Reihe  die  geringen  Herbste,  die  durchschnittlich  mit  720 
Fuder  hinter  dem  Normalherbstertrag  zurückstunden,  eine  Preis- 
steigerung des  Weines.    Dazu  kam  aber  als  zweiter  und  wesent- 
licher  Factor   noch   der   Krieg,    der   sich   den   nichtbeteiligteu 
Ländern  jeweils  zuerst  in  den  Lebensmittelpreisen  fühlbar  machte. 
In  Überlingen  stieg  der  Preis  des  neuen  Weines*)  von  43  auf 
1)7  rh.  fl.,  gleichzeitig  wurde  der  alte  Wein  mit  durchschnittlich 
84  rh.  fl.'*)  pro  Fuder  bezahlt.     Dass   daraus  auch   die  Stadt 
Vorteil  zog,  war  selbstverständlich.    Z.  B.  verkauften  die  Stadt- 
keller im  Jahr  1()24'25,  das  den  höchsten  Preisgang  aufzuweisen 
hatte,  lilr  104*)8  rh.  fl.  Wein:  \)2  Fuder  zu  114  rh.  fl.,  in  den 
übrigen  Jahren:  87,  63,  47,  32,   7  und  3  Fuder.*)    Dabei  ver- 
stunden sich   die   städtischen  Kellermeister   wie   beim  Einkaot 
auf  kluge  Ausnützung  der  günstigsten  Marktlagen.     Sie  setzten 
dadurch    ihre  Weinvorräte   noch  über   dem    Durchschnittspreis 
und  zwar  das  Fuder  zu  durchschnittlich  91  rh.  fl.  ab,  so  dass 
aus  dem  Gesammtverkauf  von  rund  331  Fuder  während  obiger 
7  Jahre  30255  rh.  fl.  gelöst  wurden.    Daran  profitirte  Über- 
lingen,   wenn    wir   für    IGO  Fuder   die  Kaufsumnie   der  Jahre 
KiOl)— li)  mit  5805  rh.  fl.,   für  7  Fuder  die  des  Jahres  \^% 
mit  41)0  rh.  fl.,   und  für  die   weiteren    164   Fuder  den  Durch- 

*;  Über  die  Woiu ertrage  und  -Preise  cfr.  Arch.  III,  4,  20».  Weiu- 
erträge  von  IG()2— IßH-J.  und  Arch.  III,  3.  nicht  numinerirtes  Fascikel.  die 
Weinprciso  d.  a.  15h8~1774.  Über  das  städtische  Weinhandelsbudget  vU. 
Aul.  U,  2  a  u.  b. 

«j  Von  welchem  die  Stadt  nur  22  Fuder  zu  1450  rh.  fl.  einlegte,  der^u 
Verkaufs  weise  Verwertung  aber  erst  in  eine  spätere  Periode  gefaUeu  sein 
dürfte. 

')  cfr.  Arch.  I,  7,  181.  AVein-Steueranschläge.  Das  Fuder  alten 
Weines  kostete:  1620  :     68  rh.  fl., 

1621  :  60  rh.  fl., 

1622  :  109  rh.  fl., 

1623  :  64  rh.  fl., 

1624  .  114  rh.  fl., 

1625  :  80  rh.  fl., 

1626  :  91  rh.  fl. 

*)  Die  Berechnuugsart  ist  die  pag.  loa  Anm.  2  angegebene:  Divisiou 
der  jährlichen  Kauferlöse  (cfr.  Anl.  II,  2,  a.)  durch  die  entsprechenden  Jahre«- 
preise  dos  alten  Weines,    cfr.  Anm.  3. 
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schnittskanfpreis  der  Jahre  1601—7  mit  49  rh.  fl.  pro  Fuder 
iusgesammt  also  ein  Anlagecapital  von  14301  rh.  il.  annehmen: 
15954  rh.  fl.  Der  Gesammtgewinn,  der  in  den  genannten  14 
Jahren  aus  den  städtischen  Weinkellern  gezogen  wurde,  erreichte 
mithin  die  Höhe  von  16429  rh.  fl.,0  woraus  sich  ein  Jahres- 
gewinn von  1174  rh.  fl.  ergab. 

Diese  Daten,  die  einen  Wertzuwachs  der  Weine  von  34, 
H»;  und  1 53  **  j,  aufweisen,  repräsentiiten  jedoch  keineswegs  den 
Reinertrag  des  städtischen  Weinhandels.  Solche  Resultate  konnten 
nur  durch  Kellerlagerung  während  längerer  Zeiträume  erreicht 
werden,  so  dass  der  Wiederersatz  des  Zinsverlustes,  der  Kellerei- 
verwaltungskosten und  des  natürlichen  Weinabganges  jeweils 
noch  einen  beträchtlichen  Abstrich  am  Reingewinn  wird  ver- 
ursacht haben.  Dass  aber  auch  so  noch  die  Rentabilität  des 
AVeinhandels  eine  ganz  vorzügliche  blieb,  ist  nach  allem,  was 
wir  früher  betreffs  der  Überlinger  Weincultur  beizubringen  ver- 
inocliten,  schlechthin  selbstverständlich. 

Freilich    ist    damit  noch  nichts   über  die   Bedeutung    der 
städtischen   Weinhandelsgewinnste    für    das   städtische  Jahres- 
budget  behauptet.     In   dieser  Hinsicht  wird   man  füglich  das 
Urteü    wiederholen    können,    womit    der   bajTische   Commissär 
s.  Zt.   die   Überlinger   Salzgewinnste   kritisirte:    sie   sind   von 
geringer  Quantität  und  geringer  Impoitanz  gewesen.     Zweifels- 
ohne konnte  nämlich  die  Stadt,  wenn  sie  ihren  Handelsbetrieb 
dem  Gesammtumsatze  angepasst  oder    auf  eine   allmälige  Er- 
weiterung desselben   hingearbeitet  hätte,   aus   dem  Weinhandel 
viel  bedeutendere  Summen  lösen,  als  die  wenigen  Hundert  Gulden 
jährlich.    Woraus  jedoch  der  Stadtverwaltung  kein  Vorwurf  ge- 
macht werden  soll.     Denn  erstens  gehörte  hiezu  mehr  Geld,  als 
nach  der  gewöhnlichen  Jahresbilanz  in  den  Stadtcassen  übrig 
zu  sein  pflegte,  und  zweitens  waren  es  sehr  triftige  Gründe  volks- 
wirtschaftlicher Natur,  die  dem  städtischen  Weinhandel  entgegen- 
stunden.    Es  darf  nicht  vergessen  'werden,   dass  der  Weinbau 
die  Hauptnahrungsquelle  der  Bürgerschaft  bildete,  und  dass  darum 
eine  andauernde  und    erfolgreiche  Concurrenz  von  Seiten  der 
Stadt  gerade  auf  diesem  Gebiet  nicht  ohne  die  Gefahr  einer 
schweren  Schädigung  der  gesammten  Überlinger  Volkswirtschaft 

')  1Ö954  rh.  fl.  plas  475  rh.  fl.  Gewittn  des  Jahres  160s. 
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durchgeführt  werden  konnte.  Diesen  Fehler  veimied  aber  die 
städtische  Handelspolitik,  indem  sie  klugerweise  das  Privat- 
interesse ihrer  Weinspeculation  mit  den  Interessen  der  Wein- 
ptXMlucenten  zu  vereinen  suchte  und  im  übrigen  den  Weinverkauf 
der  Stadtkellerei  in  engen  Grenzen  hielt. 

Volkswirtschaftlich  betrachtet  beschränkte  sich  der  städtische 
Weinverkauf  zeitlich  auf  diejenigen  Jahre,  in  denen  wegen 
geringer  Herbste  oder  aus  sonstigen  Gründen  der  Markt  mit 
Wein  nicht  überführt  war,  die  Verkaufgelegenheit  für  jedermann 
günstig  lag,  ein  hoher  Preis  erzielt  und  darum  die  städtische 
Concurrenz  am  wenigsten  empfunden  wurde.  Ausserdem  nahm 
die  Stadt  nur  als  Käuferin  am  Weinmarkt  teil  und  vermehrte 
so  die  Nachfrage  zu  Gunsten  der  Wein  anbietenden  Bürgerschaft. 
Daneben  war  der  städtische  Weinverechleiss  noch  quantitativ 
beschränkt  und  hatte  selbst  in  seinen  Höchstbeträgen  auf  den 
Gang  der  55  Überlinger  Markttage  wenig  Einfluss.  Z.  B.  lie- 
ferten die  a.  H)25  aus  den  Stadtkellem  verkauften  92  Fuder 
zum  Absatzconto  der  einzelnen  Markttage  von  24  Fuder  nur 
1,7  Fuder,  fielen  also  dem  Jahresumsatz  von  1320  Fuder*) 
gegenüber  kaum  ins  Gewicht.  Und  dies  war  der  Höchstbetrag 
eines  Jahres  während  dreier  Decennien.  In  den  anderen  Jahren 
sank  das  städtische  Verkaufsciuantum  eines  Markttages  bei  un- 
gefähr gleichem  Jahresumsatz  auf  ein  Fuder,  ein  halb  Fuder 
und  selbst  noch  tiefer.*) 

Mehr  nur  zum  Privatgebrauch,  um  bei  den  Ratsmahlzeiten 
und  Uatsverehrungen  (Gescheuken  an  Nachbarstände,  z.  B.  aii 
die  Abte  von  Salem)  Fische  beliebig  verwenden  zu  können,  denn 
um  des  Erwerbs  willen  trieb  die  Stadt  Fischzucht.*)  Gelegen- 
heit hiezu  boten  4  Weiher,  einer  dicht  bei  Überlingen  und  3  iu 
der  Landschaft  bei  Hohenbodman,  Grünwangen  und  Neuweier 
gelegen,  die  für  gewöhnlich  mit  2—3000  Stück  Karpfen  besetzt 


*)  In  den  Jahren  160«— 16  belief  sich  der  jährliche  Umsatz  auf  durch- 
schnittlich 1091  Fuder  (cfr.  pag.  57.)  Aut<  don  20er  Jahren  Uess  sich  aut 
Grund  der  Stadtrechnungen  nur  das  Jahr  1622/*23  and  1624/26  mit  einem 
Umsatz  von  1130  bzw.  1320  Fuder  namhaft  machen. 

*)  Zu  berechnen  vermittelst  Division  der  Verkaufsquauten  der  einzelnen 
Jahre  durch  die  Zahl  der  Markttage. 

'*)  cfr.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  2  und  Ratsprot.  v.  21.  Nov. 
1566.    Femer  Anlage  II,  1  n.  2,  a  u.  b. 


Digitized  by 


Google 


107 


wurden.  Zwei  derselben  dienten  ausschliesslich  der  Fischzucht, 
dem  Halten  von  Setzlingen-  und  Laichfischen,  in  den  beiden 
andern  waren  die  Essfische.  Da  der  Hanptteil  des  Fischertrages 
in  den  oificiellen  Gastereien  und  Geschenken  aufzugehen  pfiegte, 
so  war  der  Erlös  aus  dem  Fischverkaaf  natürlich  geringfügig. 
Z.  B.  blieben  in  den  Jahren  1608—16  nach  Abzug  von  27  rh.  fl. 
Unterhaltnngskosten  als  Reingewinn  durchschnittlich  noch  26 
rh.  fl.  Qbrig.  Manchmal,  wie  in  den  J.  1620/26,  wurde  durch 
den  Fischverkauf  nicht  ein  Mal  der  Kostenaufwand  für  den 
Unterhalt  der  Weiher  gedeckt.  Selbstverständlich  ohne  dass 
daraus  auf  Unrentabilität  der  städtischen  Fischzucht  geschlossen 
werden  musste,  es  entziehen  sich  eben  die  Zahl  und  der  Kauf- 
wert, der  „zu  eigener  und  fremder  Ei-getzlichkeit**  verbrauchten 
Fische,  ohne  welche  eine  genauere  Schätzung  des  Ertrags- 
umfanges  überhaupt  unmöglich  ist,  unserer  Berechnung. 

An  letzter  Stelle  wären  unter  den  privatwirtschaftlicheu 
Binnahmequellen  Überlingens  noch  die  städtischen  Ueldge* 
Schäfte  zu  erwälinen,  doch  müssen  wir  uns  hiebei  kurz  fassen, 
„dieweil  (bereits  im  Jahr  1644)  beim  Rentstüblin  eine  grosse 
Confusion  in  allen  diesen  Sachen  gewesen ***)  und  die  Über- 
lieferung inzwischen  begreiflicherweise  nicht  besser  geworden 
ist.  Dass  die  Stadt  Überlingen  privatwirtschaftlich  Geldgeschäfte 
machte,  d.  h.  zum  Zwecke  der  Zinsgewinnung  Geld  an  Privat- 
personen auslieh,  geht  sowohl  aus  den  Stadtrechnungen,  wie  aus 
einer  Reihe  von  Ratsdecreten  hervor,  die  sich  mit  der  städtischen 
Geldleihe  befassen.  Damach  erfolgte  die  Ausgabe  städtischer 
Darlehen  in  doppelter  Weise:  »gegen  gebührende  Obligation" 
und  „auf  gebührende  Recognition",  also  auf  Unterpfand  und 
auf  Handschrift.  Der  reine  Personalcredit  kam  jedoch  in  der 
Regel  nur  ganz  vertrauten  Schuldnern  und  nur  bei  kui^ristigen 
Geldleihen  zur  Anwendung.  Die  Üblichste  Creditform  wai*  der 
Realcredit  mit  einer  Rückzahlungsfrist  von  einem  oder  mehreren 
Jahren.  Der  Zinsftiss,  der  bei  diesen  Geldgeschäften  angesetzt 
wurde,  betrug  die  seit  Ausgang  des  16ten  und  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  landesüblichen  5  ^/o- 

In  erster  Linie  benutzten  den  städtischen  Credit  natürlich 
die  Bürger  und  Landesunterthanen  Überlingens,  und  zwar  sowohl 


^)  cfr.  Münchner  Gonuniss.-Ber.  Abschn.  1. 
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der  Einzelne  wie  die  ganze  Bürgerschaft.  Unter  den  privaten 
Creditnehmem  befanden  sich  besonders  häufig  die  städtischen 
Maier,  die  Erbpächter  der  städtischen  Höfe.  In  schlechten 
Jahren  oder  zu  Zeiten,  wo  der  Fruchtverkauf  und  der  Umsatz 
der  sonstigen  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  in  Geld  nicht  in 
genügender  Menge  oder  nicht  rasch  genug  bewerkstelligt  werden 
konnte,  entliehen  diese  Maier  regelmässig  Betriebscapital  vom 
Rentstüblein  gegen  Verpfandung  ihrer  Eigentumsrechte  oder 
Erblehensgerechtigkeiten.  Ueimbezahlt  wurde  in  solchen  Fällen 
gemeiniglich  erst  nach  Verfluss  einer  Wirtschaftsperiode,  also 
eines  Jahres.  Auch  war  der  Credit  nach  Bedürfniss  noch  lang- 
fristiger, er  konnte  sich  auf  (>— 8  Jahre  erstrecken.^)  Con- 
sumtivcredit,  der  Privatpersonen  wohl  seltener  gewährt  wurde, 
begehrten  sodann  öfteis  die  städtischen  Klöster  und  Stiftungen 
zur  Deckung  vorübergehender  Kassendeficits,  die  eine  baldige 
Abtragung  der  Schuld  erwarten  Hessen.  In  diesem  Sinne  entlieh 
z.  B.  a.  1587  das  Spital  1000  rh.  fl.  und  a.  1604  das  Über- 
linger  Barflisserkloster  100  rh.  fl.  aus  der  Stadtcasse.  Sie  ver- 
pflichteten sich  durch  Handschrift  zur  ungesäumten  Rückzahliuig, 
sobald  die  Restanzen  eingingen  oder  auf  andere  Art,  etwa  dui-cli 
Weinverkauf,  Geldei'  flüssig  würden.^)  Der  Fall,  dass  die  ganze 
Bürgerschaft  und  ganze  Landgemeinden  den  Stadtcredit  in  An- 
spruch nahmen,  wodurch  die  städtische  Geldleihe  den  Charakter 
einer  voiwiegend  volkswirtschaftlichen  Massregel  bekam,  gehörte 
zu  den  Eigentümlichkeiten  anormaler  Zeiten.  Doch  lässt  auch 
hiefür  sich  ein  Beispiel  anführen.  So  eröfliiete  der  Überlinger 
Magistrat  im  Jahr  158()^)  „wegen  dieser  beschwerlichen,  leidigen 
und  beharrlichen  theueren  Zeiten  gemeiner  Burgerschaft  und  den 
armen  Unterthanen  auf  dem  Land''  einen  Gesammtcredit  von 
10000  rh.  fl.,  welche  die  Stadt  selbst  zuvor  in  Ulm  aufgenommen 
hatte.  Damals  erhielten  alle  Bürger  und  Landesunterthanen. 
die  „genügsame  Versicherung"  stellen  konnten,  und  ebenso  die 
Behörden  der  einzelnen  Landgemeinden  für  sich  und  ihre  Ge- 
meinderoitglieder  gegen  Verschreibung  „gemeiner  Mark"  bei  der 


*J  c£r.  die  RÄtsprotocoUe  v.  23.  Mai  1586,   12.  Januar  1591,   20.  Aug. 
1596,  -28.  Oktober  1605,  5.  November  1607. 

*)  cfr.  die  Ratsprot.  v.  22.  Juni  1587  und  22.  Januar  1604. 
^)  cfr.  die  Ratsprot  v.  23.  Mai  und  6.  Juli  1586. 
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Stadtcasse  „uln  gebührlichen  b^\'^^  Zins"  Vorschösse,  die  erst 
nach  6—8  Jahren  zurückbezahlt  werden  mussten. 

Zu  den  auswärtigen  Schuldnern  gehörten,  soweit  aus  Räts- 
protocollen  ersichtlich,  vorab  die  Nachbarn  Überlingens,  a.  1 590^) 
z.  B.  entlieh  der  Prälat  von  Salem  auf  5  Jahre  gegen  Ver- 
sicherung 2000  rh.  11.  und  der  Bischof  von  Constanz  3000  rh.  fl. 
^egen  gebührende  Recognition  auf  zwei  Monate  von  Überlingen. 
I5t>3«)  wurden  Graf  Hang  v.  Montfort,  a.  1584«)  die  Stadt 
finchhom  (das  heutige  Friedrichshafen)  mit  500  bezw.  1000 
rh.  fl.  auf  8  Jahre  gegen  gebührende  Obligation  und  5  ^j^  Zins 
die  Schuldner  Überlingens  u:  s.  w.  Alle  diese  Capitalanfnahmen 
bedurften  zunächst  der  Genehmigung  des  Rates,  darauf  konnte 
das  Geld  beim  Rentstüblin  erhoben  werden. 

In  den  «Tahren  1 608/16  hatte  die  Stadt  im  Ganzen  ungefähr 
:i0000  rh.  fl.  ausstehen.  Sie  bezog  davon  im  Durchschnitt  jährlich 
1461  rh.  fl.  Zins.  Capitalheimzahlung  und  Capitalanlage  hielten 
sich  während  dieser  Zeit  beinahe  das  Gleichgewicht.  Heim- 
bezahlt wurden  in  summa  13  709  rh.  fl.,  ausgeliehen  11084  rh.  fl. 
In  den  20  er  Jahren  machte  sich  der  Einfluss  der  Kriegsläufte 
bemerkbar.  Die  rückständigen  Zinsen  wurden  besonders  in  den 
Jahren  1621/22  und  1622/23  eingetrieben,  die  Capitale  im  Um- 
fange von  cc.  11)000  rh.  fl.  gekündigt,  der  Credit  auf  2636  rh.  fl. 
herabgesetzt,    (cfr.  Aul.  II.). 

Die  zweite  Hauptclasse  des  städtischen  Einnahme^tats  um- 
schloss  die  Einkünfte  gemeinwirts c ha ft lieber  Natur.  A n  ihre 
Spitze  stellen  wir,  gleichsam  zur  Überleitung,  den  Ertrag  derjenigen 
Anstalten,  die,  obschon  sie  öffentlichen  Zwecken  dienten  und 
nach  staatswirtschaftlichen,  nicht  privatwirtschaftlichen  Grund- 
sätzen verwaltet  wurden,  gelegentlich  auch  privatwirtschaftlichen 
Gewinn  abwarfen.  Hierher  zählen  die  Einkünfte  der  städtischen 
Komlauben,  des  Kalkhauses,  des  Marstalles  und  Zeughauses. 

Zum  Beweis  der  Gemeinnützigkeit  der  den  beiden  Eorn- 
hen-en*)  unterstellten  Frucht-   oder  Kornlauben    citiren  wir 


*)  cfr.  die  Ratsprot.  v.  20.  Juni  und  lO.  Septbr.  1590. 
*)  cfr.  Ratsprot   v.  29.  Juli  1561 
»)  cfr.  Ratsprot.  v.  26.  Dezbr.  1584. 

^)  cfr.  BestaUungsbuch  der  Stadtbeamten.    16.  Jabrh.  a.  t.  Koniberren, 
Q.  die  Ratswahlbücher  der  J.  1600/16. 


Digitized  by 


Google 


110 


drei  Ratsdecrete,  aus  denen  die  Grundsätze  der  städtischen  Korn- 
kaufpolitik  unzweifelhaft  erhellen.  Am  26.  Oktober  1570  be- 
schloss  der  t'berlinger  Rat:  weg:en  gegenwärtiger  klemm  er 
Zeiten  gemeiner  Stadt  ein  Anzahl  Korn  an  Veesen  im  Vorrat 
einzukaufen;  am  15.  Juni  1559:  es  sollen  die  verordneten 
KornheiTen,  dieweil  das  Korn  in  solchem  Jahr  in  grossen 
Aufschlag  kommen,  ein  Wochen  5  oder  {\  an  einem  Wochen- 
markt 60—80  Malter  verkaufen  und  nit  länger,  denn  bi> 
neu  Korn  kommt:  am  23.  Mai  15H6:  die  Kornherren  sollen 
sehen,  ob  sie  allenwegen  in  künftigen  Märkten  zur  Verhütunj( 
hoher  und  grosser  Aufschlag  etwan  den  ersten  Kauf  um 
12,  13  oder  13,5  rh.  fl.  thun  können,  dadurch  möchte  der 
Markt  vor  Aufschlag  erhalten  werden  und  die  andern 
Kauf  dem  ersten  nachfolgen.*) 

Die  Aufgabe  des  städtischen  Kornkaufs  war  demnach  im 
16.  Jahrhundert  eine  rein  volkswirtschaftliche.  Bezweckt  wurde 
die  Erhaltung  und  Verbilligung  des  Brotes  zum  Nutzen 
der  Bürgerschaft.  Dazu  griffen  die  städtischen  Kornlauben. 
deren  Hauptvorräte  aus  den  Vogteierträgen  resultirten,  bald 
kauf-  bald  verkaufsweise  in  den  Kornmarkt  ein,  aber  nur  wenn 
und  nur  so  lange  als  die  Getreidezufuhr  stockte  und  die  Preise 
hoch  stunden.  Sobald  die  Theuerung  vorüber  ist,  die  Enite  neuen 
VoiTat  gebracht  hat,  wird  -  nach  dem  ausdrücklichen  Gebot 
des  Ratsdecrets  von  1551»  —  der  städtische  Verkauf  wieder  ein- 
gestellt, der  Markt  den  privaten  Händlern  wieder  überlassen. 
An  dieser  Auffassung  hielt  auch  das  Stadtregiment  des  17.  Jahr- 
hunderts im  Wesentlichen  fest,  wenigstens  wurde  kein  eigent- 
licher Kornhandel,  kein  gewerbsmässiger  Kornaufkauf  und 
-Verkauf  getrieben.  Die  Stadtrechnungen  der  Jahre  1608— ifi 
enthalten  einen,  die  der  Jahre  1020—26  keinen  Ausgabe- 
posten für  Kornkauf.  Dagegen  war  in  dei*  ersten  Periode  der 
Koniverkauf  allerdings  ziemlich  einträglich,  er  brachte  im  Jahr 
durchschnittlich  754  rh.  Ü.  ein.  Es  ist  nun  möglich,  dass  hiebei 
auch  privatwirtschaftliche  Interessen  mitunterliefeu,  dass  die 
Stadt,  was  sie  an  Korn  nicht  zu  Besoldungen  brauchte  oder  auf 
Lager  halten  wollte,  zu  versilbern  suchte.  Jedenfalls  kam  aber 
auch  dies  mit  Willen  des  Rates  dem  gemeinen  Nutzen  zu  gut^ 


^)  cfr.  die  Ratsprot.  der  cit.  Jahre. 
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denn  die  Kornpreise  s>anken  in  jenen  Jahren  fast  auf  das  nor- 
male Dorchschnittsnivean.  (4—5  rh.  fl.  für  leichte,  5— G  rh.  fl.  für 
schwere  Pmcht  cfr.  weiter  nnten).  Das  leichte  Korn  galt  4—6 
rh.  fl.,  das  schwere  5—7  rh.  fl.  pro  Malter.^)  Später  hörte  der 
städtische  Kornkauf,  vom  Jahr  16-20/21  abgesehen,  gänzlich  auf. 
(cfr.  Anl.  II.). 

Das  städtische  Kalkhans  hatte  den  Charakter  einer 
Waarencreditanstalt.  Es  unterstund  der  Leitung  zweier  Bauer- 
herren*) und  enthielt  das  gesammte  für  einen  Hausbau  not- 
wendige Baumaterial,  also  Kalk,  Steine,  Ziegel,  Holz,  Bretter, 
Eisen,  Nägel  etc.  Sein  ursprünglicher  Zweck  war  der  Unterhalt 
der  städtischen  Bauten.  Gegen  Ende  des  IB.  Jahrhunderts  er- 
weiterte sich  jedoch  seine  Bestimmung  im  gemeinnützigen  Sinne 
aus  Anlass  grösserer  Stadtbrände  am  St.  Lutzenberg,  die  eine 
Unterstützung  der  Brandbeschädigten  aus  öffentlichen  Mitteln 
notwendig  machten.  Nunmehr  erhielt  jeder  Brandbeschädigte 
nnd  in  der  Folge  überhaupt  jeder  Baulustige  „allen  notwendigen 
Bauzeug  um  ein  leidlichen  und  ziemlichen  Anschlag  aus  dem 
Kalkhaus  dargestreckt'^.  Dabei  wurden  die  Zahltermine,  die 
Zieler,  so  gelegt,  „dass  sie  es  wohl  erleiden  und  bezahlen  mögen 
jährlich  zur  Herbstzeit  mit  Wein  oder  Geld".*)  Von  da  ab 
weisen  die  Kalkhausrechnungen  eine  starke  Frequenz  des  Kalk- 
hauses  auf.  Seine  Ausgaben  beliefen  sich  im  2.  und  3ten  De- 
cennium  des  17.  Jahrhunderts  auf  jährlich  1490  bezw.  2045  rh.  fl., 
seine  Einnahmen,  die,  eben  weil  gestundet  wurde,  hinter  den  Aus- 
gaben zurttckblieben,  auf  durchschnittlich  957  und  902  rh.  fl. 
(cfr.  Anl.  II.). 

Die  Aufgabe  des  städtischen  Marstalles  war  eine  fried- 
liche und  kriegerische.  In  Friedenszeiten  diente  der  Marstall 
hauptsächlich  dem  Nachrichtenverkehr.  Die  Pferde  der 
reitenden  Stadtboten  wurden  vom  Marstall  geliefert.  Auch  wer 
sonst  berittene  Botschaft  schicken  wollte,  erhielt  gegen  ent- 
sprechendes Reitgelt  von  einem  der  beiden  Stallmeister*)  Ross 
und  Reiter   zur  Verfügung  gestellt.     Ausserdem   durften   die 


")  cfr.  Arch.  I,  7,  182.    Steueranschlftge  der  J.  1566—1615. 
')  cfr.    d.    Bestallungsbuch    des    16.  Jahrh.    s.    t.:    Bauherroti    und    il. 
Hatswahlb.  des  17.  Jahrh. 

»)  cfr.  die  RAtsprotoc.  v.  9.  Juli  1578  u.  16.  Mai  1600. 
*)  cfr.  d.  Batowahlb.  des  17.  Jahrh. 
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Pferde  nur  von  den  Ratslierren  geritten  werden,  Privatpersonen 
wurden  sie  nicht  geliehen.*)  Hiezu  kam  im  Kriege  der  Pferde- 
bedarf der  reisigen  Stadtknechte  und  die  Bespannung  der 
(leschiitze.  Für  die  Geschütze  wurden  ständig  14  ber^ondei-s 
schwere  Pferde  gehalten.^)  Ob  die  Stadt  Pferdezucht  und 
-Handel  trieb,  lässt  sich  nicht  mehr  entscheiden,  die  Wahr- 
scheinlichkeit spricht  aber  dagegen.  Sicher  ist,  dass  ab  und  zu 
ein  Pferd  verkauft  und  dann  wenn  möglich  mit  Gewinn  verkauft 
wurde,  und  ebenso  sicher  ist,  dass  die  Stadt  besondei^  schöne 
und  wertvolle  Pferde  besessen  haben  muss,  denn  der  Preis  ihrer 
Pferde  betrug  im  U\.  Jahrhundert  gemeinhin  das  Doppelt«  von 
dem  Preise  eines  gewöhnlichen  Ackerpferdes.  Laut  Ratsbeschluss 
vom  Jahr  158 2  und  1596  *)  durfte  keines  der  städtischen  Pferde, 
gleichviel  ob  alt  oder  jung,  unter  40  rh.  fl.  abgegeben  werden, 
während  damals  ein  Ackerpferd  nur  17—25  rh.  fl.  kostete.*) 

In  den  20er  Jahren  des  17.  Jahrhunderts  muss  der  städtische 
Marstall  gänzlich  geräumt  und  mit  frischen  Pferden  besetzt 
worden  sein.  Innerhalb  7  Jahren  wurden  3586  rh.  fl.  aus  dem 
Marstalle  vereinnahmt  und  gleichzeitig  3527  rh.  fl.  verausgabt. 
Auch  hier  stunden  die  Kriegsjahre  1622  und  1623  mit  einer 
Einnahme  von  2073  rh.  fl.  und  einer  Ausgabe  von  2313  rh.  fl. 
obenan  (efr.  Aul.  11.).  In  den  ruhigeren  Zeiten  vor  dem  Krieg 
war  das  Budget  des  Marstalls  viel  kleiner.  Der  Jahresaufwand 
für  denselben  stellte  sich,  ohne  den  Haferverbrauch,  der  aus 
den  Fruchtlauben  bestritten  wurde,  auf  durchschnittlich  112  rh.  fl. 
Einnahmen  gab  es  nur  in  einzelnen  Jahren  und  in  so  geringem 
Betrage  —  in  summa  369  rh.  fl.  — ,  dass  hienach  ein  directer 
und  gewerbsmässiger  Geldgewinn  des  Mai'stalles  ausgeschlossen 
erscheint. 

Über  Zweck  und  Bedeutung  des  städtischen  Zeughauses 
gibt  sein    Inventar   den    beredtesten  Aufschluss.     Anno   1611 0 

*;  cfr.  Ratriprot.  v.  lU.  Juni  1582. 

3)  cfr.  Arch.  I,  63,  705,  das  Zeughaus  betr.  d.  d.  5.  März  1611. 

»)  cfr.  die  Ratsprot    v.  27,  März  1582  u.  22.  Juni  1596. 

*)  cfr.  Arch.  I,  7,  182.  Anlageordnungen,  der  Steuerpreis  eines  Pferdes 
der  Landschaft  Überlingen  betrug  a.  156G  u.  1583:  17  rh.  fl.,  a.  I.W»: 
20  rh.  11.,  a.  1607:  23  rh.  fl.,  a.  1615:  25  rh.  fl. 

•')  cfr.  Arch.  I,  63,  705.  Inventar  d.  d.  5.  März  1611  und  MLssivprot. 
V.  7.  Okt.  1610  an  die  Kriegsräte  in  Ulm,  Waffenbestellung  betr. 
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lagerten  in  den  Rüstkammeni  der  Stadt  Überlingen  15  Falke- 
netlein, 27  Scharpfendeinlin,  2  Schlangen,  3  Böller,  156  Doppel- 
hagen, 13  kurze  Hagen,  24  Pirschbüchsen,  25  Zielbftchsen,  342 
Musqneten,  21  Schwerter,  300  Hellebarden,  71  Harnische,  alles 
sammt  Znbehör.  Ferner  15  Zentner  Pulver,  Blei  und  Lunten. 
Dazu  Pechringe,  Feuerpfannen  und  Sturmleitern  in  erklecklicher 
Anzahl.  Alle  diese  für  die  Wehrhaftigkeit  einer  Reichsstadt 
hochwichtigen  Waffen-  und  MunitionsvoiTäte  wurden  jährlich 
unter  Führung  des  Zeugmeisters  von  den  Bau-  und  Stüblins- 
herren  inspicirt,  was  alt  und  unbrauchbar  befunden,  wurde  aus- 
geschieden, verkauft  und  neu  ersetzt.*)  Das  kostete  in  Friedens- 
zeiten durchschnittlich  241  rh.  fl.  jährlich,  sobald  Kriegsgefahr 
drohte,  wuchs  der  Aufwand.  In  der  Zeit  von  1620—26  er- 
reichten z.  B.  die  Armirungskosten  des  Zeughauses  fast  den 
doppelten  Satz  der  früheren  Jahre,  anstatt  241  durchschnittlich 
466  rh.  fl.  Dem  stunden  als  Einnahnie^tat  die  Kauferlöse  aus 
abgängigen  Waffen  und  aus  Geschossen  gegenüber,  die  die 
Büchsen-  und  Armbrustschützengesellschaften  ^)  und  Privatpersonen 
dem  Zeughaus  abgenommen  hatten,  im  Betrag  von  jährlich  56 
und  68  rh.  fl.  (cfr.  Anl.  II.). 

Verschieden  nach  der  Art  des  Betriebs,  in  Absicht  des 
Zweckes  aber  nahe  verwandt  mit  den  besprochenen  Instituten 
war  eine  andere  Gruppe  städtischer  Anstalten,  deren  Ertrag  in 
Form  von  Nutzungsgebühreu  erhoben  wurde:  die  städtischen 
Zimmerhfitten,  Bauchkessel  und  Brennöfen  oder  -Hütten. 

Die  älteste  dieser  drei  Anstalten,  die  im  Jahre  1552*) 
errichteten  Zimmerhütten,  lagen  abseits  der  Stadt  im  Westen 
vor  dem  Grundthor.  Sie  waren  zerlegbar  und  bestunden  aus  einer 
Haupthütte  und  zwei  Nebenhütten,  die  den  privaten  und  städtischen 
Zimmermeistern  als  Arbeitsraum  gegen  Entschädigung  überlassen 
wurden.  Auch  herrschte  Benutzungszwang,  damit  das  Publicum 
von  dem  Lärm  und  den  Fährlichkeiten  der  Zimmermannsarbeit 
verschont  bleibe. 

Wesentlich   feuerpolizeilichen    Rücksichten   verdankten    die 


0  cfr.  Ratsprot.  y.  23.  Mäns  1589. 
«)  cfr.  Eataprot.  v.  24.  April  1615. 
*)  cfr.  Ratsprot.  ▼.  19.  Aug.  1552. 

8  e  b  i  r •  r ,  WirlMluifto-  u.  FlB*iisr««1dobt€  dt  B«lokMtodt  ObtrUnf«*. 
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städtUchen  Bauchke^^sel  und  Brenn öfeu  ihre  Entstehung. 
Beängstigt  durch  grosse  Schadenfeuer,  die  in  Folge  leichtsinniger 
Handhabung  der  privaten  Bauchkessel  d.  i.  Waschkessel  imd 
Brennöfen  mehrmals  rasch  hintereinander  aufgingen,  erliess  der 
Rat  im  Jahre  1579*)  eine  Bauchkessel-  und  1587-)  eine 
Brennofenordnung,  durch  welche  zunächst  die  Erbauung  einer 
städtischen  Waschküche  und  Brennhfitte  an  feuersicherem 
Orte  in  den  Vischenheusem  beschlossen  und  folgends  jeder 
Hausbesitzer  verpflichtet  wurde,  nirgends  anders  als  in  den 
städtischen  Bauchkesseln  waschen  und  nirgends  anders  Ziegel 
oder  Backsteine  brennen  zu  lassen,  als  in  der  städtischen  Brenn- 
hfitte. Insbesondere  wurden  die  Mitglieder  des  ehrbaren  Hand- 
werks der  Hafner  befohlein,  alle  privaten  Brennöfen  nieder- 
zureissen  und  sich  ausschliesslich  der  städtischen  Brennöfen  zu 
bedienen.  Eine  scharfe  Controle  von  Seiten  der  beiden  officiellen 
Bauherren  und  empfindliche  Geldstrafen  sollten  dieser  Sicherbeits- 
massregel  Nachdruck  verleihen.  Im  übrigen  hing  der  Betrieb 
sowohl  der  ZimmerhQtten  wie  der  Waschküche  und  der  Brenn- 
öfen lediglich  vom  Bedurfniss  des  Publikums  ab.  Sie  stunden 
jedermann  jederzeit  um  gebührenden  Jahreszins  zur  Benutzung 
offen.  Aus  dem  Ertrag  dieser  Nutzungsgebuhren,  die  in  guten 
Jahren  durchschnittlich  542  rh.  fl.,  in  geringeren  296  rh.  fi.  ab- 
warfen (cfr.  Anl.  II.),  bestritt  die  Stadt  die  Unterhaltungskosten 
der  Anstalten,  deren  Summen  jedoch  in  den  Stadtrechnungen 
nicht  extra  gebucht  sind,  vielmehr  im  Ausgabebndget  des  Kalk- 
hauses zu  suchen  sein  dürften. 

In  das  Capitel  der  städtischen  Gebühren  gehörten  femer 
die  Gewerbepolizeiabgaben  und  die  Bürgeraufnahmegelder,  auch 
reihen  wir  hier  die  nicht  weiter  rubricirbaren  Strafgelder  der 
öffentlichen  Rechtspflege  an. 

Schon  seit  dem  15.  Jahrhundert*)  hing  der  Gewerbebetrieb 
für  neu  ins  Bürgerrecht  eintretende  Personen  in  Überlingen  von 
einer  speciellen  Ratserlaubniss  und  von  dem  Entscheid  der  sieben 
Zunftmeister   ab,  die   den  Petenten   in   eine  bestimmte  (in  die 


«)  cfr.  Rat8prot.  v.  29.  Dossbr.  1579. 
")  cfr.  Ratsprot.  v,  16.  März  1587  u.  10.  Mai  1600. 
»)  cfr.   Arch.  I,  61,    130.     Ordnung   d.  a.   1426  uud  1.  c.  IT,   15,  135. 
Gemeine  Zunftartikel  v.  ca.  1506. 


Digitized  by 


Google 


116 

elitsprechende)  Zanft  einwiesen,  der  er  unweigerlich  zu  gehorsamen 
hatte.  Dafür  erhob  der  Rat  gewisse  ihrem  Einzelsatz  nach  uns 
nicht  näher  bekannte  Sportein,  die  wir  Gewerbebetriebs- 
Erlaubnissgebühren  nennen.  Die  übrigen  Gebühren,  die 
Pfechten-,  Schau-  und  Strafgelder  resultirten  aus  dem  Gewerbe- 
betrieb selbst  und  seiner  Überwachung  durch  die  städtischen 
und  zunftigen  Polizeiorgane. 

Pfechten-  oder  Eichgelder  erhob  das  städtische  Eichamt,*) 
bestehend  aus  den  beiden  Ungelderherren,  den  Bauherren  und 
dem  Eichmeister.  Seine  Hauptaufgabe  war  die  Controle  der 
in  Privathänden  befindlichen  Masse,  Wagen  und  Gewichte.*) 
Alle  Fronfasten,  d.  h.  vierteljährlich,  fand  Revision  hierüber 
statt,  wobei  das  Ungehörige  corrigirt  und  event.  auch  zur  Anzeige 
gebracht  und  bestraft  wurde. 

Bezüglich  der  Schau-  und  Strafgelder,  deren  Ursprung 
im  Einzelnen  nicht  weiter  zu  verfolgen  ist,  bleibt  nur  noch  zu 
erinnern,  dass  die  Stadt  und  die  Zünfte  sich  von  altersher  darein 
teilten,*)  die  in  den  Rechnungen  verzeichneten  Summen  also  nur 
die  Hälfte  des  Ertrages  ausmachen.  Dem  zähen  Flusse  des 
Überlinger  Gewerbelebens  entsprechend  war  das  Gesammt- 
ergebniss  der  städtischen  Gewerbepolizeigebühren  durch  Jahrzehnte 
das  gleiche  und  gleich  geringfügige.  In  den  Jahren  1608—16 
gingen  durchschnittlich  147  rh.  fl.,  in  den  Jahren  1620—26 
durchschnittlich  139  rh.  fl.  aus  diesem  Verwaltnngszweige  jährlich 
ein.    (cfr.  Anl.  II.) 

Über  die  Bedeutung  der  Bürgeraufnahmegelder  ist 
in  der  Einleitung  pag.  26  bereits  gehandelt.  Zu  bemerken 
wäre  nur,  dass  sich  der  relative  jährliche  Bürgerzuwachs  ver- 
mittelst Division  der  jährlichen  Bürgergelder  durch  die  obli- 
gate Einkaufsnmme  von  20  ^.^^/  nicht  ermitteln  lässt,  sintemal 


')  cfr.  das  BestaUungsb.  d.  ir».  Jahrh.  s.  t.  c. 

*)  cfr.  Arch  I,  52,  141.  Ordnungen  des  16.  Jahrh.  Überlingen  hatte 
«ioppeltes  Gewicht:  Fein-  oder  Pfeffergewicht  und  iSchwergewicht.  Ersteres 
(ans  Messing?)  war  rund,  letzteres  4  eckig  und  aus  Eisen.  Die  Gewichts- 
einheit war  das  Pfund,  100  Pfund  machten  einen  Zentner.  Die  Gewichts- 
Btäcke  des  Schwergewichts,  die  in  Privathäuseni  bis  zu  25  Pfund  gebraucht 
werden  durften,  waren:  ein  halb  Vierling,  ein  Vierling,  ein  halb  Pfund, 
ein  Pfund,  2,  4  und  6  Pfund.  Für  schwerere  Waare  war  die  Benutzung  der 
^Hadtwagen  obligatorisch. 

*)  cfr.  Arch.  n,  15,  136.    Gemeine  Zunftartikel  d.  a.  1482  n.  1624. 

8* 
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(la.s  Bürgeraufnahmegeld  nicht  auf  ein  Mal,  sondern  nach  An- 
zahlung von  5  Äx^>  durch  i:)  Jahre  pfundweise  erhoben  wurde. 
Immerhin  «i:eht  aber  aus  dem  Vergleich  der  Budgetiierioden 
1608/16  und  1620 'i^6  mit  einer  Durchschnittsjahreseinuahme  von 
182  bzw.  253  rh.  fl.  soviel  hervor,  dass  mit  zunehmender  Kriegs- 
gefahr auch  der  Zudran^  zum  Überlinger  Burgerrecht  sich  ver- 
stärkte. 

Interessant  in  mehrfacher  Hinsicht  sind  die  Strafgelder 
der  Überlinger  Justizverwaltung.     Spiegelt  sich  in  den   Straf- 
geldsätzen,  also  in  der  relativen  Höhe  des  dem  Richter  bzw. 
der  Gerichtsgemeinde,   der  Stadt,   gezahlten  Wettgeldes  die 
StrafwQrdigkeit  der  einzelnen  Delicte  wieder,  so  unterschied  das 
Überlinger  Strafrecht  des  17.  Jahrhunderts,  von  den  mit  pein- 
lichen Strafen  belegten  Ungerichten  abgesehen,  zweierlei  Arten 
strafbarer  Handlungen:  schwere  Vergehen  gegen  die  staatliche 
und  kirchliche  Autorität  gerichtet,  denen  strafrechtlich  das  Ver- 
gehen an  fremdem  Eigentum  gleichstund,  und  minder  strafbare 
Vergehen,  bestehend  in  der  Gefährdung  und  Schädigung  von  Leib 
und  Leben.     Es  war  also  nach  Überlinger  Stadtrecht  in  Ab- 
weichung von  unseren  heutigen,   aber  übereinstimmend  mit  all- 
gemein verbreiteten  Rechtsanschauungen  früherer  Jahrhunderte, 
der  dingliche  Rechtsschutz  relativ  grösser  als  der  persönliche. 
So  wurden  z.  B.  die  Delicte^:  Diebstahl,  Sachbeschädigung  an 
Haus  und  Hof,  Falsch,  d.  h.  Betrügereien  allerlei  Art,  mit  der 
„grossen  Ainung",  mit  40  iL\  fahrlässige  Brandstiftung,  Wucher 
und  Bankerott  mit  20  U^\  bestraft,   während  gleichzeitig  der 
Strafsatz   für  Körperverletzung  selbst  bei  nachfolgendem  Tod, 
sofern    derselbe    erst   6   Wochen    und   2   Tage   nach   der  That 
eintrat,  höchstens  (*>  U.\  hei  ungefährlicherem  Ausgang  nur  1  bis 
3  fiuSi  betrug.     Mit   diesen  Strafsäteen  contrastiren  ebensosehr 
die  Strafmasse  solcher-  Vergehen,   die  wir  als  Auflehnung  und 
Widerstand  gegen   die   Staatsgewalt  bezeichnen  würden.     Un- 
erlaubte Appellation  an  fremde  Gerichte,  Übertretung  des  Fried- 
bots   wurden   mit   40  äA^  Verhöhnung  und  Hinterzi^ung  der 
angesetzten  Strafen  und  Auflehnung  gegen  Ratsgebote  mit  20 
bis  40  ÜA,  Angriffe  auf  die  Stadtwache  und  andere  öflentliche 


')  Sämmtliche  Strafsätze  finden  sich  Arch.  I,  51,  186.    SatEungen  der 
Jahre  1&91— 1622. 
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Diener  mit  13  fi.ii  gealmdet.  Und  gleich  hoch  —  20  bis  40  ü.^ 
—  waren  die  Strafsätze  für  Meineid,  Kuppelei,  Ehebruch  und 
sonstige  Unsauberkeiten,  deren  Aburteilung  ursprünglich  nach 
kanonischem  Recht  erfolgte.*)  Aus  letzterer  Gruppe  bedürfen  die 
sotf.  Hochzeiterinengelder,  die  zusammen  mit  den  Ehebruch- 
strafgeldem  eine  besondere  Einnahmeposition  bildeten,  noch  der 
Erklärung.  Sie  beziehen  sich  auf  ein  Ratsgebot  vom  Jahr  1602,*) 
aal'  Grund  dessen  diejenige  Hochzeiterin,  die  am  Hochzeitstage 
schwanger  ging,  von  den  beiden  Stadthebammen  zur  Kirche  ge- 
leitet und  daraus  abgeholt  wurde,  wer  sich  aber  dieser  öffent- 
lichen Blossstellung  durch  auswärtige  Hochzeit  entziehen  wollte, 
40  fi^)  Strafe  zu  entrichten  hatte. 

Der  jährliche  Eingang  an  Strafgeldern,  die  für  jeden  Nicht- 
biirger  den  doppelten  Satz  betrugen,  war  in  Priedenszeiten  un- 
bedeutend, in  den  Jahren  1608 — 16  durchschnittlich  230  rh.  fl. 
(cfr.  Anl.  II,  la.)  Später  steigerte  sich  diese  Summe  auf  mehr 
als  das  vierfache.  Den  Höchstbetrag  hatten  die  Jahre  1621 
und  1622  mit  2049  und  2276  rh.  ii.  aufzuweisen.  Specielle 
Veranlassung  hiezu  gaben  allerlei  militärische  Massregeln: 
Truppenaushebungen  und  -Einquartierungen,  die  Errichtung 
eines  Musterplatzes  in  der  Landschaft  Übeilingen  und  der- 
gleichen, wodurch  die  Stadt  im  Verein  mit  anderen  Bodensee- 
standen  sich  gegen  den  drohenden  Einfall  der  Mansfeldischen 
Armada  zu  schützen  suchte.  Bei  der  Rohheit  und  Disciplin- 
losigkeit  der  ausgehobenen  Mannschaften  trugen  aber  diese  Vor- 
kehrungen, deren  militärische  Stärke  zum  Glück  für  die  Ver- 
bündeten nicht  auf  die  Probe  gestellt  wurde,  eher  zur  Vermeh- 
rang  als  zur  Minderung  der  allgemeinen  Unsicherheit  bei.  In 
ÜQtzenden  von  Fällen  sahen  sich  die  städtischen  und  ländlichen 
Gerichtsbehörden  Überlingens  „um  des  gemeinen  Frieds  willen" 
genötigt  einzuschreiten,  ein  Heer  von  Strafmandaten  war  die 
Folge.')  Mittlerweile  tagten  auch  in  Überlingen  zur  Vorbe- 
reitung und  Durchführung  jener  Sicherheitsmassregeln  3  grosse 


0  cfr.  Oberrh.-Z.  Bd.  29  pag.  300. 

*)  cfr.  Arch.  UI,  13,  157.    Schadeustraferorduuiig. 

')  cfr.  besonders  die  Jahresrechnungen  der  Vogteien  Ittendorf  und 
Bodfflan,  in  deren  Gebiet  (laut  Ratsprot.  vom  30.  März  1622)  der  HasterplaU 
Terie^  war. 
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Particularversammlungen  schwäbischer  Kreisstände,')  der^n 
grösste  im  Dezember  lü21  von  25  Ständen  mit  39  Gesandten 
beschickt  war.  Dadurch  wurde  die  Stadt  der  Tummelplatz 
vielen  fremden  Volkes,  „darunter  sich  gar  vil  unnutz  Gesindlein 
befunden^,  das  den  städtischen  Sicherheitsbeamten  wohl  de.s 
öftern  zu  schaffen  machte.  Dazu  gesellten  sich  im  Jahr  1622 
und  1G23  vorübergehende  Truppeneinlagerungen,  Marschquartiere 
ksl  Kriegsvolkes  in  den  Dörfern  Überlingens,  wobei  es  von 
Seiten  der  (befreundeten)  Kaiserlichen  zu  rohen  Excessen  kam. 
wegen  deren  sich  die  Stadt  nachmals  bei  Erzheraog  Leopold 
beschwerte  und  Busse  verlangte.^) 

Alle  diese  Umstände  bewirkten  zusammen  jene  ungewöhn- 
liche Steigerung  der  Strafgeldereinnahmen  in  den  Jahren  l(i22 
und  1623  (cfr.  Aul.  II,  2  a),  die  aber,  sobald  die  Kriegswetter 
in  die  Feme  zogen  und  die  Stadt  wieder  abrüsten  konnte,  sich 
auch  sogleich  dem  normalen  Durchschnittssatze  wieder  näherten. 

Den  Gerichtseinnahmen  entsprachen  nur  in  seltenen  Fällen, 
in  den  von  uns  tabellarisch  dargestellten  Perioden  nur  zwei  Mal 
directe  Ausgaben:  a.  1608  und  1609  zwei  Ausgabeposten  von 
insgesammt  185  rh.  fl.  für  die  Verhaftung  und  Hinrichtung  male- 
fizischer  Personen,  (cfr.  Anl.  II.  Ib.)  Sonst  bestund  ihr  Äqui- 
valent (wenn   man  rein  fiscalisch  von   einem    solchen   sprechen 


*)  über  deren  Geschichte,  die  den  schlagendsten  Bewein  liefert  für  die 
IJiiasulänglichkeit  der  Kreisverfassung  in  militärischer  und  politischer  Hinsicht, 
wir  in  der  Fortsetzung  vorliegender  Arbeit  an  der  Hand  eines  ausgiebigen 
(^uellenrnnterials  zu  referiren  gedenken.  Vorläufig  sei  nur  erwähnt,  das« 
sich  auf  diesen  Tagsatzungen  (16—20.  Dezember  1621.  1—4,  M&rz  1622, 
12.  Juni  1623)  25  Stände  (^5  fürstliche,  8  praelatische,  7  gräflich-freiherriiche 
und  5  Reichsstädte^  unter  der  politischen  Führung  des  Bischofs  Jacob  von 
Con stanz  und  dem  Kommando  des  Grafen  Egon  v,  Fürstenberg,  im  Gegensatz 
zu  dem  KreiHausschreibendeu  protestantischen  Fürsten  Herzog  Job.  Friedrich 
v.  Württemberg,  zu  einer  Particulardefension  oder  particularen  Landschirm- 
vereinigung verbanden,  zur  Abwehr  des  Mansfelders  und  seiner  Armada 
Landvolk  durch  gediente  Soldaten  „abrichten"  Hessen,  damit  die  Kinzigthal- 
pässe  besetzten  und  dasselbe  schliesslich  „ob  summum  periculum  eines  Anf- 
standes  zwischen  den  Soldaten  und  der  Bürgerschaft"  ohne  Schwertstreich, 
aber  mit  viel  Unkosten  wieder  abführen  mussten.  cfr.  Arch.  I,  64,  708. 
FrotocoU  der  Landschirmvereinigung  in  Überlingen. 

*)  cfr.  Missivprot.  v.  5.  Januar  und  30.  Aug.  1622  and  Ratsprot.  vom 
23.  Oktober  1623, 
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will)  gleichwie  bei  den  Verwaltungsgebühren  in  den  persönlichen 
Dienstleistungen  der  betreffenden  Stadtbeamten,  die  ihrerseits 
far  ihre  Mfihewaltung  aas  der  Stadtcasse  besoldet  wurden. 

Wenden  wir  uns  nunmehr  zur  Betrachtung  der  Haupt- 
linanzquelle  des  Überlinger  8tadthaushaltes,  der  städtischen 
St  euer  wir  tschaft,  so  wäre  vorab  zu  betonen,  dass  es  sich 
hiebet  ausschliesslich  um  ordentliche  Steuern  handelt.  Ausser- 
ordentliche Steuem  nach  Art  der  von  Schönberg  dargestellten 
Basler  Steuern  sind  zu  Überlingen  innerhalb  des  von  uns  be- 
handelten Zeitraums  niemals  erhoben,  und  wie  es  scheint,  von 
der  Überlinger  Steuergesetzgebung  principiell  vermieden  worden. 
All  ihre  Stelle  trat,  so  oft  eine  ausserordentliche  Steigerung  des 
Finanzbedarfes  dazu  Anlass  gab,  eine  ausserordentliche  Er- 
höhung der  bestehenden  Steuern,  wobei  ganz  nach  modernen 
Steuerprincipien  Steuersubject  und  -Object  unverändert  blieben 
und  nur  der  Steuei-satz  um  einen  Bruchteil  seiner  selbst  erhöht 
wurde.  Wir  werden  darauf  bei  Besprechung  der  Überlinger 
Vermögenssteuern  kui-z  zurlickkommen. 

Die  ordentlichen  Überlinger  Steuern  zerfielen  in  2  Classen: 
in  directe  Vermögens-  und  Ertragssteuern,  und  in  indirecte 
Aufwandsteuem.  Zu  den  ersteren  gehörten  die  bürgerliche 
Steuer  oder  Jahressteuer;  die  Anlage  und  der  Abzug  oder 
die  Nachsteuer:  zu  den  letzteren  das  Weinungeid  und  die 
städtischen  Zölle. 

Die  bürgerliche  oder  Jahressteuer,  die  ei-ste  der  hier 
zn  betrachtenden  Steuem,  war,  wie  schon  ihr  Name  sagt,  eine 
periodisch,  jährlich  wiederkehrende  Abgabe,  die  (in  erster 
Linie)  von  dem  Vermögen  der  Bürgerschaft  erhoben  wurde. 
Sie  war  die  älteste  der  städtischen  Steuern,  wir  finden  sie 
bereits  im  Jahr  1241,*)  also  schon  zur  Zeit  der  Stauferherrschaft 
in  Überlingen,  unter  dem  Namen  einer  ex  actio  den  städtischen 


')  In  einem  Vergleich  zwischen  der  Stadt  Überlingen  und  der  Cister- 
cienserabtei  Salem  vom  5.  Mai  1241  verpflichtet  sich  Salem  bei  etwaigen 
Häaserschenkangen,  die  dem  Kloster  in  Überlingen  gemacht  würden,  das 
geschenkte  Haas,  nachdem  es  Jahr  und  Tag  (per  diem  et  annnmj  von  der 
Stadtsteaer  frei  gewesen,  gleich  einem  andern  gleichwertigen  Haus  in  Über- 
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GnindstUcken  und  Gebäuden  als  ordentliche  jährliche  Grund- 
iiud  Häusersteuer  auferlegt.  Damit  verband  sich  im  Laufe  de:^ 
14ten  Jahrhunderts  eine  zweite  Vermögenssteuer,  deren  Gegen- 
stand das  fahrende  Vermögen  war,*)  hiezu  trat  geraume  Zeit 
später  —  vermutlich  erst  im  16ten  Jahrhundert*)  —  eine  Leib- 
steuer d.  h.  eine  partielle  Personalsteuer  in  Form  einer  Kopf- 
steuer. Die  bürgerliche  oder  Jahressteuer,  so  wie  sie  in  den 
Steuergesetzen  des  16.  und  17.  Jahrhunderts  uns  erhalten  ist 
war  mithin  combinirt  aus  2  Vermögenssteuem  und  einer  par- 
tiellen Personalsteuer. 

Nach  dem  Hauptsteuergesetz  vom  Jahre  1560,')  dessen 
wesentlichste  Bestimmungen  in  den  Steuerbüchern  der  ersten 
Hälfte  des  17.  Jahrhunderts*)  wiederholt  werden  und  darum 
für  diese  ganze  Zeit  (von  wenigen  Kriegsjahren  abgesehen,  cfr. 
weiter  unten)  Gültigkeit  beanspruchen,  umfasste  das  steuer- 
pflichtige liegende  Vermögen  principiell  (über  einzelne  Ein- 
schränkungen cfr.  weiter  unten.)  den  gesammten  Liegen- 
schaftsbesitz des.  Steuersubjectes,  gleichviel  unter  welchem 
Rechtstitel  derselbe  ihm  angehörte,  also  sowohl  die  „eigenen 
liegenden  Güter",  wie  die  rentenpflichtigen  Güter,  die  sog. 
„Güter  de  censu",  wie  die  „Lehen".  Zum  steuerpflichtigen 
fahrenden  Vermögen  zählten:  Die  Wein-,  Korn-  und  Hafer- 


liugen  zu  ver8teueru:  exactiouem  facient  in  illam  domurn,  qualis  in  aliam 
equivalentem  fieri  solet.  Und  ebenso  soH  ein  ge8chenkter  Weinberg  im  ersten 
Jahre  steuerfrei  sein,  in  den  folgenden  Jahren  aber  die  gewöhnliche  Steuer 
entrichten :  in  sequentibuä  vero  annis  .  .  .  impouent  (cives)  vinee  iUi  summain. 
que  alii  vinee  ejusdem  qaantitatis  imponi  solet.  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  36 
pag.  243. 

»)  cfr.  Arch.  I,  51,  130.  Satzung  v.  c.  1390.  Pfandschaft  soll  iu  der 
Steuer  „euch  als  varend  guet**  versteuert  werden;  woraus  die  Existenz  der 
Steuer  von  fahrendem  Gut  vor  1390  erheilt. 

*)  Die  Leibsteuer  findet  sich  erstmals  in  einem  Ratsprot.  v.  22.  Nov. 
1557,  das  die  Ausdehnung  der  Leibsteuer  auf  Michileute  ausspricht. 
Folgerichtig  niuss  die  Leibsteuer  schon  vor  1557  erhoben  worden  sein,  wird 
aber  als  ordentliche  Steuer  kaum  ins  15.  Jahrh.  oder  noch  weiter  zurück- 
reichen, da  die  Stadtsatzungen  der  früheren  Jahrh.  sie  nirgends   erwähnen. 

3}  cfr.  Arch.  I,  7,  182. 

^)  Beispielsweise  seien  angeführt  die  von  uns  eingesehenen  Steuerbücher 
der  Jahre  1608,  1609,  1610  und  1650. 


Digitized  by 


Google 


121 


vorrÄte;    das   Baargeld;    (die   Gewerbecapitalien)');    die 
Zinsbriefe,  und  zwar  sowohl  die  Unterpfandsbriefe,   die   sog. 
^Pfandschaft",    wie   die    „gemeinen    Schuldbriefe";    die    Leib- 
gedingsrechte  und  die  Schulden.     Steuerfrei   blieb  dem- 
nach nur  das  Nutzver mögen.     Alle  diese  Vermögensobjekte 
waren  insofern  Steuerobjekte,  als  sie  durch  ein  weiter  unten  zu 
besprechendes  Verfahren  von  den  Steuerbehörden  in  ihrem  Geld- 
wert erfasst,  und  diese  Geldwertbeträge  zum  Anlass  und 
Massstab  der  Besteuerung  gemacht  wurden.    Dabei  be- 
diente sich  die  Überlinger  Steuergesetzgebung  als  Steuereinheit 
der  Mark,  eines  wahrscheinlich  von  einer  älteren  Geldgewichts- 
eiuheit,-)  über  die  aber  nichts  weiter  bekannt  ist,  übernommenen 
Begiiffes.    Diese  Steuermark  war  jedoch  verschieden  bewertet, 
jenachdem  es  sich  um  Besteuerung  von  liegendem  oder  fahrendem 
Vermögen  handelte.     In  Liegenschafts  vermögen  betrug  der 
Steuerwert  der  Mark  3  UA-,  bei  fahrendem  Vermögen  2  fL9\. 
Nach    demselben    Gesichtspunkt    stufte    sich    ferner    auch   der 
Steuersatz  ab:  auf  die  Mark  liegenden  Gutes,  also  auf  einen 
drei  Pfund  wertigen  Liegenschaftsbesitz  entfiel   1  ^  (0,14  **/o), 
auf  die  Mark  fahrenden  Gutes,  also  auf  zwei  Pfund  wertiges 
fahrendes  Vermögen  entfielen  2  ^^  (0,42  ^|^^)  Steuer.     Ausserdem 
war  aber  auf  die  Höhe  des  Steuersatzes  noch  von  Einfluss  die 
politisch-rechtliche  Stellung  der  Steuersubjecte.    Die  Über- 
linger Steuerzahler  schieden  sich  nämlich  in  2  Classen:  in  die 
bevorzugtere  Classe  der  Bürger,  Überlinger  Priester,  Gotts- 
hänser  und  Klöster,  für  die  die  angeführten  Steuersätze  galten, 
und  in  die  höher  besteuerte  Classe  der  Michileute,  der  nicht- 
bürgerlichen sonstigen  Einwohner,  der  fremden  Privat- 

^)  Dass  die  Gewerbecapitalien  in  den  Begriff  des  fahrenden  Vermögens 
miteingeschlosHen  waren  oder  wenigstens  im  17,  Jahrhundert  miteingeschlossen 
wurden,  ergiebt  sich  indirect  aus  den  Vermögenssteuerbüchern  des  17.  Jahr- 
hunderts. Die  Schiffer  und  Fischer  fatiren  „varends  de  navibus"  und  ^an 
reissem*  (Netzen),  die  Schuhmacher  und  Sattler  declariren  den  Wert  ihres 
Jedergeztiges".  Auch  ist  die  Steuerpflicht  der  ^gewerblichen  Capitalien  direct 
in  dem  Steuergesetz  über  die  ländliche  Anlage  ausgesprochen,  cfr.  weiter 
unten.  Wir  sind  darum  geneigt,  dieselbe  auch  in  die  Jahressteuer  des  16.  Jahrb. 
aufzunehmen,  obwohl  das  (etwas  summarisch  abgefasste)  Gesetz  von  1560 
daräber  schweigt,  und  dies  um  so  mehr,  als  die  von  1652  an  complet  er- 
haltenen Ratsprotocolle  keinen  diesbezüglichen  Neubeschluss  enthalten. 

^)  cfr.  z.  B.  die  mittelalterliche  Kölnische,  Strassburger,  Basler  Mark  etc. 
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persollen  und  der  fremden  Spitäler  und  Klöster,  also  der 
Satzbtti'ger,  der  Gäste  und  Äusmärker.  Diese  letzteren  mussten 
den  doppelten  Steuerbetrag  entrichten:  vom  Liegenschaftsbesitz 
pro  Mark  2  ^i  (0,28  ^l^)  und  vom  fahrenden  Vennögen  pn» 
Mark  4  ^  (0,84  ^/o)- 

Dies  das  Überlinger  Jaliressteuergesetz  von  löfiO  in  seiner 
einfachsten,  gleichsam  abstractesten  Form,  von  der  die  Praxis 
allerdings  in  nicht  unwesentlichen  Funkten  abwich.  Die  Ein- 
schränkungen, die  das  Gesetz  practisch  erfuhr,  waren  meist  tra- 
ditioneller Natur,  teils  beruhten  sie  auf  altem  Gebrauch  und 
Herkommen,  teils  auf  älteren  noch  zu  Recht  bestehenden  Ver- 
trägen, durch  welche  die  Wirkung  der  Jahressteuer  zu  Gunsten 
einzelner  Personen  oder  Stände  eingeschränkt  und  abgeschwächt 
wurde. 

Fürs  erste  erstreckte  sich  naturgemäss  die  Steuerhoheit 
Überlingens  Aber  das  Ausmärkertum  nur  auf  die  Mobiliar-  und 
ImmobiliarvernM'igen  der  Äusmärker  und  deren  Nutzungen,  soweit 
dieselben  in  der  Stadt  oder  Gemarkung  Überlingen  zu 
liegen  kamen  bzw.  hier  gewonnen  wurden,  während  das 
auswärtige  Vermögen  der  Äusmärker  sich  selbstverständlich 
der  städtischen  Steuergewalt  entzog.  Steuern  mnssten  also  die 
Äusmärker  im  Wesentlichen  nur  von  den  Grundstücken  und  Ge- 
bäuden, die  sie  innerhalb  des  Stadtetters  besassen,  und  von  den» 
Wein,  den  sie  aus  dem  Stadtetter  zogen,  (cfr.  weiter  unten.)  Diese 
Schranke  der  Überlinger  Steuerhoheit  wurde  in  einem  späteren 
Gesetz  von  c.  1570')  ausdrücklich  betont  im  Gegensatz  zu 
der  Bürger-  und  Einwohnerschaft  Überlingens  und  dem  Land- 
und  Ausbürgertum,  in  deren  Steuerpflicht  sämmtliches  aus- 
wärtige Vermögen  miteingeschlossen  war.*) 

Eine  exemptionelle  Stellung  in  der  Überlinger  Steuerwirt- 
schaft nahm  ferner  und  zwar  von  altersher  die  Priesterschalt 
ein.  Nicht  nur  dass  dieselbe,  auch  ohne  das  Bürgerrecht  zu  er- 
werben, zur  Classe  der  meistbegünstigten  Steuerzahler  gehörte. 


*)  cfr.  Arch.  I,  7,  182.  Ordnung  von  c.  1570.  Dasselbe  geht  auch  aus 
den  Vermö^nssteuerbüchern,  Rubrik  „Auöleute",  hervor,  deren  Vennögen  nar 
in  den  angeföhrtcu  Grenzen  als  steuerpflichtig  verzeichnet  ist. 

")  cfr.  hiezu  auch  die  RatsprQtocoUe  v.  10.  Januar  1597,  10.  Okt.  160ö. 
Die  Erledigung  diesbezüglicher  StreitfUUe  v.  17.  Septbr.  1573  und  27.  No- 
vember 1603. 
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sie  hatte  auch  uocli  besondere  Privilegien  vor  den  Übrigen  Mit- 
gliedern ihrer  Steuerclasse  voraus.    Dieselben  basirten  auf  einem 
Vertrage  Überlingens  mit  dem  Bistumsvikar  Joh.  Vest  in  Constanz 
vom   31.  August  1470,')   auf  Grund  dessen   die   Priesterschaft 
ihre  Pfründguter  innerhalb  des  Überlinger  Etters    nach  den 
gewöhnlichen    bürgerlichen    Steuersätzen    versteuern    sollte, 
während  für  die  „ausseretter  Benefizgüter"  ihr  eine  Steuerer- 
mässigung auf  198  M  von  1000  Ä.  Wert  (an  Stelle  der  gesetz- 
lichen 333  ^}  bewilligt  wurde.     Für  ihr  Privatvermögen  steuerte 
die  Priesterschaft  gleich  den  Bürgern,  doch  wurde  ihr  auch  in 
diesem  Punkte  im  Jahr  1558^)  eine  Concession  gemacht  dahin 
gehend,  dass  der  neuaufziehende  Priester  das  Wertpapiervermögen, 
die  Zinsbriefe,   die   er  mitbrachte,  steuerfrei  behalten  durfte, 
hingegen  er  eventuelle  neue  Capitalerwerbungen  nach  dem  Gesetz 
veranlagen  mnsste.    Im  Weitern  wurde  sodann,  besonders  häufig 
mit  benachbarten  Stiftern  und  Klöstern,  eine  Pauschal- 
summe ein  für  alle  Mal  vereinbart,  die  an  Stelle  der  ordentlichen 
Steuer  treten  sollte.    Solche  Verträge  existirten  z.  B.  mit  dem 
Spital  Constanz,*)  das  für  sein,  übrigens  genau  specificirtes,  Be- 
sitztum in  Überlingen  jährlich  12  ü^}  10  ß-Sj  Steuer  bezahlte, 
ebenso  mit   dem   Kloster  Petershausen*)  bei  Constanz,  dessen 
Jahressteuer  für  ein  Haus  und  bestimmte  Rebstücke  sich   auf 
10  U^  10  p^  belief,  und  so  noch  mit  andern.     Solche  Ab- 
machnngen   hatten  ihr  Gutes,   insofern   sie  auf  Gegenseitigkeit 
beruhten,  trugen  andererseits  aber,  wie  fast  jeder  Jahrgang  der 
RatsprotocoUe  aufweist,   gar  manchmal  den  Keim  langwieriger 
Streitigkeiten  in  sich,  da  bei  jeder  Veränderung  des  besteuerten 
Besitzstandes  die  Rechtsverbindlichkeit  des  Vertrages  von  der 
einen  oder  andern  Seite  in  Frage  gestellt  werden  konnte. 

Fast  gänzlich  steuerfrei,  nur  mit  einem  halben  Pfund  belegt,  war 
das  Vermögen  .der  adeligen  Geschlechtergesellschaft  zum 
Löwen.*)    Woher  diese  privilegirte  Stellung  des  Löwen  stamnite, 


^)  cfr.  Arch.  IV,  10,  375. 
^)  cfr.  Ratsprot.  v.  15.  December  1558. 
')  cfr.  Arch.  I,  6,  166.    Urk.  v.  14.  März  Uli. 

*)  cfr.  Arch.  VII,   4,   «35   u.   843.     Urkk.    v.    2.   Dzbr.    1412    uml    15. 
April  1521. 

*)  cfr.  die  Vermögettssteuerhücher  des  17.  Jahrh.:  „der  Lew  gibt  12  ß^.** 
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hi  nrknndlich  nicht  zu  erhärten.  Die  GeriugfBgigkeit  des  Steuer- 
betrages legt  aber  den  Gedanken  nahe,  dass  es  sich  hier,  ähnlich 
wie  auf  privatrechtlichem  Gebiet  bei  den  Zinszahlungen  zur  An- 
erkennung von  Obereigen  tunisrechten,  lediglich  um  die  officielle 
Anerkennung  der  neuconstituirten  städtischen  Finanzhoheit  ban- 
delte, die  dem  widerwilligen  Patriziat  zu  Ausgang  des  13ten 
Jahrhunderts  von  der  obsiegenden  Democratie  abgenötigt  wurde. 
Möglich,  dass  dieses  Reservatrecht  eine  Stipulation  jener  grossen, 
uns  leider  im  Original  verloren  gegangenen,  „Ainung**  war,  (cfr. 
pag.  14),  die  um  die  Wende  des  13ten  Jahrhunderts  den  Kampf 
zwischen  den  alten  Ratsgeschlechtern  und  der  zflnftigen  Gemeinde 
vel-söhnend  abschloss.  Wohlverbrietl  muss  dieses  Vorrecht  jeden- 
falls gewesen  sein.  Denn  die  Entwicklung  des  Überlinger  Steuer- 
rechts zeigt  in  der  2.  Hälfte  des  16.  und  noch  mehr  im  17.  Jahr- 
hundert die  ausgesprochene  Tendenz,  alle  Sonderrechte  zu  be- 
seitigen :  Die  Zunftvermögen  waren  steuerpflichtig,  die  geistlichen 
Bruderschaften,  die  bis  lö97*)  sich  mit  einer  kleinen  Geldsumme 
abgefunden  hatten,  gingen  ihres  Sonderrechts  verlustig,  das 
Spital,  von  dem  sogleich  des  Weiteren  die  Rede  sein  wird, 
wurde  in  verstärktem  Masse  zur  Steuer  herangezogen,  —  und 
trotzdem  ist  an  diesem  Vorrecht  der  Geschlechter  unseres 
Wissens,  von  den  Notzeiten  des  30jähr.  Krieges  abgesehen, 
niemals  gerüttelt  worden. 

Ungleich  viel  durchsichtiger  für  uns  ist  die  steuerrechtliche 
Stellung  des  Überlinger  Spitals,  das  gleichfalls  durch  Pauschal- 
summen seiner  Steuerpflicht  genügte.  Bis  zum  Jahr  1555  wui-de, 
nach  dem  übereinstimmenden  Bericht  zweier  Ratsprotocolle,*) 
von  des  Spitals  Gütern  „ein  gar  geringfügige,  schlechte  Steuer" 
erhoben.  Das  Spital  versteuerte  nur  seinen  Liegenschaftsbesitz, 
und  selbst  dieser  war  „um  ein  gar  geringes  und  gar  bei  weitem 
nicht  wie  anderer  Bürger  und  Einsässen  Güter**  in  die  Steuer 
gelegt.  Diese  Schonung  des  Spitals  entsprang  jedoch  keines- 
wegs den  menschenfreundlichen  Bestrebungen  einer  uneigen- 
nützigen Armenpolitik,  vielmehr  lag  ihr  Hauptgrund  in  dem  für 
die  Überlinger  Finanzverwaltung  so  überaus  bezeichnenden  Ver- 
waltungsgrundsatz, dass  „gemeine  Stadt  und  der  Spital  einander 


*)  cfr.  Kat^prot.  v.  25.  Januar  1597. 

*)  cfr.  Katsprot.  v.  27.  Januar  1553  u.  15.  Wirt  1555. 
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zu  Half  kommen  und  also  ein  Seckel  sein  soll^.^    Mit  anderen 
Worten,    der  Überlinger  Magistrat  hatte,    wie    dies   auch   der 
Münchner  Commissions-Bericht  scharf  tadelnd  hervorhebt,   (cfr. 
weiter  unten),  seit  Jahrzehnten,  wenn  nicht  seit  Jahrhunderten,  die 
Gepflogenheit,  dem  städtischen  Finanzbedarf,  wenn  immer  Deflcits 
sich  einstellten,  durch  Anleihen  bei  der  Spitalcasse  aufzuhelfen, 
deren  Verzinsung  und  Rückzahlung  zum  mindesten  nicht  über- 
eilt wurde,  und  als  Entgeld  dafür  erfuhr  dann  das  Spital  eine 
solch'  irrationell  glimpfliche  Behandlung.    Mit  dem  Jahr  1555 
trat  hierin  eine  Änderung  ein,  der  Anstoss  dazu  kam  von  aussen. 
Bekanntlich  wurde  auf  der  in  Trient  von   1545 — 63  tagenden 
Kirchenversammlung  unter  anderem  auch  der  Gedanke  erwogen, 
die  grossen  weltlichen  Stiftungen,  vor  allem  also  die  gi^ossen 
Spitaler  Deutschlands   zu  secularisiren  und   unter  einheitliche 
Verwaltung  zu  bringen.    Diese  Absicht  fand  in  der  Überlinger 
Ratsstube   begreiflicherweise   den    heftigsten  Widerspruch;    die 
tridentinischen  Pläne  wurden  am   15.  und   27.  Mai   1555*)  der 
Gegenstand  zweier  aufgeregten  Ratssitzungen.     Man  erinnerte 
sich  nun  plötzlich  der  langjährigen  ungerechten  Steuervergünsti- 
gungen, die  das  Spital  genossen,  und  knüpfte  daran  den  Plan, 
„zur  Salvirnng  der  spitälischen  Güter''.     Unter  Zugrundlegung 
der  gesetzlichen  Steuersätze  und  unter  Anrechnung  des  fahrenden 
Vermögens   wurden  die  Steuerrückstände   des  Spitals   von    75 
Jahren  eruirt,  das  Jahr  wurde  —  ofienbai*  pauschaliter  —  mit 
1000  itA  belastet   und    so   eine  spitälische  Steuerschuld   von 
T5000  ÜA  construirt,  für  die  das  Spital  laut  (zurückdatierter) 
Urkunde  vom  15.  März  1555')  sein  ganzes  Vennögen,  liegendes 
wie  fahrendes,  sammt  allen  Nutzungen  und  Einkünften  der  Stadt 
verpfändete.     Zugleich  musste  das  Spital,  um  den  Vertrag  rechts- 
kräftiger erscheinen  zu  lassen,  eine  Anzahlung  von  5000  ÜA 
sogleich   entrichten,    der  Rest  sollte  in  jährlichen  Raten    von 
1000  ÜA  amortisirt  werden.     Inzwischen  ging  jene  Gefahr  der 
Secularisation   glücklich   vorüber,  die   spitälische  Schuld  wurde 
niemals  abgetragen.    Dagegen  erhielt  sich  fortan  der  Satz  von 
1000  äA  als  die  officiell   anerkannte  jährliche  Steuer- 


')  cfr.  Bataprot.  y.  27.  Januar  15&3. 
')  cfr.  die  Ratsprot.  d.  d.  c. 
0  cfr.  Spitalarch.  VII,  110. 
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Schuldigkeit  des  8pitals,  und  obiger  Vertrag  wurde  durch 
Ratebeschlnss  vom  5.  Dezember  1558^)  in  diesem  Sinne  ab- 
geändert. Wirklich  bezahlt  dürfte  das  Spital  die  angesetzte 
Summe  allerdings  nur  zeitweise  im  I  ft.  Jahrhundert  haben,  denn 
die  städtische  Casse  war  bald  wieder  beim  Spital  in  so  tiefe 
Schulden  geraten,  dass  bereits  Anfangs  des  17.  Jahrhunderts 
die  jährliche  Spitalsteuer  in  den  Steuerbüchern*)  zwar  nominell 
mit  1000  ffA  angesetzt  wird,  die  sich  aber  durch  „haderraitung^. 
modern  gesagt  durch  Contocori  entrechnung,  auf  jährlich  100  ffAf 
verringerten. 

Endlich  gestattete  die  Überlinger  Steuergesetzgebung  noch 
in  gewissen  Fällen  einen  gänzlichen  Nachlass  der  Steuer, 
und  zwar  ein  Mal  für  die  Personen,  bei  denen  überhaupt  nichts 
zu  erheben  war,  für  die  Spitäler,  die  um  Gotts  Willen 
aufgenommen  worden,  und  ferner  für  die  Waisen  und  Halb- 
waisen, deren  liegendes  und  fahrendes  Vermögen  bis  zu  tM) 
bzw.  25  Mark  inclusive  steuerfrei  blieb.'O 

Sieht  man  von  den  in  Obigem  angeführten  Ausnahme- 
bestimmungen ab,  so  war  für  alle  übrigen  Steuerzahler  das 
Qesetz  von  1560  seinem  vollen  Inhalt  nach  zu  Kecht  bestehend. 
Dieselben  waren  verpflichtet,  ihre  sämmtlichen  Vennögens- 
objecte  einschliesslich  der  Passiva  und  mit  alleiniger  Ausnahme 
des  Nutz  Vermögens  in  Geld-  bzw.  Mark  werten  zu  fatiren  und 
den  hieraus  resultirenden  gesetzlichen  Steuerbetrag  zu  be- 
zahlen. 

Die  Fatirung*)  der  Steuerobjekte  beruhte,  soweit  fahren- 
des Vermögen  in  Betracht  kam,  im  Wesentlichen  auf  dem  Prineip 
der  Selbsteinschätzung.  Nur  in  2  Fällen  traten  die  Über- 
linger Verwaltungsbehörden  dem  Fatirenden  behülflich  zur  Seite, 
bei  der  Bewertung  des  Weines  und  der  Früchte.  Der  Wein- 
und  der  Fruchtpreis  wurde  jeweils  nach  beendetem  Herbst  mit 
Hülfe  der  früher  besprochenen  Enquetereisen  amtlich  pro  Fuder 
und  pro  Malter  flxirt,   und  dieser  amtliche  „Anschlagt  musste 


")  cfr.  Ratsprot.  d.  d.  c. 
'^)  cfr.  die  Steuerbücher  d.  J.  1608/10. 
^)  cfr.  die  den  Steuerbüchern  hinten  eingetragenen  Gesetze. 
*)  cfr.  Arch.  I,  62,  147,    Ratsverordnungen  des  16.  Jahrh.,  «weites 
Steuergesetz  v.  1560,  hauptsächlich  Steuertechnisches  enthaltend. 
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von  dem  Patirenden  der  Bewertung  seiner  Wein-  und  Kom- 
vorräte  zu  Grund  gelebt  werden.  Alle  übrigen  Angaben  da- 
gegen blieben  der  Gewissenhaftigkeit  des  Einzelnen  ilberlasgen, 
ilie  man  durch  scharfe  Straf bestimmungen,  vor  allem  durch  Con- 
fiscation  der  hinterzogenen  oder  zu  gering  fatirten  Vermögens- 
teile,*) wachzuhalten  suchte.  Nicht  so  beim  Liegenschafts- 
vermögen. Hier  hatten  die  Steuerbehörden  seit  Anfang  des 
U.  Jahrhunderts^)  die  Einschätzung  selbst  vorgenommen  und 
dadurch  im  Laufe  der  Zeit  einen  Steuerkataster,  ein  „Grund- 
buech",  (das  leider  verloren  gegangen  zu  sein  scheint),  Über 
sammtliche  in  der  Steuermark  liegende  Grundstücke  und  Ge- 
bäude hergestellt.  In  dasselbe  waren  die  Werte  der  städtischen 
Grundstücke  und  Gebäude  nach  der  Schätzung  der  vereidigten 
stadtischen  Häuser-  und  Rebgartenschätzer  eingetragen, 
deren  es  in  Überlingen  im  16.  Jahrhundert  6,  später  7  gab.") 
Bei  dieser  offiziellen  Schätzung  muss  man  nach  dem  System 
der  Bonitirung  verfahren  sein,  denn  es  verbietet  das  Gesetz 
von  1560  direct  jede  Steuereinschätzung  von  Immobiliargutern 
nach  den  blossen  Tausch-  oder  Kaufpreisen  oder  Erbanschlägen. 
An  diesem  Grundbuch  besassen  nun  aber  die  Überlinger 
Steuerbehörden  ein  sehr  brauchbares  Hilfsmittel  zur  Contix)le 
der  Immobiliarwertdeclarationen ,  denn  es  konnten  durch 
Vergleich  mit  den  Grundbucheinträgen  die  Angaben  der 
Fatirenden  jederzeit  nachgeprüft  werden;  auch  wurde  dadurch 
das  Einsteuerungsverfahren  wesentlich  vereinfacht.  So  lange 
nämlich  ein  Immobiliarvermögen  den  Besitzer  nicht  wechselte, 
blieb  dasselbe  zu  dem  ursprünglichen  Anschlag  in  dem  Kataster 
nnd  der  Steuer  liegen,  und  es  konnte  so  der  darauf  entfallende 
Steuerbetrag  jedes  Jahr  ohne  Weiteres  in  die  Steuerrolle,  das 
sog.  Spectavitbuch,  übernommen  werden.  Kur  musste  für  den 
Fall,  dass  ein  Gut  in  Abgang  kam,  dasselbe  aus  der  Steuer 
gezogen  und  eventuell  im  Kataster  getilgt  werden;  und  anderer- 
seits mussten  alle  Häusermeliorationen,  deren  Wert  20  ü^ 
überstieg,  und  ebenso  alle  Neubauten  fatirt,  neueingetragen  und 


*)  cfr.  Ratsprot.  v.  21.  April  1603. 

^  Die   städtischen   Güterein  schätz  er   tretou    crstmalfl  a.    1500   in    den 
Ratawahlverzeichnissen  auf. 

*)  cfr.  die  Ratswahlbticher  des  16.  u.  17.  Jahrfa. 
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versteuert  werden.  Dagegen  blieben  Güiernieliorationen  von  der 
Steuer  zunächst  unberücksichtigt. ,  Rectificirt  und  erneuert  wurde 
sodann  der  Steuerkatast^r  im  Anschluss  an  die  einzelnen  Acte 
des  Immobiliarverkehrs.  Beim  Gütertausch  oder  -Verkauf,  sowie 
bei  Besitzänderungen  durch  Todfall  machte  das  Steuergesetz  von 
1560  die  Neueinschätzung  der  getauschten,  verkauften  oder  ver- 
erbten Güter  durch  die  städtische  Schatzungscommission  obli- 
gatorisch; dabei  wurden  die  in  Verkehr  kommenden  Güter  nach 
dem  alten  Anschlag  aus  der  Steuer  gezogen.  Diese  Gesetzes- 
bestimmung hatte  einerseits  den  Zweck  durch  objective  Prüfung 
der  Immobiliarwerte  von  Seiten  unparteiischer  Organe  deren 
Steuer-  und  Eifectivwert  in  möglichste  Übereinstimmung  zn 
bringen,  -—  so  konnten  hier  z.  B.  eventuelle  Gütermeliorationen 
in  Anschlag  gebracht  werden  —  anderei-seits  sollte  aber  durch 
diese  Massregel,  wie  das  Gesetz  ausdrücklich  betont,  jede  Steuer- 
einschätzung von  Immobiliargütern  nach  dem  blossen  Tausch- 
oder Kaufpreis  oder  Erbanschlägen  verhindert  und  damit  die 
Hauptgelegenheit  zu  Steuerhinterziehungen  und  anderen  betrü- 
gerischen Manipulationen  abgeschnitten  werden.  In  den  Steuei- 
kataster  nicht  eingetragen  waren  endlich  die  Güter  in  fremder 
Mark.  Bezüglich  ihrer  begnügte  man  sich  mit  der  Selbst- 
einschätzung des  Besitzers,  der  sie  versteuern  soll  „als  lieb 
die  ihme  seindt^^J) 

Über  den  Gang  der  Steuerveranlagung  und  Steuer- 
erhebung bestimmt  sodann  das  (zweite)  Steuergesetz  von  1560 
noch  Folgendes.  Der  Beginn  der  Steuerveranlagung  föUt  in  die 
Zeit  nach  beendetem  Herbst,  gewöhnlich  in  den  Anfang  des  Monat 
Dezember.*)  Sie  wird  damit  eröffnet,  dass  die  Wein-  und  Frucht- 
steuerpreise vom  kleinen  und  grossen  Rat  festgesetzt  und  Sonntags 
darauf  durch  den  Rentstüblinsschreiber  nach  der  Frühmesse  in 
der  Kirche  der  Einwohnerschaft  eröffnet  werden.  8  Tage  später 
hat  derselbe  Beamte  am  selben  Ort  nach  der  Frühmesse  den 
Anfang  des  Fatirungsgeschäftes  anzukündigen,  nachdem  in- 
zwischen die  auswärtigen  Steuerzahler  Überlingens  entweder 
schriftlich  oder  durch  Vermittlung  der  Pfarrherrn  und  Verkün- 
digung in  der  Kirche  von  dem  Anfang  des  Fatirungsgeschäftes 


*)  cfr.  RatBprot.  v.  17,  Septbr.  1573. 
")  cfr.  pag.  46  u.  61. 
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and  von  ihren  speciellen  Fatirungsterminen,   die   etwas  später 
fielen,  verständigt  worden.    Nach  Verfluss  weiterer  8—14  Tage 
an  einem   Montag  beginnt   daranf  das   eigentliche  Fatirungs- 
gescbäfb  auf  dem   Überlinger  Rathanse.     Die   Mitglieder  der 
Steuercommission,  die  sich  aus  den  beiden  Bürgermeistern, 
den  7  Amtszunffcmeistern,  den  beiden  Stüblinsherren  und  dem 
Rentstüblins-  und  Ratschreiber  zusammensetzte,   und  von   dem 
Eats-  und  Ungelterknecht  und  dem  Büttel  unterstützt  wurde, 
sitzen  von  da  ab  —  wie  der  steuertechnische  Ausdruck  jener 
Zeit  lautet  —  an  der  Steuer.    Es  werden  nun  die  steuerpflich- 
tigen Einwohner  Überlingens,  das  sich  in   12  Steuerquartiere 
teilte,  alle  einzeln,  bei  Wittwen  und  Waisen  deren  Vögte  und 
Pfleger,  nach  den  Steuerquartieren  vom  Ungelterknecht  zur  Fa- 
tirung  vorgeladen  unter  Androhung  von  1  ü^  Strafe  im  Falle 
des  Nichterscheinens.     Die  Geladenen  haben  in   dem  von  uns 
bereits  des  Nähern  erläuterten  Umfange  den  Wert  ihrer  steuer- 
pflichtigen Vermögensobjecte  nach  Mark  berechnet  anzugeben. 
Diese  Angaben  werden  in  ein  nach  den  1 2  Steuerquartieren  ab- 
geteiltes Vermögenssteuerbuch  beim  Namen  des  Fatirenden  unter 
den  Rubriken  Eigen  und  Lehen,  und  Pfandschaft  und  Fahrendes 
eingetragen.    Hat  der  letzte  Überlinger  fatirt,  so  ist  damit  das 
städtische    Hauptfatirungsgeschäft   beschlossen.      Eine    weitere 
Frist  von  14  Tagen  bis  3  Wochen  giebt  darauf  den  städtischen 
Hans-  und  Rebgartenschätzem  Gelegenheit,  die  event.  Neuein- 
schätzungen vorzunehmen.    Ist  dies  geschehen,  so  tritt  die  Steuer- 
commission zum  zweiten  Mal  zusammen,  um  die  Fatirung  der  nen- 
eingeschätzten  Güter  und  die  Fassionen  der  auswärtigen  Steuer- 
zahler Überlingens  entgegenzunehmen.     Die  Letzteren  konnten 
dieser  Pflicht  übrigens  auch  schriftlich  genügen  und  werden  wohl 
meist  nur,  wenn  Anstände  vorlagen,  persönlich  erschienen  sein.^) 
Schliesslich  werden  dann  in  Gegenwart  der  Steuercommission 
die  in  Mark  fatirten  Steuerwerte  von  den  beiden  Rentstüblins- 
herren  und  dem  Rentstüblinsschreiber  in  die  Überlinger  Courant- 
münze,  den  rheinischen  Gulden,  umgesetzt,  darnach  die  individuellen 
Stenerschuldigkeiten  der  Einzelnen  berechnet  und  diese  sammt 
den  Namen  der  Steuei  Zahler  in  eine  Steuerrolle,  das  Spectavitbuch 


*)  cfr.  RatBprot.  t.  12.  April  1601  u.  Schreiben  des  Stadtschreibers  J. 
Michel  von  "Waldsee  d.  d.  26.  Nov.  1610.    Beilage  z.  Steuerbuch  v.  1609. 

8  c  h  i  f  e  r ,  Wirttcbafla-  n.  Flaanzg eiehtchte  der  Reichsstadt  OberUng «n.         9 
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genannt,  eingeschrieben.  Dieser  letzte  Act  hiess  der  Steuer- 
beschluss.  Nach  dem  Steuerbeschluss  tritt  eine  längere  Pause 
ein,  während  welcher  die  Steuerzahler  von  den  Steuerbehörden 
unbehelligt  blieben.  Erst  im  Frühjahr,  Montag  nach  Reminiscere, 
wird  mit  dem  Steuereinzug  der  Anfang  gemacht.  Binnen  14 
Tagen  nach  Reminiscere  niuss  die  Steuer  von  jedermann  auf  dem 
Rathaus  im  Rentstiiblin  den  beiden  Rentstüblinsherren  bezahlt 
werden.  Der  Steuerbetrag  wird  jedem  einzeln  quittirt,  und  mit 
Ausstellung  der  letzten  Steuerquittung  hat  der  Geschäftskreis 
der  Jahressteuer  seinen  definitiven  Abschluss  erreicht. 

Bei  dem  ganzen  Verfahren  waren  übrigens  die  Steuerbe- 
hörden durch  harte  Strafbestimmungen  kräftig  unterstützt.  Es 
wurde  demjenigen,  der  innerhalb  der  gesetzlichen  Fatirungszeit 
die  Fassion  versäumt  hatte,  ohne  Rücksicht  auf  Stellung  oder 
Stand,  der  sog.  PönfalP)  angesetzt,  d.  h.  ein  Drittel  des  ge- 
sammten  Vermögens,  das  er  im  Jahr  zuvor  versteuert,  wurde 
zur  Strafe  weiter  angerechnet  und  zwar  das  ganze  als  fahrendes 
Vermögen,  wodurch  sein  Strafsteuerbetrag  gemäss  der  Bestim- 
mung über  den  höheren  Steuersatz  des  fahrenden  Vermögens 
sich  noch  wesentlich  erhöhte.  Wer  aber  gar  seine  Steuer  nicht 
vorschriftsmässig  längstens  bis  zum  Ave-Maria-Läuten  am  Sonntag 
Lätare  bezahlt  hatte,  der  musste  als  Bürger  oder  Einwohner 
von  Stund  an  die  Stadt  verlassen  und  konnte  ohne  Gefahr  der 
Einthürmung  vor  Entrichtung  seiner  Steuerschnldigkeit  nicht 
mehr  zurückkehren,  traf  es  aber  einen  auswärtigen  Steuer- 
pflichtigen, dem  wurde  „alsbald  alles  Werk  in  Gütern  verlegt^. 
d.  h.   der  Bau   seiner  Güter  sistirt.*) 

Eng  verknüpft  mit  der  Jahressteuer  war  die  schon  oben 
erwähnte  Leibsteuer.^)  Sie  hatte  die  Form  einer  partiellen 
Personalsteuer  mit  gleichem  Steuerfuss  für  alle  Steuerpflichtigen, 
also  einer  Kopfsteuer.*)  Ihr  Steuersatz  betrug  5  ß^.  Sie 
musste  von  allen  Bürgern  eo  ipso  entrichtet  werden  und 
ausserdem  von  denjenigen  Satzbürgern,  Einwohnern  und  Priestern, 
die  Liegenschaftsvermögen  eigentümlich  besassen.  Leibsteuerfrei 


^)  cfr.  Arch.  I,  7,  182.   Erstes  Steuergesetz  vou  1560. 
-)  cfr.  das  II.  Steuergesetz  von  1560  u.  Ratsprot.  v.  3.  Aug.  1564. 
')  Die  Archivquellen  sind  dieselben. 

*)  cfr.  G.  Schönberg.  Die  Finanz verh.  d.  Stadt  Basel  im  XIV.  u.  XV.  Jalirh. 
pag.  2  Anm.  1. 
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waren  die  fremden  Ansmärker,  die  besitzlosen  Spitäler  und  die 
Waisen  und  Halbwaisen  mit  den  pag.  126  angegebenen  Minimal- 
vermögen. Erhoben  wnrde  die  Leibsteuer  zugleich  mit  der 
Jahressteuer. 

Was  endlich  die  Gesammthöhe  der  Überlinger  Jahres- 
steuercapitalien  und  deren  Finanz erträgniss  anlangt,    so 
belief  sich  im  Jahr  1608  der  Gesammtwert  aller  in  Privat- 
händen befindlichen  Steuerobjecte  auf  1,587  456  rh.  fl.^    Hiezu 
kamen  aber  noch  weitere  66  648  rh.  fl.')  als  Steuercapitalien 
juristischer  Personen^  wie  der  7  Zfinfte,  der  verschiedenen  geist- 
lichen Bruderschaften,  des  Armenhauses,  des  St.  Gallerklosters, 
des  Spendfonds*)  u.  s.  w.    Doch  waren  hierin  nicht  eingeschlossen 
die  Vermögenswerte  der  mit  Pauschalsummen  sich  abfindenden 
Steuerpflichtigen,  insbesondere  also  nicht  die  umfangreichen  spi- 
tälischen Besitzungen  und  Einkünfte,  und  ausserdem  muss  noch 
hervorgehoben  werden,  dass  obige  Summen  die   Schulden  der 
Überlinger  Privatwirtschaften   und  Corporationen  mitenthielten. 
Kann  man  diese  etwa  dem  fünften  Teil*)  (=  55527  rh.  fi.)  des 
fahrenden  Vermögens  (272428  rh.  fl.  plus  5208  rh.  fl.  fahrendes 
Vermögen  der  juristischen  Personen)  gleichsetzen,  so  stellten  sich 
die  Activ- Steuercapitalien  Überlingens  a.   1608  auf  1,598577 
rh.  fl.*)  (1,587  456  rh.  fl.  plus  66  648  rh.  fl.  Vermögen  der  ju- 
ristischen  Personen,    minus   55527    rh.    fl.    Schulden).     Davon 
bestunden  cc.  66%  (1,031493  rh.  fl.  plus  22  200  rh.  fl.  Liegen- 
schaftsvermogen   der  juristischen    Personen)    in    Grund-    und 
Häuserstettercapitalien,  und  diese  bildeten  wegen  ihrer  nur 
wenig  und  langsam  sich  ändernden  Grössenverhältnisse  die  feste 
Grundlage,  von  der  ans  sich,  trotz  des  bei  der  Jahressteuer  vor- 
herrschenden Quotitätsprincips,  ein  bestimmtes  jährliches  Mini- 
malfinanzerträgnis  der  Jahressteuer  vorausberechnen  liess.    Ein 
Moment  von  nicht  zu  unterschätzender  Bedeutung  für  den  im 
Ganzen   ohne   Etat  wirtschaftenden    Überlinger   Stadthaushalt. 


I)  8,G040]2  Mk.  cfr.  pag.  84  Anm.  1. 

^  22200  rh.  fi.  Iiegende8,  6208  rh.  fi.  fahrendes  Vermögen  und  39240 
rb.  fl.  Pfandschaft.    Berechnet  aus  dem  Vermögenssteuerbnch  v.  1608. 

*)  Der  Spendfonds  wurde  a.  1438  gestiftet  zur  Verabreichung  von  Al- 
mosen an  arme  Bürger,    cfr.  Gedr.  Vorher,  z.  spitäl.  Rechnung  pag.  2. 

*)  cfr.  pag.  83  Anm.  4. 

*)  8,664287  Mk. 

9» 
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Und  daraus  erklärt  sich  denn  auch  die  bei  einer  aus  so  ver- 
schiedenartigen Quellen  resultirenden  Steuer  auffällige  Concordanz 
der  einzelnen  Jahreserträgnisse.  Dieselben  schwankten  während 
der  7jährigen  Periode  von  1620/2C  (cfr.  Anl.  11,  2  a.)  innerhalb 
6  Jahren  zwischen  5129  und  5930  rh.  fl.  und  überstiegen  nur 
ein  Mal  —  in  dem  Kriegsjahr  1622/23  —  die  Summe  von  6000 
rh.  fl.  Auch  müssen  vor  Ausbruch  des  Krieges  die  Schwan- 
kungen noch  geringer  gewesen  sein.  Zwischen  den  aus  jener 
Zeit  (cfr.  Anl.  II,  1  a.)  uns  überlieferten  drei  Jahressteuererträgen 
betrug  die  Differenz  noch  keine  300  rh.  fl.  Der  Durchschnitts- 
ertrag der  Jahressteuer  erreichte  in  den  Jahren  1620/26  die 
Höhe  von  5759  rh.  fl.,*)  womit  dieselbe  an  die  Spitze  sämmt- 
licher  (nicht  bloss  der  steuerwirtschaftlichen)  ordentlichen 
Einnahmen  Überlingens  trat  und  sich  als  die  wichtigste  von 
ihnen  bekundete. 

Als  zweite  ordentliche  Vermögenssteuer  existirte  in  Über- 
lingen seit  Ausgang  des  loten  Jahrhunderts  die  ländliche 
Steuer  oder  die  Anlag.  Sie  hatte  ihren  Eechtsgrund  in  einem 
Privileg  K.  Friedrichs  III.  vom  8.  August  1482,*)  das  Überlingen 
in  Erwägung  der  gegen  Herzog  Karl  von  Burgund  und  K. 
Matthias  von  Ungarn  geleisteten  Kriegsdienste  die  Erlaubnis  gab, 
in  seinem  ganzen  Gebiet  An-  und  Auflagen  zu  erheben. 
Der  Gebrauch,  den  die  Stadt  von  diesem  Steuerprivileg  machte, 
war  jedoch  ein  sehr  massiger.  Obwohl  berechtigt,  ihre  Land- 
schaft jährlich  zu  schätzen,  —  wesshalb  wir  theoretisch  auch  die 
Anlage  als  ordentliche  Steuer  qualificirten  —  sind  doch  die 
Bauern,  so  meldet  der  Münchner  Commissionsbericht,*)  ab  und 
zu  ein  Jahr  überimpft  worden.  Ja  dieses  „ab  und  zu**  war  im 
17.  Jahrhundert  so  zur  Eegel  geworden,  dass  thatsächlich  die 
Anlage  fast  den  Charakter  einer  ausserordentlichen  Steuer  annahm. 
Während  der  in  Anlage  II.  dargestellten  2  siebenjährigen  Bud- 
getperioden ist  die  Anlage  nur  5  Mal  erhoben  worden. 

Das  Steuergebiet  der  Anlage  war  die  Landschaft  Über- 
lingen, sowohl  die  spitälische  wie  die  städtische.  Der  städtische 
Teil   der  Landschaft  Überlingen  umfasste  die  im  Früheren  in 


*)  33172  Mk.     cfr.  pag.  80  Anm.  3. 
*)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  22  pag.  259. 
*)  cfr.  1.  c.  Abflchn.  1. 
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ihren  ökonomischen  Verhältnissen  geschilderten  36  Dörfer, 
Weiler  und  Höfe  der  Vogteien  Ramsberg,  Ittendorf  und  Hohen- 
bodman  mit  578  aiilagepflichtigen  Einwohnern.  Dem  Spital 
gehörten  die  5  Ämter  Sernatingen,  Bonndorf,  Sohl,  Denkingen 
und  Bamberg  mit  33  Dörfern,  Weilern  und  Höfen*)  und  426 
Steuerzahlern.  Es  bildete  demnach  die  Landschaft  Überlingen 
ungefähr  ein  Dreieck,  dessen  Spitze  landeinwärts  im  Norden  bei 
PfuUendorf  lag  und  dessen  beide  Schenkel  auf  der  Seelinie 
Stockach -Immenstaad  aufstunden.  Freilich  war  dies  kein  ge- 
schlossenes Gebiet,  vielmehr  fanden  sich  besondei-s  die  spitä- 
lischen Feldmarken,  deren  Erwerb  aus  frommen  Stiftungen  und 
Gelegenheitskäufen  datirte,  häufig  in  Gemenglage  mit  fremden, 
den  Nachbarständen  Überlingens  eigentümlichen  Grundstücken. 
Aber  trotzdem  zählten  die  spitälischen  Güter  zu  den  bestunter- 
haltenen und  bestrentirenden  der  Seegegend.*)  Um  die  Lage 
der  Landwirtschaft  in  den  spitälischen  Ämtern  mit  kurzen 
Worten  zu  charakterisiren,  sei  hier  auf  folgende  Daten  hin- 
gewiesen, die  das  Anlagebuch  von  1615  enthält.  Im  Jahr  1615 
betrug  der  Gesammtumfang  des  zu  landwirtschaftlicher  Boden- 
cultnr  in  der  spitälischen  Landschaft  benutzten  Areals  etwa 
1500  altbadische  Morgen.  Davon  waren  545  Hofstatt,  rund 
56  Morgen,^)  mit  Reben  und  1730  Juchart,  rund  1073  Morgen, 
mit  Getreide  bepflanzt;  circa  weitere  600  Juchart  oder  362 
Morgen  lagen  brach.  Daraus  folgt  zunächst  in  Übereinstimmung 
mit  dem  bezüglich  der  städtischen  Vogteien  Ausgeführten  (cfr. 
pag.  95  ff.),  dass  im  Gegensatz  zu  der  ausschliesslich  Weinbau 
treibenden  städtischen  Bevölkerung  der  Schwerpunkt  der  land- 
wirtschaftlichen Production   in  der  Landschaft  Überlingen   auf 


')  cfr.  Arch.  I,  60  686.  Anlagebuch :  des  h.  Geist  Spitals  Unterthaneu. 
In  das  Amt  Sernatingen  (das  heutige  Ludwigshafen')  gehörten:  Sernatingeu, 
Regnoluchweiler,  Aiurach;  in  das  Amt  Bonndorf:  Bonndorf,  Walpenschweiler, 
Helchenhof,  Egelhof,  Buoch,  Nesselwang,  Halden,  Beüthin,  Hahlspeuren, 
Eggenweiler,  Hiltegrundt;  in  das  Amt  Sohl:  Sohl,  Reüthin  ob  den  bergen, 
Affolterberg,  Eck,  Aderatsweiler,  Klein-Schönach,  Tobelhof;  in  das  Amt 
Denkingen:  Mooss,  Straass,  Rickeratsreüthin,  Andelspach.  Langengassen, 
Hilppensperg,  Denkingen;  in  das  Amt  Bamberg:  Bamberg,  Eickenbach, 
Deissendorf,  Biethove,  Unt^rsiggiDgeD. 

')  Münchner  Gommiss.-Ber.  Abschn.  12. 

'}  cfr.  pag.  48  Anm.  4. 
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den  Kornbau  fiel.  Das  System,  nach  dem  der  Kombau  be- 
trieben wurde,  war  das  der  reinen  Dreifei  der  wirtscbaft: 
Winter-  und  Sommerfrucht  wechselten  ab,  jedes  dritte  Jahr  trat 
Brache  ein.^  Über  einen  Teil  der  Brachzeit  dienten  die  Brach- 
fluren, da  Wiesen  nur  spärlich  angeblümt  wurden,  als  gemein- 
same Viehwaide  und  gaben  so  Gelegenheit  zu  einer  nach  da- 
maligen Verhältnissen  hochentwickelten  Viehzucht.  Wie  die 
Veranlagung  von  1609  den  Viehbestand  der  spitälischen  Land- 
schaft feststellte,  umfasste  derselbe  509  Pferde  und  1330  Stück 
„Hauptvieh*^,  dazu  über  900  Schweine  und  eine  geringere  An- 
zahl Ziegen  und  Schafe.  Derselbe  repräsentirte  nach  damaligen 
Viehpreisen*)  einen  Wert  von  über  28000  rh.  fl.,  in  unserer 
Währung  über  157000  Mark.«) 

Der  durchschnittliche  Jahresertrag  der  Kornfelder  belief 
sich  pro  Juchart  (0,62  Morgen)  auf  3  Malter  Winterfrucht  und 
2  Malter  Sommerfrucht,  (cfr.  pag.  137).  Dies  ergab  einen 
mittleren  jährlichen  Fruchtertrag  der  spitälischen  Landschaft 
von  2595  Malter  Winterfrucht  und  1730  Malter  Sommerfrucht, 
deren  Geldwert  sich  bei  einem  Durchschnittspreis  von  4  Ä^  für 
das  Malter  Winterfrucht  und  3  HA  für  das  Malter  Sommer- 
fnicht  auf  (15570  ÜA)  17794  rh.  fl.  oder  rund  100000  Mark 
belief.  Rechnet  man  hiezu  die  sicher  nicht  unerheblichen  Ein- 
nahmen aus  der  Pferde-,  Rindvieh-  und  Schweinezucht  und  die 
Weinerträgnisse,  die  wohl  kaum  hinter  den  Überlinger  zurück- 
stunden, so  dürfte  die  wirtschaftliche  Lage  der  bäuerlichen  Be- 
völkerung^) in  der  spitälischen  Landschaft  nicht  minder  wie  in 
den  Vogteien  so  günstig  gewesen  sein,   als  sie  bei  einem  un- 


*)  cfr.  Ratsprot.  v.  7.  Septbr.  1560.  Betriebsvorschriften  für  den  Spital- 
meister zu  Goidbach  betr. 

«)  Nach  der  Anlageordnung  v.  1615  stellte  sich  der  Steuerwert  eines 
Pferdes  auf  25  rh.  fl.,  des  Hauptviehes  durchaus  auf  11  rh.  fl,  eines 
Schweines  auf  48  xr. 

«)  Hanauer  L  c.  berechnet  die  Kaufkraft  des  rh.  Gulden  für  1615  auf 
7  frcs.  5  c.  =s  rund  5  Mk.  60  ^. 

*)  Deren  Kopfzahl  Staiger  1.  c.  pag.  170  für  frühere  Jahrhunderte  auf 
14000  angiebt,  was  jedenfaUs  viel  zu  hochgegriifen  ist.  Angenommen  die 
sämmtlichen  1004  Anlagepflichtigen  der  Landschaft  im  Jahr  1615  wären 
Familienväter  gewesen,  —  da  doch  ein  Teil  derselben  sicher  unverheiratetes 
landwirtschaftliches  Hilfspersonal  war,  —  so  ergäbe  sich  selbst  dann  (bei 
einer  FamUienziffer  von  5  Köpfen)  nur  eine  Bevölkerung  von  5020  Köpfen. 
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freien,  dem  Mehrteil  nach  leibeigenen  Banernstande  nur  immer 
sein  konnte.  Jedenfalls  bot  die  Landschaft  ein  Steuerobject, 
dessen  Steuerkraft  bei  planmässiger  Ausnützung  eine  der  vor- 
züglichsten Finanzquellen  Überlingens  sein  konnte.  Über  den 
Stenerplan  und  das  Finanzertragnis  der  Anlage  nun  im  Folgenden. 

Gleich  der  Jahressteuer  war  auch  die  Anlage*)  eine  com- 
binirte  Steuer,  combinirt  aus  einer  Vermögenssteuer,  einer 
landwirtschaftlichen  Ertragssteuer,  einer  Leibrenten-  und  Be- 
soldungsstener  und  einer  partiellen  Personalsteuer.  Steuer  s u  b j  e  c  t 
waren  die  ländlichen  Unterthanen  Überlingens  weltlichen  und 
geistlichen  Standes. 

Die  Vermögenssteuer  unterschied  liegendes  und  fahrendes 
Gut.  Zum  liegenden  Gut,  das  sowohl  die  eigentQmlichen 
liegenden  Güter,  wie  die  Erb-  und  Schupflehen  umschloss,  zählten 
im  Sinne  der  Anlageordnnng  alle  Häuser,  Hofstätten,  Baum- 
und Krautgärten,  Äcker,  Wiesen,  Reben  und  Waldungen.  Gegen- 
stand des  fahrenden  Vermögens  waren:  das  Baargeld,  die 
Pfand-  und  Zinsbriefe,  die  Leibrentencapitalien,  die  Gewerbe- 
und  landwirtschaftlichen  Betriebscapitalien ,  speciell  also  die 
Waaren  und  Werkzeuge  der  Handwerker  und  Gewerbetreibenden 
nDd  die  landwirtschaftlichen  Geräthe;  und  endlich  die  Schulden. 

Hiezu  trat  ergänzend  eine  landwirtschaftliche  Ertrags- 
stener,  treffend  ein  Mal  den  jährlichen  Ertrag  an  landwirt- 
schaftlichen Bodenproducten,  also  den  Veesen-,  Gerste-,  Roggen-, 
Haber-,  Heu-,  Stroh-  und  Weinertrag,  und  ferner  den  Ertrag 
der  ländlichen  Pferde-,  Rindvieh-,  Schweine-,  Schaf-  und  Ge- 
flügelzucht. 

Diese  sämmtlichen  Steuerobjecte  wurden  nach  ihrem 
Geldwert  in  Überlinger  Pfund  veranschlagt  und  procent- 
mässig  besteuert.  Der  Steuersatz  betrug  10  ß^  oder  0,5  *^/o, 
doch  erhöhte  sich  derselbe  bei  Vermögen  von  unter  100  Pfund 
auf  ein  und  ein  halb  Pfennig  pro  ein  Pfund  oder  auf  0,62 ^^j. 

Die  Leibrentensteuer  traf  den  Ertrag  der  Leibgedings- 
rechte,der  von  der  Anlagegesetzgebung  als  besonderes  Steuerobject 
behandelt  und  mit  8  ®/o  belastet  wurde.    Gleichfalls  8  ®/o  mussten 

*J  cfr.  Arch.  I,  7,  182.  Anlageordnungen  v.  1519—1626.  Unserer 
DarsteUung  liegt  zu  Grund  die  Anlageordnung  von  1607  als  die  besterhaltene 
und  ausführlichste.  Mit  ihr  stimmen  sachlich  durchaus  übereiu  die  etwas 
kürzeren  Anlageordnungen  von  1566,  1583  u.  1595, 
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die  geistlichen  uud  weltlichen  Beamten  der  Landschaft  von  ihrem 
Besoldungseinkommen  entrichten,  sofern  dasselbe  100  ^.-^  und 
darüber  betrug;  nur  dass  bei  dieser  Besoldungssteuer  der  Steuer- 
satz um  ein  ganz  geringfligiges  nach  unten  zunahm. 

Die  Besoldungen  unter  100  HA  scheinen  auf  80  Ä^  und 
60  äA  fixirt  gewesen  zu  sein.  Bei  80  HA  Besoldungseinkommen 
stellte  sich  der  Steuerbetrag  auf  6  äA  9  ß-Sj  (an  Stelle  von  6  üh 
8  ß^,  bei  60  ä,^  auf  4  flA  18  P^  (an  Stelle  von  4  Ä^  16  ?^ 
bei  gleichbleibendem  Steuerfuss). 

Endlich  wurde  auch  auf  dem  Lande  eine  Leibsteuer  er- 
hoben, aber  weder  allgemein  noch  bei  allen  Steuerobjecten  nach 
demselben  Steuerfuss.  Leibsteuerfrei  wären  vielmehr  alle  Per- 
sonen mit  Vermögenswerten  von  200  ÜA  «nd  darüber,  und 
andererseits  junge  Dienstboten,  die  „noch  nicht  zum  hochwürdigen 
Sacrament  gegangen",  also  ein  Alter  von  1.3—14  Jahren  noch 
nicht  erreicht  hatten.  Die  übrigen  leibsteuerpflichtigen  Land- 
bewohner schieden  sich  in  3  Vermögensclassen  und  die  Dienst- 
boten mit  verschieden  abgestuften  Steuersätzen.  Vermögenslose 
traf  die  Leibsteuer  mit  7  ß^,  solche,  die  bis  zu  100  äA  Ver- 
mögen besassen,  mit  6  ^\  solche,  die  100—200  HA  besassen, 
mit  5  ß^;  männliche  Dienstboten  hatten  2  ß/^,  weibliche  1  ß^ 
Leibsteuer  zu  geben. 

Ebenso  wie  bei  der  bürgerlichen  Steuer  ruhte  das  Ein- 
steuerungsverfahren der  Anlage  auf  dem  Princip  der  Ver- 
bindung von  Selbsteinschäteung  und  staatlicher  Taxation.  Aber 
während  dort  vornehmlich  das  Liegenschaftsvermögen  der  behörd- 
lichen Einschätzung  vorbehalten  war,  richtete  die  Anlageordnung 
ihr  Hauptaugenmerk  auf  den  Ertrag  und  dessen  amtliche  Be- 
wertung. Die  liegenden  Güter  sollten  vom  Anlagepflichtigen 
taxirt  werden  „als  lieb  ime  die  aniezo  seyen",  d.  h.  nach  dem 
subjectiven  derzeitigen  Werte,  den  sie  für  ihn  hatten.  Doch 
wurde  diese  subjective  Wertschätzung  bei  Erb-  und  Schupflehen- 
gütern dahin  erläutert,  dass  der  wirkliche  Wert  und  nicht  das 
Hofgeld  vom  Fatirenden  zum  Ausgangspunkt  seiner  Preisbildung 
zu  machen  sei,  und  ausserdem  war  dem  Schupflehen  der  Wert 
eines  erblichen  Gutes  beizumessen,  von  dem  dann  nach  Gut- 
dünken der  Steuerbehörden  eine  bestimmte  Quote,  etwa  ein 
Fünftel,  zur  Compensation  der  Minderwertigkeit  der  Schupflehen- 
eigentumsgerechtigkeiten  abgezogen  werden  konnte.    Auch  durfte 
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die  Verschuldung"  des  Steuerobjectes  nicht  in  Abzug  gebracht 
werden,  was  bekanntlich  auch  heute  nicht  der  Fall  ist.  Darnach 
war  es  also  fast  vollständig  ins  Belieben  des  Einzelnen  gestellt, 
welchen  Wert  er  seinen  Gütern  beilegen  wollte.  Übrigens  diirfte 
ans  der  Zusatzbestimmung  bezüglich  der  Erb*  und  Schupflelien, 
die  offenbar  eine  Gutsbewertung  bloss  nach  dem  capitalisirten 
Pachtzins  verhindern  wollte,  wenigstens  soviel  hervorgehen,  dass 
man  im  Allgemeinen  eine  Ertragsberechnung  und  die  Fatirung 
des  capitalisirten  Durchschnittsertrages  von  den  Fatirenden  er- 
wartete. 

Nach  dem  Grundsatz  der  Selbsteinschätzung,  aber  ohne  jede 
beschränkende  Vorschrift,  wurden   femer  die  Steuerwerte  des 
fahrenden  Vermögens  und  der   Geldbetrag  der  Leibrenten 
und  Besoldungen  eruirt.     Declarirt  musste  werden  der  Um- 
fang der  Baarschaft,  der  Leibrenten,  Besoldungen  und  Schulden; 
weiter  das  „Hauptgut'',  d.  h.  der  Geldpreis  bzw.  Kaufpreis  der 
Pfand-  und  Zinsbriefe  und  Leibgedingsrechte,  endlich  der  sub- 
jective  Wert  (als  lieb  etc.)  der  Waaren  und  Werkzeuge  der 
Handwerker  und  Gewerbetreibenden  und  der  landwirtschaftlichen 
Geräte.    Anders  war  das  Verfahren  zur  Feststellung  der  länd- 
lichen Frucht-  und  Viehzucht-  etc.  Ertrags  werte.    Diese  Fas- 
sionen hatten  sich  lediglich  auf  Angabe  der  Stückzahl  der 
jährlichen  Ertragsobjecte  zu  beschränken,  die   dann   ohne 
Zuthun  des  Fatirenden  nach  amtlich  aufgestellten  Freistabellen 
bewertet  wurden.    Nur  in  einem  Fall,  wenn  nämlich  die  Anlage 
zu  einer  Zeit,  wo  der  zu  erwartende  Ernteertrag  noch  im  Boden 
ruhte  oder  auf  dem  Halm  stund,  also  im  Frühjahr  oder  Sommer, 
ausgeschrieben   wurde,    schob   die   Anlageordnung   dem   grund- 
besitzenden Bauern   selbst   die   Geldwertertragsberechnung   zu. 
In  diesem  Fall  waren   als  normaler  Durchschnittsertrag 
vom  Jucliart  3  Malter  Winterfrucht  und  2  Malter  Sommerfrucht 
anzusetzen  und  diese  nach  einem  Normaldurchschnittspreis 
von  4  bzw.   3  fi^  pro  Malter  in  Geldwert  zu  fatiren.     Diese 
sämmtlichen  Fassionen,   die  also  nur  das  Nutzvermögen  un- 
berücksichtigt Hessen,  mussten  vom  Anlagepflichtigen  auf  seinen 
Eid  genommen  werden,   „er  soll  bei   seinem  Eid  veranlagen**, 
wer  falsch  declarirte,  war  „meineid"  und  kam,  von  Vermögens- 
strafen abgesehen,  in  Überlingen  oder  auf  einem  der  Vogtei- 
schlösser  in  den  Thurm.    Entsprechend  der  zwischen  Stadt  und 
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Spital  Überlingen  in  den  localen  Unterbehörden  geteilten  Ver- 
waltung der  städtischen  und  spitälisclien  Landschaft  wurde  auch 
die  Steuerveranlagung  und  -Erhebung*)  von  2  verschiedenen 
Anlageobercommissionen  besorgt.  Die  oberste  Leitung  der  Ver- 
anlagung der  städtischen  Vogteien  ruhte  in  den  Händen  der 
städtischen  Anlagecommission,  in  der  ein  Katsherr,  einer  der 
RentstOblinsherren  und  der  Rentstüblinsschreiber  sassen.  Diesen 
unterstellt  war  eine  Untercommission  der  localen  Vogteibehörden, 
bestehend  aus  dem  Ausvogt,  dem  Vogt  und  dem  Amtmann  der 
Vogtei.  Es  war  Aufgabe  dieser  zweiten  Commission  unter 
Beisitz  eines  Rates  des  Überlinger  Landgerichts  in  einem  der 
grösseren  Orte  der  Vogtei  entweder  auf  dem  Rathaus  oder  in 
einem  Wirtshaus  das  Fatirungsgeschäft  vorzunehmen  und  die 
fatirten  Steuerobjecte  in  ein  sogenanntes  Anlagebuch  beim 
Namen  des  Anlagepflichtigen  einzeln  nach  der  Stückzahl  und 
dem  Preise  einzutragen.  AVar  dies  geschehen,  so  wurde  das 
Anlagebuch  der  Obercommission  in  Überlingen  eingereicht  und 
diese  hatte  die  städtischen  Vogteien  zu  beschreiben,  d.  h.  anf 
Grund  der  gemachten  Erhebungen  die  Steuerschuldigkeit  des 
Einzelnen  zu  berechnen  und  im  Anlagebuch  anzunotiren.  Der 
Steuer einzug  erfolgte  darauf  wieder  durch  den  Vogt  und  seine 
Unterbeamten;  die  Abführung  des  Geldes  an  das  Überlinger 
Rentstüblin  war  Sache  des  Vogtes.  Genau  so  ging  auch  die 
Veranlagung  der  spitälischen  Ämter  vor  sich.  Hier  hatte  die 
Oberleitung  ein  Spitalpfleger.  Die  locale  Fatirungscommission 
bildeten  der  betr.  spitälische  Amtmann  und  ein  Überlinger  Land- 
gerichtsrat. Die  Beschreibung  und  Ablieferung  der  eingezogenen 
Steuerbeträge  besorgte  der  Spitalpfleger.  Über  das  Finanz- 
erträgnis der  Anlage  geben  unsere  Budgettabellen  (cfr.  Anl.  IL 
lau.  2  a)  den  nötigen  Aufschluss.  Dasselbe  schwankte  im 
Allgemeinen  zwischen  5000  und  6000  rh.  fl.  und  kam  somit 
seinem  fiskalischen  Wert  nach  dem  der  bürgerlichen  Jahresstener 
ziemlich  nahe. 

Bevor  wir  im  Folgenden  zu  einem  kritischen  Rückblick  auf 
die  besprochene  Jahressteuer  und  Anlage  übergehen,  wäre  hier 
noch  die  Form  zu  erwähnen,  in  der  die  ausserordentlichen 
Steuern  Überlingens  erhoben  wurden.     Wie  im  Früheren  bereits 


')  cfr.  hierüber  auch  das  Anlagebuch  Ton  1678, 
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bemerkt,  geschah  dies  mittelst  Erhöhung  der  bestehenden 
ordentlichen  Steuern,  so  dass  Steuersiibject  nnd  -Object  die 
nämlichen  blieben  und  nur  der  Steuerftiss  sich  änderte.  Das 
Beispiel  einer  solchen  ausserordentlichen  Steuererhöhung  liefert 
im  16.  Jahrhundert  ein  Ratsprotocoll  vom  18.  November  1594. 
Um  den  hochgespannten  Reichscontributionsanforderungen  E. 
Maximilians  entsprechen  zu  können,  wurde  (zunächst  für  die 
Dauer  von  6  Jahren)  der  Steuerfuss  der  Anlage  von  8  ß-^  auf 
10  p^  —  auf  den  Satz,  der  sich  nachgehends  als  normaler  er- 
hielt, —  erhöht  und  der  Bürgerschaft  für  5  Jahre  zur  ordent- 
lichen Steuer  noch  eine  halbe  Steuer  auferlegt.  Letzteres 
geschah  in  der  denkbar  einfachsten  Weise,  indem  man  die  ordent- 
liche Jahressteuerschuldigkeit  dos  Einzelnen  gerade  um  die 
Hälfte  erhöhte. 

Durch  diese  Steuerzuschläge  und  vermittelst  einer  Schuld- 
aufoahme  von  60000  rh.  fl.  (cfr.  pag.  159)  wurde  es  Überlingen 
möglich,  innerhalb  10  Jahren,  bis  zum  Jahr  1604,  dem  Reich 
eine  Contribntion  von  über  100000  rh.  fl.  zu  zahlen.*)  Daneben 
fanden  wir  ein  Mal  im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts,  a.  1644,*) 
als  die  Geldnot  Überlingens  aufs  höchste  gestiegen  war,  neben 
der  ordentlichen  Steuer  eine  andere  ausserordentliche  Steuer 
mit  total  verändertem  Steuerfuss  und  neuen  Steuerobjecten. 
Damals  wurden,  um  es  kurz  zu  sagen,  alle  Steuerprivilegien 
snspendirt  und  auch  das  Nutzvermögen  der  ordentlichen  Be- 
steuerung unterworfen,  und  ausserdem  musste  von  jedem  Gulden 
Einnahme,  mochte  dieselbe  herkommen,  aus  was  immer  sie 
wollte,  monatlich  2  xr.  Steuer  an  das  Rentstüblein  abgeliefert 
werden.  —  Und  nunmehr  ein  paar  kritische  Bemerkungen. 

Wir  haben  im  Anfange  dieses  Abschnittes  die  Jahres- 
steuer  eine  Vermögenssteuer  genannt,  wir  hätten  sie  auch 
eine  partielle  Vermögenssteuer  nennen  können,  da  nur  das 
werbende  Vermögen  zur  Steuer  herangezogen  wurde.  Nach 
unserer  Auffassung  vom  Sinne  der  Steuergesetzgebung  des  16. 
und  17.  Jahrhunderts  waren  nämlich  Object  der  Jahressteuer 
alle  diejenigen  Güter,  die  im  Augenblicke  der  Steuerver- 
anlagung den   Vermögensbesitz    des   Steuerpflichtigen 


")  cfr.  ßatsprot.  t.  21.  Febr.  1604. 

*)  cfr.  Arch.  I,  7.  182.    Steuerordnung  v.  3.  Oktober  1644. 
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ausmachten.  Dass  darunter  auch  solche  sich  befanden,  die 
nach  modernen  SteuerbegrifFen  als  Vermögensertrag  bezeichnet 
und  mit  besonderen  Ertragssteuern  belegt  wurden,  ist  dabei 
gleicligültig.  Denn  die  Jahressteuer  wollte  u.  E.  nicht  den 
Ertrag  als  solchen,  sondern  nur  den  Ertrag  als  Vermögens- 
object  besteuern.  Dies  beweist  vor  allem  der  Umstand,  dass 
nicht  der  ganze  Jahresertrag,  z.  B.  nicht  der  ganze  Weinertrag, 
sondern  nur  der  z.  Z.  der  Fatirung  noch  im  Eigentumsrechte 
des  Fatirenden  befindliche  Vorrat  an  Ertragsgütern  versteuert 
werden  musste.  So  unterlagen  auch  nicht  die  sämmtlichen  das 
ganze  Jahr  über  aus  Kauferlösen,  Zins-  und  Rentenbezügen  und 
dergl.  hervorgegangenen  Baareinnahmen  der  Jahressteuer,  sondern 
nur  der  momentane  Baargeld Vorrat.  Dafür  spricht  aber  auch 
ferner  die  ausdrücklich  als  Fremdenrecht  bzw.  Fremdenpflicht 
statuirte  Ausnahmebestimmung,  dass  jeder  fremde  Ausmärker 
den  Wein,  der  ihm  im  Überlinger  Etter  erwachsen,  „ob  er  den- 
selben vor  der  Steuer  verkauft,  an  raitung  (Zahlungsstatt)  gibt 
oder  behält",  zu  versteuern  habe.')  Allerdings  ist  nicht  zu  be- 
streiten, dass  dadurch  die  Besteuerung  des  fahrenden  Vermögens 
in  ihrer  thatsächlichen  Wirkung  einer  partiellen  Ertrags- 
steuer gleichkam.  Auch  wird  vielleicht  die  Einsicht  in  die  öko- 
nomische Natur  des  Ertrags  es  mit  veranlasst  haben,  dass  das 
fahrende  Vermögen  um  so  viel  höher  besteuert  wurde,  als  das 
Liegenschaftsvermögen.  Aber  zur  klaren  Erfassung  und  prac- 
tischen  Verwirklichung  dieses  Gedankens  in  Form  einer  be- 
sonderen Ertragssteuer  ist  damals  die  städtische  Steuergesetz- 
gebung noch  nicht  gekommen,  denn  es  werden  andererseits  auch 
Teile  des  Stammvermögens,  wie  z.  B.  das  gesammte  Wertpapier- 
vermögen, demselben  Steuerdruck  unterstellt  wie  die  Ertragsgüter. 
Einen  wesentlichen  Fortschritt  in  diesem  Punkte  bedeuten 
dagegen  die  Satzungen  der  Anlage.  Diese  unterscheidet  scharf 
zwischen  Steuerobjecten,  die  sie  als  Vermögen sobjecte  und 
solchen,  die  sie  als  Ertragsobjecte  treffen  will,  wennschon  die 
landwirtschaftliche  Ertragssteuer  am  selben  Steuersatz  festhält 
wie  die  Vermögenssteuer.  Sie  bestimmt  ausdrücklich:  „es  soll 
ein  ieder  bei  seinem  eid  veranlagen  die  Gült  und  Nutzung, 
soweit  ein  jeder  davon  jährlich  eingehendes  hat."    Sie  erlässt 


>)  cfr.  Arch.  I,  7,  182.     Gesetz  v.  1660. 
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Xorniativbestimmungen  znr  Vorausschätzung  des  noch  in  der 
Erde  ruhenden  oder  auf  dem  Halme  stehenden  Jahres  er  trag  es. 
Der  Pächter  niuss,  wie  bei  der  Bonitirung  der  zu  katastrirenden 
Stadtgüter,  den  Wert  seines  Pachtgutes  nach  dem  wirklichen 
Ertragswert  veranlagen.  Die  Ertragsgüter  werden  der  Ge- 
genstand der  amtlichen  Bewertung  etc.  So  tritt  der  Begriff  des 
Ertrages  hier  überall  in  den  Vordergrund,  die  ältere,  rohere 
Form  der  Vermögenssteuer  verdrängend,  am  deutlichsten  natürlicli 
bei  der  Leibrenten-  und  Besoldungssteuer.  Hier  entwickelt  sich 
bereits  der  Begriff  des  Reinertrags,  des  Einkommens,  das  eine 
ungleich  höhere  Belastung  erträgt  und  erfährt,  als  das  Stamm- 
vermögen,  8  ^/o  gegenüber  0,5  ^j^. 

Aber  auch  sonst  noch  zeigt  die  Anlage  eine  viel  jüngere 
Physiognomie  alg  die  Jahressteuer.  Nehmen  wir  z.  B.  nur  die 
Leibsteuer.  Die  städtische  Leibsteuer  ist  eine  Kopfsteuer,  die 
von  jedem  Steuerpflichtigen  ohne  Rücksicht  auf  dessen 
Leistungsfähigkeit  in  demselben  Betrage  erhoben  wird,  da- 
gegen die  Leibsteuer  der  Landschaft  sich  nach  Classen  ab- 
stuft und  nach  unten  zunimmt.  Sie  will  das  Arbeitsein- 
kommen, das  nach  der  bestehenden  Vermögenssteuer  Ordnung 
zu  gut  wegkam,  nur,  soweit  es  im  Baargeldvorrat  sich  vorfand, 
besteuert  wurde,  im  Interesse  einer  gerechteren  Verteilung  der 
Steuerlast  noch  in  der  Person  des  Arbeitenden  beiziehen,  daher 
auch  die  Leibsteuerfreiheit  von  einer  bestimmten  Vermögens- 
grenze ab.  Ferner  gehört  hierher  die  Verschiedenheit  der  Be- 
stimmungen rücksichtlich  eines  zweiten  Grundsatzes  der  Ge- 
rechtigkeit, rücksichtlich  der  Steüerallgemeinheit.  Auf  dem 
Lande  finden  wir  sie  durchgeführt,  da  hat  kein  Anlagepflichtiger 
vor  dem  andern  das  Geringste  voraus;  die  Stadtsteuer  dagegen 
schafft  Privilegirte  und  Nichtprivilegirte. 

Auch  abgesehen  vom  materiellen  Steuerrecht,  auch  in  Einzel- 
heiten der  Steuertechnik  zeigt  sich  derselbe  Unterschied.  Trotz- 
dem z.  B.  die  allgemeine  Geldwerteinheit  im  16.  Jahrhundert 
längst  das  Hundert  ist,  man  nach  Procenten  rechnet,  hält  die 
bürgerliche  Steuer  den  uralten  Markbegriff  als  Steuereinheit  fest, 
die  Anlage  erhebt  vom  Hundert.  Der  Städter  fatirt  nach  Mark, 
der  Landbewohner  nach  Pfund,  hier  ein  einfacheres,  dort  ein 
complicirteres  Rechnungsverfahren,  und  so  fort. 

Fragen  wir  aber,  woher  diese  merkwürdige  Verschiedenheit 
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der  Jahressteuer  und  der  Anlage  kommt,  da  doch  beide  dem- 
selben gesetzgebenden  Körper  entstammten,  so  fällt  für  die  Jahres- 
steuer vor  allem  ins  Gewiclit,  dass  sie  eine  uralte  Einrichtung, 
eine  Schöpfung  von  Jahrhunderten  war  und  seit  Jahrhunderten 
sich  eingebürgert  hatte.  Ihre  enge  Verknüpfung  mit  dem  Werde- 
process  der  Stadt  selbst,  mit  deren  politischen,  socialen  und 
wirtschaftlichen  Zuständen,*)  wahrte  ihr  in  den  Augen  vieler 
Steuei'zahler  in  gewissem  Sinne  den  Charakter  eines  altehr- 
würdigen Instituts,  an  dessen  Grundlagen  selbst  der  einsichtigste 
Rat  nicht  rütteln  konnte,  ohne  auf  heftigen  Widerspruch  bei  der 
Bürgerschaft  zu  stossen,  die  sich  in  ihren  wohlersessenen  Privi- 
legien, in  ihren  altgewohnten  Einrichtungen  verletzt  fühlte. 
Daher  auch  jede  Reform  auf  dem  Gebiete  des  städtischen  Steuer- 
Wesens  mehr  oder  minder  immer  nur  die  Folge  eines  gewalt- 
samen Druckes  von  aussen  war^)  und  man  trotz  mannigfacher 
Verbesserungen  späterer  Jahrhunderte  zu  durchgreifenden  Re- 
formen in  den  Zeiten  der  Reichsunmittelbarkeit  sich  überhaupt 
nicht  entschloss. 

Ein  weiterer  Grund  dürfte  femer  die  grössere  Vielge- 
staltigkeit  des  städtischen  Wirtschaftslebens  gewesen  sein,  die 
allerdings  rationell  den  Gedanken  einer  Systematisirung  der 
Steuern  um  so  näher  legen  musste,  dessen  Durchführung  aber 
auch  um  so  schwieriger  erscheinen  Hess. 


')  Wir  haben  dabei  die  steuergeschichtlich  interessante  Thatsache  im 
Auge,  der  zu  Folge,  so  lange  die  Üborlinger  Bürgergemeinde  eine  ausschliens- 
licbe  Realgemeinde  war,  also  in  den  Zeiten  der  staufischen  Geschlechter- 
berrschaft,  die  Grund-  und  Häusersteuer  genügte;  als  nach  dem 
Siege  der  Zünfte  die  dinglichen  Banden  des  Bürgerrechts  sich  mehr  und 
mehr  lockerten,  man  im  1 4 ten  Jahrhundert  zur  Besteuerung  des  fahrenden 
Vermögens  griff,  und  als  schliesslich  der  Qemeindecörper  sich  noch  mehr 
erweiterte,  eine  eigene  Classe  vermögensloser,  vom  Arbeitseinkommen 
lebender  Bürger  sich  herausbildete,  die  Leib  Steuer  im  16  ten  Jahrhundert 
eingeführt  wurde.  Somit  zeigt  die  Entwicklung  des  Überlinger  Steuerrecht^ 
den  intimsten  Anschluss  an  die  Entwicklung  des  Bürgerrechts  bzw.  an 
die  ganze  Stadtrechts-  und  Verfassungsentwicklung  Überlingens. 

^)  Durch  den  Verfassuugsumsturz  Carls  V.  wurde  1552  das  Zunft- 
vermögen steuerpflichtig,  durch  die  Gefahr  der  Secularisation  1555 
die  Spitalsteuer  verändert.  Der  30jähr.  Krieg  und  seine  Folgen  hoben 
zeitweise  die  Steuerexemptionen  auf,  aber  erst  die  Secularisation  Über- 
lingens und  dessen  Anfall  an  Baden  im  J.  1802  brachte  eine  völlige  Neu- 
ordnung des  Steuerwesens. 
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Aaf  dem  Lande  dagegen  lagen  die  Dinge  viel  einfacher 
nnd  günstiger.  Obne  historische  Tradition  glich  die  Landschaft 
Überlingen  einer  tabula  rasa,  der  man  Gesetze  aufschreiben 
konnte  nach  Belieben.  Von  den  Landbewohnern,  die  Hörigkeit 
und  Leibeigenschaft  zu  jedem  rechtlichen  Widerstände  unfähig 
machte,  war  dabei  nichts  zu  fürchten,  und  die  steuerpflichtigen 
Productionsfactoren  und  Producte  der  Landwirtschaft  konnten 
von  der  Steuergesetzgebung  mit  Leichtigkeit  einzeln  erfasst 
werden.  Darum  zog  die  Anlage  wohl  von  Anfang  an  in  Gestalt 
einer  verbesserten  Stadtsteuer  in  die  Landschaft  ein,  wo  sie 
allmälig  sich  immer  freier  gestaltete  und  im  18.  Jahrhundert') 
vorübergehend  nicht  ohne  verjüngende  Rückwirkung  blieb  auf 
den  verknöcherten  städtischen  Steuercörper.  Von  diesen  rela- 
tiven Vorzügen,  den  Ansätzen  zu  einer  volkswirtschaftlich 
rationelleren  Besteuerung  abgesehen,  entsprach  aber  im  übrigen 
die  Anlage  ebensowenig  wie  die  Jahressteuer  den  Anforderungen, 
die  man  von  modernem  Standpunkt  aus  an  eine  gute  Steuer 
stellen  müsste,  und  die  bis  zu  einem  gewissen  Grad  auch  damals 
schon  von  Städten  mit  höher  entwickelter  Steuerwirtschaft  (wie 
z.  B.  Basel)  erfüllt  wurden.  Der  beiden  Steuern  gemeinsame 
Hauptfehler  war,  dass  sie  das  Princip  der  Verhältnissmässigkeit 
der  Steuer,  der  Besteuerung  nach  der  relativen  Leistungs- 
fähigkeit wenig  bzw.  gar  nicht  berücksichtigten,  denn  die  Steuer- 
schnldigkeit  der  Einzelnen  wuchs  eben  proportional  mit  ihrem 
Besitz  an  Steuereinheitswerten,  d.  i.  mit  ihrer  absoluten  Leistungs- 
fähigkeit, mit  ihrem  Vermögen:  etwas  anderes  kannte  man  gar 
nicht. 

Auch  enthielten  gewisse  Bestimmungen,  wie  z.  B.  die  Be- 
steuerung der  Schulden,  grosse  und  ungerechte  Härten.  An 
sich  konnte  man  ja  eventuell  die  Schulden  als  Ausdruck  eines 
momentanen  Wertzuwachses,  den  ein  Vermögen  durch  geliehenes 
Betriebs-  oder  Anlagecapital  erfuhr,  auffassen,  und  in  der  Stadt, 
wo  der  Wirtschaftsertrag  nicht  in  seinem  vollen  Umfange  zur 
Steuer  herangezogen  wurde,  mochte  die  Schuldenbesteuerung  sich 
noch  rechtfertigen  lassen.  Dagegen  führte  auf  dem  Lande  die 
Schüldenbesteuerung  in  Verbindung  mit   den  Vorschriften  über 


>)  cfr.  Arch.  VI,  13,  353.    Der  Stand  des  Uberlinger  Stadthaushaltes 
a.  1791. 
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die  Fatirung  der  Gats-  und  Ertragswerte  tbatsäcblich  in  vielen 
Fällen  zu  einer  dreifachen  Besteuerung:  einer  Besteuerung 
im  Gutswerte,  im  Ertragswerte  und  als  Steuerobject  an  sich. 
Und  solche  Unbilligkeiten  waren  nicht  ein  Mal  zufiillig.  Wir 
haben  Beispiele,  wo  die  Doppelbesteuerung  geradezu  gesetzlich 
angeordnet  wird.  Laut  Ratsprotocoll  v.  18.  Januar  1557  muss 
das  Heiratsgut,  das  die  Eltern  ihren  Kindern  gegen  Zinszahlung 
„aufenthalten",  von  den  Eltern  und  vom  Kinde,  von  letzterem 
als  Pfandschaft,  versteuert  werden:  ein  handgreiflicher  Beleg 
dafür,  wie  sehr  in  der  überlinger  Steuergesetzgebung  das  rein 
fiscalische  Interesse  alle  andern  Kucksichten  fiberwog. 
Wirklich  befriedigen  kann  uns  somit  eigentlich  nur  die  Steuer- 
technik, da  diese  im  Allgemeinen  rasch,  sicher,  billig  und  ohne 
sonderliche  Belästigung  des  steuerpflichtigen  Publicums  zum 
Ziele  führte. 

Als  letzte  in  der  Gruppe  der  directen  Überlinger  Stenem 
wäre  noch  der  Abzug  oder  die  Nachsteuer  zu  erwähnen. 
Der  Abzug  hatte  seine  Rechtsbasis  in  einem  Privileg  Karls  \. 
vom  30.  November  1526.0  Darin  wird  festgesetzt,  dass  jeder 
nicht  in  der  Stadt  oder  Landschaft  Überlingen  ansässige  Fremde, 
der,  sei  es  als  gesetzlicher  Erbe,  sei  es  durch  Kauf  oder  in 
anderem  Wege  in  den  Besitz  der  Hinterlassenschaft  eines 
Überlinger  Stadt-  oder  Landunterthanen  kommt,  von  solchen  er- 
erbten und  überkommenen  Hab  und  Gutem,  liegenden  und 
fahrenden,  kleinen  und  grossen,  nichts  ausgenommen,  den  3.,  6., 
8.,  oder  lOten  Pfennig  nach  Willen  und  Wohlgefallen  eines 
Bürgermeisters  und  kleinen  Rates  den  Rechenmeistern  von 
Überlingen  zu  zahlen  schuldig  sei,  falls  er  nicht  vorziehe,  das 
Überlinger  Bürgen-echt  zu  erwerben  und  durch  15  Jahre  in 
Überlingen  wohnhaft  zu  bleiben. 

Seiner  ursprünglichen  Gestalt  nach  war  also  der  Abzug 
eine  Erbschaftssteuer  von  den  in  fremde  Hand  gelangenden 
Hinterlassenschaftsvermögen  und  —  sofern  er  die  Vermögen 
beim  Übergang  an  dritte  traf  —  eine  Verkehrssteuer.  Ihre 
ökonomische  Berechtigung  hatte  diese  Steuer  unter  auderm  auch 
darin,  dass  durch  den  „Abzug"  fahrender  Vermögensbestandteile 


0  cfr.  J.  C.  Lünig.    Teutsclies  Reichsarchiv.  Lips.  1714.  IV.  2,  pag.  648. 
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aas  Überlingen  dieselben  der  städtischen  Steuergewalt  entzogen 
und  dadurch  die  Steuercapitalien  Überlingens  vermindert  wurden. 
Hauptsachlich  auf  Grund  dieser  Theorie,  der  zu  Folge  der 
Abzug  ein  Entgeld  sein  sollte  fär  abziehende  Steuercapitalien, 
wurde  der  Competenzkreis  des  Abzuges  später  noch  beträchtlich 
erweitert. 

Das  Nächste^)  war,  dass  man  ohne  Rücksicht  auf  den  spe- 
ciellen  Anlass  des  Abzuges  die  Vermögen  .derjenigen,  die  aus 
dem  städtischen  oder  spitälischen  Stenergebiet  zu  dauernder 
Niederlassung  an  fremdem  Ort  fortzogen,  mit  dem  Abzug  belegte. 
In  diesem  Sinne  wurden  abzugspflichtig  ein  Mal  diejenigen 
Barger,  die  das  Bürgerrecht  noch  nicht  ersessen  hatten,  d.  h. 
die  noch  nicht  die  vorgeschriebene  Zeit  von  15  Jahren  im  Besitz 
des  Bürgerrechtes  waren.  Wer  dagegen  das  Bürgerrecht  ersessen 
Latte  oder  wer  Erbbfirger,  d.  h.  Nachkomme  eines  Überlinger 
Bürgers,  war,  blieb  abzugfrei.  Abzugspflichtig  waren  ferner  die 
Nachkommen  von  Erbbürgern,  die  sich  nach  auswärts  verhei- 
rateten oder  auswärts  „haushäblich^  niederliessen,  vorausgesetzt, 
dass  sie  ihr  Bürgerrecht  noch  nicht  angetreten  hatten  und  ihre 
Bürgerrechtsgerechtigkeit  officiell  oder  stillschweigend  aufsagten. 
Doch  durften  die  Kinder  von  Erbbürgem  ein  in  massigen  Grenzen 
sich  haltendes  abzngsfreies  Heiratsgut  mitnehmen.  Und  ebenso 
wurde  es  bezüglich  der  Bürgerswittwen  gehalten,  die  ihr  Bürger- 
recht auswärts  „vermannten"  oder  sonst  aufgaben.  Endlich  traf 
der  Abzug  noch  die  Vermögen  der  Michileute  (der  Satzbürger) 
und  der  übrigen  nichtbürgerlichen  Einwohner  der  Stadt  und 
Landschaft  Überlingen. 

In  all  diesen  Fällen  musste  das  gesammte  Hab  und  Gut, 
„soviel  einer  dessen  dazumal  im  Vermögen  hat**,  verabzugt  werden. 

Im  Weitern  hatte  sodann  der  Abzug  noch  die  Bedeutung 
einer  reinen  Immobiliarverkehrssteuer,*)  die  sich  teils 
gleichfalls  auf  die  angeführten  steuerpolitischen  Erwägungen 
gründete,  teils  als  Prohibitivmassregel  gegen  das  überhand- 
nehmende Ausmärkertum  wirken  sollte. 

Als   Immobiliarverkehrssteuer   besteuerte    der   Abzug   den 


*)  cfr.  Arch.  I,  7,  184.    Ordnung  des  Abzugs  v.  12.  April  1684. 
')  Ausser  der  in  Anm.  1  angeführten  Quelle  cfr.  noch  die  Stadtsatzuugen 
der  J.  1600—1622  Arch.  I,  51,  135. 

8  •  h  i  f  e  r ,  Wirtaehafti-  n.  Flnanzgesehicht«  der  BeiohaiUdt  Ob«rllair«n.        ]  Q 
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Handelsverkehr  mit  Überlinger  Liegenschaften,  soweit  ein  solcher 
zwischen  Fremden  und  zwischen  Bargern  und  Fremden  stattfand. 
Verkaufte  ein  in  der  Überlinger  Mark  oder  Landschaft  be- 
güterter Fremder  sein  Gut  einem  Fremden,  oder  kaufte  ein 
Überlinger  Bürger  Immobiliarwerte  von  einem  Fremden,  so  ging 
der  Kaufschilliug,  den  der  fremde  Verkäufer  bezahlt  erhielt,  der 
städtischen  Steuer  verloren  und  darum  musste  nach  der  Abzugs- 
ordnung das  Kaufobject  verabzugt  werden.  Wurde  der  Handel 
zwischen  Fremden  abgeschlossen,  so  blieb  es  der  privaten  Ab- 
machung überlassen,  ob  Käufer  oder  Verkäufer  den  Abzug  ent- 
richten wollte.  War  aber  einer  der  beim  Kaufabschluss  Be- 
teiligten ein  Bürger,  so  fiel  die  Steuerpflicht  eo  ipso  dem  fremden 
Verkäufer  zu,  doch  lag  im  letzteren  Falle  eine  Steuerpflicht  über- 
haupt nur  dann  vor,  wenn  der  fremde  Verkäufer  sein  Gut  schon 
über  40  Jahre  zu  eigen  besessen  hatte.  So  lange  Hess  nämlich 
die  Gesetzgebung  dem  Ausmärker  Zeit,  sich  einen  bürgerlichen 
Käufer  für  sein  Besitztum  zu  suchen,  und  wollte  durch  diese 
Vergünstigung  eine  allmälige  Rückkehr  der  veräusserten  Grund- 
stücke in  büi^gerliche  Hände  bewirken.  Wurde  aber  in  der  sicher 
langen  Frist  von  40  Jahren  ein  Gut  nicht  „rückkäuflg'',  so 
musste  dieser  „Saumsal"  durch  Zahlung  des  Abzugs  gebüsst 
werden.  Denselben  Zweck  verfolgte  die  Abzugssteuer  bei  Guts- 
verkäufen, bei  denen  ein  Bürger  der  Verkäufer  war.  Hier 
trat  die  probibitive  Absicht  der  Gesetzgebung,  alle  derartige  die 
Integrität  des  städtischen  Territoriums  schädigende  Liegenschafts- 
veräusserungen  nach  Möglichkeit  zu  erschweren,  am  deutlichsten 
zu  Tage,  zumal  auch  hier  der  Abzug  dem  fremden  Käufer  zu- 
geschoben wurde.  Diese  sämmtlichen  Bestimmungen  galten 
übrigens  auch  für  event.  Tau  seh  vertrage  und  zwar  mit  gutem 
Grund,  „denn  da  es  nicht  sollte  sein,  würden  an  statt  eines 
Kaufes  feile  Tauschabschlüsse  bestehen,  welche  doch  einer 
Wirkung  sind  und  darum  auch  einen  gleichen  Ausgang  gewinnen 
sollen".  Obschon  das  ksl.  Privileg  bezüglich  des  Steuersatzes 
den  weiten  Spielraum  von  ein  Zehntel  bis  zu  ein  Drittel  des 
Steuerwertes  genehmigt  hatte,  begnügte  man  sich  doch  für  ge- 
wöhnlich mit  dem  zehnten  Pfennig,  mit  10  ^Iq,  Grössere 
Schwankungen  zeigt  nur  die  Erbschaftssteuer,  da  bei  ihr  eines- 
teils die  Verwandtschaftsgrade,  andernteils  die  Steuersätze  des- 
jenigen Landes  bzw.  derjenigen  Stadt  in  Anschlag  kamen,  der 
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die  Erbberechtigten  politisch  zugehörten. ^)  Mit  den  Nachbar- 
standen  war  die  Frage  meist  vertragsmässig  geregelt,  so  z.  B. 
mit  der  Bürgerschaft  von  Constanz,*)  der  der  10.,  8.  und  6. 
Pfennig  abgenommen  wurde,  je  nachdem  Kinder  und  Enkel,  oder 
Geschwister,  oder  entfenitere  Verwandte  die  Erben  waren.  Er- 
hoben wurde  das  Abzngsgeld  eintretenden  Falls  sogleich.  Es 
durfte  weder  Erb-  noch  Äbzugsgut,  „uichtzit  gefolgert  werden", 
bevor  der  Abzug  auf  dem  Rentstublin  bezahlt  war.')  Bei  Käufen 
sollte  vorher  der  Kaufschilling  nicht  ausgehändigt  werden.  Be- 
sonders streng  nahm  man  es  bei  Todfälleri.*)  Sobald  Fremde 
bei  einem  Sterbfall  interessirt  waren,  wurde  das  ganze  Ver- 
mögen, hauptsächlich  das  Fahrnis-  und  Pfandschaftsvermögen, 
„inventarisirt  und  verpetschiert".  Ein  Ratsmitglied  wohnte  der 
Testamentseröffnung  bei  und  trug  den  Erbteil  jedes  Einzelnen 
in  ein  Verzeichnis  ein;  ehe  aber  ein  Pfennig  oder  Heller  die 
Stadt  verliess,  musste  der  Abzug  entrichtet  sein.  Auf  dem  Lande 
lag  die  Erhebung  der  Abzugsgelder  den  Vogteibeamten  und 
spitälischen  Amtleuten  ob.  In  den  Jahresertrag  der  Abzugs- 
gelder, der  sich  auf  durchschnittlich  rund  1300—1700  rh.  fl. 
belief,  (cfr.  Anl.  II,  1  a  u.  2  a),  teilten  sich,  soweit  derselbe  aus 
der  spitälischen  Landschaft  einging,  die  Stadt  und  das  Spital,  die 
Stadt  kraft  ihrer  Obrigkeitsrechte,  das  Spital  als  Gerichtsherrin.*) 

Die  finanziell  wichtigste  der  Überlinger  indirecten  Steuern 
war  das  Weinungeid,*)  eine  den  Wirten  und  „allen  die  vom 
zapfen  schenken"  in  der  Stadt  und  Landschaft  auferlegte  Wein- 
verbrauchssteuer. Sie  reichte  in  ihren  Anfllngen  tief  ins  Mittel- 
alter zurück.  Schon  a.  ISöS')  finden  wir  das  üngeld,  ursprünglich 
ein  Eegal,  von  K.  Karl  IV.  an  die  Stadt  verpfändet,  Ort  und 
Datum  seiner  definitiven  Erwerbung  sind  dagegen  unsicher.    Es 


*)  So  wurde  dem  Turgäu  der  6  te  ^j,  der  Stadt  Engen  und  der  Herrschaft 
Bodman  der  3te  ^  abverlangt,  „dieweil  sie  ea  auch  also  haben",  cfr.  die 
Hatsprot.  v.  27.  Juni  1658  und  1.  und  4.  Februar  1602. 

»)  cfr.  Ratsprot.  v.  7.  Juli  1559. 

«)  cfr.  Ratsprot.  v.  18.  Juli  1590. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  4.  Mai  1604. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  26.  April  1580. 

•)  cfr.  Arch.  I,  8,  189.    Ordnung  des  Weinungeids  v.  22.  Dezember  1594. 

^  cfr.  Oberrh   Z.  Bd.  22  pag.  21.    ürk.  v.  29.  Juni  1358. 

10* 
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ist  möglich,  dass  dieselben  in  die  Mitte  des  15.  Jahrhunderts 
fielen,  da  im  Jahr  1451^)  die  Ungelderherren  erstmals  und  von 
da  ab  regelmässig  in  den  Ratswahlverzeichnissen  gefuhrt  werden. 
In  seiner  ältesten  Gestalt  beschränkte  sich  das  Ungeld  auf  die 
Stadt  Überlingen;  die  Wirte  und  Gastgeber  der  Landschaft 
waren  nur  zur  Zahlung  eines  Tafernengeldes  von  ein  paar 
Schillingpfennigen  jährlich  verpflichtet.  Erst  im  Jahr  1594 
erhielt  Überlingen  auf  sein  Gesuch*)  an  K.  Rudolf  U.  um  Er- 
laubnis zur  Ausdehnung  des  Ungeldes  auf  die  Landschaft  ein 
diesbezügliches  Privileg,*)  wodurch  die  Landschaft  in  Sachen 
des  Ungeldes  der  Stadt  gleichgestellt,  d.  h.  gleichfalls  ungeld- 
pflichtig  wurde.  Trotzdem  die  Wirte  und  die  übrigen  mit 
Schaukgerechtigkeit  begabten  Personen  und  Gesellschaften,  wie 
die  Gässelirer,  die  weinzapfenden  Zünfte  und  Schützengesell- 
Schäften,  das  Ungeld  bezahlen  mussten,  sollte  doch  nach  der 
eigentlichen  Absicht  des  Gesetzes  das  Ungeld  die  Weintrinker 
treffen,  die  Steuer  sollte  auf  das  consumirende  Publicum  über- 
wälzt werden.  Darum  durfte  das  Ungeld  in  den  Schankpreis 
miteingerechnet  und  dieser  bei  event.  Erhöhung  des  Ungeldes 
entsprechend  erhöht  werden.*)  Als  Steuereinheit  statuirte  das 
Ungeld  die  Maass  ausgeschenkten  Weines.  Der  Satz  betrog 
pro  Maass  den  achten  Pfennig:  ^was  man  von  der  maass  vom 
zapfen  lösen  thut,  davon  ist  man  den  achtesten  Pfennig  ge- 
mainer  Stadt  zu  geben  schuldig."  Nimmt  man  nach  unseren 
früheren  Berechnungen  den  Durchschnittspreis  des  Fuder  Wein 
in  den  Jahren  1550 — 1620  zu  42  rh.  fl.  an  (cfr.  pag.  49),  so 
kamen  auf  das  Fuder  (960  Maass,  pag.  49  Anm.  2)  5  rh.  fl. 
15  xr.  Ungeld,  12,5  ®/o  seines  Steuerwertes.  Diese  an  sich  hohe 
Steuer,  die  z.  B.  noch  um  1,5^0  ^^^^  das  Württembergische,*) 
11  ^/j,  des  Ausschankpreises  betragende  Weinungeid  früherer 
Jahrhunderte  hinausging,  machte  in  Verbindung  mit  dem  starken 
Weinverbrauch  der  Stadt  und  Landschaft  Überlingen  das  Ungeld 
zu  der  d  ritt  ergiebigsten  ordentlichen  Finanzquelle  Überlingens, 
die  in  den  Jahren  1608—16  durchschnittlich  3130  rh.  fl.  und  in 


*)  cfr.  die  Ratswahl  Verzeichnisse  v.  1443—1500. 

«)  cfr.  Arch.  I,  8,  189.  Bitte  Überlingens  an  K.  Rud.  11.  d.  d.  5.  Juni  1594. 

')  cfr.  Arch  J.  c.    Ungeldprivileg  vom  2.  Juli  1694. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  31.  Januar  1557. 

'^)  cfr.  G.  Schönberg  Handb.  der  p.»lit.  Ökonomie  III  pag.  421. 
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den  20  er  Jahren,  als  die  Weinpreise  um  mehr  wie  die  Hälfte 
sich  erhöhten,  4816  rh.  fl.  abwarf,    (cfr.  Anl.  II,  1  a  u.  2  a). 

Die  obersten  Beamten  des  Ungelds  (wie  überhaupt  der  in- 
directen  Steuern)  waren  2  in  Überlingen  ansässige  Ungelder- 
herren.^)  Durch  ihre  Hände  lief  der  ganze  Ungeldertrag,  sie 
hielten  wöchentlich  ein  Mal  Kasse,  buchten  die  eingegangenen 
Summen  und  sorgten  für  deren  wöchentliche  oder  vierteljährliche 
Ablieferung  an  das  Rentstüblin.  Unter  ihrer  speciellen  Controlle 
stunden  die  städtischen  Unterkäufer,  der  Ungelderknecht 
und  die  Weinschätzer  der  Landschaft.  Zu  deren  Amtspflichten 
gehörte  vor  allem  die  Überwachung  des  Einkaufs  und  der  Ein- 
kellerung von  Weinen,  die  nur  in  ihrem  Beisein  vor  sich  gehen 
durften.  Sie  fährten  Controlllisten  über  Quantum,  Einkaufs-  und 
Verkaufspreis  der  Weine,  welch  letzteren  sie  selbst  flxirten, 
designirten  jedem  Wirte  und  Weinausschenkenden  das  wöchent- 
liche Ausschankquantum,  indem  sie  die  unter  Zapf  zu  nehmenden 
Fässer  —  gewöhnlich  2  Fass  Weisswein  und  ein  Fass  Roth  wein  *0 
—  mit  amtlicher  Marke  versahen;  sie  stachen  Ende  jeder  Woche 
zur  Feststellung  des  Wein  Verbrauchs  die  Fässer  ab,  sorgten  für 
eventuelle  Eichung  der  leergewordenen  Fässer,  verglichen  schliess- 
lich das  Resultat  ihres  „beilens**  mit  dem  Befunde  des  Eich- 
meisters oder  Eichmaasses  und  berichteten  über  all  diese  Punkte 
wöchentlich  den  üngelderherren.  Unterstützt  wurden  sie  hiebei 
auf  den  Trinkstuben  der  Zünfte  und  Gesellschaften  von  deren 
Christäfel  oder  Urttenmeistern.'') 

Durch  diese  ununterbrochen  fortlaufenden  Erhebungen  und 
Meldungen  wurden  die  üngelderherren  stets  aufs  genauste  über 
den  Weinverbrauch  der  Wirtschaften  und  Schenken  orientirt 
und  konnten  darnach  die  Ungeldschuldigkeit  der  Einzelnen  be- 
rechnen, die  von  jedem  Fass,  sobald  es  leer  geworden,  in  der 
Stadt  an  die  üngelderherren,  auf  dem  Land  an  die  Weinschätzer 
bezahlt  werden  musste.  Die  letzteren  lieferten  ihre  Ungelder- 
einnahmen  vierteljährlich  den  üngelderherren  nach  Überlingen 
ab.  Vom  Ungeld  frei  blieb  nur  der  Haustrunk,  soweit  derselbe 
ein  Fuder  pro  Jahr  nicht  überstieg. 


')  cfr.  das  Überlinger  Bestallan gsbuch  des  16.  Jahrh.  s.  t.  c. 
•)  cfr.  Rateprot.  ?.  21.  Nov.  1552. 
^  cfr.  Ratsprot.  v,  3.  Septbr.  1601. 
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Dem  Weinangeld  reihten  sich  noch  eine  Anzahl  anderer 
indirecter  Aufwandsteueru  an,  deren  Satzungen  unter  dem  Titel 
„der  zoll  ze  Überlingen  und  das  Grödtgeld^  zusammengefasst 
wurden. 

Gleich  dem  Ungeld  war  auch  der  Zoll  ursprünglich  ein 
Regal,  das  aber  von  den  verschiedenen  Inhabern  der  königlichen 
Rechte  im  Laufe  der  Jahrhunderte  teils  an  die  Stadt,  teils  an 
Privatpersonen  in  und  ausserhalb  Überlingens  verkauft  oder 
lehensweise  veräussert  worden.  Einen  Teil  des  Zolles  hatte 
Überlingen  schon  1358^)  als  Pfandschaft  in  Händen,  und  die 
übrigen  im  Privatbesitz  befindlichen  Zollrechte  kaufte  die  Stadt 
deren  naturgemässe  Politik  es  sein  musste,  allmälig  den  ganzen 
Zoll  in  ihre  Gewalt  zu  bekommen,  während  des  14.  und  15, 
Jahrhunderts  geo^en  Leibdingsrechte  oder  für  den  mit  4— 5*.o 
capitalisirten  Zollbetrag  den  früheren  Inhabern  ab,  so  dass  bereits 
in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  kein  Fremder  mehr 
am  Überlinger  Zollrecht  Anteil  gehabt  haben  dürfte.  Von  einer 
grösseren  Anzahl  diesbezüglicher  Kaufurkunden  wäre  bemerkens- 
wert etwa  nur  der  älteste  Zollkauf  vom  1.  Januar  1339,-) 
insofern  derselbe  die  Ära  der  Überlinger  Zollerwerbungen  er- 
öffnete, und  die  letzte  Zollerwerbung  vom  26.  März  1420,*)  die 
gleichsam  abschliessend  den  Zweck  des  Zollkanfs  mit  den  Worten 
motivirte:  „damit  der  zoll,  der  an  viel  taile  gewesen  ist, 
zesamen  kom". 

Im  16.  und  17.  Jahrhundert  bildete  der  Stadtetter  das  Über- 
linger Zollgebiet,  auch  deutet  nichts  darauf  hin,  dass  es  in 
früheren  Jahrhunderten  anders  gewesen  wäre.  Die  innerhalb 
des  Stadtetters  erhobenen  Zölle  bestunden  aus  Durchfuhr-. 
Einfuhr-  und  Ausfuhrzöllen.  In  autonomer  Weise  festgesetzt, 
dienten  sie  in  Gestalt  reiner  Finanzzölle  in  erster  Linie 
fiscalischen  Interessen,  wennschon  bei  einzelnen  Zollsätzen  der 
Einfluss  schutzzöllnerischer  Erwägungen  unverkennbar  ist. 

Die  einfachste  Art  der  Überlinger  Zölle  war  der  sogenannte 
kleine   Zoll.*)     Derselbe  wurde   als   Transitzoll   von  allen 


*)  cfr.  Oberrh.  Z.  Bd.  22  pag.  21.    Priv.  K.  Karls  IV.  v.  .29ten  Juni  135« 
*j  cfr.  Arch.  I,  4,  73. 
'»)  cfr.  Arch.  I,  4,  94. 

*)  cfr.  Arch.  I,  7,  180  «.    Ordnungen  des  Kleinzollers  (des  Salzkoecht^) 
d.  a.  1563  und  1604. 
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Waaren  and  Thieren  erhoben,  die  das  städtische  Zollgebiet 
passirten.  Als  üblichste  Steuereinheit  kamen  beim  kleinen 
Zoll  die  Transportmittel  in  Anwendung.  Und  zwar  unter- 
schieden die  Zollordnungen:  geladene  Wagen,  beladene  Last- 
thiere  (Pferde  und  Esel)  und  Handschubkarren.  Die 
ersteren  mussten  mit  12  /^,  die  letzteren  mit  3  ^  verzollt  werden. 
Die  Thiere  und  Thierhänte  wurden  pro  Stück  versteuert: 
Pferde  und  Hornvieh  mit  2  ^,  Schweine  mit  1  /5j,  Schafe, 
Lämmer,  Ziegen  mit  1  /-  und  Thierhäute  mit  1  /.  Daneben 
existirten  für  gewisse  Waaren  besondere  Waavenzolleinheiten, 
teils  Maass-  teils  Gewichtseinheiten.  So  verzollte  man  den 
Wein  nach  Fuder  mit  12  /^,  das  Salz  nach  Mässleiu  mit 
12  z^,  die  Fische  nach  Fass  mit  12  /^,  das  Eisen  nach 
Pfunden  mit  24  ^  und  die  Bettgewand  nach  Bett-  und 
Kissen  Zipfeln^)  mit  6  bzw.  3  ^  pro  Zipfel. 

Im  ganzen  erscheinen  diese  Zollsätze  (die  im  übrigen  spe- 
cifische  Zölle  und  keine  Wertzölle  waren)  verglichen  mit  dem 
Wert  der  Zollobjecte  niedrig.  Im  Verhältnis  zum  Durchschnitts- 
preis eines  Pferdes  im  17.  Jahrhundert  (25  rh.  fl.,  pag.  134 
Anm.  2.)  betrug  der  Transitzoll  0,04  ^j^,  im  Verhältnis  zum  Preis 
eines  Hauptviehes  (11  rh.  fl.)  0,09  ®/o,  eines  Schweines  (48  xr.) 
0,6  ^/o,  eines  Fuder  Wein  (42  rh.  fl.)  0,14^0-  Um  so  schärfer 
heben  sich  hievon  der  Salz-  und  Eisentransitzoll  ab.  An- 
fangs des  17.  Jahrhunderts  kostete  die  Scheibe  Salz  (2,5  Mäss- 
lein)  durchschnittlich  4  rh.  fl.  30  xr.  (cfr.  pag.  101),  darnach 
das  Mässlein  1  rh.  fl.  48  xr.  (378  ^0-  I^i^s  ergab  bei  einem 
Zoll  von  12  /5j  pro  Mässlein  eine  Zollbelastung  des  Salzes  von 
3,17%.  Für  ein  Pfund  Eisen  bezahlte  man  nach  Hanauer 
(1.  c.  Bd.  IL  pag.  584)  in  den  Jahren  1551—1625  im  Durch- 
schnitt rund  16  cent,  4,8  alte  Überlinger  Pfennige.*)  Der 
Durchfuhrzoll   beUiig  aber   24  ^  pro  Pfund,    also  gerade  das 

^)  Davon  dio  in  Süddeutschland  zur  Bezeiclinung  habsüchtiger  Ge- 
sinnang  gebräachliche  Redensart:  jemand  will  das  Bett  (bezw.  eine  Sachet 
an  fünf  Zipfeln  heben,  sich  ableiten  dürfte. 

')  Hanauer  1.  c.  Bd.  I.  pag.  503  setzt  die  Kaufkraft  des  rh.  Gulden 
in  den  Jahren  1559 — 1624  auf  rund  7  frcs.  an.  Hienach  berechnete  sich  der 
Wert  des  Überlinger  Pfundes  (das  sich  zum  rh.  Gulden  wie  7  :  8  verhielt, 
cfr.  pag.  51,  Anm.  1.)  auf  8  frcs.  Der  Preis  des  Zentners  Eisen  war  16  frcs.  = 
i  Überl.  Pfund  =  480  ^  der  eines  Pfund  =  4,8  .^. 
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Fünffache  des  Kaufpreises,  Diese  abnorm  hohen  Zollsätze 
hatten  ihren  Grund  teils  im  städtischen  Salzmonopol,  teils  in  der 
Absicht,  den  einheimischen  Eisenhändlern  den  Alleinvertrieb  von 
Roheisen  möglichst  zu  sichern  (cfr.  pag.  155).  Berücksichtigt 
man  nämlich,  dass  der  Einfuhrzoll  auf  Salz  sich  bedeutend 
niederer,  auf  nur  6  ^  pro  Fass  stellte,  (cfr.  pag.  153)  und  dass 
von  der  Salz-  und  Eisenausfuhr  überhaupt  kein  Zoll  erhoben 
wurde,  so  sollte  durch  die  Höhe  des  Transitzolles  offenbar  ein 
Druck  ausgeübt  werden  ein  Mal  auf  die  Salzhändler,  ihre  Salz- 
vorräte lieber  einzuführen  und  der  Stadt  feil  zu  bieten,  als  sie 
durch  städtisches  Zollgebiet  nach  fremden  Orten  zu  verführen, 
und  andererseits  auf  die  Salz-  und  Eisen consumenten,  ihren 
Salz-  bezw.  Eisenbedarf  bei  der  Stadt  und  den  städtischen  Eisen- 
händlern einzukaufen,  anstatt  fremde  Waare  durch  Überlingen 
durchzuführen.  Eine  Massregel  also,  die  sowohl  in  schutz- 
zöllnerischem  Sinne  durch  Vermehrung  und  Sicherung  der 
Absatzgelegenheit  dem  städtischen  Salz-  und  Eisenhandel  zu 
gut  kam,  wie  auch  andererseits  in  Form  einer  Importprämie 
den  Salzeinkauf  der  Stadt  erleichterte. 

Die  Erhebung  und  Controlle  des  Transitzolles  lag  in  den 
Händen  des  sog.  Kl  ei  n  z  oll  er  s^)  und  ging  in  der  Weise  vor 
sich,  dass  von  dem  Kleinzoller  für  den  bezahlten  Zoll  Quittungs- 
billete  (bolete)  ausgestellt  wurden,  die  den  Zollpflichtigen  beim 
Verlassen  der  Stadt  von  den  Thorhütern  abzufordern  waren. 
Ende  jeder  Woche  wurden  diese  Billete  von  den  Thorwachen 
dem  Kleinzoller  wieder  zurückgegeben,  derselbe  nahm  Rechnungs- 
abschluss  vor  und  lieferte  den  Zollertrag  an  die  Rentstüblins- 
herren  ab. 

Der  Einfuhrzoll,  auch  der  grosse  Zoll  genannt,  erstreckte 
sich  nach  den  Zollordnungen  des  Jahres  1582^)  auf  folgende 
fünf  Hauptimportartikel  des  Überlinger  Marktes:  auf  Getreide, 
fremde  Weine  und  Salz,  auf  Zinn,  Kupfer,  Stahl  und  Eisen, 
auf  Thiere  und  Thierhäute.  Steuer subjecte  waren  die  fremden 
Importeure  und  zum  Teil  auch  die  fremden  Käufer;  Steuer- 
einheiten die  Maasse  und  Gewichte  und  die  Stückzahl.  Auch 
diese  Steuern  waren  demnach  specificirte  Zölle. 


0  cfr.  d.  Überl.  BestaUimgsb.  d.  16.  Jahrh.  s.  t.    KleinzoUer. 
)  cfr.  Arch.  III,  3,  201.    Ordnung  des  GrosszoUerR  d.  a.  1582. 


Digitized  by 


Google 


153 


1)  Dem  Getreidezoll,  dessen  Zollsatz  zwischen  schwerem 
Getreide  (Veesen,  Kernen,  Roggen)  und  leichtem  Ge- 
treide (Gerste  und  Haber)  unterschied,  wurde  der  Mal- 
tersack als  Zolleinheit  zu  Grund  gelegt.  Von  schwerem 
Getreide  betrug  der  Zoll  pro  Malter  1  /5j  1  ^.,  von 
leichtem  1  /^.  Fand  ein  Komkauf  zwischen  Fremden 
statt,  so  hatte  Käufer  wie  Verkäufer,  jeder  den  Zoll 
besonders  zu  entrichten.^) 

2)  Der  Wein  zoll  traf  ausschliesslich  fremde  Weine  und 
fremde  Verkäufer,  sintemal  die  Überlinger  Bürger- 
und Einwohnerschaft  fremde  Weine  weder  zu  Handels- 
noch  zu  Privatzwecken  einführen  oder  einkaufen  durfte, 
(cfr.  pag.  61).    Der  Zoll  war  105  /^  vom  Fuder. 

3)  Beim  Salzzoll  nahmen  die  Zollordnungen  als  Steuer- 
einheit das  Fass  an  und  besteuerten  dieses  mit  6  /^ 
Zoll,  den  die  fremden  Salzverkäufer  erlegen  mussten. 
Als  Käuferin  trat  im  allgemeinen  nur  die  Stadt  auf, 
wenn  jedoch  einem  Bürger  oder  Einwohner  sich  Ge- 
legenheit bot,  „mit  Wein  an  Salz  zu  stechen",  d.  h.  Salz 
gegen  Wein  einzutauschen,  verzichtete  die  Stadt  im 
Interesse  des  Weinabsatzes  auf  ihr  Monopolrecht,  (cfr. 
pag.  62). 

4)  Eingeführtes  Kupfer  und  Zinn  und  Stahl  wurde  pro 
Zentner  mit  4  ^,  Eisen  pro  Pfund  mit  12  /5j  (pro 
Zentner  mit  1200  ^  =  b  Ä^)  verzollt.  Ausserdem 
musste,  falls  ein  Eisenkauf  zwischen  Fremden  zu  Stand 
kam,  von  einem  jeden  halben  Pfund  (120  ^)  Kauferlös 
noch  ein  weiterer  Zollpfennig  von  Verkäufer  und 
Käufer  bezahlt  werden. 

5)  Die  T  hier  Zölle  und  Thierhäutezölle  endlich  betrugen 
von  einem  Esel  18  /5j,  einem  Pferd  4  \  von  Kühen 
und  Rindern  1  /5j,  von  Schafen  1  /,  von  jeder  ein- 
geführten Haut  1  rS^  1  /.,  doch  blieben  Thierhäute, 
die  lediglich  des  Gerbens  halber  den  städtischen  Gerbern 
abgeliefert  wurden,  zollfrei.*) 


')  Wohl  eine  Bestimmung  jener  älteren,  hinsichtlich  des  Kaufs  yon  Gast 
zQ  Gast  engeren  Marktrechtsauffassung  (cfr.  pag.  67),  die  als  fiskalisch 
vorteilhaft  beibehalten  wurde. 

»)  cfr.  Rateprot.  v.  6.  Aug.  1604, 
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Dem  Grosszoll  trat  ergänzend  das  Grödtgeld  zur  Seite. 
Seiner  ursprünglichen  Bedeutung  nach  war  dasselbe  eine 
Nutznngsgebflhr  des  städtischen  Kaufhauses,  der  Grödt, 
die  von  allen  in  der  Grödt  feilgehaltenen  Waaren  erhoben  wurde. 
Grodtgeldpflichtig  war  und  blieb  dem  zu  Folge  principiell  jeder 
Verkäufer,  der  im  Kaufhaus  ausgestellt  hatte,  mochte  derselbe 
Überlinger  oder  Fremder,  seine  Waare  Überlinger  Product  oder 
fremde  Importwaare  sein.  Auch  kam  dabei  der  wirkliche  Ver- 
kauf nicht  oder  nur  vereinzelt  in  Betracht.  Denn  nicht  das 
Kaufgeschäft  als  solches,  sondern  lediglich  das  Recht  zur 
Waarenausstellung  im  Kaufhause  sollte  im  Grödtgeld  besteuert 
werden.  Dies  war  wenigstens,  wie  die  älteste  Grödtordnung 
von  1421,^)  die  mit  den  Worten  beginnt:  „der  Gredmeister  soll 
ze  zins  nehmen",  urkundlich  darthut,  die  anfängliche  Bedeutung 
des  Grödtgeldes.  Allerdings  erweiterte  sich  dann  in  späterer 
Zeit,  zumal  nachdem  für  bestimmte  Artikel  wie  Korn  und  Wein 
der  Grödtzwang  aufgehoben,  das  Grödtgeld  zu  einem  allgemeinen 
Marktzoll  auf  jede  marktmässig  innerhalb  und  ausserhalb  der 
Grödt  angebotene  Waare.  Und  in  diesem  Sinne  fassen  die 
Grödtordnungen  des  16.  und  17.  Jahrhunderts*)  das  Grödtgeld 
auf.  Ausser  den  genannten  Zollartikeln  des  Grosszolles  gehörten 
zu  den  regelmässigen  Überlinger  Marktwaaren  bestimmte  Fett- 
waaren,  wie  Wachs,  Schmeer,  Schmalz,  Unschlitt;  femer  Spe- 
cereien, Esswaaren  der  verschiedensten  Art,  die  gewöhnlichsten 
Obstsorten,  Seide-  und  Sammtstoffe  und  -Fabrikate,  leinene  und 
wollene  Halb-  und  Ganzfabrikate,  die  Waaren  der  Töpfer  und 
Blechner,  Holz  und  Holzwaaren  und  so  fort.  Diese  sämmt- 
lichen  Artikel  waren  teils  pro  Zentner  und  Pfund,  teils  pro 
Sack,  pro  Ballen  oder  pro  Stück  Steuerobjecte  des  Grödtgeldes. 
das  für  sie  nach  amtlichen,  leider  nur  lückenhaft  auf  uns  ge- 
kommenen Zolltarifen  bezahlt  werden  musstc.  Immerhin  geht 
aus  den  überlieferten  Grödtgeldsätzen,  die,  von  den  Grosszoll- 
waaren  abgesehen,  zwischen  1  Heller  und  6  Pfennig  schwankten, 
soviel  hervor,  dass  lediglich  das  Finanzinteresse  sie  dictirt 
hatte  und  keine  Nebenabsichten  damit  verbunden  waren. 


*)  cfr.  Arch.  III,  3,  201.    Grödtordnung  d.  a.  1421. 
*)  cfr.  Arch.  1.  c.  Grödtordnung  d.  a.  1582  und  1.  c.  III,  3.  200.    Grödt- 
ordnungen d,  J.  1500—1752, 
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Anders  dagegen  die  Grödtgeldsätze  für  Korn,  Wein,  Eisen, 
Salz  etc.    Diese  worden  unverändert  aus  den  Ordnungen  des 
Grosszolles  in  die  Grodtgeldtarife  fibernommen,   und  nicht  nur 
dies,  selbst  die  Einzelbestimmungen    der  Grödtordnungen  Aber 
die  Verteüung  der  Grödtgeldpflicht,  z.  B.  über  Grödtgeldbevor- 
zugungen  u.  ä.,  stimmten  wörtlich  mit  den  Satzungen  des  Gross- 
zolles fiberein.    Ein  Beweis  wie  sehr  das  Grödtgeld  seinen  ge- 
bührenartigen Charakter  allmälig  abgestreift  und   dem   reinen 
Marktzoll  sich  genähert  hatte.    In  jenen  Grosszollsätzen  machten 
sich  nun  aber   verschiedentlich  schutzzöUnerische   und  sonstige 
zollpolitische  Bestrebungen  geltend,  die  wir  demgemäss  auch  beim 
Grödtgeld  wiedei-finden.    So  zunächst  der  bereits  beim  Transitzoll 
berührte  Schutzzoll  gegen  die  Einfuhr  von  Roheisen.     Schon 
seit    1482^)  besassen  nätnlich  die  Überlinger  Eisen-,  Kupfer-, 
Zinn-   und    Messingwaarenfabrikanten    („die    ein    Gewerb    mit 
Eisen  etc.  haben,   ausgenommen  die  Schmiede**)  dergestalt  ein 
Monopol   auf  den   Verkauf  von    Roheisen,    dass   kein    anderer 
Überlinger   Gewerbetreibende   ihnen   darin  Concurrenz  machen 
durfte,  er  hätte  denn  „mit  wein  an  eisen  stechen**,  d.  h.  seinen 
Wein  gegen  Eisen   absetzen   können.     Diesen   einen  Fall,  wo 
das  Handelsmonopol  der  städtischen   Eisenhändler  zu  Gunsten 
der  einheimischen  Weinproducenten  durchbrochen  wurde,  abge- 
rechnet,  sollte    der    städtische    Eisenmarkt    den    Überlinger 
Händlern  thunlichst  reservirt  bleiben,  und  darum  musste  insbe- 
sondere die   auswärtige  Concurrenz  durch  entsprechende  Zoll- 
schranken erschwert  werden.    In  dieser  schutzzöllnerischen 
Absicht  war  der  Einfuhrzoll   für  Roheisen  auf  12  ^  und  das 
Grödtgeld  gleichfalls  auf  12  /^  pro  Pfund  normirt  und  somit 
ein  jedes  Pfund  Eisen  mit  24  \  d.  i.  bei  den  damaligen  Eisen- 
preisen (cfr.  pag.  151)  mit  500  ^/^  seines  Kaufwertes  belastet. 
Zugleich  aber  musste,  wohl  zum  Zwecke  der  Kontrolle,  wie  weit 
trotz  des  Zolles  die  fremden  Händler  concurrenz-  und  absatz- 
fähig blieben,  bei  Kaufabschlüssen  zwischen  Fremden  von  einem 
jeden  halben  Pfund  des  vereinbarten  Kaufpreises  (das  wäre  etwa 
von  emem  jeden  halben  Zentner  verkauften  Roheisens)  ein  weiterer 
Pfennig  Zoll  und  Grödtgeld  von  den  beiden  Kaufabschliessenden, 
im  ganzen  also  noch  ein  Zollzuschlag  von  4  ^  bezahlt  werden. 


")  cfr.  Arch.  III,  12,  114.    Küferzunftbuch  d.  a.  1482. 
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Zu  ähnlichem  Zwecke  belegte  die  Zollgesetzgebung  die 
Einfuhr  fremder  Weine  mit  105  ^  Zoll  und  105  ^  Grödtgeld, 
d.  i.  mit  einem  rh.  Gulden  (210  ^)  pro  Fuder,  2,4  ®/o  seines 
Kaufpreises.  Wennschon  dieser  Zollsatz  dem  Eisenzoll  nicht 
annähernd  gleichkam,  —  was  insofern  auch  überflüssig  gewesen 
wäre,  als  durch  die  fast  überstarke  einheimische  Weinproduction 
der  Weinnachfrage  an  sich  jeweils  mehr  als  zur  Genüge  an- 
geboten und  überdies  der  Käuferkreis  für  fremde  Weine  auf 
auswärtige  Kunden  beschränkt  war,  —  wirkte  dieser  Zoll 
trotzdem  und  besonders  desswegen  prohibitiv,  weil  die  Über- 
linger  Weinverkäufer  vom  Grödtgeld  frei  waren  und 
somit  a  priori  einen  Vorsprung  von  einem  rh.  Gulden  pro 
Fuder  vor  den  fremden  Weinverkäufern  beim  Handel  voraus 
hatten. 

Aus  zwei  ganz  verschiedenen  Elementen,  einem  Getreide- 
einfuhr- und  einem  partiellen  Getreideausfuhrzoll,  setzten  sich 
die  städtischen  Korn  zolle  zusammen. 

Als  Einfuhrzoll  besteuerte  der  Komzoll  jedes  Malter  ein- 
geführten schweren  und  leichten  Getreides  mit  1  ^  1  /, 
bzw.  1  ^  Zoll,  und  1  ^  1  /.  bzw.  1  ^  Grödtgeld,  zu- 
sammen also  mit  3  bzw.  2  ^  oder  0,31  und  0,28  ^j^  seines 
durchschnittlichen  Marktpreises,  (cfr.  pag.  134)  und  soweit  das 
Getreide  in  den  Besitz  der  Stadt  oder  Einwohnerschaft  überging, 
war  damit  der  Zollpflicht  genügt.  Da  aber,  wie  im  Früheren 
gezeigt,  der  Schwerpunkt  des  Überlinger  Kornmarktes  in  der 
Getreideausfuhr  nach  der  Schweiz  lag,  die  eigentlichen  Handels- 
käufe in  ihrer  überwiegenden  Mehrzahl  zwischen  Fremden  ab- 
geschlossen wurde,  so  machte  die  Überlinger  Zollgesetzgebung 
den  Kornhandel  (implicite  wohl  die  Handelsgewinnste)  zum 
Anlass  einer  besonderen  Steuer,  des  Ausfuhrzolles,  indem  sie 
die  Kornausfuhr  mit  einem  Zoll  in  der  Höhe  des  Einfuhrzolles 
belegte,  den  die  fremden  Kornphragner  zu  tragen  hatten,  so 
dass  mithin  bei  Handelskäufen  der  Zollsatz  pro  Malter  sich 
gerade  verdoppelte,  6  bzw.  4  ^  oder  nind  0,6  "/o  des  Malter- 
preises betrug. 

Neben  diesen  Handelszöllen,  die  sich  auch  als  Verkehrs- 
steuem  qualiflciren  Hessen,  statuirten  die  Überlinger  Zollordnungen 
zu  Nutz  des  heimischen  Reb-  und  Bauwesens  zwei  eigentliche 
Ausfuhrzölle    auf    die    Rebstecken-    und    Baumaterialienaus- 
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fuhr,0  deren  Zollsätze  uns  aber  nicht  bekannt  sind;  und  endlich 
verdoppelten  sich  noch  durch  das  Grödtgeld  —  aus  rein 
fiscalischen  Interessen  —  die  Zollbeträge  aller  übrigen  Zollartikel 
des  Grosszolls. 

In  die  Erhebung  des  Grosszolls  und  Grödtgeldes  teilten 
sich  der  Grosszoller  und  der  Grödtmeister,*)  die  mit  Unter- 
stützung 3  Marktverseher')  und  des  Grödtpersonals,  der  Schöpfer, 
Weinlader,  Messer,  Schütter,  Trögel  etc.  den  Marktverkehr  über- 
wachten, das  Zoll-  und  Grödtgeld  gesondert  nach  dem  „Rotel^,  dem 
städtischen  Zolltarif,  einzogen  und  jeden  Samstag  mit  Rechnungs- 
ablage den  Stfiblinsherren  zustellten.  In  Folge  der  cassen- 
mässigen  Sonderung  des  Grödtgelds  vom  Zolle  führen  die  Stadt- 
rechnungen beide  getrennt  auf  und  ermöglichen  so  einen  Ver- 
gleich, aus  dem  erhellt,  dass  das  Grödtgeld  entsprechend  seinem 
weiteren  Competenzkreis  im  Allgemeinen  den  doppelten  und  drei- 
fachen Betrag  vom  Zoll  abwarf.  Es  beliefen  sich  in  den  Budget- 
perioden 1608—16  und  1620—26  (cfr.  Anl.  II,  la  und  2a)  die 
Einnahmen  der  Zollverwaltung  —  grosser  und  kleiner  Zoll  in 
Eins  zusammengefasst  —  auf  durchschnittlich  399  bzw.  710  rh.  fl. 
und  die  Einnahmen  des  Grödtamtes  auf  durchschnittlich  1015 
bzw.  1608  rh.  fl.,  die  Zolleinnahmen  in  summa  also  auf  rund 
1400  bis  2300  rh.  fl.,  womit  ihnen  die  vierte  Stelle  (vor  dem 
Abzugsgelderposten)  im  städtischen  Einnahmebudget  zufiel. 

Soweit  die  Einnahmen  Überlingens  aus  seiner  eigenen  Wirt- 
schaft und  aus  den  Privatwirtschaften  seiner  Unterthanen.  Nun 
bliebe  noch  über  eine  letzte  Finanzquelle  des  städtischen  Haus- 
lialtes  zu  referiren,  die  aber  wichtiger  war  als  fast  die  sämmt- 
lichen  bislang  aufgezeigten,  wenigstens  sofern  sie  mit  die  grössten 
Einnahme-  und  Ausgabeposten  zum  Jahresbudget  stellte,  über 
den  öffentlichen  Credit  Überlingens,  seinen  Ertrag  und  seine 
Kosten. 

Nach  Ausweis  der  Stadtrechnungen  wurde  der  öffentliche 
Credit  im  16.  und  17.  Jahrhundert  von  Überlingen  zeitweise 
so  regelmässig  in  Anspruch  genommen,  dass  derselbe  gewisser- 


*)  cfr.  Ratsprot.  v.  30.  Juni  1668  u.  13.  Oktober  1697. 
*)  cfr.  d.  BestaUungsb.  d.  16.  Jahrb.  s.  t.  c. 
•)  cfr.  d.  Ratswablbücber  des  16.  u.  17.  Jabrh. 
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massen  zu  den  ordentlichen  Einnahmequellen  zählte.  Unsere 
]fctattabellen  der  Jahre  1608/16  und  1620/26  kennen  im  Ganzen 
nur  drei  Finanzbudgets,  die  von  der  Anleihe  Umgang  nahmen, 
die  Budgets  der  Jahre  1614  15,  1623/24  und  1625/26.  Die 
übrigen  11  Jahresrechnnngen  beweisen  den  regelmässigen  jähr- 
lichen Abschluss  neuer  Passivcreditgeschäfte  im  Gesammt- 
betrag  von  rund  40000  bezw.  17  500  rh.  fl.,  so  dass  durcli- 
schnittlich  6666  bzw.  3500  rh.  fl.  Anleihe  aufs  Jahr  entfielen. 
Gleichzeitig  wurden  während  der  ersten  Periode  an  Schuld- 
zinsen durchschnittlich  7774  rh.  fl.,  in  summa  54  417  rh.  fl., 
während  der  zweiten  durchschnittlich  8731  rh.  fl.,  in  summa 
(in  6  Jahren)  52  384  rh.  fl.  verausgabt.  Schuldheimzahlungen 
fanden -in  den  Jahren  1608/16  fänf  Mal,  in  den  Jahren  1620/26 
jährlich  statt  und  eneichten  die  Höhe  von  22  667  bzw.  9007 
rh.  fl.,  was  fürs  Jahr  eine  Amortisationsquote  von  4533  bzw. 
1287  rh.  fl.  ergab. 

Es  fragt  sich  nun,  auf  welche  Weise  und  zu  welchem 
Zweck  hat  Überlingen  Schulden  contrahirt,  und  wie  weit  ent- 
sprach diese  andauernde  Ausnützung  des  öffentlichen  Credit^ 
den  Anforderungen  einer  vernünftigen  und  gerechten 
Finanzpolitik?  Dabei  muss  unser  Beweis  jedoch  mehr  im 
Allgemeinen  und  ins  grosse  Ganze  geführt  werden,  da  leider 
die  Überlieferung  über  das  Detail  der  einzelnen  Creditgeschäfte 
(über  das  Personale  der  Gläubiger,  den  Specialanlass,  das  Datum 
ihrer  Aufnahme  etc.)  sehr  mangelhaft  ist,  sintemal  „maus  im 
Rentstüblin   (schon  a.   1644)  selbst  nicht   mehr  recht  gewasst 

hat.«0 

Fürs  erste  geht  sowohl  aus  der  Rubrik  „zins  aus  dem 
Stüblin"  in  den  Stadtrechnungen,  wie  aus  einer  Anzahl  von 
Rats-  und  Missivprotocollstellen  und  einzelnen  Notizen  des 
Münchner  Commissionsberichtes  mit  Sicherheit  hervor,  dass  die 
gewöhnliche  Form*)  der  städtischen  Anleihe  der  einfache 
Darlehenscredit  war   gegen    Unterpfand   oder  Handschrift  mit 


')  cfr.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  1. 

*)  Daneben  findet  sich  in  der  Ausgabenabteilung  der  Stadtrechnungen, 
aber  durchweg  ohne  Ausgabesumme,  die  Rubrik  «leibgeding",  was  immerhin 
darauf  hindeutet,  dass  in  früherer  Zeit  auch  LeibrenteuTerkäufe  zu  den  An- 
leihearten gehörten. 
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einem  Zinsfuss  von  durchgängig  5  ^j^;  und  dass  ferner  die  Haupt- 
gläubiger Überlingens  die  städtischen  Ratsgeschlechter,  Bürger 
und  Stiilaiigsfonds,  zumal  die  Spitalfonds  waren  und  nur  aus- 
nahmsweise, meist  nur  wo  Überlingen  als  Credit  vermittelnder 
Bürge  auftrat,  bei  benachbarten  Städten  und  Klöstern  Anlehen 
gemacht  wurden.^)  Unter  diesen  Bedingungen  hatte  berlingen 
in  der  Zeit  von  1593—1603  gegen  Verpfändung  von  gemeiner 
Stadt  Gutern,  Beuten,  Gefällen  und  Zinsen  im  Sinne  einer  un- 
beschrankten Haftbarkeit  über  60000  rh.  fl.  für  sich  aufge- 
nommen*) und  in  den  Jahren  1572—1612  für  weitere  56  bis 
ßOOOO  rb.  fl.  Capital-  und  Zinsbfirgschaft  geleistet. 
Damach  allein  schon  erstreckte  sich  seine  Zinspflicht  zu  Anfang 
des  17.  Jahrhunderts  auf  cc.  120000  rh.  fl.,  wozu  aber  noch 
„sonst  viele  gar  alte  Capitalia^  kamen,  von  denen  man  „den 
Ursprung  nicht  zu  sagen  weiss".')  Die  Zinszahlungen  ber- 
lingens  im  ersten  Drittel  des  17.  Jahrhunderts  lassen  auf  eine 
zinsbare  Gesammtschuld  von  ungefähr  150—170000  rh.  fl. 
schliessen,  die  etwa  zur  Hälfte  hypothekarisch  gedeckt  sein 
mochten. 

Zweck  der  Capitalaufnahme  war  im  16.  Jahrhundert  aus- 
gesprochenermassen  die  Zahlung  der  Reichs-  und  Kreiscon- 
tributionen,  also  die  Befriedigung  des  damals  hochgesteigerten 
ausserordentlichen  Reichsbedarfs.  Besonders  waren  es  „die 
eilenden  und  beharrlichen  Türkhilf,  davon  die  Stadt  von  a.  1593 
allbereit  und  bis  dato*)  über  die  ein  hundert  mal  Tausend  Gulden 
in  die  Legstätt  Augsburg  und  Ulm  erlegt,  was  mit  Quittung 
und  Urkund  zu  bescheinen,  daran  sie  mehr  denn  60000  rh.  fl. 
um  Verzinsung  aufgenommen  und  gemainer  Stadt  Gefäll  und 
Einkommen  versetzt**.  Dazu  kamen  die  aus  Gefälligkeit,  im 
Interesse  der  Bestätigung  seiner  vielfachen  Privilegien  und 
„weil  es  mit  den  Geldhandlungen  einen  solchen  Weg  genommen, 
dass  man  nicht  bald  oder  leichtlich  Geld  kann  aufbringen,  es 
verschreiben  sich  dann  etwelche  Statt  oder  andere  Stand  für 
den    Credit**    von    Überlingen    übernommenen    Bfirgschafts- 


')  cfr.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  10. 

•)  cfr.  d.  Ratsprot.  v.  15.  Deceraber  1603  u.  d.  Missivprot.  v.  21.  März  1615. 

')  Mfinchn.  Commiss.-Ber.  1.  c. 

*)  cfr.  Ratsprot.  v.  16.  Dez.  1603. 
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leistuDgen  für  Kaiser  und  andere  hochstehende  Personen  des 
Reiches,*)  für  die  Überlingen  trotz  der  ausgestellten  Schadlos- 
briefe in  den  meisten  Fällen  selbst  zinsen  roosste.*)  Diese 
Rückbürgschaften  deckten  —  gewöhnlich  ohne  hypothekarische 
Sicherung  —  ein  Schuldcapital  von  56  500  rh.  fl.,  für  dessen 
Verzinsung  mit  fünf  Procent  Überlingen  wie  zahlreiche  Missiv- 
protocolle  darthun*)  noch  im  17.  Jahrhundert  aufzukommen  hatte. 
Es  fiel  dies  aber  Überlingen  auf  die  Länge  um  so  beschwer- 
licher, als  seine  BUrgschaftsgläubiger  durch  die  Bank  fremde 
Privatpersonen  und  Städte  waren,^)  die  wenig  Geduld  zeigten 
und  bei  Zinsrückständen  sogleich  mit  dem  Reichsfiskal  und 
Reichskammergerichtsprocessen  drohten.*^)  Aus  diesen  Gründen 
und  weil  es  unverantwortlich  erschien,  -gemeiner  Stadt  Gefäll 
und  Nutzung  zum  Nachtheil  der  lieben  Posterität  weiter 
zu  versetzen,*)  fasste  der  Magistrat  Anfangs  des  17.  Jahr- 
hundeits  den  Vorsatz,  fortan  alle  Bürgschaftsgesuche  —  aller- 
höchstgnädigste ksl.  Majestät  zu  allerunterthänigsten  Ehren  aus- 
genommen —  abzuweisen,  den  Reichsbedarf  anstatt  mit  Anlehen 
durch  ausserordentliche  Steuern  (d.  i.  Steuerzuschläge)  zu  decken 
und  die  Schulden  abzuthun.')    Doch  vollzog  sich  der  hier  geplante 


')  Nachweisbar  sind  solche  Bürgschaftsleistungen  für  K.  Maximilian  IL 
a.  1572  im  Betrag  von  5000  rh.  fl.,  für  Erzherzog  Ferdinand  a.  1593  im 
Betrag  von  10000  rh.  fl..  für  K.  Rudolf  IL  a.  1603  im  Betrag  von  13000 
rh.  fl,  für  das  Haus  Österreich  a.  1612  im  Betrag  von  10000  rh.  fl.,  für  den 
Landcommenthur  von  Althausen  betragend  1000  rh.  fl.,  für  Hugo  Dietrich 
v.  Hohenlandenberg,  Deutsch  -  Ordens  -  Commcnthur  der  Balei  Elsass  nntl 
Burgund,  betragend  17  500  rh.  fl.,  letztere  beide  geleistet  a,  1587.  cfr.  die 
Missivprotocolle  v.  9.  Juli  1609,  20.  Juli  1614,  9.  Aug.  1616  und  die  Rats- 
protocolle  v.  17.  Septbr.  1593,  29.  Juni  und  9.  Juli  1537. 

•)  cfr.  Ratsprot.  v.  17.  Septbr.  1593. 

^)  cfr.  d.  Missivprotocolle  v.  23.  Dezbr.  1611,  30.  Juli  1614,  21.  März 
1615,  13.  April  1615  u.  9.  August  1615. 

*)  Bei  den  Darlehen  an  K.  Maximilian  II.  und  Rudolf  II.  z.  B.  die 
Junker  Wolff  Dietrich  und  Hans  Adam  Zorn  zu  Plopsheim  und  der  Jkr. 
Hans  V.  Gemmingen,  Pfleger  der  Herrschaft  Obemdorf.  Bei  den  Scbuld- 
anfnahmen  des  Deutsch- Ordeuscommenthurs  u.  des  Hauses  Österreich  die 
Stadt  Augsburg  u.  ein  augsburgischer  Ratsherr. 

^)  cfr.  Missivprot.  v.  20.  Juli  1614.  Überl.  Klageschreiben  an  K. 
Matthias. 

•)  cfr.  Ratsprot.  v.  16.  Dez.  1603. 

')  cfr.  Ratsprot.  v.  21.  Febr.  1604  u.  12.  November  1605. 
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principielle  Umschwung  der  städtischen  Finanzpolitik  nur  sehr 
allmälig.     Vorerst  wirtschaftete   man,    wie    die  Budgetperiode 
1608  16  lehrt,  ruhig  im  alten  Stile  weiter.     Innerhalb  7  Jahren 
wurden    40000   rh.   fl.    neuaufgenommen,    22667    rh.    fl.    alter 
Schulden    abgelöst,    meist    wohl    convertirt,    um    missliebigen 
Drängern  zu  entgehen,  (sichtlich  im  Jahr  1616/17,  wo  die  An- 
leihe- und  Ablösungssumme  sich  deckten),  und  die  Gesammtschuld 
um  17  333  rh.  fl.  vergrössert.    Auf  den  ersten  Blick  erscheint 
ein  solch  widerspruchsvolles  Verhalten  desto  unerklärlicher,  als 
gerade  in  jenen  7  Jahren  der  Reichsbedarf  ein  äusserst  minimaler 
war,  keine  1000  rh.  fl.  pro  Jahr  erheischte,  und  überdies,  mit 
Ausnahme  der  Jahre  1608  und  1611,  in  denen  starke  Schulden- 
conversionen   und  ein  Ausleiheposten  von  c.  7000  rh.  fl.  Unter- 
bilanz verursachten,  das  jährliche  Gesammtfinanzerträgnis  auch 
ohne    Anleihegelder    dem    Gesammtfinanzbedarf   mehr    als 
genügte.*)    Dies  führt  uns  zu  einem  dritten,  bzw.,  wenn  wir  die 
Capitalaufhahme  zum  Zwecke  der  Schuldenconversion   als  spe- 
ciellen  Fall  ansetzen,  zu  einem  vierten  Grund  der   städtischen 
Anleihe,  zu  dem  vorübergehenden  Geldmangel,  den  zeitweisen 
Cassendeficits  Überlingens,  die  bei  einer  Finanzverwaltung  ohne 
Voranschlag  und  vorläufige  Bilanz  sich  nur  zu  häufig  einstellen 
mochten.     Unter  Umständen  sah  nämlich  die  Stadt  sich  genötigt, 
Geld  aufzunehmen,  nicht  weil  die  Jahreseinnahme  an  sich  un- 
zureichend gewesen  wäre,  sondern  weil  die  Gelder  nicht  richtig 
oder  nicht  zu   dem  Zeitpunkt   eingingen,   wo  man   sie   gerade 
brauchte.     Da  aber  eine  Stockung  im  Stadthaushalt  um  jeden 
Preis  zu  vermeiden  war,  so  anticipirte  man  eben  mit  Hilfe  des 
Credits  spätere  Einnahmen.-)     Und  von  dieser  Art  dürften  die 
meisten  Anleihen  der  Jahre  1608/16  gewesen  sein:  das  momen- 
tane Bedürfnis   wird    aber    jeweils    die   Abfindung  .drängender 
Gläubiger  geschaflFen  haben.    Einzelne  Creditgeschäfte  scheinen 
sodann  lediglich  ein  Act  der  Höflichkeit  gegen  befreundete 
Capitalisten,  die  sichere  Capitalanlage  suchten,  gewesen  zu  sein; 


*)  V^ie  ein  Vergleich  der  einzelnen  Jahresausgabe-  und  Einnahme- 
gesammUummen  unter  Abzug  der  geliehenen  Gelder,  die  fehlenden 
Jahressteuererträge  aber  ergänzt  mit  der  dreijährigen  Durchschnittssummo 
von  4721  rh.  fl.,  erweist 

')  cfr.  Schönberg  1.  c.  pag.  95,  wo  das  gleiche  Verfahren  für  Basel 
oachgewiesen  wird. 

SchSf  «r,  WirtschafU-  a.  Finantffpichlchte  der  ReichatUdt  ÜberliD^eii.    1 1 
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so  z.  B.  wenn  Überlingen  im  Jahr  1611^  von  dem  Pater  Prior 
und  Convent  zu  Buxheim  3500  rli.  fl.  zu  5  ^j^  annimmt,  ^obwohl 
die  Stadt  z.  Zt.  keines  Anlebens  bedärftig,  dem  Convent  zu 
besonderen  Eliren  und  Gefallen".  Wirklich  Ernst  hat  Überlingen 
mit  der  Reform  seiner  Finanzpolitik  erst  in  den  20  er  Jahren 
des  17.  Jahrhunderts  gemacht,  nachdem  die  Stadt  angesichts 
der  drohenden  Kriegsgefahr  im  März  1620*)  der  katholischen 
Liga  beigetreten  war  und  damit  zu  ganz  exorbitanten  Contri- 
butionen  sich  verpflichtet  hatte.  Damals  hat  Überlingen  gezeigt 
was  es  unter  günstigen  Erwerbsbedingungen  bei  energischem 
Zusammenschluss  aller  Finanzkräfte  leisten  konnte.  Über  82000 
rh.  fl.  wurden  damals  innerhalb  7  Jahren  allein  an  ausser- 
ordentlichen Reichs-  und  Kreisabgaben  und  Ligageldem  von 
Überlingen  aufgebracht,  darunter  ein  Posten  von  46  711  rh.  fl. 
in  einem  Jahr.  Und  dies  nicht  etwa  mit  Hülfe  von  Anleihen, 
sondern  ausschliesslich  vermittelst  der  eigenen  Steuerkraft  seiner 
Stadt-  und  Landunterthanen,  denn  die  paar  Tausend  Gulden 
Anleihe  zur  Deckung  von  Cassendeficits*)  (nach  Abzug  der 
Heimzahlungen  8484  rh.  fl.)  kamen  solchen  Summen  gegenüber 
nicht  in  Betracht. 

Warum  nun  aber,  so  fragen  wir  und  so  frng  schon  der 
Münchner  Commissär  im  Jahr  1644,  hat  Überlingen  nicht  von 
Anfang  an  diesen  Weg  betreten  und  damit  einer  jälirlich 
wachsenden  Schuldeulast  vorgebeugt,  bezüglich  deren  der  Rat 
selbst  im  Jahr  1614*)  gegenüber  K.  Matthias  klagte,  dass  sie 
der  Stadt  „zu  endlichem  Untergang  und  Verderben"  gereichen 
müsse? 

Die  Antwort  des  bayrischen  Commissärs  hierauf  ist  eine 
herbe  Kritik  der  ganzen  städtischen  Finanzverwaltung. 

Derselbe  berichtet  dem  Kurfürsten  Maximilian:  Überlingen 
schulde  Zinscapitalien  inhalt  Registers  meist  den  Geschlechtem, 
Bürgern  und  Stiftungen,  Teile  auch  in  die  Nachbarschaft  und 
den  umliegenden  Klöstern  und   sonst  viele  gar  alte  Capitalia, 


*)  cfr.  Missiv.-Prot.  v.  26.  Februar  1611. 
•)  cfr.  Missiv.-Prot.  v.  20.  Juli  1620. 

»)  Auch  in   dieser  2ten  Periode   tiberstieg   der  Gesammteingang  d«n 
öesammtbedarf  der  einzelnen  Jahre  ganz  erheblich. 
*)  cfr.  Missiv.-Prot.  v,  30.  Juli  1614. 
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dass  man  den  Ursprung  nicht  zu  sagen  weiss.  Es  wunderten 
sich  viele  zu  Überlingen  selbst  über  die  Schuldenlast  bei  solch 
guten  Jahren,  bei  so  schönem  Einkommen  oder,  dass  man  so  gar 
nichts  abzahlte.  Man  musste  das  Kammerwesen  anders  ad- 
ministriren,  fle issiger  dabei  sein.  Das  Gefäll  der  Stadt  wäre 
wohl  auf  ein  Weiteres  zu  bringen,  wenn  man  getreu  und 
fleissig  gewesen  und  darauf  gesehen  hätte.  Das  Ungeld  und 
der  Zoll  hätte  bedeutend  mehr  ertragen  können,  und  dergleichen 
Saumsal  sei  auch  bei  der  Steuer  vorgekommen.  Wie  denn 
auch  der  Nutzen  aus  den  Yogteien  und  des  Spitals  Ge- 
richten auch  gar  nicht  gesucht  werde.  Gleich  wie  beim  Ein- 
kommen schlecht  nachgesehen,  also  sei  auch  mit  den  Ausgaben 
liederlich  umgegangen  worden,  sonderlich  in  häufigen  Zehrungen 
und  Gastereien  und  sonst  in  Besoldung  viel  Qberflussiger 
Diener  und  anderem  mehr.  Unfleiss,  Untreue, Saumsal,  Interesse- 
losigkeit, Liederlichkeit  in  der  Einnahme  Verwaltung  und  Ver- 
schwendung in  der  Ausgabe  Verwaltung,  das  sind  die  schweren 
Vorwürfe,  die  ein  nebenbei  Überlingen  wohlgesinnter*)  Zeit- 
genosse den  reichsstädtischen  Finanzbehörden  Überlingens  auf 
Grund  einer  —  wie  wir  des  öftem  constatiren  konnten  *)  —  im 
ganzen  recht  zuverlässigen  Enquete,  einer  „gründlichen  Nach- 
frage", wie  er  seine  Commissionsthätigkeit  selbst  bezeichnet,  im 
17.  Jahrhundert  glaubte  machen  zu  müssen,  sicherlich  Grund 
genug  zu  prüfen,  ob  dieser  zeitgenössische  Gewährsmann  auch 
objectiv  richtig  geschaut  und  geurteilt  hat. 

Zu  diesem  Zweck  vergleichen  und  berechnen  wir  letztmals 
unsere  beiden  Budgetperioden  —  deren  zweite,  die  20er  Jahre 
enthaltend,  nach  dem  eigenen  Urtheil  des  Münchner  Commissärs 
für  gut  und  mustergültig  befunden  wurde,*)  —  und  zwar  an 
erster  Stelle  die  privatwirtschaftlichen  Einnahmebudgets 
in  ihrem  Verhältnis  zum  Finanz  bedarf  für  den  eigenen  Haus- 
halt. Dabei  fallt  sofort  ins  Auge,  dass  zwar  die  durchschnitt- 
lichen Jahresausgabesummen  für  den  eigenen  Haushalt  bei 


')  Der  dem  Kurfürsten  z.  B.  vorschlug,  an  Stelle  der  von  ihm  ge- 
forderten 50000  rh.  fl.  Contrihution  lieber  den  Überlinger  Eebleuten  Betriebs- 
capital  Yorzuschiessen  und  jedenfalls  die  kurbayrische  Garnison  Überlingens 
zu  ringem. 

*)  cfr.  z.  B.  pag.  44,  49  Anm.  2,  54  Anm.  1,  96  Anm.  2  u.  3. 

')  cfr.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abscbn.  1. 
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beiden  annähernd  die  gleichen  waren,  —  das  eine  Mal  24308 
rh.  fl.,  das  andere  Mal  23  2ß7  rh.  fl.  —  dagegen  das  privat- 
wirtschafbliche  Einnahmebudget  in  den  Jahren  1620/26  einen 
höchst  beträchtlichen  Mehrertrag  gegenüber  der  ersten  Periode: 
24  063  rh.  fl.  gegenüber  11  749  rh.  fl.,  anfwies.  Ferner  im  Ein- 
zelnen, dass  auch  kein  einziges  privatwirtschaftliches  Jahres- 
erträgnis der  Periode  1608/16  den  entsprechenden  Eigenbebarf 
im  entferntesten  decken  konnte,  während  in  den  Jahren  1621, 
1622,  1624  und  1625,  und  im  Durchschnitt  der  2.  Periode, 
der  Jahresanfwand  für  den  eigenen  Haushalt  allein 
schon  durch  privatwirtschaftliche  Einkünfte  gedeckt 
war. 

Diese  auffällige,  anscheinend  dem  Münchner  Kritiker  günstige 
Thatsache  erklärt  sich  aber  aus  der  Natur  der  wichtigsten  Einzel- 
positionen des  Einnahmebudgets  folgendermassen : 

1)  In  der  II.  Periode  ging  der  Geldertrag  der  Vogteien 
mit  durchschnittlich  1062  rh.  fl.  um  etwas  hinaus  über 
den  Ertrag  der  I.  Periode  mit  828  rh.  fl.,  was  möglicher- 
weise auf  eine  strengere  Controlle  der  Abgabe- 
pflichtigen zurückzuführen  ist.  Ebenso  überragte  der 
Geldw^ert  des  Fruchtertrages  der  Vogteien  mit  durch- 
schnittlich 3278  rh.  fl.  die  Pruchterträge  der  früheren 
Jahre  mit  1760  rh.  fl.  um  ein  Bedeutendes,  eine  natür- 
liche Folge  der  in  den  20er  Jahren  hochgestiegenen, 
fast  verdoppelten  Fruchtpreise,  die  Überlingen  zu  gut 
kam,  aber  schwerlich  gut  geschrieben  w^erden  kann, 
(cfr.  pag.  96.) 

2)  Aus  derselben  Ursache,  dank  der  unglaublich  hohen 
Salzpreise  in  den  Kriegsjahren  1622  und  1623,  erzielte 
die  Stadt  in  der  IT.  Periode  den  doppelten  Salzerlös, 
10  230  rh.  fl.  durchschnittlich  an  Stelle  der  früheren 
5400  rh.  fl.;  gleichfalls  ein  günstiger  Zufall,  den 
Überlingen  nicht  spontan  herbeigeführt  hatte.  Aller- 
dings hätte  die  Stadt  als  Salzmonopolistin  es  jederzeit 
in  Händen  gehabt,  Monopolpreise  zu  dictiren,  und  es 
mag  für  interesseloses  Saumsal  gelten,  dass  dieses 
Monopolrecht  nicht  mehr  im  Sinne  einer  indirecten  Ver- 
brauchssteuer ausgenützt  und  überdies  dem  Salzversclileiss 
kein  neues  Absatzfeld  eröffnet  wurde,  doch  gab  es  auch 
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hiefilr  einen  Entschuldigungsgrund,  den   wir  pag.   102 
angefahrt  haben. 

3)  Die  Weinkauferlöse  der  II.  Periode  im  Gesammtbetrag 
von  30  255  rh.  fl.,  denen  nnr  das  Jahr  1608  mit  1704 
rh.  fl.  gegenüber  stund,  waren  das  Ergebnis  vorteil- 
hafter Marktconjuncturen  und  die  ausgereifte  Frucht 
der  Bemühungen  einer  früheren  Periode.  Dazu  stunden 
gewichtige  volkswirtschaftliche  Bedenken  einer  Ver- 
grösserung  des  städtischen  Weinhandels  und  der  Handels- 
gewinnste  an  sich  im  Wege.     (cfr.  pag.  105.) 

4)  Durch  die  energische  Eintreibung  der  rückständigen 
Schuldzinse  in  den  Jahren  1G20— 22  wurde  ein  Ver- 
säumnis der  vorhergehenden  Zeit  gutgemacht,  hin- 
gegen die  umfangreichen  Capitalkündigungen  zum 
wenigsten  eine  zweischneidige  Massregel  blieben,  durch 
die  der  momentane  Baarvorrat  vermehrt,  zugleich  aber 
eine  der  ergiebigeren  Fiiianzquellen  dauernd  geschwächt 
wurde.  Wie  denn  thatsächlich  vom  Jahr  1623  ab  der 
jährliche  Zinseingang  auf  durchschnittlich  693  rh.  fl. 
herabsank  und  damit  weit  unter  den  Durchschnittszins- 
ertrag der  I.  Periode  von  1461  rh.  fl.   zu  stehen  kam. 

Insofern  nun  die  Überschüsse  dieser  4  Einnahmepositionen 
das  Übergewicht  des  privatwirtschaftlichen  Einnahmebudgets 
der  II.  Periode  über  das  der  ersten  bedingten,  die  erzielten 
Übei-schüsse  aber  fast  ausschliesslich  das  Product  zu- 
fälliger umstände  und  nicht  ein  besonderes  Verdienst 
der  Verwaltung  waren,  —  davon  abgesehen,  dass  sie  die 
Gelegenheit  zu  nutzen  wusste,  —  wird  man  umgekehrt  in  früheren 
Jahren,  bei  ungünstigeren  Erwerbsbedingungen,  wenigstens  aus  der 
geringeren  Ertiagsgrösse  der  privatwirtschaftlichen  Einnahmen 
auch  keine  Nachlässigkeits-  oder  andere  Schuld  der 
städtischen  Finanzorgane  construiren  dürfen. 

Aber  weiter.  Von  den  gemeinwirtschaftlichen  Ein- 
nahmen zeigen  die  Rubriken  I.  und  II.,  die  Einnahmen  aus 
öffentlichen  Anstalten,  aus  Gebühren  und  Strafgeldern,  in  beiden 
Perioden  ziemlich  gleiche  Ertragssätze,  2920  bzw.  3266  rh.  fl. 
im  Durchschnitt,  wobei  das  leichte  Pins  der  II.  Periode  aus 
den  erhöhten  Strafgeldereingängen  der  unruhig  bewegten  Jahre 
1621  und  1622  resultirte.    (cfr.  pag.  117).    Eücksichtlich  des 
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Ertrags  der  Steuerwirtschaft  sodann  wäre  vorab  wieder  ein  er- 
heblicher Vorsprung  der  II.  Budgetperiode  vor  der  ersten  im 
Verhältnis  von  durchschnittlich  18  855  zu  11  432  rh.  fl.  Einnahme 
zu  constatiren,  die  sich,  lassen  wir  ein  Mal  die  ländliche  Anlage 
bei  Seite,  auf  14  581  bzw.  10  576  rh.  fl.  redncirte.  Ohne  die 
Anlage  stellte  sich  also  die  steuerwirtschafUiche  Mehreinnahroe 
der  II.  Periode  auf  durchschnittlich  4005  rh.  fl.  Dieselben  er- 
gaben sich  in  folgender  Weise  aus  den  einzelnen  Einnahme- 
positionen : 

1)  Der  Ertrag  der  Jahressteuer  war  in  der  I.  Periode 
durchschnittlich  4733  rh.  fl.,  in  der  II.  5759  rh.  fl. 
Ob  die  hieraus  resultirende  Differenz  von  1026  rh.  fl. 
aber  die  Folge  eines  correcteren  Steuereinzugs  Avar,  oder 
nicht  vielmehr  die  auf  beinahe  das  Doppelte  gestiegenen 
Frucht-  und  Weinpreise  des  3.  Jahrzehntes,  durch  welche 
der  Steuerwert  des  fahrenden  Vermögens  sich  wesentlich 
erhöhte,  sie  verursacht  haben,  ist  nicht  •  mehr  zu  ent- 
scheiden. Vielleicht  hat  beides  mitgewirkt.  Jedenfalls 
aber  kann,  gestützt  auf  diese  Differenz  allein,  der  Vor- 
wurf des  Saumsais  gegen  die  Überlinger  Steuer- 
behörden noch  nicht  erhoben  werden.  Und  dasselbe 
gilt 

2)  in  Bezug  auf  das  Ungeld,  das  durchschnittlich  um 
lt)86  rh.  fl.  zu  Ungunsten  der  I.  Periode  differirte,  da 
nach  der  Natur  des  Ungelds,  das  vom  Schankerlös  er- 
hoben wurde,  auch  hier  lediglich  die  Höhe  der  Wein- 
preise den  Ausschlag  geben  konnte,     (cfr.  pag.  104.) 

3)  Auch  der  Abzug  oder  die  Nachsteuer  warf  in  den 
20er  Jahren,  besonders  in  deren  ersten  Hälfte,  w^o  viele 
Familien  aus  Furcht  vor  kriegerischen  Ereignissen  in 
den  Schutz  der  Städte  sich  fluchteten,  höhere  Summen 
ab,  durchschnittlich  ca.  400  rh.  fl.  mehr  als  früher,  aber 
gleichfalls  also  ohne  Zuthun  der  städtischen  Behörden. 

In  all  diesen  Fällen  Hess  sich  trotz  des  höheren  Finanz- 
ertrages u.  E.  ein  Anhaltspunkt  nicht  finden,  der  zu  einer 
tadelnden  Kritik  der  städtischen  Finanzverwaltung  in  früheren 
Jahren  berechtigte.  Nicht  so  dagegen  bei  den  weiteren  Einnahme- 
Positionen. 
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Die  Überliuger  Zölle  und  das  Grödtgeld  waren  bekannt- 
lich keine  Wert-  sondern  Stück-  und  Gewichtszölle  und  blieben 
darum  von  den  Preisschwankungen  der  Zoll  waren  unbeeinflusst. 
Wenn  nun  des  ungeachtet  in  der  II.  Periode  der  Zollertrag  sich 
nahezu  verdoppelte,  von  durchschnittlich  399  rh.  fl.  auf  710  rh.  fl. 
hinaufging,  und  auch  das  Grödtgeld  um  cc.  600  ih.  fl.  zunahm, 
so  wird  man  diese  Erscheinung  zweifelsohne  auf  eine  schärfere 
Überwachung  des  Marktverkehrs  zurückführen  müssen,  die 
damals  schon  der  heillosen  Münzwirren  halber  notwendig  wurde, 
zumal  an  eine  Zunahme  des  Marktverkehrs,  und  überdies  bei 
der  Geringfügigkeit  des  Zollsatzes  eine  so  horrende,  in  jenen 
unruhigeren  Zeiten  der  II.  Periode  nicht  zu  denken,  eher  das 
Gegenteil  vorauszusetzen  ist.  In  diesem  Stück  dürfte  desshalb 
das  Urteil  des  Münchner  Commissärs  schwerlich  zu  hart  aus- 
gefallen sein.  ZoUdefraudationen,^)  selbst  solche,  die  im  Ein- 
verständnis mit  niederen  Zollbeamten,  z.  B.  mit  den  städtischen 
Seefuhrleuten,  begangen  wurden,  gehörten  in  Überlingen  keines- 
wegs zu  den  Seltenheiten.  Die  Handhabung  der  Zollordnungen 
war  während  der  I.  Periode  und  schon  früher  eine  entschieden 
zu  laxe.  Und  dies  verschuldete  natürlich  den  im  Blick  auf  das 
hochentwickelte  Marktleben  Überlingens  von  vornherein  auffallend 
geringen  Zolleingang  der  I.  Finanzperiode.  Und  noch  zu- 
treffender war  die  Klage,  „dass  der  Nutzen  aus  den  Vogteien 
und  des  Spitals  Gerichten  so  gar  nicht  gesucht  werde." 
Wie  dies  auch  einigermassen  von  den  privatwirtschaftlichen 
Vogteieinkünften  galt,  wurde  bereits  hervorgehoben.  Aber  der 
Schwerpunkt  der  finanziellen  Bedeutung  seines  Landschafts- 
besitzes lag  für  Überlingen  in  der  Landschaftssteuer,  in  der 
Anlage,  und  es  ist  absolut  kein  vernünftiger  Grund  ersichtlich, 
wesshalb  —  nach  den  Worten  des  Commissäi^s  —  die  Bauern 
ab  lind  zu  ein  Jahr  überhupft  werden  mussten,  und  warum  man 
dieses  „ab  und  zu"  so  einreissen  Hess,  dass  in  den  7  Jahren  der 
I.  Periode  die  Landschaft  nur  ein  Mal  geschätzt  wurde.  Die 
rechtlichen  und  materiellen  Voraussetzungen  für  eine  ergiebige 
jährliche  Steuer  waren  in  der  Landschaft  so  gut  a!s  in  der 
Stadt  vorhanden.  Rühmte  man  sich  doch  des  Reichthums  seiner 
Landschaft  bei  passender  und  unpassender  Gelegenheit.     So  soll 


'}  efr.  d.  Ratsprot.  v.  22.  März  und  5.  Juli  1604. 
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z.  B.  „das  rühm  weise  Sprechen  von  der  Grafschaft,  vermeinten 
die  3  Vogteien,"  bei  Gelegenheit  der  Einschätzung  in  die  Reichs- 
matrikel Überlingen  seinen  hohen  und  nachmals  von  der  Stadt 
vielbeklagten')  Matricularanschlag  eingetragen  haben.')  Auch 
war  der  Steuerfuss  der  Anlage  von  ein  halb  Procent  zwar 
etwas  höher  als  der  der  Jahressteuer,  aber  keineswegs  so 
drückend,  um  aus  diesem  Grund  die  Anlage  als  ordentliche 
Steuer  in  Abgang  kommen  zu  lassen.  Dass  der  Münchner 
Commissär  gerade  auch  dieses  Moment  mit  der  Überlinger 
Schulden  Verwaltung  in  Verbindung  brachte,  geschah  sichtlich 
wohlüberlegt.  Man  hat  die  Schuldentilgung  nicht  gesucht  und 
darum  den  Nutzen  aus  der  Landschaft  vernachlässigt  oder,  weil 
man  den  Nutzen  vernachlässigt  hat,  hat  man  die  Schulden  niclit 
getilgt,  war  offenbar  sein  richtiger  Gedanke.  Denn  hätte  z.  B. 
die  Stadt  in  der  I.  Periode  statt  ein  Mal  die  Anlage  7  Mal 
erhoben,  so  konnten  aus  den  eingehenden  cc.  42  000  rh.  fl.  (den 
Anlageertrag  des  Jahres  1615  als  Durchschnitt  vorausgesetzt) 
die  convertirten  22 0(57  rh.  fl.  wirklich  heimbezahlt  werden,  neue 
Anlehen  wurden  damit  überflüssig  oder  konnten  doch,  wo  Cassen- 
deficits  sie  notwendig  machten,  als  schwebende  Schuld  be- 
handelt und  am  Schlüsse  jedes  Finanzjahres  abgetragen  werden, 
und  die  Schuldenlast  wäre  nicht  gewachsen,  sondern  erheblich 
verringert  worden.  Dass  dies  nicht  geschah,  erscheint  uns  an- 
gesichts der  späteren  Ereignisse  unverantwortlich,  scheint 
aber  den  lebhaften  Unmut  der  einsichtigeren  BOrgerkreise  auch 
schon  damals  wachgerufen  zu  haben.  Bequemer  freilich  war  es, 
bei  den  städtischen  Fonds  und  speciell  beim  Spital  Schulden 
auf  Schulden  zu  häufen,  die  man  schlimmsten  Falls  mit  einem 
Federstrich  glaubte  abthun  zu  kCmnen. 

In  Betreff  des  Spitals  herrschte  nämlich,  wie  schon  erwähnt, 
der  famose  Grundsatz:  dass  in  dringlichen  Fällen  gemeine  Stadt 
und  das  Spital  einander  zu  Hülf  kommen  und  also  ein  Seckel 
sein  soll.  Nur  Schade,  dass  der  Entscheid  über  die  Dringlichkeit 
einer  Anleihe  in  zehn  Fällen  gegen  einen  den  Creditbedürftigen 


*)  cfr.  die  fruchtlosen  Supplicationen  Überlingens  um  Ringening  des 
Reichsmatricularanschlagoi  in  den  Jahren  1508,  1521,  1545,  1560,  1582,  15»4 
161.3.    cfr.  Arvh.  VI,  3,  No.  697,  599,  604. 

^)  cfr,  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  10, 
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selbst  zukam,  nämlich  den  Ratsherren,  deren  Oberaufsicht  die 
Spitalverwaltung  unterstund.  Und  wie  in  praxi  obiger  Grundsatz 
gehandhabt  wurde,  erhellt  zur  Genüge  aus  den  Beschwerden  des 
Spitals  über  die  Stadtverwaltung  im  Jahr  1644.')  Die  Stadt 
sollte  viele  Tausend  Gulden  in  Naturalien  und  in  baar  vom 
Spital  entliehen  haben,  ^wodurch  man  einfach  einen  Strich  ge** 
macht^,  und  viele  weitere  Tausend  Gulden,  „die  jedoch  im 
Extract  der  Zinsgelder,  welche  die  Stadt  schuldig,  nicht  vor- 
kommen, vermuthlich,  dass  maus  nicht  im  Sinne  zu  bezahlen, 
denn  der  Spital  eben  des  Rats  guter  und  gemeiner  Seckel  ge- 
wesen", (die  also  zum  mindesten  nicht  verzinst  wurden).  Ausser- 
dem hatte  die  Stadt  den  Spitalkellern  grosse  Weinquanten  ent- 
nommen, dem  Spital  aber  nur  die  Steuertaxe  bezahlt  und  den 
Handelsprofit  --  über  7000  rh.  fl.  —  in  ihre  eigene  Tasche 
gesteckt.  Für  die  Gastereien  des  Rats  musste  das  Spital  „um 
liederliche  oder  gar  ohne  Bezahlung''  stets  offenen  Keller  halten, 
und  überhaupt  wurde  mit  dem  Spitalverniögen  also  gewirtschaftet, 
„dass  gemeine  Stadt,  wennschon  der  Krieg  nicht  kommen, 
endlich  diesen  herrlichen  Spital  verderbt  hätte." 

Bei  solchen  Vorwaltungsgrundsätzen  war  freilich  an  eine 
preregelte  Amortisation  der  städtischen  Schulden,  ja  an  geordnete 
Finanzverhältnisse  überhaupt,  nicht  zu  denken,  und  alles  in  allem 
wird  man  darum  —  abgesehen  von  den  Jahren  1620/26,  in  denen 
aber  der  Krieg  vor  der  Thüre  stund  und  die  Umkehr  zu  spät 
kam,  -—  der  städtischen  Einnahmeverwaltung  den  Vorw^urf  des 
Indentaghineinwirtschaftens,  trotzdem  gewisse  Einnahmen 
sich  nicht,  wie  der  bayrische  Commissär  meinte,  forciren  Hessen, 
nicht  ersparen  können.  Dabei  war  das  Schlimmste  vielleicht 
nicht  so  sehr  der  materielle  Verlust  und  das  moralische  Unrecht, 
das  durch  die  stiftungswidrige  Verwendung  der  Spitalmittel  dem 
Spital  angethan  wurde,  als  der  mittelbare  Schaden,  der  aus 
einem  solch  unokonomischen  Verhalten  der  obersten  Behörden 
dem  Volksleben  Überlingens  in  den  breitesten  und  untersten 
Schichten  der  Bevölkerung  erwuchs,  insofern  die  Principien 
der  Ratsstube,  die  Anlehnung  des  Stadthaushaltes  ans 
Spital,  natürlich  auch  im  Privathaushalte  der  Bürger- 
schaft,  zumal  in  den  ärmeren  Bürgerkreisen,  raschen 


^)  cfr.  Münchner  Commiss.-Ber.  Abschn.  12. 
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Eingang  fanden  und  dort  gleichfalls  zu  einem  unhans- 
hälterischen  Draafloswirtschaften  Anlass  und  Ent- 
schuldigung gaben. 

Richtiger  bestellt  waren  dagegen  die  Ausgabe^tats.  Eigent- 
liche Verschwendung  haben  wir  in  den  Ausgabe^tats  nirgends 
entdecken  können,^)  wie  denn  überhaupt  der  Umstand,  dass  die 
Unregelmässigkeiten  im  Stadtbudget  nicht  den  Ausgaben  für  den 
eigenen  Haushalt,  sondern  dem  Bestreben  Überlingens  ent- 
sprangen, seinen  Pflichten  als  Reichsstand  und  Reichsstadt 
zu  genügen,  der  ganzen  Finanzverwaltung  in  Etwas  zur  Ent- 
lastung dient.  Gleichwohl  wären  auch  hier  Ersparnisse  vor- 
nehmlich am  Aufwand  für  Arbeitskräfte  vielleicht  zu  machen 
gewesen.  Dass  aber  der  bayrische  Commissär  die  Gastereien-) 
tadelt,  dünkt  uns,  soweit  er  dabei  nicht  die  Klagen  des  Spitals 
im  Sinne  hatte,  unbillig,  erkläi-lich  allerdings  etwa  vom  psycho- 
logischen Standpunkt  aus,  insofern  die  Armutei,  die  a.  1644  aus 
allen  Ecken  und  Enden  der  Stadt  ihm  entgegenstierte,  ihm  die 
Tafelfreuden  vergangener  Jahre  ins  Ungeheuerliche  vergrössert 
mochte  erscheinen  lassen.  Wir  urteilen:  Überlingen  hatte  als 
Reichsstadt  sonderliche  Repräsentationspflichten  und  dazu  gehörte 
von  altersher  ein  guter  Trunk  und  eine  vollbesetzte  Tafel.  Und 
der  Aufwand  hiefür  war  kein  übermässiger,  in  der  I.  Periode 
durchschnittlich  c.  300  rh.  fl.,  in  der  II.,  wo  grössere  Particular- 


^)  Dieselbe  müsste  denn  gerade  in  der  Position  „gemeine  Auggaben', 
d.  i.  allerlei  nicht  Specificirtes,  zu  suchen  sein.  Doch  waren  die  gemeinen 
Ausgaben  durch  die  , gemeinen  Einnahmen"^  (gleichfalls  allerlei  nicht  Speci- 
ficirtes)  und  die  Rückstandseingänge  jeweils  hinlänglich  gedeckt.  Die  I.  Pe- 
riode hatte  an  gemeinen  Ausgaben  durchschnittlich  1198  rh.  fl.  und  an 
correspondierenden  Einnahmen  durchschnittlich  1611  rh.  fl.;  die  Ute  durch- 
schnittlich 1536  bzw.  1549  rh.  fl.  aufzuweisen.  Immerhin  zeugt  das  ständige 
Kitschleppen  solcher  Sammelposten  für  die  schon  früher  (pag.  28)  Ton  uns 
gertigte  Systemlosigkeit  der  städtischen  Rechnungsführung,    cfr.  Anl.  11. 

3)  Überlingen  hielt  7  officiellc  Gastmähler  jährlich  ab.  Das  Hauptmahl 
fand  jeweils  an  Pfingsten  nach  Schluss  der  Ratswahlen  statt.  Der  Aufwand 
für  letzteres  betrug  im  Jahr  lö05:  76  rh.  fl.  6  Batzen:  für  300  Krebse  3  fl. 
12  btz.;  für  3  holländische  Käse  4  fl.;  für  Fische  1  fl.  7  btz.;  für  die 
„demmine  becher"  (extra  feine  Weine,  cfr.  d.  mhd.  demmen  =  schwelgen) 
2  fl.;  für  8  Kälber  und  6  Lämmer  27  fl.  8  btz.;  für  13  Kapaunen  7  fl. 
^  btz.;  für  Hennen,  Tauben,  Eier,  Salat,  Äpfel,  Zibeben,  Nüsse,  Erdbeeren 
30  fl.  4  btz.  Die  Kosten  der  übrigen  Mähler  stellten  sich  auf  20^40  rh.  fl. 
cfr.  Arch.  XII,  5,  213.    Kostenverzeiehnisse  der  Hatsmahlseit-en, 
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convente  und  der  Durchmarsch  befreundeter  Truppen  Über- 
lingens Gastfreundschaft  mehr  in  Anspruch  nahmen,  durch- 
schnittlich rund  400  rh.  fl. 

Auch  dass  die  Überliuger  Gesandten  auf  Reichs-,  Kreis- 
und  Städtetagen  ihre  Trompeter  und  Reisigen  mit  sich  führten, 
wodurch  natürlich  die  Zehrungsunkosten  wuchsen,  wird 
unseres  Erachtens  mit  Ungrund  bemängelt.^)  Eine  Stadt,  an 
die  das  Reich  Jahr  aus  Jahr  ein  so  grosse  Ansprache  machte, 
dass  sie  hierin  an  8ter  Stelle  unter  sämmtlichen  schwäbischen 
Reichsstädten  kam,  und  selbst  Städten  wie  Memmingen  und 
Xördlingen  weit  vorausging,-)  hatte  doch  wohl  auch  das  Recht, 
ihre  „Importanz^  auch  im  äusseren  Auftreten  zum  Ausdruck 
zu  bringen. 

Im  einzelnen  gestaltete  sich  endlich  das  Verhältnis  beider 
Budgetperioden  folgendermassen : 

1)  In  der  II.  Periode  überstieg  der  Aufwand  für  Be- 
soldungen und  Arbeitsleistungen  die  früheren  Ausgaben 
um  durchschnittlich  1616  rh.  fl.  Das  Brot  war  teurer 
geworden,  so  mussten  auch  die  Besoldungen  und  Ar- 
beitslöhne in  die  Höhe  gehen. 

2)  Die  I.  Periode  hatte  einen  Mehraufwand  für  Erwerbs- 
zwecke von  1517  rh.  fl.  im  Durchschnitt,  hauptsächlich 
für  Weinkäufe  und  Capitalanlagen. 

3)  Für  Wohlfahrts-,  Sicherheits-  und  Annehmlichkeits- 
interessen gingen  in  den  Jahren  1608/16  durchschnittlich 
2493  rh.  fl.,  später  3595  rh.  fl.  auf.  Das  Plus  im 
2ten  Falle  veranlasste  die  Instandsetzung  des  Mar- 
stalles  und  Zeughauses  und  überhaupt  die  Sorge  für 
Überlingens  Wehrhaftigkeit. 

4)  Die  Hauptsummen  aber,  das  eine  Mal  51  ^/o,  das  andere 
Mal  43  ®/j>  aller  Ausgaben  für  den  eigenen  Haushalt, 
verschlangen  die  Kosten  des  öffentlichen  Credits. 
(cfr.  zu  Punkt  1—4.  Anl.  II,  Ib  und  2  b.) 

Wir  sind  mit  unserer  Untersuchung  am  End,  und  es  bliebe 
nur  die  Schlussbilanz  zu  ziehen  zwischen  ihren  positiven  und 


0  cfr.  Münchner  Gommiss.-Ber.  Abschn.  10. 
•)  cfr.  Muehow  1.  c.  pag.  6. 
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negativen   Resultaten.     Was   wir   gefunden   haben,   lässt  sich 
etwa  so  zusammenfassen. 

Um  die  Wende  des  16.  Jahrhunderts  war  Überlingen  eine 
für  damalige  Verhältnisse  volkreiche  Stadt.  In  seinen  Mauern 
lebten  ca.  4000—5000  Personen,  darunter  viele  alteinsässige 
Patrizierfamilien.  Die  Masse  der  Bevölkerung  bestund  ans 
Gewerbetreibenden,  Handwerkern,  kleinen  Kaufleuten,  Rebbaueni 
und  Taglöhnern.  Seine  Verfassung  hielt  anscheinend  die  richtige 
Mitte  zwischen  einseitiger  Geschlechteraristokratie  und  absolutem 
Volksregiment.  Die  höhere  Intelligenz  des  gebildeten  Patrizier- 
standes und  der  Volkswille  der  Zunftgemeinde,  beide  hatten  in 
ihr  eine  entsprechende  Vertretung.  Auch  besass  die  Überlinger 
Verfassung  den  Voi:zug  höchster  Machtvollkommenheit.  Kein 
Fremder  hatte  bei  der  Stadtregierung  etwas  mitzureden,  und 
dem  Reich  stund  liberlingen  so  unabhängig  gegenüber  als  nur 
irgend  eine  Reichsstadt.  Mit  voller  Staatsgewalt  begabt,  war 
Überlingen  jederzeit  Herr  im  eigenen  Hause  und  verwaltete  mit 
grösster  Selbständigkeit  sein«  Angelegenheiten  im  Innern  wie 
nach  Aussen.  Diese  lagen  im  allgemeinen  in  guten  Händen. 
Umsichtig  und  geschickt  befolgte  der  streng  conservative  Rat, 
dem  die  Bürgerschaft  in  verfassungsmässigem  Gehorsam  bis  zur 
Bevormundung  sich  unterordnete,  die  altüberkommenen  Grund- 
sätze der  städtischen  Ratspolitik,  insbesondere  den  uralten  Wirt- 
schaftsplan Überlingens.  Mit  Hilfe  eines  vielköpfigen  Beamten- 
apparats und  einer  in  manchen  Stücken  musterhaften  Gesetz- 
gebung sorgte  derselbe  nach  zünftigem  Kleinbetriebsprincip  in 
erster  Linie  dafür,  dass  beim  Concurrenzkampfe  der  täglichen 
Erwerbsarbeit  ein  jeder  Bürger  seine  Lebsucht  finde,  keiner  zu 
viel,  keiner  zu  wenig  erhalte.  Unter  seiner  kundigen  Leitung 
gelangten  der  Weinbau  und  das  Überlinger  Marktleben  zur 
höchsten  Blüte  und  Entfaltung.  Die  Überlinger  Komschranne 
beherrschte  den  Kornhandel  von  ganz  Oberdeutschland,  und  mit 
fast  überreichen  Erträgen  lohnte  die  weit  und  breit  berühmte 
Weincultur  Überlingens  den  Arbeitsfleiss  des  Winzerstandes. 
Und  in  gleich  erspriesslicher  Weise  ward  für  den  Stadthaushalt 
gesorgt.  Eine  ausgedehnte  Steuerwirtschaft  und  erhebliche 
privatwirtschaftliche  Einkünfte  aus  dem  Landschaftsbesitz  und 
der  sonstigen  Eigenwirtschaft  Überlingens  beschafften  in  Ver- 
bindung mit  dem  öffentlichen  Credit  jederzeit  mit  Leichtigkeit 
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das  Geld,  das  die  Stadt  für  ihre  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Ausgabezwecke  nötig  hatte.  Nach  dem  allem  konnte 
Überlingen  in  den  dem  30jährigen  Krieg  kurz  vorauslaufen- 
den Decennien  mit  Recht  eine  reiche  Stadt  genannt  werden. 
Reich,  weniger  an  Bürgervermögen,  die  in  namhafter  Glosse 
nur  bei  einzelnen  Familien  anzutreffen  waren,  oder  durch 
Gewerbereichtum,  sondern  reich  an  Einnahmequellen  und 
Erwerbsgelegenheiten  und  darum  an  täglichen  Einkünften  und 
Genüssen.  Allein  auf  den  Arbeitsertrag  gestützt  vermochte 
die  Bürgerschaft  auch  ohne  grosse  Privatvermögen  ein 
sorglos-behagliches  Dasein  zu  führen,  dem  in  vielen  Fällen 
schlechthin  nichts  abging,  als  die  Sicherheit  der  künftigen 
Existenz.  Dies  weist  uns  auf  die  Schattenseiten  des  Überlinger 
Volkslebens  in  wirtschaftlicher  Hinsicht.  Sein  Grundfehler  war 
der  Mangel  eines  soliden,  Vermögen  sammelnden  Sparsinns. 
Ökonomisch  Haushalten  konnte  und  lernte  der  Überlinger  nicht, 
wenigstens  war  bei  vielen  Überlinger  Bürgern  das  Indentag- 
hineinwirtschaften  zur  Tagesordnung  geworden.  Daran  trug  der 
Magistrat  indirect  die  Hauptschuld,  dessen  kurzsichtige  finanz- 
politische Maximen  um  so  ansteckender  wirken  mussten,  als  der 
gemeine  Mann  ohnedies  gewohnt  war,  in  allen  wichtigeren  Fragen 
des  Berufslebens  V7eisung  und  Richtschnur  seines  Handelns  vom 
Rate  zu  empfangen.  Für  beide,  die  Regierung  sowohl  als  die 
Regierten,  lag  aber  die  Versuchung  zum  Draufloswirtschaften  in 
den  reichen  Einkünften  des  Überlinger  Hospitals,  das,  wo  immer 
Not  an  Mann  ging,  heraushelfen  konnte  und  musste.  Dadurch 
geriet  die  städtische  Finanzverwaltung  in  immer  grössere  Un- 
ordnung, die  Stadt  in  immer  tiefere  Schulden.  Die  Spitalsucht 
wurde  bei  der  Bürgerschaft  zum  Erbübel  und  der  gemeine  Mann 
fand  weder  Antrieb  noch  Gewöhnung  zu  einem  rationellen  Spar- 
system.^) 


')  Welch  bedeutsame  RoUe  die  Spitäler  im  städtiscbeu  Wirtschafts- 
leben früherer  Jahrhunderte  zu  spielen  vermochten,  zeigt  das  Beispiel  Übor- 
lingeus.  Dasselbe  steht  aber  nicht  vereinzelt  da;  es  ist  die  Geschichte  der 
ehedem  Überlingen  befreundeten  Nachbarstädte  —  wie  der  Verf.  gelegentlich 
seiner  Archivarbeiten  beobachten  konnte  —  reich  an  ähnlichen  Zügen.  Auch 
dürfte  ein  ähnlich  weitgehender  Einfluss  der  Spitäler  auf  die  öffentliche  und 
private  Haushaltführung  zum  wenigsten  für  die  kleineren  Städte  unschwer 
allgemein  nachzuweisen  sein.     Hier  war  das  Spital  —   ganz    abgesehen 
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Die  sclilimmen  Folgen  blieben  lange,  aber  nicht  ffir  immer 
aas.  Langsam  aber  sicher  trieb  mit  eigener  Schuld  die  Stadt 
und  Bürgerschaft  in  eine  Katastrophe,  mit  ihren  eigenen  Worten, 
in  „einen  endlichen  Untergang  und  Verderben**  hinein,  die  im 
30jährigen  Krieg  hereinbrachen  und  von  dem  einst  so  stolzen 
reichsstädtischen  Gemeinwesen  nur  noch  schwache,  lebensunlfabige 
Trümmer  übrig  Hessen. 

Zar  Deckung  der  Schulden  wurde  am  Ende  des  Krieges 
die  schönste  der  Vogteien,  Ittendorf,  verkauft  und  das  gesammte 
öffentliche  und  private  Vermögen,  überhaupt  schlechtliin  jedes 
Wertobject,  den  fremden  Gläubigern  verpf^det.  Die  Bürger 
mussten  ihre  Wertpapiere  ausliefern  und  hafteten  persönlich 
für  die  vertragsmässige  Entrichtung  der  Zinse  und  Amortisations- 
raten. Das  Stadtvermögen  kam  unter  Sequester:  fremde  Wirt- 
schaftsadministratoren überwachten  in  Überlingen  die  stadtische 
Finanzverwaltung.  Dazu  gesellten  sich  die  moralischen  Übel, 
die  das  jahrelange  rohe  Soldatenleben  in  den  Schoss  der  Bürger- 
schaft getragen  hatte:  rücksichtsloseste  Selbstsucht,  gepaart  mit 
neidischem  Misstrauen  und  grenzenloser  Unbotmässigkeit  und 
Zuchtlosigkeit.  Ein  durch  100  Jahre,  von  1666—1765,  sich 
hinschleppender  Skandalprocess  der  Ratsraitglieder,  der  die  ganz 
trostlose  Wirtschaft  der  alternden  Reichsstadt  aller  Welt  Tor 
Augen  stellte,  brachte  Überlingen  in  Schande  und  Verruf,  so 
dass  es  ein  wahres  Glück  war,  dass  endlich  der  Luneviller 
Friede  seine  Reichsstandschaft  vernichtete  und  die  Stadt  an 
Baden  wies.^) 


von  seinen  Functionen  als  Armen-  und  Pfiündnerhaus  —  in  der  Resrel  äie 
capitalkräftigste  nnd  in  Zeiten  der  Not  oft  die  einzige  Anstalt^  bei  der  die 
Stadt  und  Bürgerschaft  Credit  finden  konnte.  So  von  vornherein  in  ihren 
Finanzplan  als  Extraordinarium  verflochten  —  und  im  System  einer  gesunden 
Finanzpolitik  zweifelsohne  ein  starker  Kückhalt  —  musste  die  Spitalbilfe 
bei  dauernd  unsolider  oder  unglücklicher  Wirtschaftsführung  naturgeniäss 
mit  der  Zeit  immer  mehr  in  Stadt-  und  Privatbudgot  zur  ständigen  Ein- 
richtung werden  und  schliesslich,  nachdem  die  wirtschaftliche  Thatkraft  und 
das  sociale  Ehrgefühl  in  weiten  Kreisen  erschlafft,  zum  gewohnheitj» 
massigen  Spitälertum  führen,  das  wir  für  ein  Hauptkennzeichen  der 
Periode  des  verfallenden  mittelalterlichen  Kleinstädtertums  halten. 
')  cfr.  Arch.  I,  68,  733;  I,  46.  445  und  I,  43,  442. 
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Bemerkungen  zu  Anlage  I. 

Vorstehende  Vermögenstabelle  gründet  sich  auf  die  Ver- 
mogensangaben  des  Überlinger  Jahressteuerbuches  vom  Jahr 
1608,  genauer  vom  Jahr  1607/8,  da  das  Überlinger  Finanzjahr 
von  Sonntag  Trinitatis  zu  Trinitatis  ging  und  den  Steuerbüchern 
jeweils  das  Jahr  des  Steuerbeschlusses  und  «Einzugs  aufge- 
schrieben wurde.  Im  Ganzen  existiren  (soviel  aus  der  nicht- 
repertorisirten  alten  Ratscanzlei  zu  ersehen  war)  —  ungerechnet 
2  Steuerbücher  bzw.  Steuerrollen  der  Jahre  1530  und  1444, 
die  nur  Namen  und  Steuerbetrag  der  Steuerzahler  enthalten 
—  aus  der  Zeit  vor  Ausbruch  des  30 jähr.  Krieges  drei  solcher 
Steuerbücher,  die  der  Jahre  1607/8,  1608/9  und  1609/10.  Es 
wäre  also  eine  Durchschnittsberechnung  möglich  gewesen,  doch 
wurde,  da  bei  Berechnung  eines  nur  dreijährigen  Durchschnittes 
ein  genügender  Ausgleich  der  den  einzelnen  Jahren  eigen« 
tfimlichen  Schwankungen  sich  doch  nicht  erwarten  Hess,  hier 
die  Wiedergabe  der  authentischen  Zahlen  des  Jahres  1607/8 
(der  Kürze  halber  citirt  1608)  gewählt.  Dasselbe  ist  als  ein 
durchaus  normales  anzusehen,  in  dem  weder  durch  Missemte 
noch  durch  kriegerische  oder  sonstige  Ereignisse  der  regel- 
mässige Gang  des  Überlinger  Wirtschaftslebens  gestört  wurde, 
dessen  Vermögenssteuerbuch  darum  ein  zutreffendes  Bild  geben 
kann  von  dem  normalen  Stande  der  Überlinger  Privatvermögeu 
zu  Anfang  des  I7ten  Jahrhunderts. 

Das  Steuerbuch  enthält  die  Namen  der  Steuersubjecte 
(leider  in  vielen  Fällen  ohne  Berufsangabe)  und  den  Wert 
ihrer  Vermögensobjecte  rubriciil  unter  die  Begriffe:  Lie- 
gendes (Eigen  und  Lehen),  Fahrendes,  Pfandschaft.  Da3 
Pfandbriefvermögen  wird  seiner  Wichtigkeit  halber  extra  anf- 
gefuhrt  —  und  ging  darum  auch  als  Specialrubrik  „Pfandschaft** 
in  unsere  Tabelle  über  — ,  obwohl  dasselbe  steuergesetzlich  unter 
den  Begriff  des  fahrenden  Vermögens  subsiimmirt  war. 

Es  sind  also  in  dem  Steuerbuche  verzeichnet  die  Vermögens- 
werte sämmtlicher  Vermögensobjecte  mit  Ausnahme  des 
steuerfreien  Nutzvermögens.    Die  Wertangaben  folgen  der 


Digitized  by 


Google 


182 

IJberlinger  Steuereinheit,  der  Mark,  deren  Umrechnung  in  Über- 
linger  Pfund  bzw.  rheinische  Gulden  —  die  damals  übliche Cou- 
rantniünze  —  wir  nach  den  pag.  1 2 1  und  pag.  7  (des  Gesammtwerkes) 
Anm.  1  aufgezeigten  Grundsätzen  bewerkstelligt  haben.  Daneben 
werden,  vermutlich  zur  Controlle,  auch  die  Namen  der  vermögens- 
losen, aber  leibstenerpflichtigen  Personen  angegeben;  nicht  notirt 
sind  die  Steuer-  und  leibsteuerfreien  Spitäler  „um  Gotts  willen". 
Wie  die  Tabelle  zeigt,  zerfiel  im  17.  Jahrhundert  die  Stadt  in 
zwölf  Steuerquartiere,  denen  sich  im  Steuerbuch  noch  4 
besondere  Abschnitte,  enthaltend  die Steuercapitalien  der  Waisen. 
Ausbürger,  Landbürger  und  Ausleute,  anreihen. 

Aus  unserer  Vermögensstatistik  ergiebt  sich  fürs  erste  die 
absolute  Grösse  der  Überlinger  Privatvermögen  und  deren 
Zusammensetzung.  Die  hinsichtlich  der  absoluten  Grösse 
eruirten  Zahlen  sind  aber  insofern  etwas  ungenau,  als  die  unter 
den  Begriflf  fahrendes  Vermögen  subsummirten  Schulden  (cfr. 
pag.  39,  Anm.  4)  der  einzelnen  Steuersubjecte,  weil  unbekannt, 
nicht  in  Abzug  gebracht  werden  konnten,  und  insofern  weiter 
das  steuerfreie  Nutzvermögen  gänzlich  ausser  Rechnung  gelassen 
werden  musste.  Dagegen  beanspruchen  die  im  Steuerbuch  ein- 
getragenen Liegenschaftswerte,  die  mehr  als  die  Hälfte  des 
Gesammtvermögens  ausmachten  (cfr.  pag.  40),  eine  das  Jahr 
1608  vorwärts  wie  rückwärts  überdauernde  Gültigkeit,  da  der 
für  die  Steuer  massgebende  Immobiliarwertkataster  erst  im 
Laufe  einer  längeren  Periode  im  Anschluss  an  den  Immobiliai'- 
verkehr  allmälig  erneuert  wurde. 

AVichtiger  jedoch  als  Obiges  ist  der  Einblick,  den  die  Ver- 
niögenstabelle  in  die  relative  Grösse,  d.  h.  in  die  Bedeutung 
der  Privatvermögen  als  Ausdruck  der  Wohlhabenheitsver- 
hältnisse der  Überlinger  Bürgerkreise  und  in  die  Verteilung 
der  Vermögen  uns  eröffnet.  Nur  war  es  schwierig,  den  richtigen 
Einteilungsgrund  zu  finden  für  die  Aufstellung  von  Vermögens- 
bzw. Wohls  tan  dsclassen.  Wir  haben  dies  auf  zweierlei  Arten 
versucht. 

Zunächst  wurde  durch  Ordnung  der  Vermögen  nach  ihrer 
zahlenmässigen  Folge^)   die  Probe   gemacht,   ob   natürliche, 


')  In  ihrer  Weitläutigkoit  halber  hier  nicht  zum  Abdruck  gebrachten 
Vorbereitun^stabelleu. 
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d.  h.  durch  die  Beschaffenheit  der  Vermögen  selbst  bedingte 
Vermögensgruppen  sich  ergäben,  die  einer  Classificirung  zur 
Grundlage  dienen  könnten.  Liessen  auf  diesem  Wege  sich  Ver- 
mögenscentren finden,  um  welche  die  Vermögen  in  besonders 
grosser  Anzahl  und  Dichte  gelagert  waren,  und  denen  andere 
Vermögen,  in  auf-  und  absteigender  Linie  überleitend,  weniger 
dicht  und  zahlreich  sich  angliederten,  so  hätten  solch  natürliche 
Vermögensgruppen  mit  ihren  Ausläufern  nach  oben  und  unten 
bei  der  Classificirungsfrage  in  erster  Ijinie  berücksichtigt  werden 
müssen  und  dann  nur  der  Taxirung  noch  bedurft  hinsichtlich 
ihres  wirtschaftlichen  Wertes  fiir  die  Vermögensbesitzer.  Da 
aber  unsere  Untersuchung  das  Nichtvorhandensein  grösserer 
einheitlicher  Vermögenscomplexe  darthat,  vielmehr  die  Structur 
vornehmlich  der  unteren  und  mittleren  Vermögen  (Tab.  Cl.II — VI, 
von  1—2700  rh.  fl.)  das  Bild  einer  langsam  und  dünn  auf- 
steigenden*) Vermögensskala  ohne  kräftigen,  individuell- 
charakteristischen Gruppenbau  aufzeigte,  so  wurde  das  in 
Anlage  I.  angewandte  Classificirungsprincip  den  socialen  Ver- 
hältnissen Überlingens,  der  gesellschaftlich-ständischen  Gliederung 
seiner  Einwohnerkreise  entnommen.  Unser  Raisonnement  war 
Mebei  folgendes. 

Die  Verschiedenheit  der  Gesellschaftsstände  rücksichtlich 
ihrer  materiellen  Existenzbedingungen  kommt  gemeinhin  am 
sinnfälligsten  zum  Ausdruck  in  den  Besoldungssätzen  der 
Beamtenclassen;  denn  es  ist  der  natürliche  Grundsatz  jeder 
vernünftigen  Besoldungspolitik,  das  Einkommen  des  einzelnen 
Beamten  so  zu  normiren,  dass  derselbe  der  durch  sein  Amt  be- 
dingten socialen  Stellung  in  Bezug  auf  das  Äusserliche  seiner 
Lebensführung  gerecht  werden  kann.  Dessen  Einkommen  wird 
also  ungefähr  dem  Durchschnittseinkommen  derjenigen  nicht- 
amtlichen Kreise  gleich  sein  müssen,  auf  deren  Gesellschafts- 
umgang der  Beamte  von  Amts  wegen  angewiesen  ist.  Folge- 
richtig repräsentiren  die  Durchschnittsgehälter  der  verschiedenen 
Beamtenkategorien  eines  Staates  oder  einer  Gemeinde  jeweils 


0  Der  durchschnittliche  Abstand  des  nächsthöheren  Vermögeus  vom 
vorhergehenden  betrug  jeweils  nur  4,2  rh.  fl.;  die  Vermögens  dichte  1,4 
Yennö^en. 
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das  Durchschnittseinkommen  bestimmter  Gesellschaftsdassen,  das 
mit  dem  landesüblichen  Zinsfuss  capitalisirt  das  Durchschnitts- 
vermögen dieser  Classen  ergibt.  Natürlich  hat  diese  Annahme 
nur  beschränkte  Gültigkeit.  Man  wird  sie  um  so  weniger  be- 
streiten, je  niederer  das  Amt  und  je  tiefer  die  sociale  Stellang 
des  Beamten  ist.  In  den  höheren  Gesellschaftsdassen  tritt  an 
sich  die  Gleichartigkeit  der  ökonomischen  Lage  als  socialer 
Factor  zurück  hinter  dem  idealeren  Momente  einer  gleichartigen 
Erziehung  und  Allgemeinbildung,  ja  in  den  weitaus  meisten 
Fällen  wird  hier  das  Bildungsttbergewicht  des  Beamten  dessen 
geringere  Aufwandfahigkeit  auszugleichen  haben.  Aber  gerade 
dieser  einschränkende  Gesichtspunkt  verleiht  den  Überlinger 
Besoldungssätzen  eine  erhöhte  Brauchbarkeit,  insofern,  da  die 
höchsten  Ämter  unbezahlte  Ehrenämter  waren,  die  verzeichneten 
Diensteinkommen,  von  einer  Classe  (VI.)  abgesehen,  auf  die 
mittleren  und  niederen  Beamtenstellen  sich  beziehen.  Auf  diesem 
Wege  wurde  der  Umfang  der  Tabellenclassen  III— VI.  und  zwar 
folgendermassen  construirt. 

Der  im  16.  und  17.  Jahrhundert  in  Überlingen  gewöhn- 
liche Zinsfuss  betrug  5  ^/V  Mit  5  ^/y  capitalisirt  ergab  nun 
z.  B.  das  jährliche  Durchschnittseinkommen  von  10  rh.  fl. 
der  Beamten  unterster  Rangstufe  ein  Durchschnittsvermögen  der 
coiTespondierenden  Gesellschaftsciasse  von  200  rh.  fl.  Diese 
200  rh.  fl.  wurden  für  Tabellenclasse  III.  als  Classendurchsclmitt 
aufgestellt,  und  dementsprechend  umfasste  dieselbe  die  Vermögen 
von  100—300  rh.  fl.,  nachdem  die  Vermögen  von  1—100  rh.  fl. 
aus  anderen  Gründen  von  Tabellenclasse  II.  bereits  absorbiert 
worden.  Bei  dieser  Art  von  Capitalberechnung  wurde  jedoch 
nur  das  Geldeinkommen  der  betr.  Beamtenclassen  berücksichtigt, 
weil  deren  event.  Naturalcompetenz  teils  nicht  im  Detail  an- 
gegeben war  oder  nur  schwer  in  Geldwert  sich  umsetzen  Hess. 
Die  hieraus  entspringende  Ungenauigkeit  unseres  Verfahrens 
wird  aber  dadurch  paralysirt,  dass,  wie  früher  gezeigt,  die  that- 
sächliche  Rente  eines  als  Gewerbecapital  bzw.  im  Weinbau 
nutzbar  gemachten  Vermögens  5  ^o  bedeutend  überschritt,  so  dass 
in  WirMichkeit  der  wirtschaftliche  Wert  einer  Beamtenbesoldung 
von  z.  B.  10  rh.  fl.  nebst  etlichen  Naturalbezügen  nicht 
grösser  gewesen  sein  wird,  als  der  einer  von  200  rh.  fl.  im  Wirt- 
schaftsumtrieb  bezogenen  Capitalrente, 
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Für  die  einzelnen  Yennögensclassen  kamen  nachstehende 
Beamte  und  Besoldnngssätze  in  Betracht: 

1)  Für  Tab.  Gl.  III.  die  unterste  Beamtengruppe,  der  der 
Bettelvogt,  Bannwart,  die  Stadtboten,  Stadthirten  etc. 
angehörten  (cfr.  pag.  32),  mit  einem  durchschnittlichen 
Jahrlohn  von  10  rh.  fl.,  denen  ein  Classendurchschnitt 
von  200  rh.  fl.,  ein  Classenumfang  von  100—300  rh.  fl. 
entsprach; 

2)  für  Tab.  Cl.  IV.  die  Gruppe  der  städtischen  Knechte, 
der  Ungelder-,  Grödt-,  Bau-,  Kalkknechte  etc.  (cfr.  pag.  32) 
mit  einem  Jahresgehalt  von  25  rh.  fl.,  gleich  einer  Capital- 
rente  von  500  rh.  fl.,  die  als  Durchschnittsvermögen 
einen  Classenumfang  von  300—700  rh.  fl.  bedingten; 

3)  für  Tab.  Cl.  V.  die  Subaltembeamten  der  Justiz-  und 
Finanzverwaltung  und  der  Gewerbepolizei  (cfr.  pag.  31), 
aus  deren  Durchschnittseinkommen  von  50  rh.  fl.  sich 
ein  Durchschnittsvermögen  von  1000  rh.  fl.  und  ein 
Classenumfang  von  700—1300  rh.  fl.  berechnete; 

4)  für  Tab.  Cl.  VI.  die  akademisch  gebildeten  Beamten 
Überlingens:  der  Canzleiverwalter,  der  Stadtmedicus, 
der  lateinische  Schulmeister  etc.,  denen  seinem  militärischen 
Bang  nach  der  Director  des  städtischen  Zeughauses, 
der  Zeugmeister,  gleichkam  (cfr.  pag.  31),  mit  einer 
Jahresbesoldung  von  durchschnittlich  100  rh.  fl.,  der 
Capitah-ente  von  2000  rli.  fl.,  auf  die  der  Classenumfang 
von  1300—2700  rh.  fl.  sich  stützt. 

Für  den  Ansatz  der  Tab.  Cl.  I.  und  II.  entschieden  die 
pag.  40  ff.  angegebenen  Gründe,  und  als  Durchschnittsvermögen 
der  Tab.  Cl.  VII— IX.  wurde  willkürlich  jeweils  das  Dupplum 
des  vorhergehenden  Classendurchschnitts  angenommen,  da  diese 
Vermögensclassen  durch  unsere  Ausführungen  pag.  44  fl'.  bereits 
hiulänglich  charakterisirt  sind. 
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Et«tt«belleii  der  Jahre  1608— 161G  und  1620-1636. 
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Bemerkungen  xu  Anlage  IL 

Die  Stadtrechnungen  oder  Jahreseinnahme-  und  Ausgabe- 
bticher  Überlingens,  (aufbewahrt  in  der  alten  Ratscanzlei),  aus 
denen  die  ÄtattabeMen  der  Jahre  1608/16  und  1620/26  aus- 
gezogen wurden,  sind  erst  vom  17.  Jahrhundert  ab,  und  lückenlos 
erst  vom  Jahre  1620  ab  erhalten;  vorher  fehlen  der  eine  und 
andere  Jahrgang,  wesshalb  die  Jahre  1608,  1610—12,  und 
1614—16  in  eine  7jährige  Periode  zusammengefasst  werden 
mussten.  Dieselben  —  dicke  Folianten  —  verzeichnen  in  den 
ohne  System  aufgeführten  Einnahme-  und  Ausgaberubriken 
in  den  meisten  Fällen  die  Einnahme-  und  Ausgabebeträge 
einzeln  in  Überlinger  Pfund-  oder  rh.  Gulden  Währung. 

Wir  haben  sämmtliche  Beträge  auf  den  rh.  Gulden  reducirt, 
der  vom  17.  Jahrhundert  ab  im  Überlinger  Rechnungswesen 
immer  ausschliesslicher  zur  Geltung  kam,  und  die  Summen, 
gleichwie  bei  Anlage  I.,  durch  Weglassung  der  Schillinge  und 
Pfennige  bzw.  Batzen  und  Kreuzer  in  entsprechender  Weise 
gekürzt. 

Die  in  Klammem  in  die  Etattabellen  zur  Completirung 
eingesetzten  Posten  mangeln  den  Stadtrechnungen,  sind  aus- 
anderweitigen  Quellen  berechnete  Durchschnitte. 

Bezüglich  des  „Durchschnittsgeldwerts  des  Fruchtertrags 
der  Vogteien*"  in  den  Jahren  1608/16  (1760  rh.  fl.)  sei  bemerkt, 
dass  die  Fruchterträge  der  20  er  Jahre  (cfr.  pag.  96)  auch  für 
die  I.  Periode  angenommen  und  mit  den  Fnichtpreisen  der 
ersten  Periode  (cfr.  pa.^.  97)  bewertet  wurden. 

Die  ergänzten  Jahressteuererträge  der  I.  Periode  (4721 
rh.  fl.)  sind  der  Durchschnitt  der  in  den  Jahresrechnungen  ver- 
zeichneten drei  Jahressteuererträge  dieser  Periode. 

In  Betreff  der  übrigen  eingeklammerten  Zahlen  cfr.  pag. 
96  und  100—102,  den  Naturalertrag  der  Vogteien  und  den 
städtischen  Salzhandel  belangend. 
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Berichtigungen  und  Druckfehler. 


Auf  Seite    37.  Zeile    6  von  oben  füge  hinter  Amman  und  Rat  ein:  (also 
dem  Ob  er  Stadtgericht). 
Seite    37.  Anm.  1  lies:  Unter  Stadtgericht  statt  Oberstadtgericht;  füge 

hinter  XJnterstadtgericht  ein:  auch  (cfr.  pag.  18.). 
Seite    58.  Zeile    5  von  oben  liess:  schon  statt  snoch. 
Seite    89.  Zeile    3  von  unten  lies:  3696  statt  4096. 
Seite    96.  Zeile    5  von  unten  lies:  3278  statt  3273. 
Seite  182.  Zeile    3  von  oben  lies:    pag.  51.  Anm.  1  statt  pag.  7  (des 

Gesammtwerkes)  Anm.  1. 
Seite  182.  Zeile  17  von  oben  lies*  pag.  83  Anm.  4  statt  pag.  39  Anm.  4. 
Seite  182.  Zeile  15  von  unten  lies:  pag.  84  statt  pag.  40. 
Seite  185. 

Zeile    5  von  oben  lies:  pag.  76  statt  32. 
Zeile  10  von  oben  lies:  pag.  76  statt  32. 
Zeile  15  von  oben  lies:  pag.  75  statt  31. 
Zeile  10  von  unten  lies:  pag.  75  statt  31. 
Zeile    5  von  unten  lies:  pag.  84  ff.  statt  40  ff. 
Zeile    2  von  unten  lies:  pag.  88  ff.  statt  44  ff. 
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XXIXII.  Heft:  Die  Flnanzvemaltunff  der  St^dt  Braunsehireisr 
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Einleitung. 


Es  ist  die  Aufgabe  der  vorliegenden  Arbeit,  das  rechtliche 
Wesen,  die  politische  Bedeutung  sowie  die  thatsächlichen  Folgen 
der  Verpfandungen  vornehmlich  deutscher  Reichsstädte  während 
des  dreizehnten  und  vierzehnten  Jahrhunderts  darzulegen.  Frei- 
lich nicht  alle  sind  in  den  Kreis  der  Betrachtung  gezogen, 
—  ein  solches  Unternehmen  würde  zu  umfassend  sein,  —  sondern 
allein  folgende:  Aachen,  Boppard,  Dortmund,  Düren,  Duisburg, 
Oberwesel  und  Sinzig,  also  die  im  Gebiete  des  Mittel-  und  Nie- 
derrheines  gelegenen,  soweit  sie  dem  heutigen  Deutschen  Reiche 
verblieben  sind. 

Gerade  diese  zu  wählen,  war  durch  folgende  Umstände  ge- 
boten: zunächt  lieszen  sich,  soweit  wir  zu  erkennen  vermögen, 
an  ihnen  alle  hiehergehörigen  Erscheinungsformen  zur  Anschau- 
ung bringen,  so  dass  die  gewonnenen  Resultate  gewissermaszen 
tj^pisch  sind  für  die  Versetzung  deutscher  Reichsstädte  überhaupt. 
Die  Entwicklung  weiterhin  einer  Reihe  territorial  abgeschlossener 
Landesgewalten  ermöglicht  es,  Schritt  für  Schritt  den  geschicht- 
lichen Prozesz  zu  verfolgen,  der  die  verschriebenen  Reichsstädte 
zu  Landstädten  herabdrückte.  Die  rührige  Lokalforschuug  der 
Rheinlande  endlich  hat  in  zahlreichen  Veröffentlichungen  ein 
reiches  Material  zugänglich  gemacht,  umfänglicher  zugleich  und 
ergiebiger  als  in  manchem  anderen  Gebiete  unseres  Vaterlandes. 

Und  nur  auf  Urkunden,  den  zwar  spröden  aber  sicheren 
Zeugnissen  der  Vergangenheit,  baut  sich  die  Darstellung  auf. 
Mit  ihrer  Hülfe  soll  geschildert  werden: 

1)  Unter  welchen  Formen  das  Oberhaupt  des  Reiches  die 
ihm  anheimgegebenen  Städte  u.  s.  f  zu  Pfand  bestellte. 

2)  Die  allgemeinen  Folgen  derartiger  Verfiigungen  für 
Pfandnehmer,  Pfand  und  Pfandschuldner. 

W« rminghoff,  Dl«Verpf&ndang«n d. mittel-  u. niederrh. Reichsstadt«.       1 
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Die  Exkurse  endlich  sollen  in  gröszerer  Breite  untersuchen, 
wie  sich  im  einzelnen  das  Verhältnis  des  Pfandes  zu  seinem 
Inhaber  und  auch  zum  Reiche  gestaltete.  Allerdings  werden 
hiebei  mannigfache  Wiederholungen  nicht  zu  vermeiden  sein. 
immerhin  glauben  wir  eher  diese  in  Kauf  nehmen  zu  müssen 
als  die  Gefahr,  eine  für  die  Geschichte  des  Reichsgutes  wie  der 
Territorien  wichtige  Institution  nicht  allseitig  zu  erschöpfen. 

Es  ist  dem  Verfasser  eine  ganz  besonders  angenehme  Pflicht, 
seinen  hochverehrten  Lehrern,  Herrn  Professor  Dr.  Arndt 
in  Leipzig  für  die  Anregung,  die  er  zur  vorliegenden  Arbeit 
gab,  Herrn  Professor  Dr.  Scheffer-Boichorst  in  Berlin  für 
die  Förderung,  die  er  ihr  im  Laufe  der  Entstehung  zu  teil  wer- 
den liesz,  den  aufrichtigsten  Dank  auszusprechen.  Nicht  minder 
fühlt  er  sich  den  Vorständen  der  Staatsarchive  zu  Berlin,  Dassel- 
dorf, Koblenz  für  gütige  Mitteilung  ungedruckter  wie  unbe- 
kannter Urkunden,  Herrn  Isenbeck  in  Wiesbaden  für  liebens- 
würdige Unterstützung  in  allen  numismatischen  Fragen,  und  seinem 
Freunde,  Herrn  cand.  phil.  E.  Schaus  in  Berlin  für  die  Ab- 
schrift mehrerer  Urkunden  aus  der  Redinghovenschen  Sammlung 
in  München  zu  lebhaftem  Danke  verpflichtet. 
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Srster  Absohnltt. 
Die  Verpfändung. 

§  1.    Allgemeines. 

Die  deutsche  Reichsstadt  des  Mittelalters  war  frei  und 
abhängig  zu  gleicher  Zeit,  ersteres  als  Persönlichkeit  im  Sinne 
des  Rechts  neben  und  im  Gegensatz  zu  anderen,  letzteres  weil 
dem  Könige  untergeben  und  dem  Reichsgute  eingegliedert. 

Sie  war,  wie  Gierke^)  von  jeder  deutschen  Stadt  es  sagt, 
ein  durchaus  staatliches  Wesen,  denn  nach  innen  führte  sie 
allen  ihren  Gliedern  gegenüber  als  die  mit  höchster  Machtfülle 
ausgestattete  Person  ein  einheitliches  und  selbständiges  Leben, 
nach  auszen  aber  war  sie,  soweit  sie  sich  durchzusetzen  ver- 
mochte, eine  völlig  abgeschlossene  politische  Machteinheit,  die 
über  sich  zwar  eine  Reihe  von  Hoheitsrechten,  aber  keine  ihr 
ähnliche  und  sie  selbst  durchdringende  Einheit  hatte. 

Gerade  die  Abhängigkeit  der  Reichsstadt  machte  diese  zu 
dem,  was  ihr  Name  verkündete.  Zunächst  unterstand  sie  einzig 
und  allein  dem  Könige,  ihrem  Herrn.  Ihm  ausschlieszlich 
schuldete  sie  Huldigung,  Kriegsdienst  und  Steuer.  Dem  könig- 
lichen Schatze  flössen  aus  ihr  mannigfache  Einnahmen  zu, 
königliche  Beamte  saszen  in  ihr  zu  Gericht;  einzelne  ihrer 
Insassen  waren  wohl  mit  Reichslehen  bewidmet;  an  ihren 
Kirchen  übte  der  König  häufig  das  Recht  des  Patronates  oder 
der  Verleihung,  wie  immer  auch  die  Stadt  der  allgemeinen 
Kirchenverfassung  eingeordnet  sein  mochte.  Weiterhin  bildeten 
die  Reichsstädte  einen  nicht  unbeträchtlichen  Bestandteil  des 
Reichsgutes  überhaupt;  wie  dieses  unterlagen  sie  nicht  allein 


')  Gierke,  deutsches  Genossetischaftsrecht  2,  832. 
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der  königlichen  Verwaltung,  sondern  auch  der  Berechtigung 
ihres  Herren,  über  sie  zu  Gunsten  eines  Dritten  zu  verfugen: 
hierin  standen  sie  alle  jeder  vom  Könige  zu  vergebenden  Be- 
amtung  oder  Einnahmequelle  gleich.  In  einer  Zeit,  die  alle 
Hoheitsrechte  als  nutzbare  aufFaszte  und  behandelte,-)  konnte 
die  Reichsstadt  verschenkt  werden  wie  Deventer,*)  verlehnl 
gleich  Mastricht,*)  verpfändet  gleich  allen  Städten  am  Mittel- 
und  Niederrhein,  die  den  Gegenstand  unserer  Betrachtung  bilden, 
mit  einziger  Ausnahme  Aachens.*) 

§  2.   Begriffsbestimmung. 

Jede  Verpfändung  ist  die  Bestellung  eines  Gutes  als  Haft- 
objektes für  eine  Verpflichtung. 

Heuslers*)  Begriifsbestimmung  ist  es,  die  wir  hier  wieder- 
holen, da  sie  kurz  und  treffend  das  Wesen  der  Sache  bezeichnet. 

§  3.  Entstehung  der  Verpflichtung  bei  den 
Keichspfandschaften. 

Es  wird  zunächst  unsere  Aufgabe  sein,  Anlässe  und  Gründe 
der  zahlreichen  Reichspfandschaften  darzulegen.') 

Die  im  einzelnen  wirksamen  Veranlassungen  sind  mannig- 
facher Art;  noch  vermögen  wir  sie  hin  und  wieder  hervor- 
zuheben, wenn  auch  die  meisten  Urkunden,  da  wo  wir  genauere 
Aufschlüsse  erwaiten,  in  allgemeinen  Ausdrücken  sich  ergehen. 
Der  König  erhält  wohl  von  einem  Groszen  des  Reiches  Vor- 
schüsse, wie  Adolf  von  Nassau  im  Jahre  seiner  Wahl  von  Walram 


-)  cfr.  Ginrke  1.  c.  1,  154. 

=)  Heinrich  III.  104ß  Aug.  2.3.  —  Heda,  Episc.  Ultraject.  13.3. 

*)  Friedrich  II.  1214  Septbr.  2.  —  HuiÜRrd  1,  .311. 

*)  Vgl.  im  allgemeinen  folgende  Werke: 

G.  W.  Hugo,  Die  Mediatisierung  der  deutschon  Reichsstädte.  Karl«^- 
ruhe  1838, 

G.  V.  Schmid,  Die  mediatisierten  freien  Reichsstädte  Teutschlands. 
Frankfurt  a.  M.  1861. 

t'her  die  Roichsstädte  der  Ortenau  vgl.  Gothein,  Wirtschaftsge.schichte 
des  Sohwarzwaldos  1,  214  ff. 

«*)  Heusler,  Institutionen  d.  deutst^hen  Privatrechts  2,  128. 

"^  Im  folgenden  können  die  Citate  auf  Vollatändigkeit  keinen  Anspruch 
machen. 
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von  Jülich®)  und  Johann  von  Brabant;*)  oder  ein  Edler  übernimmt 
Zahlungen  an  stelle  seines  Herren,  wie  die  Vorfahren  des 
Markgrafen  Wilhelm  von  Jülich,  deren  Forderungen  an  das  Reich, 
soweit  sie  auf  einen  solchen  Rechtstitel  sich  stützten,  im  Jahre 
1336'®)  77500  Florin  betrugen.  Eine  Verv^andte  des  Königs 
bedarf  der  Aussteuer,  wie  Margarethe  von  Kiburg,  die  Nichte 
Rudolfs  von  Habsburg,  als  deren  Mitgift  bei  ihrer  Vermählung 
mit  Dietrich  von  Cleve  2000  Mark  vereinbart  wurden.") 

Weiterhin  verlangen  die  einzelnen  Fürsten  Ersatz  für 
Dienste,  welche  sie  dem  Reiche  geleistet  haben.  So  erklärte 
Heinrich  VII.  sich  für  verpflichtet,  die  „reine  Treue,  aufrichtige 
Ergebenheit  und  willkommene  Unterstätzung'',  die  Balduin  von 
Trier  ihm  in  Deutschland,  Italien  und  Rom  hatte  zu  teil  werden 
lassen,  durch  ein  Geschenk  von  12000  Pfd.  Hellern  zu  vergüten; 
habe  doch  der  Erzbischof  durch  seine  Thätigkeit  grosze  Mühen, 
Gefahren  und  Ausgaben  auf  sich  und  seine  Kirche  nehmen 
müssen.^*)  Aus  einem  ähnlichen  Anlasse  war  Adolf  von  Nassau 
dem  Griufen  Engelbert  von  der  Mark  400  Mark  schuldig  ge- 
blieben, eine  Summe,  die  sich  durch  erneute  Dienste  im  Interesse 
Albrechts  noch  um  1000  Mark  erhöhte.  ^^)  Es  galt  ferner 
Schäden  zu  bessern,  die  das  Erzbistum  Köln,  sei  es  nun  in  der 
Worringer  Fehde  des  Jahres  1288  oder  im  Kampfe  mit  Albrecht 
im  Jahre  1301/2,  erlitten  hatte.  Jene  kann  allein  gemeint  sein, 
wenn  Adolf  von  Nassau  bald  nach  seiner  Wahl  dem  Erzbischof 
Siegfried  eine  bedeutende  Unterstützung  zusagt,  da  dessen  Kirche 
durch  ihre  Feinde  in  frevelhafter  Weise  unterdiückt  und  von 
erheblichen  Verlusten  heimgesucht  worden  sei,  die  nur  durch  die 
königliche  Freigiebigkeit  und  Gnade  wieder  beseitigt  werden 
könnten.'*)  Wenige  Jahre  darauf  brachte  die  Fehde  des  Erz- 
bischofs Wicbold  mit  Albrecht  dem  Erzstift  neue  Nachteile:  sie 


*)  Adolf  V.  Nassau  1292  Sept.  12.  —  Lac.  ÜB.  2,  548  No.  924. 

»)  Adolf  V.  Nassau  1292  Sept.  22.  —  Jan  Heelu  od.  Willems  502. 

^)  Ludwig  IV.  1336  August  10,  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  3036. 

")  Rudolf  V.  Habsburg  1290  Juli  5.  —  Lac.  ÜB.  2,  533  No.  893.  cfr. 
Albrecht  1306  Juli  26.  —  Jan  Brab.  Yeesteu  od.  Willems  1,  726. 

")  Heinrich  VIL  1312  Juli  18.  —  Günther  3,  148  No.  53. 

»')  Albrecht  1300  Jan.  20.  —  Lac.  ÜB.  2,  615  No.  1043. 

>*)  Adolf  V.  Nassau  1292  Sept.  13.  —  QueUen  d.  St.  Köln  3.  334 
No.  372.    cfr.  idem  1292  Apr.  27.  —  1.  c.  3;  326  No.  367. 
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wieder  wettzumachen  muszte  sich  Heinrich  von  Luxemburg**)  ver- 
pflichten, als  er  sich  um  die  deutsche  Krone  bewarb;  ja  noch 
ein  Menschenalter  später,  als  Johann  von  Böhmen**)  für  seinen 
Sohn  Karl  die  Stimme  des  Erzbischofs  Walram  zu  gewinnen 
unternahm,  muszte  er  versprechen,  Karl  von  Mähren  werde  dem 
Erzstift  100  000  Mark  bezahlen,  „von  des  Dienstes  wegen, 
den  des  Erzbischofs  von  Köln  Vorfahren,  insonderheit  Siegfried 
und  Wicbold  dem  Reiche  geleistet  haben,  und  auch  für  den 
Schaden,  den  König  Albrecht  dem  Stift  Köln  that,  an  Land 
und  Burgen,  die  er  ihm  nahm,  brach  und  verwüstete,  zu  Zeiten 
des  vorgenannten  Bischofs  Wicbold." 

Zu  allem  kommen  endlich  die  oft  recht  bedeutenden  Summen, 
welche  die  Bewerber  um  die  deutsche  Königskrone  den  beiden 
geistlichen  Kurfürsten  als  Ersatz  der  Wahl  und  Krönungs- 
unkosten versprechen  muszten.  So  gelobt  Heinrich  VII.")  vor 
seiner  Erhebung  dem  Erzbischof  von  Köln  100000  Mark, 
Ludwig  IV.**)  dem  Erzbischof  Balduin  von  Trier  22000  Mark, 
Karl  IV.'')  endlich,  als  er  seinen  Sohn  Wenzel  zum  römischen 
Könige  gewählt  sehen  wollte,  dem  Erzbischof  Cnno  von  Trier 
10000  Mark.*«) 

Alle  Schenkungsversprechen,  wie  verschieden  auch  ihre 
Veranlassung  umschrieben  sein  mag,  haben  ein  gemeinsames 
Ziel:  um  jeden  Preis  sollen  Anhänger  gewonnen  und  festgehalten 
werden  durch  das  Band  eines  in  Aussicht  gestellten  Vorteiles. 
Wenn  Wilhelm  von  Holland  im  Jahre  1248**)  dem  Herzog 
Walram  von  Limburg  1200  Mark  gelobt,  „ob  servicium  contra 
inimicos  ecclesie  ac  nostros  ac  contra  omnem  hominem  nobiscum 
sine  omni  dolo  fideliter  impendendum",  so  will  er  einen  Helfer 
finden  in  seinem  Ringen  gegen  die  Hohenstaufen.  Wenn  Friedrich 


»*)  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Sept.  20.  —  Lac.  ÜB.  3,  50  No.  68. 

")  Johann  v.  Böhmen  1346  Juni  16.  —  Lac.  ÜB.  3,  348  No.  4.33. 

")  cfr.  Note  16. 

")  Ludwig  V.  Bayern  1314  Sept.  20.  —  Winkelmann,  Acta  2,  774 
No.  1116. 

»)  Karl  IV.  1376  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,  23  No.  6. 

^)  Es  ist  eine  Auswahl  von  den  Urkunden  gegeben,  die  zugleich  die 
Verpfändung  einer  Reichsstadt  oder  mehrerer  enthalten.  Ihre  Zahl  läszt  sich 
noch  erheblich  vermehren,  cfr.  Küster,  Reichsgut  96. 

•»)  Wilhelm  v.  Holland  1248  Apr.  29.  —  Ernst,  Eist,  du  Limbourg 
6.  242. 
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der  Schöne  im  Jahre  1322**)  sich  als  Schuldner  des  Erzbischofs 
Heinrich  von  Köln  bezeichnet,  so  soll  dieser  ihn  auch  f  ttrderhin 
wie  bisher  im  Kampfe  gegen  Ludwig  den  Bayern  unterstützen. 
Aus  den  obwaltenden  Zeitverhältnissen  ergiebt  sich  bei  den  an- 
geführten —  und  auszerdem  noch  manchen  anderen  —  Urkunden 
die  Absicht,  um  deretwillen  man  sie  ausfertigte. 

In  der  That,  wenige  Urkunden  mögen  es  sein,  in  denen 
nicht  die  „angenehmen,  ergebenen  und  willkommenen  Dienste'^, 
die  der  Empfänger  dem  Reiche  geleistet  hat  und  noch  leisten 
wird,  die  Versprechungen  der  Könige  begründen;  sie  sind,  so 
möchte  man  fast  sagen,  ein  immer  wiederkehrender  Bestandteil 
der  Schuldbekenntnisse  des  jeweiligen  Keichsoberhauptes,  mögen 
sie  auch  im  einzelnen  die  verschiedenartigsten  Wandlungen  des 
sprachlichen  Ausdrucks  erfahren  haben.**) 

Die  andauernde  Geldarmut  der  deutschen  Könige  vor  allem 
ist  es,  die  zu  jenen  zahlreichen  Gelöbnissen  geführt  hat.  Kaum 
konnten  ja  geringe,  geschweige  denn  bedeutende  Zahlungen 
geleistet  werden:  und  mit  einem  Freimut,  der  uns  oft  in  Er- 
staunen setzt,  zugleich  aber  einen  Einblick  gestattet  in  die  zu 
manchen  Zeiten  unkönigliche  Lage  des  deutschen  Eeichsober- 
hauptes,  berichten  die  Urkunden  häufig  genug  von  diesem  Leiden. 
Wenn  Rudolf  von  Habsburg**)  einmal  sagt:  „camere  nostre  fiscus 
pecuniam  non  habet  ad  presens",  so  spricht  er  von  einem  Übel, 
das  nicht  allein  ihn,  sondern  auch  seinen  Nachfolger  in  bitter 
empfundene  Fesseln  geschlagen  hat.**) 

Diese  Verhältnisse  aber  waren  eine  Folge  der  durchaus 
ungeregelten  Finanzverwaltuug.*®)  Nicht  wie  in  modernen  Staaten 
wurden  ja  die  Einnahmen  nach  den  notwendigen  Ausgaben 
bemessen,  sondern  während  des  uns  beschäftigenden  Zeitraumes 
richteten  sich  diese  nicht  einmal  nach  jenen:    darüber   hinaus 


«)  Friedrich  (IIL)  1322  Juni  18.  —  Lac.  ÜB.  3,  167  No.  193. 

-^)  cfr.  Conrad  IV.  1241  Oct.  —  Huillard  6,  824.  Adolf  v.  Nassau 
l.i95  März  21.  —  Lac.  ÜB.  2,  563  No.  952.  Heinrich  VIL  1312  Juli  18. 
-  Günther  3,  148  No.  53.  Kari  IV.  1362  Septbr.  8  —  Ludewig,  Rel. 
Ms8.  10,  56  No.  8.  —  etc.  etc. 

«*)  Rudolf  V.  Habsburg  1282  Novbr.  II,  —  Wenck,  Hess.  ÜB.  1,  49 
No.  70, 

**)  cfr.  Küster,  Reichsgut  88. 

••)  cfr.  Schröder,  Lehrb.  d.  d.  R.-Ö.  527. 
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half  man  sich  mit  Znsicherangen  künftigen  Ersatzes.  Es  wäre 
jedoch  gewisz  ungerecht,  wollte  man  die  Könige  allein  für  diese 
Zerrüttung  verantwortlich  machen.  Ein  jeder  ihrer  Schritte  war 
gehemmt  durch  eine  Schar  von  Groszen,  die  für  jeden  Dienst 
Belohnung  heischten.  Und  diese  muszte  ihnen  dann  gewährt, 
zum  mindesten  gelobt  werden,  nur  damit  ihr  „Herr"  ihrer  fort- 
dauernden Unterstützung  sich  erfreuen  konnte.  Die  in  ihrer 
Hand  vereinigten  Reichslehen,  die  doch  6mnd  ihrer  Dienste 
und  Belohnung  zugleich  sein  sollten,  genügten  nicht  mehr,  oder 
man  behauptete  es  wenigstens.  So  konnte  es  geschehen,  dasz 
z.  B.  in  der  bereits  verwerteten  Urkunde  Wilhelms  von  Holland-*) 
die  dem  Herzog  von  Limburg  zugesagte  Summe  als  versprochen 
erscheint  „in  elemosinam  et  feodum".*^-**) 

Und  endlich,  das  deutsche  Reich  hatte  im  Lauf  der  Zeit 
durchaus  den  Charakter  einer  Wahlmonarchie  angenommen. 
Beeinflussungen  der  Kurfürsten  konnten  nicht  ausbleiben,  mochte 
man  sie  auch  einkleiden  in  die  Form  von  Gelobnissen  des  Er- 
satzes der  Wahl-  und  Krönungsunkosten.  Die  Folge  war  die 
ganz  natürliche:  die  Wähler  sahen  in  dem  König  nicht  so  sehr 
den  über  ihnen  stehenden  Gebieter,  als  vielmehr  ein  von  ihnen 
abhängiges  Geschöpf,  vornehmlich  dazu  bestellt,  ihren  selbst- 
süchtigen dynastischen  Interessen  jeden  nur  irgend  möglichen 
Vorschub  zu  leisten. 

§  4.    Folgen  der  Verpflichtungen. 

Alle  den  Groszen  gegebene  Versprechungen  machen  das 
Reich  zum  zahlungspflichtigen  Schuldner.  Es  wird  als  die 
dauernde,  von  der  Person  ihres  jeweiligen  Oberhauptes  unab- 
hängige Einheit  der  Träger  einer  ziemlich  bedeutenden  Reihe 
von  Verbindlichkeiten,  durch  deren  Tilgung  erst  es  von  seiner 
Bürde  befreit  wird,  als  deren  sichtbarer  Vertreter  aber  der 
einzelne  König  erscheint.     Und  infolgedessen   kann  nur  dieser 


")  cfr.  Note  -21. 

5«)  cfr.  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  —  Lac.  ÜB.  »,  50 
No.  68.  Verspricht  dem  Erzb.  v.  Köln  nach  seiner  Wahl  gen.  Plätze  zu 
verschreiben  .,quousque  .  .  ,  centura  milia  marcamm,  quas  .  .  .  tarn  in 
augmentationem  foodi  sui  quam  pro  expensis  .  .  .  dono  damus,  .  .  .  faerint 
plenarie  persoluta**. 

")  cfr.  Abschnitt  2,  Gap.  L  §  4. 
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allein  derartige  Verpflichtungen  ins  Leben  rufen;  er  kann  es 
von  dem  Augenblicke  an,  wo  ihn  Wahl  und  Krönung  zu  seinem 
Amte  berufen.  Jedes  vor  diesen  beiden  staatsrechtlich  zusammen- 
gehörigen Akten  *^)  gegebene  Versprechen  ist  das  eines  Privat- 
mannes; es  erhält  erst  dadurch  eine  das  Reich  bindende  Wirkung, 
dasz  er  es  unter  dem  königlichen  Siegel  beurkundet,  dessen  Ge- 
brauch ausschlieszlich  dem  rechtmäszig  zur  königlichen  Würde 
Erhobenen  zusteht.  Die  Zusicherung  einer  solchen  Ausfertigung 
kehrt  darum  in  allen  Gelöbnissen  der  Kandidaten  oder  ihrer 
Unterhändler  wieder.*^) 

Eine  das  Eeich  ipso  iure  bindende  Kraft  dagegen  hat  jedes 
Vereprechen,  welches  der  König  nach  seiner  Erhebung  einem 
üroszen  urkundlich  ausfertigt.  Es  ergiebt  sich  zugleich  aus 
unserer  oben  aufgestellten  Begriffsbestimmung  des  Eeiches,  dasz 
jede  von  einem  seiner  Vorgänger  begründete  Schuldverpflichtung 
des  Reiches,  sobald  dieser  sie  nicht  bei  seinen  Lebzeiten  tilgt, 
in  gleicher  Weise  wie  ihn  selbst  auch  seinen,  möglicherweise 
mehrere  seiner  Nachfolger  bindet.  Sie  erlischt  erst  dann,  sobald 
einer  der  Könige  im  Namen  des  Reiches  die  Schuld  nach  Masz- 


«»)  cfr.  Schröder  1.  c.  462. 

'*J  cfr.  Leopold  v.  Österreich  für  Friedrich  d.  Schönen  1314  Mai  9.  — 
Lac.  ÜB.  3,  95  No.  129.  Versprechungen  u.  a.  an  d.  Grafen  von  d.  Mark 
u.  Reynald  v.  Falkenbnrg:  „De  predictis  omnibus  et  singulis  iißra  mensom 
poBt  coronationem  regis  .  .  .  promittimus  litteras  regia  procarare  et  efficere 
(lari  prestita  corporali  fide  nos  ad  hoc  ipsi  archiepiscopo  (v.  Köln)  et  nobilibus 
antedictis  presentibus  obligantes,  hoc  adiecto  qnod  postquam  per  prcdictum 
fratrem  nostram  Fridoricura,  dncem  Austrie,  si  eum  coutingat  eligi  et  in 
regem  coronari,  littere  de  premissis  date  fucrint  sub  sigillo  regio  elusdem  sub 
forma  ad  hoc  expedienti,  nos  erimus  .  .  .  a  premisso  .  .  .  quiti  et  absoluti'*. 

Johann  v.  Böhmen  für  Karl  y.  Mähren  1346  Juni  15.  —  Lac.  ÜB.  3, 
348  No.  433.  Der  Erzb.  von  Köln  soll  100000  Mark  erhalten  oder  dafür 
Dortmund  zum  Pfände.  „Ind  umb  dat  der  ertzbuschof  van  Colne  vurgen,  sicher 
werde,  dat  wir  schaffen  ind  begadin  sulen  bi  unsme  vurgesprogenen  sune, 
dat  em  alle  die  stedicheit,  geloifde,  vurwarden  ind  breyvc,  die  hevür  ge- 
schreven  sint,  gegeven  ind  gedaen  werden  van  unsme  sune  dem  marggreven 
vnrgenant,  as  balde  hie  die  croue  intfangen  hat,  so  schwört  Johann  v.  Böhmen 
mit  24  Mannen  Einlager  zu  halten  für  den  Fall,  dat  unse  sun  der  marggreve 
vurgenant,  as  balde  he  gekoren  ind  gekroent  virt,  of  dat  also  gevelt,  niet 
enqueme  zu  Colne  of  zu  Bunne  echt  dage  na  der  croninghin  as  zu  bestedigen 
mit  sinen  conincligen  breiven  alle  die  vurschreven  articule  ind  pnnte  ind 
ir  ilich*. 
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gäbe  des  bei  der  letzten  Beurkundung  festgestellten  Umfanges 
begleicht.  Am  besten  drückt  dies  wohl  einmal  Adolf  von  Nassau^-) 
aus,  wenn  er  in  einem,  dem  Erzbischof  Siegfried  von  Köln  aus- 
gehändigten Diplom  vom  13.  Sept.  1292  sagt:  Fttr  die  ver- 
sprochenen 25000  Mark  „de  nostra  bona  et  libera  voluntate 
nomine- et  ex  causa  donationis  simplicis  inter  vivos  irrevocAbilis 
eidem  archiepiscopo,  eins  successoribus  et  ecclesie  Coloniensi  nos 
nostro  nomine  et  successorum  nostrorum  recognoscimus  obligatos. 
.  .  ,  donec  de  dictis  pecuniarum  summis  fuerit  cum  omni  inte- 
gi-itate  satisfactum".  Wir  haben,  meint  er,  dem  Erzbischof  von 
Köln  25000  Mark  zu  schenken  versprochen,  und  dies  Versprechen 
ist  unwiderruflich,  im  Augenblick  aber  für  uns  nicht  erfüllbar. 
So  haben  wir  denn  dem  Reiche  eine  Schuldenlast  aufgebürdet, 
sie  bindet  uns  und  unsere  Nachfolger  in  gleicher  Weise,  sie 
kann  nur  dadurch  beseitigt  werden,  dasz  wir  oder  ein  anderer 
König  jene  25000  Mark  gänzlich  bezahlen. 

Ein  zahlungspflichtiger  Schuldner  aber  ist  undenkbar  ohne 
einen  forderungsberechtigten  Gläubiger.  Ist  nun  nicht  der  ein- 
zelne König  der  Träger  der  Verbindlichkeit,  sondern  das  Reich, 
so  ist  der  Träger  des  Anspruches  nicht  der  einzige  weltliche 
Grosze,  sondern  er  und  seine  Erben,  sein  Geschlecht,  nicht  der 
einzelne  geistliche  Fürst,  vielmehr  er  und  seine  Nachfolger, 
seine  Kirche. 

Es  ergiebt  sich  dies  mit  Notwendigkeit  aus  folgenden, 
zum  Teil  schon  angedeuteten  Voraussetzungen:  die  Schuld  des 
Reiches  verjährt  niemals,  wie  beschaflFen  auch  immer  ihr  Um- 
fang sein  mag.  Betrachtete  man  nun  die  Leistungen  eines 
weltlichen  oder  eines  geistlichen  Groszen  als  geschehen  durch 
ihn  in  seiner  Eigenschaft  eines  Repräsentanten  des  Geschlecht4?s 
beziehungsweise  der  Kirche,  stellten  alle  Vereprecliungeu 
ebendiesen  bestimmte  Vorteile  in  Aussicht,  so  muszte  natur- 
gemäsz  dem  Schuldner,  d.  h.  dem  Reiche,  die  zwei  hierin 
einander  gleichgestellten  Einheiten,  Geschlecht  und  Kirche, 
gegenübertreten. 

Zur  Geltendmachung  des  Anspruches  seiner  Kirche  ist  be- 
rufen der  jeweilige  Erzbischof,  seines  Geschlechtes,  der  gebietende 
Graf,  Markgraf  oder  Herzog. 


'«)  Adolf  V.  Nassau  1292  Sept.  13.  —  Quellen  d.  St.  ^öla  8,  334  No.  37a. 
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Ersteres  bedarf  keiner  näheren  Begründung,  wohl  aber  das 
letztere.  Wir  sagten,  Träger  der  Forderung  sei  der  Grosze  und 
seine  Erben.  Dies  ist  nicht  in  der  Weise  zu  deuten,  als  hätte 
einem  jeden  beliebigen  Nachkommen  des  anfanglichen  Vertreters 
der  Forderung  die  Fähigkeit  innegewohnt,  seinerseits  Gläubiger 
des  Reiches  zu  sein:  das  Recht  der  Geltendmachung  steht  viel- 
mehr allein  denjenigen  zu,  der  infolge  Erbgangs  der  Nachfolger 
in  dem  von  seinem  Vater  beherrschten  Gebiete  geworden  ist, 
mit  einem  Worte  dem  jeweiligen  Familienoberhaupte,  sobald 
nicht  besondere  Verträge**)  Anderes  vereinbarten. 

Um  dies  an  einem  Beispiele  klar  zu  legen:  Graf  Eberhard  1. 
von  der  Mark  besasz  im  Jahre  1300**)  einen  von  Albrecht  ge- 
währleisteten Anspruch  an  das  Reich.  Wir  lassen  dahingestellt, 
ob  sein  Betrag'*)  sich  jemals  steigerte;  jedenfalls  ging  er  über 
zunächst  auf  seinen  Sohn  Engelbert  II.  (1308—1328),  der  in 
den  Jahren  1310,  1314,  1317,**)  weiterhin  auf  seinen  Enkel 
Adolf  IL  (1328—1347),  der  im  Jahre  1332")  als  Gläubiger  des 
ßeiches  erwähnt  wird,  ohne  dasz  dabei  Conrads  von  der  Marke, 
des  Bruders  Engelberts  II.,  oder  Engelberts  und  Eberhards,  der 
Bruder  Adolfs  II.,  gedacht  würde.**) 

Wie  das  Reichslehnrecht  bereits  seit  dem  12.  Jahrhundert 
sogen.  Weiberlehen*®)  kannte,  so  war  es  möglich,  dasz  der 
Anspruch  eines  Groszen,  sobald  männliche  Nachkommen  nicht 
vorhanden  waren,  auf  seine  Tochter  luid  durch  diese  auf  seinen 
Schwiegersohn  sich  vererbte.  Walram  von  Limburg,  den  seine 
Dienste  im  Interesse  Wilhelms  von  Holland**^)  zum  Gläubiger  des 
Reiches  gemacht  hatten,  hinterliesz  mit  seinem  Lande  auch  seine 


^)  Über  diese  wird  an  anderer  Stelle  za  sprechen  sein. 
'*)  Albrecht  1300  Jan.  20.  —  Lac.  ÜB.  2,  615  No.  1043. 
»)  Leopold  V.  Österreich  1314  Mai  9.  —  1.  c.  3,  1)5  No.  129. 
»•)  Heinrich  VIL  1310 Sept.  2.  —  Rubel, Dortm.UB.  1, 221  No.  320  Note  1 
Leopold  V.  Österreich  1314  Mai  9.  —  cfr.  Note  35. 
Ludwig  rV.  1317  Mai  22.  —  Lac.  ÜB.  3,  116  No.  137. 
«0  Lndwig  IV.  1332  Juni  23.  —  Rubel  1.  c.  1,  334  No.  483. 
^'^)  Stammtafel  der  Grafen  von  der  Mark  bei  Rubel  1.  c.  1,  707/708. 
«•)  cfr.  Schröder  1.  c.  401. 

^)  Wilhelm  t.  HoUand  1248  April  29.  —  Ernst,   Hist.  du  Limbourg 
6,242. 
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Forderung  seiner  Tochter  Irmgard,  deren  Gemahl,  Reinaid  von 
Geldern,*^  späterhin  als  Vertreter  jenes  Rechtes  erscheint. 

Allerdings  diesem  einzigen  Falle  unmittelbarer  Vererbung 
durch  die  Frau  stehen  alle  übrigen  gegenüber:  der  verus  et 
proximior  heres,  wie  eine  Urkunde  Ludwigs  des  Bayern**)  sagt, 
geht  in  der  Regel  hervor  aus  dem  durch  Männer  fortgepflanzten 
Geschlechte  des  Groszen. 

Wie  aber,  wenn  dieses  ausstirbt?  Innerhalb  des  rheinischen 
Gebietes  ist  diese  Eventualität  zweimal  eingetreten,  in  den 
Jahren  1348  und  13tiS.  Im  ersteren  verschied  der  Graf  Adolf 
von  Berg,  ohne  Erben  zu  hinterlassen;  seine  Fordenmg  an 
das  Reich  war  wohl  von  Ludwig  IV.*'*)  bestätigt  worden,  aber 
wie  sie  nicht  unmittelbar  durch  einen  König  begründet  war, 
sondern  übernommen  kraft  eines  Vertrages  mit  dem  ursprünglich 
berechtigten  Grafen  von  Cleve,**)  so  scheint  sie  auch  kraft  der 
nämlichen  Verabredung  nach  seinem  und  seiner  Gemahlin 
kinderlosen  Tode  an  Johann  von  Cleve  zuiückgefallen  zu  sein.*\) 


*»)  Roinald  v.  Goldern  1280  März  '22,  —  Lac.  Uß.  2,  435  No.  7:^^^ 
idem  1280  März  22.  —  1.  c.  2,  437  No.  739. 

Rudolf  V.  Habsburg  12H2  Juni  19.  —  1.  c.  2,  451  No.  765. 

**)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  3036. 

*'0  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  5.  —  Lac.  Uö.  3,  108  No.   144. 

")  1312  März  31.  —  1.  c.  3,  81  No.  113. 

**)  Ludwig  IV.  1347  Septbr.  1.  —  1.  c.  3,  359  No.  446. 

Karl  IV.  1349  Febr.  19.  —  1.  c.  3,  380  No.  473. 

Vertreter  der  Forderung;:  war  ursprünglich  Dietrich  VII.  v,  Ovp 
gewesen  (cfr.  Rudolf  v.  Habsburg  1290  Juli  5.  —  1.  c.  2,  533  No.  M»:^: 
Adolf  V.  Nassau  1294  Decbr.  14.  —  1.  c.  2,  562  No.  950;  Albrecht  l:J9» 
Novbr.  19.  —  1.  c.  2,  595  No.  1013):  ihm  war  dafür  Duisburg  verpfändet, 
das  von  Dietrich  VIII.  von  Cleve  im  Jahre  1312  (Note  44)  dem  Grafen 
Adolf  V.  Berg  als  Gemahl  der  Agnes  v.  Cleve  übergeben  worden  war.  Der 
Ehevertrag  selbst  ist  verloren  gegangen.  Die  Urkunde  Ludwig  IV.  von  13U 
(Note  43)  spricht  davon,  dasz  mit  dem  Pfände,  d.  h.  mit  der  Stadt  Duisburg, 
auch  d'e  Forderung  an  das  Reich  auf  die  liberi  heredes  des  Grafen  Adolf 
v.  Berg  und  seiner  Gemahlin  Agnes  übergehen  solle.  In  seiner  UrkuDd^ 
V.  1347  (1.  c.)  anerkennt  der  Kaiser  die  Forderungsberechtigung  Johann.^ 
V.  Cleve,  jedoch  mit  dem  Zusätze:  „volentcs  quod  .  .  .  iuri  comitis  Adolfi 
de  Monte  et  collateraljs  sue  quoad  vitam  ipsorum  minime  derogetnr  nee 
preiudicium  aliquod  generetur".  Es  scheint  also,  jener  nicht  mehr  erhaltene 
Ehe  vertrag  war  ein  zweiseitiger.    Duisburg  und  mit  ihm  die  Forderung  m 
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Dieser  Grosze  starb  aber  selbst  im  J.  1368,  gleichfalls  ohue 
unmittelbare  Nachkommen  zu  hiDterlassen ;  seine  Forderung  an 
das  Reich  betrug  im  Jahre  1349**)  30000  Mark,  die  durch  seine 
Nichte  Margarete  auf  deren  in  ihrer  Ehe  mit  dem  Grafen 
Adolf  n.  geborenen  Sohn  Engelbert*')  überging,  ohne  dasz  wir 
im  Stande  wären,  die  Einzelheiten  darzulegen.*®) 

Diese  beiden  Fälle  sind  auch  deshalb  hier  einzuschalten, 
weil  sowohl  Ludwig  IV.**)  als  Karl  IV.*®)  den  Versuch  machten, 
den  dem  Grafen  von  Berg  beziehungsweise  von  Cleve  zustehenden 
Anspruch  an  andere  Grosze  des  Reiches,  an  Wilhelm  von  Jülich 
bezw.  Rudolf  von  Sachsen  übergehen  zu  lassen.  Ob  sie  hierzu 
berechtigt  waren,  bleibt  nnentscheidbar;  glaubten  sie  es  aber 
zu  sein,  so  erscheint  doch  auffällig,  dasz  sie  die  Schuld  des 
Reiches  für  dauernd  erklärten,  anstatt  sie  durch  das  Aussterben 
jener  Geschlechter  als  erloschen  anzusehen.  Keiner  der  Könige 
ist  mit  seinem  Bestreben  durchgedrungen:  sie  scheiterten  wohl 
vor  allem  an  der  innigen,  durch  vielfache  Heiraten  herbei- 
geführten Verbindung  der  rheinischen  Herrengeschlechter. 

§  5.   Verpfändung. 

Jeder  deutsche  König  muszte  unter  solchen  Umständen 
darauf  bedacht  sein,  einen  Ausweg  zu  finden,  der  einerseits  die 
Dienste  der  mächtigen  Dynastieen  wie  der  reichen  Kirchen  fort- 
dauernd gewährleistete,**)  der  andererseits  die  Geltendmachung  der 


ilas  Reich  sollten  Adolf  v.  Berg  nnd  seinen  Erben  zustehen;  fehlten  aber 
diese  letzteren,  so  sollte  mit  dem  Pfand  auch  der  Anspruch  an  die  Grafen 
V.  Cleve  zurückfallen.  Die  Urkunde  Karls  IV.  v.  1349  (1.  c.)  anerkennt 
nur  noch  Johann  v.  Cleve,  seine  heredes  et  successores  als  Gläubiger. 

*•)  cfr.  die  Urk.  Karls  IV.  v.  1349  Febr.  19  (Note  45). 

*')  cfr.  1369  März  31.  —  Kleine,  Dipl.  Duisb.  75  No  36. 

*«)  Der  Stammbaum  ist  folgender:  Dietrich  VIII.  v.  Cleve  (f  1347) 
war  der  Bruder  Johanns  v.  Cleve  (f  1368),  Dietrichs  VIII.  Tochter  Mar- 
^rethe  war  vermählt  mit  Adolf  n.  von  der  Mark  (f  1347),  beider  Sohn 
war  Engelbert  III.  von  der  Mark  (f  1391).  cfr.  Voigt el-0 oh u,  Stamm- 
tafeln 1,  Tafel  212«. 

*^)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  Lac.  ÜB.  3,  248  No.  306. 

«>)  Karl  IV.  1362  Septbr.  8.  —  Ludewig,  Rel.  Mss.  10,  56  No.  8. 

")  cfr.  Heinrich  VIL  1312  Juli  18.  —  Günther  3,  148  No.  53. 
«Romani  Providentia  principis  divine  et  humane  legis  auctoritate  vallata  inter 
asäidnas  curas  et  immensas  sollicitudines,  que  miuisterio  imperialis  dignitatis 
incumbunt,  ea  pro   augmento  magnificentie  sne  ac  conservatione   obsequen- 
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zahlreichen  Forderungen  von  selten  der  Gläubiger  immer  wieder 
hinausschob,  mochte  ein  solches  Mittel  immerhin  in  seinen  Wirkungen 
ihn  und  seine  Nachfolger  empfindlichen  Einbuszen  aussetzen. 

Es  fand  sich  in  der  Verpfändung  einzelner  Bestandteile  des 
Reichsgutes.  Domanialerträge,  Münzstätten,  Zölle,  Judensteuem, 
Beamtungen,  endlich  ganze  Städte  fielen  dem  Schicksal  der  Ver- 
setzung anheim.  In  den  Kämpfen  zwischen  Otto  IV.  von  Brami- 
schweig  und  Philipp  von  Schwaben,  deren  Schauplatz  zumeist  ja 
das  Gebiet  des  Mittel-  und  Niederrheines  war,  beginnen  die 
ersten  Nachrichten  von  derartigen  Verfügungen  über  Reichsgut 
in  diesem  Teile  Deutschlands:  kein  König  bis  auf  Karl  IT. 
herab,  der  nicht  auf  solche  Weise  sich  selbst  und  seinen  Nach- 
folgem  wesentliche  Stützpunkte  seines  Einflusses  und  seiner 
Macht  entzogen  hätte.  Wer  etwa  die  dem  Reiche  am  Ende 
des  1 4.  Jahrhunderts  innerhalb  unseres  Landstriches  verbliebenen 
Bezüge,  Berechtigungen  und  Besitzungen  verzeichnen  wollte, 
fände  gewisz  überaus  wenig  mehr  davon  übrig. **-'^) 

Zahlreich  sind  die  Verpfändüngsurkunden  der  deutschen 
Herrscher,  aber  auffällig  musz  die  fast  in  allen  wiederkehrende 
Allgemeinheit  ihrer  sprachlichen  Formulierung  erscheinen.  Manche 
Fragen  bleiben  unbeantwortet;  nur  kurz  und  summarisch  werden 
die  Wirkungen  der  Verschreibung  gekennzeichnet.  Selten  genug 
kommt  es  vor,  dasz  die  Rechte  des  Pfandnehmers  oder  des 
Pfandschuldners  nach  allen  Seiten  hin  in  der  wünschenswerten 
Genauigkeit  klargelegt  wwden.  Und  hiezu  tritt  der  ('bei- 
stand, dasz  wir  zuweilen  Ungenauigkeiten,  ja  recht  bedeutende 
Fehler  bemerken,  so  z.  B.  in  der  Urkunde  Ludwigs  IV.  vom 
li).  Aug.  1386,*^*)  die  sein  Nachfolger  im  Jahre  1348**)  wörtlich 


tiain  sibi  debet  precipna  meditacione  Tigere,  ut  sie  principum  et  collateraliam 
suorum,  qni  non  solum  sua,  verum  etiam  semet  ipsos  eins  obsequiis  dedicarunt, 
merita  digne  re^piciat,  qnod  ipsi  non  debilitati  viribus  ad  predicta  servitia 
intrepide  se  promptiores  exbibeant,  et,  ubi  de  exhibitis  non  sie  celeriter 
satisfactio  consequi  poterit,  promisiones,  obligationes  et  cantiones 
alle  subsequantur"*. 

")  cfr.  Frey,  Die  Schicksale  des  königlichen  Gutes  in  Deutschland. 
Berlin  1881. 

'^')  Küster,  Das  Reichsgut  in  den  Jahren  1273—1313.  Leipzig.  Inaug.- 
Diss.  1883. 

")  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  3036. 

w)  Karl  IV.  1348  Jan.  19.  —  Lac.  ÜB.  8,  364  No.  464. 
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wiederholte.  In  beiden  Dokumenten  ist  die  Höhe  der  an  Jülich 
zu  zahlenden  Reichsschuld  'von  den  Königen  selbst  auf  einen 
Betrag  von  223  900  Fl.  festgesetzt  worden,  eine  Addition  der 
ursprunglich  getrennt  nebeneinander  bestehenden  Forderungen 
jenes  Geschlechts  aber  ergiebt  einen  Gesamtanspruch  von  21 2500  Fl., 
eine  Differenz  also  von  1 1 400  Florin.  Wie  diese  entstand,  bleibt 
zweifelhaft:  eine  weitere  Urkunde  Ludwigs**)  vom  gleichen  Jahr 
und  Tag,  die  vielleicht  ebenfalls  von  Karl  IV.  erneuert  wurde, 
läszt  zwei  ganz  verschiedene  Deutungen  zu:  Wenn  in  unseren 
Bestätigungsurkunden,  so  heiszt  es  hier,  ein  „defectus  sive  nota 
qualiscunque  per  oblivionem  vel  negligentiam  reperiatur,  hunc  vel 
haue  . .  .  supplemus,  immo  eum  vel  eam  .  .  .  tollimus  et  abolemus". 
Demnach  sind  zwei  Möglichkeiten  der  Erklärung  vorhanden:  in 
jenem  ei*sten  Aktenstücke  ist  entweder  ein  Rechenfehler  der 
königlichen  Kanzlei  enthalten  oder  eine  Forderung  der  Jfllicher 
ist  nicht  mit  den  übrigen  verzeichnet  worden.  Ein  Seitenstück 
zu  dieser  offenbaren  Flüchtigkeit,  mit  der  man  selbst  wichtige  Di- 
plome ausfertigte,  bieten  folgende  Worte  einer  Urkunde  Karl  IV."^') 
vom  Jahre  1376:  „Si  aJiquis  defectus  forsan  in  prioribus  obli- 
gacionibus  sue  impignoracionibus  vel  in  aliqua  illarum  in  materia 
vel  forma  seu  in  narratione  verborum  aut  ex  sollempnitate  iuris 
seu  consuetudinis  aut  alias  quomodolibet  obmissa  quovis  modo 
repertus  fuerit,  illum  exntinc  prout  extunc  et  extunc  prout  exnunc 
penitns  removemus  et  de  nostra  plenitudine  maiestatis  imperialis 
supplemus,  volentes  quod  huiusmodi  impignoracio  seu  obligatio 
inviolabiliter  valeat  atque  vigorem  proinde  habeat  ac  si  nullus 
defectus  reperiretur  in  eis". 

Der  Begriff  des  Veipfändens  wird  in  den  lateinischen  Ur- 
kunden fast  regelmäszig  durch  das  Wort  obl  igar  e  wiedergegeben/^) 
eine  Bezeichnung,  die  oftmals  mit  Ausdrücken,  welche  das  Rechts- 
geschäft näher  bestimmen  sollen,  versehen  erscheint,  so  etwa  mit 


")  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  Dresemann,  Z.  Gesch.  Aachen«.  59. 
*^)  Karl  IV.  1376  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,  23  No.  6.  §  4. 
")  cfr.   Philipp  V.  Schwaben   1204  Novbr.   —   Diimont,    Corps   dipl. 
1»,  131  No.  245. 

Conrad  IV.  1241  Oct.  —  Huillard  6,  824. 

Rudolf  v.  Habsburg  1290  Juli  5.  —  Lac.  ÜB.  2,  533  No.  893. 

Adolf  V.  Nassau  1294  Decbr.  4.  —  1.  c.  2,  562  No.  950. 
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folgenden:  pignori,'^*)  in  pignore,*®)  ex  causa  pignoris,**)  tMo 
pignoris,**)  titulo  iusti  pignoris,**)  titulo  pignoris  seu  ypothece,") 
titulo  pignoris  et  ypothece  nomine,**)  nomine  pignoris,**)  nomine 
ypothece  seu  pignoris,*')  nomine  veri  et  iusti  pignoris.**)  In 
deutschen  Urkunden  dagegen  begegnen  Zusammenstellungen  wie 
verpfenden  und  verschreiben,**)  zu  einem  rechten  Pfände  ver- 
setzen.'^) 

Allein  mit  dem  gesetzten,  nicht  mit  dem  genommenen 
Pfände  haben  wir  es  zu  thun,  und  auch  sprachlich  deuten  dies 
die  Diplome  durch  folgende  von  uns  herausgegriffene  Wendungen 
an:  transferre  et  obligare,'*)  committere  et  obligare,'*)  titnlö 
pignoris  concedere,'*)  titulo  pignoris  assignare,'*)  titulo  pignoris 
seu  ypothece  obligare  et  presentare.'*) 

Es  fehlt  nicht  an  Zeugnissen,  welche  dem  oben  bestimmten 
rechtlichen  Zweck  einer  jeden  Verschreibung  Worte  verleihen. 
Im  Jahre  1314'*)  bekannte  Ludwig  der  Bayer  dem  Erzbischof 


Albrecht  1299  Juni  8.  —  1.  c.  2.  600  No.  1024. 

Heinrich  VIL  1310  Sept.  2.  —  1.  c.  3,  67  No.  92. 

Ludwig  IV.  1381  Oct.  16.  —  Günther  3,  186  No.  96. 

Karl  IV.  1348  Jan.  19.  —  Lac.  ÜB.  3,  366  No.  455.  —  etc.  etc. 

^)  Karl  IV.  1376  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,  23  No.  6. 

«>)  Albrecht  1301  Febr.  8.  —  Fahne,  ÜB.  2,  307  No.  575. 

**)  ibidem. 

"«)  Conrad  IV.  1246  Decbr.  2.  —  Lac.  ÜB.  2,  160  No.  306. 

")  Rudolf  V.  Habsburg  1282  Novbr.  11.   —    Weuck,  Hess.  ÜB.  1.  49 
No.  73. 

•*)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  —  Günther,  3,  160  No.  62. 

«*)  Adolf  V.  Nassau  1292  Sept.  13.  —  Quell,  d.  St.  Köln  3,  334  No.  372. 

0«)  I^udwig  IV.  13.S2  Juni  23.  —  Rubel   1,  334  No.  483. 

«')  Albrecht  1306  Juli  26.  —  Jan,  Brab.  Yeesten  ed.  Willems  1.  726. 

«**)  Karl  IV.  1349  Febr.  19.  —  Lac.  ÜB.  3,  380  No,  473. 

•»)  Karl  IV.  1356  Decbr.  27.  —  Hontheim  Hist.  Trev.  2,  204  No.  7(K). 

'«)  Karl  IV.  1362  Sept.  8.  —  Ludewig  Rel.  Mss.  10.  56  No.  8. 

")  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  Lac.  ÜB.  3,  248  No.  306. 

'3)  Adolf  V.  Nassau  1292  Oct.  4.  —  Quell,  d.  St.  Köln  3,  340  No.  375. 

''»)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  5.  —  Lac.  ÜB.  3,  108  No.  144. 

'*)  Albrecht  1300  Jan.  19.  —  1.  c.  2,  615  No.  1042. 

"j  Friedrich  (III.)  1322  Juni  48.  —  1.  c.  3,  167  No.  193. 

'«)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  —  Günther  3,  160  No.  62. 

cfr.  Ludwig  v.  Bayern    1314  Sept.  20.  —  Wiukelmann  Acta  2,  774 
No.  1115. 
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Balduin  von  Trier  26000  Mark  schuldig  zu  sein;  „ad  maiorem 
secüritatem  sibi  faciendam",  sagt  er,  vei-pfände  er  ihm  jetzt  um 
jene  Summe  die  beiden  Städte  Boppard  und  Oberwesel,  die  dem 
Erastift  Trier  bereits  seit  dem  Jahre  1312")  um  4000  Mark 
versetzt  waren.  Die  gleiche  Absicht  spricht  aus  zwei  Urkunden 
Karls  IV.,  der  einen  vom  Jahre  1346,'^)  in  welcher  der 
König  „volentes  .  .  .  ecclesiam  Coloniensem  de  .  .  .  centum  mi- 
liam  marcarum  summa  reddere  certiorem",  dem  Erzbischof  Walram 
die  Reichsstadt  Dortmund  zu  Pfand  bestellte,  der  zweiten  vom 
Jahre  1372,'®)  der  zufolge  er  den  Einwohnern  daselbst  gebot, 
Friedrich  von  Köln  den  schuldigen  Gehorsam  nicht  zu  verweigern, 
„cum  nos  alias  venerabili  quondam  Walramo  et  Wilhelmo  archi- 
episcopis  et  ecclesie  Coloniensi  in  satisfactionem  debitorum  quo- 
rundam,  in  quibus  nos  et  sacrum  imperium  ecclesie  Coloniensi 
legitime  tenebamur,  prefatum  oppidum  Tremoniense  .  .  .  tytulo 
pignoris  obligaverimus**. 

Die  überwiegende  Mehrzahl  der  Dokumente  begnügte  sich 
jedoch  damit,  den  rechtlichen  Zweck  der  Verpfändungen  dadurch  zu 
bezeichnen,  dasz  der  Schuldsumme  die  Präposition  pro  vorangestellt 
wurde.  So  verkündete  Philipp  von  Schwaben  im  Jahre  1204*®) 
„quod  .  .  .  obligavimus  oppidum  nostrum  Dusburg  ...  pro  1 800 
marcis'',  so  Wilhelm  von  Holland  im  Jahre  1248,*^  „quod  .  . .  pro 
1200  marcis  Tremoniam  et  curtes  nostras  adiacentes  cum  suis 
attinentiis  .  .  .  titulo  pignoris  obligamus".  Und  in  ebenderselben 
kuraen  Weise  wird  auch  späterhin  in  den  Diplomen  der  deutschen 
Könige  der  Zweck  ihrer  Verfügungen  angedeutet.**^) 


Ludwig  IV.  1320  Mai  U.  —  Günther  3,  196  No.  104. 
itl«»ni  1332  Juni  23.  —  Feiten,   Die  Bulle  ne  prctereat  2,   244  No.  C. 
")  Heinrich  VII.  1312  Juli  1«.  —  Günther  3,  148  No.  53. 
"*)  Karl  IV.  1346  Novbr.  26.  —  Joannis,  Spie.  43  No.  15. 
^^)  Karl  IV.  1372  Juli  11.  —  Rubel  1,  652  No.  871. 
^)  Philipp  V.  Schwaben  1204  Novbr.  —  Dum  out,  Corps  dipl.  In,  131, 
No.  245. 

*')  Wilhelm  v.  Holland   1248  Decbr.  23.  —  Lac.  ÜB.  2,  176  No.  336. 
*^)  cfr.  Adolf  V.  Nassau  1295  Aug.  21.  —  1.  c.  2,  563  No.  952. 
Heinrich  VIL  1312  Juli  18.  —  Günther,  3,  148  No.  53. 
Ludwig  IV.  13.^5  Febr.  26.  -  Lac.  ÜB.  3,  238  No.  291.  —  etc.  etc. 

Werminghoff ,  DieVerpfiadangen  d. mittel-  u.nJederrh. Reichsstädte.         2 
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§  6.    Hölle  des  Pfandschillings. 

Es  erhebt  sich  hier  die  Frage,  uro  welche  Summe  wurden 
die  einzelnen  Reichsbesitzungen  verpfändet?  Zu  ihrer  Beant- 
wortung haben  wir  allein  diejenigen  Urkunden  heranzuziehen, 
welche  nur  die  jeweils  ersten  Verschreibungsverträge  darbieteu, 
üicht  also  ihre  Erneuerungen,  da  diese  sich  oftmals  mit  Er- 
höhungen der  ursprünglichen  Schuldsumme  verbanden. 

Die  Verpflichtungen  des  Reiches  seinen  Gläubigem  gegen- 
über sahen  wir  aus  Versprechungen  hervorgehen,  welche  die 
Dienste  der  weltlichen  und  geistlichen  Groszen  belohnen  oder 
dieselben  zur  Unterstützung  der  Könige  anspornen  sollten.  Dies 
muszte  zur  Folge  haben,  dasz  die  Bestimmung  ihres  jeweiligen 
Umfanges  dem  Könige,  wenn  nicht  dem  Fürsten  anheimgegeben 
war.  Ihr  Betrag  richtete  sich  also  rein  nach  äuszerlichen  Ver- 
hältnissen, in  vielen  Fällen  wohl  nur  nach  der  Bedeutung  und 
Macht  desjenigen,  den  man  zum  Anhänger  gewinnen,  oder  hatte 
er  sich  bewährt,  fortdauernd  an  sich  fesseln  wollte.  Es  ergiebt 
sich  hieraus,  dasz  man  in  den  Summen,  um  welche  man  Teile 
des  Reichsgutes,  zumal  Reichsstädte,  versetzte,  keinen  Gradmesser 
für  den  Wert  zu  erblicken  hat,  den  das  einzelne  Objekt  in  den 
Augen  des  Schuldners  oder  des  Gläubigers  besasz.  Dieser  Satz 
findet  seine  Bestätigung  in  den  Schlüssen,  welche  wir  aus  der 
beigefügten  Übersicht  zu  gewinnen  vermögen.®*) 

Wir  bemerken  die  mannigfachsten  Schwankungen  derjenigen 
Geldsummen,  um  welche  ein  und  dieselbjB  Reichsstadt  zu  ver- 
schiedenen Zeiten  versetzt  wurde.  Wäre  es  nun  erlaubt,  von 
vornherein  von  der  Höhe  des  Pfandschillings  auf  die  Bedeutung 
des  Gegenstandes  zu  schlieszen,  so  könnten  manche  Erscheinungen 
gar  nicht  erklärt  werden. 

Zunächst:  wer  hätte  den  Wert  einer  Stadt  als  eines  Ver- 
mögensobjektes zu  Händen  des  Königs  abzuschätzen  vermocht? 
Nach  den  jährlichen  Einkünften  konnte  man  es  nicht  thun,  da, 
wie  wir  sehen  werden,  diese  zumeist  von  unbestimmtem  Umfange 
waren.  Nach  der  Wichtigkeit  des  Platzes  als  eines  militärischen 
oder  politischen  Stützpunktes  konnte  man  noch  viel  weniger 
eine  derartige  Schätzung  vornehmen;   ein  jeder  Versuch  emer 


*»')  Einlage  I.  s.  nebenstehend. 
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solchen  hätte,  wie  er  von  rein  subjektiven,  also  je  nach  der 
Person  des  Abwägenden  verschiedenen  Stimmungen  ausging,  nur 
zu  relativen  Resultaten  führen  müssen,  die  erst  im  Hinblick  auf 
andere  Gültigkeit  besaszen. 

Gehen  wir  jedoch  auf  die  Einzelheiten  ein:  Sinzig  wurde 
im  Jahre  1292  um  1500,  drei  Jahre  später  um  1000  Mark  ver- 
pfändet, im  Jahre  1300  sollte  es  um  3000  Mark  verschrieben 
werden.  War  sein  Wert,  so  müssen  wir  fragen,  erst  gesunken, 
um  dann  plötzlich  wieder  emporzuschneiten?  Es  hätte  fernierhin 
der  Betrag  der  Pfandsumme  sich  stetig  steigern  müssen,  einmal 
deshalb,  weil  aus  dem  zunehmenden  Geldverkehr  die  bestandige 
Minderung  der  Kaufkraft  der  Münzeinheit  sich  ergab,  die  wir  in  den 
verzeichneten  Urkunden  bis  auf  zwei  Ausnahmen  ange- 
wandt sehen;  dann  auch  aus  dem  Grunde,  weil  doch  die 
einzelne  Stadt  in  dem  uns  beschäftigenden  Zeitraum  sicheriich 
zu  gröszerer  Geltung  sich  entfaltete.  Man  könnte  annehmen, 
dasz  diesen  Verhältnissen  Rechnung  getragen  wwde  z.  B.  bei 
Duisburg,  das  von  Philipp  von  Schwaben  im  Jahre  1204  um  18Uü. 
von  Rudolf  von  Habsburg  im  Jahre  1290  um  2000  Mark  versetzt 
wurde:  aber  zeitlich  fast  in  der  Mitte  liegt  die  Urkunde  Wilhelms 
von  Holland,  durch  welche  der  Pfandschilling  für  die  nämliche 
Stadt  auf  nur  1200  Mark  festgesetzt  wurde.  Einen  ähnlichen 
Wechsel  in  der  Höhe  der  Pfandsumme  weisen  die  Diplome 
Karls  IV.  auf,  soweit  sie  Dortmund  betreffen:  die  Stadt  wurde 
im  Jahre  134()  nebst  der  Essener  Vogtei  um  100000  Mark  dem 
Erzbischof  von  Köln,  kaum  zwei  Jahrzehnte  später  um  den  gewisz 
geringeren  Betrag  von  20000  kl.  Gulden  dem  Herzog  von 
Sachsen  überwiesen.  Und  endlich,  wenn  man  auch  oft  geneigt 
ist,  die  Grösze  der  Städte  während  des  Mittelalters  zu  hoch  an- 
zuschlagen —  ein  um  so  gefährlicheres  Verfahren,  als  zumeist  die 
erforderlichen  Grundlagen  zu  solcher  Abwägung  fehlen,  —  so  wird 
man  doch  gewisz,  ohne  allzusehr  zu  irren,  sagen  dürfen,  dasz 
z.  B.  Dortmund  bedeutender  war  als  Duisburg  und  Sinzig.  Ist 
dies  richtig,  so  begreift  man  nicht,  warum  im  Jahre  1292  diese 
Stadt  mit  drei  benachbarten  Höfen  um  1500,  um  den  gleichen  Preis 
Sinzig,  Duisburg  aber  um  2000  Mark  dem  Erzbischof  Siegfried 
von  Köln  verpfändet  wurde,  —  wenn  überhaupt  Dortmunds 
Wert  für  das  Reich  wie  für  das  Erzstift  maszgebend  wai'  für  die 
Summe,  um  welche  der  König  es  zu  Pfand  bestellte. 
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unsere  Ansicht  erliält  eine  letzte  Unterstützung  durch  solche 
Urkunden,  in  denen  mehrere  Objekte  als  einheitliche  Pfand- 
masse verschrieben  wurden.  Wir  greifen  eine  derselben  heraus: 
im  Jahre  1308  versprach  Graf  Heinrich  von  Luxemburg")  dem 
Erzbischof  Heinrich  von  Köln,  sobald  er  zum  König  erhoben 
sein  würde,  um  100  000  Mark  die  Vogtei  Essen,  die  Städte 
Dortmund,  Duisburg  und  Sinzig,  dazu  die  Burg  Kaiserswerth 
wie  die  Höfe  Brakel,  Elmenhorst  und  Westhoven  zu  versetzen. 
Und  um- die  gleiche  Summe  überwies  im  Jahre  1346  Karl  IV. 
die  Stadt  Dortmund  allein  nebst  der  Vogtei  Essen  dem  rheinischen 
Erzstiftl 

§  7.   Erhöhungen  des  Pfandschillings. 

In  den  anfänglich  vereinbarten  Pfandsummen  stellen  sich 
die  ursprünglichen  Beträge  der  Forderungen  einzelner  Gläubiger 
an  das  Reich  dar.  Die  liier  zu  einer  Übersicht®*)  vereinten 
Urkunden  zeigen  jedoch,  dasz  fast  kein  Anspruch  eines  Ge- 
schlechtes oder  einer  Kirche  auf  seiner  im  ersten  Vertrage  fest- 
gesetzten Höhe  sich  erhielt,  vielmehr  im  Laufe  der  Zeit  oft 
recht  erheblich  sich  steigerte. 

Manche,  dieser  Diplome  haben  wir  bereits  bei  unseren  Dar- 
legungen über  die  Entstehung  der  Schuldverpflichtung  des  Reiches 
als  solcher  benutzt;  dieselben  Veranlassungen  kehren  auch  hier 
wieder,  um  den  Umfang  der  Berechtigung  irgendwelchen  Gläu- 
bigers zu  vermehren.  So  versprach  Ludwig  von  Bayern  vor 
seiner  Wahl  dem  Erzbischof  Balduin  „pro  expensis  factis  ab 
eodeni  archiepiscopo  et  faciendis,  occasione  promotionis  nostre  in 
regem  Romanorum,  de  quibus  cum  ipso  sollempniter  convenimus", 
22  000  Mark  zu  zahlen  und  sie  mit  jenen  4000  Mark  zu  ver- 
binden, um  welche  dem  Erzstift  die  Städte  Boppard  und  Ober- 
wesel bereits  verpfändet  seien.  So  verkündete  Karl  IV.  im 
Jahre  1349,  dasz  er  zu  dem  früher  festgesetzten  Pfandschilling 
für  Duisburg  weitere  10000  Mark  hinzufüge,  in  Ansehung  der 
„multiplicia  merita  probitatis  et  indefesse  fidei  constantia,  quibus 
idem  comes  (Johann  von  Cleve)  nostrum  et  sacri  imperii  honorem 
debita  fidelitate  prosequitur  et  exacta,  sicut  non  ambigimus, 
diligentia  prosequetur".    Gerade  der  Umstand  aber,  dasz  so  viele 

»')  Heinrich  v.  Luxemburg  ia08  Sept.  20.  —  Lac.  ÜB.  3,  50.  No.  68. 
^)  Einlage  IL  s.  nachstehend. 
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Versprechungen  der  Erhöhung  des  ursprünglichen  Schuldbetrages 
und  damit  zugleich  der  Forderung  selbst  ausgestellt  wurden  vor 
oder  nach  der  Erhebung  eines  neuen  deutschen  Königs,  weist  auf 
die  Absicht  hin,  welche  man  durch  sie  zu  verwirklichen  gedachte. 
Ludwig  von  Bayern  wollte  den  trierischen  Kurfürsten  dazu  be- 
stimmen, für  ihn  seine  Stimme  abzugeben,  Karl  IV.  im 
Jahre  1:374  Balduins  Nachfolger  Cuno,  seinen  Sohn  Wenzel 
zu  wählen.  Adolf  von  Nassau  wollte  im  Jahre  1294  den 
Grafen  von  Cleve  dafür  belohnen,  dass  er,  den  doch  Familien- 
bande ^*)  an  Albrechts  Seite  wiesen,  seine  Würde  anerkannt 
hatte;  das  gleiche  Ziel  verfolgten  die  Diplome  für  Adolf  von  Berg, 
der  noch  zu  Beginn  des  Jahres  1314*')  auf  Seite  Johanns  von 
Böhmen  gestanden  hatte,  für  Johann  von  Cleve,  der  im  Jahre  1347 
von  dem  Witteisbacher  zum  Kampfe  gegen  den  Luxembm'ger 
geworben  worden  war,  jetzt  aber  (1349),  nach  dem  Tode  des 
Kaisers,  sich  dem  neuen  Herrscher  unterwarf. 

Während  wir  nun  die  an  Balduin  von  Trier  gemachte  Zu- 
sage von  Ludwig  IV.  bald  nach  seiner  Thronbesteigung  nochmals 
und  unter  königlichem  Siegel  ausgefertigt  sehen,  wodurch  sie  ja 
erst  eine  das  Reich  bindende  Kraft  erhielt,  musz  das  Schicksal 
der  Versprechungen  ungewisz  bleiben,  welche  Leopold  von 
Gestenreich  im  Namen  seines  Bruders  Friedrich  des  Schönen 
abgab,  um  in  dem  Grafen  Engelbert  IL  von  der  Mark  wie  in 
Reynald  von  Falkenburg  Anhänger  der  habsburgischen  Partei  zu 
gewinnen.  Ersterem  hatte  Albrecht  im  Jahre  1300  die  fis- 
kalischen Besitzungen  innerhalb  Dortmunds  um  1400  Mark  ver- 
schrieben: jetzt  sollte  diese  Forderung  um  3000  Pfd.  Heller 
erhöht  werden.^^)     Die  Falkenburger  dagegen  begegnen  bereits 

»ö)  Rudolf  V.  Habsburg  1290  Juli  5.  —  Lac.  ÜB.  2,  533  No.  «93. 

^')  Johann  v.  Böhmen  1314  Febr.  1.  —  Lac.  ÜB.  3,  91  No.  125. 

«^)  Leopold  V.  Österreich  1314  Mai  9.  —  Lac.  ÜB.  3,  95  No.  129. 
„Item  innovabit  (Friedrich  d.  Schöne)  Engelberte  comiti  de  Marcha  litteras 
suas  quas  liabct  super  officio  scultetatus  Tremoniensis  et  curtibus  Westhoven 
et  Elmenhorst,  sibi  ab  imporio  obligatis,  angmentando  sibi  summam  con- 
tentam  in  littoiis  eisdem  pro  obligatione  predicta  ad  tria  millia  libraruni 
hallensium,  quas  in  thelonio  Hammerstein  recipere  debuisset  ex  parte  regis 
et  non  recopif.  Die  Erhöhung  um,  nicht  auf  3000  Pfd.  Heller  ergiebt  sich 
aus  dem  Relativsatz,  weiterhin  aber  aus  der  Berechnung,  dasz  3000  Pfd.  Heller 
gleich  1000  Mark  sind.  (cfr.  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  —  Günther 
3,  160  No.  62.) 
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seit  dem  Jahre  1285^*)  als  Inhaber  des  Aachener  Schultheiszen 
amtes,  das  sie  ohne  Zweifel  durch  Pfandnahme  erworben  hatten. 
Ihren  Ansprach  an  das  Reich  hatte  schon  Albrecht  erheblich 
gesteigert:  jetzt  sollte  er  auf  die  Summe  von  10000  Mark  erhöht 
werden.  Keine  Urkunde  jedoch  läszt  erkennen,  ob  diese  Ge- 
löbnisse wirklich  erfüllt  wurden.  Ludwig  IV.  war  jedenfalls 
nicht  gesonnen,  jene  ihm  feindlich  gesinnten  Edlen  im  Besitze 
der  ihnen  überwiesenen  ßeichsrechte  und  -Güter  zu  belassen. 
£r  ermächtigte  den  Grafen  von  Jülich,  das  Aachener  Schultheiszen- 
amt  aus  der  Hand  des  Falkenburgers  auszulösen,  und  seine  An- 
ordnung ist,  soweit  wir  sehen,  auch  zur  Ausführung  gelangt:  am 
19.  März  1315  konnte  er  den  Pfandschilling  —  denn  in  einen 
solchen  muszte  sich  naturgemäsz  die  von  Gerhard  von  Jülich  zur 
Pfandlöse  aufgewandte  Summe  verwandeln  —  um  weitere  3000 
Mark  erhöhen.*®) 


'*)  1285  März  2.  —  Lüoig,  Cod.  Germ.  dipl.  2,  1138. 

**)  Die  Geschichte  des  Aachener  Schultheiszenamtes  gerade  in  dieser 
Zeit  ist  eine  überaus  verwickelte.  Der  Befehl  an  Aachen  1314  Decbr.  2, 
den  Grafen  v.  Jülicli  in  der  Auslöse  des  Schultheiszenamtes  zu  fördern, 
enthält  zugleich  die  Verpfändung  dieses  Amtes  selbst  (rfr.  Adolf  v.  Nassau 
1292  Sept.  13.  —  Lac.  ÜB.  2,  548  No.  924;  idem  1297  Juni  13.  —  1.  c. 
2,  .574  No.  973).  Nun  sagt  Be eck  Aquisgr.  L30:  Imperator  Ludovicus  anno 
gratie  1315  officium  scultetatus  Aquensis  nobili  viro  Reynaldo  domino  de 
Falkenburg  titulo  pignoris  obligatum  Gerhardo  comiti  Juliae  ex  special i 
fayore  permittit  redimendum.  Entweder  die  Jahreszahl  ist  richtig,  und  dann 
haben  wir  eine  zweite  Ausfertigung  der  Auslösungsermächtigung  anzu- 
nehmen, oder  die  Jahreszahl  ist  falsch  und  die  Urkunde  identisch  mit  dem 
Befohle  an  Aachen  von  1314  Decbr.  2.,  in  der  Ludwig  IV.  mitteilt,  dasz  „nos 
officium  scultetatus  Aquensis,  nobili  viro  Reynaldo  domino  de  Falkenburg 
titalo  pignori«  obligatum  .  .  .  Gerhardo  comiti  Juliaeeiisi  ...  ex  spcciali 
favore  concesserimus  et  commiserimus  redimendum**.  Die  Uebereinstimmung 
der  Worte  macht  die  letztere  Annahme  wahrscheinlich.  Nach  erfolgter 
Auslösung  kann  eine  zweite  Beurkundung  der  Verpfändung  erfolgt  sein 
fcfr.  das  Chartular  d.  Grafen  v.  Jülich  bei  Dresemann,  Z.  Gesch.  Aachens 
51,  dessen  Ausführungen  jedoch  nicht  annehmbar  erscheinen),  endlich  eine 
Erhöhung  der  Pfandsumme  stattgefunden  haben,  von  der  Beeck  1.  c.  be- 
richtet: Ac  prout  uberius  declaratnr  in  rescripto  signato  Spirae  Nemetum 
U.  Kai.  Aprilis  anno  niemorato  (1315)  concedit  Gerhardo  Juliacensi  comiti 
eiusque  heredibus  tria  millia  marcarnm  boni  pagamenti  tiibus  hallensibus 
pro  quolibet  denario  exolvere,  addendo  haue  summam  prioribus  obligationibus. 
Hier  kann  kein  Irrtum  der  Jahreszahl  vorliegen,  da  Ludwig  IV.  erst  am 
20.  October  1314  gewählt  wurde. 
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Dem  Grafen  vou  der  Mark  jedoch  entzog  der  König*')  mit  der 
Begründang,  dasz  derselbe  sich  „nostrum  ae  imperii  inimicnm  con- 
stitnit,  se  contra  honoris  et  nominis  nostri  statnm  inimicomm 
nostronim  familiaritati  et  consortio  adstringendo",  alles  Reichsgnt. 
mochte  er  es  zu  Lehen  oder  Pfand  besitzen,  es  auf  Dietrich  VIIl 
von  Cleve  übertragend.  Sicherlich  vorübergehend  nur  aber  wai* 
die  Störung,  die  Engelbert  II.  hiedurch  erfahr:  ein  Schiedsspruch 
zwischen  ihm  und  dem  Anhänger  des  Witteisbachers  verwies  ihn 
an  Ludwig  IV.**)  Schon  im  Jahre  1320 *•)  scheint  er  wieder 
mit  dem  Reichsoberhaupte  ausgesöhnt  gewesen  zu  sein,  ohne  dasz 
wii*  angeben  könnten,  wie  sich  seine  Unterwerfung  im  einzelnen 
vollzogen  hat:  jedenfalls  ist  im  Jahre  1331**)  sein  Sohn  Adolf  II. 
Pfandbesitzer  des  Reichsgates  und  der  Juden  in  Dortmund, 
während  sein  Anspruch  dem  Reiche  gegenüber  unbekannt  bleibt. 

Und  nicht  bei  allen  den  verzeichneten  Reichspfandschaften 
sind  die  Urkunden  erhalten,  aus  welchen  wir  das  allmähliche 
Anschwellen  der  Reichsschuld  zu  erkennen  vermöchten.  So  fehlt 
bei  Sinzig  jede  Angabe  darüber,  um  welche  Summe  es  in 
Wahrheit  an  Jülich  verschrieben  wurde,  welche  Erhöhungen 
des  Pfandscliillings  stattfanden:  erst  die  Urkunde  Ludwigs  IV. 
vom  Jahre  1336  giebt  die  Nachricht,  dasz  es  bisher  um  15000 
Florin  versetzt  gewesen  sei.  Aehnliches  gilt  ja  auch  vom 
Aachener    Schultheiszenamte,    während    bei    Düren    sicherlich 


»0  Ludwig  IV.  1317  Mai  20.  —  Tescienmacher,  Ann.  Cliv.  Cod.  Dipl. 
36  No.  44. 

cfr.  idem  1317  Mai  22.  -  Lac.  ÜB.  3,  116  No.  167. 

"*)  Schiedsspruch  u.  a.  zwischen  Engelbert  II.  v.  d.  Mark  und  Dietrich  Vlil. 
V.  Clevo  1317  Oct.  29.  —  Lac.  ÜB.  3,  122  No.  163,  pag.  131  Zeile  11-13 
von  oben:  ^Vort  sayn  wir:  sint  der  greve  van  Cleve  ind  der  greve  van  der 
Marken  vorderunge  hant  under  eyn  up  gut,  dat  vamne  righe  roert  (darunter 
können  nur  die  Dortmunder  Reichsbesitzungen  gemeint  sein),  so  spreghewir 
voer  eyn  regt,  dat  si  des  voylgen  soelen  voert  righe,  ind  we  it  da  mit  dem 
meysten  regte  behelt,  dat  id  de  billighen  have". 

»»)  cfr..  1320  August  11.  —  Rubel  1,  26«  No.  383.  Engelbert  n.  ver- 
bindet sich  mit  Dortmund  „weder  allen  die  leventh,  utgesath  unsen  heren 
den  Romeschen  Koninch«.  Die  Stadt  stand  auf  Seiten  des  Witteisbachers 
(cfr.  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  6.  —  Rubel  1,  232  No.  332,  —  etc.  etc.):  der  in 
jenem  Vertrage  gemeinte  römische  König  ist  demnach  fast  zweifellos  Ludwigl  V. 

»*)  Ludwig  IV.  1331  Aug.  25.  —  1.  c.  1,  321  No.  463. 

cfr.  idem  1332  Juni  23.  —  1.  c.  l,  334  No.  4Ö3. 
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maoche,  bei  Duisburg  vermutlich  nur  einige  wenige  Zeugnisse 
nicht  erhalten  sind,  welche  den  Betrag  der  einzelnen  Erhöhungen 
verzeichneten.  Nur  bei  den  Städten  Boppard  und  Oberwesel  ist 
es  möglich,  Schritt  für  Schritt  zu  verfolgen,  wie  bald  durch  be- 
deutendere, bald  durch  geringere  Versprechungen  die  Forderung 
Triers  an  das  Reich  stetig  an  Umfang  zunahm:  als  sie  Karl  IV. 
im  Jahre  1376  auf  60000  Mark  festsetzte,  hatte  sie  sich  seit 
1312  um  56000  Mark  vermehrt. 

Wir  werden  nicht  irren,  wenn  wir  auch  diese  erneuten 
Vei-sprechungen  der  deutschen  Könige  gleich  den  Summen,  um 
welche  man  anfanglich  Teile  des  Reichsgutes  versetzte,  als 
hervorgegangen  erklären  aus  rein  äuszerlichen  Verhältnissen. 
Aach  sie  waren  seinem  freien  Ermessen  anheimgestellt;  zuweilen 
mochte  über  ihren  Betrag  zuvor  eine  Vereinbarung  zwischen 
Schuldner  und  Gläubiger  getroffen  werden,**)  manches  Mal 
sicherlich  gab  nur  die  Stellung  des  geistlichen  oder  weltlichen 
Grossen,  wenn  nicht  gar  sein  unmittelbar  ausgesprochener  Wunsch, 
den  Aussclüag. 

Alle  die  hierüber  ausgefertigten  Urkunden  aber  waren  Ver- 
briefungen mehrerer  ihrem  Wesen  nach  völlig  verschiedener 
Handlungen:  enthielten  sie  doch  zunächst  die  Bestätigung  einer 
von  irgend  welchem  Könige  begründeten  Schuld  des  Reiches 
sowie  der  für  dieselbe  vollzogenen  Verpfändung;  fernerhin  die 
Zusage  der  Zahlung  eines  weiteren  Geldbetrages,  also  die 
Schöpfung  einer  neuen  Verpflichtung;  sodann  die  Vereinigung 
der  beiden  Forderungen  des  Gläubigers  in  eine  einzige, 
endlich  die  Versetzung  des  gleichen  Haftobjektes  für  den  jetzt 
mehr  oder  minder  gesteigerten  Umfang  der  Forderungsberech- 
tigung des  Geschlechtes  oder  der  Kirche,  der  Zahlungsver- 
bindlichkeit des  Reiches.  Und  dieser  von  Grund  aus  neue  Vertrag 
liesz  zwar  das  Pfand  als  solches  bestehen,  steigerte  jedoch 
gleichzeitig  seine  Haftpflicht,  indem  es  fortan  dem  Gläubiger 
Sicherheit  dafür  bieten  sollte,  dasz  seinem  beträchtlich  erweiterten 
Anspruch  jemals  Genüge  geschehen  würde.  Hieraus  ergab  sich 
zugleich  die  gröszere  Bedeutung  des  versetzten  Reichsgutes  für 


•*)  cfr.  pag.  21  die  angeführten  Worte  der  Urkunde  Ludwigs  IV.  1314 
Sept.  20. 
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seinen  Inhaber:  einmal  war  ja  diesem  für  den  Fall  der  Pfand- 
löse ein  erheblicherer  Vorteil  verbürgt;  dann  aber  war  ihm  auch 
eine  längere  Dauer  seines  Besitzes  dadurch  gewährleistet,  dasz 
mit  jenen  Erhöhungen  der  Pfandsumme  das  Reich  mehr  und 
mehr  thatsächlich  —  nicht  rechtlich  —  der  Fähigkeit  sich  be- 
raubte, sein  ursprüngliches  Vermögen  in  seinem  alten  Umfange 
wieder  herzustellen.  Trotzdem  ist  es  leicht  erklärlich,  dasz  die 
deutschen  Könige  so  oft  zur  Anwendung  gerade  dieses  Mittels 
schritten.  Denn  wenn  wir  auch  von  ihm  auf  das  vollständige 
Fehlen  noch  unveräuszerten  Reichsgutes  nicht  schlieszen  w^ollen: 
jedenfalls  überhob  es  den  Herrscher  der  Notwendigkeit,  weiterer 
Bestandteile  desselben  sich  zu  entledigen.  Seinen  Nachfolgern 
bürdete  er  die  Last  auf,  von  ihm  veranlaszten  Verpflichtungen 
nachzukommen:  in  der  That  ein  bequemer  Ausweg,  um  selbst 
der  Unterstützung  derjenigen  sicher  zu  sein,  welche  doch  nur 
ein  schwaches  Band  an  den  Interessen  des  Reiches  und  seines 
Oberhauptes  festhielt. 

§  8.   Vereinigung  mehrerer  Pfänder. 

Durchmustern  wir  die  Verpfändnngsurkunden  der  deutschen 
Könige,  soweit  sie  die  Reichsstädte  des  Rheinlandes  betreffen, 
so  werden  wir  zumeist  finden,  dasz  je  eine  einzelne  Stadt 
um  eine  bestimmte  Summe  Geldes  versetzt  wurde ;  ihre  Haftung 
erlosch  also  mit  dem  Augenblicke,  in  welchem  sie  eingelöst, 
d.  h.  die  Reichsschuld  und  der  ihr  entsprechende  Anspruch 
des  Gläubigers  getilgt  wurde.  Es  fehlt  jedoch  nicht  au  Bei- 
spielen solcher  Verträge,  welche  mehrere  Besitzungen  des  Reiches 
zu  einer  einheitlichen  Pfandmasse  von  Anfang  an  vereinigt  ent- 
halten oder  erst  späterhin  zu  einer  solchen  verbinden. 

Die  hier  angedeutete  Verschiedenheit  in  der  Entstehungs- 
weise derartiger  Gesamtheiten    schuf  gleichwohl   im    Sinne  ies 
Rechtes  keine  Gegensätze.  Die  Wirkung  blieb  stets  die  gleiche:  sie     , 
bestand  darin,  dasz  nicht  allein  die  Gesamtheit  der  Gegenstände,     , 
sondern  auch  ein  jeglicher  derselben   dem  Gläubiger  Sicherheit     i 
dafür  bot,  dasz  sein  Anspruch  jemals  befriedigt   würde.    Dem     j 
Schuldner  dagegen  wurde  die  Möglichkeit  entzogen,  durch  Zahlung 
einer  Quote  des  Pfandschillings  eine  seiner  Besitzungen  wieder 
au  sich  zu  bringen;  fehlte  doch  jede  Bestimmung  darüber,  ^ne 
weit  die  Haftung  des  Objektes  reichen  sollte. 
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Diesem  Rechtsverhältnis  giebt  eine  Urkunde  Ludwigs  des 
Bayern •*)  Ausdruck,  wenn  es  hier  heiszt:  dem  Erzstift  Trier 
seien  die  Städte  Boppard  und  Oberwesel  „coniunctim  aut  divisim" 
nm  26000  Mark  verpfändet.  Beide  hafteten  eben  als  unteilbare 
Einheit  (coniunctim)  und  jede  von  ihnen  für  sich  besonders 
(divisim)  für  jenen  Gesamtbetrag  der  Schuld. 

Unsere  Ausführungen  werden  durch  folgende  Diplome  am 
besten  erläutert  werden. 

Im  Jahre  1292  versetzte  Adolf  von  Nassau®')  dem  Erzbischof 
von  Köln  um  25000  Mark  auszer  den  Burgen  Cochem  und  Kaisers- 
werth  die  Städte  Dortmund,  Duisburg  und  Sinzig,  mit  dem  Vor- 
behalt, beide  Festen  um  2000  beziehungsweise  1 8000,  die  drei  Städte 
nm  1500,  2000  und  1500  Mark  wieder  auslösen  zu  können.  Hier 
also  rief  das  Versprechen  jener  25000  Mark  keine  einheitliche, 
auf  einmal  zu  tilgende  Verpflichtung  des  Reiches  hervor,  sondem 
allein  eine  solche,  die  in  bestimmten  Teilzahlungen  abgetragen  zu 
werden  vermochte,  so  dasz  eine  jede  derselben  die  Pfandlöse 
des  für  sie  vei-schriebenen  Objectes  zur  Folge  haben  muszte. 

Als  Gegenbild  diene  zunächst  die  Urkunde  Heinrichs  von 
Luxemburg,'^)  in  der  er  sich  anheischig  machte,  nach  der  Kö- 
nigswahl dem  Kurfürsten  von  Köln  die  bereits  oben  genannten 
Keichsbesitzungen  um  100000  Mark  zu  überweisen.  Nehmen  wir 
an,  das  Versprechen  sei  erfüllt  worden,  das  Erzstift  in  den 
Besitz  der  einzelnen  Reichsgüter  eingetreten,  so  hätte  deren 
Auslieferung  nur  in  der  Weise  stattfinden  können,  dasz  die  Zah- 
lung der  vereinbarten  Summe  auf  einmal  erfolgte.  Nur  dann 
hätten  alle  die  Bestandteile  der  Pfandmasse  wieder  dem  Reichs- 
vermögen  einverleibt  werden  können:  eine  einzelne  Stadt,  z.  B. 
Sinzig,  einzulösen,  wäre  unmöglich  gewesen.  Denn  welchen  Be- 
trag hätte  zu  einem  solchen  Ende  ein  König  dem  Erzbischof  von 
Köln  entrichten  müssen? 

Dies  Beispiel  eines  wenn  auch  erst  beabsichtigten  Vertra- 
ges, in  welchem  gleich  von  Anbeginn  mehrere  Absplisse  des 
Fiskalgutes    zu  einem  Ganzen    verschmolzen   erscheinen,   wird 


•«)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  —  Günther  3,  IGO  No.  62. 

•')  Adolf  V.  Nassau  1292  Sept.  13.  —  Quell,  d.  St.  Köln  3,  334  No.  372, 

•»)  cfr.  Note  84. 
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ergänzt  durch  die  wichtige  Urkunde  Ludwigs  IV.  vom  16.  Au- 
gust 1336.**) 

Wilhelm  von  Jülich  hatte  nachgewiesen,  dasz  seinem  Ge- 
schlechte die  Festung  Kaiserswerth  und  der  dortige  Zoll  um 
39  000,  das  Schultheiszenamt  zu  Aachen  um  12  000,  die  Städte 
Düren  und  Sinzig  um  50000  bezw.  um  15000  Florin  verpfändet 
seien;  el)endemselben  seien  Boppard  nebst  Zoll  und  Oberwesel 
um  19000  Florin  verschrieben  gewesen;  endlich  seien  ihm  die 
deutschen  Könige  für  Auslagen  zu  Aachen  und  Cöln  77  500  Flo- 
rin schuldig  geblieben.  Für  die  Gesamtsumme  von  223900  Florin 
wurden  ihm  nun  das  Schultheiszenamt  zu  Aachen,  die  Städte  Düren 
und  Sinzig,  die  Burg  Kaiserswerth  und  der  Zoll  daselbst  versetzt. 

Wie  immer  auch  der  Fehler  in  der  Berechnung  der  Reichs- 
schuldenlast zu  erklären  sein  mag, *^^0  jedenfalls  nehmen  wir  wahr, 
dasz  in  dem  vorliegenden  Aktenstücke  einige  unter  sich  verschie- 
denartige Handlungen  zusammengefaszt  sind:  zunächst  die  An- 
erkennung der  hier  aufgezählten  Forderungen  in  ihrer  das  Reich 
bindenden  Kraft,  ferner  die  Vereinigung  aller  Ansprüche  in 
einen  einzigen,  sowie  die  Verbindung  der  Besitzungen  und  Rechte, 
die  bisher  für  einzelne  Verpflichtungen  verschrieben  waren,  zu 
einer  einheitlichen  unteilbaren  Masse,  endlich  deren  Verpfän- 
dung um  223  900  Florin.  Ein  ganz  neuer  Vertrag  wurde  ver- 
einbart, und  wie  er  die  Auslösbarkeit  der  Städte  u.  s.  f. 
erschwerte,  so  muszte  er  auch  deren  Stellung  von  Grund  aus 
verändern.  Vor  seiner  Beurkundung  war  es  gestattet  gewesen, 
dasz  z.  B.  Düren  nach  Zahlung  von  50000  Florin  durch  einen 
der  deutschen  Könige  wieder  dem  Reiche  zurückerworben  wurde. 
Jetzt  aber  waren  zu  den  ursprünglichen  Pfandschillingen  für 
jene  Güter  und  Rechte  noch  weitere  Verbindlichkeiten  in  einer 
Höhe  von  107  900  Florin  hinzugekommen.  Wie  hätte  man 
sie  auf  die  einzelnen  Pfandteile  umlegen  können?  Oder  an- 
genommen, man  hätte  die  Städte  u.  s.  f.  wieder  erlangen  wollen, 
indem  man  116  000  Florin  an  Jülich  zahlte:  woher  hätte  dann 
dieses  Geschlecht  die  Sicherheit  dafür  erhalten,  dasz  seine  noch 


»»)  Ludwig  IV.  1330  Aug.  16.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  303ß, 
cfr.  Karl  IV.  1348  Jan.  19.  —  Lac.  TB.  3,  364  No.  464. 
cfr.  Ludwig  IV.  1320  Mai  11.  —  Günther  3,  19G  No.  104. 
'^)  cfr.  Noten  5  4—57. 
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ansstehende  Forderung  von  1071ICÜ  Floiin  befriedigt  würde? 
Kurz:  alles  ergiebt  die  Notwendigkeit  der  Annahme,  die  Objekta 
bildeten  fortan  eine  in  sich  geschlossene  Pfandmasse;  nur  gegen 
einmalige  Zahlung  der  gesamten  Reichsschuld  konnte  sie  von 
ihrer  Haftpflicht  befreit  werden:  denn  wie  sie  als  Einheit,  so  bot 
jedweder  ilirer  Teile  dem  jülichschen  Hause  die  Bürgschaft  für 
eine  zu  irgendwelcher  Zeit  erfolgende  Befriedigung  seines  An- 
spruches an  das  Reich. 

§  9.    Die  Mitwirkung  der  Fürsten. 

Wir  sehen,  allein  der  König  konnte  eine  das  Reich  bindende 
Verpflichtung  übernehmen;  nur  er  war  somit  zur  Verpfändung 
einzelner  Teile  des  seiner  Verwaltung  anheimgegebenen  Reichs- 
gutes berechtigt:  selbst  den  Reichsverwesern  war  durch  die 
Goldene  Bulle  ^^^)  die  Befugnis  hiezu  entzogen. 

Der  Herrscher  traf  seine  Verfugungen  über  Reichsrechte 
und  Reichsbesitzungen  bald  in  geringerem,  bald  in  erheblicherem 
Umfange,  z.  B.  de  innata  nobis  gracia,^^*)  de  liberalitate  regia,^*^*) 
de  nostre  celsitudinis  gracia  speciali,*®^)  de  plenitudine  regio 
potestatis,^®*)  auctoritate  imperiali,^^*)  de  plenitudine  nostre  im- 
peratorie  potestatis,*^')  stets  aber,  wie  Adolf  von  Nassau  ^^®) 
einmal  sagt,    „nostro  nomine  et  iraperii'',    oder   um    die  Worte 


^')  Goldne  BuUe  c,  6.  —  Altmaun  und  Bernheim  49:  »Ipse  tarnen 
comes  Palatinus  omue  genus  alienationis  seu  Obligation! s  rerum  imperialium 
huiusmodi  provisionis  tempore  [quotiens  sacrum  vacare  continget  imperiuin] 
eipresse  sibi  noverit  interdictum".  Die  gleiche  Bestimmung  galt  für  den 
Herzog  v.  Sachsen. 

^)  Conrad  IV-  1241  Oct.  —  Huillard  6.  824.  Dasz  die  Urkunde  im 
Namen  Friedrichs  II.  ausgefertigt  ist  (Ficker,  Wiener  Sitzungsberichte  69, 
285  ff.)  erklärt  sich  aus  der  Stellung  Conrads  IV.,  kommt  aber  für  unsere  Frage 
nicht  in  Betracht,  cfr.  Friedrich  IL  1243  Febr.  —  Winkelmann,  Acta 
2,  39No.  34:  Bestätigung  einer  durch  Conrad  IV.  vollzogenen  Verpfändung 
von  Reichsbesitzungen  in  Aachen. 

'•»)  Adolf  V.  Nassau  12Ö7  Juni  13.  —  Lac.  ÜB.  2,  674  No,  973. 

>«)  Karl  IV.  1349  Febr.  19.  —  1.  c.  3,  380  No.  473. 

»•*)  Ludwig  IV.  1317  Mai  22.  —  1.  c.  3,  116  No.  167. 

»«)  Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  —  Günther  3^  148.  No.  53. 

*>')  Ludwig  IV.  1832  Juni  23.  —  Feiten,  Die  Bulle  Ne  pretereat  2, 
244  No.  6. 

*»)  Adolf  V.  Nassau  1292  Sept.  22.  —  Jan  Heelu  ed.  Willems  662. 
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Ludwigs  des  Bayern  **^^)  zu  wiederholen,  „nostro  et  successornm 
nostrorum  regum  et  imperatorum  ac  imperii  nomine^. 

Alle  soeben  angeführten  Urkunden  und  ausser  ilmen  noch 
viele  andere"®)  —  sie  bilden  zusammen  weitaus  die  Mehrzahl  der 
Verschreibungsverträge  —  gedenken  mit  keinem  Worte  der  Zu- 
stimmung der  Fürsten.  War  aber  diese  überhaupt  erforderlich?'") 

Nicht  mit  der  Entschiedenheit  vermögen  wir  auf  die  hier 
gestellte  Frage  eine  Antwort  zu  geben,  mit  der  sie  gefordert 
wurde.  An  diesem  Orte  vor  allem  tritt  die  ausschliesslich 
auf  Gewohnheitsrecht  beruhende  Entw-ickelung  der  Verfassung 
des  Reiches  vor  Augen,  zugleich  der  durchaus  persönliche  (Cha- 
rakter seiner  Verwaltung.  Schon  der  Ausdruck  „Fürsten",  dessen 
wir  uns  bedienten,  läszt  folgern,  dasz  selbst  die  aus  der  könig- 
lichen Kanzlei  hervorgehenden  Aktenstücke  den  Kreis  der  Ein- 
willigenden nicht  auf  die  Kurfürsten  einschränkten:  und  doch 
muszte  deren  Kollegium,  nachdem  es  sich  im  13.  Jahrhundeit 
ausgebildet  hatte,  von  dem  Bestreben  geleitet  sein,  mehr  und 
mehr  alle  ihm  nicht  angehörigen  Elemente  von  dem  Konsens- 
rechte bei  Verfügungen  des  Königs  auszuschlieszen,  wie  es  jene 
von  der  Beteiligung  an  der  Wahl  verdrängt  hatte.  Kurz:  alles 
gestattet  nur  die  Aufzählung  der  Formen,  welche  die  Zustimmung 
der  Groszen  zum  Ausdruck  brachten,  nicht  aber  die  Aufstellung 
eines  allgemein  gültigen  Rechtssatzes. 


'<»)  LudwiglV.  1315  März  17.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  2614.  Or.  in  Cohhni. 
"<>)  cft*. Philipp  V.  Schwaben  1204  Novbr.  —  Dumont,  0>orp8  dipl.  U,  131 
No.  246. 

Wilhelm  v.  Holland  1248  Decbr.  23.  —  Lac.  ÜB.  2,  17G  No.  338, 

Rudolf  V.  Habsburg  1290  Juli  5.  —  1,  c,  2,  533  No.  893. 

Adolf  V.  Nassau  1294  Decbr.  14.  —  1.  c.  2,  562  No.  960. 

Albrecht  1300  Jan.  20.  —  1.  c.  2,  615  No,  1043. 

Heinrich  VII.  1310  Septbr.  2.  —  1.  c.  3,  67  No.  92. 

Ludwig  IV.  1320  Mai  11.  —  Günther  3,  196  No.  104. 

Friedrich  (IIL)  1322  Juni  18.  —  Lac.  ÜB.  3,  167  No.  193. 

Karl  IV.  1364  April  14.  —  N.  A.  8,  270  No.  142.    —  etc.  etc. 

"*)  Zum  folgenden  sind  zu  vergleichen: 

Frey,  Königliches  Gut  165  ff. 

Lanip recht,  Forschungen  z.  deutschen  Gesch.  21,  1^19, 

Ficker,  Mitteil,  des  österr   Instituts  3,  1—62. 

Lamprecht,  Forschungen  23,  63—119. 

Schröder,  Lehrb.  d.  d.  R.-G.  494  ff. 
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Nnr  ein  einziges  Diplom,  soweit  wir  sehen ,  weist  anszer 
dem  königlichen  Siegel  noch  diejenigen  anderer  Fürsten  auf: 
die  Urkunde  Wilhelms  von  Holland  nämlich  aus  dem  Jahre  1248,"*) 
durch  die  er  dem  Herzog  von  Limburg  Duisburg  versetzte,  mit- 
besiegelt von  dem  Erzbischof  von  Köln,  den  Grafen  von  Cleve 
und  Geldern.  Sie  verstärkten  hiedurch,  wie  Ficker^")  aus- 
gefahrt  hat,  das  Zeugnis,  übernahmen  die  Bürgschaft  für  die 
Einhaltung  der  von  dem  Aussteller  geschaffenen  Verpflichtung, 
gaben  endlich  zu  der  Verfügung  des  Königs  ihre  Zustimmung. 

In  einer  weiteren  Gruppe  von  Urkunden  begegnet  die  Be- 
merkung, dasz  den  Herrscher  der  Ratschlag  seiner  Fürsten  und 
Getreuen  zn  den  vorliegenden  Erlasse  bestimmt  habe.  So  er- 
mächtigte Karl  IV.  im  Jahre  1349^**)  den  Herzog  von  Brabant, 
die  Aachener  Pfandschaften  von  Jülich  an  sich  zu  lösen,  „de  deli- 
beracione  previa  et  maturo  principum  et  procerum  imperii  prece- 
dente  consilio  de  plenitudine  regle  potestatis**;  so  anerkannte"*) 
er  auf  dem  Reichstage  zu  Metz  (1356)  die  Rechte  Jülichs  an 
dessen  ihm  vom  Reiche  verschriebenen  Besitzungen,  insofern 
jene  kirchliche  Verhältnisse  betrafen,  „sano  principum,  comitum, 
baronum,  procerum  et  nobilium  nostrorum  et  imperii  sacri 
fidelium  accedente  consilio  auctoritate  cesarea  de  plenitudine  im- 
perialis  potestatis";  er  verpfändete"*)  für  den  Fall  des  Aus- 
sterbens des  clevischen  Grafengeschlechtes  dem  Herzog  von 
Sachsen  die  Reichsstadt  [Duisburg  „mit  wolbedachtem  mute, 
mit  rechter  wissen,  mit  wissen,  mit  rathe  unser  fursten  und 
lieben  getruen";  er  versprach"')  endlich  dem  Erzbischof  von  Trier, 
zu  gunsten  seiner  Kirche  unter  anderem  den  Pfandschilling  für 
Boppard  und  Oberwesel  von  50  000  auf  60  000  Mark  zu  erhöhen, 


"-)  Wilhelm  v.  Holland  1248  Apr.  29.  —  Ernst,  Eist,  du  Limbourg 
G,  242. 

»«)  Ficker,  1.  c.  3,37  f. 

"*)  Karl  IV.  1349  Juli  25.  —  Moser.  Reichsstätt.  Magazin  1,502. 

"»)  Karl  IV.  1356  Decbr.  25.  —  Lac.  ÜB.  8.482  No.  576. 

Dasz  es  sich  um  eine  Anerkennung,  nicht  aber  um  eine  Neuverleihung 
handelt,  ergiebt  sich  aus  den  Urkunden  Ludwigs  IV.  1336  Aug.  16.  —  B. 
Reg.  Ludw.  No.  3034,  3036. 

"«)  Karl  IV.  1362  Septbr.  8.  —  Ludewig,  Bei.  Mss.  10,66  No.  8. 

»")  Karl  IV.  1374  Novbr.  11.  —  R.  T.  A.  1, 11  No.  3.  pag.  12.  Zeile  33  ff. 

Werminghoff.  Di«  Verpfandungen  d.  mittel-  u.  niederrb.  Reichsitadte.  3 
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yjVon  gnaden  unser  keyserlichen  maiestät,  mit  wolbedaclitem  mute, 
mit  rade  unser  ftii'sten  und  getruwen**. 

Hiezu  kommen  nocli  zwei  Urkunden  des  nämlichen  Kaisers 
aus  den  Jahren  13G8"^)  und  1376"*):  dort  setzte  er  den  Betrao: 
der  an  Trier  zu  entrichtenden  Reichsschuld  auf  oO  000  Mark 
fest,  hier  erfüllte  er  sein  im  Jahre  1874  gegebenes  Gelöbnis. 
Beide  verzeichnen  je  eine  erhebliche  Zahl  weltlicher  und  geistlicher 
Grossen  als  Zeugen,  an  deren  Spitze  sich  im  ersten  Diplome 
die  Kurförsten  von  Mainz,  Pfalz  und  Sachsen  finden,  im  zweiten 
dagegen  alle,  wie  natürlich  mit  Ausnahme  von  Trier,  dem  es 
ja  ausgehändigt  ward.  Gewisz  ist  man  berechtigt,  aus  den 
Zeugenreihen  dieser  wie  aus  der  Erwähnung  königlicher  Rat- 
geber der  kurz  zuvor  angeführten  Aktenstücke  darauf  zu  schlieszen, 
dasz  sich  das  Reichsoberhaupt  der  Zustimmung  der  Fürsten  ver- 
sicherte, nicht  aber,  dasz  dies  geschehen  muszte.  Denn  einmal 
wurde  die  Einwilligung  im  Verhältnis  zu  den  sonstigen  Ver- 
fügungen*-^) allzuselten  eingeholt,  dann  aber  war  zweifelsohne 
in  beiden  Fällen  der  Kreis  der  Einwilligenden  abhängig  von 
rein  äuszeren  Umständen:  das  Recht  des  Konsenses  erscheint 
keineswegs  bedingt  durch  die  staatsrechtliche  Stellung  des  ein- 
zelnen Groszen;  auch  die  Zustimmung  als  solche  konnte  daher 
keine  für  die  Rechtskraft  der  königlichen  Verordnung  unum- 
gänglich notwendige  Voraussetzung  bilden. 

Es  fehlt  endlich  nicht  an  Zeugnissen  dafür,  dasz  man  hei 
Verpfändungen  von  Reichsgut  eine  der  Verfügung  selbst  voran- 
gehende oder  nachfolgende  Zustimmung  ausschlieszlich  der  Kur- 
fürsten für  geboten  hielt,  welche  Form  der  Beurkundung  man 
immer  als  wünschenswert  erachten  mochte.  Im  Jahre  130G^*') 
war  zwischen  der  Tochter  Albrechts  und  dem  Sohne  des 
Herzogs  von  Brabant  eine  Ehe  vereinbart  worden,  zu  welchem 
Ende  der  König  sich  verpflichtete,  eine  Aussteuer  im  Betrage 
von  15  000  Mark  zu  zahlen.  Um  den  Fürsten  sicher- 
zustellen,  gab   er   ihm   die  Vollmacht,   auszer   der   Reichsburg 


"«)  Karl  IV.  1368  Jan.  29.  —  N.A.  8,  274  No.  173-B..H.  Reg.KarllV. 
No.  7256. 

"»)  Karl  IV.  1376  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,23  No.  6. 

'*®)  d.  h.  Verpfändungen  von  Reichsgut  Die  Noten  114—119  enthalten 
alle  uns  bekannt  gewordenen  Zeugnisse  über  diese  Form  des  Konsenses. 

"*)  Albrecht  1300  Juli  26.   —   Jan  Brab.  Yeesten  ed.  Willems  1,726. 
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Eaiserswerth  ancli  die  Stadt  Duisburg  von  ihren  derzeitigen 
Besitzern  auszulösen,  „consensu  principum  nostrorum  seu  maioris 
partis  eorum^.  Gerade  die  Betonung  aber  einer  MajoritSt  ein- 
willigender Forsten  rechtfertigt  die  Annahme,  es  seien  hierunter 
die  Kurfürsten  zu  verstehen,  deren  Kollegium  ja  das  früher  un- 
bekannte Prinzip  der  quantitativen  Mehrheit  in  die  deutsche 
Verfassung  eingebürgert  hatte."*) 

Wichtiger  jedenfalls  sind  die  im  Folgenden  verzeichneten 
Stellen  aus  den  Wahlkapitulationen  der  Bewerber  um  die  Königs- 
wfirde.  Allerdings,  ihre  diesbezüglichen  Urkunden  enthalten  nicht 
allein  die  Zusagen  der  Yerschreibung  von  Reichsrechten 
und  -Besitzungen,  gleichwohl  sind  sie  auch  für  diese  von 
erheblicher  Bedeutung.  Im  Jahre  1308"')  verpflichtete  sich 
Heinrich  von  Luxemburg,  um  eine  stärkere  Gewähr  für  die  Er- 
füllung seiner  Versprechungen  zu  geben,  nach  seiner  Erhebung 
in  Köln  einzureiten,^^^)  „quousque  omnia  et  singula  predicta  tam 
sub  nostro  quam  principum  imperü  electorum  nostrorum  sigillis 
ipsi  arcliiepiscopo  et  ecclesie  sue  conscripta  fnerint  vel  sufficientem 
cantionem  tam  de  ipsis  sigillis,  si  qui  principum  abessent  et 
haberi  bono  modo  non  possent,  quam  de  premissis  omnibus  et 
singulis  adimplendis  eidem  et  ecclesie  sue  fecerimus^.  Die  gleiche 
Last  wollte  sechs  Jahre  später  Ludwig  von  Bayern"*)  auf  sich 
nehmen,  bis  „super  premissis  omnibus  et  singulis  sibi  (Balduin 
von  Trier)  regales  litteras  duplicatas  concesserimus  .  .  .  ac  eas 
ratificari  et  approbari,  si  commode  fieri  poterit,  per  omnes  et  sin- 
gulos  principes  coelectores  per  eorum  litteras  et  sigilla  fecerimus 
seu  procuraverimus**.  Ähnliches  gelobte  Johann  von  Böhmen"*) 
für  seinen  Sohn  Karl  von  Mähren:  „Och  sal  der  kuning^,  so 
heiäzt  es  hier,  „ind  wir  sament  in  truen  ind  ernstliche  unss 
möge  doen,  dat  die  breyve  van  den  vurschreven  punten,  die  der 
coning  dem  ertzbuschof  van  Coelne  geven  sal,  werden  besigilt 


'-*)  cfr.  Lamprecht,  1.  c.  21,7. 

>*»)  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  —  Lac.  ÜB.  3,  60  No.  68, 
pag.  52  Zeile  9  von  unten. 

»«*)  cfr.  Schröder.  1.  c.  679f. 

*-*)  Ludwig  V.  Bayern  1314  Septbr.  20.—  Winkelmann,  Acta  2,  774 
No.  1115,  pag.  776  Zeile  43  ff. 

'^  Johann  T.  BShmen    1346   Juni  15.    -^   Lac.  ÜB.  3.  348  No.  433, 
pag.  348  Zeile  18  von  oben. 

3» 
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mit  der  kurvursten  ingesigel  ind  wir  sy  mit  dem  cuninghe  be- 
sigelen  sunder  wedersprage".  Wenzel  endlich,  so  versprach 
Karl  IV."')  dem  Erzbischof  Cano  von  Trier,  „sal  schaffen  nnd 
begaden  [d.  i.  besorgen]  in  guden  truwen  und  nach  siner  besten 
muge  ane  argelist,  daz  alle  kurvnrsten  die  vorgenanten  gnaden, 
friheide  und  privilegia  und  ir  ygliche  bestedigen  und  jtc  gute 
willen  und  verliengnisse  ubermitz  yre  versiegelte  brieve  darezu 
^un  und  geben". 

Es  scheint  hienach,  dasz  man  den  Konsens  der  Kurfürsten 
für  erforderlich  hielt,  wenn  auch  derselbe  in  der  Form  von  Mit- 
besiegelungen  oder  Willebriefen  zum  Ausdruds:  gelangen  konnte. 
Aber  der  naheliegende  Schlusz,  er  habe  unter  allen  Umständen 
eingeholt  w^erden  müssen,  darf  wiederum  nicht  gezogen  werden. 
Denn  einmal  fehlen  Zusagen  wie  die  obigen  in  den  Wahl- 
kapitulationen Adolfs  von  Nassau"**)  sowie  Friedrichs  des  Schönen 
von  Österreich,"*)  während  hingegen  weder  bei  Rudolf  von 
Habsburg  noch  bei  Albrecht ^^**)  überhaupt  von  derartigen  Ab- 
machungen die  Rede  sein  kann.  Und  maszgebend  ist  ferner, 
dasz  nur  Ludwig  von  Bayern  und  Karl  IV.  ihren  Versprechungen 
nachkamen, ^^0  ohne  dasz  auch  sie  denselben  in  ihrem  ganzen 
Umfange  entsprochen  hätten.  Des  letzteren  Urkunde  vom  Jahre 
1376^**)    ist    von    den    Kurfürsten    nur    bezeugt,    geschweige 


»7)  Karl  TV.  1374  Novhr.  11.  —  K.  T.  A.  1,  11  No.  3,  pag.  19  Zeile  41  ff. 

«*)  Adolf  V.  Nassau  12i»2  Apr.  27.  —  QiieU.  d.  St.  Köln  3,  330 
No.  307. 

>-ö)  Leopold  für  Friedrich  v.  Osterreicli  1314  Mal  9.  —  Lac.  Uß.  3/j:i 
No.  129. 

'«>)  Die  Urkunde  Rudolfs  v.  Habsburg  1273  Octbr.  7.  —  Günther  t 
381  No.  252  hat  nicht  die  Bedeutung  der  Verbriefung  eines  vor  der  Wahl 
gegebenen  Versprechens  nach  der  Erhebung  ihres  Ausstellers.  —  Die  Ur- 
kunde Albrechts  1298  Aug.  28.  —  Lac.  ÜB.  2,587  No.  997  ist  allerdings 
die  Belohnung  des  Erzbischofs  v.  Köln;  wohl  ist  sie  mitbesiegelt  von  Mainz, 
Trier,  Pfalz,  Brandenburg  und  Sachsen,  aber  sie  enthält  keine  Verpfändung 
von  Beichsgut:  und  auf  eine  solche  kommt  es  uns  doch  allein  an. 

»^)  Dasz  Heinrich  VII.  und  Karl  IV.  nach  der  Wahl  ihre  Zusagen 
hinsichtlich  der  Einholung  der  kurfürstlichen  Zustimmung  nicht  erfüllten, 
beweisen  folgende  Urkunden: 

Heinrich  VH.  1310  Septbr.  2.  —  Lac.  ÜB.  3,67  No.  92. 

Karl  IV.  1346  Novbr.  26.  —  1.  c.  .3,333  No.  438. 

Karl  IV.  1346  Novbr.  26.  —  Joannis,  Spie.  43  No.  15. 

»-j  cfr.  Note  119. 
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dasz  sie,  wie  vereinbart  worden  war,  ihre  Einwilligung  in  be- 
sonderen Dokumenten  niedergelegt  hätten.  Zu  der  auf  Grund 
seiner  Versicheningen  ausgefertigten  Verfügung  des  Witteis- 
bachers *'^''*)  stellte  erst  im  Jahre  1:H()  Erzbischof  Peter  von 
Mainz  —  und  soweit  erkennbar,  nur  er  allein  ^'^)  —  einen  Wille- 
brief aus,  in  welchem  er  zur  Verpfändung  von  Boppard  und 
Oberwesel  um  26000  Mark  seinen  „consensus  et  assensus**  erteilte. 
Es  ist  das  einzige^**)  uns  aus  dem  14.  Jahrhundert  bekannte 
Beispiel  einer  solchen  Genehmigung  bei  Verpfändungen  rheinischen 
Reichsgutes.  Ihm  an  die  Seite  zu  setzen  sind  nur  die  Wille- 
briefe sämtlicher  Kurfürsten  bei  der  Verschreibung  des  Bopparder 
Reichszolles  an  den  Grafen  Eberhard  von  Katzenellenbogen  durch 
Rudolf  von  Habsburg,^^*)  Dokumente,  in  welchen  die  Aussteller 
„ut  omnia  et  singula  robur  maioris  obtineant  iirmitatis",  ihrem 
„benivolus  spontaneus  et  liber  consensus"  Worte  verliehen.  Nun 
finden  wir  schon  am  3.  October  1283**')  den  Grafen  in  Aus- 
übung seiner  Gerechtsame  begriffen,  bereits  am  18.  December 
13U***)  den  Erzbischof  von  Trier  wenigstens  im  Besitze  von 
Oberwesel.    Sollen  wir  unter  solchen  Umständen  annehmen,  die 


"3)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  —  Günther  3,  160  No.  02. 

>»*)  1316  Mai  28.  —  Or.  in  Coblenz.  „Hier  beruhen  gleichartige  üe- 
nehmigungsurkunden  anderer  Kurfürsten  nicht."  Mitteilung  von  Herrn 
Dr.  Becker  in  Oblenz. 

*'*)  Als  einen  Willebrief  im  techniachen  Sinne  wird  man  die  Urkunde 
Boemunds  IL  v.  Trier  1359  April  13. — Goerz,  Kegg.  d.  Erzbb.  von 
Trier  59  nicht  bezeichnen  dürfen,  durch  welche  er  der  VerBChreibung  eiues 
Turnosen  vom  Bopparder  Zoll  durch  Karl  IV.  (1359  April  13.  —  Winkel - 
mann,  Acta  2,  542  No.  842)  an  Pfalzgraf  Ruprecht  den  Jüngeren  zustimmt. 
Der  Bopparder  Zoll  war  eine  Erweiterung,  kein  ursprüngliches  Zubehör  der 
trierischen  Reichspfandschaft  Boppard  und  Oberwesel. 

**•)  cfr.  Rudolf  V.  Habsburg  1282  Novbr.  11.  —  Weuck,  Hess.Uß.  l,  49 
No.  70. 
Willebriefe:   1.   Mainz  1283  Jan.  11.  —  1.  c.  l,  51  No.  74  Note. 

2.  Köln  1283  Jan.  11.  —  ibidem. 

3.  Pfalz  1283  Jan.  24.  —  ibidem. 

4.  Trier  1283  Mai  16.  —  ibidem. 

5.  Böhmen  1285  Apr.  13.  —  1.  c.  1,51  No.  74. 

6.  Sachsen  1285  Apr.  14.  —  ibidem  (in  einander  gedruckt), 

7.  Brandenburg  1285  Octbr.  2.  —  1.  c.  1,53  No.  77. 

"')  1283  Octbr.  3.  —  Hennes,  Cod.  dipl.  ord.  Theut.  1,257  No.  293. 
>«»)  1314  Decbr.  18,  —  Günther  3, 164  No.  64. 
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Ausfertigung  von  Willebriefen  nach  diesen  letzten  Zeugnissen 
sei  ein  rein  formaler  Akt  gewesen,  oder  man  habe  auf  ihr  be- 
standen, weil  man  sie  für  unbedingt  erforderlich  hielt? 

Wir  sehen,  allenthalben  mnsz  die  am  Eingange  unserer 
Untersuchung  aufgeworfene  Frage  unentschieden  bleiben.  That- 
sächlich  mochte  der  Konsens  öfters  gegeben  sein,  als  die 
angeführten  Urkunden  annehmen  lassen:  noch  können  wir  ja 
auch  hievon  einige  Spuren  verfolgen.  So  versprach  Adolf  von 
Nassau  "•)  dem  Ei-zbischof  von  Köln,  demjenigen  das  Aachener 
Schultheiszenamt  anzuvertrauen,  den  der  Kurfürst  vorschlagen 
würde:  bald  darauf  verpfändete  er"®)  jenes  Amt  an  den  Grafen 
von  Jülich,  ohne  Zweifel  mit  der  Genehmigung  Siegfrieds. 
So  versprach  Ludwig  von  Bayern"^)  dem  Erzbischof  von  Trier, 
den  Grafen  Adolf  von  Berg  im  Besitze  Duisburgs  zu  belassen: 
als  er  dann  nach  seiner  Wahl  den  Pfandschilling  für  diese 
Stadt  um  1000  Mark  vermehrte,"')  durfte  er  gewisz  der  Ein- 
willigung Balduins  versichert  sein,  wenn  er  auch  jetzt  die 
ursprüngliche  Zusage  überschritt."^) 


«»»)  cfr.  Note  128. 

^*®)  Adolf  V.  Nassau  1292  Septbr.  12.  —  Lac.  Uß.  2.  548  No.  924. 

"0  Ludwig  V.  Bayern  1314  Septbr.  20.  —  Winkelmann,  Acta  2,  77» 
No.  1116. 

"*)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  5.  —  Lac.  ÜB.  3, 108  No.  144. 

"*)  Weitere  Beispiele  hiefür  ergeben  sich  aus  der  Verbindung  der  in 
der  Urkunde  v.  1314  Septbr.  20  (Note  142)  für  Jülich  gemachten  Zusage  mit 
der  Urkunde  Ludwigs  IV.  1314  ©ecbr.  2  (Note  90).  Sodann  aus  den  Ver- 
sprechungen Friedrichs  d.  Schönen  für  Engelbert  v.  d.  Mark  und  Reynald 
V.  Falkenburg,  die  ja  in  eine  für  den  Erzbischof  v.  Köln  ausgestellte  Ur- 
kunde aufgenommen  sind  (1314  Mai  9.  —  Note  88).  —  Natürlich  sind  hier 
die  den  Kurfürsten  selbst  gegebenen  Versicherungen  nicht  in  den  Kreis  der 
Betrachtung  einzubeziehen. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Die  Folgen  der  Verpfändung. 

CapHel  I. 

Die  Stellung  des  Gläubigers. 

§  1.    Allgemeines. 

Das  deutsche  Recht  ^)  kennt  zwei  Arten  der  Verpfändung 
die  man  nach  Albrechts^)  Vorgang  vielfach  durch  die  Bezeich- 
nungen „ältere"  und  „neuere  Satzung"  von  einander  geschieden 
hat,  eine  erste  nämlich  „mit  Übergabe  des  Gutes  in  die  Gewere 
des  Gläubigers",  eine  zweite  „mit  Verbleiben  des  Gutes  in  der 
Gewere  des  Schuldners". 

Sow^eit  unsere  Materialien  reichen,  ist  nur  jene  bei  den 
Reichspfandschaften  zur  Anwendung  gelangt;  für  diese  läszt  sich 
kein  einziges  Beispiel  nachweisen.  Allüberall  haben  wir  es  zu 
thnn  mit  der  vertragsmäszigen  Einräumung  eines  Bestandteiles 
des  Reichsvennögens  in  den  Besitz  des  Gläubigers,  an  welche 
ja  auch  die  bereits  angeführten"')  sprachlichen  Ausdrucke  er- 
innern. 

Diesem  Besitze  am  Pfände  entsprangen  —  wir  greifen  hier 
voraus  —  die  Ausübung  fast  aller,  späterhin*'*)  aller  mit  ihm 
verbundenen  Hoheitsrechte,  der  Bezug  aller  aus  ihm  flieszenden 
Einnahmen,  soweit  jene  Gerechtsamen,  jene  Einkünfte  vor  der 
Verpfändung  unbeschränktes  Eigentum  des  Reiches  gewesen 
waren. 

Um  dies  zu  verstehen,  dürfen  wir  nicht  den  gewaltigen 
Unterschied  vergessen,  der  die  Anschauungen  des  Mittelalters 
von  den  unsrigen  trennt.  Heute  halten  wir  öffentliches  und 
privates  Recht  scharf  auseinander:  die  uns  beschäftigenden  Jahr- 
hunderte dagegen  verquickten  die  Sphären  beider.  Das  Hoheits- 
recht des  deutschen  Königs  über  eine  Stadt  u.  s.  f ,  das  er  als 
Vertreter  des  Reiches  handhabte,  faszte  man  auf  als  Eigentum 


*)  Zum  Folgenden  cfr.  Heusler,  Inütitutiouen  2,  lai. 
-)  Albrecht,  Die  Gewere  U2  flf, 
')  cfr.  pag.  16,  Note  71—75. 
»•)  cfr.  pag  58,  Note  52  ff. 
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an  einer  Liegenschaft,  unterwarf  es  also  ganz  folgerichcm^en  für 
seinen  Erwerb,  seine  Schmälerung,  seinen  Verlust  if^eltenden 
Sätzen  und  Regeln  des  Privatrechtes.  Somit  muszte  die  Ver- 
pfändung von  Reichsgut  in  einem  Vertrage  zum  Ausdruck  ge- 
langen, vereinbart  durch  zwei  in  ihm  sich  gleichgestellte  Ein- 
heiten, das  Reich  und  das  Geschlecht  beziehungsweise  die  Kirche, 
die  ja  auf  Grund  eines  gegenseitigen  Verhältnisses,  der  ZahlnofTs- 
Verbindlichkeit  des  ersteren  und  der  Forderungsberechtigung  der 
letzteren,  auf  einander  angewiesen  waren. 

§  2.    Eventuelle  Verpfändung. 

Gewisz  mit  Recht  wird  man  annehmen,  sofort  nach  Aus- 
händigung der  Diplome  habe  die  Verpfändung  in  Kraft  treten 
sollen.  Sehen  wir  noch  ab  von  dem  Widerstände  einzelner 
Städte  gegen  derartige  Unterstellungen  unter  die  Gewalt  eines 
Fürsten:  es  fehlt  nicht  an  Zeugnissen  dafür,  dasz  man  den  zeit- 
lichen Beginn  des  Pfandbesitzes  abhängig  machte  von  der  vorher- 
gehenden Erfüllung  ausdrücklich  beurkundeter  Bedingungen,  dasz 
man  sogar  über  Reichsrechte  und  Reichsbesitzungen  Verfügungen 
traf,  ohne  irgendwie  thatsächlich  hiezu  berechtigt  zu  sein. 

Alle  so  verschiedenartigen  Aktenstücke  lassen  sich  vielleicht 
zusammenfassend  als  „eventuelle  Versetzungsverträge  **  be- 
zeichnen.^**) 

Im  Jahre  1202*)  versprach  Otto  IV.  von  Braunschweig 
dem  Erzl)ischof  Adolf  von  Köln,  ihm  die  Reichsstadt  Dortmund 
zu  überweisen,  wenn  anders  dessen  Forderung  nicht  bis  zum 
24.  Juni  1203  getilgt  sein  sollte;  in  ähnlicher  Weise  sollte  im 
Jahre  1300*)  Sinzig  in  den  Besitz  Jülichs  übergehen,  würde 
ihm  nicht  bis  zum  Osterfeste  (10.  April)  die  Summe  von  3000 
Mark  gezahlt  sein.  Auch  die  Urkunden  Ludwigs  des  Bajerß 
vom  Jahre  1336*)  sowie  die  seines  Nachfolgers  vom  Jahre 
1362")  sind  hier  zu  verwerten:  in  jener  übertrug  der  Herrscher 


^^)  Man  könnte  in  Analogie  zu  lehnsrechtlichen  Institutionen  ^cfr. 
Schröder,  1.  c.  390)  von  Verpfändungen  „mit  Gedinge"  oder  „mit  Unter- 
schied" sprechen. 

*)  (Otto  IV.)  1202  Septbr.  —  M.  G.  L.L.  2,200. 

*)  Albrecht  1300  Jan.  \\K  —  Lac.  Uß.  2,615  No.  1042. 

«)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  10.  —  Lac.  ÜB.  3,218  No.  300. 

')  Karl  IV.  1302  Septbr.  8.  —  Ludewig,  Rel.  Mss.  10,56  No.  8. 
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auf  Wilhelm  von  Jülich  alle  Pfandschaften  des  Grafen  Adolf 
von  Berg,  in  der  Karls  IV.  hinwiederum  wurde  vereinbart,  dasz 
der  Herzog  von  Sachsen  in  Duisburg  in  Zukunft  gebieten  solle, 
—  hier  wie  dort  unter  der  Voraussetzung,  dasz  die  bisherigen 
Inhaber  der  Reichsgüter  gestorben  sein  würden,  ohne  Erben 
zn  hinterlassen. 

Ebendasselbe  gilt  femer  von  den  immerhin  nicht  allzu- 
zahlreichen Urkunden,  in  welchen  die  deutschen  Könige  einzelnen 
Groszen  die  Ennächtigung  zur  Auslöse  eines  noch  in  der  Hand 
eines  Dritten  befindlichen  Pfandes  erteilten.®)  Verwirklichte  sich 
diese,  so  rauszte  die  aufgewandte  Summe  fortan  den  Anspruch 
des  Begünstigten  darstellen:  erst  dann  ward  er  Besitzer  des 
Haftobjektes.  Allerdings  waren  derartige  Verschiebungen  im 
letzten  Grunde  unstatthaft.  Nur  dem  Reiche  ja  lag  die  Befugnis 
ob,  seinen  Verbindlichkeiten  nachzukommen,  mit  anderen  Worten 
einen  versetzten  Bestandteil  seines  Vermögens  wieder  an  sich 
zu  bringen;  es  durfte  nicht  gestatten,  dasz  Andere  für  sich  und 
dazu  in  ihrem  Interesse  es  thaten,  —  gleichwohl  verloren  sie 
an  Härte  dadurch,  dasz  die  Forderung  des  ersten  Gläubigers 
als  bisher  zu  Recht  bestehend  anerkannt  wurde,  ihr  durch  einen 
zweiten  Genüge  geschah. 

Ungerechter  jedenfalls  erscheint  es,  wenn  Heinrich  von 
Luxemburg  das  kölnische  Erzstift  in  den  Besitz  von  Reichs- 
gütern einzuweisen  verspricht,  „amoto  ab  eisdem  .  .  .  sive  per 
redemptionem  dando  pecuniam,  sive  alio  modo  quolibet  detentore, 
immo  et  quacunque  via  poterimus"*);  er  behält  sich  vor,  nötigen- 
falls mit  Gewalt  vorzugehen.     Seinem  Beispiele  sind  späterhin 


")  cfr.  Adolf  V.  Nassau  1297  Juni  13.  —  Lac.  ÜB.  2,  574  No.  973. 

Albrecht  130-2  Octbr.  20.  —  Beeck,  Aquisgr.  128. 

Albrecht  1306  Juli  20.  —  Jan  Brab.  Yeesten  ed.  WiUems  1,726. 

Heinrich  VII.  1310  Septbr.  2.  ~  Lac.  Uß.  3,67  No.  92. 

Heinrich  VIL  1310 Septbr.  2.  —  Rubel, Dortm.  Uß.  1,221  No.  320 Note  1. 

Ludwig  V.  Bayern  1314  Septbr.  20.  —  Winkel  mann.  Acta  2,  778 
No.  1116. 

Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  —  Lac.  Uß.  3. 106  No.  140. 

Karl  IV.  1349  Juli  25.  —  Moser,  Reichsstätt.  Magazin  1,  502,  cfr. 
Kntwurf  134H— 1349.  —  Winkelmann,  1.  c.  2,444  No.  716. 

^)  Heinrich  v.  Lmemburg  1308  Septbr.  20.  —  Lac.  ÜB.  3,  50  No.  68. 
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Ludwig  der  Bayer, '*j  Friedrich  der  Schöne")  und  endlich  Günther 
von  Schwarzburg")  gefolgt,  ohne  dasz  ein  Gelingen  dieser  Pläne 
zu  verzeichnen  wäre. 

Durch  das  Zusammentreffen  verschiedener  Umstände  kommt 
den  angeführten  Urkunden  eine  nicht  geringe  Bedeutung  zu:  es 
sind  rechtlich  oft  unhaltbare  Verschreibungen;  bediente  man  sich 
ihrer,  so  handelte  man  zum  teil  in  dem  Bestreben,  ParteigängerD 
den  Besitz  von  Reichsgut  zuzusichern  und  dieses  den  Gegnern 
zu  entziehen,  ein  Bestreben,  das  gerade  in  den  Zeiten  eines 
Doppelkönigtums  (wie  z.  B.  1314—1322  und  1349)  hervortreten 
muszte,  zum  teil  vielleicht  auch  infolge  des  völligen  Mangels  an 
unveräuszertem  Reichsgut,  über  das  man  noch  hätte  verfugen 
können. 

Kein  deutscher  König  jedoch  ist  so  willkürlich  verfahren  wie 
Adolf  von  Nassau  während  des  ersten  Jahres  seiner  Regierung. 
Die  Domänen  innerhalb  Dortmunds  befanden  sich  in  den  Händen 
des  Grafen  von  der  Mark.^'*)  Duisburg  im  Besitze  des  clevischen 
Geschlechtes,**)  während  die  Verhältnisse  Sinzigs  unaufgeklärt 
bleiben  müssen.**)  Wohl  hatte  Adolf  vor  seiner  Wahl  dem  Erz- 
bischof von  Köln  versprochen,  die  genannten  Plätze  den  der- 
zeitigen Besitzern  zu  entziehen.**)  Nach  seiner  Erhebung  nahm 
er  hierauf  keine  Rücksicht  mehr.  Er  verpfändete*')  sie  an  Sieg- 
fried, um  wenige  Tage  später*^)  die  dortigen  Einkünfte  dem 
Herzog  von   Brabant   zu  überweisen.     Der   kommende  Monat 


''0  Ludwig  IV.  i:U7  Mai  20.  —  Teschenmacher,  Ann.  C^iv.  Cod. 
Dipl.  35  No.  44.  —  idem  iai7  Mai  i>-J.  —  Lac.  ÜB.  3,116  No.  157. 

")  Friedrich  (IIL)  132-2  Juni  1«.  ~  I.  c.  :J,  1(57  No.  193. 

*-)  Günther  v.  Schwarzburg  1340  Jan.  2.  —  Winkelroann,  Acta  i, 
«26  No.  1167. 

")  120«— 121U».  —  Koppmann,  Hansarezesse  1,40  Note  1:  l>ie 
Dortmunder  schreiben  an  Albrecht,  dasz  der  „coines  de  Marka  iam  dudnm 
redditUB  imperii,  quos  aput  nos  habetis,  «cilicet  a  temporibus  domini  patri> 
vestri  pie  memorie  (^Rudolf  v.  Habsburg)  sub  se  tenuit  et  percepit.** 

")  Rudolf  V.  Habsburg  1290  Juli  5.  ^  Lac.  I'B.  2,  533  No.  893. 

>*)  cfr.  Exkurs  II.,  C.  Note  12  ff. 

")  Adolf  V.  Nassau  1292  Apr.  27.  —  Quell,  d.  St.  Köh  3,326 
No.  367 :  „Ipsa  deliberabimus  et  absolvemus  a  manibus  illorum,  qui  nanc 
tenent." 

")  Adolf  V.  Nassau  1292  Septbr.  13.  —  1.  c.  3,  334  No.  373. 

")  Adolf  V.  Nassau  1292  Septbr.  22.  —  Jan  Heelu  ed.  Willems  562. 
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bringt  einen  nenen  Umschwung:  der  König  besteht^*)  darauf, 
die  Städte  der  kölnischen  Kirche  zu  untergeben. 

Wir  vermögen  nicht  mehr  zu  verfolgen,  welchen  Ausweg 
man  zur  Entwirrung  der  sich  kreuzenden  Verfügungen  und 
Ansprache  einschlug.  Soviel  steht  fest,  weder  der  Kölner  noch 
derBrabanter  nahmen  die  ihnen  zugedachte  Stellung  ein.  Letzterer 
wurde  am  18.  November  1292**)  zum  Reichslandvogt  in  dem  Gebiete 
zwischen  Mosel  und  Nordsee  eingesetzt,  eine  Ernennung,  welche 
nach  Böhmers'^)  Vermutung  „die  Wirkung  der  Urkunde  vom 
22.  September  1292  dort  haben  sollte,  wo  man  etwa  die  Ver- 
pfändung nicht  anzuerkennen  Lust  batte^;  des  ersteren  Verzicht 
Bliebt  sich  wohl  aus  dem  Schweigen  des  endgültigen  Vertrages'*) 
zwischen  König  und  Kurfürst  über  jene  Städte:  infolge  der  hier 
vereinbarten  Vergünstigungen  „predictus  princeps  noster",  so 
lauten  die  Worte  des  Aktenstückes,  „renunciavit  et  effestucavit 
expresse  et  ex  certa  scientia  omnibus  actionibus,  litteris  et 
instnimentis,  pactis,  pactionibns,  iuramentis  et  singulis  ordinatio- 
nibus  ex  quacunque  forma  verborum  actis  et  habitis  inter 
nos  et  ipsum  .  .  .  usque  in  hodiernum  diem  et  exnnnc  predicta 
instrumenta  vult  carere  omnino  robore  firmitatis  et  eadem  restituet 
nobis  vel  certis  nostris  nunciis  requisitus.^ 

Dasz  aus  solchen  Anlässen  oftmals  Streitigkeiten  enstanden, 
wird  uns  nicht  in  Erstaunen  setzen.  Um  sie  zu  beenden,  nahmen  die 
Parteien  in  der  Regel  ihre  Zuflucht  zu  dem  Spruche  ausdrücklich 
berufener  Schiedsrichter.  Aber  noch  bestand  die  Pflicht,  Klagen 
um  Reichsgut  dem  Reichshofgerichte  vorzulegen**):  immer 
wurde  infolgedessen  die  Beilegung  derartiger  Miszhelligkeiten 
dem  Könige  anheimgegeben;  seinem  Ausspruch  sollten  sich  so- 
wohl der  Kläger  als  der  Beklagte  unterwerfen**). 

»«)  Adolf  T.  Nassau  1292  Octbr.  4.  —  Lac.  ÜB.  2.651  No.  931. 

idem  1292  Octbr.  4.  ^  Quell,  d.  St.  Köln  3,  341  No.  376. 

idem  1292  Octbr.  4.  —  1.  c.  3,  340  No.  376. 

idem  1292  Octbr.  25.  —  Lac.  ÜB.  2,  Öö4  No.  935. 

»)  Adolf  T.  Nassau  1292  Novbr.  18.  —  M.  G.  L.L.  2,459 

**)  Böhmer,  Reg.  Ad.  No.  68. 

")  Adolf  V.  Nassau  1293  Mai  28.  -  Lac.  ÜB.  2,  554  No.  937. 

•«)  cfr.  Schröder,  1.  c.  530.      . 

'0  Wir  yerzeichnen  im  Folgenden  die  diesbezüglichen  Stellen  solcher 
Schiedssprüche ;  die  angeführten  königlichen  Urkunden  geben,  soweit  mögUch, 
die  jedesmalige  Veranlassung: 
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Allein  nur  die  Entscheidung  Älbrechts  vom  Jahre  ISOI-'I 
ist  erhalten,  kraft  welcher  er  den  Grafen  von  der  Mark  den 
ungestörten  Pfandbesitz  der  Dortmunder  Domänen  zusicherte. 


1.  1300  Docbr.  1.  —  Lac.  ÜB  2,  628  No.  1066.  Die  Schiedsrichter  erklären: 
,ever  up  den  zvist  de  van  Sincege  is  tuschen  unsen  hercn  van  Kolne. 
de  sich  vermist  inde  haid  breve  des  kuninge»  Albrechtes  inde  der  vursten, 
indo  der  burgreve  van  Rhinecken,  der  sich  vurmist,  dat  he  des  kuninges 
Adolphes  breve  have,  dat  sin  wille  were,  dat  he  Sincege  loisde  van 
einre  vremeder  hant,  inde  sich  vurmist,  dat  vur  deseme  koninge  Albrechte 
urdel  gcgeven  sy,  dat  ieme  dat  gut  bliven  sal,  man  en  geve  eme  sin 
gelt:  so  wisen  wir  si  au  den  Koninc  vur  eme  reit  zu  nemene.* 

cfr.  Klageartikel  des  Burggrafen  v.  Rheineck  gegen  Köln  bei  Kremer, 
Beiträge  3,  Darstellung  1)4  Note  s.  Die  Urkunden  Adolfs  v.  Nassau 
und  Albrochts  für  den  Burggrafen  v.  Rheineck  sind  nicht  erhalten.  Die 
Urkunde  Albrechts  und  der  Fürsten  für  Köln  ist  gegeben  129«  Aug.  i^ 
—  Lac.  ÜB.  2,5H7  No  997,  cfr.  idem  1298  Aug.  28.  —  Günther  i, 
529  No.  379. 

2.  1300  Decbr.  1.  —  Lac.  IIB.  2,  627  No.  1065.  Die  Scliiedsrichter  erklären: 
„want  unso  herre  der  erchebischof  alrehande  offen  brifve  hait  vor  sich 
ind  der  Greve  van  der  Marken  oich  offene  breyve  hait  vur  sich  up 
leyninge  der  stat  van  Dirtmunde,  des  godes  darzo  gehört  inde  der 
hove  van  Brakle,  Westhovo  inde  van  Elmenhorst  mit  deme  dat  darzo 
gehoirt,  dei  dat  Rige  anne  gehorent,  in  de  were,  dat  man  den  Greve  van 
der  Marke  vunden  hait  ind  nu  vint,  halden  sal  inde  in  der  weren  blivpn 
sunder  urlage,  bis  dat  si  vurme  konichge  bischeyden  werdent  na  rathe." 

cfr.  Frensdorff,  Dortmunder  Statuten  Einl.  38  Note  1.  Die  Urkunde 
Albrechts  für  den  Grafen  von  der  Mark  ist  gegeben  1300  Jan.  20,  — 
Lac.  ÜB.  2, 615  No.  1043.  Die  Urkunde  Albrechts  für  den  Erzb.  r. 
Köln  ist  gegeben  1298  Aug.  28.  —  Lac.  ÜB.  2,  587  No.  997,  cfr.  dii- 
Urkunden  bei  Rubel,  1.  c.  1,  177  No.  259,  —  etc.  etc. 

3.  1317  Octbr.  29.  —  Lac.  ÜB.  3,122  No.  163,  pag.  131  Zeile  11—13  von 
oben.  Die  Schiedsrichter  erklären:  „vort  sayn  wir,  sint  der  greve  van 
('leve  ind  der  greve  van  der  Marken  vorderunge  hant  under  eyn  up  gut, 
dat  vamne  righe  roert  (darunter  können  nur  die  Dortmunder  Reich^s- 
besitzungen  gemeint  sein),  so  spreghe  wir  voer  eyn  regt^  dat  si  des  voyigen 
soelen  voert  righe,  ind  we  it  da  mit  dem  meysten  regte  behelt,  dat  id 
de  hillighen  have." 

Die  Urkunden  Ludwigs  IV.   für  Dietrich  v.  Cleve   waren  gegeben 

1317  Mai  20.  und  Mai  22.  (Note  10).  —  cfr.  pag.  26. 

^»)  Albrecht  1301  Febr.  8.  —  Fahne,  ÜB.  2,  307  No.  575:  „Judicamns, 

definimus  et  pronnnciamus  bona  huiusmodi  ipsum  comitem  de  Marka  habere 

et  teuere   debcre,  sicut  sibi  sunt  ex  causa  pignoris  obligata.**     Er  nimmt 

Bezug  auf  den  Schiedsspruch  1300  Decbr.  1  (Note  24  sub  2), 
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§  3.    Der  Besitz  des  Gläubigers. 

Der  Besitz  des  Gläubigers  am  Pfände  war  die  notwendige 
Folge  einer  jeden  von  Erfolg  begleiteten  Verschreibung  von 
Reichsgut;  seine  Subjekte  waren  Kirche  und  Geschlecht**),  die 
nämlichen,  welche  wir  als  Träger  des  Anspruches  an  das  Reich 
bereits  kennen  lernten.  Auf  dem  Untergrunde  der  Forderung 
ei-wuchs  für  beide  ihr  Recht  an  dem  Haftobjekte;  es  erlosch, 
sobald  jene  getilgt  ward. 

Ihrem  Wesen  nach  unsinnliche  Persönlichkeiten  und  doch 
wieder  den  Einzelpersonen  als  gleichartig  zur  Seite  gestellt*'), 
fanden  sie  dem  Pfände  gegenüber  ihre  Vertreter  an  dem  jeweils 
gebietenden  Landesherren,  sodasz  als  Organ  der  kirchlichen 
Anstalt  der  Erzbischof,  der  Graf,  Markgraf  oder  Herzog  als 
Repräsentant  der  adligen  Genossenschaft  erschienen.  Indem 
beide  je  eine  sie  überragende  und  ihren  Wechsel  überdauernde 
Einheit  in  sich  verkörperten,  vermochten  sie  am  verschriebenen 
Gute  nur  fremdes  Recht  auszuüben.  Und  diese  Voraussetzungen 
der  folgenden  Untersuchung  sind  nicht  anszer  Acht  zu  lassen, 
wenn  wir  auch  oft  davon  sprechen,  z.  B.  Dortmund  sei  an  den 
Erzbischof  von  Köln,  das  Aachener  Schultheiszenamt  dem  Grafen 
von  Jülich  versetzt  worden:  nur  deshalb  ja  dürfen  wir  einer 
solchen  Kürze    des  Ausdrucks    uns   bedienen,    weil    sie   sofort 


«)  cfr.  Adolf  V.  Nassau  1292  Octbr.  4.  —  QueH.  d.  St.  Köln,  3,  341 
No.  376:  ^Cum  nos  .  .  .  iura,  inrisdictiones,  redditus  ...  in  oppido  de 
Dusburg  .  .  .  venerabili  Sifrido  archiepiscopo  Coloniensi,  .  .  .  suis 
successoribus  et  ecclesie  Coloniensi  commisserimus  et  obligaverimus 
habendos,  tenendos  et  possidendos  pacifice  et  quiete,  vobis  universis  et 
'^ingnlis  .  .  .  maudamns,  quatenus  eidem  archiepiscopo,  eins  successoribus 
et  ecclesie  Coloniensi  vice  nostra  fidelitatem  facialis. *" 

Heinrich  VII.  1312  Juli  IH.  —  Günther  3,  148  No.  53:  „Oppida  et 
«astra  iuiperii  Bopardiam  et  Wesaliam  sibi  (Balduin)  et  successoribus 
suis  ac  ecclesie  Treverensi  auctoritate  iraperiali  obligavimus  et  tenore 
presentium  obligamus." 

Conrad  IV.  1241  Octbr.  —  Hu i  1  lard  G,  H24 :  „Oppidum  nostrum  Düren  . . . 
doximus  obligandum  et  ipse  com  es  (v.  Jülich)  et  sui  heredes  dictum 
oppidum  a  nobis  et  nostris  successoribus  teuebuut.** 

Rudolf  V.  Habsburg  1282  Novbr.  11.  —  Weuck,  Hess.  ÜB.  1,49 
^0.  70.  Verpfändet  an  den  Grafen  v.  Katzenellenbogen  „theloneum  nostrum 
(^t  iniperii  apud  Bopardiam  .  .  .  sine  impedimento  et  contradictione  cuiuslibet 
püci^ce  et  quiete  ab  ipso  et  suis  heredibus  tenendum."  —  etc.  etc. 

*•)  cfr.  Gierke,  Deutsches  Genossenschaftsrecht  1,  417  f.,  2,  549  ff. 
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denjenigen  bezeichnet,  der  im  Namen  seiner  Kirche  oder  seines 
Geschlechts  deren  Besitz  am  Pfände  wahrzunehmen  berafen  war. 

Der  Wortlaut  der  Verpfändungsurkunden  hatte  ihren 
Empfängern  den  unbehelligten  Fortbestand  des  durch  sie  be- 
gründeten Besitzes  zugesichert.  Er  sollte  unabhängig  sein  von 
der  Ablösung  des  einzelnen  Herrschers  wie  des  einzelnen  Groszen 
(jurch  ihre  Nachfolger,  wenn  auch  zeitlich  beschränkbar  durch 
die  Pflicht,  das  Pfand  dem  Reiche  zurückzustellen,  sobald  dieses 
sein  Recht  der  Pfandlöse  verwirklichte. 

Um  so  auffälliger  sind  daher  auf  den  ersten  Blick  solche  Diplome, 
ip  welchen  die  deutschen  Könige,  sei  es  bald  nach  ihrer  eigenen 
Erhebung,  sei  es  bald  nach  dem  Regieningsantritt  eines  Fürsten, 
den  durch  die  Verfügungen  ihrer  Vorgänger  geschaffenen  Ver- 
hältnissen Anerkennung  und  Bestätigung  zu  teil  werden  lieszen. 

Die  hier**)  zu  einer  Übersicht  vereinigten  Urkunden  lassen 
74unächst  erkennen,  dasz  man  ihre  Ausfertigung  nach  der  Wahl 
und  Krönung  des  Königs  für  wflnschenswert  erachtete,  zugleich 
aus  welchen  Grflnden  man  dieselbe  zu  erlangen  suchte.  Noch 
ist  es  möglich,  wenigstens  bei  einigen  Gläubigem  nahezu  voll- 
ständige Reihen  derartiger  Aktenstücke  aufzuzählen,  wie  etwa 
bei  Trier,  Cleve  und  Katzenellenbogen. 

Nicht  ihnen  allen  gegenüber  ist  unsere  Lage  eine  so  gunstige. 
Denn  während  für  die  Grafen  von  der  Mark  keine  derartigen 
Zeugnisse  mehr  erhalten  sind,  vermögen  wir  bei  anderen  Ge- 
schlechtern nur  die  Vermutung  aufzustellen,  dasz  auch  sie  ähnliche 
Diplome  erhielten.  So,  um  ein  Beispiel  anzuführen,  bei  der 
jülichschen  Reichspfandschaft  Düren:  im  Jahre  1241  war  diese 
Stadt  um  10  000  Mark  dem  Grafen  Wilhelm  überwiesen  worden, 
die  Urkunde  Ludwigs  des  Bayern  vom  Jahre  1336  dagegen 
berichtet,  dasz  bislang  der  Pfandschilling  50000  Florin  betrug. 
Auf  welch'  andere  Weise  aber  konnte  ein  so  erheblicher  Unter- 
schied entstanden  sein  als  durch  vielfache  Vermehningen  der 
anfanglich  vereinbarten  Beichsschuld?  Und  diese  sollten  den 
Grafen  von  JQlich  nicht  verbrieft  worden  sein?  Zu  keiner  Zeit 
wohl  konnten  sie  eher**)  erfolgen,  als  gerade  nach  der  Erhebung 


•*)  Einlage  III  8.  nachstehend. 

**)  Dasz  Erhöhungen  zu  anderen  Zeiten  unmöglich  gewesen  seien,  soll 
damit  nicht  gesagt  werden,  cfr.  die  Urkunde  Conrads  IV.   1-24«  Deebr.  12. 
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CO  d      «•  CO*  »o  ^       22       d            d 
S"»       ^^^  §      OD       "            " 

•^•^d5z;5*a^^^  .  -"^    ^co 

'M^l          ^«fecOeO          €0          CO                 CO 

1300  Jan.   20.  —  Lac.  ÜB.  2,  015 

No.  1043. 
1314  Mai  9.  —  1.  c.  3,  95  No.  129,  — 
cfr.  pag.  24.  Note  88. 

1317  Mai  20.  —  Teschenmacher,  Ann. 

Cliv.  Cod.  dipl.  35  No.  44. 
1317  Mai  22.  —  Lac  ÜB.  3.  116 

No.  137. 
cfr.  1331  Aug.  25.  —  Rubel.  ÜB. 

1,  321  No.  463. 
1332  Juni  23.  —  1.  c.  1.  334  No.  483. 

CS 

Verpfändung  Duisburgs  um  2000  Mark. 
Erhöhung  der  Pfandsumme  um   1400  Mark  und  Be- 
stätigung. 
Bestätigung  des  Pfandbesitzes. 

Versprechen  der  Bestätigung  des  Pfandbesitzes. 
Desgleichen. 

Erhöhung  der  Pfandsumme  um   1000  Mark  und  Be- 

)urg8  um  die  um  10000  Mark  er- 
höhte Pfandsumme  unter  Anerkennung  lebensläng- 
licher Rechte  des  Grafen  v.  Berg. 
Erhöhung  der  Pfandsumme  von  20000  auf  30000  Mark 
und  Bestätigung. 

Verpfändung  des  Reichsgutes  in  Dortmund  um  1400 

Mark. 
Versprechen,  dasz  Friedrich  d.  Schöne  die  Pfandsumme 

um  3000  Pfd.  Heller  erhöhen  und  den  Pfandbesitz 

bestätigen  werde. 
Entziehung  des  Pfandbesitzes. 

1 

s 

Dhaft  Cleve. 

Dietrich  VII.  (1290-1.S05). 

Adolf  V.  Berg  (1308-47). 
JohannLv.  Cleve  (1347-68) 

(haft  Mark. 

Eberhard  I.  (1277-1308). 

Engelbert  IL  (1308-1328). 

1 

9 

4.  Grafs 

Rudolf  V.  Habsburg. 
Adolf  V.  Nassau. 

Albrecht. 

Johann  v.  Böhmen. 
Ludwig  V.  Bayern. 

Ludwig  IV. 
Karl  IV. 

5.  Grafsc 

Albrecht. 

Leopold  V.  Österreich. 
Ludwig  IV. 

WermiBgboff,  Die  YerpfSnduDfen  d.  mittel-  u.  niedarrh.  RelohMi&dte. 
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eines  neuen  Reichsoberhanptes:  verbanden  sich  doch  gerade  die 
meisten  Bestätigungsurkanden  knrz  znyor  gewählter  HeiTscher 
mit  solchen  Steigerungen  der  Verbindlichkeit  des  Reiches. 

Hiednrch  ist  ihnen  zugleich  die  Eigenschaft  rein  formaler 
Anerkennungen  entzogen:  es  sind  Vereinbarungen  neuer  Verträge 
zwischen  Schuldner  und  Gläubiger,  sich  aufbauend  auf  den 
Grundlagen  der  ursprünglichen  Übereinkommen.  Indem  man 
diese  letzteren  stetig  erweiterte,  anerkannte  der  Herrscher  nicht 
so  sehr  die  Verfügung  seines  Vorgängers,  als  er  vielmehr  nun 
seinerseits  Verabredungen  über  die  sich  substantiell  gleichbleibenden 
Reichspfandschaften  der  Kirchen  und  Geschlechter  traf  Nicht 
als  ob  es  an  Belegen  dafür  fehlte,  dasz  die  erstmaligen  Ab- 
machungen eines  Königs  von  dessen  Nachfolgern  oftmals  nur 
wiederholt  worden  seien,  ohne  die  in  ihnen  festgesetzten  Forderungen 
an  das  Reich  zu  erhöhen.  Gleichwohl  scheint  die  Ausstellung 
auch  solcher  Aktenstücke  eher  als  erstrebenswert,  nicht  als 
staatsrechtlich  erforderlich  angesehen  worden  zu  sein:  sie  konnte 
in  keiner  Weise  die  fortdauernde  Rechtskraft  einer  Verschreibung 
von  Reichsgut  bedingen.  Die  verzeichneten  Urkunden  werden 
daher  weniger  in  einer  Rechtsanschanung,  welche  andere  Gnaden- 
erweise wie  die  Städteprivilegien  nur  als  gegeben  ad  dies  vitae 
des  Herrschers  verstand,  als  in  den  thatsächlichen  Verhältnissen 
ihre  Begründung  finden. 

Manche  Bewerber  um  die  deutsche  Krone  muszten  ihren 
Wählern  und  Anhängern  geloben,  sie  vorab  im  Besitze  des 
ihnen  versetzten  Reichsgutes  zu  belassen.  Die  Thronbesteigung 
eines  Herrschers  bedeutete  zumeist  einen  völligen  Umschwung 
der  gesamten  Reichspolitik,  welchem  die  bereits  gekennzeichneten 
eventuellen  Versetzungen  mehrfach  Ausdimck  verliehen.  Durch 
ihr  Beispiel  aber  wurden  die  einzelnen  Groszen  veranlaszt,  nicht 
länger  mit  der  Anerkennung  des  Königs  zurückzuhalten;  gegen 
derartige  Gefährdungen  wohlerworbener  Rechte  sich  zu  schützen, 
lag  in  ihrem  eigenen  Interesse.  Durch  die  Bestätigungsurkunden 
ward  ihnen  die  Gewährleistung  einer  ungestörten  Fortdauer 
ihres  Besitzes  zu  teil.  Durch  sie  erlangten  sie  die  Gewiszheit,  dasz 
auch  der  Neugewählte  nicht  im  stände  sei,  die  Verpflichtung 
des  Reiches  zu  tilgen.  Durch  die  Erhöhung  ihrer  Forderung 
endlich  ward  nicht  allein  ihre  „Treue  und  Diensteifrigkeit" 
belohnt,  sondern  auch  —  und  dies  war  zweifellos  das  Wichtigste 
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—  eine  Burgschaft  dafür  gegeben,  dasz  ihre  Stellung  gegenüber 
dein  Pfände  eine  noch  gesichertere  sein  werde  als  bisher. 

Andrerseits  sind  nur  wenige  Urkunden  überliefert,  aus 
denen  sich  mit  Bestimmtheit  das  von  den  Königen  beobachtete 
Verfahren  ergäbe,  sobald  innerhalb  der  weltlichen  Geschlechter 
sowie  der  Kirchen  ein  Wechsel  ihrer  Vertreter  stattgefunden 
hatte.  Bei  den  ersteren  nämlich  läszt  sich  hiefür  nur  ein 
einziges^^)  Diplom  nachweisen,  das  Albrechts  aus  dem  Jahre 
130G  zu  gunsten  Reynalds  von  Falkenburg,  der  im  Jahre  l^Ofi 
seinen  Bruder  in  der  Handhabung  des  Aachener  Schultheiszen- 
amtes  ersetzt  hatte.  Dagegen  ist  für  Balduins  von  Trier  beide 
Nachfolger,  Boemund  II.  und  Cuno  II.,  je  ein  die  königliche 
Anerkennung  verkündendes  Aktenstück  überliefert.  Der  Befehl 
endlich  Karls  IV.  vom  Jahre  1372  an  die  Einwohnerschaft 
Dortmunds  gestattet  die  Vermutung,  dasz  gleich  den  hier 
namhaft  gemachten  Erzbischöfen  Wilhelm  und  Friedrich  Ilf. 
von  Köln  auch  den  noch  übrigen  Nachfolgern  Walrams  die 
Rechte  ihrer  Kirche  an  jener  Stadt  besonders  verbrieft  wurden. 

Unter  solchen  Umständen  kann  es  allein  den  Wert  einer 
Hypothese  beanspruchen,  wenn  wir  uns  diesen  Gegensatz  auf 
folgende  Weise  entstanden  denken. 

Der  geistliche  Fürst  verdankte  seine  Stellung  der  Wahl  durch 
das  Kapitel  seiner  Diözese  beziehungsweise  päpstlicher  Provision  :**0 
er  bedurfte  zugleich  der  Investitur  mit  den  Regalien  durch  den  König. 
Unter  den  letzteren  verstand  die  Zeit  des  Wormser  Konkordates 
„im  allgemeinen  nur  die  Gesamtheit  aller  den  einzelnen  Bistümern 
zugehörigen  Gütermassen  und  Rechte,  ohne  Unterschied  ihres 
Erwerbstitels  und  ihres  Charakters,  d.  h.  ohne  Rücksicht  darauf, 
ob  die  Güter  der  Kirche  zu  Eigentum  oder  zu  Lehen  zustanden, 
und  ob  die  Rechte  privatrechtlicher  oder  publizistischer  oder 
hoheitlicher  Natur  waren ",^*)  —  allein  ihr  war  der  Erwerb  von 


**)  Die  Urkunden  Ludwigs  IV.  1314  Decbr.  6.  fiir  Adolf  v.  Berg  ond 
Karls  IV.  \M\)  Febr.  ID.  für  Johann  v.  Cleye  sind  Bestätigungen  von  seilen 
der  beiden  neuerhobenen  Könige. 

*^)  cfr.  Kroger,  Der  Einflusz  und  die  Politik  Kaiser  Karls  IV.  bei 
der  Besetzung?  der  deutschon  Reichsbistümer  (Münster.  Diss.  1»H5),  60  ff. 
Kummer,  Die  Bischofs  wählen  in  Deutschland  zur  Zeit  des  groszen  Schismas 
(Leipzig  189-2),  1  ff. 

*^)  Hin  seh  ins,  Kirchenrecht  -2,  5C8. 
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Besitzungen  und  Befugnissen  durch  das  Mittel  eines  Pfandver- 
trages mit  dem  Reiche  noch  unbekannt.  Mithin  konnte  späterhin 
ein  Zweifel  darüber  entstehen,  ob  die  Reichspfandschaften  den 
Regalien  gleichzusetzen  und  wie  diese  der  Investitur  zu  unter- 
werfen seien.  Bedeutete  letztere  aber  die  Einweisung  in  den 
Besitz  des  Kirchengutes,  so  mochte  man  durch  eigene  Bestätigungs- 
diplome von  Seiten  der  Herrscher  jeweils  auch  eine  Einführung 
in  das  der  geistlichen  Anstalt  verschriebene  Reichsgut  zu  erlangen 
trachten. 

Wesentlich  anders  war  die  Stellung  der  weltlichen  Groszen. 
Ihr  gesamter  Besitz,  also  auch  derjenige  an  den  ihnen  zu 
Pfand  bestellten  Teilen  des  Reichsvermögens,  war  frei  vererblich, 
ohne  dasz  der  Fürst  zum  sichtbaren  Ausdnick  seiner  Nach- 
folgerschaft einer  Genehmigung  und  Anerkennung  durch  den 
König  bedurfte.  Warum  aber,  so  hören  wir  fragen,  die  Ur- 
kunden Ludwigs  IV.  vom  Jahre  138B  und  Karls  IV.  vom  Jahre 
1356  für  Wilhelm  von  Jülich?  Jene  war  veranlaszt  durch  die 
beabsichtigte  und  wenige  Tage  später  vollzogene  Erhebung 
Wilhelms  zum  Markgrafen,  —  ganz  abgesehen  davon,  dasz  sie 
einen  völlig  neuen  Vertrag  über  dessen  Reichspfandschaften  ver- 
einbarte,'^) —  diese  hingegen  durch  seine  Beförderung  zum 
Herzog.  Beide  sollten  möglichst  genau  die  Rechte  des  neuge- 
schaffenen Reichsfürstentums  an  den  in  ihnen  namhaft  gemachten 
Objekten  bestimmen  und  abgrenzen.**) 

§  4.   Die  Pfandnutzung. 

Für  den  Gläubiger  ergab  sich  aus  dem  Besitze  des  Pfandes 
zunächst  dessen  Nutzung:  alle  Einkünfte,  wie  verschieden  immer 
ihre  Art  und  ihr  Umfang  je  nach  der  Natur  des  Haftobjektes 


*«)  cfr.  pag.  30  f. 

**)  Die  Erhebung  Wilhelms  v.  Jülich  zum  Markgrafen  erfolgte  durch 
die  Urkunde  Ludwigs  IV.  1336  Aug.  21.  —  Lac.  ÜB.  3,  -248  No.  307.  Die 
Beförderung  zum  Herzog  fand  statt  zwischen  135G  Decbr.  21.  (cfr.  die 
Zeugenreihe  in  B.-H.  Reg.  Karl  IV.  No.  2553)  und  1356  Decbr.  25,  dem 
Datum  der  citierten  Urkunde  Karls  IV.  Das  hierüber  ausgestellte  Diplom 
ist  nicht  mehr  erhalten,  cfr.  Lac.  ÜB.  3,473  No,  565  Note  2;  Ficker, 
Reichsfarstenstand  1,  118  §  80. 
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sein  mochten,  wurden  fortan  ihm  zu  teil.  Auf  sie  insgesamt 
hatte  das  Reich  verziclitet.**) 

Das  deutsche  Verkehrsleben  hatte  zwei  Wege  der  Ver- 
wertung des  Pfandgenusses ^•)  ausgestaltet:  einen  ei-sten,  welcher 
die  dem  Inhaber  zuflieszenden  Einnahmen  zur  Tilgung  seines 
Anspruches  an  den  Schuldner. bestimmte;  einen  zweiten,  welcher 
die  Forderung  ungeschmälert  bis  zur  Auslösung  des  versetzten 
Gutes  fortbestehen  liesz.  Dort  sollte  das  Pfand  ein  „abnieszendes'^ 
(sogen.  Totsatzung,  franz.  vif-gage),  hier  ein  ^unabnieszendes'' 
(franz.  moit-gage)  sein.  Dort  konnte  der  Zahlungspflichtige 
erwarten,  in  abselil)arer  Zeit  wieder  unbeschränkter  Eigentümer 
des  verschriebenen  Gutes  zu  werden,  durch  dessen  Früchte  allein 
ja  seine  Verbindlichkeit  allmählich  abgetragen  wurde.  Hier 
dagegen  durfte  der  Forderungsberechtigte  hoffen,  nicht  nur  dasz 
die  Summe  der  Bezüge  während  der  Dauer  des  Besitzes  seinen 
Anspruch  übersteigen,  sondern  auch  dasz  diesen  selbst  noch  die 
Pfandlöse  befriedigen  würde.  Zwar  entsprach  die  letztere  Art 
am  meisten  dem  Wesen  des  Satznngsgeschäftes,  aber  sie  war 
stets  für  den  Schuldner  ein  lästiges  Mittel,  sich  Kredit  zu 
beschaffen. 

Es  ist  daher  um  so  bezeichnender,  wenn  wir  auf  ihrer 
Grundlage,  mit  wenigen  Ausnahmen,*')  alle  Verträge  über  Ver- 
setzung der  rheinischen  Reichsstädte  sowie  der  mit  ihnen  ver- 
bundenen Gerechtsamen  sich  aufbauen  sehen.  Das  Reich  mnszte 
hinsichtlich  der  Pfandnutzung   seinen  Gläubigem  die  für  sich 


**^  Auf  die  Worte  der  Urkunde  Heinrichs  VII.  1312  Juli  l>*.  — 
Günther  3. 148  No.  53,  betr.  die  Verptandong  von  Boppard  and  Obcrwesel: 
^resenramus  uobis  et  imperio  theloneom  Rheni  (sc  in  Bopardia)  et  monetiun 
ni^tram  in  oppidis  memoratis*  werden  wir  noch  Exkurs  I ,  Note  80  ff.  einxu- 
gehen  habou;  cfr.  lunäohst  Note  4*>. 

**^  Zum  Fokinden  cfr.  Heusler,  Institutionen  2,1-42  f. 

*^  cfr.  Adolf  V.  Nassau  l2i»2  Septbr.  22.  —  Jan  Heelu  ed.  Willems  56-2. 

Heinrich  VIL  i:i«>v»  Jan.  21.  —  Günther  3.130  Xo.  39. 

rnb^-^timmbar  bKibt  der  i'hanikter  der  Verpfandang  Dusborgs  danh 
rhiiipp  T.  Schwabtu  1204  Novbr.  —  Dumont.  Corps  dipL  1«,  131  Xo,  245. 
IVr  KouijjT  verseilt  die  Stadt  an  Herxoc  Heinrich  t.  BraVant  um  1J<0« 
Mark,  ..ita  quo^l  $;n^uli$  annis  ir.de  dt«dtti^t  ad  nsuä  suo6  ducentas  quinqua- 
^inta  maivas.*'  S^Ul  der  Herao^:  jährlich  aus  der  StadI  250  Mark  beliehen 
vHier  soll  er  sie  auf  den  rfÄni5.chiIiiui:  in  Anrevhauag  hringen  (inde  d  h, 
hienach  auf  d:e  f^-v  Mark^  Es  hei<*t  ferner,  jed«T  Überaekan  iber  250 
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selbst  drückendsten  Bedingungen  eingehen,  wie  es  ihnen  den 
Besitz  seiner  Vermögensteile  zugestand,  obwohl  in  der  soge- 
nannten neueren  Satzung  eine  weniger  empfindliche  Form  der 
Pfandbestellung  sich  ausgebildet  hatte. 

Manche  königliche  Urkunde  hat  diesen  Verhältnissen  Rechnung 
getragen:'^) ausdrücklich  wurde  festgesetzt,  dasz  die  Erträge  des 
Pfandes  nicht  einer  allmählichen  Beseitigung  der  Schuld  dienen 
sollten. 

Allerdings  ^^)  geriet  man  hiedurch  in  Widerspruch  mit  den 
Vorschriften  der  Kirche,  welche  seit  dem  Konzil  von  Tours  (1 163) 
es  als  wucherisch  betrachtete,  sobald  die  Pfandnutzungen  die 
Pfandsummen  nicht  tilgten.*") 


Mark  solle  dem  königiichon  Schatze  zuflie.szeii,  jeder  Fehlbetrag  anderweitig 
gedeckt  werden.  Zum  Schiasse  wird  gesagt:  „si  autom  de  memorata  pignoris 
Sorte  terciam  si?e  quartam  sea  amplius  duci  solvamuR,  pro  rata  sortis  pactae 
partes  acce^sionis  ducentarum  quinquaginta  marcarnm  minnentur."  Wir 
Kestehen,  diesen  Satz  nicht  verstanden  zu  haben.  Soll  gesagt  werden:  sobald 
der  König  600  Mark  gezahlt  nnd  hiedurch  den  Pfandschilling  auf  1200  Mark 
omiedrigt  habe,  soUten  dementsprechend  auch  jene  250  Mark  um  ein  Drittel, 
d.  h.  um  83,8  Mark  auf  166,7  Mark,  vermindert  werden?  Der  Schreiber  des 
Diploms  scheint  überdies  den  vierten  nnd  fünften  Teil  einer  Summe  für 
^öszer  gehalten  zu  haben  als  den  dritteu,  wenn  er  sagt:  «sl  terciam  sive 
quartam  seu  amplius  solvamus."  Immerhin  küunte  man  bei  dem  Fehlen  einer 
Bestimmung  über  die  Auslosung  Duisburgs  in  der  vorliegenden  Verfügung 
eine  Totsatzung  erblicken. 

**)  cfr.  Wilhelm  v.  HoDand  124^  April  29.  —  Ernst,  Hist.  du  Limbourg 
6, 242. 

Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  —  Günther  3,160  Xo.  62. 

Friedrich  (III.)  1322  Juni  1«.  —  Lac.  Uß.  3, 167  No.  193. 

Karl  IV.  1349  Febr.  19.  —  Lac.  ÜB.  3,  3H0  No.  473.  —  etc.  etc. 

*•)  Zum  Folgenden  cfr.  v.  Meibom,  Deutsches  Pfandrecht  343. 

*^)  cfr.  c.  1  X  de  usuris  V,  19.  —  Friedberg,  2,  «11:  „Flures  cleri- 
coram  et,  quod  moerentes  dicimus,  eorum  quoque,  qui  praesens  saeculum 
professione  vocis  et  habitu  reliquerunt,  dum  communes  usuras,  quasi  mani- 
festius  damnatas,  exhorrent,  commodata  pecunia  indigentibus  possessiones 
eoram  in  pignus  accipiunt  et  provenientes  fructus  percipiunt  ultra  sortem. 
Idcirco  generalis  concilii  decrevit  auctoritas,  ut  nuUus  amodo  constitutus  in 
clero  vel  hoc  vel  aliud  genus  usurae  exercere  praesumat.  Et  si  quis  hactenus 
alicuins  possessionem  data  pecunia  suh  hac  specie  vel  conditione  in  pigiuiä 
acceperit,  si  sortem  suam  deductis  expensis  de  fructibus  iam  perceperit, 
absolute  possessionem  restituat  debitori.  Si  autom  aliquid  minus  habet,  eo 
reeepto  possessio  libere  ad  dominum  revertator". 
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Allein  auf  niainiigfache  Weise  wiiszte  man  ihr  Verbot  zu 
umgehen.  So  überliesz  Rudolf  von  Habsburg^O  dem  Grafen 
von  Katzenellenbogen  „de  speciali  gracia"  die  Einkünfte  des 
Bopparder  Zolles,  „attendentes",  wie  er  sagt,  „labores  quam  plu- 
rimos  et  dampna  gravia,  que  predictus  comes  in  servitiis  nostris 
et  imperii  sustinuit  et  sustinet  indefesse  et  quod  occasione  debiti 
predicti  pro  nobis  contracti  dispendiosa  dampna  incurrere  poterif^: 
so  gedachte  sein  Nachfolger*^),  dem  Erzbischof  von  Köln  die 
Bezüge  der  ihm  anheimzugebenden  Burgen  und  Städte  zuzu- 
wenden, „quia  vix  sufficiunt  ad  custodiam,  conservationem  et 
expensas".*^)  Man  bestimmte  endlich,  dasz  die  Nutzungen  als 
„augmentum  feodorum*'  des  Empfängers  angesehen  werden  sollten, 
ein  Ausweg,  der  wie  von  Heinrich  VII.  im  Jahre  1310,**)  so  auch 
von  Karl  IV.  in  den  Jahren  1346,  1349  und  1376**)  einge- 
schlagen wurde. 

Freilich  über  die  Höhe  der  Einkünfte  finden  sich  nm-  ganz 
vereinzelte  Angaben:*®)  aber  einen  jeden  Versuch,  das  Verhältnis 
der  Pfandnutzung  zur  Pfandsumme  jeweils  zahlenmäszig  anszu- 


c.  2  X.  de  usuris  V,  11)  —  Friedberg  2,811:  „Quoniain  non  solum 
viris  ecclesiasticis,  sed  etiam  quibuslibet  aliis  periculosum  est  nsurarum 
lucris  intendere,  auctoritate  tibi  praesentiiim  dnximus  ininDgendnm,  ut  eos, 
qui  de  possessionibiis  vel  arboribus,  quas  tenere  in  pignore  noscuntur,  sortem 
suam  deductis  expensis  inde  iam  receperunt,  ad  eadem  pigDora  sine  usararnm 
exactione  restituenda  ecclesiastica  districtione  compeHas"  (JafF6-Löwenfeld, 
Regg.  Pontificum  2  No.  13810). 

*>)  Rudolf  V.  Habsburg  1282  Novbr.  11.  —  Wenck,  Hess.  Uß.  l,4i» 
No.  70. 

**)  Adolf  T.  Nassau  1292  Septbr.  13  —  QueU.  d.  St.  Köln  3,  334  No.  37*2. 

*3)  cfr.  Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  —  Günther  3,  14«  No.  53.  Der 
Kaiser  versetzt  Boppard  und  Oberwesel  an  Balduin  v.  Trier  „perceptis  ibidem 
et  percipiendis  interim,  que  sibi  et  ecclesie  sue  predicte  ob  hoc,  ut  de  ipsis 
predictorum  oppidorum  et  suorura  pertinentium  custodiam,  retentionem  et 
defensionem  bonam  et  alia  neccssaria  faciant,  remittimus  et  donamus,  in 
sortem  principalem  minime  computandis." 

**)  Heinrich  VII    1310  Septbr.  2.  —  Lac.  ÜB.  3,  67  No.  02. 

«)  Karl  IV.  1346  Novbr.  26.  —  Joannis,  Spie.  43  No.  15. 

idem  1349  Aug.  16.  —  Lac.  ÜB.  3,  387  No.  484. 

idem  1376  Mai  31.  —  R.  T.  A    1,23  No.  6  §  7. 

*^)  Über  die  Urkunde  Philipps  v.  Schwaben  1204  Novbr.  cfr.  Note  37. 

Rudolf  V.  Habsburg  1278  Mai  15.  —Mitteil,  des  österr.  Instituts  12,508. 

Adolf  V.  Nassau  1204  Juli  13.  -  Böhmer,  Acta  381  No.  512, 
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drücken,  vereiteln  nicht  allein  die  allgemein  gehaltenen  Wendungen 
der  Diplome,  sondern  auch  die  bereits  gekennzeichneten  Um- 
stände, welche  den  Betrag  der  Forderung*')  bedingten,  sowie 
die  häufigen  Vermehrungen**)  derselben.  Sah  sich  der  Besitzer 
daher  zunächst  angewiesen  auf  die  Erträge,  welche  vor  ihm  dem 
Reiche  aus  der  nun  versetzten  Stadt  u.  s.  f.  zugeflossen  waren, 
wie  grosz  oder  wie  gering  ihr  Umfang  sein  mochte:  stets  blieb 
ihm  die  Möglichkeit,  von  seiten  des  Königs  neue  finanzielle 
Vorteile  zu  erlangen.  Dem  Erzbischof  von  Trier  z.  B.  gestattete 
Ludwig  der  Bayer  im  Jahre  1314,**^)  in  Boppard  eine  Zollstätte 
zu  errichten,  während  im  Jahre  1338***)  Wilhelm  von  Jülich  als 
ein  Reichsedellehen  die  Berechtigung  erwirkte,  in  jedem  Orte 
seiner  Markgrafschaft  wie  in  jeder  ihm  vom  Reiche  verschrie- 
benen Besitzung  von  allen  Waaren  nach  bestimmtem  Tarife  Zoll 
und  Accise  zu  erheben. 

§  5.   Die  Ausübung  der  mit  dem  Pfände  verbundenen 
Hoheitsrechte. 
Die  Pfandnutzung  war  nur  eine  der  dem  Pfandbesitzer  ein- 
geräumten Befugnisse:   mit  ihr  verband  sich  des  weiteren  die 


Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  —  Note  43.  Er  versetzt  beide  Städte  um  4000  Mk. 
mit  der  Bestimmung:  «nostre  tarnen  inten tionis  existit,  qnod  sture  seu  exactiones 
predicte  imponende  christianis  et  iudeis  oppidonim  predictorum,  quam  nos 
sou  nostri  predecessores  conyenienter  imponere  consueyimus  annis  Bingulis, 
non  transcendant.**  Jede  Stadt  nun  zahlte  jährlich  200  Mark  (cfr.  Adolf 
V.  Nassau  1297  Febr.  17.  —  Goerz,  Mittelrh.  Regg.  4  No.  2612;  Kellnerei- 
rechnungen  von  Oberwesel  1344  45  und  1345/46.  —  Lamprecht,  Wirt- 
schaftsieben  3,454  No.  294  und  3,463  No.  295.  Cuno  IL  1368  Febr.  8.  — 
Goerz,  Regg.  d.  Erzbb.  von  Trier  102).  Man  könnte  daher  annehmen,  die 
Einkünfte  aus  der  Reichspfandschaft  hätten  10  %  der  Pfandsummen  betragen, 
alJein  es  fehlen  noch  die  Judensteuern,  Naturalbezüge  u.  a.  m. 

^')  cfr.  pag.  18  ff. 

*«)  cfr.  pag.  21  ff. 

**)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  —  Günther,  3,160  No.  62:  „Consen- 
ciemus  etiam  expressc  quod  idcm  archiepiscopus  et  sui  successores  levare  possint 
et  percipere  in  Eopardia  seu  eius  districtn  theloneum  quatuor  thuronensium 
grossorum  de  qualibet  carrata  vini  et  de  aliis  mercimoniis  per  Reni  alveum 
transeuntibus  iuxta  consuetam  taxationem.**  (cfr.  Note  36.) 

**')  Ludwig  IV.  1338  Mai  10.  —  Lac.  ÜB.  3,  260  No.  326. 

cfr.  idem  1337  Juli  8.  —  l  c.  3,251  No.  311  Note  1. 
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Ausübung  der  bislang:  vom  Könige  und  dessen  Beamten  ge- 
handhabten Rechte,  deren  Wesen  gleich  dem  Umfange  der  Er- 
träge von  der  Natur  des  Pfandes  abhängig  sein  muszte.  Sie 
waren  andere  bei  einer  Beamtung,  andere  bei  einem  Zolle,  einer 
Stadt.     Fortan  verwaltete  sie  der  Fürst  und  seine  Diener.*') 

Allerdings  erweckt  der  Wortlaut  der  Versetzungsverträge 
den  Schein,  als  habe  durch  sie  das  Reich  der  Gesamtheit  seiner 
hoheitlichen  Berechtigungen  sich  begeben;  in  Wirklichkeit  behielt 
der  Schuldner  gleichwohl  hier  und  da  noch  Splitter  der  ursprüng- 
lichen Vollgewalt,  —  nur  um  bald  auch  dieser  zu  Gunsten  der 
Gläubiger  sich  zu  entäuszern. 

Eine  Reihe  kirchlicher  Beamtungen  (beneficia  ecclesiastica) 
bildete,  wie  wir  aus  wenigen  und  doch  wieder  inhaltreichen  Ur- 
kunden**) zu  erkennen  vermögen,  Pertinenzen  der  Schultheiszerei 
zu  Aachen,  der  Städte  Boppard  und  Oberwesel,  Düren  und  Sinzig, 
während  uns  für  Dortmund  und  Duisburg  keine  diesbezüglichen 
Nachrichten  vorliegen.    Zum  Teil**)  mit  der  Pflicht  der  Seelsorge 


**)  cfr.  Philipp  V.  Schwalen  1204  Novbr.  —  Note  .37.  Der  Herzog  von 
Brabant  „libere  in  predicto  oppido  (Duisburg)  tuitium  suiim  iustituet,  sicut 
pleüam  et  liberam  ibi  habebit  administrationem  et  prefatam  percipiet  pecuniain. 
preseiite  tarnen  niintio  eins,  qui  caHtro  nostro  Werde  preerit,  qui  aliain  in 
Diisburg  non  habebit   potestatem,   sed  quod  erit  tcstis  peciinie  percipiende." 

Adolf  V.  Nassau  1292  Octbr.  4.  —  (^upII.  d.  St.  Köln,  3,  »40  No.  37o. 
Der  König  befiehlt  den  Einwohnern  Sinzii^s,  ^quatenus  .  .  .  archiepiscopo. 
eins  successoribus  et  ecclesie  (k)loniensi  .  .  .  ac  officiatis  ab  eis  .  .  .  deputatis 
de  redditibus,  proventibus,  obventionibus,  iuribus  et  universis,  que  ibidem 
obtinere  dinoscimur,  .  .  .  respondeatis  et  responderi  cum  omni  integritato 
faciatis,  durante  obligatione  predieta.** 

Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  —  Note  4:J.  DerKai8«T  bestimmt,  dasi  in 
den  Städten  Boppard  und  Oberwes»'l  Balduin  v.  Trier  und  seiue  NachfolgfT 
„potestatem  instituendi  et  destituendi  advocatos  et  alios  officiales  in  eisdem 
habeanf 

*-)  Leopold  V.  Österreich  1314  Mai  9.  —  Lac.  ÜB.  3,  95  No.  li^- 
(cfr.  1314  Juli  5.  -  I.  c.  3,  101  No.  135;  —  1314  Septbr.  24.  —  1.  c.  3,  1"-' 
No.   137). 

Ludwig  IV.  1321  Apr.  30.  —  Günther  3,  201  No.  108.  (cfr.  Karl  IV. 
1376  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,23  No.  6  §  5). 

Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  3034.  (cfr.  idem 
1336  Aug  IG.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  3036;  —  Karl  IV.  1348  Jan.  18.  - 
Lac.  ÜB.  3,  3ü4  No.  454;  idem  1.356  Decbr.  25.  —  1.  c.  3,  482  No.  575). 

^)  Zum  Folgenden  cfr.  Friedberg,  l^ehrbuch  des  Kirchenrecht.^, 
3,  Aufl.   125.286  ff.,  309  ff. 
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betraut  (cum  cura,  curata),  zum  Teil  derselben  ledig  (sine  cura, 
non  curata);  bald  Stiftsämter  mit  Ehrenvorrang  und  Jurisdiction 
(dignitates),  bald  nur  mit  ersterem  ausgestattet  (personatus),  — 
war  nach  ihrer  Erledigung  die  Neubesetzung  insoweit  durch  das 
Recht  des  Königs  bedingt,  als  dieser  die  einen  auf  Grund  der 
regia  nominatio  verlieh  (providere),  zu  den  anderen  aber  kraft 
des  ins  patronatus**)  ihm  geeignet  dankende  Personen  vorzu- 
schlagen hatte  (praesentare). 

Ansdrficklich  bestimmte  zwar  das  Kirchenrecht,  der  dingliche 
Patronat  solle  bei  der  Verpftndung  des  Gutes  nicht  auf  den 
Gläubiger  übergehen,  vielmehr  wie  zuvor  dem  Schuldner  ver- 
bleiben:^'^) allein  auch  diesem  Verbote  wuszte  man  auszuweichen. 
Mochte  immerhin  der  Pfandvertrag  selbst  seit  kürzerer  oder 
längerer  Zeit  in  ^raft  getreten  sein,  der  Schuldner  inzwischen 
von  seinem  Rechte  Gebrauch  gemacht  haben,  —  der  Patronat 
war  gewisz  für  den  Herrscher  von  allzugeringer  Bedeutung,  um 
nicht  auf  ihn  verzichten  zu  können,  von  dem  Pfandbesitzer  hin- 
gegen mnszte  seine  Ausübung  durch  den  König  als  Beeinträch- 
tigung seiner  gesamten  Stellung  dem  Pfände  gegenüber 
empfundeu  werden.  Als  ein  Geschenk  besonderer  Gnade  ward 
er  daher  dem  Gläubiger  anheimgegeben,  —  an  Trier  im  Jahre 
1321,  an  Jülich  im  Jahre  1336,  während  den  Falkenburgem  im 
Jahre  1314  die  Übertragung  nur  versprochen  wurde  —  wie 
natürlich  bei  seinem  Wesen  einer  res  extra  commercium,  ohne 
dasz  hiedurch  die  Forderung  der  Bewidmeten  gesteigert  worden 
wäre,  ein  Verfahren,  dessen  Grundsätzen  man  gleichzeitig  das 
Verleihungsrecht  kirchlicher  Benefizien  unterwarf.  Nicht  als  ob 
auf  diesem  Wege  der  Zusammenhang  jener  Beamtungen  mit 
ihren  Oberen  aufgehoben  worden  sei:  wie  früher  bedurfte  auch 
jetzt  der  Geistliche  der  Besitzeinweisung  (institutio  corporalis) 


^*)  über  dieses  cfr.  besonders  Hinschius,  KircheDrecht  3,  6  ff. 

*^)  Hinschius  1.  c.  3,  78—79.  Note  5.  —  Im  Jahre  1310  beschloss 
die  Uainzer  Provinzialsynode  —  Mansi  25,320:  «Ad  omnem  quoque  dubita- 
tiocis  sive  questionis  materiam  aniputandam  statuimus,  ut  si  quis  predium 
8uum.  cui  ius  attinet  patrooatus,  cuiquam  obligaverit,  indistincte  ius  presentandi 
apud  ipsum  obligantem  resideat,  cum  tale  ins  estimari  »on  possit  et  ergo  in 
Bortem  nequeat  computari,  cum  semper  fructus  rei  pignorate  in  sortem  debeant 
computarl  iaxta  canoni^as  et  le^itimas  sanctiones*. 
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in  die  ihm  zugedachte  Stellang.**)  Ja,  in  Boppard  und  Oher- 
wesel  muszte  diese  Verbindung  zu  einer  noch  festeren  werden: 
zur  Vornahme  der  Einsetzung  war  der  Erzbischof  von  Trier 
schon  durch  seine  Würde  benifen;  nun  erhielt  er  durch  Ludwig 
den  Bayern  obendrein  die  Verfügung  über  die  geschilderten 
Amter. 

Vergleichbar  der  Preisgabe  dieser  Gerechtsamen  ist  der 
Verzicht  auf  die  Lehnsheirlichkeit  über  die  mit  den  Städten 
verbundenen  Reichslehen,  wenn  ihn  auch,  irren  wir  nicht,  andere 
Umstände  bedingten. 

In  Dortmund*')  lagen  die  Hoheitsrechte  des  deutschen 
Königs  in  der  Hand  der  dortigen  Grafen;  zugleich  mit  der  Frei- 
grafschafl  war  ihr  Amt  ein  erbliches  Reichslehen.  Im  Laufe 
der  Zeit  aber  war  es  den  Bürgern  gelungen,  die  Hälfte  desselben 
käuflich  an  sich  zu  bringen,  sodasz  „seit  dem  14.  Jahrhundert 
Vertreter  der  Stadt  (als  Lehensträger**))  nicht  blosz  mit  ihren 
Rechten  und  Freiheiten,  sondern  auch  mit  ihren  Besitztümern 
beliehen  wurden".  Die  Gemeinde  war  Vasallin  des  Reiches 
geworden. 

Wie  sollten  sich  diese  Verhältnisse  gestalten,  sobald  Dort- 
mund den  Gegenstand  einer  Versetzung  bildete? 

Die  bezüglichen  Urkunden*')  lassen  wohl  daran  keinen 
Zweifel,   dasz  durch  sie  auch   die   Lehnsherrlichkeit   über  die 


^)  cfr.  Karl  IV.  1356  Decbr.  25.  —  Note  52.  für  Jülich.  Der  Kaiser 
gebietet  dem  Erzb.  v.  Köln  wie  dem  Bischof  v.  Lüttich  „qnod  .  .  .  quo- 
cienscumque  successu  teraporis  premisse  prepositure  seu  ecclesiastica  beneficia 
vel  eorum  aliquod  vacare  contigerit,  clericos  ydoneos,  quos  prefati  diu  et 
8ui  heredes  ad  ea  .  .  .  rite  presentaverint,  sine  difficultate  qualibet  admittant, 
instituant  et  Institut os  seu  confirmatos  in  possessionem  huiusmodi  prepo- 
siturarum  seu  occlesiasticorum  beneficiorum  .  .  .  immittant  et  immitti  faciant 
corporalem". 

*^)  cfr.  Frensdorff,  Dortmunder  Statuten  und  Urteile,  Einl.  21  bis 
32,  145. 

*«)  fefr.  Schröder,  1.  c.  383,  390,  605. 

'^)  Adolf  V.  Nassau  1292  Septbr.  13.  —  Quell,  d.  St.  Köln  3,  334 
No.  372.  Verpfändet  an  Siegfried  v.  Köln  u.  a.  Dortmund  „cum  omnibus 
suis  iuribus  et  redditibus»  iurisdictiouibus  et  theloneis,  proventibus  et  per- 
tinentiis  universis". 

Adolf  V.  Nassau  1292  Octbr.  4.  —  Lac.  ÜB.  2,  551  No,  931.  üebietet 
dem  Grafen,  Schultheiszen  und  den  Bürgern  von  Dortmund,  dem  Erzbischof 


I  V.  Köln  zu  gehorchen,  (cfr.  1292  Octbr.  25.  —  1.  c.  2,  564  No.  935 ) 
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Grafen  wie  die  Stadt  dem  Gläubiger  überwiesen  warde;  gewisz 
sollte  er,  wenn  anders  die  Verpfändung  Erfolg  hatte,  fortan  alle 
die  Befugnisse  wahrzunehmen  berechtigt  sein,  die  vordem  das 
Reichsoberhaupt  hinsichtlich  jenes  Lehens  ausgeübt  hatte. 

Diesem  Resultate  aber  widersprechen  zwei  Diplome  Karls  IV: 
aus  dem  ersteren,  vom  16.  Juli  1349,***)  erhellt,  dasz  der  König 
selbst  den  Sohn  des  verstorbenen  Grafen  (Conrad  mit  der  Graf- 
schaft Dortmund  belehnte;  das  zweite,  vom  17.  April  1360,**^) 
berichtet  von  der  Einsetzung  eines  Freigrafen  durch  den  Herrscher. 
Wir  müssen  es  unentschieden  lassen,  auf  welchem  Wege  der 
Gegensatz  beider  Aktenstücke  zu  der  von  Karl  IV.  selbst  ver- 
brieften Pfandbestellung  entstanden  sein  könnte.  Sollen  wir 
annehmen,  die  Belehnung  des  Jahres  1349  sei  erfolgt,  weil 
damals  AValram  von  Köln,  bereits  erkrankt,  vermutlich  nicht 
mehr  in  Deutschland  weilte,**)  sie  aber  habe  vollzogen  werden 
müssen,  da  das  Gericht  nicht  länger  als  Jahr  und  Tag  ohne 
Richter  bleiben  durfte?*^)  Soll  man  die  Berufung  des  Frei- 
giafen  im  Jahre  1360  darauf  zurückführen,  dasz  der  Kaiser  sie 
vorzunehmen  sich  berufen  erachtete,  nachdem  seine  Verlegung 
zu  Gunsten  der  kölnischen  Kirche  überhaupt  nicht  ins  Leben 
getreten  war? 

Auf  andere  AVeise  vollzog  sich  bei  den  übrigen  Reichsstädten 
der  Übergang  der  Leimsherrlichkeit  an  den  Gläubiger.     Wohl 

Johann  y.  Böhmen  1340  Juni  15.  -  1.  c.  3,  348  No.  433.  Karl  von 
Mähren  soll  nach  Wahl  und  Kronnng  dem  Walram  v.  Köln  „die  stat  Tan 
Dorpmunde  inde  mit  der  vriheit,  graschap,  mit  dem  gorichte  ind  mit  den 
jaden  ind  mit  al  dem  gude  ind  rechte,  dat  dat  richo  zu  Dorpmunde  hait/ 
verpfänden. 

Karl  IV.  1346  Novbr.  26.  -  Joannis,  Spie.  43-  No.  15.  Verpftndet 
dem  Walram  v.  Köln  „oppidum  Tremoniense  cum  territorio  suo  et  districtu 
vi  comitatu,  qui  vulgariter  dicitnr  Frejgraifschaft,  necnon  iud«ia  et  iuris- 
dictione  temporal),  iuribus  et  attinentiis". 

Karl  IV.  1349  Aug.  16.  —  Lac.  Uß.  3,  387  No.  484.  Widerruft  zu 
Gunsten  Walrams  v.  Köln  einige  den  Dortmundern  erteilte  Privilegien,  „cum 
1108  olim  .  .  .  oppidum  nostrum  Tremoniense  cum  territorio,  districtu  et  co- 
niitatu  suis  .  .  .  obligaverimus".  —  cfr.  Frensdorff,  I.  c.  Einl.  164  Note  2. 

^)  Karl  IV.  1349  Juli  16.  —  Rubel,  Dortra.  ÜB.  1,456  No.  653. 

")  Karl  IV.  1360  Apr.  17.  —  1.  c.  1,525  No.  746. 

•*)  cfr.  Hegel.  Deutsche  Städtechroniken  14,  Einl.  99  Note  1  und  B.-H, 
Reg.  Karl  IV.  No.  1079  a. 

•3)  cfr.  Schröder,  1.  c.  479  Note  16. 
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hatte  Heinrich  YII.  im  Jahre  1312^)  bestimmt,  dasz  ^exceptis 
regalibus  et  vasallorum  fidelitatibns^  dem  Reiche  keine  Gerecht- 
samen in  Boppard  und  Oberwesel  verbleiben  sollten,  aber  bereits 
sein  Nachfolger*^)  gedachte  dieses  Vorbehaltes  nicht  mehr:  die 
trierische  Kirche  ward  Herrin  der  im  Gebiete  ihrer  Reichs- 
pfandschaft angesessenen  Mannen,  ohne  dasz,  wie  es  scheint, 
eine  besondere  Überweisung  stattgefunden  hätte.  Und  erst  im 
Jahre  1336**)  ward  die  nämliche  Stellung  dem  Hause  Jülich 
zu  teil,  wie  wir  annehmen  mOssen,  aus  dem  Grunde  zu  so  später 
Zeit,  da  erst  jetzt  die  Grafschaft  Jülich  zum  Reichsfürstentnm. 
hiedurch  dessen  Besitzer  zuVasallen  des  Reiches  erhoben  wurden/^ 

Schritt  für  Schritt  sehen  wir  auch  hier  das  Reich  seiner 
hoheitlichen  Rechte  sich  entkleiden;  es  verzichtete  auf  die  Be- 
lehnung, den  Eid  und  die  Dienste  seiner  Vasallen.  Indem  es 
diese  an  seine  Gläubiger  wies,  muszte  letzteren  andrerseits  die 
Möglichkeit  versagt  sein,  auszer  im  Falle  der  Lehnsteilung  neue 
Lehen  zu  errichten:  notwendigerweise  war  deren  Anzahl  wie 
die  ihrer  Inhaber  stets  eine  beschränkte. 

Es  erübrigt  endlich,  einige  Bedenken  gegen  die  Vermutung 
zu  beseitigen,  dasz  nur  an  Reichsfürsten  die  Lehnsherrlichkeit 
über  die  mit  dem  Pfände  verbundenen  Lehen  übertragen  werden 
konnte.  Um  uns  zu  widerlegen,  wird  mau  sich  nicht  der  Ur- 
kunde Heinrich  VII.  vom  Jahre  1310*®)  bedienen  dürfen,  durch 
welche  der  König  den  Erzbischof  von  Köln  ermächtigte,  „oppidum 
Tremoniense  cum  officio  scultetatus  et  iudeis  ibidem  .  .  .  nobili 
viro  Eberardo  comiti  de  Marca  .  .  .  obligatum^  auszulösen.  Denn 
niemals  war  dem  Grafen  von  der  Mark  die  gesamte  Stadt, 
vielmehr  nur  die  dortigen  Dominialgüter  und  Judensteuern  ver- 
pfändet worden:   nicht  zum  Besitzer,  sondern  zum  gubemator 


•*)  Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  —  Günther  3.148  No.  53. 

«)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  —  1.  c.  8, 160  No.  62;  cfr.  idem  1332 
Aug.  23.  —  Feiten,  Die  Bulle  Ne  pretereat  2,244  No.  6. 

Karl  IV.  1376  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,28  No.  6  §  6. 

••)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  8035;  cfr.  idem 
1336  Aug.  16.  —  1.  c.  No.  3036;  idem  1338  Febr.  1.  —  1.  c.  No.  3063;  - 
Karl  IV.  1348  Jan.  19.  —  Lac.  ÜB.  3.  364  No.  464. 

«0  cfr.  Note  34. 

•«)  Heinrich  VIL  1310  Septbr.  2.  —  Lac.  ÜB.  3.67  No.  92. 
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Dortmunds  hatte  ihn  Albrecht*®)  bestellt.  So  bleibt  allein  das 
Diplom  Karls  IV.  vom  8.  September  1362,'^)  durch  welches  dem 
Herzog  von  Sachsen  die  Stadt  Duisburg  „mit  dem  zolle  uf  dem 
Ryne  von  derselben  stat  mit  allen  leben,  mannschaften, 
rechten,  ehren,  wirden,  Zinsen,  nutzen,  gülden**  u.  s.  f.  bedingungs- 
weise zu  Pfand  bestellt  wurde.  Mag  man  leicht  hieraus  schlieszen 
wollen,  mit  Duisburg  seien  Keichslehen  verbunden  gewesen,  der 
damalige  Besitzer  aber,  Johann  von  Cleve,  ohne  Reichsfürst  zu 
sein,  ihr  Herr,  —  keine  uns  bekannte  Thatsache  spricht  für 
die  Richtigkeit  einer  solchen  Folgerung.  Dem  rheinischen  Dy- 
nasten war  die  Stadt  versetzt'^)  „cum  omnibus  censibus,  reddi- 
tibns,  honoribus,  proventibus,  obventionibus,  iuribus,  iudiciis,  iuris- 
dictionibus  ac  universis  et  singulis  peitinentiis  suis**:  von  Lehen 
ist  nicht  die  Rede.  Man  könnte  daher  annehmen,  die  Aufzählung 
der  dem  Herzog  von  Sachsen  eingeräumten  Befugnisse  sei  eine 
reine  formelhafte,  nur  aus  Unkenntnis  der  wirklichen  Ver- 
hältnisse'*) zur  Anwendung  gelangt,  oder  aber  die  hier  erwähnten 
Lehen  seien  aus  dem  Reichslehen  des  Duisburger  Zolles  ab- 
geleitet, dessen  Errichtung  Karl  IV.  im  Jahre  1349'")  dem 
Grafen  von  Cleve  zugestanden  hatte.  Eine  solche  Verleihung 
jedoch  vermochte  den  Bewidmeten  nicht  zum  Reichsfürsten  zu 
erheben:  sie  begründete  neben  dem  bereits  bestehenden  Pfand- 
besitz an  Duisburg  einen  Lehnbesitz  an  den  Zollerträgen,  welche 
dann  im  einzelnen  durch  Afterleihe  weiter  gegeben  werden 
mochten. 

Wie  dem  immer  sei,  wir  glauben,  unsere  Ansicht  aufrecht 
erhalten  zu  dürfen.  Ja,  man  könnte  glauben,  auch  die  bereits 
geschilderte  Übertragung  jener  kirchlichen  Hoheitsrechte  sei 
allein  den  Reichsfürsten  gegenüber  statthaft  gewesen.  Aber  so 
weit  zu  gehen,  verbietet  das  Versprechen  Friedrichs  des  Schönen 


^)  Aibrecht  1300  Jan.  20.  —  1.  c.  2,  G15  No.  1043. 

idem  1301  Febr.  8.  —  1.  c.  3,  2  No.  3. 

«>)  Karl  IV.  1.S62  Septbr.  H.  —  Lud  ewig,  Rel.  Mss.  10.50  No.  8. 

")  Karl  IV.  1349  Febr.  19.  —  Lac.  ÜB.  3,  380  No.  473. 

'-)  Es  wird  eu  beachten  Hoin,  dasz  eine  iTkunde  Karls  IV.  1364 
Apr.  14.  —  N.  A.  8.  270  No.  142,  ebenfalls  4ür  Herzog  Rudolf  v.  Sachsen, 
betr.  Verpfändung  Dortmunds,  von  einem  Vitztnmamt,  einer  Vogtei  und 
Verwesung  daselbst  spricht.  Amtern,  die  in  der  Verfassungsgeschichte  von 
Dortmund  gar  nicht  vorkommen. 

^»)  Karl  IV.  1349  Febr.  19.  —  Lac.  ÜB.  3,380  No.  473  Note  2. 
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von  Österreich  '*)  an  die  Falkenburger.  Andrerseits  vermögen 
wir  gerade  dieses  für  die  von  uns  vorgetragene  Annahme 
insofern  geltend  zn  machen,  als  hier  es  sich  um  das  Recht 
der  Verleihung  und  Präsentation  jener  geistlichen  Benefizien  allein, 
nicht  um  die  Lehnsherrlichkeit  über  die  mit  dem  Aachener 
Schultheiszenamte  verbundenen  Reichslehen  handelt.  Was  aber 
hinderte  daran,  auch  diese  letztere  in  jene  Zusage  aufzunehmen? 
Ohne  Zweifel  der  Umstand,  dasz  die  Falkenburger  keine  Reichs- 
fürsten waren. 

§  6.  Veräuszerungen  des  Pfandbesitzes. 

Hielt  man  sich  streng  an  den  Wortlaut  der  Verträge,  so 
war  durch  ihn  einmal  die  Pfandlöse  durch  einen  andeien  als 
den  Schuldner,  sodann  jede  Verfügung  über  das  Haftobjekt 
durch  den  Gläubiger  ausgeschlossen;  nur  das  Reich  sollte  das 
versetzte  Gut  wieder  an  sich  ziehen,  nur  der  von  ihm  bestellte 
Besitzer  das  Pfand  innehaben  dürfen. 

Jedoch  gleichwie  die  deutschen  Könige  durch  das  Mittel  der 
eventuellen  Verschreibungen  diesen  Grundsatz  umgingen,  ja  ver- 
letzten, so  zögerten  auch  die  Groszen  keineswegs,  ihm  zuwider- 
zuhandeln. Dietrich  VIII.  von  Cleve  übertrug  im  Jahre  1312"*) 
die  Stadt  Duisburg  an  Adolf  von  Berg,  Johann  II.  von  Katzen- 
ellenbogen verpfändete  im  Jahre  1331'*)  dem  Erzstift  Trier 
die  Hälfte  des  Bopparder  Zolles,  den  einst  Rudolf  von  Habs- 
burg ")  seinem  Vorfahren  eingeräumt  hatte,  —  ohne  dasz,  soweit 
wir  sehen,  in  beiden  Fällen  eine  Genehmigung  von  selten  des 
Königs  nachgesucht  oder  späterhin  erteilt  worden  sei.'*) 

Erst  aus  einigen  Urkunden  Ludwigs  des  Bayern  vermögen 
wir  zu  erkennen,  welche  Stellung  das  Reich  bei  derartigen  Ver- 
fügungen des  Pfandbesitzera  einzunehmen  gedachte. 


'*)  Leopold  von  Österreich  1314  Mai  9.  —  Note  52. 

'*)  1312  M&rz  31.  —  Lac.  ÜB.  8,81  No.  113;  cfr.  pag.  12,  Note  45. 

'«)  1331.  —  Günther  3,  297  No.  175  Regest. 

77)  Rudolf  V.  Habsburg  1282  Novbr.  11.  —  Wenck,  Hess.  ÜB.  1,  49 
No.  70. 

'•)  Die  Urkunde  Ludwigs  IV.  1314  Decbr.  5.  —  Lac.  ÜB.  3,  108 
No.  144  für  Adolf  v.  Berg  könnte  man  vielleicht  als  solche  bezeichnen,  aber 
sie  wird  eher  als  eine  Bestätigung  des  Pfaudbesitzes  überhaupt  durch  den 
neuen  König  verstanden  werden  dürfen;  cfr.  Note  30. 


Digitized  by 


Google 


65 


Als  der  Kaiser  im  Jahre  1335'*)  dem  Grafen  von  Jülich 
die  Dörfer  um  Aachen  versetzte,  gewährte  er  ihm  wie  seinen 
Erben  die  Erlaubnis,  ^quod  cum  predictis  villis  disponere,  agere 
et  ordinäre  poterint  sicut  cum  aliis  villis  suis  comitatus,  nihil 
defalcando,  donec  ipsis  per  nos  vel  nostros  successores  de  pecunia 
preraissa  fuerit  integraliter  satisfactum".  Als  er  bald  darauf^®) 
in  umfassender  AVeise  die  Rechte  des  nämlichen  Gläubigers  an 
dessen  Reichspfandschaften  regelte,  unterliesz  er  nicht  hinzu- 
zufügen,**; „ut  tu  tuique  posteri  et  heredes  pignora  .  .  .  teuere 
debeatis  .  .  .  ac  de  ipsis  et  eorum  fructibus  et  iuribus  sicut  de 
aliis  vestris  bonis  et  rebus  propriis  ordinäre,  tamdiu  quousque 
per  nos  vel  successores  nostros  fuerint  absoluta,  hoc  dumtaxat 
excepto,  quod  ea  a  nobis  et  imperiu  qnocunque  modo  alienare  in 
«ullo  unquam  tempore  valeatis". 

Zu  wiederholten  Malen  hat  Jülich  in  der  Folgezeit  von 
diesem  Privileg  Gebrauch  gemacht.  Im  Jahre  135^-)  ver- 
pfändete Wilhelm  I.  von  Jülich  dem  Erzbischof  von  Trier  für 
seine  Unterstützung  im  Kampfe  gegen  die  eigenen  Söhne  die 
Stadt  Sinzig;  sein  ^'achfolger  ebendieselbe  Besitzung  im  Jahre 
1367 ''•^)  an  Graf  Hermann  von  Wied-Isenburg,  um  sie  1376**) 
dem  Grafen  von  Berg  zu  überlassen.  Und  in  gleicher  Weise 
bediente  man  sich  der  Aachener  8chultheiszerei :  während  man 
sie  im  Jahre  1351**'^)  dem  Herzog  von  Brabant  anheimzugeben 
gedachte,  versetzte  sie  Wilhelm  IL  (1361—131)3)  im  Jahre 
1380^*)   um    3(iOO   kleine   Gulden  an  Karsilis   von  Palant,  zu 


'»)  Ludwig  IV.  1335  Febr.  26.  —  J^ac.  ÜB.  3,  238  No.  2«.M,  wiederholt 
von  Karl  IV.  134«  Jan.  19.  —  1.  c.  3,305  No.  455. 

=*•)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  IG.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  3034—3030. 

•*')  Ludwig  IV.  1330  Aug.  10.  —  Dresemann,  Z.  Gesch.  Aachens»«.). 

*-)  1351  Apr.  2.  —  Günther  3,550  No.  377.  cfr.  Karl  IV.  1353 
Novbr.  23.  —  1.  c.  3,005  No.  412. 

cfr.  Dominicus,  Bälde win  5.3js  ff. 

Wieth,  Markgraf  Wilhelm  Os  ff. 

Dresemann,  1.  c.  57. 

**»)  1367  Febr.  21.  —  Lac.  ÜB.  3,  573  No.  070.  cfr.  1307  Apr.  30. 

—  1.  c.  3,  570  No.  078. 

**)  1370  März  17.  —  1.  c.  3,  071)  No.  777.  cfr.  Karl  IV.  1377  Novbr.  25. 

—  1.  c.  3,  70«  No.  «03. 

•»*)  cfr.  Note  «2. 

^  13»0.  -—  Qu  ix,  Hist.  —  topogr.   Beschr.  v.  Aaclien  155  (Regest.). 

W  erminfhoff,  DieVerpfSodtingen  d.  mittel-  u.  nicderrb.  RcictiHstAdte.  5 
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welchem  Ende  das  Amt  zuvor  aus  den  Händen  eines  anderen 
Besitzers  hatte  ausgelöst  werden  müssen. 

Allein  solchen  Veräuszerungen  war  zugleich  eine  Schranke 
gezogen.  Jene  Reichsgüter,  so  hatte  Ludwig  IV.  bestimmt, 
durften  „dem  Reiche  nicht  entfremdet''  werden,  —  ein  Vorbehalt, 
welcher,  wie  es  scheint,  dem  Dynasten  nicht  nur  verbot,  einem 
dem  Reichsverbande  nicht  angehörigen  Dritten  den  Besitz  des 
Gutes  zu  überweisen,  sondern  auch  die  Pflicht  auferlegte,  jede 
Verfügung  wieder  rückgängig  zu  machen,  sobald  ein  deutscher 
König  die  Reichspfandschaften  auszulöseii  sich  anschicken  würde. 

Zur  letzterwähnten  Folgerung  veranlaszt  der  Umstand,  dasz 
die  Objekte,  auf  welche  Ludwigs  Diplome  sich  beziehen,  nicht 
als  von  einander  unabhängige  Pfänder  dem  jülichschen  Geschlechte 
überwiesen  waren,  sie  vielmehr  zwei  in  sich  geschlossene  Pfand- 
einheiten bildeten:  hatte  doch  der  Herrscher  im  Jahre  1335  die 
Dörfer  um  Aachen,  im  Jahre  1:3 HG  die  Reichsburg  Kaisersweith, 
das  Schultheiszenamt  zu  Aachen,  die  Städte  Düren  und  Sinzi^: 
zu  je  einer  Pfandmasse  verschmolzen.  Einzelne  Teile  auszulösen, 
war  dem  Reiche  verwehrt;  sobald  es  auf  einmal  seine  Verbind- 
lichkeit tilgte,  durfte  es  mit  Fug  fordern,  jeweils  alle  jene 
Besitzungen  wieder  seinem  unbeschränkten  Eigentum  einverleibt 
zu  sehen.  Sollte  die  Ausführung  seines  Planes  daran  scheitern, 
dasz  irgend  welcher  Bestandteil  der  bezeichneten  Gesamtheiten 
in  der  Gewalt  eines  nicht  von  ihm  bestellten  Besitzers  sich 
befand?  Wer  sollte  es  bestimmen,  auch  diesen  noch  zu  ent- 
schädigen, nachdem  es  den  Anspruch  Jülichs  befriedigt?  Welche 
Summen  hätte  es  ihm  zahlen  müssen,  wenn  ein  jeglicher  Teil  der 
Pfandmasse  als  solcher  mit  dieser  zugleich  für  die  gesamte,  an 
Jülich  zu  entrichtende  Reichsschnld  haftete?  Ausdrücklich  heiszt  es 
in  der  Urkunde  von  1335:  „nihil  defalcando,  donec  ipsis  ...  de 
pecunia  premissa  Aierit  integraliter  satisfactum":  die  Dynasten 
sollen,  sobald  ihr  Anspruch  befriedigt  wird,  die  Pfandmasse  so, 
wie  sie  dieselbe  vom  Reiche  empfingen,  diesem  wieder  zurückgeben. 

Stets  blieb  dem  Reiche  die  Befugnis  gewahrt,  s.eine  Ver- 
pflichtung von  sich  abzuwälzen:  mochte  ihre  Verwirklichung 
infolge  der  andauernden  Geldarmut  der  Könige  in  eine  immer 
fernere  Zukunft  hinausgeschoben  werden,  eben  ihr  Fortbestand 
führte  dahin,  dasz  im  Sinne  des  Rechtes  keine  Wesensgleichheit 
von  Pfandbesitz  und  Eigentum  geschaffen  wurde,  obgleich  beide 
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in  den  Diplomen  Ludwigs  IV.  auf  eine  Stufe  gestellt  worden 
waren. 

Die  Vergünstigung,  welche  Jülich  —  und  soweit  unsere 
Materialien  reichen,  es  allein  —  auf  solchem  Wege  erlangte, 
war  um  so  wertvoller,  als  bald  darauf  ein  Spruch  des  Reichs- 
gerichtes verkündete,^')  es  solle  den  Inhabern  von  Reichspfand- 
schaften  fürderhin  untersagt  sein,  dieselben  ganz  oder  geteilt, 
ohne  Konsens  des  Königs  anderen  Personen  zu  übertragen, 
wenn  nicht  besondere  Privilegien  sie  hiezu  ermächtigten.'*®) 

Nicht  immer  ward  in  späterer  Zeit  dies  Gesetz  beachtet. 
Keine  Urkunde  giebt  darüber  Aufschlusz,  dasz  den  Grafen  von 
der  Mark  ein  ähnliches  Privileg  zu  Teil  wurde,  wie  den  Jüli- 
chem,  keine  darüber,  dasz  Graf  Engelbert  111.  der  Einwilligung 
des  Herrschers  sich  versicherte,  als  er  im  Jahre  i:558^')  die 
Reichsgüter  in  Dortmund  verpachtete,  im  Jahre  1372^)  die  ihm 
versetzte  Hoheit  des  Reiches  über  die  dortigen  Juden  zu  Gunsten 
der  Burgei-schaft  schmälerte,  ebenderselben  im  Jahre  1376*0 
den  ihm  gebliebenen  Zins  der  Kammerknechte  verpfändete.  Ihr 
verschrieb  er  zugleich***)  die  Dortmunder  Dominialgüter,  in  einer 
zweiten  *0  Urkunde  zum  Verkaufe  derselben  sich  verpflichtend, 
würde  es  gelingen,  zu  einer  derartigen  Veräuszerung  die  Zu- 
stimmung Karls  IV.  oder  seines  Sohnes  zu  erwirken.^^    Nur 


»')  Ludwig  IV.  1336  Oktbr.  12.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  3387. 

'*^)  Zn  solchen  Privilegien  sind  jedoch  nicht  die  Urkunden  zu  rechnen, 
welche  den  £rzbischüfen  v.  Trier  gestatteten,  die  Zollstätte  von  Boppard  zn 
verlegen  (Karl  IV.  1366  Jan.  6.  —  N.  A.  8,  264  No.  91;  idem  1308  Jan.  29. 
-  N.  A.  8,  274  No.  173;    idem  137G  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,23  No.  6  §  6). 

(cfr.  Note  35  und  49  sowie  Exkurs  L.  Note  97.) 

»J  1358  Septbr.  1.  —  Rubel,  1.  c.  1,  516  No.  736.  Er  handelt  „domino 
concedente"  und  »auctoritate  regia,  qua  funginiur  in  hac  parte".  Ersteres 
wird  man  nicht  auf  Karl  IV.  zu  beziehen  haben :  der  Aussteller  beruft  sich 
vielmehr  auf  Gott.    cfr.  1365  Apr.  5.  —  1.  c.  1,  588  No.  795  und  Appendix. 

Zum  Folgenden  cfr.  Frensdorff,  1.  c.  Einl.  43  f.  137  f. 

w)  1372  Septbr.  20.  —  Rubel.  1.  c.  1,653  No.  872. 

cfr.  1372  Novbr.  2.  —  1.  c.  2,  16  No.  9. 

»»)  1376  Mai  23.  —  1.  c.  2,  55  No.  62. 

»^  1376  Mai  23.  —  1.  c.  2,  45  No.  58. 

•')  1376  Mai  23.  —  1.  c.  2,  52  No.  60. 

»^)  cfr.  Entwürfe  bei  Rubel,  1.  c.  2,56  No.  63;  2,57  No  64.  — 
1384  Decbr.  18.  —  1.  c.  2, 170  No.  157.  Mit  dieser  letzten  iTkuiide  ist 
wohl  identisch  die  von  Fahne,  Dortm.  ÜB.  1, 176  Note   zu  1381  gebrachte. 

5» 
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der  erste  Vertrag  jedoch  gelangte  zur  Ausführung:  am  4.  Juli 
1382**)  ward  die  Verpfändung  des  Dortmunder  Königshofes 
durch  Wenzel  bestätigt,  „doch  mit  beheltnusse  unser  und  des 
reiches  und  unser  nachkomen  an  dem  reiche  losunge  und  rechte**. 
Hienach  also  hätte  der  Dynast  seine  oder  seines  Vorgäng:ei^ 
Verfügung  widerrufen  müssen,  sobald  das  Reich  seiner  Ver- 
pflichtung ihm  gegenüber  sich  entledigte.  Gerade  jene  Verein- 
barung aber  läszt  erkennen,  dasz  man  dies  nicht  mehr  befürchtete, 
eine  Erwartung,  die  in  der  That  nicht  getäuscht  wurde.  — 

An  letzter  Stelle  wird  endlich  die  Frage  zu  beantworten 
sein,  inwieweit  bei  den  aufgezählten  Veräuszerungen  der  Reichs- 
pfandschaften  eine  Einwilligung  der  Erben  der  weltlichen  Groszen 
erforderlich  gewesen  sei.  Allein  auch  sie  bleibt  unentschieden 
gleich  derjenigen  nach  der  Mitwirkung  der  Fürsten  bei  Ver- 
setzungen von  Reichsgut  ;•*)  auch  hier  werden  nur  die  urkund- 
lichen Formeln  zu  verzeichnen  sein,  welche  einem  Rechte  des 
Erbenlaubes  mehr  oder  minder  bestimmten  Ausdruck  verliehen. 

Während  bei  manchen  Übertragungen  die  kurzen  Regesten'') 
selbst  dieses  Beginnen  vereiteln,  sehen  wir  andere  geschehen 
de  consensu  . . .  conthoralis  nostre  et  omnium  heredum  nostroruni,*^) 
cum  consensu  omnium  heredum  nostrorum,®**)  mit  vulbail  und  mit 
gudem  willen  unser  erven:^****)  wieder  andere  vur  uns  und  unse 
erven,*^^  vur  uns,  unse  erven  und  nakomelinge,^®'0  V^^^  i^^bis  et 
vice  ac  nomine  nostrorum  heredum  atque  successorum.*®^)  Die 
Verabredung  AVilhelms  I.  von  Jülich  dagegen  mit  dem  ihn  unter- 
stützenden Fürsten  vom  Jahre  i;55P®*)  sollte  ihre  Spitze  gegen 
die  Söhne  des  Markgrafen  richten. 

»•»)  Wenzel  i:>o2  Juli  4.  —  Fahne,  1.  c    1,187  Ne    ir.n. 

»«)  cfr.  pag.  31  if. 

»')  1312  März  31.  —  Note  75. 

1331.  —  Note  7G. 

1380.  —  Note  8G. 

<>»)  1358  Septbr.  1.  —  Note  ny. 

^)  1365  Apr.  5.  —  ibidem. 

>«>3  1372  Septbr.  -20.  —  Note  90. 

>o»)  1367  Febr.  21.  —  Note  83. 

>««)  1376  März  17.  —  Note  84. 

1376  Mai  23.  —  Noten  91  und  1)3. 

»0»)  1376  Mai  23.  —  Note  9-i. 

>»*)  1351  Apr.  2.  —  Note  82. 
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Capitel  II. 

Die  Stellung  des  Pfandes. 

§  1.   Allgemeines. 

Der  Aufgabe  unserer  Untersuchung  würde  kein  Genüge 
geschehen,  wollten  wir  allein  den  Verpfändungen  der  rheinischen 
Reichsstädte  Aufmerksamkeit  schenken :  auch  die  Y erschreibungen 
einzelner  Einkünfte  oder  eines  Amtes  innerhalb  derselben  heischen 
Berücksichtigung.  Vom  Kleineren  zum  Gröszeren  aufsteigend 
vermag  man  eine  so  mannigfaltige  Reihe,  wenn  wir  so  sagen 
dürfen,  städtischer  Reichspfandschaften  aufzustellen,  dasz  ihre 
Gesamtheit  deutlich  erkennen  läszt,  wie  tief  gerade  diese  Ver- 
gabungen in  das  Leben  der  Zeit  eingreifen  muszten. 

So  erfahren  wir  von  der  Versetzung  der  königlichen  Tuch- 
halle in  Aachen,*)  einiger  Weinberge  bei  Boppard,*)  von  Wein- 
liefeiTingen  aus  dem  dortigen  wie  dem  Ober  weseler  Kelterhause.') 
Anderwärts  wie  in  Dortmund*)  begegnet  eine  solche  des  ganzen 
Domanialgutes,  während  man  mit  den  Dörfern  innerhalb  der 
Bannmeile  Aachens*"^)  auf  gleiche  Art  verfuhr.  Zu  Pfand  be- 
stellt wurden  des  weiteren  jedwede  Einnahmen  aus  mehreren 
Plätzen,')  auf  welche  das  Reich  Anspruch  erhob,  fernerhin 
königliche  Regalien  wie  die  Münzen  zu  Aachen  und  Boppard,') 
die  Zollabnahme  zu  Boppard,**)  die  Judensteuern  zu  Dortmund,") 

')  Friedrich  II.  124JI  Febr,  —  Winkelmann,  Acta  2,'Mi  No.  34. 

•)  Rudolf  V.  Habsbursr  1*2h«)  Septbr.  -24.   —  Günther  2,476  No.  m:U. 

')  Rudolf  V.  Habsbur^  127«  Mai  15.  —  Mitteil,  des  östf'rr.  Instituts 
12,  508. 

Adolf  V.  Nassau  1294  Juli  i:J.  —  Böhmer,  Acta  .181  No.  512. 

*)  Wilhelm  v.  Holland  1248  Decbr.  23.  —  Lac.  ÜB.  2,  176  No.  338. 
'cfr.  Einlage  I  pag.  19  sub  Dortmund.) 

Albrecht  1300  Jan.  20.  —  1.  c.  2,615  No.  1043. 

*^  Ludwig  IV.  1335  Febr.  26.  —  1.  c.  3,238  No.  291. 

«)  Adolf  V.  Nassau  1292  Septbr.  22.  —  Jan  Heelu  ed.  Willems  562. 

')  (Otto  IV)  1202  Septbr.  —  M.  (I.  L.  L.  2,  206. 

Rudolf  V.  Habsburg  1283  Febr.  17.  —  Goerz,  Mittelrh.  Regg.  4 
Xo.  1033. 

*)  Rudolf  T.  Habsburg  1282  Novbr.  11.  —  Wenck,  Hess.  ÜB.  1,  49 
Xo.  70. 

»)  Albrecht  1300  Jan.  20.  —  Lac.  ÜB.  2,  615  No.  1043. 

idem  1301  Febr.  8,  —  1.  c.  3,  2  No.  3. 


Digitized  by 


Google 


70^ 

Boppard  und  OberweselJ**)  Bald  Bberweist  der  König  einem 
Gläubiger  Kenten  aus  den  Gefällen  eines  Amtes,")  bald  wählt 
er  dies  letztere  selbst  zum  Haftobjekte  für  eine  von  ihm  be- 
gründete Reichsschuld:  die  Geschichte  der  Aachener  Schult- 
heiszerei'^)  ist  ja  gerade  hiefür  typisch,  wenn  auch  die  dortige 
Vogtei  —  ist  unsere  an  anderer  Stelle  zu  begründende  Ver- 
mutung richtig ^^)  —  nicht  die  nämliche  Behandlung  erfahren  hat. 
Wir  müssen  es  unterlassen,  die  Zahl  der  verzeichneten 
Beispiele  zu  vermehren,  desgleichen  ihre  Bedeutung  für  die 
Finanzpolitik  des  Reiches")  überhaupt  darzulegen:  ist  das 
letztere  doch  schon  durch  ihre  territorial  abgeschlossene  Lage 
verboten.  Nicht  bei  allen  gestattet  die  Dürftigkeit  der  Über- 
lieferung, sie  fernerhin  zu  verfolgen;  nur  einige  vou  ihnen 
werden,  soweit  möglich,  weiter  unten  in  ihren  Wirkungen  dar- 
gestellt werden.  Jedoch  auch  sie  sind  von  verhältnismäszig 
geringer  AVichtigkeit  gegenüber  den  Versetzungen  ganzer  Reichs- 
städte, deren  Betrachtung  die  folgenden  Ausführungen  gewidmet 
sein  sollen. 

§  2.    Die  Lage  der  verpfändeten  Reichsstadt. 

Als  Heinrich  (VIL)  im  Jahre  1224**)  die  Abtei  Marienber<r 
des  fortdauernden  Schutzes  von  selten  der  deutschen  Herrscher 
versicherte,  bestimmte  er  ausdrücklich,  dasz  die  Reichsunmittel- 
barkeit  jener  kirchlichen  Anstalt  auch  dann  zu  Recht  bestehen 
solle,  „si  contigerit  ex  aliqua  parte  regnum  Romanum  vacillari 
propter  diversos  casus,  Bopardiam  vel  alias  possessiones  regni 
obligari  vel  infeodari". 

Der  König  gedenkt  hier  der  Möglichkeit  einer  Verpfändung 
Boppards,  die  sich  zu  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  in  der  Thal 
verwirklichen  sollte.  Und  gleich  dieser  Reichsstadt  sind  —  mit 
der  einzigen  Ausnahme  Aachens  —  alle  übrigen  im  Gebiete  des; 
Mittel-  und  Niederrheins  belegenen  dem  Schicksal  einmaliger 
oder  auch    wiederholter  Versetzung  anheimgefallen.    Während 

»)  Heinrich  VII.  vm)  Jan.  24.  —  üünther  3,  lao  Xo.  39. 

")  Richard  V.  Cornwallis  12G0  Octbr.  4.  —  Wenck,  1.  c.  1,28  No,  35. 

")  Adolf  V.  Nassau  1292  Septbr.  12.  —  Lac.  ÜB.  2,  548  No.  924,  —  etc.  etc. 

»)  cfr.  Exkurs  IL,  A,  Note  21  ff. 

")  cfr.  im  allgemeinen  Küster,  Reichsgut  86  ff. 

")  Heinrich  (VIL)  1224  Jan.  8.  —  M.ittolrh.  Uß.  3. 186  No.  224. 
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imr  Dortmund  ihm  sich  zu  entziehen  vermoclite,  wurden  Boppard, 
Düren,  Duisburg,  Oberwesel  und  Sinzig  für  immer  dem  Reiche 
entfremdet,  wenngleich  hiedurch  die  ursprüngliche  Verbindung 
mit  dem  Reichsoberliaupte  nicht  gänzlich  sich  beseitigen  liesz. 

Es  leuchtet  ein,  dasz  durch  die  dem  Pfandbesitzer  verbrieften 
Befugnisse  eine  völlige  Umwandlung  der  Stellung  der  Reichsstadt 
herbeigeführt  werden  muszte.  Sie  kam  zum  Ausdruck  in  dem 
Huldigungseide,  welchen  die  Bürgerschaften,  sei  es  in  der  Pfand- 
bestellungsurkunde selbst,^")  sei  es  in  besonders  ausgefertigten 
Aktenstücken,^')  dem  weltlichen  oder  geistlichen  Fürsten  zu 
leisten  angehalten  wurden.  Freilich  nicht  für  sie  alle  sind  die 
diesbezüglichen  Befehle  der  deutschen  Könige  überliefert,  — 
fehlen  sie  doch  für  Düren  —  aber  unbedenklich  wird  anzu- 
nehmen sein,  ihnen  insgesamt  sei  die  nämliche  Pflicht  auferlegt 
worden.  Vor  allem  für  Boppard  und  Oberwesel  liegt  eine  voll- 
ständige Reihe  derartiger  Weisungen  vor:  wir  sehen  sie  den 
Städten  nach  ihrer  Verpfändung  wie  nach  jeder  Bestätigung 
derselben  durch  ein  neues  Reichsoberhaupt  und  zu  Gunsten  eines 
neuen  Erzbischofs  von  Trier  übermittelt,  im  letzteren  Falle 
sicherlich  aus  dem  Grunde,  weil  jeglicher  Anerkennung,  zumal 
wenn  sie  mit  einer  Steigerung  der  Verbindlichkeit  des  Reiches 
sich  verband,  der  Charakter  einer  durchaus  neuen  Vereinbarung 
über  die  sich  substantiell  gleichbleibende  Reichspfandschaft  inne- 
wohnte.^^) 

Wozu  verpflichtete  der  Eid  die  Stadt?  Am  besten  wohl 
wh-d  diese  Frage  durch  zwei   Urkunden  aus  dem  Jahre  1314 


«)  cfr.  Adolf  V.  Nassau  1295  März  21.   —   Llc.  UB.   2,   5G3  No.  95-2. 

'')  cfr.  Adolf  V.  Nassau  l-2l)2  Soptbr.  V\.  —  Quell,  d.  St.  Köln  3,  334 
Xo  372.  Verpfändet  u.  a.  Dortmund,  Duisburt»-  und  Sinzig  an  Siegfried 
V.  Köln. 

idera   1202  Octbr.  4.  —  1.  c.  3,  341   No.  376. 

Befiehlt  der  Stadt  Duisburg,  dem  Erzbischof  den  Treueid  zu  leisten 
fidelitatem  facere). 

idem  1292  Octbr.  4.  —  1.  c.  3,  340  No.  375. 

Befiehlt  das  Gleiche  der  Stadt  Sinziic. 

idem  1292  Octbr.  4.  —  Lac.  TTB.  2,  551  No.  931. 

Desg^leichen  der  Stadt  Dortmund. 

idem  1292  Octbr.  25.  —  1.  c.  2,  554  No.  935. 

Befiehlt  das  Gleiche  den  Städten  Dortmund,  Duisburg  und  Sinzig. 

^'*)  Einlage  IV  s.  nachstehend. 
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Eiiilapjp  IV. 


Z  US  amm  en  stellang 

der  Befehle  an  Boppard  und  Oberwesel,  dem  jeweiligen  Erzbischof 

von  Trier  zu  gehorchen. 


Au  Boppard. 

An  OborwcscL 

Au  Boppard 
uud  Oberwesel. 

Belcire. 

Heinrich  VIL 

Günther  3,  150  Note  l 

1312  Decbr.  ö. 

—  Or.  in  CobhM«. 

i'fr.  Ludwij;  v.  Bayern 

Winkelmann,  Acta  2»  77  4 

1314  Septbr.  20. 

No.  1115. 

Ludwitc  IV. 

Günther  3,  162  Note  2. 

1314  Decbr.  15. 

—  Ür.  in  Cobleiiz. 

LudwiiT  IV. 

Or.  in  Coblenz. 

i:U4  Di'cbr.  15. 

Ludwig  IV. 

B.  Reg.  Ludw.No.  2614. 

1315  März  17. 

—  Or.  in  Coblenz. 

Ludwig  IV. 

1.  c.  No.  2616.  —  ür.  iu 

1315  März  17. 

Coblenz. 

Ludwig-  IV, 

Or.  in  Coblenz. 

1315  März  17. 

Ludwiii:  IV. 

B.  Reg.  Ludw.No. 261  ö. 

1315  März  17. 

—  Ör.  in  Coblenz. 

Ludwig  IV. 

Günther  3,  IH4  No.  92. 

VWH  Octbr.  :j. 

Ludwig  IV. 

l.  c.  3,  185  No.  93. 

i:U^<  Octbr.  :i. 

cfr.  Karl  IV. 

Dominicus,  Baldewin466 

1316  Xovbr.  62. 

Note  1. 

Karl  IV. 

N.  A.  8,  264  No.  94. 

1356  Jan.  U. 

Karl  IV. 

l.  c.  8,  264  No.  94. 

1356  Jan.  11. 

Karl  IV. 

l.  c.  8,  274  No.  174. 

1308  Febr.  2. 

Karl  IV. 

1.  c    8,  274  No.   174. 

136S  Febr.  2. 

Karl  IV. 

R.  T.  A.  1,  27  Note  1. 

1370  Mai  31. 

Karl  IV. 

N.  A.  s,  277  No.  20'. 

1376  Mai  31. 

Anmerkung. 

Die  rfandverträge  sind  zusammengestellt  in   Einlage   III  pag.  47  sub 
Erzbistum  Trier. 
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beantwortet,  in  deren  ersten,  vom  15.  December,  Ludwig  der 
Bayer  die  beiden  mittelrheinischen  Reichsstädte  aufforderte, 
^(iuatenus  eidem  Balduino  et  suis  successoribus  tanquam  nobis 
tirmiter  obediatis  in  omnibus  premissis  et  singulis  ...  et  eum 
in  eisdem  contra  quoscunque  inperturbatum  conservetis  et  illesum, 
iurantes  eidem  suo  et  ecclesie  sue  nomine  vos  universaliter  et 
unaniminiter  omnia  predicta  et  singula  servaturos".  Wenige  Tage 
später  gelobte  Oberwesel,**)  „quod  reverendo  in  Christo  patri 
ac  domino  nostro  Balduino  ....  Tieverensis  ecclesie  archiepi- 
scopo,  suis  successoribus  et  ecclesie  sue  Treverensi  servabiraus  toto 
posse  nostro  in  omnibus  et  singulis  ea,  qne  inlitteris  (Heinrichs  VII. 
und  Ludwigs  IV.)  plenius  continentur". 

Das  an  letzter  Stelle  verzeichnete  Aktenstück  ist  um  so 
bedeutsamer,  als  es  allein,  soweit  wir  sehen  können,  den  Wortlaut 
der  Huldigung  einer  versetzten  rheinischen  Reichsstadt  über- 
liefert. Ist  es  auch  leider  nicht  mehr  möglich,  den  Inhalt  eines 
von  Oberwesel  vor  seiner  Verpfändung  dem  jeweiligen  Könige 
geleisteten  Treuschwures  festzustellen,  —  jene  Worte  lassen 
erkennen,  wie  sehr  durch  sie  die  Bürgerschaft  der  ifacht  des 
Erzbischofs  unterworfen  wurde. 

Um  so  auffälliger  daher,  wenn  das  Diplom  des  Königs  mit 
dem  Vorbehalte  schlieszt:  „salvo  semper  fidelitatis  iuramento 
quod  nobis  et  iniperio  salvum  esse  volumus  et  presentibus  reser^' 
vamus  expresse".  Und  in  der  That,  aus  den  ihm  zeitlich  nach- 
folgenden erfahren  wir,  dasz  die  Städte  Ludwig  dem  Bayern 
ihre  Huldigung  darbrachten.  Trotzdem  sollte,  dem  Erlasse  vom 
17.  März  1315  zufolge,  die  Kraft  dieser  Eide  nicht  dem  Könige 
zu  gute  kommen:  er  säumte  nicht,  sie  an  Balduin  von  Trier 
und  dessen    Nachfolger   zu   übertragen. '^^)     Nicht   allenthalben 

>ö)  1314  Docbr.  18.  —  Günther  3,104  No.  04. 

-'^)  Ludwig  IV.  1315  März  17.  —  B.  Ros:.  Ludw.  No.  2014,  (Or.  in 
Koblenz):  „Cum  nos  ...  ab  liominibus  et  opidanis  in  opidis  .  .  .  predictis 
•  .  .  nobis  iuramrntum  et  fidelitatis  prcstacioTscm  fecerimns  exhibori,  nos  .  .  . 
omnia  iuramenta  et  fidelitatis  prestaciones  .  .  .  predicte  obligacioni  subicimus, 
.  .  .  ea  in  eundem  archiepiscopuin,  successoi'es  siios  et  ecclesiani  suam  Treve- 
n^nsem  transferentes". 

ctr.  idem  1318  Oetbr,  3.  —  Günther  3,  184  No.  1>*2.  Schreibt  an  Hoppard: 
aA  debito  fidelitatis  homagii  sub  sacranientis  iurisiurandi  nobis  imperii  nomine 
debiti  vos  exnunc  .  .  .  absolvimus  et  absolutes  pronuutiaraus  et  liberos 
dicimus  atqne  quitos". 
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vollzog:  sich  der  l'l)e!p:an^  der  Städte  in  den  Besitz  der 
Ciläubiprer  so  innständlich  wie  hier,  wenn  anders  die  Dürftigkeit 
der  i'berliet'erunj]^  einen  solchen  Schlnsz  gestattet.  Immerhin 
wird  man  den  an  diesem  Orte  eingeschlagenen  Weg  für  durchaus 
seinem  Zweck  entsprechend  erklären  müssen.  Der  Eid  der  ver- 
pfändeten Stadt  mochte  für  den  König  von  nicht  allzubeträchtlicher 
Bedeutung  sein,  nachdem  er  einmal  die  wesentlichsten  Rechte 
dem  trierischen  Erzstift  anheimgegeben  hatte.  Andrerseits  hätten 
im  Falle  einer  Konkurrenz  von  Reich  und  Kirche  Zweifel  dar- 
über entstehen  können,  wem  von  beiden  zuvörderst  die  Bürger 
durch  ihre  Gelöbnisse  verpflichtet  seien,  —  eine  Eventualität, 
die  man  wohl  durch  jene  Übertragung  zu  vermeiden  gedachte. 

Des  weiteren  aber  verliert  der  Treuschwur  von  Boppard 
und  Überwesel  zu  Händen  Ludwigs  von  seinem  überraschenden 
Wesen,  ist  die  Vermutung  berechtigt,  dasz  auch  die  vei-setzte 
Stadt,  gleich  wie  vor  ihrer  Verschreibung  sie  es  muszte,  dem 
Könige  ihre  Anerkennung  habe  erweisen  können.  Hier  von 
einer  durch  die  Herrscher  aufrechterhaltenen  und  ausnalimslos 
eingeforderten  Leistung  zu  sprechen,  erscheint  gefährlich. 

Die  Bestätigung  der  Privilegien  ist  ein  Zeichen  für  die 
Unterwerfung  der  Bürgerschaften  unter  den  Schutz  und  die 
(Jewalt  des  Reichsoberhauptes:  sie  ist  unmöglich,  geht  ihr  nicht 
die  Huldigung  voraus. -^  Und  dasz  durch  eine  solche  die  Ein- 
wohner selbst  verpfändeter  Reichsstädte  zu  wiederholten  Malen 
ihre  ehemalige  Reiclisunmittelbarkeit  wenigstens  in  Erinnerung 
zu  bringen  trachteten,  wird  aus  einer  nicht  geringen  Anzahl 
von  Königsurkunden  gefolgert  werden  dürfen.-*) 

-»)  cfr.  Karl  IV.  V\A\)  3[ärz  31.  —  RüboK  1.  c.  1,  i49  Xo.  644. 
Schreibt  an  Dortmund:  „Licet  a  regia  celsitudine  pro  parte  vestra,  ut  vestra.^ 
libertates,  privilegia  atcjue  iura  confirinare,  innovare  et  approbaro  dignaremur. 
fuerit  cum  instantia  postnlatum,  tarnen,  quia  nondnm  nobis  prestitistis  fidtli- 
tatis  solitum  iuranientum,  non  decuit  nee  rationi  congruit,  ut  votis  vestris 
satisfacereraus-. 

")  cfr.  Albrecht  V2\)H  A\\^.  '2x.  —  Lac.  Uli.  2,  5»»0  No.   1002. 
'     Ludwig  IV.  i:iU  Deobr.   10.  —  1.  c.  3,  107  Xote  -2. 

ideni  i:J24  Miirz   1.  —  ()fole,  Scrijtt.  rcr.  IJoic.   1.747. 

idem  i:j:j:>  F«'hr.  \).  —  Lac.  Uli.  :\,iV,\  Note  2. 

KiirllV.  i:Ui>  Juli  27.  und  ia5i>  Septbr.  20.  —  Teschenmacher,  Ann. 
i:iiv.  Uod.  dipl.  7  No.  10  und  Appendix, 

idem  i:557  Febr.  2;J.  -^  Wigand,  Wetzlar  sehe  Beitr.  2,87  No.  2. 
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Hielten  sich  doch  die  Könige  auch  für  befugt,  von  jenen 
Gemeinden  mannigfaclie  Dienste  zu  heischen:  niclits  Anderes 
bedeutet  es,  wenn  Adolf  von  Nassau  im  Jahre  1292**')  das 
sogen.  üflFnungsrecht-*)  der  an  Köln  zu  überweisenden  Städte 
dem  Reiche  gewahrt  wissen  wollte;  wenn  Heinrich  VII.  im 
Jahre  1312^*)  bestimmte,  „quod  (Boppard  und  Oberwesel)  pro 
nobis  et  imperio  guerram  faciant  cuicumque  et  quotiens  volu- 
erimus  qnodque  ad  quamlibet  requisitionem  nostram  et  imperii 
nobis  et  eidem  imperio  sint  aperta".^*) 

Die  Bezeichnung  endlich  der  Stadt  bleibt  die  nämliche  wie 
vor  ihrer  Mediatisierung:  in  königlichen  Urkunden  wird  sie 
„unsere  und  des  Reiches  Stadt",  ihre  Einwohnerschaft  „unsere 
und  des  Reiches  Getreuen"  genannt.^") 

Die  angeführten  Beispiele,  deren  Zahl  sich  leicht  vermehren 
liesze,  dürfen  jedoch  keineswegs  darüber  täuschen,  dasz  für  jede 
verpfändete  Stadt  die  Beziehungen  zum  Landesherrn  weit  stärker 
waren  als  diejenigen  zum  Könige.  Sie  befond  sich  in  seltsamer 
Doppelstellung  zwischen  Schuldner  und  Gläubiger.  Symbolisch 
verleiht  ein  Dürener  Schöflfensiegel*-**)  diesem  Verhältnis  Ausdruck, 
wenn  eine  senkrechte  Linie  das  Wappen  in  zwei  Felder  zerlegt, 
deren  linkes  den  Adler  des  römischen  Reiches,  deren  rechtes 
den  jülichschen  Löwen  aufweist. 


")  Adolf  V.  Nassau  129-2  Septbr.  18.  —  Note  17. 

2*)  cfr.  Schröder,  1.  c.  500. 

")  Heinrich  VII.  1312  Juli  l«.  —  (Hinther  .S,  U.s  No   5;}. 

-«)  cfr.  Albrecht  129«  Septbr.  2a.  —  Lac.  ÜB.  2,  59a  Xo.  100«. 

Karl  IV.  1375  Septbr.  10.  —  1.  c.  3,  672  No.  772  Note  1. 

*')  cfr.  1331  Decbr.  3.  —  Quix,  Cod.  Aquens.  1,207  No.  301. 

Ludwig  IV.  1337  Juli  «.  —  Lac.  ÜB.  3,251  No.  311. 

Karl  IV.  1366  Juli  20.  —  Strange,  Beitr.  10,  137  No.  6. 

idem  1356  Decbr.  2.  —  Hontheim,  Hist.  Trov.  2,201  No.  700. 

idem  1302  Septbr.  8.  —  Ludewig,  Rel.  Mss.  10,  56  No.  «.  —  etc.  etc. 

-*^)  cfr.  Endrulat  Niederrheinischc  Städtosiegel  pag.  42.  ~  Die  Wappen 
der  übrigen  Städte  zeigen  keine  derartige  Teilung,  wohl  aber  deutet  der 
überall,  wenn  auch  in  verschiedenen  Formen  auftretende  Reichsadler  auf  die 
ehemalige  Reich sunmittelbarkeit  der  Gemeinde  hin.  Für  Boppard  cfr. 
Siebmacher,  Groszes  und  allgemeines  Wappenbuch  1,  4,  2,  190.  Tafel  215.  — 
Duisburg  cfr.  1.  c.  1,  4,  1,  11.  Tafel  20;  l,  4,  2,  200.  Tafel  222;  En- 
drulat, 1.  c.  pag.  14.  Tafel  3  No.  «.  Tafel  4  No.  9.  —  Oberwesel  cfr. 
Siebmacher,  1.  c.  1,  4,  2,  220.  Tafel  235.  —  Sinzig  cfr.  1.  c,  l.  4,  2,  32«; 
Endrulat,  1.  c.  Tafel  14  No.  22.  Tafel  15  No.  23, 
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§  3.    Fortsetzung. 

Je  nach  dem  Territoriuni,  dessen  Besitzer  die  verpfändete 
Stadt  untergeben  wurde,  muszte  ihr  Schicksal  ein  verschiedenes  sein. 

Während  Duisburg  innerhalb  der  Grafschaft  Cleve  eine 
selbständige  Stellung  einnahm,  wurden  die  übrigen  Reichs- 
pfandschaften  der  Rheinlande  der  trierischen**)  beziehungsweise 
jülichschen**)  Amterorganisation  eingegliedert. 

Düren  vollends  begegnet  seit  dem  Jahre  1347^*)  im  Besitze 
der  Landstandschaft,  derzufolge  der  Dynast  es  neben  anderen 
Städten  um  Zustimmung  bei  wichtigeren  Regierungshandlungen 
anging;  Sinzig^*)  hingegen  erlangte  dieselbe  niemals,  eine  liage, 
die  wohl  durch  die  häufigen  Veräuszerungen  *^)  Sinzigs  begründet 
wurde,  wenn  nicht  andrerseits  gerade  diese  jene  Verfügungen 
erleichterten. 

Ist  es  somit  unmöglich,  den  Reichtum  der  späteren  Aus- 
gestaltungen des  Verhältnisses  zwischen  Pfand  und  Gläubiger 
in  eine  einzige,  alles  umfassende  Form  einzuordnen,  —  jedenfalls 
fand  die  Gemeinde,  die  früher  nur  dem  Könige  gehorcht  hatte, 
in  dem  weltlichen  oder  geistlichen  Fürsten  einen  neuen  Herni: 
er  bezeichnete  sie  fortan  als  „unsere  Stadt",  ihre  Einwohner 
als  „unsere  Bürger".^*) 

Die  Wirkungen  der  Verpfändung  muszten  des  weiteren  in 
der  Beschränkung  sich  äuszern,  welche  die  Gewalt  der  Dynasten 
der  reichsbürgerlichen  Freiheit  aufzuerlegen  im  Stande  war. 
Wohl  suchten  die  deutschen  Könige  dieselbe  zu  erhalten,  sei 
es  dasz  sie  den  Städten  Bestätigungen  ihrer  Privilegen  zu  teil 
werden  lieszen,  sei  es  dasz  sie  bei  ihren  Verträgen  selbst  die 
Rechte  der  Bewohner  nicht  geschmälert  wissen  wollten.    Als 


2»)  cfr.  13-26  Novbr.  10.  —  Günther  3,247  No.  148. 
1337  März  26.  —  Höfer,  Auswahl  deutscher  Urkk,  317  No.  199. 
^*)  cfr.    V.    Mirbach,    Progr.    der     rheinischen    Ritterakademie    zu 
Bedburg  1«74  pag.  11  —  13;  1881  pag.  30—31. 

3»)  cfr.  1347  Df^cbr.  31.  —  Lac.  ÜB.  3,373  \o.  464,  —  etc.  etc. 

cfr.  V.  Bolow,  Zcitschr.  des  borgisclien  Gesch. —Ver.  22,48  ff. 

3-)  cfr.  Ritter,  1.  c.  20,4. 

»•'»)  pag.  65,  Note  h2  ff. 

=»»)  cfr.  1300  Decbr.  6.  —  Kleine.  Dipl.  Duisb.  41  No.  20. 

132«  Juli  7.  —  Günther  3,256  No.   155,  pag.  265. 

1366  März  21».  —  Materialien  z.  Gesch.  Dürens  452. 

1367  Febr.  21.  —  Lac.  ÜB.  3,573  No    676.  —  etc.  etc. 


Digitized  by 


Google 


77 

Wilhelm  von  Holland  im  Jahre  1248**)  Duisburg  dem  Herzog 
von  Limburg  versetzte,  bestimmte  er  ausdrücklieh,  „quod  con- 
saetudines  approbate  et  iura,  que  oppidanis  de  Dusburg  ab 
imperio  sunt  bactenus  observata,  nobis  et  ipsis  sine  diminutione 
qualibet  observentur".  Als  Adolf  von  Nassau  im  Jahre  1295**) 
die  Stadt  Sinzig  an  Gerhard  von  Jülich  wies,  erneuerte  er  zu- 
gleich die  von  seinen  Vorgängern  ihr  gewährten  Gerechtsamen, 
„nolentes  quod  idem  Gerhardus  vel  aliquis  alius  in  gi-atiis  et 
libertatibus  huiusmodi  vos  aggiavet  vel  molestet".*')  Dem 
Schutze  von  Boppard  und  Oberwesel  endlich  sollte  es  dienen, 
wenn  Heinrich  VII.  im  Jahre  1312**)  verordnete,  dasz  die 
Jahressteuem  den  bislang  innegehaltenen  Betrag  nicht  über- 
steigen sollten.  Allein  wer  gab  die  Gewähr  für  die  fortdauernde 
Beobachtung  solcher  Vorschriften?    Die  versetzten  Reichsstädte 


»)  Wilhelm  v.  Holland  1*248  Apr.  29.  —  Ernst,  Eist,  du  Limbourg  6,  242. 

»)  Adolf  V.  Nassau  1296  März  21.  —  Note  K». 

3')  cfr.  Wilhelm  v.  Holland  1248  Decbr.  23.  —  Lac.  ÜB.  2,  17G  No. 
338.  Verpfändet  „Tremoniam  et  curtes  nostras  adiacentes'*  an  Erzb.  Conrad 
V.  Köln.  «Idem  etiam  archiepiscopus  in  debito  et  consueto  iure  fovebit 
hominea  nostros  et  contra  indebitos  molestatores  defendet". 

Ludwig  IV.  1318  Octbr.  15.  —  Günther  3, 186  No.  96.  Erklärt,  es  sei 
trotz  der  Verpfändung  Boppards  an  Balduin  v.  Trier  sein  Wunsch,  „ut  ipse 
et  8ui  8ucce8.sores  sui  predicti  predictum  opidum  et  opidanos  gandere  per- 
inittant  eisdem  iuribus,  consuetudinibus,  honoribus  et  libertatibus  eorum, 
quihus  nos  et  predecessores  nostri  imperatores  et  reges  Romanorum  eos 
gandere  permittere  tenebamur". 

Karl  IV.  1362  Aug.  25.  —  Lac.  ÜB.  3,  387  No.  484  Note  2.  (Or  in 
Düsseldorf).  Schreibt  dem  Erzb.  Wilhelm  v.  Köln,  dass  „licet  opidum  Tremo- 
niense  .  .  .  tue  Goloniensi  ecclesie  .  .  .  extiterit  obligatum,  nos  tarnen  ex  eo 
non  minus  ad  eiusdem  opidi  iurium  et  consuetudinum  ipsius  defensionem, 
protectionem  et  guardiam  de  regie  benignitatis  gratia  credimus  obligari". 
Ba  die  Stadt  vielfach  von  ihren  Nachbarn  geschädigt  werde,  „devotioni  tue 
defensionem,  tuicionem  et  salvam  guardiam  dicti  opidi  nostro  et  sacri  imperii 
nomine  et  vice  committimus,  mandantes  tibi  et  iniungentes  nichilominns 
presentibus  seriöse,  quatenus  prefatum  opidum  et  opidanos  eosdem,  bona, 
res,  possessiones,  predia  et  personas  eorum  in  omnibus  privilegiis,  literis, 
iaribus,  consuetudinibus,  gratiis,  b'bertatibus  et  emunitatibus  suis  .  .  . 
continno  auctoritate  et  potestate  regia,  quam  tibi  ad  hoc  exequendum  plene 
committimus,  pot^nti  et  patenti  tue  succursionis  auxilio  preserves,  protegas 
et  defendas  fideliter  et  ad  honorem  sacri  imperii  .  .  .  efficaciter  tuearis*. 

»«)  Heinrich  VIL  1312  Juli  18.  —  Günther  3,  148  No.  53.  (cfr.  pag. 
56,  Note  46.) 
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sehen  wir  den  Wechselfällen  der  häufigen  Kriege  und  Miszhellig- 
keiten  der  Groszen  unterworfen,^®)  nicht  zuletzt  erwuchsen 
ihnen  des  öfteren  materielle  Nachteile. 

Das  Vorkommen  dieser  letzteren  erhellt  vornehmlich  ans 
zwei  Diplomen  Rudolfs  von  Hahsburg  und  Karls  IV.  Dort  be- 
stimmt der  König,^®)  von  dem  Bestreben  geleitet,  den  Schädi- 
gungen der  Duisburger  vorzubeugen,  „quatinus  nullus  .  .  .  aliquem 
civium  nostrorum  de  Dusburch  capiat,  impignoret  vel  in  aliquo 
molestet  .  .  .  ratione  alicuiiis  obligationis  quocumque  modo  con- 
tracte  sive  debiti  cuiusquam  nomine  spectabilis  comitis  Clevensis"; 
hier  verkündet  Karl  IV.,**)  dasz  die  Bürger  von  Oberwe^el 
„mit  phandung,  raub,  brand,  kummer  und  name  offte  angegriffen 
und  geschediget  werden  umb  schuldvorderunge  und  anesprach", 
die  man  an  den  Erzbischof  von  Trier  und  sein  Stift  zu  haben 
meine:  er  setzt  daher  fest,  dasz  fortan  die  Stadt  nicht  mehr 
„phandbar"  sein  solle. 

Beide  Aktenstücke  sind  privilegia  de  non  impigno- 
rando.  Sie  verboten  zunächst  den  Gläubigern  der  Pandbesitzer 
jedwede  Pfändung  der  Städte  oder  einzelner  Bürger,  deren  sie 
sich  —  zuweilen  auf  Grund  fürstlicher  Anweisungen  —  bedient, 
um  ihre  Ansprüche  an  die  Dynasten  zu  befriedigen.  Sie  unter- 
sagten den  letzteren,  die  Tilgung  eigener  Forderungen  an  die 
Gemeinde  durch  Beschlagnahme  bürgerlichen  Gutes  zu  erwirken. 

Gewisz  sind  sie  Anzeichen  der  Unsicherheit  des  Besitzes, 
welcher  die  Bewohner  von  Duisburg  und  Oberwesel  sich  aus- 
gesetzt fanden,  Belege  für  die  ungeregelten  Verhältnisse  der 
fürstlichen  Haushalte,  —  aber  man  wird  sie  nicht  nur  von  dem 
Gesichtspunkte  aus  zu  würdigen  haben,  dasz  durch  sie  den  ver- 
pfändeten Reichsstädten  Schutz  gegen  ungerechte  Eingriffe  in 
ihr  und  ihrer  Insassen  Vermögen  bereitet  werden  sollte.  Auch 
reichsunmittelbar  gebliebene  Bürgerschaften  hatten  von  seiten 
des  Reiches   und   seiner   Gläubiger   ähnliche    Schädigungen  zu 


»»)  cfr.  1278  Apr.  4.  —  Lac.  ÜB.  2,415  No.  710. 

1371  Juni  9.  —  quell,  d.  St.  Köln  4,618  No.  518. 

*o)  Rudolf  V.  Habsburg  1291  Juni  2.  —  Lac.  ÜB.  2,543  No.  911. 

cfr.  1280  März  22.  —  1.  c.  2,  437  No.  739. 

1290  Septbr.  6.   —  1.  c.  2,535  No.  895. 

*»j  Karl  IV.  1358  Soptbr.  14.  —  üüuthcr  3,(539  No.  452. 


Digitized  by 


Google 


79 


gewärtigen.  So  ist  in  der  Baumgartenberger  Sammlung^*)  das 
Formular  eines  Alisschreibens  Rudolfs  von  Habsburg  erhalten, 
durch  welches  die  Reichsstädte  zur  Entrichtung  einer  Steuer 
angespornt  werden  sollten.  Jedes  Mittel  der  Überredung  weisz 
der  König  zu  benutzen:  er  schlieszt  mit  der  Drohung:  „Poito 
vestra  prudeutia  non  ignorat,  quod  regie  indecencie  macula 
neenon  vobis  cederet  nocumento,  si,  quod  absit,  necessariarum 
rerum  cogente  defectu  pro  nostris  debitis  vos  et  alios  nostros 
fideles  contingeret  pignoracionis  incommodo  molestari".*^)  Auf 
der  anderen  Seite  finden  wir  Ludwig  den  Bayern  während  des 
Römerzuges  einigen  seiner  Begleiter  Anweisungen  auf  das  Gut 
der  Aachener  geben:  über  die  Ungesetzlichkeit  seiner  Handlungs- 
weise belehrt,  muszte  er  dieselben  jedoch  bald  widerrufen,  da 
sie  mit  den  Privilegien  der  Stadt  unvereinbar  seien.'**) 

§  4.    Der  Widerstand  der  Reichsstädte  gegen  die 

Verpfändung. 

Wie  bezeichnend  ist  doch  die  Drohung  Adolfs  von  Nassau*"*) 

gegenüber    den    an    das    Erzstift  Köln    versetzten   Gemeinden: 

„Intimamus  vobis  .  .  .  quod  nos  contradictores  et  rebelies  .  .  . 


*-)  Baiimgartenberger  Formelbuch  ed.  Bärwald  260  Xo.  47. 

*^^)  cfr.  die  treffende  Charakteristik  bei  Zeumer,  Städtesteuern  120. 
Er  übersetzt  pignoracio  mit  Verpfändung,  allein  für  diese  kennen  die  könig- 
lichen Urkunden,  soweit  wir  sehen,  nur  die  Bezeichnung  obligatio,  cfr.  pag.  15, 
Note  58  ff. 

**)  Ludwig  IV.  1331  Decbr.  4.  —  Quix,  Cod.  Aquens.  1,213  No.  306. 

cfr.  idem  1331  Juni  26.  —  1.  c.  1,213  No.  307. 

Karl  IV.  1374  Jan.  17.  —  Lünig,  K.  A.  13,60. 

Wenzel  1376  Juli  21.  —  Loersch,  Aach.  Rechtsdenkm.  72  No.  11 
§  18  Ä. 

cfr.  Böhmers  Bemerkung  zu  B.-F.  5,  No.  5310. 

cfr.  Ludwig  IV.  1332  Aug.  25.  —  Rubel,  1.  c.  1.  337  No.  489  §  6:  „Pre- 
terea  cum  vos  (die  Dortmunder)  .  .  .  multiplices  hactenus  importunas  susti- 
nneritis  anxietates  per  impignorationum  illicitarumque  invasioimm  attemp- 
tationes  et  gravamina  tot  et  tanta  subieritis  pericula,  .  .  .  inhibennis,  ne 
quis  vos  divisim  vel  pariter  .  .  .  pro  quacumque  causa  pro  nobis  aut  sacro 
Komano  imperio  per  impignorationes  .  .  .  presumat  invadore**. 

Karl  IV.  1377  Novbr.  23.  —  1.  c.  2,  97  No.  83  §  2. 

**)  Adolf  v.  Nassau  1292  Octbr.  4.  —  Note  17. 

cfr.  Johann  v.  Böhmen  1346  Juni  15.  —  Lac.  ÜB.  3,  348  No,  433. 
Karl  V.  Mähren  soll  Dortmund  an  Köln  verpfänden  „ind  sal  och  dem  ge- 
stiebte dat  helpen  erkrigen  ind  beherden**. 
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pena  debita,  prout  otiam  eidem  arcliiepiscopo  proniisimus,  regali 
poteutia  tanquani  contemptores  regaiis  precepti,  arcbiepiscopi 
predicti  ad  hoc  accedeiite  auxilio,  corapescenius".  Sicherlich 
ahnte  der  König  Widerstand  gegen  seine  Verordnung,  —  in  der 
That  nicht  ohne  Grund.  Denn  wohl  kaum  eine  Bürgerschaft 
unterwarf  sich  bereitwillig  der  Gewalt  eines  ihr  benachbarten 
Füreten,  nachdem  bislang  die  gewisz  nicht  allzudrückende  Heir- 
schaft  des  Reiches  über  ihr  geschaltet  hatte.  Wenn  sie  sich 
bemühte,  die  Verschreibung  zu  vereiteln  oder  ihr,  w^ar  sie  bereits 
dem  Dynasten  zugesagt,  jedwede  Kraft  zu  benehmen,  —  wer 
wollte  solchem  Bestreben  eine  gewisse  Berechtigung  abeikennen? 

Die  Reichsstädte  der  Rheinlande  sehen  wir  auf  dem  Wejre 
königlicher  Privilegierung  wie  durch  bewaifnete  Auflehnnng  nach 
Erreichung  dieses  Zieles  trachten. 

Im  Jahre  1215*«)  erteilte  Friedrich  II.  den  Aachenern  die 
Zusicherung,  „quod  nunciuam  de  manu  regis  vel  imperatoris 
alicui  persone  nobili  vel  ignobili  in  beneficio  tradentur",  ein  Ver- 
sprechen, welches  Karl  IV.  im  Jahre  J:H1»*')  dahin  ei-ganzte, 
dasz  weder  die  Krönungsstadt  noch  irgend  welche  ihrer  Zube- 
hörungen  jemals  „alicui  hominum  valeat  occupari  vel  quonio- 
dolibet  aggravari".  So  erklärte  Richard  von  Corn Wallis***)  den 
Bewohnern  von  Oberwesel,  er  wolle  nicht,  „quod  ipsa  civitas 
alicuius  unquam  subdatur  dominio,  sed  sub  solius  imperii  pro- 
tectione  foveatur,"  sondern  dasz  ,,i»raedicti  .  .  .  cives  se 
gaudeant  ab  omni  Servitute  exemptos  et  sub  solius  alis  imperii 
foveantur  et  protegantur".  Ludwig  der  Bayer  endlich  ermächtigte 
im  Jahre  1332*®)  die  Bürger  Dortmunds,  „ut  .  .  .  permutationi 
aut  concambio,  si  quam  vel  quod  nos  aut  successores  nostri  facere 
decerneremus  aut  decernerent,  occasione  quorum  a  sacro  Romano 


*«)  Friedrich  II.  1215  Juli  21).  —  Lac.  ÜB.  2,20  Xo.  61. 

cfr.  Loersch  bei  Kauschen,  Die  Legende  Karls  des  Groszen  211  ff. 

cfr.  Richard  v.  Cornwallis  12Ö7  Mai  22,  —  Quix,  1.  c.  1,124  Xo.  ^<'. 
(Loersch.  Aach.  Reclitsdenkm.  41  Note  1.) 

*^)  Karl  IV.  1349  Juli  20.  —  Loersch,  1.  c.  58  No.  7  §  2. 

*«)  Richard  v,  Comwallis  1257  JuU  15.  —  Mittelrh.  ÜB.  3,  101'» 
No,  1400. 

*»)  Ludwig  IV.  1332  Aug.  25.  —  Kübel,  1.  c.  1,337  No.  489  §  «. 

cfr.  Kari  IV.  1377  Novbr.  23.  —  1.  c.  2,97  No.  83  §  2. 

idem  1377  Novbr.  23.  —  1.  c.  2, 100  Xo.  84. 

Wenzel  1379  Octbr.  24.  —  1.  c.  2,  122  No.  107. 
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alienari  possetis  imperio,  nullatenus  consentiatis,  nee  ad  hoc  per 
quemcumque  vos  artari  volumus". 

Die  verzeichneten  Diplome  sind  privilegia  de  non  ali- 
enando  ab  imperio.  Leisteten  die  privilegia  de  non  impiguo^ 
rando  den  Bürgern  Gewähr  für  den  Schutz  der  Habe,  so  diese 
für  die  Sicherheit  und  Dauer  der  staatsrechtlichen  Stellung  ihrer 
Stadt:*®)  sie  sollte  fortan  von  allen  Herrschern  als  ein  mit  dem 
Reichskörper  unzertrennbar  verbundenes  Glied  anerkannt  werden. 
Jegliche  Yeräuszerung  vom  Reiche,  d.  h.  jegliche  Mediatisierung 
ward  zu  einer  ungesetzlichen  Handlung  des  Königs.  Somit 
verbot  das  Privileg  auch  jede  Verpfändung,  wenngleich  die 
letztere  als  durch  die  Auslösung  zeitlich  bescliränkbar  bezeichnet, 
durch  sie  die  Verbindung  der  Gemeinde  mit  dem  Reichsober- 
haupte nicht  gänzlich  aufgehoben  wurde.  Jedwede  ihm  wider- 
sprechende Verfügung  der  Vergangenheit  wurde  durch  einen 
solchen  Erlasz  für  ungültig  erkläi't,  jedwede  der  Zukunft  un- 
wirksam: die  Reichsstadt  erhielt  die  Befugnis,  gegen  die  Ver- 
letzungen des  Zugeständnisses  Einspruch  zu  erheben,  ja,  sie  als 
nicht  vorhanden  zu  betrachten. 

Wir  sind  geneigt,  über  derartige  Zusagen  unser  Erstaunen 
nicht  zu  verbergen.**)  Jene  Urkunden  jedoch  sind  Zeichen  dafür, 
dasz  man  noch  nicht  die  engen  Grenzen  einer  Anschauung  über- 
schritten hatte,  derzufolge  man  Teile  und  Rechte  des  Reiches 
von  patrimonialen  Gesichtspunkten  aus  behandelte;  sie  sind 
wichtige  Zeugnisse  einer  Staatsauffassung  und  Staatsgesiunung, 
wie  wir  wohl  hinzufügen  dürfen,  die,  in  deutschen  Städten  sich 
vorbereitend,  die  moderne  herbeiführen  half. 

Andrerseits  ist  es  überaus  eigenartig  zu  bemerken,  wie  nament- 
lich diezuvGunsten  Dortmunds  ausgefertigten  Aktenstücke  die  Mög- 
lichkeit ins  Auge  fassen,  in  der  Folgezeit  würde  ein  König,  ihres 
Inhaltes  ungeachtet,  in  der  Freiheit  seiner  Verfügungen  sich  nicht 


^)  Neumann,  Geschichte  des  Wucheis  187  Note  2,  identifiziert  beide: 
allein  schon  ihre  Nebeneinanderstellung  in  der  nämlichen  Urkunde  (cfr.  Ludwig  IV. 
1332  Aug.  25.  und  Karl  IV.  1377  Novbr,  23.  —  Note  44  und  49.)  widerspricht 
dieser  Gleichsetzung. 

**)  Lamprecht,  Forschungen  z.  deutscheu  Gesch.  21,12,  nennt  sie  mit 
Recht  »verwunderlich". 

Wermln^ hoff,  Die  Yerpfindungeu  d.  mittel- u.iiiedcrrh.Rrirhsstädte.         (5 
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einschränken  lassen :  in  Wirklichkeit  kam  Alles  darauf  an,  ob  jene 
Verbriefungen  auch  innegehalten  würden.  Wenn  gleichwohl  nur 
diejenige  für  Aachen  sich  erfolgreich  erwies,  so  wird  man  dies 
am  ehesten  seiner  Bedeutung  als  der  Krönungsstadt  des  Eeiches 
zuzuschreiben  haben.*^)  Oberwesel  ward  im  Jahre  1312**)  dem 
Erzstift  Trier  unterstellt,  während  weder  Karl  IV.  noch  Wenzel 
von  dem  Vei'suche  abstanden,  Dortmund  der  kölnischen  Kirche 
als  Reiclispfandschafb  anheimzugeben.**) 

Und  nicht  überall  gingen  die  Städte  aus  den  Kämpfen  um 
ihre  Freiheit  unbesiegt  hervor.  Wie  Duisburg  nur  mit  Wider- 
streben den  Grafen  von  Cleve  sich  unterwarf,**)  so  bemühten 
sich  Heinrich  VII.  und  Ludwig  IV.  lange  Zeit  hindurch  ver- 
geblich, die  Pfandherrschaft  Triers  über  Boppard  ins  Leben  zu 
rufen:  ja,  letzterer  gelobte  am  14.  October  1318**)  dem  Erz- 
bischof Beistand,  sobald  er  die  Bürgerschaft  mit  Krieg  zu  über- 
ziehen gedenke;  nicht  eher  wolle  er  dieselbe  wieder  zu  Gnaden 


**)  Allerdings  will  die  steirisclie  Reimchronik  (M.  G.  D.Ohr.  KMX) 
wissen,  Aachen  sei  1278  von  Rudolf  v.  Habsburg  an  Jülich  verpßndet 
worden,  —  ohne  Zweifel  eine  falsche  Aufstellung  des  Dichters,  cfr.  Lorenz, 
Goschichtsqnellen  3   Aufl    1,*251. 

M)  Heinrich  VlI.  1312  Juli  18.  —  Günther  3,148  Xo.  53. 

")  cfr.  Johann  v.  Böhmen  1346  Juni  15.  —    Lac.  IIB.  3,348  No.  43.S. 

Karl  IV.  134C  Novbr.  20.  —  Joannis.  Spie.  43  No.  15. 

ideni   1346  Novbr,  26.  —  Ijac.  IIB.  3,387  No.  484. 

idem  1352  Aug.  25.  ---  1.  c.  Note  2. 

idein  1372  Juli  11.  —  Rubel,  1.  c.  1,652  No.  871. 

Wenzel  1376  Juli  6.  —  Lac.  ÜB.  .3,685  No.  78.3. 

(Karl  IV,  1364  Apr.  14.  —  N.  A.  8,  270  No.  142  und  No.  143:  Verpfanduni!; 
Dortmunds  an  Rudolf  v.  Sachsen.) 

»*)  1290  Septbr.  6.  -  I^c.  IIB.  2,535  No.  895.  Dietrich  VI L  v.  Cleve 
verkündet,  „quod  omnis  discordia  seu  dissentio,  que  fnorat  inter  nos  ex  unn 
parte,  et  cives  Dusburgenses  ex  altera,  penitus  est  sedata  et  in  amicabileiii 
compositionem  nunc  reducta,  ...  sie  quod  nos  et  nostri  pro  dicta  discordia 
seu  de  dampuis  et  homicidiis  inde  consecutis  nullam  exercebimus  vindietam 
vei  querelam  nee  nostri  exercebunt.  Si  autem  dictis  civibns  pro  prefata 
discordia  dampnum  vel  gravamen  sit  illaturo,  ipsos  per  omnia  volumus  relevare 
et  indempnes  observare". 

«»)  Ludwig IV.  1318 Octbr.  14.  —  Günthers,  185  No.  94. 

cfr.  Wilhelm  v.  Holland  1252  Aug.  4.  —  Guden,  Cod.  dipl.  2,  l«:i 
No.  76.  Verpfändet  dem  Erzb.  Gerhard  v.  Mainz  Oppenheim,  unter  der  Be- 
dingung, „quod  contra  Oppenheim  .  .  .  vires  suas  et  ecclesie  Maguutine 
fideliter  exen  chit  et  eos  publice  diffidabit*. 
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annehmen,  bevor  sie  nicbt  dem  Erzstift  Oenugthnung  und 
Schadenersatz  geleistet.  Allerdings  lenkte  er  am  folgenden  Tage 
wieder  ein:  es  sei  sein  Wunsch,  so  erklärte  er,*')  dasz  auch 
während  des  Pfandbesitzes  der  Kirche  Boppard  aller  der  Privi- 
legien sich  erfreue,  die  ihm  vom  Reiche  gewährt  seien. 

Das  Jahr  1326  brachte  neue  Widersetzlichkeiten  d^r  Stadt. 
Ihr  Bfindnis  mit  einigen  pfalzgräflichen  Ortschaften  wird  gegen 
Trier  gerichtet  gewesen  sein,  wenn  es  auch  der  König**)  mit 
dem  Zusätze  ^ane  wider  ir  rechte  herschaft^  bestätigte,  die 
doch  fflr  Boppard  eben  in  dem  Erzbischof  bestellt  war:  jedenfalls 
bedeutete  der  Schiedsspruch  der  Coblenzer*')  nur  einen  vor- 
ttbei^ehenden  Stillstand  der  Zwistigkeiten.  Klagten  die  Bop- 
parder  vornehmlich  darüber,  dasz  der  trierische  Amtmann  ihnen 
Recht  zu  sprechen  sich  weigere,  ihr  geschworener  Rat  von  dem 
Kurfürsten  nicht  anerkannt  würde,  so  erwiderte  dieser  mit  Be- 
schwerden über  die  Vertreibung  seiner  Juden,  über  die  Vernach- 
läszigung  des  von  seinen  Beamten  gebotenen  Gerichtes.  Aber 
erst  im  September  des  folgenden  Jahres  fiel  die  Entscheidung: 
Boppard  sah  sich  einer  Belagerung  durch  Balduin  ausgesetzt,*^) 
endlich  zu  fast  bedingungslosem  Verzicht  auf  seine  Reichs- 
unmittelbarkeit  gezwungen.  Es  muszte  eingestehen  ,*0  z«  Un- 
recht einen  Rat  eingesetzt,  wie  das  Gericht  des  Erzbischofs 
gehindert  zu  haben.  Während  es  aller  Freiheiten  und  Bündnisse, 
die  etwa  mit  dem  Rechte  des  Pfandherrn  in  Widerspruch 
stunden,  sich  entschlug,  muszte  es  anerkennen,  dasz  dessen  Wille 
allein  über  seine  Einwohner  in  Zukunft  bestimmen  solle:  jede 
Auflehnung  würde  auf  sie  die  Schuld  des  Treubruchs  und  Meineids 
laden,  sowie  Balduin  ermächtigen,  sie  wegen  einer  solchen  an 
Leib  und  Gut  zu  schädigen.  „Und  is  ouch  zu  wissene,"  so 
schlieszt  die  Urkunde,  „dat  diese  ding  stain  und  weren  solen,  also 
lange  bis  die  schult,  die  man  ime  schuldich  ist  oder  schuldich 
wirdet,  davor  wir  ieme  versat  syn  oder  versaist  werden,  gent- 
zelichen  ieme  und  sime  stifte  bezalet  wirdet^. 


")  Ludwig  IV.  1318  Octbr.  15.  —  Note  37. 
*»)  Ludwig  IV.  1326  Juli  14.  —  Günther  3,239  No.  141. 
*•)  1326  Novbr.  10.  —  1.  c.  3,  247  No.  148. 
^)  Gesta  Trev.  ed.  Hontheim,  Prodr.  bist.  Trev.  833. 
")  1327  Septbr.  29.  —  Höf  er,  Auswabl  deutscher  Frkk.  214  No.  122. 
—  cfr.  Dominicus,  Baldewin  242  Note  1. 

6« 
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Glücklicher  war  Dortmund  in  seiner  groszen  Fehde  der 
Jahre  1388—1389  mit  Friedrich  von  Saarwerden,  dem  Ei-z- 
bischof  von  Köln.««) 

Zu  der  nämlichen  Zeit,  als  die  Reichsstädte  Säddeutschlamls 
in  dem  schwäbischen  Bunde**)  den  Mediatisierungsbestrebungen 
des  Kaisers  und  der  Fürsten  sich  entgegensetzten,  hatte  auch 
die  norddeutsche  Reichsstadt  der  Angriffe  Kölns  und  seiner  Helfer 
sich  zu  erwehren.  Was  den  Kurfürsten  oftmals  verbrieft  worden 
war,**^)  der  Pfandbesitz  Dortmunds,  sollte  jetzt  verwirklicht 
werden.  Aber  der  Bürgerschaft  gelang  es,  die  drohende  Gefahr 
abzuwenden.  Wenn  der  Erzbischof  sie  aufforderte/*)  entweder 
sich  ihm  zu  unterwerfen  oder  selbst  seinen  Anspruch  an  das 
Reich  zu  tilgen,  —  besser  als  der  Hinweis  auf  die  Privilegien, 
die  ihr  freies  Regiment  zusicherten,  schützte  sie  die  Tapferkeit 
im  Kampfe:  „want  waer  sich  burger  und  statsvolk  getruwelich 
mit  eindracht  lieflich  tosamen  halden",  so  berichtet  Westhoff,**) 
yjkonnen  sie  keren  und  wedderstaen  grote  gewalt  irer  viande 
mit  overkominge  rijkdoms  und  roemrijcher  eheren". 

Freilich,  der  endgültige  Friedensschlusz  vom  20.  November 
1389*')  liesz  die  Streitfrage  unentschieden.  „Vort  is  ghede- 
gedincget",  so  lautet  seine  Bestimmung,  „wert  dat  der  ertzebischop 
to  Colne  und  syn  gestychte  breyve  hedden  van  dem  romischen 
rike  van  keysern  und  kouincgen  sprekende  up  dey  stat  van  Dorp- 
munde,  dey  ensynt  nicht  qnyt  geladen  und  sjnt  unbesoynt*. 
Jedenfalls  aber  blieb  Dortmunds  Reichsunmittelbarkeit  zu  Recht 
bestehen:  den  nochmaligen  Befehlen  Wenzels  und  seiner  Nacli- 
folger,"**)  der  erzstiftischen  Herrschaft  sich  zu  fiigen,  war  jed- 
weder Erfolg  versagt. 


®-)  cfr.  Joh.  Nederhoff  ed.  Roese.  Dortmunder  (/hronikrii  1,00  ff.; 
Dietrich  Westhoff,  Deutscht»  Städtechrouiken  20. -251  ff.  —  Urkunden 
bt'i  Rubel,  1.  c.  2,  195  ff. 

Mette,Beitiäge  zur  Gesch.  Dortmunds  und  der  Grafschaft  Mark  Bd.  4.; 
Frensdorff,  Dortmunder  Statuten,  Einl.  47  ff. 

^)  cfr.  Vi  scher,  Forschungen  z.  deutschen  Gesch,  2,1  ff.;  3,1  ff.  — 
Hansen,  Deutsche  Städtechroniken  2(^ 2öl  Note  1. 

«)  cfr.  Frensdorff,  1.  c.  34  ff.  —  cfr.  Note  54. 

«*)  Dietrich  AVesthoff.  1.  c.  278  f. 

^)  1.  c.  pap.  27^<,  cfr.  Note  1  ibidem. 

«•)  1389  Novbr.  20.  —  Lac.  ÜB.  3,829  No.  944. 

*\^  cfr.  Deutsche  Stadt eihroniken  20,  27h  Note  3. 
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Capitel  III. 

Die  Stellung  des  Schuldners. 

§  1.  Das  Eigentum  am  Pfände  und  das  Recht 
der  Pfandlöse. 

Wie  ungünstig  immer  die  Folgen  der  Verpfändungsverträge 
über  Reichsgut  für  den  Schuldner  sein  mochten,  das  Eigentum 
des  Reiches  am  Pfände  wie  das  Recht  der  Einlöse  wurden 
durch  sie  nicht  beseitigt. 

Freilich  ruhten  die  Wirkungen  des  ersteren  während  des 
Pfandverhältnisses  grösztenteils/)  gleichwohl  werden  die  oben- 
angeführten  Zeugnisse  einer  trotz  der  Versetzung  weiter  be- 
stehenden Verbindung  der  Reichsstädte  mit  dem  Könige,^)  die  dem 
letzteren  vorbehaltenen  Dienstleistungen,'^)  seine  Privilegien  zum 
Schutze  der  Einwohnerschaften^)  daraus  abgeleitet  werden  müs- 
sen, dasz  man  des  Eigentums  des  Reiches  an  dem  verschriebe- 
nen Gute  sich  bewuszt  blieb.  „Das  eygentum  derselben  stat 
und  des  gerichtes  zu  Wesel/'  sagt  ein  bereits  verwertetes  Di- 
plom Karls  IV.  vom  Jahre  ISoS,*^)  „sol  uns  und  dem  rieh  billich 
und  durch  recht  behalten  sin  und  ist  by  uns  verblieben." 

Es  würde  zu  weit  führen,  wollten  wir  hier  im  einzelnen  die 
sprachlichen  Wendungen  verfolgen,  welche  der  Befugnis  der 
Herrscher,  das  Pfand  wieder  einzulösen  (absolvere,  liberare,  re- 
dimere,  losen,  einbringen),  jeweils  Ausdruck  verliehen:  der 
Hinweis  auf  dieselbe  bildete  einen  stetig  wiederkehrenden  Be- 
standteil der  Vereinbarungen,  der,  wie  natürlich,  nur  bei  den  an 
Zahl  ohnedies  geringen  Totsatzungen*)  fehlte. 

Das  Abkommen  sollte  zu  Recht  bestehen,  „quousque  per  nos 
vel  nostros  in  imperio  successores  de  totali  pecunia  (dem  Gläu- 
biger) fuerit  plenarie  satisfactum",  —  Worte  eines  von  Adolf  von 
Nassau")  ausgehändigten  Aktenstückes,  die,  durch   andere  sich 


^  cfr.  von  Meibom,  1.  c.  356. 

•)  cfr.  pag.  74  Note  22;  pag.  75  Note  27. 

^  cfr.  pag.  75  Noten  23,  25,  26. 

*)  cfr.  pag.  78  Noten  40,  41. 

*)  Karl  IV.  1358  Septbr.  14.  —  Günther  3,639  No.  452. 

«)  cfr.  pag.  54  Note  37. 

')  Adolf  V.  Nassau  1294  Decbr   14.  —  Lac.  ÜB.  2,  562  No.  950. 
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ergänzend,  die  Aufstellung  einer  Reihe  von  Bedingungen  ermög- 
liclien,  durch  welche  man  die  Beendigung  des  Vertrages  ge- 
regelt wissen  wollte. 

Die  erste  und  ohne  Zweifel  wichtigste  war  die  Tilgung  der 
Forderung  des  Geschlechtes  beziehungsweise  der  Kirche.  Denn 
beruhte,  wie  wir  ausführten,  auf  ihrem  üntergi-unde  der  Besitz 
des  Pfandes,  war  letzteres  den  Gläubigem  als  Sicherheit  für 
eine  noch  zu  erwartende  Befriedigung  ihres  Anspruches  einge- 
räumt, so  muszten  mit  der  Beseitigung  dieser  Berechtigung  auch 
deren  Wirkungen  aufgehoben  werden.  Eine  solche  aber  sollte 
allein  auf  dem  Wege  der  Zahlung  der  Reichsschuld  vor  sich 
gehen,  keinem  Könige  es  gestattet  sein,  sei  es  durch  gewaltsame 
Vertreibung  des  Pfandinhabers,  sei  es  durch  gerichtliches  Urteil 
eine  Zurfickgabe  des  Haftobjektes  zu  erwirken.^) 

Des  weiteren  wurden  der  Abtragung  der  Verbindlichkeit 
mannigfache  Schranken  gezogen:  sie  sollte  in  baarem  Gelde,*) 
ohne  jedweden  Abzug,'®)  zugleich  ohne  Aufschlag  von  Zinsen") 
erfolgen,  in  einer  Höhe,  welche  jeweils  in  der  letztmaligen  Ver- 
briefung festgestellt  worden  war.  Wenn  sodann  in  einigen 
Verabredungen  die  Bestimmung  sich  findet,  nur  auf  einmal,  nicht 
aber  in  Raten  solle  die  Verpflichtung  des  Reiches  gelöscht  wer- 
den,*^) —  ,.particularis  solucio  multa  aflfert  incommoda**,  heiszt 
es  in  der  Urkunde  Karls  IV.  vom  31.  Mai  1376")  —  so  darf 
man  die  Geltung  dieses  Satzes  wohl  auf  alle  Verträge  ausdeh- 
nen gleich  demjenigen,  dasz  die  Pfandlöse  ausschlieszlich  „pro 
nostra  et  imperii  propria  pecunia"**)  bewerkstelligt  werden  könne. 


«)  cfr.  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  —  Lac.  ÜB.  3, 50  No.  68. 

Karl  IV.  1374  Novbr.  11.  —  R.  T.  A.  1, 11  No.  3  §  7. 

idem  1376  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,23  Xo.  6  §  8. 

•)  cfr.  Karl  IV.  1349  Febr.  19.  —  I^c.  ÜB.  3,  380  Xo.  473. 

^^)  cfr.  Rudolf  V.  Habsburg:  1282  Xovbr.  11.   —  Wenck,  Hess.  ÜB. 
1.49  Xo.  70. 

")  cfr.  von  Meibom,  1.  c.  381. 

>«)  cfr.  Karl  IV.  1368  Jan.  29.  —  X.  A.  8.  274  Xo.  173. 

»)  Karl  IV.  1376  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,23  Xo.  6,  pag.  25,  Zeile  33. 

")  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16,  —  B.  Reg.  Ludw.  Xo.  3036. 

Karl  IV.  1348  Jan.  19.  —  Lac.  ÜB.  3.  364  Xo.  454. 

cfr.  Heusler,  1.  c.  2, 142:  ^£s  erscheint  gegen  die  gute  Treue,  dasz 
der  Schuldner  das  Lösungsrecht  mit  anderen  Mitteln  als  den  seinigen  bewirke, 
infolge  dessen  er  sofort  das  Gut  weiter  verpHinden  muss". 
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Denn  gerade  die  an  letzter  Stelle  erwähnte  Klausel  ist  die 
logisch  notwendige  Folge  eines  Schlusses,  der  wieder  aus  einer 
Mehrheit  von  Diplomen  gezogen  zu  werden  vermag:  nur  dem 
Könige  lag  es  ob,  das  versetzte  Keichsgut  wieder  an  sich  zu 
bringen;  mochte  er  immerhin  andere  hiemit  beauftragen  können,^^) 
es  blieb  ihm  untersagt,  seinen  Günstlingen  die  Berechtigung  eines 
Pfanderwerbes  zuzugestehen,  der  erst  nach  Verdrängung  des 
ursprfinglichen  Gläubigers  ins  Leben  treten  konnte.*^) 

Die  Zeit  endlich  der  Revindication  war  dem  Ermessen 
des  Herrschers  anheimgegeben:  „quandocunque  nobis  videbitur 
expedire",  wollte  Adolf  von  Nassau  im  Jahre  1292*')  die  Ver- 
setzung einiger  Plätze  ruckgängig  machen,  während  Ludwig  IV. 
im  Jahre  1336")  durch  die  Worte  „cum  poterimus"  sich  damit 
beschied,  die  Verwirklichung  der  ihm  und  seinen  Nachfolgern 
vorbehaltenen  Befugnis  von  der  Leistungsfähigkeit  des  Reiches 
äberhanpt  abhängig  zu  erklären. 

Immerhin  fehlt  es  nicht  an  Zeugnissen  einer  Festlegung 
auch  des  Einlösetermins.  Im  Jahre  1314**)  liesz  Friedrich  von 
Österreich  durch  seinen  Bruder  dem  Edlen  Reynald  von  Falken- 
burg versprechen,  dasz  innerhalb  der  nächsten  zwanzig  Jahre 
das  ihm  verpfändete  Aachener  Schultheiszenamt  nicht  eingezogen 
werden  könne;  Karl  IV.  sogar  gelobte  im  Jahre  1374*^)  dem  Erz- 


**J  Diea  ergiebt  sich  aus  den  pag.  88  ff.  zu  besprechenden  Revindication s- 
bes(trebungen.  Die  nämliche  Anschauung  scheint  der  Urkunde  Albrechts 
laoo  Jan.  19.  —  Lac.  Uß.  2,615  No.  1042  zu  Grunde  zu  liegen.  Der  König 
will  dem  Grafen  t.  Jülich  Sinzig  um  3000  Mark  verpfänden.  ^Postquam  vero 
dictus  comes  per  nos  vel  per  alium  nostro  noraine  (im  anderen  Falle  müszte 
es  doch  SUD  nomine  beiszen)  de  prefatis  debitis  fuerit  expeditus,  idem  nobis 
vel  aJii  de  mandato  nostro  reddere  et  assignare  tenebitur  oppidum  memo- 
ratnm,  quavis  occasione  postposita  et  remota"". 

*")  Es  folgt  dies  zunächst  daraus,  dasz  alle  Urkunden  als  zur  Auslöse 
bertjchtigt  nur  die  Pfandbesteller  bezw.  deren  Nachfolger  anführen.  Aus- 
drücklich wird  diese  Befugnis  auf  die  Könige  beschränkt,  u.  a. 

Adolf  v.  Nassau  1297  Juni  13.  —  Lac.  Uß   2,  574  No.  973. 

Ludwig  IV.  1332.  —  Öfele,  Script,  rer.  Boic.  1,769. 

»O  Adolf  v.  Nassau  1292  Septbr.  13.  —  (iuell.  d.  St.  Köln  3,334  No. 

")  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  Note  14. 

^)  Leopold  v.  Österreich  1314  Mai  9.  —  Lac.  ÜB.  3,95  No.  129. 

»)  Karl  IV.  1374  Novbr.  11.  —  Note  8. 

Wenzel  1376  Juli  8.  —  E.  T.  A.  1, 26  Note  i. 
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bischof  von  Trier,  es  solle  weder  ihm  noch  seinenfi  Sohne  noch 
auch  „allen  unsen  erben  und  nakomen,  die  von  unserm  stamme 
oder  wapen  sint  oder  koment  und  zn  dem  roemschen  rijche 
quemen,"  gestattet  sein,  das  Eigentum  des  Reiches  an  Boppard 
und  Oberwesel  in  seinem  alten  Umfange  wieder  herzustellen. 
Somit  entkleidete  der  Kaiser  einen  Teil  der  deutschen  Herrscher 
der  letzten  bei  jener  Reichspfandschaft  ihnen  verbliebenen  Be- 
rechtigung: das  Regiment  eines  Luxemburgers  sollte  dem  Ei-zstift 
die  Gewiszheit  geben,  dasz  unter  diesem  sein  Pfandbesitz  nicht 
beendet  werden  würde. 

Pflicht  der  Gläubiger  war  es  endlich,  einer  Tilgung  ihres 
Anspruches  sich  nicht  zu  widersetzen,  vielmehr  in  solchem  Falle 
dem  Reiche  „libere  et  absolute"  das  Pfand  so  zurückzuerstatten,  wie 
es  ihnen  eingeräumt  worden  war.*')  Heinrich  VII.  konnte  daher 
im  Jahre  1312**)  mit  gutem  Grunde  fordern,  dasz  nach  Ent- 
richtung von  12000  Pfd.  Hellern  an  die  trierischen  Kurfürsten 
die  ihrer  Kirche  versetzten  Städte  „sicut  ea  obligamus,  siue 
qualibet  alia  impetitione  debiti,  dampni  vel  interesse  ac  sine  ex- 
ceptione,  impedimento  seu  obstaculo  quolibet  ad  nos  et  imperium 
libere  revertantur  et  ipsi  assignare  nobis  et  imperio  sine  contra- 
dictione  qualibet  teneantur";  ja,  man  wird  es  begreiflich  finden, 
wenn  Conrad  IV.  im  Jahre  1241*')  der  Erwartung  sich  hingab, 
dasz  die  Grafen  von  Jülich  nach  der  Auslösung  Dürens  „pro 
tanta  gratia  eis  impensa  eo  frequentius  mandatis  imperii  sub- 
iacebunt". 

§  2.   Die  Handhabung  der  Auslösungsbefugnis. 

Wird  man  auch  die  Strenge  der  Bestimmungen  der  Pfaud- 
löse  für  den  Schuldner  nicht  verkennen,  so  erscheint  es  gleichwohl 
gerechtfertigt  zu  fragen,  ob  die  deutschen  Könige  an  dieselben 
sich  für  gebunden  erachteten,  ob  sie  überhaupt  von  der  ihnen 
gewährleisteten  Befugnis  Gebrauch  machten. 


«»)  cfr.  Wilhelm  v.  Holland  1248  Apr.  29.  —  Ernst,  Hist.  du  Liinbourg 
6,  242. 

Albrecht  1300  Jan.  19.  —  Note  15. 

idem  1300  Jan.  20.  —  Lac.  ÜB.  2,615  No.  1043. 

")  Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  —  aünther  3,  148  No.  53. 

*»J  Conrad  IV.  1241  Octbr.  —  Huillard  6,824, 
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Hierauf  eine  unbedingte  Antwort  zu  erteilen,  ist  jedoch 
nnmöglicli.  Während  in  den  eventuellen  Verpfandungen  ein 
AVeg  eingeschlagen  wurde,  den  freilich  der  Wortlaut  der  Ver- 
träge den  Herrschern  verschlosz,  ist  andrerseits  ein  an  Umfang 
zu  geringes  Material  uns  erhalten,  als  dasz  aus  ihm  eine  häufigere 
Anwendung  des  Auslöserechtes  gefolgert  werden  könnte. 

Immerhin  sind  Zeugnisse  dafür  vorhanden,  dasz  man 
wenigstens  bestrebt  war,  einzelne  rheinische  Reichsgttter  der 
durch  keinerlei  fremde  Ansprüche  beengten  Herrschaft  und  Ver- 
waltung des  Königs  wieder  zu  unterstellen.  So  machte  im 
Jahre  1202**)  Otto  IV.  sich  anheischig,  den  Besitz  des  Bra- 
banters  an  Sinzig,  den  des  Limburgers  an  der  Münzstätte  zu 
Aachen  zu  beseitigen;  so  gebot  Rudolf  von  Habsburg  im  Jahre 
12H2-*)  dem  Grafen  von  Geldern  die  Zurückgabe  Duisburgs,  — 
ein  Ansinnen,  dessen  Erfüllung,  gefördert  jedenfalls  durch  den 
Ausgang  der  Worringer  Fehde  (1288),  nicht  allein  aus  der 
Bestätigung  der  bürgerlichen  Privilegien,**)  sondern  vor  allem 
aus  der  Überweisung  der  Stadt  an  Cleve-'J  mit  Sicherheit  ge- 
schlossen werden  musz.  Wir  sehen  Adolf  von  Nassau*^)  „pro 
liberatione  munitionum  et  bonorum  imperii,  que  alias  vix  poterant 
liberari",  von  Johann  von  Brabant  eine  beträchtliche  Anleihe 
sich  erbitten,  allerdings  um  in  der  nämlichen  Urkunde  dem 
Herzog  eine  grosze  Anzahl  wichtiger  Einnahmequellen  des  Reiches 
zu  Pfand  zu  geben. 

Ludwig  der  Bayer  und  Karl  IV.  lenkten  ihr  Augenmerk 
auf  die  Dominialgüter  zu  Dortmund.  Jener  beauftragte  1323 -") 
den  Grafen  von  Waldeck,  einige  Jahre  später '*^)  die  Einwohner- 
schaft selbst  mit  der  Revindication  der  dem  Reiche  entzogenen 
Besitzungen  und  Einkünfte;  dieser  berief  im  Jahre  1361 '^O  ^^r 


"J  (Otto  IV.)  120-2  Septbr.  —  31.  G.  L.  L.  2,  206. 

**)  Rudolf  V.  Habsburg  12«2  Juni  19.  —  Lac.  ÜB.  2,451  No.  7C5. 

*«)  Rudolf  T.  Habsburg  1290  Fobr.  18.  —  1.  c.  2,  526  No.  H83. 

")  Rudolf  V.  Habsburg  1290  Juli  5.  —  1.  c.  2,  533  No.  893. 

**)  Adolf  T.  Nassau  1292  Septbr.  22.  —  Jan  Heelu  ed.  Willems  562. 

^)  Ludwig  IV.  1323  März  21.  —  Varnhagen,  Waldeckische  Landes- 
geachichte  1,  146  No.  66. 

w)  Ludwig  IV.  1332  Juni  23.  —  Rubel,  1.  c.  1,334  No.  483. 

»0  Karl  IV.  1361  Aug.  30.  —  Janicke,  ÜB.  v.  Quedlinburg  1, 152 
Xü.  178. 
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Austuhrung  des  gleichen  Planes  den  Herzog  von  Sachsen,  ohne 
dasz  die  Masznahmen  beider  Herrscher  von  irgendwelchem  Er- 
folge begleitet  gewesen  wären.  Einer  Wiedereiufugung  Boppaids 
und  Oberwesels  endlich  in  den  Kreis  der  reichsnnmittelbar  ge- 
bliebenen Städte  sollte  es  dienen,  wenn  nach  dem  Tode  des 
Erzbischofs  Balduin  Karl  IV.'*)  mit  dem  Domkapitel  von  Trier 
dahin  sich  einigte,  beide  Gemeinden  sollten  nach  seinem,  d.  li. 
des  Königs  Hinscheiden  an  das  Reich  zurückfallen,  inzwischen  aber 
dem  Erzstift  einverleibt  bleiben.  Trotzdem  ist  auch  hier  kein 
Uelingen  zu  verzeichnen.  Jene  Städte  wurden  bald  darauf  von 
neuem  an  Kurfürst  Boemund  verpfändet,***)  um  fortan  für  immer 
Bestandteile  der  trierischen  Lande  zu  bilden. 

§  3.  Versuch  einer  Würdigung  der  Reichspfandschaften. 

Im  Jahre  1314***)  schrieb  Ludwig  der  Bayer  den  Bürgern 
von  Boppard  und  Oberwesel,  er  habe  „ob  evidentem  utilitatem 
nostram  et  imperii"  die  Verpfändung  beider  Städte  an  Balduin  von 
Trier  bestätigt  wie  auch  den  Pfandschilling  erheblich  gesteigert. 

Wir  lassen  dahin  gestellt,  ob  der  König  —  wenn  andei-s 
seine  Worte  ernst  gemeint  waren  —  noch  im  Banne  einer  An- 
schauung handelte,  derzufolge  die  Vergabungen  früherer  Jahr- 
hunderte an  die  Kirchen  des  Reiches  als  für  letzteres  mittelbar 
gewinnverheiszend  angesehen  wurden,^*)  —  jedenfalls  wird  unser 
Urteil  iiber  die  Versetzung  von  Reichsgütern  und  -Rechten  an 
geistliche  Anstalten  wie  an  weltliche  Geschlechter  nicht  zwei- 
felhaft sein  können. 

Der  stetig  sich  mehrende  Betrag  der  Schuldsummen,  die 
Dahingabe  des  Objektes  an  den  Gläubiger  zu  Besitz  und  Nutz- 
nieszung,  die  Vereinbarung  einer  Reihe  von  Bedingungen,  die 
an  sich  schon  die  Auslöse  unverhältnismäszig  erschwerten,  — 
alles  vereinigte  sich,  um  dem  Reiche  aus  den  Verschreibungen 
nur  Schaden  erwachsen  zu  lassen :  bei  seinem  geringen  Kredite, 
der  Unordnung  seiner  Finanzen,  der  Abhängigkeit  der  Herrscher 


3«)  Karl  iV.  1354  März  4.  —  N.  A.  8,262  No.  73. 
2^)  Karl  IV.  1356  Jan.  5.  —  N.  A.  H,  264  Xo.  91. 
3»)  Ludwig  IV.   1314  Decbr.  15.    —  Günther  3,  162  Note  2.  (Or.  in 
Coblenz.) 

**)  cfr.  Ficker,  Wiener  Sitzungsberichte  72,399, 


Digitized  by 


Google 


91 


von  dem  guten  Willen  der  Fürsten  mnszte  es  zu  solchen  Zuge- 
ständnissen sich  verstehen. 

Das  Reichsgut  der  Rheinlande  lag  zerstreut  inmitten  auf- 
strebender Territorien,  nicht  zusammengehalten  durch  eine  ge- 
meinsame Landvogtei  wie  etwa  dasjenige  der  Wetterau.  Natur- 
gemäsz  erleichterte  dies  sein  Ausscheiden  aus  der  unmittelbaren 
Verbindung  mit  dem  Reichsoberhaupte.  Für  die  Könige  war  es 
eine  schwierige  Aufgabe,  den  gesamten  Bestand  fiskalischer  Be- 
sitzungen zu  überschauen,  eine  noch  schwierigere,  ihn  mit  Erfolg 
(lorch  Beamte  verwalten  zu  lassen,  zumal  ihre  Aufmerksamkeit 
vor  allem  durch  die  Schicksale  der  eigenen  Hausmacht  in  An- 
sprach genommen  wurde. 

Freilich,  wer  wollte  leugnen,  dasz  sie  durch  die  Verpfändungen 
der  Reichsstädte  u.  s.  f.  mannigfacher  Stützpunkte  ihrer  Stellung 
sich  entäuszerten?  Wer  wollte  verkennen,  dasz  den  Städten 
ans  der  Entfremdung  vom  Reiche  manche  Nachteile,  vornehmlich 
die  Einbusze  einer  fast  unbeschränkten  Freiheit,  entsprangen? 
Gleichwohl  wird  man  annehmen  dürfen,  dasz  sie  ihrer  Einfügung 
in  einen  mehr  und  mehr  sich  befestigenden  Staatskörper  zugleich 
auch  Ordnung  und  Sicherheit  verdankten.  Sehen  wir  ab  von 
Aachen,  das  als  Erönungsstätte  dem  Reichsverbande  erhalten 
werden  muszte,  desgleichen  von  Dortmund,  welches  der  Mut  sei- 
ner Bewohner  vor  der  Unterwerfung  unter  die  kölnische  Kirche 
bewahrte,  —  die  übrigen  waren  gewisz  zu  unbedeutend,  um  aus 
eigener  Kraft  in  den  wechselvollen  Kämpfen  der  rheinischen 
Dynasten  stets  neutral  zu  bleiben  oder  gar  mit  eigenen  Waffen 
sich  zu  schützen.  Sie  muszten  sich  bescheiden,  an  ihrem  neuen 
Gebieter  einen  Schirmherm  zu  finden,  der  als  Inhaber  des  Ter- 
ritoriums mit  demselben  auch  die  ihm  verpfändeten  Reichsstädte 
zu  verteidigen  vermochte,**)  der  sie  zu  verteidigen  gehalten  war, 
wenn  anders  er  sein  Interesse  wahrzunehmen  verstand. 

So  sind  am  letzten  Ende  den  Fürsten  jene  Verfügungen  zu 
gute  gekommen:  zur  Abrundung  ihres  Gebietes  bot  sich  in  dem 
Erwerbe  von  Reichsgütern  ein  nicht  zu  unterschätzendes  Mittel 


^)  Wie  abhängig  selbst  Aachen  von  Jülich  war,   dem   doch  nur  die 
königliehen  Beamtungen  in  der  Stadt  zustanden,   ergiebt  sich  daraus,   dasz 
1347  März  24.  —  Quix,  Cod.  Aqueus.  l,  234  No.  340  Markgraf  Wilhelm  I.  von 
der  Bürgerschaft  als  „uns  heyrre**  bezeichnet  wird. 
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dar.  Adolf  von  Nassau"')  bezeichnete  nicht  mit  unrecht  den 
Zweck  einer  seiner  Pfandbestellungen  dahin,  dasz  sie  ..pro  iuri- 
biis  re|^)i  et  imperii  ac  etiam  ecclesie  Coloniensis  in  partibus 
illis  contra  suos  inimicos  commodius  defendendis  et  etiam  cou- 
servandis"  erfolge.  Und  sicherlich  fugte  auch  Karl  IV.  sich 
dem  Wunsche  des  Herzogs  von  Brabant,  wenn  diesem  nach 
einem  ürkundenentwurfe***)  „bona  in  nostro  Romano  regno  seil 
impcrio  prope  Brabanciam  situata"  versetzt  werden  sollten.  Al- 
lerdings nicht  immer  wurden  den  Groszen  solche  Plätze  zuge- 
sichert, deren  Besitz  unmittelbar  für  sie  von  Wichtigkeit  sein 
konnte.  Wir  erfahren  von  einer  Überweisung  von  Boppard  und 
Überwesel  an  Jülich,*®)  einer  Verschreibung  von  Duisburg  und 
Dortmund  an  das  askanische  Sachsen-Wittenberg,^^)  —  gleich- 
sam ein  Hinweis  auf  die  seinem  Erben,  dem  Hause  Wettin,  am 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  durch  die  Eventualbelehnnng  mit 
Jülich  und  Berg  zugedachte  Stellung**)  — :  allein  in  der  Regel 
niuszte  die  Einräumung  einer  Einnahmequelle,  einer  Beamtung, 
einer  Stadt  des  Reiches  den  Bestrebungen  der  Landesherren 
entsprechen. 

Alles  in  allem  wird  es  gerechtfertigt  sein,  in  den  Reichs- 
pfandschaften  ein  Ferment  in  der  Bildung  der  Territorien,  ein 
Zeichen  des  allmählichen  Verfalles  des  Reiches  zu  erblicken: 
es  blieb  den  Königen  verwehrt,  neben  und  über  den  Fürsten 
eine  selbständige  Stellung  zu  behaupten. 


»')  Adolf  V.  Nassau  1292  Soptbr.  13.  —  Quell,  d.  St.  Köln  3,  334  No.372. 

3H)  1348—1340.  —  Winkelmann.  Acta  2,444  No.  71«. 

=«•)  cfr.  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  3036. 

*"}  Karl  IV.  1362  Septbr.  x.  —  Ludewig,  Rel.  Mss.  10,56  No.  .\ 

idem  1364  Apr.  14.  —  N.  A.  h,  270  No.  142. 

*')  cfr.  von  Bezold,  Geschichte  der  deutschen  Reformation  190. 
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Exkurse. 


L  Die  trierisehe  Keichspfandsehaft  Boppard 
und  OborwescI. 

§  1.   Geschichte  von  Boppard  und  Oberwesel  bis  zu 
ihrer  Besitznahme  durch  das  Erzbistum  Trier. 

Boppard,  bereits  im  Jahre  820*)  als  königlicher  Fiskalort 
erwähnt,  begegnet  als  „locus  regie  potestati  assignatus"  seit  dem 
elften  Jahrhundert  häufiger  in  den  Urkunden  der  Herrscher;^) 
Friedrich  II.*)  spricht  von  „Bopardia  et  omnia  loca,  que  nostre 
sunt  iurisdictionis";  Rudolf  von  Habsburg*)  endlich  nennt  es 
eine  „civitas  regni",  deren  Siegel^)  die  Umschrift:  „Popardia 
liberum  et  spetiale  opidum  romani  imperii"  trägt. 

Oberwesel  hingegen  —  das  angeführte  Diplom  Ludwigs 
des  Frommen  kennzeichnet  es  als  „fiscus  noster"  —  findet  sich 
späterhin  im  Besitze  zweier  Franken,  denen  es  Otto  der  Grosze 
im  Jahre  966  aberkannte,  um  es  sofort  dem  Erzstift  Magdeburg 
sclienkweise  zu  fiberlassen.")  Freilich  erst  Friedrich  I.  wuszte 
es  dem  Reiche  wiederzugewinnen;')  allein   noch  blieb  es  der 


»)  Ludwig  d.  Fr.  820  Jan.  30.  —  Mittelrli.  ÜB.  1,58  No.  52. 

-)  cfr.  Heinrich  IV.  1074  Jan.  8.  —  Boos,  Wonnser  ÜB.  l,47No.  5C. 

Heinrich  V.  1112  Octbr.  16.  —  1.  c.  1,52  No.  61. 

Friedrich  I.  1184  Jan.  3.  —  1.  c.  1,78  No.  90. 

Otto  IV.  1208  Decbr.  —  1.  c.  1,  87  No.  110. 

»)  Friedrich  IL  1218  Mfirz  27.  —  Rössel,  Eberb.  TIB.  1,  199  No.  104. 

*J  Rudolf  V.  Habsburg  1284  Decbr.  12.  —  Gudon,  Cod.  dipl.  1,782 
No.  364. 

*)  cfr.  Quell,  d.  St.  Köln  2,  Tafeln  sub  No.  U. 

•)  Otto  L  966  Aug.  24.  —  M.  G.  D.D.  1.  446  No.  332.  —  cfr.  Köpke- 
Dümmler,  Otto  d.  Gr.  409  Note  3. 

cfr.  Otto  IIL  992  Jan.  18.  —  Leibniz,  Ann.  3,572. 

Conrad  IIL  1144  Decbr.  31.  —  v.  Heinemann,  Albrecht  der  Bär  453 
Xo.  29. 

0  Friedrich  L  1166  März  8.  —  Cod.  dipl.  Anhalt.  1,359  No.  496. 

cfr.  idem  1166  März  8.  —  Böhmer,  Acta  268  No.  304. 

cfr.  Alexander  IIL  1180  Febr.  15.  —  Cod.  dipl.  Anhalt.  1,426  No.  577, 
~  etc.  etc.  —  Lucius  IIL  1182  Juni  15.  —  1.  c.  1.454  No.  615. 
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unmittelbaren  königlichen  Verwaltung  entzogen:  vorab  stand  den 
Herren  von  Schönburg  die  Vogtei  über  Oberwesel  zu,  eine  erb- 
liche Gerechtsame,  kraft  deren  sie  hier  Steuern  erhoben  wie  von 
ihrer  Zahlung  befreiten,  sie  durch  Vögte  und  Schultheiszen  das 
Gericht  handzuhaben  befugt  waren.®)  Erscheint  es  daher  ver- 
boten, schon  jetzt  von  Oberwesel  als  von  einer  Reichsstadt  zu 
sprechen,  so  ist  es  andrerseits  begreiflich,  dasz  es  als  Zubehör 
der  Feste  Schönburg  auch  deren  Schicksal  teilte,  als  sie  im 
Jahre  1216  durch  Friedrich  II.')  der  Magdebui^er  Kirche  ver- 
pfändet wurde. 

Nicht  allzulange  gleichwohl  wird  eine  solche  Verfugung  zu 
Recht  bestanden  haben:  bereits  im  Jahre  1237'®)  versprach  der 
Kaiser  den  Schönburgern,  ihr  Besitztum  fortan  dem  Reiche  er- 
halten zu  wollen;  die  Summe  von  300  Mark  sollte  sie  zugleich 
für  erlittene  Verluste  entschädigen.  Gerade  die  letzterwähnte 
Bestimmung  wird  man  mit  einer  Urkunde  Richards  von  Corn- 
wallis")  in  Verbindung  bringen  dürfen,  in  der  es  heiszt,  dasz 
Friedrich  II.  .  .  .  „pro  augmeuto  exaltationis  imperii  et  honore 
sui  nominis  ac  liberatione  servitutis  aliene  civium  eorundem 
(von  Oberwesel)  comparavit  advocatiam  Wesaliensem  a  dominio 
et  potestate  Ottonis  et  Ottonis  fratrum  de  Sconenburg  et  heredum 
suorum  pro  trecentis  marcis  argenti,  .  .  .  quam  etiam  pecuniam 
persolverunt  cives  nostri  superius  nominati".  Gegen  eine  Ver- 
einigung der  beiden  Zeugnisse  scheint  zwar  zu  sprechen,  dasz 
Heinrich  (VII.)  schon  im  Jahre  1234")  das  Kloster  Chumbd 
von  jeglicher  Steuer  befreite,  —  ein  Umstand,  welcher  das  Recht 
der  Steuererhebung  in  Oberwesel  dem  König,  damit  der  Stadt 
Reichsunmittelbarkeit  beilegt  —  dasz  ferner  eine  Urkunde  aus  dem 
Jahre  1264")  den  nämlichen  König  den  Bürgern  Privilegien  erteilt 
haben  läszt.     Vielleicht  jedoch  wird  die  Vermutung  nicht  un- 


«^  1213.  —  Mittelrh.  ÜB.  3,22  No.  18.  (Goerz,  Mittelrh.  Regg.  2  No. 
1095  zu  1209);  —  1221.  —  1.  c.  3,  143  No.  164.  (Goerz,  1.  c.  2  No.  1406 
zu  ca.  1218);  cfr.  Mone.  Zeitschrift  19,  429,  431. 

»)  Friedrich  II.  1216  Mai  14.  —  1.  c.  3,52  No.  48. 

cfr.  idem  1220  Juli  31.  —  1.  c.  3, 122  No.  133. 

«*)  Friedrich  II.  1237  Juni.  —  Böhmer,  Acta  268  No.  304. 

")  Richard  v.  Comwallis  1257  JuU  6.  —  Mittelrh.  ÜB.  3, 1015  No.  1406. 

>■)  Heinrich  (VII)  1234.  —  Büttinghausen,  Beitr.  2,326. 

»)  12C4  Mai  29.  —  Goerz,  1.  c.  3  No.  1984. 
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erlaubt  sein,  Heinrich  (VII.)  habe  die  Befreiung  Oberwesels 
angebahnt,  Friedrich  II.  sie  vollendet;  gerade  der  Kaiser  ja  hat 
nach  dem  Aktenstücke  Richards  Anordnungen  darüber  ge- 
troffen, wie  es  fürderhin  mit  der  Reichsstadt  gehalten  werden 
solle.  Dies  schlieszt  nicht  aus,  dasz  die  Summe  zum  Ankaufe 
der  Vogtei  durch  das  Reich  von  der  Einwohnerschaft  selbst 
aufgebracht  wurde. 

Die  Schicksale  Boppards  und  Oberwesels  sind  fortan  die 
nämlichen:  im  Jahre  1291,^*)  bald  nach  Rudolfs  Tode,  vereinigte 
sich  der  Erzbischof  Gerhard  von  Mainz  mit  dem  Grafen  Eberhard 
von  Katzenellenbogen  zum  Zwecke  der  Besitznahme  beider 
Orte;**)  im  Jahre  1308**)  versprach  Heinrich  von  Luxemburg, 
sie  auf  Lebenszeit  des  Kurfürsten  Heinrichs  II.  der  Kölner 
Kirche  zu  überlassen;  wir  erfahren  endlich,*')  dasz  sie  von  einem 
ungenannten  Vorgänger  Ludwigs  des  Bayern  den  Jülicher 
Dynasten  um  19000  Florin  versetzt  worden  seien. 

Soweit  erkennbar,  war  keiner  dieser  Bestrebungen  irgend- 
welcher Erfolg  beschieden  :*^)  erst  die  Regierung  Heinrichs  VII. 
brachte  das  Ende  der  städtischen  Freiheit.  Schon  im  Jahre 
1309**)  war  Balduin  von  Trier  zum  gubernator  et  advocatus 
der  Bürgerschaften  bestellt  worden;  bald  darauf,  am  18.  Juli 
1312,*^)  wurden  beide  Plätze  seiner  Kirche  verschrieben,  für 
welche  sie  einen  um  so  wertvolleren  Besitz  bilden  muszten,  als 


")  1291  Ang.  20.  —  Baor,  Hess.  Urkk.  5.  129  No.  147. 

">  Böhmer,  Reg.  AH).  No.  409  bemerkt  zu  einer  Notiz  der  Ann.  Cohn. 
maiores  M.  G.  S.S.  17,227,  Zeile  21  ff.,  die  von  Albrecht  im  Jahre  1*^02  be- 
lagerte Stadt  könne  nicht  Trier,  eher  Coblenz  oder  gar  Boppard  sein,  sobald 
sich  finden  liesze,  dasz  diese  Reichsstadt  damals  schon  an  das  Erzstift  Trier 
versetzt  gewesen.    Ein  Beleg  hiefür  ist  aber  nicht  zu  erbringen. 

")  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  —  Lac.  TIB.  3,  60  No.  68. 

")  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  B.  Reg.  Ludw.  No   3035. 

Karl  IV.  1348  Jan.  19.  —  Lac.  ÜB.  3,364  No    454. 

«>  Wieth,  Markgraf  Wilhelm  36  Note  2,  meint,  Wilhelm  v.  Jülich 
habe  an  Boppard  und  Oberwesel  nur  Anteile  gehabt,  da  diese  Orte  schon 
an  Balduin  v.  Trier  verpfändet  waren.  Für  die  Richtigkeit  einer  solchen 
Vermutung,  der  an  sich  wenig  Wahrscheinlichkeit  zukommt,  liegt  kein 
Zeugnis  vor. 

«•)  Heinrich  VIL  1309  Septbr.  28.  -   Günther  3, 129  No.  37. 

cfr.  Heinrich  VIL  1310  Jan.  3.  —  B.  Reg.  imp.  1246—1313,  Add.  IL 
pag.  XXXIV. 

»)  Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  —  Günther  3,  148  No.    63. 
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durch  sie  ihre  Stellung  am   linken  Rheinufer  eine  nicht  uner- 
hebliche Verstärkung  erhielt.*") 

§  2.  Die  Stellung  der  Erzbischöfe  zu  den  Städten 
und  deren  Einwohnerklassen. 
Durch  die  Verpfandung  und  auf  Grund  des  Pfandbesitzes 
der  trierischen  Kirche  an  beiden  Städten  war  der  Erzbiscliof 
als  der  nach  auszen  hin  sichtbare  Repräsentant  des  Erzbistums 
an  die  Stelle  des  deutschen  Königs  geti^eten.  Freilich  ward 
das  Recht  der  Kirche  stets  als  zeitlich  beschränkbar  bezeichnet, 
—  nicht  allein  die  Urkunden  der  Hen-scher,  sondern  auch  ein- 
zelne der  Städte  selbst**^)  geben  diesem  Verhältnis  Ausdruck  — 
aber  niemals  in  der  Folgezeit  hat  das  Reich  von  der  Befupis 
der  Pfandlöse  Gebrauch  gemacht.  Wohl  suchten  Günther  von 
Schwarzburg,**)  wie  Karl  IV.**)  auf  einem  allerdings  ungebühr- 
lichen Wege  das  Erzstift  aus  seiner  Inhaberschaft  zu  verdrängen: 
ihr  Verlangen  blieb  unerfüllt.  Im  Gegenteil,  jede  Steigerung 
der  Pfandsumme  erschwerte  zugleich  den  Rückfall  der  Gemein- 
wesen an  das  Reich,  bis  endlich  das  Diplom  Karls  IV.  vom  Jahre 
1376**)  einen  solchen  geradezu  für  immer  unmöglich  machte.**) 


-*)  Bodmann,  Rheingauische  Altertümer  299  Not«  a,  sagt,  Ludwig IV. 
habe  dem  Erzbischof  Balduin  v.  Trier  die  Erlaubnis  gegeben,  gegen  den 
Pfandschilling  von  50000  Mark  u.  a.  die  Städte  Boppard  und  Oberwesel  an 
sich  zu  lösen,  welches  auch  im  Jahre  ISIG  oder  1317  geschah.  Er  beruft 
sich  auf  Trithemius,  Chron.  Hirsaug.  (in  dessen  Werken  ed.  Freher  2,213.) 
und  die  Gesta  Trev.  (ed.  Hontheim,  Prodr.  bist.  Trev.  K31.),  —  aUein  an 
keiner  Stelle  findet  sich,  was  Bodmann  behauptet;  mit  keiner  Urkunde 
lassen  sich  seine  Worte  belegen,  ganz  abgesehen  davon,  dnsz  die  von  ihm 
gegebene  Chronologie  mit  der  bei  der  Zahl  der  königlichen  Diplome  auf- 
stellbaren  sich  nicht  vereinigen  läszt.  —  Über  die  Geschichte  Boppards  bis 
z.  Jahre  1827  cfr.  pag.  82  Note  56  flf. 

«^)  cfr.  1327  Septbr.  29.  —  Höfer,  Auswahl  deutscher  Urkk.  214  No.  122. 

1331  Jan.  26.  —  Lamprecht,  Wirtschaftsleben  3,  150  No.  122. 

1337  März  26.  —  Höfer,  1.  c.  317  No.  199. 

1337  Novbr.  2.  —  Günther  3,347  No.  224. 

")  Günther  v.  Schwarzburg  1349  Jan.  2.  —  Winkelmann,  Acta  2, 
826  No.  1167. 

-*)  Karl  IV.  1354  März  4.  —  N.  A.  8,  262  No.  73. 

")  Karl  IV.  1:^6  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,  23  No.  6. 

cfr.  ideta  1374  Novbr.  11.  —  1.  c.  1, 11  No    3  §  7. 

-*)  Wie  sicher  das  Erzstift  in  seinem  Besitze  zu  sein  glaubte,  zeigt 
sich  u.  a.  darin,  dasz  Cuno  II.  1385  Juli  31.  —  Lamprecht,  1.  c.  3,241) 
No.  212  verfügt,  seine  Verordnung  solle  „zu  ewigen  ziden*  beachtet  werden« 
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Die  Erzbischöfe  nannten  fortan  Boppard  und  Oberwesel 
^unsere  Städte",*')  die  in  iLrer  ,,Macht  und  Gewalt"*®)  standen; 
sie  vertraten  iLnen  gegenüber  ihre  „rechte  Herrschaft",**)  welche 
jeden  Eingriff  mit  den  strengsten/®)  schon  im  voraus  von  den 
deutschen  Königen  bestätigten  Strafen  ^0  zu  ahnden  berechtigt  war. 

Andrerseits  war  der  Erzbischof  für  die  Städte  „unser  lieber 
pädiger  Herr";^)  ihm  schuldeten  sie  Huldigung,  sobald  er  öein 
Amt  angetreten  oder  der  deutsche  König  die  Pfandschaft  be- 
stätigt oder  erweitert  hatte.'**)  An  seinem  Willen,  an  seinen 
vom  Beiche  gewährleisteten  Gerechtsamen  muszte  ihre  Autonomie 
eine  Schranke  finden.  So  unterlag  zu  Boppard  der  städtische 
Rat  dem  Widerstreben  Balduins,  um,  soweit  wir  zu  sehen  ver- 
mögen, niemals  wieder  zu  erstehen,^*)  während  die  nämliche 
Einrichtung  in  Oberwesel  sich  erhielt,  wo  noch  im  Jahre  1385'*) 
städtische  Bürgermeister  uns  begegnen.  Ausdrücklich  verpflich- 
teten sich  beide  Gemeinden  im  Jahre  1337,'*")  kein  Gesetz, 
Gebot  oder  Verbot  zu  erlassen,  das  den  Kirchenfürsten  irgendwie 
in  der  Geltendmachung  seiner  Befugnisse  behindern  könne.*') 

Trotzdem  wird  man  nicht  behaupten  dürfen,  dasz  mit  der 
trierischen  Herrschaft  jedwede  Selbständigkeit  der  Gemeinden 
beseitigt  worden  sei.  Wir  sehen  vielmehr,  wie  ihre  Privilegien  von 
den  Königen,***)  von  den  Erzbischöfen  selbst  *®)anerkannt,  diejenigen 


")  u.  a.  13-28  JuU  7.  —  Günther  3,256  No.  155.  pag.  265. 

**)  Karl  IV.  1361  Apr.  18.  —  Böhmer,  Acta  581  Xo.  863. 

-*»)  Ludwig  IV.  1326  Juli  14.  —  Günther  3,239  No.  141. 

»)  cfr.  1337  Novbr.  2.  —  Note  22. 

»«)  cfr.  Karl  IV.  1346  Novbr.  26.  —  Dominicus,  Baldewin  466  Note  1. 

idem  1376  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,23  No.  C,  pag.  27  Zeile  38  if. 

M)  1366  Octbr.  4.  —  Günther  3,  623  No.  434.   —   cfr.   1337  März  26. 

—  Note  22:  ^der  Erwerdige  in  Gode  Vader  und  Herre,  unser  Herre*. 

")  Über  die  Huldigung  cfr.  pag.  72  Einlage  IV. 
«)  1327  Septbr.  29.  —  Note  22.  —  cfr.  1326  Novbr.  10.  —  Günther 
3,247  No.  148. 

»)  1385  Juli  31.  —  Note  26. 

*»)  1337  März  26.  und  1337  Novbr.  2.  —  Note  22. 

")  cfr.  Karl  IV.  1346  Novbr.  26.  —  Dominicua,  Baldewin  466  Note  1. 

—  cfr.  R.  T.  A.  1,  27  Zeile  21  ff. 

«)  Ludwig  IV.  1318  Octbr.  15.  —  Günther  3,  186  No.  95. 

Karl  IV.  1357  Febr.  23.  —  Wigand,  Wetzlar'sche  Beitr.  2,87  No.  2. 

»)  cfr.  1368  Febr.  8.  —  Goerz,  Regg.  d.  Erzbb.  102. 

We  rmlnfhoff,  DieVorpfanduns^en  d.  mlttoU  u.  niederrh.  RclchasUidte.        7 
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Obei  wesels  durch  Karl  lY.  um  das  Privilegium  de  non  impipo- 
rando  vermehrt*®)  werden.  Noch  schlössen  überdies  die  Bürger- 
schaften mit  anderen  Städten  Einungen  ab/')  ja,  noch  führten  sie 
auf  eigene  Gefahr  hin  mit  ihren  Nachbaren  Kriege,**)  ein  Recht, 
welches  der  Schiedsspruch  der  Coblenzer**)  den  Boppardem 
wenigstens  für  den  Fall  zugebilligt  hatte,  dasz  die  Angegriffenen 
weder  von  Trier  abhängig  noch  mit  ihm  verbündet  sein  würden. 
Heinrich  VII.  hatte  zwar  die  liChnsherrlichkeit  über  die 
an  beiden  Plätzen  angesiedelten  Reichsvasallen  —  zumeist  wohl 
waren  es  mit  Lehen  ausgestattete  Ministerialen,**)  die  bislang 
von  den  Königen  mit  der  Burghut  betraut  worden  waren  —  sich 
und  dem  Reiche  vorbehalten.  Allein  schon  unter  seinem  Nach- 
folger kam  diese  Beschränkung  in  Wegfall.  Fortan  war  der 
Erzbischof  allein  der  Hen*  jener  Mannen:  er  war  befugt,  von 
denselben  Eid  und  Dienst  zu  verlangen,  ihnen  die  Lehen,  welcher 
Art  immer  sie  sein  mochten,  zu  erteilen.*'^) 


*»>)  Karl  IV.  1358  Septbr.  14.  —  Günther  3,639  No.  452. 

**)  cfr.   1355  Mai  13.  —  Stramberg,  Rhein.  Antiquar.  II.  5,57. 

Das  Bündnis  Boppards  mit  Diebach  und  Gaub  kommt  hier  nicht  in 
Betracht,  da  es  gegen  Balduin  von  Trier  eingegangen  war,  cfr.  Ludwig  IV. 
132G  Julil4.  —  Note  2{K 

**)  Ludwig  IV.  13Hy  Jan.  h.  —  Winkelmann,  Acta  2,373  No.  611. 

Karl  IV.  13C1  Apr.  is.  —  Böhmer,  Acta  5«1  No.  8C3.  —  cfr.  i:i»;i 
Jan.  0.  ~  Hontheim,  Hist.  Trcv.  dipl.  3,211  No.  707. 

")  1320  Novbr.  10.  —  Note  34. 

**)  cfr.  Lamprocht  1,  1312  f. 

<*)  cfr.  1318  Aug.  21.  —  üoerz.  Regg.  d.  Erzbb.  (i8. 

1327  Decbr.  13.  —  Günther  3,253  No.  152. 

1344.  —   1.  c.  3.468  No.  308. 

1356  Septbr.  10.  —  1.  c.  3,623  No.  423. 

1377  Octbr.  1.  —  Goerz,  1.  c.  112. 

Bezeichnend  vor  allem  ist  der  Dienstvertrag  des  u.  a.  mit  dem  Bop- 
parder  Königshaus  belehnten  Ritters  Heinrich  Beyer  1331  Jan.  26.  — 
Lamprecht,  1.  c.  3, 150  No.  122.  „Prefatum  .  .  .  castrum  et  bona  neqne  ab 
imperio  neque  ab  imperatore  nee  Romanorum  rege  nee  a  qnoqnam  äÜo, 
quocunque  nomine  nuncupentur,  preterquam  solum  a  domno  meo  predicto 
(Balduin  v.  Trier)  quamdiu  vixerit  et  post  eins  obitum  a  suis  successoribus 
archiepiscopis  Treverensibus  ...  in  feodum  recipiam  et  tenebo,  quousque 
oppidum  Bopardiense  cum  suis  pertinentiis  et  alia  predicto  domno  meo  ab 
imperio  piguori  obligata  redempta  fuerint".  Ohne  Zweifel  wollte  man  einer  Ver- 
nu»ngung  von  Reichs-  und  trierischen  liChen  vorbeugen,  um  nicht  bei  einer  evcnt. 
Pfandlöse  auch  letztere  der  Lehnsherrlichkeit  des  Reiches  unt^rsteUt  zu  sehen. 
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Allerdings  war  die  Neuerrichtung  derartiger  Lehen  un- 
möglich; lag  doch  ihr  rechtliches  Kennzeichen  gerade  darin,  dasz 
bereits  vor  der  Verpfandung  das  Reich  sie  den  Einzelnen  gewährt 
hatte,  —  andrerseits  aber  wuszten  die  Erzbischöfe  das  Recht 
zu  erwirken,  nicht  nur  die  jährlichen  Weinbezüge  der  Vasallen 
zu  schmälern,  sobald  unvorhergesehene  Ereignisse  die  AVein- 
ernte  einmal  weniger  günstig  gestalten  sollten/*)  sondern  auch 
die  in  Geld-  oder  Naturairenten  bestehenden  Lehen  völlig  ab- 
zulösen.**^) Natürlich,  dasz  namentlich  durch  die  Anwendung  des 
letzteren  Mittels  die  ehemaligen  Reichsministerialen  oder  doch 
deren  Erben  durch  trierische  Dienstleute  verdrängt  werden 
konnten,  gab  man  nicht  gänzlicher  Lehenseinziehung  den  Vorzug. 

Gleichzeitig  hatte  das  Reich  auch  der  Herrschaft  über  die 
städtischen  Judenschaflen  sich  begeben:  das  Belieben  der  Erz- 
bischöfe, ihrer  Gebieter,  bedingte  hinfort  wie  die  Aufnahme  von 
Juden  so  auch  die  Regeln  für  deren  Geschäftsbetrieb.  Vor- 
nehmlich als  Finanzquellen  kamen  diese  Genossenschaften  fortan 
in  Betracht.  Und  bleibt  es  auch  ungewisz,  ob  sie  zu  Einheiten 
zusammengefaszt  oder  ob  ihre  einzelnen  Mitglieder  zu  jährlichem 
Zinse  gehalten  waren,  —  jedenfalls  wurden  Teile  ihrer  Abgaben 
zu  Lehen  trierischer  Ritter  verwandt.*^)  Balduin  von  Trier 
muszte  daher  gerade  durch  das  Interesse  an  der  Erhaltung 
leistungsfähiger  Judengemeinden  sich  veranlaszt  sehen,  den 
Judenverfolgungen,  wie  sie  im  Jahre  1337  sich  erhoben,  strafend 
entgegenzutreten  wie  auch  die  Bürger  zur  Entschädigung  der 
Miszhandelten,  nicht  zuletzt  zum  Ersätze  des  eignen  Verlustes 
zu  verpflichten.*^'*^) 


*«)  Karl  IV.  1356  Decbr.  '27.  —  Hoiitheim,  1.  c.  2,204  No.  700. 

*»)  Karl  IV.  1346  Novbr.  26.  —  1.  c.  2,  163  No.  671. 

*»)  cfr.  1327  Decbr.  13.  —  Günther  2,  253  No.  152.  —  Auch  die  Judeii- 
schule  zu  Boppard  bildet  deu  Gegenstand  der  Belehnang,  cfr.  1356  Septbr.  10. 
-  1.  c.  3,  623  No.  423. 

")  cfr.  1337  März  26.  und  1337  Novbr.  2.  —  Note  22. 

1337  Octbr.  29.  —  Dominicus,  Baldewin  404  Note  2. 

1338  März  16.  —  Stramberg,  1.  c.  II.  8,43. 
1338  Apr.  23.  —  Goerz,  Regg.  d.  Erzbb.  80. 
1342  Apr.  13.  —  Stramberg,  1.  c.  II.  8,43. 

cfr.  die  Einnahmen  in  den  Rechnungsabschlüssen  der  Oberwoseler 
Kcllnerci  bei  Lamprecht  1.  c.  3,454  No.  294  und  3,463  No.  295. 

^)  tlber  die  erst  im  letzten  Viertel  des  14.  Jahrhunderts  in  Oberwesel 

7* 
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Gedenken  wir  endlich  mit  wenigen  Worten  der  Geistlich- 
keit in  beiden  Städten.  Vor  deren  Verpfändung  bereits  hatte 
sie  unter  dem  Erzbischof  als  dem  Oberhaupt  der  trierischen 
Diözese  gestanden.  Bald  nach  derselben  wurde  ihre  Abhängig- 
keit noch  dadurch  erheblich  gesteigert,  dasz  im  Jahre  1321  *M 
liUdwig  der  Bayer  Balduin  wie  seine  Nachfolger  ermächtigte, 
bis  zur  Auslöse  der  Reichspfandschaft  nach  freiem  Ermessen 
auch  über  diejenigen  kirchlichen  Beamtungen  zu  verfugen,  bei 
deren  Besetzung  bislang  der  deutsche  König  auf  Grund  sei  es 
des  Patronats-,  sei  es  des  Provisionsrechtes  entscheidenden  Ein- 
flusz  geübt  hatte.**)  Allein  wenngleich  für  die  Geltendmachung 
derartiger  Gerechtsamen  urkundliche  Belege  fehlen,  ohne  Zwei- 
fel war  durch  jenes  Privileg  die  Ausschlieszung  jeglicher  Ne- 
benbuhlerschaft erreicht. 

§  3.   Die  Gerichts-,  Militär-   und   Finanzhoheit 
des    Erzbischofs. 

Durch  den  Pfandvertrag  hatten  die  Erzbischöfe  die  bislang 
von  den  deutschen  Herrschern  gehandhabten  staatlichen  Hoheits- 
rechte über  Boppard  und  Oberwesel  übernommen.  Indem  sie 
die  Städte  der  bestehenden  Amterorganisation  einordneten,  ver- 
banden sie  dieselben  um  so  fester  mit  ihrem  Territorium,  je 
weniger  nachgerade  die  Möglichkeit  eines  Rückerwerbes  der 
Plätze  durch  das  Reich  zu  befürchten  war. 

Der  Erzbischof  war  zunächst  der  Hen-   des   Gerichtes,'**) 


aufgenommenen  Lombarden  cfr.  1372  Decbr.  27.  29.  —  Goerz,  1.  c.  10?<; 
1370  Decbr.  27.  —  Hontheim,  1.  c.  2,276  No.  749.  Ihre  Stellung  war  im 
wesentlichen  derjenigen  der  Juden  analog. 

^^)  Ludwig  IV.  1321  Apr.  30.  —  Günther  3,201  No.  108. 

")  Das  Kloster  Marienberg  bei  Boppard  blieb  von  jeder  Unterordnung 
unter  die  Gewalt  Triers  befreit.     Das  Privileg  Heinrichs  (VII.)  1224  Jan.  8. 

—  Mittelrh.  ÜB.  3,  180  No.  224:  „Quodsi  contigerit  .  .  .  Bopardiam  .  .  . 
obligari,  .  .  .  ipsum  claustrum  sauet e  Marie  ab  omni  .  .  .  obligatione  .  .  . 
liberum  et  absolutum  volumus  permanere",  wurde  u.  a.  von  Ludwig  IV.  1314 
Decbr.  17.  —  Winkelmaun,  Acta  2,  284  No.  450  und  Karl  IV.  1349  Juli  21 

—  Günther  3,523  No.  358  erneuert. 

*3)  cfr.  1326  Novbr.  10.  —  Günther  3,  247  No.  148.  Balduin  beschwert 
sich  über  die  Eopparder,  ,dat  si  syu  Gerichte  neit  en  haldent  als  sie  baldfii 
sulden."^ 
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der  Inhaber  der  iurisdictio  alta  et  bassa,'^^)  vor  jedem  Eingriffe 
durch  die  Privilegien  de  non  apellando  und  de  non  evocando 
geschützt.**)  Er  setzt  wohl  selbst  Strafen  für  Vergehungen 
fest,**)  er  läszt  durch  einen  eigens  berufenen  Richter  die  Ver- 
letzung eines  Städters  untersuchen  und  zugleich  das  Masz  der 
Strafe  bestimmen;*')  er  verordnet  endlich,  wie  er  z.  B.  in 
Schttldsachen  das  Recht  gehandhabt  sehen  will.*^)  Andrerseits 
lag  es  ihm  ob,  die  SchöfFenkollegien  zu  besetzen,  mochte  viel- 
leicht auch  der  neue  Schöflfe  von  den  übrigen  ihm  vorgeschlagen 
worden  sein;**)  er  erhielt  von  ihnen  die  eidliche  Versicherung, 
dasz  sie  seine  Gerechtsame  stets  beachten  würden/®)  Der  Vor- 
sitzende im  Gericht,  der  Schultheisz,  an  dessen  Stelle  hin  und 
wieder  ein  Unterschultheisz  begegnet,**)  ward  von  ihm  bestellt,*-) 
von  ihm  durch  den  Schwur  der  Treue  in  Pflicht  genommen.*'*) 
Und  nicht  zuletzt,  seiner  Kammer  kamen  die  Gerichtsbuszen 
zu  gute.**) 

Des  weiteren  hatte  das  Reich  seiner  Militärhoheit  über  beide 
Gemeinden  sich  entäuszert:  die  Erzbischöfe  fortan  baten  die 
Bürgerschaften  zur  Heeresfolge  auf,**)  sie  setzten,  wie  Cuno  II. 
im  Jahre  1385**)  aus  Anlasz  eines  Streites  zwischen  Oberwesel 


**)  Karl  IV.  1376  Mai  31.  —  R.T.  A.  1,  23  No.  6,  pag.  25  Zeile  2. 

»)  cfr.  Lamprccht,  1.  c.  1,1273  f. 

w)  1357  Apr.  23.  —  Goerz,  1.  c.  94. 

*')  1344  Decbr.  24.  —  Guden,  Cod.  dipl.  ?,1095  No.  15ö. 

»*»)  1376  Decbr.  27.  —  Hontheim,  1.  c.  2,276  No.  749, 

«»)  1330.  —  Lamprecht,  1.  c.  1,  1U51  Note  1,  cfr.  1.  c.  1,  1331.  —  Die 
Schöffen  werden  „scabini  liostri"  genannt,  cfr.  137i)  Decbr.  27.  —  Note  5» 
(pag.  277  b). 

»)  Karl  IV.  134S  yovbr.  26    —  Do  minien  s,  Baldewin  466   Note  1. 

•«)  cfr.  1322  Juli  6.  —  Rössel,  1.  c.  2,736  No.  7H0. 

1332  Jan.  H.  —  1.  c.  2,925  No.  HHO. 

*-)  Bekannt  ist  uns  freilich  nur  die  Urkunde  von  1468  Mai  16.  — 
Lamprecht,  1.  c.  3,  281  No.  24s,  allein  unsere  Ansicht  wird  hiedurch  nicht 
widerlegt  werden  können. 

^)  cfr.  die  Urkunde  Karls  IV.  1346  Novbr.  26.  —  Note  60. 

")  cfr.  die  Einnahmen  in  d^n  Rechnungsahschlüssen  der  Oberweseler 
Kellnerei  —  Note  49. 

<»)  cfr.  1328  Juli  7.  —  Günther  3,256  No.  155,  pag.  265. 

1360  Jan.  8.  —  Hontheim,  1.  c.  2,211  No.  707. 

•«)  1385  Juli  31.  —  Lamprecht,  1.  c.  3,249  No.  212.  Beachtenswert 
ist  hier  die  Stelle:   .Auch  behalden  wir  uns,  unsern  nackomen  und  stifte, 
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und  einigen  benachbarten  Ortschaften  es  that,  das  Masz  der 
Leistungen,  Art  und  Weise  der  Ausrüstung  wie  die  Strafen  fiir 
xsMchtbeachtung  derartiger  Vorschriften  fest.  Die  Behauptung  und 
Verteidigung  der  städtischen  Burgen  und  Mauern  war  den  Ritter- 
schaften anvertraut,  sicherlich  nicht  so  sehr  deshalb,  weil  Hein- 
rich VII.  gerade  dies  den  PfandheiTen  zur  Pflicht  gemacht 
hatte,*")  als  vielmehr  im  Interesse  der  Erhaltung  widerstands- 
fähiger Befestigungen  durch  die  Kräfte  schlagbereiter  Mannen. 
Ja,  die  Bürgerschaften  selbst  wurden  zur  Errichtung  neuer  Ver- 
schanzungen herangezogen:  die  Bopparder  wenigstens  machten 
sich  im  Jahre  1356****)  anheischig,  „eyniche  porten,  turnen,  muren 
oder  vestenunge  .  .  ,  umb  unsers  heren  von  Triere  vesten  und 
bürg  zu  Boparten"  anzulegen,  welche  sie  „also  bestellen  und  be- 
stalt halden  und  huden  sollen  allezyt,  daz  unser  Her  von  Triere, 
sine  nakomen  und  der  stift  derselben  geweidig  sin  zu  yrem  willen 
und  noeden  uz  irer  bürg  und  wider  yn  zu  ridene  und  yren  nutz 
zu  schaffen**. 

Von  der  wesentlichsten  Bedeutung  endlich  für  die  Erz- 
bischöfe waren  die  reichen  Einkünfte,  die  vor  dem  Jahr  131*2 
den  deutschen  Königen  zugeflossen  waren:  noch  ist  es  möglich, 
auf  Grund  eines  wertvollen  Materials,  vor  allem  zweier  Recli- 
nungsabschlüsse  der  Oberweseler  Kellnerei  für  die  Jahre  1344  bis 
1346,*®)  die  mannigfachen  Quellen  derselben  aufzudecken,  wenn 
auch,  wie  natürlich,  ihre  Höhe  zumeist  unbestimmbar  bleiben  musz,  •") 

Heinrich  VII.  hatte  verfügt,  dasz  die  jährlichen  fortab  den 
Pfandherren  zu  zahlenden  Steuern  beider  Gemeinden  den  Betrag 
der  früher  dem  Reichsoberhaupte  entrichteten  nicht  übersteigen 
sollten,  —  ohne  Zweifel  von  der  Absicht  geleitet,  jeder  Aus- 
beutung der  Einwohnerschaften  von  vornherein  eine  Schranke 
zu  ziehen.     Zwar  wurde,  soweit  wir  sehen,   diese  Anordnung 


daz  unser  amptmauu  zu  ziden  zu  Wesel  mit  radc  unser  burgcrmeister  daselbts 
die  vorgen.  wagen  mercn  und  anderen  inuge,  nachdem  derselbor  unser  ampt- 
mann  vindet  mit  rade  der  burgermeister,  daz  die  noit  und  Sachen  sint  gelegeu". 

0^)  cfr.  pag.  5G  Note  43. 

♦«)  i:J5«  Octbr.  4.  —  Günther  :i,  623  Xo.  434. 

<»^')  Lamprecht,  1.  c,  3,454  No.'2y4  und  3,463  No.  295,  cfr.  I.e.  2, 1-*^ 4. 

Auf  sie  sei  hier  ein  für  alle  Mal  verwiesen. 

^*)  Wir  sehen  im  Folj^^enden  ab  von  Judeust^uorn  und  Gericht sbnszon, 
da  diese  bereits  oben  gekennzeichnet  sind. 
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io  der  Folgezeit  nicht  mehr  wiederholt,  allein  man  wird  annehmen 
dürfen,  dasz  sie  hier  wie  dort  Beobachtung  fand.  So  belief  sich 
die  Jahresleistung  der  Oberweseler  gleichwie  in  den  Jahren 
1344—1346  noch  im  Jahre  1368  "0  auf  200  Mark,  eine  Summe, 
die  wohl  auch  von  den  Boppardem  entrichtet  zu  werden  pflegte, 
seitdem  dieselbe  gerade  ihnen  durch  einen  Erlasz  Adolfs  von 
Nassau'*)  als  Reichssteuer  festgesetzt  worden  war.  Bestanden 
ferner  die  Vorschriften  Rudolfs  von  Habsburg  aus  dem  Jahre 
1274'*)  noch  im  14.  Jahrhundert  zu  Recht,  so  wird  man  den 
Grundbesitz  als  Maszstab  bezeichnen  können,  nach  welchem  die 
Last  von  der  Gemeinde  auf  ihre  Glieder  verteilt  wurde. 

Des  weiteren  bildete  das  Ungelt  zu  Boppard  —  und  hier 
allein  ist  es  nachweisbar  —  eine  Einnahmequelle  des  Pfandbe- 
sitzers. „Thelonium  domini  Treverensis,  quod  dicitur  ungelt'' 
nennt  es  eine  Übersicht  aus  dem  Jahre  1330'^)  über  die  während 
24  Wochen  erhobenen  Bezüge,  und  wir  sind  um  so  eher  berech- 
tigt, in  ihm  eine  Schöpfung  Balduins  zu  erblicken,  als  Zeugnisse 
eines  früheren  Bestehens  sich  nicht  erbringen  lieszen.'*)  Eben- 
demselben wird  auch  die  Aufstellung  des  Tarifs  zuzuschreiben 
sein,  auf  Grund  dessen  die  Lebensmittel,  namentlich  der  Wein, 
von  der  neuen  Abgabe  betroffen  wurden.  Ui-sprünglich  erzbi- 
schöflicher Verwaltung  anheimgegeben,  )vard  die  Accise  jedoch 
schon  im  Jahre  1335  '•)  einer  Gesellschaft;  von  Bopparder  Bür- 
gern pachtweise  überlassen,  um  endlich  noch  zu  Lebzeiten  des 
Lützelburgers  (f  1354)  an  die  Stadt  selbst  überzugehen.  Aller- 
dings ist  der  diesbezügliche  Vertrag  nicht  überliefert:  immerhin 
werden  aus  der  Erneuerung  durch  Boemund  II.  vom  Jahre 
1356")  wenigstens  seine  Grundzüge  mit  einiger  Deutlichkeit 
erkennbar.    Die  Gemeinde  setzte  fortan  die  Höhe  der  Steuer 


'>)  136«  Febr.  8.  —  Goerz,  1.  c.  102. 

")  Adolf  V.  Nassau  1297  Fobr.  17.  —  Goerz,  Mittelrh.  Regg.  4  No.  2612. 

'»)  Rudolf  V.  Habsburg  1274  üctbr.  6.  —  Günther  3,390  No.  258. 
und  Goerz,  Mittelrh.  Regg.  4  No.  117. 

'*)  1330  März  17.— Septbr.  8.  —  Lamprecht,  1.  c.  3,415  No.  239. 

^*)  Stramberg,  1.  c.  II.  5,573  sieht  in  der  Einführung  des  Ungelts 
eine  Strafe  der  Bopparder  für  ihre  Auflehnung  gegen  Balduin. 

'•)  1335  Septbr.  21.  —  ibidem. 

'0  1356  Octbr.  4.  —  Note  68. 
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fest,'*)  sie  erhob  und  verwandte  dieselbe  foilau  zur  Befestigung 
der  Stadt,  —  mittelbar  also  zum  Vorteile  ihres  HeiTen  —  nur 
darin  beschiänkt,  dasz  der  dritte  Teil  des  gesamten  Jahres- 
eitrages  in  vier  Raten  der  erzbischöflicheu  Kammer  zugeführt 
werden  muszte. 

Zwar  fehlt  es,  wie  wir  bereits  andeuteten,  an  jeglicher 
Nachricht  für  ein  Oberweseler  üngelt,  allein  gerade  für  diese 
Stadt  eröffnen  die  erwähnten  Rezesse  der  Eellnerei  einen  Einblick 
in  das  belebte  Getriebe  der  erzstiftischen  Domanialverwaltnng. 
Nicht  allein  census  capitales,  optimalia,  thelonium  fori,  census 
finden  sich  hier:  vor  allem  die  mannigfaltigen  Bezüge  an  Wein,  der 
von  den  benachbarten  Weinbergen  in  das  Kelterhaus  eingeliefert 
zu  werden  pflegte,  sind  sorgfaltig  verzeichnet.  Noch  also  bestand  zu 
Oberwesel  —  und  ohne  Zweifel  auch  zu  Boppard  —  eine  aus- 
gebreitete Naturalwiitschaft,  wenngleich  manche  ihrer  Ertrage 
und  Gefalle  durch  die  königlichen  Vergabungen  während  des 
13.  Jahrhunderts'*)  der  jetzigen  Besitzerin  der  Reichsstädte 
dauernd  entzogen  sein  mochten. 

Wie  aber  hielt  man  es  mit  Münze  und  Zoll,  den  beiden 
infolge  der  steigenden  Geld  Wirtschaft  immer  gewinnbringenderen 
Regalien?  Wohl  hatte  sie  Heinrich  VII.  sich  und  dem  Reiche 
vorbehalten  wollen,  —  „reservamus  nobis  et  imperio  thelonium 
Rheni  et  nionetam  nostram  in  oppidis  memoratis",  heiszt  es  in 
seiner  Urkunde  —  jedoch  schon  Ludwig  der  Bayer  übertrug 
jene  Gerechtsame  an  das  Erzstift:  ausdrücklich  bekannte  er, 
dasz  Boppard  und  Oberwesel  „una  cum  monetis  regalibus  et 
theloneis**  verpfändet  seien;  ausdrücklich  gestattete  er  den  Kur- 
fürsten zu  Boppard  oder  in  dessen  Bezirk  die  vorübergehenden 
Waaren  mit  einem  Zoll  von  4  Turnosen  zu  belegen.****) 

Wie  frühzeitig  auch  der  Bopparder  Münze  gedacht  wird,**') 


^^)  1356  Oetbr.  27.  —  Günther  3,625  Note  l. 
^)  cfr.  Rudolf  V.  Habsburg  127«  Mai  15.  —  Mitteil,  des  Ö8terr.  lustituts 
12,  508. 

idem  1281)  Septbr.  24.  —  Günther  2,476  No.  334. 

Adolf  V.  Nassau  1294  Juli  13.   -  Böhmer,  Acta  381  No.  512,  —etc.  etc. 

^)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  —  Günther  3,160  No,  62.  (Wieder- 
holungseiner diesbezüglichen  Zusage  von  1314  Septbr.  20.  ~  Winkelmann. 
Acta  2,774  No.   1115.) 

»0  1143.  —  Günther  1,272  No.  133,  pag.  275. 
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—  die  allein  uns  erhaltenen  Geldstücke  stammen  erst  aus  der 
Zeit  Rudolfs  von  Habsburg  ^^)  und  Adolfs  von  Nassau,^^)  sodasz 
allem  Anscheine  nach  ihre  von  dem  ersteren  vollzogene  Ver- 
pfandung an  den  Herzog  von  Brabant/*)  wenn  überhaupt  in 
Kraft  getreten,  bald  wieder  rückgängig  gemacht  wurde. 

Nicht  mit  der  gleichen  Sicherheit  läszt  sich,  trotz  der  an- 
geführten Worte  des  kaiserlichen  Diplomes,  das  Bestehen  einer 
königlichen  Prägeanstalt  zu  Oberwesel  behaupten;  ganz  abgesehen 
von  dem  Mangel  jedwedes  urkundlichen  Nachweises,  —  keine 
aus  ihr  etwa  hervorgegangene  Münze  ist  bis  jetzt  aufgefunden 
worden.**) 

Wie  dem  immer  sei,  jedenfalls  wuszten  die  Erzbischöfe  der 
Erweiterung  des  ursprünglichen  Vertrages  sich  zu  bedienen. 
Die  Nachrichten  vor  allem  des  Chronicon  monetarum**)  lassen 
daran  keinen  Zweifel,  dasz  bis  zur  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
ans  der  nunmehr  erzstiftischen  Anstalt  Münzen  in  Umlauf  ge- 
setzt wurden,  von  denen  freilich  keine  auf  uns  gekommen  sind. 
Bald  darauf,  wie  Lamprecht*^)  vermutet,  spätestens  etwa  seit 
dem  Jahre  1376,  scheint  die  Ausprägung  ansschlieszlich  nach 
Oberwesel  verlegt  worden  zu  sein.  Zum  ersten  Male  wird  im  Jahre 
1385®*)  die  „Weseler  Werunge"  urkundlich  erwähnt;  aus  der  Zeit 
Cunos  II.  von  Falkenstein  (1362—1388)  sind  die  ersten  hier 
geschlagenen  Goldgulden  und  Weiszpfennige  überliefert.  ®®) 

Beachten  wir  jedoch  auch  deren  Umschriften:  während  nämlich 


**)  Cappe,  Die  Münzen  der  deutschen  Kaiser  nnd  Könige  1, 164  No. 
738—740,  cfr.  Tafel  11  Xo,  191. 

*')  Cappe,  1.  c.  1,167  Xo.  762,  cfr.  Becker,  Zweihundert  seltene 
Uünzen,  sub  Xo.  )^2. 

•*')  Rudolf  v.Habshurg  1283 Febr.  17.  — Goerz,Mittelrh.Regg.  4Xo.  1033. 

^)  Es  wird  vielleicht  anszerdem  zu  beachten  sein,  danz  in  einer  Reihe 
von  Bopp arder  Urkunden  unter  den  Zeugen  ein  monetarius  sich  findet  (cfr. 
1276  Juni  3.  —  Rössel,  1.  c.  2,236  Xo.  448;  1288  Xovbr.  1.  —  Goerz, 
1.  c.  4  Xo.  1589;  1291  Septbr.  7.  —  Rössel,  1.  c.  2,341  Xo.  519;  1295  Mai 
9.  —  Goerz,  1.  c.  4  Xo.  2398),  während  in  Oberwesel  er  Urkunden,  soweit 
wir  sehen,  ein  solcher  nicht  begegnet. 

*•)  Gesammelt  bei  Lamprecht  1.  c.  2,365  X'^ote  5.  —  i 'her  das  Chron. 
monetarum  — -  Hontheira,  Prodr.  bist.  Trev.  1167  ff.,  cfr.  Lamprecht, 
1.  c,  2,  399. 

*')  1.  c.  2,  365. 

^  1385  Juli  31.  —  1.  c.  3.  249  Xo.  212,  Zeile  30. 

**)  Bohl,  Die  trierischen  Münzen  50  Xo.  7,  8. 
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der  Avers  die  Worte:  „Cuno  areps  Treven.''  aufweist,  könnte 
aus  denjenigen  der  Hüekseite:  ^Sacii  imperii  uioneta  V  S''  (d.  li. 
Vesaliensis)  gefolgert  werden,  man  habe  durch  sie  an  den  Ur- 
sprung des  trierischen  Mfinzregals  als  einer  vom  Reiche  gewährten 
üereclitsame  erinnern  wollen.  Weit  einfacher  gleichwohl  wird 
diese  Schwierigkeit  zu  beseitigen  sein:  lediglich  aus  Mangel  an 
Raum  wurde  nach  den  Worten  „sacri  imperii'*  der  weitere  Titel 
des  Kurfürsten,  „perGall.arcanc."  (perCalliam  archicancellarius) 
hinweggelassen,  wie  er  vollständig  auf  anderen  Geldstücken 
Cunos  II.  sich  findet.«*«) 

Schwieriger  ist  die  Beantwortung  aller  der  Fragen,  die 
sich  an  Heinrichs  VII.  Bestimmung  bezüglich  des  Bopparder 
Zolles  knüpfen.  Man  ist  zunächst  versucht  anzunehmen,  dasz 
der  Kaiser  die  Reichszollstätte®*)  gemeint  habe:  aber  diese  be- 
fand sich  ja  seit  dem  Jahre  1282®*)  im  erblichen  Pfandbesitze 
der  Grafen  von  Catzenellenbogen,®^)  welche  sie  durch  ihre  Be- 
amten verwalteten,  wohl  auch  selbst  kirchliche  Genossenschaften 
von  der  Zahlung  des  Zolles  befreiten.®*) 

'  Zugleich  sorgten  die  Könige  wenigstens  durch  Bestätigung 
früher  erteilter  Zollentlastnngen  dafür,  dasz  die  Gnadenerweise 
ihrer  Vorgänger  auch  jetzt  noch  in  Kraft  blieben,  nachdem  das 
Reich  längst  auf  die  eigene  Zollerhebung  verzichtet  hatte.®*^) 


»<♦)  cfr.  Bohl,  1,  c.  50  No.  9. 

*•*)  cfr,  im  Allgemeinen  Braun  ho Itz»  Das  dentsche  Reiehszollwescii  *iiK 

»-)  Rudolf  V. Habsburg  l2H2Novbr.ll.  —  Wenck,  Hess.  ÜB.  1,49  No.  70. 

»3)  cfr.  Adolf  V.  Nassau  1293  Juni  3.  —  1.  c.  1,  59  No,  «5. 

Albrecht  1303  Febr.  15.  —  1.  c.  1,  293  No.  379. 

Heinrich  VII.  1309  Novbr.  20.  —  1.  c.  1,  7«  No.  122, 

Ludwig  IV.  1315  Jan.  20.  —  1.  c.  1,  H6  No.  133. 

»*)  1283  Octbr.  3.  —Hannes,  Cod.  dipl.  ord.  Theut.  1,257  No.  293. 

1319  Juni  22.  —  Rössel,  1.  c.  2,694  No.  752. 

1321  März  17.  —  1.  c.  2,721  No.  771. 

^^)  Besonders  bezeichnend  sind  hiefür  die  Privilegien  des  Klosters 
Eberbach.  Friedrich  II.  1218  März  27.  —  Rössel,  1.  c.  1,149  No.  H>4 
hatte  verordnet:  ,Si  forte  thelonium  Bopardie  alicui  fuerit  conunissum  vel 
cxpositnm,  ne  aliquam  potestatem  habeat  prefatos  fratres  gravandi  aut  quic- 
quam  ab  eis  exigendi,  piecipue  cum  eos  ante  talem  commissionem  ab  omni 
gravaiiiine  .  .  ,  absolverimus  et  contra  factum  nostrum  nihil  ad  ipsorum  dis- 
pcudium  fieri  decreverimus".  Mit  unwesentlichen  Änderungen  wird  die«e 
Bestimmung  wiederholt  u.  a.  von  Rudolf  v.  Habsburg  1273  Novbr.  3,  — 
1.  c.  2,  129  No.  364. 
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Alles  dies  läszt  nur  die  Annalime  zu,  Heinrich  VII.  habe 
den  triorischen  Erzbischöfen  die  Einrichtung  einer  besonderen 
Zollstätte  nicht  gestatten,  sondern  ein  solches  Recht  —  als  Re- 
gal konnte  er  es  durch  „thelonium  nostrum**  bezeichnen  —  den 
deutschen  Herrschern  gewahrt  wissen  wollen.  Infolgedessen  wird 
in  den  Worten  Ludwigs  des  Bayern  nicht  so  sehr  die  Verbriefung 
einer  durch  die  Verschreibung  des  Platzes  an  sich  gewonnenen 
Berechtigung  zu  erblicken  sein,  als  vielmehr  die  Übertragung 
einer  neuen,  dazu  bestimmt,  weitere  Einnahmen  der  trierischeu 
Kirche  zu  überweisen.  Rechtlich  war  sie  unabhängig  von  dem 
Besitze  Boppards,  —  konnte  doch  der  Zoll  zu  Boppard  oder  an  einer 
anderen  Stelle,  „ubi  magis  placuerit",  erhoben  werden***)  — 
tliatsächlich  sollte  sie  für  dessen  Dauer  dem  Erzbistum  zustehen. 

Es  läszt  sich  nicht  mehr  feststellen,  ob  Balduin  alsbald  die 
Vergünstigung  Ludwig  des  Bayern  zu  seinem  und  seiner  Kirche 
Vorteil  ausbeutete,  —  jedenfalls  hätten  dann  in  Boppard  zwei 
Zollstätten  nebeneinander  bestanden.  Ei^st  aus  dem  Jahre  1331"') 
erfahren  wir,  dasz  damals  Graf  Eberhard  von  Catzenellenbogen 
die  Hälfte  seines  Zolles,  den  er  zu  Reichspfand  besasz,  dem 
Erzstift  verschrieb.  Allerdings  bleibt  die  fernere  Regelung  der 
Zollverhältnisse  im  Einzelnen  unklar;  genug,  dasz  fortan  trieri- 
sche Zollbeamte  thätig  sind,  der  Erzbischof  die  Gefalle  zur  Be- 
gleichung von  Schulden  oder  Belohnung  von  Dienern  verwertet,*^*) 
er  den  Zolltarif  erläszt*®)  wie  endlich  Zollbefreiungen  erteilt.*®^) 


Adolf  V.  Nassau  1292  Aug.  25.  —  1.  c.  2,  354  No.  526. 
Albrecht  121)8  Septbr.  13.  —  B.  Reg.  Alb.  No.  45. 
Heinrich  VII.  1309  März  1.  —  Rössel,  1.  c.  2,521  No.  645. 
Ludwig  IV.  1317  Juni  19.  —  B,  Reg.  Ludw.  No.  248. 
ö«)  cfr.  Karl  IV.  1356  Jan.  5.  —  N.A.  8,264  No.  91. 
idem  1368  Jan.  9.  —  1.  c.  8,274  No.  173. 
idem  1376  Mai  31.  —  R.  T.  A.  1,  23  No.  6  §  6. 
»0  1331.  —  Günther  3,297  No.  175. 
»•»)  cfr.  1357  Mai  16.  —  öoerz,  Regg.  d.  Erzbb.  94. 
1358  Mai  21.  —  1.  c.  94. 
1377  Octbr.  1.  —  1.  c.  112. 

1384  Apr.  12.  —  Correspondenzblatt  dos  Gesamtverehies  d.  d.  Geschichts- 
^nd  Altertumsvereine  40, 117. 

»»)  1358  Septbr.  8.  —  Günther  3,636  No.  456. 

^)  cfr.  1354  Juli  25.  —  Correspondenzblatt  etc.  40,  116, 

1363  Juui  12.  —  Goerz,  1.  c.  352. 


Digitized  by 


Google 


_  108 

Gleichzeitig  musz  aber  auch  das  Reich  —  die  Einzelheiten 
entziehen  sich  wiederum  genauer  Kenntnis  —  Anteile  an  den 
Zollerträgen  oder  doch  das  Recht  auf  Mitverwaltnng  des  Regals 
besessen  haben:  gerade  unter  Karl  IV.  finden  sich  verschiedene 
Anweisungen  des  Herrschers  an  seine  Getreuen  wie  an  Fürsten, 
erteilt  zumeist  ohne  ausdrücklich  bezeugte  Erlaubnis  des  trieri- 
schen Erzbischofs,  die  ohne  jene  Befugnis  des  Reiches  als  unge- 
bührliche Eingi'ifEe  bezeichnet  werden  muszten.*®^) 

§  4.  Die  erzbischöflichen  Beamten  in  Boppard 
und  Oberwesel. 

Mit  der  Verpfändung  der  Gemeinden  war  zugleich  das 
Schicksal  der  vordem  königlichen  Beamten  entschieden:  solche 
des  Erzbischofs  brachten  fortab  dessen  landesherrliche  Hoheit 
zur  Geltung;*®*)  ihre  Thätigkeit  wurde  durch  seine  Anordnungen 
geregelt.  Nicht  als  ob  die  Funktionen  eines  jeden  von  ihnen 
unverzüglich  nach  dem  Erwerbe  von  Boppard  und  Oberwesel  auf 
das  Genaueste  umschrieben  worden  seien :  erst  seit  den  dreisziger 
Jahren  des  14.  Jahrhunderts  vielmehr  beginnen  dieselben  sich 
von  einander  abzuheben;  erst  jetzt  wird  es  möglich,  sie  nach  be- 
stimmten Gesichtspunkten  geordnet  zur  Darstellung  zu  bringen. 

An  der  Spitze  der  erzstiftisclien  Beamten  standen  die  ampt- 
leute,  die  officiati  domini,  wie  sie  in  beiden  Städten  sich  nach- 
weisen lassen.*®*) 

In  der  Regel  der  Ritterschaft  angehörig,  wurden  sie  durch 
den  Kurfürsten   persönlich   angestellt,  dem  sie  durch  Leistung 


'<»)  cfr.  Karl  IV.  \SVJ  Jan.  29.  —  Publ.  Lux.  33,61  No.  381. 

idem  1352  Septbr.  19.  —  Dominicas,  Baldewin  549  Note  1.  (cfr.  ibidem 
546—550.) 

idem  1359  Apr.  13.  —  Winkelmann,  Acta  2,  542  No.  842  (cfr,  1359 
Apr.  13.  —  Goerz,  1.  e.  95.),  —  etc.  etc. 

>«*)  cfr.  Heinrich  VII.  1312  Juli  18.  —  Günther  3,  148  No.  5.S.  Er- 
laubt den  Erzbischöfen,  „quod  .  .  ,  potestatem  instituendi  et  destituendi 
advocatos  et  alios  officiales  .  .  .  habeant**. 

*^')  ITber  sie  cfr.  die  ausführliche  Darlegung  bei  Lamp recht,  1.  c. 
2, 1380  ff.,  auf  welche  sich  das  Folgende  stüzt.  In  Betracht  kommen  vor 
allem  die  Amtsreverse,  wie  sie  Günther  3,459  Note  1;  3,521  No.  356; 
3,  574  Note  1 ;  3,  805  No.  609  verzeichnet ;  besonders  wertvoll  ist  der  Amts- 
revers des  Ritters  Johann  von  Steine  1341  Octbr.  3.  —  Lamprecht,  1.  c. 
3, 181  No.  153. 
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eines  Amtseides  sich  verpflichteten,  dessen  Belieben  ihre  Amts- 
daner  bemasz:  „als  lange  ez  ime  fuget '^j  waren  sie  seine  Diener. 
Feste  Einkünfte,  wie  u.  a.  Anteile  an  den  Gefällen  der  Gerichte, 
bildeten  ihren  Gehalt. 

In  ihren  Amtsbezirken,  vor  allem  also  den  Städten  gegen- 
über, waren  sie  die  Vertreter  der  Fürsten,  als  solche  Befehls- 
haber der  Burgen  und  Ritterschaften,  zugleich  Anführer  der 
Bürger  im  Kriege, '^^)  in  Zeiten  des  Friedens  berufen,  die  Be- 
wohner nach  bestem  Vermögen  zu  „handhaben,  verantwerten, 
balden  und  schirmen  und  die  lute  zu  rechte  und  zu  bescheiden- 
heit  halden^,  eine  Thätigkeit,  die  ihnen  den  Unterhalt  einer 
Schar  bewaffneter  Knechte  auferlegte.^®*)  In  ihrer  Hand  end- 
lich lag  die  gerichtliche  Vollziehungsgewalt,  die  Eintreibung  der 
Gerichtsbuszen,  welche  dann  der  Centralstelle  der  Finanzver- 
waltung zu  übermitteln  waren. 

Diese  selbst  nämlich  unterstand  der  Leitung  des  Kellners,^^) 
dessen  Wirksamkeit  bei  dem  Reichtum  der  erzbischöflichen  Be- 
züge zu  einer  ungemein  vielseitigen  sich  gestalten  muszte.  Denn 
waren  auch  die  Regalien  wie  Münze  und  Zoll  der  Fürsorge  von 
ihm  unabhängiger  Münzer  und  Zöllner  anheimgegeben,^"')  — 
er  hatte  im  Auftrage  und  Interesse  seines  Herrn  dessen  übrige 
Einnahmen  an  Geld  und  Naturalien  einzufordern,  in  dessen 
Namen  an  Lehnsleute  und  Gläubiger  die  ihnen  gebührenden 
Renten  beziehungsweise  Zahlungen  zu  überweisen,  während  hin 
und  wieder  Reisende  oder  auch  Boten  des  Erzbischofs  von  ihm 
Verpflegung  heischten.  Rege  Aufmerksamkeit  nahmen  femer 
die  Bestellung  der  Weinberge  wie  die  Weinlese  selbst  in  Anspruch: 
er  hatte  die  Instanderhaltung  des  Kelterhauses,  in  welchem  die 
Vorräte  lagerten,  zu  überwachen.  Sorgfältige  Buchung  endlich 
der  Einnahmen  wie  Ausgaben,  Abführung  des  Überschusses  nach 


«»*)  1385  Juli  31.  —  Note  06. 

«0*)  1326Novbr.  10.  —  Günther  3,  247  No.  148  §  8.  Balduin  klagt  über 
die  Bopparder,  ,dat  sie  siine  amptmanne  virboten  hant,  dat  he  numme  wan 
(Iri  knechte  mit  drin  svertin  halde*". 

'^)  tJber  ihn  cfr.  Lamprecht,  1.  c.  1,  1410  flf.  —  Für  Boppard  cfr. 
1366  Octbr.  4.  —  Günther  3,623  No.  434.  Für  Oberwesel  cfr.  die  Rech- 
nungsabschlüsse der  dortigen  Kellnerei  bei  Lamp recht,  1.  c.  3.  454  No.  294  ; 
3,463  No.  295.   Duien  ist  das  folgende  Detail  entnommen. 

»')  cfr.  Lamprecht,  1.  c.  1,1404  f. 
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Coblenz  oder  Trier  i^aren  ihm  zar  Pflicht  gemacht;  bei  der  all- 
jährlichen Rechnungsablage  wurden  seine  Aufstellungen  von  den 
Revisoren  der  kurfürstlichen  Verwaltung  geprüft,  worauf  dann 
der  Erzbischof  den  Kellner  entlastete.****) 

Unverhältnismäszig  dürftig  ist  unsere  Kenntnis  über  die 
Schultheiszen  in  beiden  Gemeinden,  ein  Umstand,  der  vornehm- 
lich die  völlige  Umwandlung  kennzeichnet,  welche  mit  den 
Städten  auch  die  ehemaligen  Reichsbeamten  in  ihnen  durch  die 
Unterordnung  unter  die  Gewalt  der  trierischen  Kirche  erfahren 
hatten.  Früher  von  dem  Könige  mit  der  Geltendmachung  aller 
seiner  Hoheitsrechte  betraut,  der  sie  natürlich  nur  mit  Un- 
terstützung zahlreicher  Untergebener  nachzukommen  vermochten, 
wurden  jetzt  die  Schultheiszen  vom  Erzbischof  eingesetzt  und 
vereidet,  ihre  Thätigkeit,  bei  welcher  im  Falle  ihrer  Abwesen- 
heit ein  Unterschultheisz  sie  vertreten  mochte,****)  allein  auf  den 
Vorsitz  im  Schöffengerichte  beschränkt,  während  die  Vollziehungs- 
gewalt dem  Amtmanne  übertragen  ward.  Ja,  es  hat  den  An- 
schein, als  sei  eine  Verschmelzung  der  Funktionen  des  letzteren 
mit  denen  der  Schultheiszen  möglich  gewesen ;  vielleicht  dürfen  wir 
es,  wenngleich  nur  für  Boppard,  daraus  schlieszeu,  dasz  der  Schieds- 
spruch der  C -oblenzer  vom  Jahre  1 3  2  6  die  Bopparder  gegen  Schultheisz 
und  Amtmann,  die  hier  als  eine  Person  erscheinen,  die  Beschwerde 
der  Rechtsverweigerung  und  Parteilichkeit  erheben  liesz."**)  ■ 

Immerhin  war  eine  derartige  Verbindung  keine  dauernde: 
nach  den  Worten  der  Urkunde  von  1356***)  kann  über  die 
Trennung  beider  Ämter  kein  Zweifel  bestehen. 

Nach  einem  bestimmten  Plane  sehen  wir  Boppard  und  Ober- 
wesel der  Verfassung  des  trierischen  Teiritoriums  eingegliedert: 


^ö")  cfr.  1345  Juni  1.  —  1.  c.  3,  462. 

1346  Apr.  26.  —  1.  c.  3,  479. 

'^)  cfr.  Noten  61—63. 

"*')  1326  Novbr.  10.  —  Günther  3,247  No.  148  §  1:  „Kunnen  siV 
(die  Bürger  von  Boppard)  bewisen,  dat  si  der  heimsuchen  cynen  griffen  nnd 
bevalen  den  irme  vroneboden  und  gingen  an  ieren  gesworen  scholteizen  und 
heischen  dat  he  in  rcthede  uf  den  heymsuchon,  entferredo  do  der  scholtezc 
in  den  man  und  virsade  in  recht,  voren  si  do  zu  haut  mit  geluder  docken 
und  mit  banerin,  da  di  heymsucher  und  ir  belfere  wanheftig  waren  und 
wustiu  dy,  dat  sprechin  wir,  dat  si  da  neit  unrecht  daden,  want  in  der  ampt- 
mann  recht  virsade**. 

>")  1356  Octbr.  4.  —  Günther  3,623  No.  434. 
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indem  ans  beiden  in  Verbindung  mit  benachbarten  Landkom- 
plexen kurfürstliche  Amter  gebildet  wurden,  in  welchem  erz- 
stiftische  Beamte  mit  festumschriebenen  Kompetenzen  der  landes- 
herrlichen Hoheit  Ausdruck  verliehen,  war  eine  enge  Verknüp- 
fung der  Gemeinden  mit  dem  Erzbischof  selbst  erreicht.  Und 
diese  ward  noch  gesteigert,  als  im  Jahre  1350^**)  Balduin  den 
Edlen  Reinhart  von  Westerburg,  wenngleich  vorab  nur  für  sechs 
Jahre,  zu  seinem  obersten  Amtmann  der  Amter  Montabaur, 
Limburg,  Boppard,  Obe rwesei  undBacharach  bestellte,  ihn  vor 
allem  zur  Aufrechterhaltung  des  Landfriedens,  zur  Beschirmung 
der  Bewohner  wie  zur  Wahrung  der  erzbischöflichen  Gerecht- 
samen verpflichtend. 

Balduin  von  Trier,  der  einst  die  Reichsstädte  seiner  Kirche 
erwarb,  hat  zugleich  die  Anordnungen  getroffen,  welche  für  alle 
Zeiten  über  ihre  Zugehörigkeit  zum  Staate  des  Erzbistums 
entschieden. 

§  5.  Die  Beziehungen  des  Reiches  zu  Boppard 
und  Oberwesel. 

War  jede  Verbindung  der  ehemaligen  Reichsstädte  mit  dem 
deutschen  König  seit  dem  Jahre  1312  beseitigt? 

Nicht  unbedingt  wird  diese  Frage  zu  verneinen  sein.  Noch 
bestand  ja  an  ihnen  das  Eigentum  des  Reiches  zu  Recht,  — 
Karl  IV.  ^^^)  hat  nicht  versäumt,  es  ausdrücklich  zu  betonen  — 
hatte  es  sich  auch  zur  bloszen  Einlösungsbefugnis  der  Reichspfand- 
schaft verflüchtigt,  die  dann  kein  Herrscher  verwirklichte,  viel- 
melir  nicht  verwirklichen  konnte.  Thatsächlich  freilich  muszten 
ihre  Beziehungen  zum  Reichsverbande  mehr  und  mehr  gelockert 
werden. 

Wir  sahen  die  Vorbehalte  Heinrichs  VII.  bereits  von  sei- 
nem Nachfolger  aufgegeben;  hatte  er  überdies  den  Kriegsdienst 
der  Bürgerschaften  für  den  Fall  eines  königlichen  Aufgebotes, 
das  Öffnungsrecht  der  städtischen  Befestigungen  dem  Reiche 
gewahrt  wissen  wollen,  so  ward  dessen  in  der  Folgezeit  nicht 
gedacht.  Andrerseits  blieb  in  den  Urkunden  der  Herrscher  die 
Bezeichnung  der  Gemeinwesen  die  althergebrachte:  noch  immer 


"«)  1350  Juli  29.  —  Lamprecht,  1.  c,  3,210  No.   184. 
>")  Karl  IV.  13,58  Septbr.  14.  —  Günther  3,  639  No.452. 
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hieszen  sie  „des  Reiches  Städte**,"*)  ihre  Bewohner  „nostri  et 
imperii  fideles","*)  „unsere  und  des  heiligen  Reiches  liebe  Ge- 
treue"."*) Sie  werden  im  Verein  mit  anderen  Reichs-  und 
trierischen  Landstädten  zum  Schutze  geistlicher  Stiftungen  an- 
gehalten;**') während  ein  kaiserliches  Privileg  die  Bürger  Ober- 
wesels gegenüber  den  Anforderungen  des  Erzbischofs  und  seiner 
Gläubiger  sicherstellt,"^)  wissen  die  Bopparder  eine  Erneuerung 
ihrer  Freiheiten  zu  erwirken."®) 

Gerade  dies  letzterwähnte  Diplom  aber  bietet  einer  Erklä- 
rung mannigfache  Schwierigkeiten  dar.  Ist  man  berechtigt,  von 
ihm  auf  eine  dem  Herrscher  seitens  der  Stadt  geleistete  Huldi- 
gung zu  schlieszen?  Lassen  sich  Belege  einer  solchen  ans 
früherer  wie  aus  späterer  Zeit  erbringen? 

Am  15.  Dezember  1314'**)  teilte  Ludwig  der  Bayer  den 
Bürgern  von  Boppard  und  Oberwesel  mit,  dasz  er  die  Verfttgung 
Heinrichs  VII.  bestätigt  habe;*^*)  er  forderte  sie  auf,  den  Erz- 
bischöfen von  Trier  den  schuldigen  Gehorsam  nicht  zu  versagen, 
^salvo  semper  fldelitatis  iuramento,  quod  nobis  et  imperio  sal- 
vum  esse  volumus  et  presentibus  reseiTamus  expresse".  Bald 
darauf,  am  17.  März  1315,^**)  überwies  er  den  ihm  von  beiden 
Gemeinwesen  geleisteten  Huldigungseid  an  Balduin  und  dessen 
Nachfolger,  „renunciantes  expresse  iuramentis  et  fidelitatum  pre- 
stacionibus  nobis  ibidem  .  . .  facti's  et  succesoribus  nostris  regibus 
ac  imperatoribus  Romanorum  faciendis,  .  .  .  nihil  omnino  iuris 
nobis  vel  dictis  successoribus  nostris  regibus  vel  imperatoribus 
Romanorum  sive  imperio  in  predictis  vel  eorum  aliquo,  qno- 
usque  interveniat  eorum  redemptio,  reservando".  Nicht  als  ob  dies 

"*)  cfr.  Karl  IV.  1S66  Decbr.  26.  —  Hontheim,  1.  c.  2.204  No.  700. 

"»)  cfr.  Ludwig  IV.  1332  Aug.  23.  —  Feiten,  Die  Bulle  Ne  pretereat 
2,  244  No.  6. 

"")  Karl  IV.  1358  Septbr.  14.  —  Note  113. 

'")  Ludwig  IV.  1332  Jau.  8.  —  Höfer,  Auswahl  252  No.  151. 

Karl  IV.  1354  Febr.  16.  —  N.  A.  8,260  No.  66. 

"8)  Karl  IV.  135H  Septbr.  14.  —  Note  113. 

"»)  Karl  IV.  1357  Febr.  23.  —  Wigand,  Wetzlar'sche  Beitr.  2, 87  No.  2. 

"«)  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  15.  —  Günther  3,162  Note  2.  (Or.  in 
Coblenz.) 

^'')  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  2.  —  1.  c.  3, 160  No.  62. 

'««)  Ludwig  IV.  1315  März  17.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  2614.  (Or.  In 
Coblenz.) 
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damit  nnvereinbai*  wäre,  dasz  die  Städte  bereits  am  18.  Juli  1312 
verpfändet  und  am  8.  Dezember  des  nämlichen  Jahres***)  zur 
Unterwerfung  unter  den  Willen  des  Kurfürsten  angewiesen 
worden  waren.  Die  verzögerte  Rückkehr  Balduins  aus  Italien,^**) 
der  Tod  des  Kaisers  am  24.  August  1313,  die  Vorbereitungen 
zu  einer  Neuwahl,  vielleicht  auch  das  Widerstreben  der  Städte 
selbst,  —  alles  mochte  zusammenwirken,  um  die  Ausführung 
des  kaiserlichen  Willensaktes  hinauszuschieben;  als  Ludwig  der 
Bayer  erhoben  wurde  (20.  October  1314),  war  dieselbe  noch  nicht 
erfolgt.  Zwar  erneuerte  der  König  alsbald  den  Pfandvertrag, 
allein  erst  dann  konnte  er  mit  Recht  von  den  Bürgerschaften 
Gehorsam,  als  ersten  Beweis  dessen  ihre  Unterordnung  unter 
die  Gewalt  des  Gläubigers  fordern,  sobald  sie  ihm  gegenüber 
zur  Ergebung  in  seinen  Herrscherwillen  sich  verpflichtet  hatten. 
Und  wenn  er  endlich  die  ihm  geleistete  Huldigung  an  Trier 
überwies,  so  suchte  er  hiedurch  der  Möglichkeit  eines  Zweifels 
darüber  vorzubeugen,  welchem  Eide  die  für  die  Bürger  allein 
gültige  Kraft  innewohnen  solle,  —  ein  Bedenken,  das  nachmals 
in  den  Kämpfen  zwischen  Boppard  und  Balduin  wieder  aufge- 
taucht zu  sein  scheint,  durch  Ludwig  ^*^)  aber  in  der  Weise 
beseitigt  wurde,  dasz  er  die  Gemeinde  für  nicht  mehr  an  ihn 
gebunden  erklärte. 

Gleichzeitig  waren  die  Städte  für  die  Dauer  des  trierischen 
Pfandbesitzes  auch  von  der  Pflicht  entbunden  worden,  dem 
künftigen  Reichsoberhaupte  zu  huldigen.  Und  trotzdem  sollte 
dies  von  Boppard  unter  Karl  IV.  geschehen  sein?  Aufiällig 
wäre  dann  zunächst  das  Jahr  jener  Urkunde,  die  den  Ausgangs- 
punkt der  Betrachtung  bildete:  Karl  IV.,  seit  mehr  als  einem 
Dezennium  deutscher  König,  hätte  sofort  nach  seiner  Thronbe- 
steigung oder  wenigstens  nach  Ludwigs  Tode  (11.  October  1347) 
anerkannt  werden  müssen.  Oder  aber  erfolgte  die  Eidesleistung 
jetzt,  weil  kurz  zuvor  (5.  April  1355)  der  Luxemburger  die 
Krönung  zum  römischen  Kaiser  erlangt  hatte?  Wir  glauben 
nicht,  dasz  dieselbe  auf  seine  Stellung  der  verpfändeten   Stadt 


«»)  Heinrich  VII.  1312  Decbr.  8.  —  B.  Reg.  Heiiir.  No.  511.  (Or.  in 
Coblenz.) 

"«*)  Er  kehrte  am  16.  Mai  1313  nach  Trier  zurück,  cfr.  Gest.  Trev.  ed. 
Hontheim,  Prodr.  829. 

»*)  Ludwig  IV.  1318  Octbr.  3.  —  Günther  3.  184  No.  92. 

WermiDghoff, DteVerpriUiduDgen d. mlUol-  u. niederrb. Reiobsatädte.  8 
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gegenüber  von  irgendwelchem  Einflusz  war.  Zu  welchen  Dien- 
sten endlich  hätten  die  Bopparder  sich  verpflichten  sollen,  nach- 
dem das  Reich  sie  an  Trier  Oberwiesen?  Kurz,  es  wird  unent- 
schieden bleiben  müssen,  ob  Boppard  Karl  IV.  den  Huldigungseid 
leistete,  ob  nicht  vielmehr  die  Bestätigung  seiner  Privilegien 
ein  rein  formeller  Akt  war,  der  es  wohl  mit  dem  Reichsober- 
haupte in  Beziehung  treten  liesz,  andrerseits  ihm  keine  den 
Pfandherren  beeinträchtigende  Verbindlichkeit  auferlegte. 

Das  Gleiche  endlich  gilt  von  Oberwesel:  allerdings  wird 
eines  Eides  gedacht,**')  durch  welchen  es  dem  Herrscher  Treue 
gelobte;  gleichwohl  verbietet  die  Erwähnung  verbündeter  Städte, 
mit  denen  zugleich  es  dies  that,  in  jenem  Schwüre  eine  Huldigung 
im  üblichen  Wortsinne  zu  erblicken.  Ob  eine  solche  jemals  er- 
folgte, läszt  sich  heute  nicht  mehr  erweisen. 


«0  Karl  IV.  1301  Apr.  18.  —  Böhmer,  Acta  581  No.  86.1. 
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IL  Die  JUliehsehen  Reichspfandschaften. 

A.  Das  Sohnitheiszenamt  zu  Aachen. 
§  1.    Die  Beamtungen  in  Aachen. 

In  der  Krönungsstadt  Aachen  begegnen  vier  Beamtungen, 
Obervogtei,  Vogtei,  Schultheiszenamt  und  Meierei,  ohne  dasz  es 
bis  jetzt  gelungen  wäre,  den  Wirkungskreis  einer  jeden  genau 
zu  umschreiben:  auch  in  unserer  Darstellung  werden  des  öfteren 
Vermutungen  an  stelle  des  zwingenden  Beweises  treten  müssen. 

Suchen  wir  zunächst  mit  wenigen  Strichen  den  Boden  ihrer 
Thätigkeit  zu  schildern. 

Aachens  Einwohnerschaft  setzte  sich  —  sehen  wir  hier  von 
der  Geistlichkeit  ab  —  aus  verschiedenen  Elementen  zusammen. 
Ihren  Grundstock  bildeten  die  Bürger,  denen  zahlreiche  Gnaden- 
erweise der  Könige  nicht  unbedeutende  Vergünstigungen  hin- 
sichtlich des  Kriegsdienstes  wie  der  Steuerfreiheit  hatten  zu 
teil  werden  lassen.') 

Neben  ihnen  fanden  sich  die  Ministerialen  des  Reiches,  die, 
wie  es  scheint,  vor  allem  zur  Bewachung  der  königlichen  Pfalz 
und  zur  Bewirtschaftung  des  domanialen  Gutes  herangezogen 
wurden.  Handeltreibende  Lombarden  boten  Ersatz  für  die  viel- 
leicht fehlenden  Juden,^)  deren  bekannter  Lage  die  ihrige 
vergleichbar  gewesen  sein  mag.^) 


>)  cfr.  u.  a.  Friedrich  11.  1215  Juli  29.  —  Lac.  ÜB.  2,26  No.  51. 

Ludwig  IV.  1314  Novbr.25.  — Loorsch,  Aach,  Rechtsdenkm.  40  No.4.  — 
Über  die  Hnldignng  cfr.  1376  Juli  6.  —  R.  T.  A.  1,  53  No.  94.  —  Über  die 
Aufnahme  des  neugewählten  Königs  cfr.  Laurent,  Aachener  Zustände  28  f.; 
206  ff.  —  Karl  IV.  1349  Juli  28.  —  Qu  ix,  Cod.  Aquena.  1,244  No.  349. 

«)  cfr.  Laurent,  1.  c.  30. 

')  Gerhard  v.  Jülich  spricht  1326  Aug,  15.  —  Quix,  1. c.  1, 205  No.  299.  von 
„nostri  Lombard!  mercatores  Aquis  commorautes** ;  Wilhelm  v.  Jülich  ver- 
pfändet 1380  (Qu ix»  Hist.  topogr.  Beschreibung  v.  Aachen  155)  die  Vogtei  mit 
der  Meierei,  doch  „seine^  Lombarden  und  die  Münze  ausgenommen.  Jülich 
vertrat  als  Besitzer  von  Vogtei  und  Schultheiszenamt  das  Reich:  auf  Grund 
eines  dieser  Ämter  wird  es  an  den  Lombarden  Rechte  ausgeübt,  von  ihnen 
Abgaben   erhoben  haben,   die  früher  dem  Reiche   zugestanden   hatten.    Es 
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Das  Gericht,  als  Oberhof  weithin  angesehen,*)  war  ein  könig- 
liches,*) dessen  Urteilsfinder,  ursprünglich  vierzehn  an  Zahl,  je  zur 
Hälfte  der  Bürger-  wie  der  Ritterschaft  entnommen  zu  werden 
pflegten,  während  den  Verhandlungen  selbst  bald  mehr,  bald 
weniger  Zeugen  —  Dingmannen  nennen  sie  die  Urkunden  — 
beiwohnten.*) 

Eine  ausgedehnte  Pfalzverwaltung  endlich  war  mit  der  Ein- 
ziehung der  königlichen  Einkünfte  betraut :  ihr  unterstanden  ohne 
Zweifel  noch  während  des  13.  Jahrhunderts  die  im  Bannbezirk 
der  Stadt  liegenden  villae,  wie  sie  aus  den  Königshöfen  des 
Aachener  Reiches  sich  entwickelt  hatten;')  wir  hören  von  reichs- 
eigenen*) und  zinsbelasteten •)  Gebäuden,  von  abgabepflichtigen 
Grundstücken*®)  und  Mühlen'*),  von  einem  Reichswalde.^') 

Auch  eines  Marktzolles  wird  gedacht,**)  an  dessen  Erträgen 
die  Abtei  Burtscheid  einen  vom  Reiche  gewährten  Anteil  be- 
sasz;")  eine  Reichsmünzstätte  endlich  setzte  bis  in  das  14.  Jahr- 
hundert hinein  die  mit  den  Bildnissen  der  Könige  versehenen 
Geldstücke**)  in  Umlauf,  —  der  beste  Beweis  dafür,  dasz  die 


wird  nicht  anzuuelimen  soiii,  Jülich  habe  die  Lombarden  aus)  meinem  Terri- 
torinm  nach  Aachen  gezogen.  Vielmehr  scheint  daraus,  dasz  Ludwig  IV. 
1314  Novbr.  25  (Note  1)  und  Karl  IV.  (1349  Juli  25.  —  Loersch,  1.  c.  5«  No.  7 
§  11.)  die  Bürgerschaft  ermächtigten,  die  Ijombarden  zu  militärischen  liCistungeu 
heranzuziehen,  die  Erinnerung  an  deren  ehemalige  Abhängigkeit  vom  Ktinige 
zu  sprechen. 

*)  cfr.  Loersch  bei  Haagen,  Gesuch.  Aachens  1,347  ff. 

*)  cfr.  1321  Apr.  27.  —  Loersch,  Rechtsdenkm.  173  No.  2. 

**)  cfr.  Loersch,  Zschr.  d.  Aachener  Gesch.  Ver.  1,129  f. 

')  Im  14.  Jahrhundert  war  ihr  Besitz  streitig.  Ludwig  IV.  (l3H5Febr.26. 
—  Lac.  Uß.  3,238  No.  291.)  und  Karl  IV.  (1348  Jan.  19.  —  1.  c.  3,365 
No.  455.)  verpfändeten  sie  an  Jülich,  —  um  jeweils  ein  Jahr  später  sie  der 
Stadt  zuzuerkennen.  (Ludwig  IV.  1336  Mai  14.  —  Quix,  Cod.  Aquens.  1,223 
No.  322;  Karl  IV.  1349  Juli  26.  —  Loersch,  Rechtsdenkm.  58  No.  7  §  15) 

8)  Friedrich  IL  1243  Febr.  —  Winkelmann,  Acta  2,39  No.  34. 

»)  Heinrich  (VII.)  1235  März  23.  —  Lac.  ÜB.  2, 106  No.  199. 

>o)  1286  Juni  17.  —  1.  c.  2,485  No.  817. 

»)  1240  Novbr.  2.  >-  Quix,  Bernsberg  77  No.  8. 

")  Heinrich  (VII.)  1227  Apr.  6.  —  Lac.  ÜB.  2,77  No.  145. 

")  cfr.  Braunholtz,  Das  deutsche  Reichszoll wesen  28. 

")  Conrad  IIL  1138  Apr.  8.  —  Lac.  ÜB.  1,216  No.  326. 

'*)  cfr.  Friedrich  I.  1166  Jan.  9.  —  1.  c.  1,283  No.  412. 
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Zusagen  Heinrichs  VI.'*)  wie  Ottos  IV."),  sie  eingeben  zu  lassen, 
unerfüllt  blieben,  ihre  Verpfändungen  aber  durch  den  letzteren"») 
und  späterhin  Rudolf  von  Habsburg, '^)  wenn  jemals  in  Kraft 
getreten,  bald  wieder  rückgängig  gemacht  wurden. 

Die  überaus  geringe  praktische  Bedeutung  der  Obervogtei 
rechtfertigt  eine  nur  kurze  Erwähnung.  Ja,  man  könnte  Be- 
denken tragen,  ob  sie  überhaupt  dem  Kreise  der  Beamtungen 
einzufügen  sei:  denn  eher  als  erbliche  Gerechtsame  der  Herzöge 
von  Brabant  wird  sie  bezeichnet  werden  dürfen,  diesen,  wie 
ausdrücklich  betont  wird,  seit  unvordenklichen  Zeiten  zustehend, 
wenngleich  erst  Urkunden 'aus  dem  13.  und  14.  Jahrhundert 
über  sie  Aufschlusz  geben.'®) 

Nur  in  ganz  allgemein  gehaltenen  Wendungen  werden  ihre 
Befugnisse  bestimmt:  der  Herzog  gewährt  der  Stadt  ,,auxilium, 
consilium  et  assistentiam",  die  ihrerseits  sich  verbindlich  macht, 
unbeschadet  ihrer  Reichsunmittelbarkeit  „seinen  Ratschlägen  zu 
folgen,  auf  seine  wohlwollende  Gunst  bedacht  zu  nehmen^,  zu- 
gleich die  Auslagen  zu  ersetzen,  welche  dem  Fürsten  durch  das 
den  Bürgern  gewährte  Geleite  zwischen  Maas  und  Rhein  wie 
innerhalb  seines  Territoriums  erwüchsen.-**) 

^  Es  bleibt  unbekannt,  wie  Brabant  die  Obervogtei  erwarb: 
vor  allem  das  Interesse  des  unbehelligten  Handelsbetriebes  mag 
Aachen  veranlaszt  haben,  an  dem  Nachbar  einen  Rückhalt  zu 
suchen,  während  man  auch  nur  den  Schein  einer  Abhängigkeit 
zu  meiden  strebte. 

Die  Untersuchung  nun  der  übrigen  Beamtungen  ist  durch 


'«)  Heinrich  VI.  1190  März  25.  —  1,  c.  1,365  No.  524. 
>0  (Otto  IV,)  1202  Septbr.  —  M.G.  L.  L.  2,206. 
"•)  ibidem. 

«)  Rudolf  V.  Habsburg   1283  Febr.  7.   —   Goerz,    Mittelrh    Regg.  4 
No.  1033. 

*»)  cfr.  1277  Mai  30.  —  Quix,  Cod.  Aquens.  1,151  No.  224. 
1277  Mai  30.  —  Winkel  mann,  Acta  2,740  No.  1058. 
1280  Apr.  22.  —  Moser,  Reichsstätt.  Magazin  1,93  No.  3. 
1280  Apr.  24.  —  Quix,  1.  c.  1,151  No.  225. 
1282  Apr  24.  —  1.  c.  1,  156  No.  2.^0,  —  etc.  etc. 
^)  cfr.  1299  Febr.  22.  —  1.  c.  1, 171  No.  252. 
1300  Jan.  1.  —  1.  c.  1, 172  No.  253. 
1310  Mai  3.  —  1.  c.  1, 179  No.  262. 
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zweierlei  erheblich  crscliwert:  nicht  allein  dasz  ihre  Träger  ins- 
gesamt gelegentlich  unter  dem  Titel  „iudices^  zusammengefaszt 
werden;  sie  selbst  sind  zu  einer  Epoche,  aus  der  für  ihre 
Thätigkeit  die  verhältnismäszig  meisten  Belege  erhalten  sind, 
nicht  mehr  der  unmittelbaren  königlichen  Verfugung  unterworfen. 

Zunächst  gilt  dies  von  der  Vogtei,  als  deren  Inhaber  im 
Jahre  1270*')  der  Graf  von  Jülich  begegnet,  ohne  dasz  wir 
über  die  Zeit  und  die  Bedingungen  der  Besitznahme  eine  ein- 
wandfreie Vermutung  aufzustellen  wüszten.  Loersch,  der  beste 
Kenner  der  Geschichte  Aachens,  hielt  sie  früher**)  für  den 
JülicheiTi  vom  Reiche  verpfändet;  kürzlich**)  hingegen  glaubte  er, 
die  Anfänge  einer  jülichschen  Vogtei  könnten  bis  zum  Beginn  des 
13.  Jahrhunderts,  ja  noch  weiter  zurück  verfolgt  wei"den;  es  sei 
wahrscheinlich,  dasz  zwischen  ihr  und  markgenossenschaftlichen 
Einrichtungen  in  der  Almeude  des  alten  Aachener  Pfalzbezirkes 
irgend  ein  Zusammenhang  bestünde. 

Leider  hat  Loersch  keine  seiner  Hypothesen  eingehend  be- 
gründet; immerhin  werden  wir  vor  allem  mit  ihnen  uns  ausein- 
anderzusetzen haben. 

Was  die  letztere  angeht,  so  scheint  sie  in  den  ans 
ihr  zu  gewinnenden  Folgerungen  ihre  Widerlegung  zu  finden. 
Für  sie  spricht  allerdings,  dasz  in  jener  bereits  angeführten 
Urkunde  von  1270  Wilhelm  von  Jülich  als  Vorsitzender 
des  Vogtgerichtes  wie  die  Rechte  der  Stadt,  so  die  eigenen 
Pflichten  im  benachbarten  Walde  Eigha  durch  Weistum  fest- 
zulegen suchte.  Allein  es  bleibt  dann  unerklärlich,  wie  er  eine 
rein  markgenossenschaftliche  Befugnis  ausdehnend,  nicht  nur  in 
Sachen  bürgerlicher  Selbstverwaltung,**)  sondern  auch  in  der  aus- 
schlieszlich  städtische  Angelegenheiten  angehenden  Rechtsprechung 
Einflusz  gewinnen  konnte.**)    Denn  gewisz  wird  aus  Loerschs 


«»)  1270  Jan.  13.  —  1.  c.  1, 137  No.  207. 

")  Loersch,  Rechtsdenkm.  6. 

")  Loersch,  Zschr.  des  Aachener  Gesch.  Ver.  9,224. 

2*)  cfr,  1272  Apr.  30.  —  Loersch,  Rechtsdenkm.  35  No.  2.  Die  Stadt 
beschlieszt  eine  Biersteuer  „de  cousilio  et  ordinatione  viri  illustris  ac  sapieu- 
tissimi  domiiii  Wilhelnii  comitis  JuUacensis.** 

**)  cfr.  Rudolf  V.  Habsbur^^  1274  Febr.  20.  —  Lac.  ÜB.  2, 384  No. 
653.  Die  Aachener  klagen,  dasz  .  .  .  „comes  Juliacensis,  scultetus  aut  advo- 
catus  Aqueusis  aut  alter  quicumque,  qui  super  huiasmoii  (von  den  Schöffen 
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Worten  nicht  geschlossen  werden  därfen,  es  habe  in  Aachen  selbst 
eine  königliche,  im  Pfalzbezirk  hingegen  eine  jülichsche  Vogtei 
bestanden,  mit  welch  letzterer  dann  jene  verbunden  worden  sei. 
Des  weiteren  müszte  man  in  den  Vögten  und  Untervögten,^*) 
welche  in  Aachener  wie  königlichen  Diplomen  bis  zum  Jahre 
1270  auftreten,  nicht  Beamte  des  Reiches,  sondern  solche  der 
Dynasten  erblicken.  Nicht  als  ob  ein  derartiger  Schlusz  bei 
der  1233*')  erwähnten  Mitgliedschaft  des  Vogtes  Wilhelm  in  dem 
„consilinm  comitis  Jnliacensis^  von  voiiieherein  unmöglich  wäre; 
andrerseits  begegnet  der  nämliche  Beamte  so  häufig  in  der 
Umgebung  des  Königs,'^)  dasz  schon  dieser  Umstand  ihn  als 
unmittelbar  dem  Herrscher  untergeben  hinzustellen  geeignet  ist. 
Entscheidend  aber  ist  ein  Aktenstück  Heinrichs  (VII.)  vom  Jahi*e 
1222;*®)  in  ihm  befiehlt  er  dem  Vogte  „sub  ea  fidelitate,  qua  nobis 
tenemini",  den  Grafen  von  Jülich  kraft  königlicher  Bevollmäch- 
tigung zu  veranlassen,  dasz  er  den  bislang  geübten  Belästigun- 
gen des  Marienstiftes  Einhalt  gebiete.  Hätte  ein  derartiger 
Erlasz  ergehen  können,  wenn  schon  damals  der  Vogt  von  Jülich 
eingesetzt  worden  wäre? 

Desgleichen  wird  auch  die  frühere  Annahme  Loerschs» 
Jülich  habe  die  Vogtei  durch  einen  Pfandvertrag  mit  dem  Reiche 
erworben,  nicht  die  einzig  mögliche  sein.  Nicht  allein,  dasz  ein 
solcher  nicht  erhalten  ist:  jedenfalls  ist  es  bezeichnend,  dasz  die  Be- 
stätigungen der  Pfandgerechtsamen  Jülichs  innerhalb  der  Krönungs- 
stadt nur  des  Schultheiszenamtes,  niemals  der  Vogtei  gedenken.*®) 

Man  wird  nicht  sagen  dürfen,'*')  die  Vogtei  sei  hier  in  der 


gegen  die  Feinde  der  Stadt  erkannten)  proscriptione  facienda  seu  pronunci- 
anda  bannum  et  auctoritatem  ab  imperio  seu  regno  Romano  forte  habent  aut 
consueverunt  habere,  se  gratia,  impedimento,  odio  vel  timore  vel  quoquo  alio 
modo  se  subtrahunt." 

*')  cfr.  Loersch,  Regesten  der  Aachener  Vögte,  Untervögte,  Meier, 
Schnltheiszen  und  Richter  bis  1561  in  den  Rechtsdenkm.  251  ff,;  fortan 
als  „Verzeichnis"  citiert. 

27)  1238  Febr.  14.  —  Lac.  ÜB.  2, 101  Xo.  19:5. 

")  cfr.  Loorsch,  1.  c.  270  ff. 

»)  Heinrich  (VIT.)  li>22  Apr.  22.  —  (^uix,  1.  c.  1,97  No.  V^S, 

«>)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16,  —  B.  Reg,  Ludw.  No.  3036. 

Karl  IV.  1348  Jan.  19.  —  Lac.  ÜB.  3,364  No.  454. 

Zur  Kritik  beider  Urkk.  cfr.  pag.  14  Note  54  f. 

*0  Dresemann,  Z.  Gesch.  Aachens  54  Note  7. 
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Bezeiclinung  scliiilteria  mit  enthalten,  da  beide  Ämter  ander- 
wärts genau  von  einander  geschieden  sind.'*)  Oder  sollte  sie  bei 
der  Aufzählung  der  jlilichschen  Reichspfandschaften  vergessen 
worden  sein,  wenn  die  Ergänzungsurkunde  liUdwig  des  Bayern^) 
etwaige  Auslassungen  für  unschädlich  erklärte?  Musz  überhaupt 
eine  solche  angenommen  werden,  während  doch  zugleich  die 
Eventualität  eines  Fehlers  in  der  Berechnung  der  Reichsschuld 
zugestanden  wird?  Gewisz,  die  Urkunde  Karls  IV.  vom  Jahre 
1349'^)  ermächtigte  den  Herzog  von  Brabant,  „maioriam  et  ad- 
vocaciam  regalis  sedis  Aquensis  ...  ab  his,  quibus  obligata  dino- 
scitur,"  an  sich  zu  lösen.  Gleichwohl  wird  die  Annahme  gestattet 
sein,  Jülich  habe  auf  eine  nicht  mehr  erkennbare  Art  von  der 
Vogtei  Besitz  genommen,  mit  ihr  späterhin  das  Schultheiszen- 
amt  verbunden,  sodasz  fortan  seine  Gewalt  als  ein  einheitliches, 
ihm  verschriebenes  Recht  betrachtet  und  behandelt'*)  wurde,  ob- 
wohl sie  aus  zwei  schlechthin  verschiedenen  Elementen  sich  zu- 
sammensetzte. 

Halten  wir  deshalb  daran  fest,  dasz  bis  um  die  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  die  Vogtei  als  königliches  Amt  sich  erweist. 
Vom  Herrscher  allein  ist  der  Vogt  abhängig,  von  ihm  empfangt 
er  die  Bestellung,  mögen  immerhin  nur  Mitglieder  des  nämlichen 
Reichsministerialien- Geschlechtes  zu  solcher  Würde  berufen 
worden  sein.**)  Seine  Thätigkelt,  in  deren  Ausübung  ihn  hin 
und  wieder  ein  Untervogt  vertritt,  läszt  sich  nur  andeuten,  nicht 
im  Einzelnen  schildena:  als  der  erste  königliche  Beamte  war  er 
wohl  mit  der  obersten  Aufsicht  über  die  Pfalzgutverwaltung  be- 
traut, eine  Obliegenheit,  die  ihm  gleichzeitig  die  Reichsdienst- 
mannen  untergeordnet  haben  wird.  Er  ist  Richter,  während  ihm 
endlich  auch  die  Sorge  für  die  Reichskirchen  Aachens  übertra- 
gen sein  mochte.*') 


3-)  cfr.  Heinrich  von  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  —  Lac.  ÜB.  3,50  No. 
()H.  —  Auf  Bc eck,  Aquisgr.  127 — 130  darf  man  sich  nicht  stützen,  da  dieser 
die  Bezeichnungen  scultetatus,  maioria,  villicacio,  advocacia  nicht  auseinander 
hält,  während  nur  das  Sehultheiszenamt  gemeint  sein  kann. 

^^)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  Dresemann,  1,  c.  59. 

3*)  Karl  IV.  1341)  Juli  25.  —  Moser,  Reichsstätt.  Magazin  1,502. 

^^)  cfr.  1380.  —  Quix,  Hist.  topogr.  Beschreibung  v.  Aachen  155. 

30)  cfr.  Loersch,  1.  c.  274  flf. 

3^)  cfr.  Heinrich  (VII.)  1222  Apr.  22.  —  Note  29. 
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Auch  die  Schultbeiszerei  war  ein  königliches  Amt,  wie  die 
Vogte!  bis  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  in  einer  Familie 
erblich.'*)  Auch  ihr  Träger  ist  mit  richterlichen  Funktionen 
ausgestattet;  wir  werden  annehmen  dürfen,  dasz  ihm  vor  allem 
die  Erhebung  der  königlichen  Einkünfte  vorbehalten  war.**) 

Fast  keine  Zeugnisse  endlich  liegen  für  die  Wirksamkeit 
des  Meiers  vor:  er  begegnet  wohl  als  iudex,  vielleicht  aber 
scheint  die  üblichere  Bezeichnung  als  des  villicus  auf  eine  Ver- 
bindung mit  den  Pfalzdörfern  um  Aachen,  den  villae  extra  muros 
Äquenses,  hinzuweisen. 

§  2.  Geschichte  des  Aachener  Schultheiszenamtes 
von  ca.  1280—1315. 

In  der  Stellung  der  Aachener  Reichsbeamten  brachte  die 
zweite  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  mannichfache  Wandlungen 
hervor,  ohne  dasz  es  gelänge,  die  Einzelheiten  derselben  aufzudecken. 

Während  die  jülichschen  Dynasten  von  der  Vogtei  Besitz 
nahmen,  errang  der  Schultheisz  die  Ernennung  des  Meiers, 
dessen  Einsetzung  ohne  Zweifel  vordem  dem  Könige  zugestanden 
hatte.  Vornehmlich  aus  der  Bezeichnung  der  Schultbeiszerei 
wild  dieser  Umschwung  erkennbar:  scultetatus,  sculteria,  villi- 
cacio,  maioria  werden  gleichbedeutende  Namen  einer  und  der 
nämlichen  Amtsgewalt.  Wir  werden  nicht  fehlgehen,  setzen  wir 
die  letzterwähnte  Veränderung  mit  der  Preisgabe  des  Schult- 
heiszenamtes von  selten  der  Könige  in  Verbindung.  Sein  Inhaber, 
als  Gläubiger  des  Reiches  dem  Herrscher  gegenüber  in  einer 
ganz  anderen  Lage  denn  als  dessen  Diener,  bedurfte  eines  Ver- 
treters nicht  allein  in  der  Ausübung  seiner  Funktionen,  sondern 
auch  in  der  Geltendmachung  seines  Rechtes:  in  dem  Meier  bot 
sich  ihm  ein. solcher  dar. 

Walram,  Herr  von  Montjoye-Falkenburg,  tritt  uns  im  Jahre 
1285*®)  als  Besitzer  des  Schultheiszenamtes  entgegen;  er  ver- 
spricht dem  Herzog  von  Brabant,  dem  Obervogte  Aachens,  die 
Aufrechterhaltung  seiner  Gerechtsamen,  „quamdiu  in  officio  fueii- 
mus  scultetatus  civitatis  Aquensis**.     Hatte  der  Dynast  ihn  be- 


•*)  cfr.  Loersch,  1.  c.  279  ff. 

»)  cfr.  1240  Novbr.  2.  —  Note  U. 

^)  1285  März  2,  —  Ltinig,  Cod.  Germ.  dipL  2,1138. 
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stellt,  nachdem  jene  Beamtung  vom  Reiche  an  Brabänt  über- 
lassen worden  war?  Um  die  hier  sich  erhebende  Frage  zu  be- 
jahen, könnte  man  des  weiteren  auf  eine  Urkunde  Adolfs  von 
Nassau  aus  dem  Jahre  121»?  sich  berufen,  durch  welche  Jülich 
die  Erlaubnis  erhielt,  nach  Tilgung  der  brabantischen  Ansprüche 
das  officium  villicacionis  an  sich  zu  ziehen/0 

Trotzdem  glauben  wir  es  nur  aus  einem  Irrtum  der  könig- 
lichen Kanzlei  erklären  zu  sollen,  dasz  der  Herzog  als  Inhaber 
der  Reichspfandschaft  erscheint.  Wäre  er  es  thatsachlich  ge- 
wesen, wie  hätte  dann  Walram  von  Falkenburg  im  Jahre  1295*-) 
„ex  parte  imperii  provisor  et  scultetus  civitatis  Aquensis"  ge- 
nannt werden  dürfen  ?  Und  gesetzt,  dies  letzte  Zeugnis  besitze  nicht 
die  Bedeutung,  die  wir  ihm  beilegen,  Brabant  also  wäre  noch 
im  Jahre  1295  Herr  des  Schultheiszen,  d.  h.  eben  Walrams  von 
Falkenburg,  gewesen,  wie  hätte  dann  Walram  für  sich  und  seine 
Familie,  die  späterhin  als  selbständige  Inhaberin  des  Amtes  er- 
scheint, es  von  Brabant  an  sich  bringen  können,  während  doch 
Adolf  von  Nassau  den  Jülichern  die  Auslöse  gestattete?  Oder 
endlich,  scultetatus  und  villicacio  seien  noch  nicht  zu  einer 
Einheit  verschmolzen,  letztere  allein  Reichspfand  des  Brabanters 
gewesen,  wie  konnte  dann  im  Jahre  1295**)  ein  villicus  eiusdem 
domini,  nämlich  Walrams  von  Falkenburg,  begegnen?  Kiu^, 
jenes  Versprechen  wird  allein  so  sich  deuten  lassen,  dasz  der 


*»)  Adolf  V.  Nassau  121)7  Juni  13.  —  Lac.  ÜB.  2,  574  No.  973.  Ohne 
Zweifel  ist  hieinit  identisch  das  Regest  bei  Beeck,  Aqnisgr.  127  gleichen 
Inhalts  V.  1292  Juni  13.  Der  Ort  der  Ausfertigung,  Köln,  wie  Monats-  und 
Tagesdatum  sind  einander  gleich.  Die  Worte  bei  Beeck:  dominicae  incama- 
tionis  sind  Zusatz  wie  pag.  12«  rcstauratae  salutis.  Das  Jahresdatum  bei 
Beeck:  1292  erklärt  sich  entweder  aus  unrichtiger  Lesung  oder  willkürlicher 
Änderung  der  Vorlage;  sein  Regest  bringt  er  in  Verbindung  mit  der  Urkunde 
Adolfs  V.  Nassau  1202  Septbr.  12.  —  Lac.  ÜB.  2,  548  No.  924,  betr.  Verpfän- 
dung des  Aachener  Schultheiszenamtes  an  Jülich,  während  er  eine  Urkunde  v. 
1297  Juni  13  nicht  erwähnt.  Im  Allgemeinen  stimmt  der  Wortlaut  des  Re- 
gestes  mit  dem  des  Druckes  überein :  begegnet  dort  officium  scultetatus,  so  ist 
dies  eine  Änderung  Beecks,  der  die  nämliche  Beamtung  pag.  127  praefectura, 
pag.  128  munus  scultetatus  ac  villicacionis  nennt.  Ln  Aachener  Stadtar- 
chiv ist,  wie  mir  mitgeteilt  wurde,  eine  Urkunde  von  1292  Juni  13  nicht 
vorhanden. 

"j  1295  Jan.  8.  —  Quix,  Bernsberg  97  No.  17. 

"J  ibidem. 
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Fürst,  der  es  empfing,  sich  bestrebte,  seine  obervogteiliche 
Gewalt  über  Aachen  auch  dem  vom  Könige  begünstigten  Falken- 
burger  gegenüber  aufrecht  zu  erhalten. 

Walram  von  Falkenburg  hatte  kraft  eines  mit  dem  Reiche 
abgeschlossenen  Pfandvertrages  flir  sich  und  seine  Erben  das 
Schultheiszenamt  erworben;  in  Rudolf  von  Habsbnrg  wird  ohne 
Zweifel  der  Begründer  dieses  Besitzes  zu  erblicken  sein.  Wohl 
boren  wir  von  Erhöhungen  ihrer  Fordening,")  aber  deren  ur- 
sprünglicher Betrag  bleibt  unbekannt.  Sie  waren  fortan  die 
,,provisores  et  sculteti  civitatis  Aquensis",**)  als  solche  wohl  selbst 
im  Gerichte  thätig  und  zur  Vollstreckung  seiner  Urteile  ver- 
pflichtet/*) zumeist  freilich  vertreten,  sei  es  durch  einen.auszer- 
ordentlichen  Mandatar,*')  sei  es  durch  den  villicus,*®)  dessen 
Ernennung  sie  trotz  des  Widerstrebens  der  Bürgerschaft  zu  be- 
haupten wuszten.*')  Wir  müssen  endlich  vermuten,  dasz  auch 
bestimmte  Einnahmen  ihnen  zuflössen,  wenngleich  hiefiir  aus- 
drückliche Zeugnisse  nicht  vorliegen.  Ohne  jene  Bezüge  ja  wäre 
die  Inhaberschaft  des  Schultheiszenamtes  weniger  wertvoll 
gewesen,  ohne  sie  hätten  seine  Besitzer  allein  auf  auszer- 
ordentliche  Einkünfte  sich  angewiesen  sehen  müssen,  wie  z.  B. 
auf  die  Entschädigungen,  welche  die  Stadt  ihnen  für  den  Fall 
zusicherte,  dasz  sie  bei  Vollstreckung  eines  Schöfienspruches 
Verluste  erleiden  würden.*")  Gestatten  wir  jedoch  der  Hypothese 
keinen  allzuweiten  Spielraum:  sicherlich  hatten  die  Falkenburger 


**)  Albrecht  1305  Juli  13.  und  1306  Juli  26.  —  Beeck,  1.  c.  128. 

**)  cfr.  1295  Jan.  8.  —  Note  42. 

1310  NoYbr.  14.  —  Quix,  Cod.  Aquena.  1,  188  No.  277. 

")  1310  Novbr.  14.  —  Note  45. 

*^  1286  Juni  17.  —  Lac.  ÜB.  2,485  No.  817. 

**)  cfr.  Loersch,  Verzeichnis  No.  87—90,  92,  93,  95,  96. 

*»)  cfr.  1310  Septhr.  28.  —  Quix,  1,  c.  1,  194  No.  285.  „Super  discordia 
mota  inter  nobiles  yiros  Gerhardum  comitem  Jnliacensem  etReinaldum  dominum 
de  Valkenburg  ex  una  parte  et  cives  Aquenses  ex  altera  super  eo,  quod  dicti 
cives  eosdem  nobiles  in  iuribus  suis,  videlicet  officionim  advocacie  et  villi- 
cacionis  Aquen»ium,  que  in  ipsa  civitate  Aqnensi  hactenus  habuerunt, 
impedire  .  .  .  dicebantur",  wird  entschieden,  „quod  comcs  et  dominus  de  Valken- 
barg  predicti  advocatum  et  villicum,  quiiibet  eorum  prout  sibi  incumbit, 
extunc  pro  tempore  ponere  quemcumque  voiuerint  poterunt  in  civitat«  Aquensi, 
sicnt  ante  hanc  discordiam  motam  facere  consueverunt/ 

»«)  1310  Nov.  14,  —  Note  45. 
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noch  nicht  alle  die  Gefälle  an  sich  zu  ziehen  gewiiszt,  die  früher 
von  den  Beamten  des  Königs  dessen  Kammer  zugeführt  worden 
waren.**) 

Mannigfache  Umstände  bedingten  die  Sicherheit  des  Falken- 
burgischen  Besitzes:  zunächst  ein  gutes  Einvernehmen  mit  den 
Grafen  von  Jülich,  die,  wie  wir  wissen,  seit  ungefähr  dem  Jahre 
1270  durch  Vögte  ihre  Gerechtsamen  zur  Geltung  bringen  lieszen. 
In  der  That  bestand  zeitweilig  ein  solches:  vornehmlich  aus  den- 
jenigen Urkunden  wird  es  erkennbar,  in  welchen  wir  neben  dem 
villicns  den  advocatus  wirksam  sehen,**)  in  denen  letzterer  auch 
jenes  Funktionen  übernimmt. *'*)  Gemeinsam  femer  versprachen 
im  Jahre  1301**)  Gerhard  von  Jülich  und  der  Falkenbnrger 
der  Einwohnerschaft  Aachens  jeglichen  Schutz  gegen  ihre  Wider- 
sacher; gemeinsam  verteidigten  sie  ihre  Rechte,  als  deren  Gesetz- 
mäszigkeit  im  Jahre  1310**)  von  den  Bürgern  angezweifelt,  ja 
aufs  heftigste  bekämpft  wurde. 

Freilich  war  die  Eintracht  zwischen  beiden  Geschlechtern 
keine  dauernde:  ganz  naturlich  muszten  die  Bestrebungen  Jülichs, 
unter  Konnivenz  des  Reiches  zur  Vogtei  auch  die  Schultheiszerei 
hinzuzufügen,  Miszhelligkeiten  erregen,  mochten  auch  vorab  die 
Falkenbnrger  ihre  Stellung  zu  behaupten  verstehen.**) 

So  brachte  erst  der  Thronstreit  des  Jahres  1314  die  Ent- 
scheidung. Während  Reynald  von  Falkenburg  von  dem  Unter- 
händler Friedrichs  des  Schönen  erhebliche  Zusagen  erwirkte,  — 
sollte  doch  nach  Erhöhung  seiner  Forderung  auf  10000  Mark 
innerhalb   der   nächsten   zwanzig  Jahre   die  Reichspfandschaft 


**)  Die  Urkunde  von  1286  Juni  17  (Note  47)  erwähnt  «iumalia,  de 
quorum  quinque  30  denarii  solvuntur  imperio  annuatim  ** 

»^)  cfr.  Loersch,  Verzeichnis  No.  86,  89—93,  98. 

")  cfr.  1.  c.  No.  97. 

**)  1301  Aug.  1.  —  Quix.  1.  c.  1,  175  No.  256. 

»*)  1310  Septbr.  28.  —  Note  49. 

w)  cfr.  Adolf  von  Nassau  1292  Apr.  27.  —  Quell,  d.  St.  Köln  3,  :J'iß 
No.  367.  Verspricht  dem  Erzbischof  von  Köln:  „officium  sculteti  Aquensis 
cum  suis  iuribus  illi  coinmittemus,  cui  voluerit  archiepiscopus  et  quaindiu 
placuerit  archiepiscopo  antedicto.*" 

idem  1292  Septbr.  12.  —  Lac.  Uß.  2,  548  No.  924. 

idem  1297  Juni  13.  —  1.  c.  2,  574  No.  973. 

Albrecht  1302  Oktbr.  20.  —  Beeck,  1.  c.  128.  —  Über  den  Versuch 
Kölns  cfr.  Heinrich  von  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  —  Lac.  ÜB.  3,  50  No.  68. 
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nicht  ausgelöst  werden  dürfen,  er  selbst  wie  seine  Erben  be- 
rechtigt sein,  an  stelle  des  Königs  die  Aachener  Probstei  zu 
verleihen**)  —  wurde  Gerhard  von  Jülich  durch  den  Kurfürsten 
vou  Trier  der  Partei  des  Witteisbachers  gewonnen.  Gemäsz 
einer  vor  der  Königswahl  bereits  getroffenen  Verabredung**) 
ward  ihm  durch  Ludwig  den  Bayern  die  Ermächtigung  zu  teil,*®) 
die  Gerechtsame  des  Gegners  an  sich  zu  ziehen,  gleichzeitig  den 
Bürgern  der  Krönungsstadt  geboten,  ihn  in  der  Durchführung 
dieses  Unternehmens  nach  Kräften  zu  fördern.  Wir  ver- 
mögen nicht  mehr  zu  bestimmen,  welche  Summen  Gerhard  zur 
Tilgung  des  Falkenburgischen  Anspruches  verwandte:  jedenfalls 
war  es  ihm  gelungen,  seinem  Geschlechte  den  Besitz  des  Schult- 
lieiszenamtes  zu  emngen,  als  am  19.  März  1315  der  König  den 
Pfandschilling  um  3000  Mark  erhöhte.«*^) 

§  3.   Die  Stellung  Jülichs  in  Aachen. 

Die  Vereinigung  der  Vogtei  und  des  Schultheiszenamtes  zu 
Händen  der  jülichschen  Dynasten  macht  es  fast  unmöglich  zu 
entscheiden,  welche  der  Gewalten  in  jedem  besonderen  Falle  die 
Thätigkeit  der  fürstlichen  Diener  innerhalb  Aachens  bedingte. 
Überdies  gestatteten  die  dürftigen  Zeugnisse  über  die  uns  allein 
angehenden  Verhältnisse  der  Krönungsstadt  nur  Andeutungen, 
keine  Ausführungen  zumal  wir  Bedenken  trugen,  von  den  Zu- 
ständen späterer  Zeiten  auf  die  uns  beschäftigende  Epoche  Ruck- 
schlüsse zu  machen. 

Die  Verdrängung  der  Palkenburger  schuf  zunächst  neue 
Wandlungen  in  der  Stellung  der  früher  nebeneinander  wirkenden 
Beamtungen.  Die  Gesamtheit  der  Gerechtsamen  jenes  Ge- 
schlechtes wurde  fortan  durch  den  villicus  et  advocatus,  den 
Vogtmeier,  vertreten,  dem  es  allem  Anscheine  nach  unbenommen 


")  Leopold  V.  Österreich  1314  Mai  9,  —  1.  c.  3,  95  No.  129.  —  cfr. 
1314  Juli  3.  —  1.  c.  3, 101  No.  135;  1314  Septbr.  24.  —  1.  c.  3, 102  No.  137. 

**)  Lud^'ig  V.Bayern  1314  Septbr.  20.  —  Winkelinann,  Acta  2,778 
No.  1118, 

w)  Ludwig  IV,  1314  Decbr.  2.  —  Lac.  IIB.  3,  105  No.  140. 

*>)  Ludwig  IV.  1316  März  19.  —  Beeck,  1.  c.  130.  —  cfr.  pag.  25 
Note  90. 
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war,  mit  der  Ausfibung  der  einzelnen  Funktionen,  vomehmlich 
der  richterlicben,  seine  Untergebenen  zu  betrauen.*^ 

Nicht  als  ob  hiedurch  Aachen  unter  die  Gerichtshoheit  des 
Jtilichers  gebeugt  worden  sei.  Dem  SchöflfenkoUegium  der  Ge- 
meinde blieb  der  Charakter  der  höchsten  Instanz  in  Sachen  der 
Rechtsprechung  gewahrt;  noch  war  es  befugt,  die  Grenzen 
seiner  eigenen  Wirksamkeit  wie  der  Gewalt  des  Fürsten  abzu- 
stecken.**)  Allerdings  ftthrte  ein  jülichscher  Beamter  bei  seinen 
Verhandlungen  den  Vorsitz;  ihm  allein  mochte  zugleich  die  Voll- 
streckung des  gefundenen,  für  ihn  maszgebenden  Urteils,  die 
Eintreibung  der  Gerichtsbuszen,  soweit  diese  seinem  Herren  zu- 
kamen, übertragen  sein. 

Waren  aber  die  letzteren  die  einzigen  Einnahmen  Jülichs? 
Erinnern  wir  zunächst  an  die  Thätigkeit  des  Schultheiszen,  wie 
wir  sie  für  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  etwa  schildern  zu 
sollen  glaubten,  fernerhin  daran,  dasz  mit  seinem  Amte  sicherlicli 
bestimmte  Bezüge  verbunden  waren.  Jedenfalls  hatte  der  Kampf 
um  den  Besitz  desselben  dem  Reiche  weitere  Einbuszen  an  Ein- 
künften gebracht:  dasz  solche  noch  im  U.Jahrhundert  dem  Könige 
zustanden,  weisz.  keine  Urkunde  zu  melden.  Manche  derselben 
mögen  Eigentum  der  Stadt  oder  einzelner  Bürger  geworden  sein: 
wer  aber  war  eher  in  der  Lage,  sie  an  sich  zu  ziehen  als  der 
Inhaber  der  Schultheiszerei?**) 


^^)  Unsere  Annahme  stützt  sich  auf  Loersch,  Verzeichnis  No.  100— 
107.  —  Karsilius  v.  Palant,  der  Pfandbesitzer  der  Aachener  Vogtei  und 
Meierei  spricht  1390  Mai  18.  —  Loersch,  Rechtedenkm.  179  No.  3.  von 
„allen  onsen  amptluden,  die  van  onsen  weigen  nn  sint  of  namoils  werden 
Roilen*,  sodann  von  „myn  vaeit  of  myn  meyer  zerzijt". 

°*)  In  der  Urkunde  des  Karsilius  y.  Palant  (Note  61)  heisst  es:  .id  en 
were  dan  dat  eynche  Sachen  gevelen,  die  mir  ind  meynen  Trunden  ducht^n, 
die  nyet  zo  scheifonordel  noch  zo  des  koeren  recht  en  geburden,  da  ynne 
myme  heren  (Jülich)  syne  hirUcheit  yrgeut  an  verkurt  wurde,  so  sal  ich, 
myü  vaeit  of  myn  meyer  zerzijt,  darumb  in  gericht  die  schefTen  manen  of 
dein  manen,  ind  so  war  ind  wae  hien  sy  die  Sachen  na  rechte  of  alten  her- 
komen  der  steede  Turs.  wysent,  dat  ich  .  .  .  dat  ain  wedersprechen  halden 
ind  dein  solen  ind  vestUch  darby  blyven,  wie  decke  des  noit  geburt  of  vallcn 
moechte,  an  alle  argelist". 

^)  Die  Dörfer  um  Aachen  sind  Gegenstand  dos  Ringens  zwischen  der 
Stadt  und  Jülich,  cfr.  Note  7. 
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Wie  bezeichnend  doch,  dasz  im  Jahre  1326**)  Gerhard  von 
Jülich,  als  er  znr  Aufrechterhaltung  eines  mit  der  Gemeinde  ver- 
einbarten Vertrages  sich  verpflichtete,  „omnes  nostros  redditus, 
omnem  nostram  iurisdictionem  et  omnia  nostra  iura,  quos,  quam 
vel  que  in  civitate  Aquensi  obtinere  dinoscimur",  zu  Pfand  be- 
stellte, „promittentes  bona  flde,  quod  nos  debemus  vel  is  ex  nostris 
filiis,  qui  post  nos  scultetus  Aquensis  fuerit,  fldeiussores 
notros  .  .  .  a  predicta  ödeiufisione  ac  eius  interesse  indempnes 
et  liberos  conservare".  Er  spricht  in  dem  nämlichen  Akten- 
stücke von  5,nostri  Lombardi  mercatores  Aquis  commorantes'', 
eine  Benennung,  die  auf  eine  Abhängigkeit  der  italienischen 
Geldwechsler  von  seinem  Willen,  auf  eine  Besteuerung  durch 
ihn  hinzuweisen  scheint,  zumal  dann  die  zahlreichen  Anleihen 
der  Jülicher  bei  ihnen  noch  begreiflicher  würden.**) 

Beachten  wir  endlich,  dasz  noch  im  Jahre  1380**)  Wilhelm  II. 
von  Jülich  bei  der  Veräuszerung  der  Vogtei  und  Meierei  auszer 
seinen  Lombarden  auch  seine  Münze  sich  vorbehalten  wissen 
wollte.  Soll  hierunter  nicht  der  Schlagschatz  aus  der  Aachener 
Eeichsmiinzstätte  verstanden  werden  können,  wenn  anders  die 
Verabredung  des  Jahres  1357®')  nicht  mehr  in  Kraft  war,  die 
dem  Dynasten  einen  Anteil  an  dem  Ertrage  einer  in  der  Krönungs- 
stadt  zu  prägenden  Konventionsmünze  zusicherte? 

Zu  allem  kam  im  Jahre  1336®^)  die  Lehnsherrlichkeit  über 
die  im  Amtsbezirke  des  Schultheiszenamtes  ansässigen  Reichs- 
vasallen wie  die  Befugnis,  über  diejenigen  geistlichen  Würden 
zu  bestimmen,  die  bislang  dem  königlichen  Provisions-  beziehungs- 
weise Präsentationsrechte  unterworfen  gewesen  waren;  vor  allem 
die  Bestellung  des  Propstes  an  der  Aachener  Marienkirche 
sollte  fortan  dem  Jülicher  überlassen  sein.  Leider  steht  uns  nur 
für  die  Ausübung   der  letzteren  Gerechtsame  ein  ui'kundliches 


«)  1326  Aug,  15.  —  Quii,  1.  c.  1.205  No.  299. 

«)  cfr.  1315  Septbr.  7.  —  1.  c.  1,  181  No.  265. 

1328  Novbr.  U.  —  1.  c.  1,224  No.  324. 

1328  Novbr.  26.  —  Lei,  227  No.  326. 

1343  Novbr.  18.  —  1.  c.  1,  233  No.  337. 

•*)  1380.  —  Qu  ix,  Hist.  topogr.  Beschreibung  von  Aachen  155. 

•^  1357  Aug.  15.  —  Lac.  ÜB.  3,480  No.  574. 

**)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  3034—36. 
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Zeugnis  zu  Gebote:  im  Jahre  1346*®)  verzeichnen  die  Aachener 
Stadtreclinungen  eine  dem  Markgrafen  Wilhelm  überwiesene 
Spende  an  Wein,  ;,qnum  induxit  novnm  prepositum**,  wie  eine 
solche  an  zwei  Gesandte  des  Kaisers,  welche  wohl  die  Gesetzmäszig- 
keit  dieser  Einführung  bestätigen  sollten.'^)  Ganz  natürlich,  dasz 
hiedurch  zugleich  das  Recht  der  primae  preces  bei  Verleihung 
der  Stiftsherrenstellen  und  Präbenden  jener  Kirche,  auf  dessen 
Anerkennung  Albrecht  noch  in  den  Jahren  1302— 1306 '0  ^' 
standen,  an  Wilhelm  wie  seine  Erben  übertragen  wurde. 


••)  Laurent,  1.  c.  191. 
'^)  cfr.  Dresemann,  1.  c.  57  Note  2. 

")  Albrecht  130-2  Octbr.  22.   —  Guden,  Cod.  dipl.  2,984  No.  51,  - 
etc   etc 
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B.  Düren. 

§  1.    Die  Beziehungen  der  Jülicher  Dynasten 
zu  Düren. 

Düren,  als  königliche  Pfalz  unter  Pippin  und  Karl  dem 
Groszen  der  Schauplatz  mehrerer  Keichsversammlungen/)  wird 
in  den  Urkunden  der  deutschen  Herrscher  der  Folgezeit  überaus 
selten  erwähnt.*)  Wohl  ward  es  mit  allem  Zubehör  im  Jahre 
1057^)  der  bischöflichen  Kirche  zu  Verdun  schenkweise  über- 
lassen, aber,  soweit  wir  sehen,  ist  kein  Zeugnis  erhalten,  das 
über  die  Folgen  dieser  Übertragung,  vor  allem  über  ihre  Dauer 
Aufschlusz  gäbe.  Ohne  Zweifel  war  sie  vor  Beginn  des  13.  Jahr- 
hunderts wieder  rückgängig  gemacht  worden:  Düren  war  Reichs- 
stadt, als  im  Jahre  1226*)  Heinrich  (VII.)  seinen  Bürgern  das 
Privileg  gänzlicher  Zollfreiheit  erteilte,  als  im  Jahre  12 4P) 
Conrad  IV.  es  an  Wilhelm  von  Jülich  und  dessen  Erben  ver- 
pfändete. 

Seine  Geschicke  waren  hiemit  entschieden:  es  blieb  im 
Besitze  der  jülichschen  Dynasten,  ohne  dasz  jemals  das  Reich 
seine  Auslöse  auch  nur  beabsichtigt  hätte.  Allerdings  muszte 
das  Gemeinwesen  1278**)  dem  Schutze  des  kriegerischen  Siegfried 
von  Köln  sich  unterwerfen;  jedoch  dem  Erzstift  erwuchs  hier- 
aus kein   dauernder   Gewinn:   der  Friedensschlusz  bereits  des 


^  761.  —  B.-M.  Reg.  Karol.  No.  90i. 

775.  —  1,  c.  No.  186  a. 

779.  —  1.  c.  No.  216  a. 

«)  cfr.  Arnulf  888  Juni  13.  —  Lac.  ÜB.  1,39  No.  76. 

Heinrich  I.  930  Juli  7.  —  1.  c.  1,  49  No.  89. 

Otto  I.  941  Novbr.  25.  —  1.  c.  1,  53  No.  95. 

idem  966  Jan.  17.  —  1.  c.  1,  63  No.  107. 

Wir  haben  nicht  einzugeben  auf  die  Erzählungen  der  Materialien  z. 
Gesch.  Dürens  pag.  54  von  der  Erhebung  Dürens  zu  einer  freien  Reichsstadt 
durch  Karl  d.  Gr.  u.  s.  w. 

»)  Heinrich  IV.  1057  Apr.  26.  —  Mitteil,  des  österr.  Instituts  7,  459 
No.  17. 

*)  Heinrich  (VII.)  1226  März  —  Lac.  ÜB.  3, 107  Note  1. 

*)  Conrad  IV.  1241  Octbr.  —  Huillard  6,824. 

«)  1278  Apr.  4.  —  Lac.  ÜB.  2,415  No.  710. 

Wermlnghoff,  Die  Yerpfanduiigen  d. mittel- u.niederrh.  Reichsstädte.  9 
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folgenden  Jahres')  machte  dem  Erzbischof  die  Preisgabe  aller 
seiner  Eroberungen  zur  Pflicht.  Und  wie  Siegfried  sah  auch 
sein  zweiter  Nachfolger  Heinrich  U.  (1304—1322)  die  wieder- 
holten Anstalten  zum  Erwerbe  Dürens  für  das  Territorium  der 
kölnischen  Kirche  scheitern.*) 

Wie  aber  gestalteten  sich  die  Beziehungen  des  Pfandinhabers 
zum  Pfände? 

Wenn  Ludwig  der  Bayer  noch  im  Jahre  1338')  einen 
Unterschied  machte  zwischen  dem  eigentlichen  Gebiete  der 
Markgrafschaft  Jülich  und  den  durch  Verschreibung  erworbenen 
Städten,  so  war  eine  derartige  Trennung  von  dem  Standpunkte 
des  Kaisers  aus  berechtigt:  für  den  Dj^nasten  hingegen  kam 
sie  nicht  mehr  in  Betracht.  Düren  war  ihm  „unsere  Stadt'', 
während  diese  hinwiederum  in  ihm  „unsere  Herrschaft"'^)  er- 
blickte, deren  Kämpfe  und  Fehden  wohl  auch  ihre  Bewohner 
mannigfache  Nachteile  erfahren  lieszen.^0 

Ja,  man  wird  sagen  dürfen,  dasz  kaum  eine  andere  Reichs- 
stadt so  fest  an  den  Pfandinhaber  gekettet  w^urde,  so  sehr  mit 
dessen  Territorium  zu  einer  Einheit  verschmolz,  in  welcher  die 
ursprünglichen  Verschiedenheiten  der  einzelnen  Teile  verschwanden, 
wie  gerade  Düren.  Erwarb  es  doch  in  einer  Reihe  mit  altjülichschen 
Städten,  wie  z.  B.  Jülich,  Zülpich  und  Münstereifel,  die  Landstand- 
schaft, die  auch  seine  Zustimmung  wünschenswert,  wenn  nicht  gar 
erforderlich  mach te:^^)  bei  Bündnissen  und  Verträgen,'*)  beiLand- 
veräuszerungen'*)  und  dem  Verkauf  einer  Rente'*)  wie  endlich 


')  1279  Octbr.  1-!.  —  1.  c.  2,429  Xo.  730. 

»)  cfr.  Heinrich  v.  Luxemburg  1308   Septbr.  20.  —  1,  c.  3,  50  No.  68. 
Friedrich  (III.)  1322  Juni  18.  —  1.  c.  3, 167  No.  193. 
«)  Ludwig  IV.  1338  Mai   10.  —  1.  c.  3,260  No.  326. 
'0)  Belege  cfr.  unten  Noten  13—16,  32. 
")  cfr.  1278  Apr.  4.  —  Note  6. 
1371  Juni  19.  —  Quell,  d.  St.  Köln  4,618  No.  518. 
1375  Mai  28.  —  1.  c.  5,  102  No.  91. 

'-)  Hiefür  wie  für  das  Folgende  bieten  die  Untersuchungen  v.  Belows, 
Zschr.  d.  bergischiMi  Gesch.  Ver.  22, 1  ff.,  die  Grundlage. 
13)  1369  Octbr.  18.  —  Lac.  ÜB.  3,  595  No.  693. 

^361  Juni  16. —  1.  c.  3,518  No.617.  —  cfr.  1397  Juli  3.  —  1.  c.  3, 895  Note  1. 
")  1355.  —  1.  C.  3,45»  No.  549. 

1358  Aug.  10.  —  V.  Below,  1.  c.  22,  48  sub  7  (cfr.  1.  c.  pag.  49  Not^  UM>). 
1361  Juni  25.  —  Lac.  ÜB.  3,521  No.  621. 
i"^)  1347  Dicbr.  31.  —  1.  c.  3,373  No.  464. 
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bei  der  Ordnung  der  Verhältnisse  des  fürstlichen  Hauses  ^^)  wird 
seiner  Einwilligung  ausdrücklich  Erwähnung  gethan. 

Andrerseits  war  der  Fürst  im  Besitze  aller  staatlichen 
Hoheitsrechte  in  der  Stadt,  die,  wie  wir  nicht  zweifeln,  jeweils 
bei  dem  Wechsel  ihres  Gebieters  dessen  Macht  sich  durch  den 
Hnldigungseid  unterordnete.^')  Nicht  allein  war  er  berechtigt, 
von  ihr  Kriegsdienst  zu  fordem,^^)  mochte  immerhin,  wie  von 
Below**)  ausgeführt,  diese  Last  während  der  ersten  Hälfte 
des  14.  Jahrhunderts  bereits  eine  beschränkte  sein,  —  sondern 
er  war  auch  Herr  des  Gerichtes,  dessen  Richter  seine 
Beamten,  dessen  Urteilsfinder  ihm  zum  Treuschwur  gehalten 
waren,*^)  während  überdies  die  Gerichtsgefälle  seiner  Kammer 
zu  Gute  kamen.-*)  Er  bestimmte  den  Umfang  des  Dürener 
Gericlitsbezirkes,  indem  er  die  vier  alten  Untergerichte  des  Ager 
Marcoduranus.  Merzenich,  Arnoldsweiler,  Lendersdorf  und  Derichs- 
veiler,  die  bislang  zu  Düren  als  ihrer  Appellationsinstanz  gehört,--) 
aus  dieser  Verbindung  löste,  um  sie  zum  Amte  Nörvenich  zu 
schlagen  und  bei  der  Stadt  nur  das  sogenannte  Pomoerium  zu 
belassen.-*) 

Er  war  seit  dem  Jahre  1336-*)  der  Lehnsherr  der  im 
Gebiete  Dürens  angesiedelten  Reichsvasallen,  zudem  ermächtigt, 
über   die    kirchlichen  Beamtungen    durch   Geltendmachung   des 


'«)  1393  Decbr.  28.  —  1.  c.  3.  884  No.  IJOO. 

1394  Juni  1.  —  Nijhoff,  Gedenkwaardigheden  3,  189  No.  190. 

>')  Es  ist  auffallend,  dasz  kein  Gebot  eines  Königs  erhalten  ist,  durch 
welches  Düren  zum  Gehorsam  dem  Gläubiger  des  Reiches  gegenüber  aufge« 
fordert  wurde.  Die  Analogie  jedoch  anderer  verpfändeter  Reichsstädte  bo- 
stätigt  die  Worte  des  Textes. 

>«)  cfr.  1369  Octbr.  18.  —  Lac.  ÜB.  3,  595  No.  693. 

'»)  V.  Below,  Zschr.  d.  bergischen  Gesch.  Ver.  21,218  Note  168. 

^  Der  von  den  Schöffen  dem  Herzog  (also  seit  1356)  geleistete  Eid 
in  den  Materialien  107. 

^')  Nähere  Aufklärungen  über  das  Gerichtswesen  werden  sich  noch  aus 
den  Urkunden  ergeben,  die  in  den  Verwaltungsberichten  der  Stadt  Düren 
abgedruckt  sind.  Bemühungen,  ein  vollständiges  Exemplar  zu  erlangen, 
blieben  erfolglos. 

-3)  cfr.  Materialien  53, 109. 

*')  cfr.  Materialien  61  f.  —  v.  Mirbach,  Programm  der  Rheinischen 
Ritterakademie  zu  Bedburg  1874  pag.  11. 

'*)  Ludwig  IV.   1336  Aug.  16.  —  B.  Rei:.  Ludw.  No.  3034—36. 

9* 
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Patronats-  oder  Provisionsreclites  zu  verfugen,  ohne  dasz  uns  für 
die  Handhabung  gerade  solcher  Befugnisse  urkundliche  Zeugnisse^) 
erhalten  wären. 

Dfirflig  genug  ist  auch  die  Überlieferung  für  eine  Dar- 
stellung der  jfilichschen  Finanzhoheit  in  Düren.  Wohl  vermögen 
wir  noch  einige  Einkünfte  der  Dynasten  namhaft  zu  machen, 
allein  ein  Bjld  ihrer  Gesamtheit  zu  geben  ist  uns  vei*sagt.  Sehen 
wir  von  den  auszerordenüichen  Zahlungen  der  Einwohnerschaft 
ab,**)  —  als  Einheit  betrachtet  wurde  dieselbe  nicht  zu  der  im 
Jülicher  Lande  üblichen,  im  Mai  und  Herbst  eines  jeden  Jahres 
erhobenen  Steuer,  der  sogenannten  Schätzung  herangezogen; 
diese  traf  vielmehr  wold  nur  diejenigen  Bürger,  die  auf  dem 
platten  Lande  ihre  Liegenschaften  bestellten.*') 

Des  weiteren  bot  der  Judenschutz  dem  Fürsten  nicht  nn- 
erhebliche  Einkünfte  dar,  wenngleich  seine  Ausübung  im  Ein- 
zelnen unbestimmbar  bleiben  musz.  Ja,  es  ist  ungewisz,  ob 
Wilhelm  von  Jülich,  als  er  Düren  erwarb,  hier  Juden  vorfand 
oder  solche  erst  auf  Grund  der  ihm  von  Heinrich  (VII.)  *^)  ge- 
währten Vergünstigung  ansiedelte.  Jedenfalls  sehen  wir  im  Jahre 
1278**)  die  Gräfin  Ryccardis,  nach  dem  Tode  ihres  Gemahls 
Regentin  des  Landes,  einen  Ritter  aller  seiner  Schulden,  die  er 
bei  einem  Dürener  Juden  und  dessen  Genossen  gemacht,  ent- 
ledigen, —  eine  Aufhebung  von  Forderungen,  die  allein  aus  der 
völligen  Herrschaft  über  jene  geschädigten  Gläubiger  ihren 
Rechtsgrund  herleiten  konnte. 

Ähnlich  lückenhaft  ist  das  Material  für  eine  Erkenntnis  des 
Ursprungs  der  städtischen  Accise,  deren  zum  ersten  Male  in 
einer  Urkunde  des  Jahres  1289  *®)  Erwähnung  geschieht.  Immer- 
hin lassen  ihre  Bezeichnung,  —  Walram  nennt  sie  „assisia  nostra, 
quam  habemus  in  oppido  Durensi"  —  wie  die  Verwendung  ihrer 


•*)  Doch  cfr.  V.  Mirbach,  1.  c.  pag.  11. 
2ö)  1355.  —  Lac.  ÜB-  3,458  No.  549. 

1366  Jan.  17   (transsummiert  1383  Octbr.  10.),    —   Quell,   d.  St.  Köln 
5,  405  No.  300. 

'")  cfr.  Ritter,  Zschr.  d.  bergischeu  Gesch.  Vor.  20,15. 

«*)  Heinrich  (VII.)  1226.  —  Lac.  ÜB.  2,76  No.  140. 

2»)  1278  März   18.  —  1.  c.  2,415  No.  709. 

w)  12H9  Febr.  25.  —  Fahne,  Cod.  dipl.  Salmo  -  Reifferscheidt.  51  No.  «4. 
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Erträge  zum  Zwecke  der  Schuldentilgung  daran  keinen  Zweifel 
bestehen,  dasz  sie  eine  Einanzquelle  des  Fürsten  bildete.  Sein 
Gebot  mag  den  Tarif  wie  die  Art  der  Erhebung  geregelt  haben. 
Ja,  die  Bezüge  muszten  beträchtlich  sich  steigern,  sobald  man 
des  Privilegs  Ludwigs  des  Bayern  vom  Jahre  1338^*)  sich  be- 
diente, kraft  dessen  in  jeder  vom  Reiche  verpfändeten  Stadt  der 
Markgraf  und  seine  Nachfolger  die  durchgehenden  Güter  mit 
einem  Zoll,  die  zum  Kauf  und  Verkauf  gestellten  Waaren  mit 
einer  Abgabe  belasten  durften.  Lag  es  nicht  nahe,  die  schon 
früher  bestehende  Accise  mit  der  neuen  zu  verschmelzen?  Wie 
immer  man  vorging,  es  ist  begreiflich,  dasz  die  erhöhten  An- 
sprüche Jülichs  heftigem  Widerstände  von  seiten  der  Bürgerschaft 
begegneten.  Erst  das  Jahr  1366**)  brachte  das  Ende  lang- 
wieriger Zwistigkeiten:  die  Stadt  selbst  sollte  fortan  die  Accise 
in  eigenem  Interesse  erheben,  sie  selbst  ungehindert  die  Höhe 
der  Steuer  bemessen,  allein  gehalten  sein,  in  jedem  Monat  des 
Jahres  den  Herzögen  120  schwere  Gulden  zu  überweisen.  Die 
sogenannten  Monatsgelder  sind  auf  die  Vereinbarungen  dieses 
Abkommens  zurückzuführen.  *^) 

Düren  war  endlich  der  Sitz  einer  jülichschen  Münze;  noch 
in  groszer  Zahl  sind  ihre  Prägungen  uns  erhalten,'**)  die  frühesten 
den  Jahren  1328—1336  angehörend,  in  welch  letzterem  Graf 
Wilhelm  zum  Markgrafen  von  Jülich  befördert  wurde.  Im  Gegen- 
satz daher  zu  Grote,  der  jene  Anstalt  bereits  bei  der  Ver- 
pfändung Dürens  bestehen  läszt,  werden  wir  in  ihr  vielmehr  eine 
Xeuschöpfungdes  Landesherren  erblicken,  dergestalt,  dasz  Ludwigs 
des  Bayern  Privileg  von  1336'**^)  nur  die  Bestätigung  und  An- 
erkennung eines  bislang  selbständig  geübten  Brauches  enthielt. 

Gedenken  wir  schlieszlich  mit  kurzen  Worten  der  jülichschen 
Beamten,  des  advocatus,  iudex  und  Kellners,  deren  Thätigkeit 
vielleicht  mit  derjenigen  der  kurtrierischen  in  Boppard  und 
Oberwesel  auf  eine  Stufe   gestellt  werden   kann.     Wie  dort  ist 


")  Ludwig  IV.  1338  Mai  10.    -  Noto  9. 
^^)  1366  März  29.  —  Materialien  452. 

")  cfr.  1.  c.  177.  —  über  den  ähnliclien  Vergleich  Boppards  mit  den 
Erzbischofen  v.  Trier  cfr.  pag.  103  Note  77. 
")  cfr.  Grote,  Münzstudien  7,  379  ff.  384. 
»)  Ludwig  IV.  1386  Aug.  21.  —  Lac.  ÜB.  3, 248  No.  307. 
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der  Aintuiauu  mit  richterlichen  Funktionell^^)  und  dem  Kommando 
des  städtischen  Aufgebots ^")  betraut,  während  der  iudex'**)  die 
Befugnisse  des  Schultheiszen,  der  Kellner  •^•)  die  des  Verwalters 
der  landesherrlichen  Einkünfte  wahrgenommen  zu  haben  scheint. 

§  2.  Die  Beziehungen  der  deutschen  Könige  zu  Düren. 

Trotz  der  Mediatisierung  Dürens  war  nicht  jedwede  Ver- 
bindung der  Stadt  mit  der  Reichsgewalt  beseitigt.  Noch  im 
14.  Jahrhundert  weisen  die  Bezeichnung  des  Gemeinwesens  als 
des  regale  oppidum  Durense/")  der  Gebrauch  des  regale  sigülum 
mit  dem  Brustbilde  des  Kaisers  wie  dem  Reichsadler/^  das 
Gelöbnis  des  Schöflfen/*)  dem  Fürsten  treu  und  hold  zu  seiu 
„von  wegen  des  römischen  Reiches,"  —  Worte,  die  vielleicht 
auch  in  dem  Huldigungseide  der  Bürgerschaft  enthalten  waren  — 
darauf  hin,  dasz  man  der  früheren  Reichsunmittelbarkeit  sich  er- 
innerte, die  Hoffnung  nicht  schwinden  liesz,  dereinst  dem  Reichs- 
verbande wieder  einverleibt  zu  werden. 

Andrerseits  erhebt  der  König  noch  Anspruch  auf  den  Dienst 
der  Bewohner;*^)  Ludwig  der  Bayer  bestätigte  wohl  ihre  Privi- 
legien,**) er  erteilte**)  ihr  neue,  sie  gleichzeitig  seines  Schutzes 


**)  cfr.  1261  in  responsione  Augusti.  —  Materialien  63. 

1302  Novbr.  20.  —  Quix,  Cod.  Aquens.  1, 176  No.  259. 

")  1369  Octbr.  18.  —  Lac.  ÜB.  3»  595  No.  693. 

3*)  1302  Novbr.  20.  —  Note  36. 

1355  Decbr.  20.  und  1365  Aug.  12.  —  v.  Fürth,  Beiträge  und  Materi- 
alien zur  Geschichte    der  Aachener  Patrizierfamilien  2,  Anhang  I,  1.  — 

In  sonstigen  Gerichtsurkunden  begegnen  an  der  Spitze  der  Aus!<tcller 
die  iudices  oppidi  Dnrensis,  z.  B.  1321  März  14.  —  Quix,  1.  c.  1. 199  No.  *J?*i». 

1331  Decbr.  3.  —  1.  c.  1/J07  No.  301,  —  cfr.  1290  Septbr.  17.  -  I.e. 
1,  162  No.  240. 

^")  cfr.  V.  Mirbach,  1.  c.  pag.  12. 

*o)  1331  Decbr.  3.  —  Note  38. 

cfr.  Conrad  IV.  1246  Decbr.  12.  —  Lac  ÜB.  2, 160  No.  306:  „oppidum 
nostrum  Düren**. 

*>)  1302  Novbr.  20  und  1321  März  14.  —  Note  3«.  —  Endrulat,  Nieder- 
rheinische Städtosiegel  pag.  42  No.  5. 

*'-)  cfr.  Note  20. 

*^)  Karl  IV.  1375  Septbr.  10.  —  Lac.  VB.  3,  672  Note  1. 

•")  Ludwig  IV.  i:U4  Debr.  19.  —  1.  c.  3, 107  Note  2. 

**)  Ludwig  IV.  1324  März  1.  —  Öfele,  Script,  rer.  Boic.  1,747. 
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versicliernd,  indem  er  sie  „seiner  Kammer  einverleibte**  (iiicor- 
poravit  cives  camere  sue). 

Der  ohne  Zweifel  nicht  eben  glückliche  Auszug  des  nicht 
mehr  erhaltenen  Diploms  könnte  allerdings  den  Anschein  erwecken, 
als  sei  Düren  wenigstens  für  kurze  Zeit  der  Herrschaft  der 
Jülicher  entzogen  gewesen.  Ist  es  aber  erlaubt,  aus  ihm  den  ur- 
spiiinglichen  Text  wiederherzustellen,  so  möchten  wir  vermuten, 
dasz  Ludwig  Düren  der  Zahl  seiner  „Kammern"  zugerechnet 
wissen  wollte ,  (etwa:  incorporamus  civitatem  numero  camerarum 
nostrarum).  Auch  anderen  Städten  wie  z.  B.  Dortmund *•)  sehen 
wir  diesen  Titel  beigelegt,  um  hiedurch  dem  Eigentum  des 
Reiches  Ausdruck  zu  geben.  Und  rechtlich  war  ja  dem  Reiche 
ein  solches  an  Düren  geblieben:  die  stets  betonte  Befugnis  der 
Pfandlöse  gewann  an  der  Bezeichnung  des  Haftobjektes  erneute 
Bekräftigung.  Wenn  endlich  ein  Dürener  Schöffensiegel  des 
16.  Jahrhunderts  die  Umschrift  zeigt:*")  „Sigillum  regalo  opidi 
Durensis  camere  sacri  imperii  ad  causas'S  so  glauben  wir  hierin 
die  Bestätigung  unserer  Annahme  zu  finden. 

Doch  halten  wir  inne:  Dürens  Stellung  während  des  13.  und 
14,  Jahrhunderts  war  eine  zweigeteilte:  es  war  dem  Hause 
Jülich  unterworfen,  dessen  übrigen  Besitzungen  gleichgeordnet, 
ohne  schlechthin  der  Reichsgewalt  entfremdet  zu  sein. 


*•)  cfr.  Prensdorff,  Dortm.  Statuten  Einl,  154. 
*^  Endrulat,  1,  c.  42  No.  8. 
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G.  Slnzig. 
§  1.    Geschichte  Sinzigs  bis  ca.  1350. 

Keine  Reichsstadt  der  Rheinlande  hat  während  des  IL— 14. 
tlahrhunderts  so  häufig  ihren  Herrn  gewechselt,  keine  bietet 
dem,  der  es  unternimmt,  ihre  Geschicke  bis  zur  endgültigen 
Einverleibung  in  das  Territorium  der  Grafen  von  Jülich  zu  ver- 
folgen,  so  viele  und  unlösbare  Schwierigkeiten   dar  wie  Sinzig. 

Bereits  unter  Pippin^  als  königlicher  Pfalzort  erwähnt, 
wurde  es  im  Jahre  1065*)  dem  Erzstift  Bremen  geschenkt,  ohne 
doch  dauernd  mit  diesem  verbunden  zu  bleiben,  da  es  1152^ 
wieder  als  villa  regalis  begegnet.  Wohl  ward  es  von  Otto  IV.*) 
dem  Herzoge  von  Brabant  verpfändet,  allein  bereits  im  Jahre 
1214*)  musz  es  der  königlichen  Verwaltung  zurückgegeben  ge- 
wesen sein,  die,  wie  es  scheint,  bis  zum  Ausgang  der  Hohen- 
staufen  hier  ihre  Stellung  behauptete,*)  seit  dem  Interregnum 
aber  von  den  benachbarten  Fürsten  verdrängt  wurde.  Rasch 
lösen  die  Besitzer  Sinzigs  einander  ab:  1267')  ist  es  in  den 
Händen  Engelberts  von  Köln,  1276^)  in  denen  des  Grafen 
Wilhelm  von  Jülich,  1277®)  wird  es  von  Erzbischof  Siegfried 
erobert,  endlich  1290^^)  ist  Walram  II.,  Herr  von  Jülich-Berg- 
heim,  Gebieter  der  Stadt. 

Wer  vermöchte  noch  zu  bestimmen,  auf  welchem  Rechtsgrund 
die  Herrschaft  aller  dieser  Groszen,   mit  Ausnahme  Siegfrieds, 


>)  Pippin  76-J  Juli  10.  —  Mittelrli.  ÜB.  1.  18  No.  15.  —  cfr.  Transl. 
Marcell.  et  Petri  —  M.  G.  S.S.  15/251.  Zeile  36. 

Lothar  855  Jan.  16.  —  Günther  1,45  No.  3. 

-)  Heinrich  IV.  1065  Septbr.  10.  —  Lappenborg,  Hainb.  ÜB.  1,94 
No.  97. 

»)  Otto  V.  Freising,  Gesta  Frid.  2,  3  ed.  Waitz  83. 

cfr.  Friedrich  L  1158.  —  Günther  1,362  No.  168. 

*)  (Otto  IV.)  1202  Septbr.  —  M.  G.  L.  L  2, 206. 

»)  cfr.  Friedrich  II.  1214  Septbr.  18.  —  Mittelrh.  ÜB.  3,22  No.  19. 

«)  cfr.  Lamp recht,  Wirtschaftsleben  1, 1357  ff. 

7)  1267  Octbr.  9.  —  Günther  2,  357  No.  227. 

»)  1276  Apr.  30.  —  1.  c.  2,418  No.  274. 

«)  1277  Octbr.  9.  —  Kremer.  Beitr.  3,  ÜB.  152  No.  135. 

>o)  1290  Jan.  13.  —  Guden,  Cod.  dipl.  2,  973  No.  40,  41, 
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beruhte,")  wann  die  Walrams  II.  ihr  Ende  fand?  Wie  dem 
immer  sei,  die  Ijage  wii'd  in  der  Folge  eine  weit  verwickeitere. 
Schon  vor  seiner  Wahl  hatte  Adolf  von  Nassau^*)  dem 
kölnischen  Kurfürsten  versprochen,  ihm  u.  a.  Sinzig  auf  seine, 
des  kfinitigen  Königs  Lebenszeit  zu  Überweisen;  sollte  eine  oder 
die  andere  der  namhaft  gemachten  Städte  im  Besitze  eines 
Dritten  sein,  so  wolle  er  selbst  ihn  ruckgängig  machen.  Gleich- 
wohl ist  es  nicht  gestattet,  die  letzterwähnte  Klausel  allein  auf 
Sinzig  zu  beziehen;  mit  dem  gleichen  Hechte  konnte  sie  z.  B. 
Duisburg  ins  Auge  fassen,  das  in  der  That  seit  1290**)  an 
Cleve  verpfändet  war.  Nach  der  Erhebung  freilich  hat  Adolf 
sie  nicht  mehr  wiederholt;  unter  wesentlicher  Änderung  der  ur- 
sprünglichen Abmachungen  ward  jetzt  Sinzig  dem  Erzstift  um 
1500  Mark  verschrieben, ")  seine  Einwohnerschaft  aufgefordert, 
den  Erzbischöfen  wie  deren  Beamten  den  schnldigen  Gehorsam 
nicht  zu  verweigern.  **)  Inzwischen  aber  hatte  der  König  eine 
gänzlich  widersprechende  Anordnung  getroffen:  am  22.  September 
1292  ")  versetzte  er  dem  Herzog  von  Brabant  die  Reichseinkttnfte 
einer  Reihe  von  Orten,  —  Sinzigs  Name  begegnet  auch  hier. 
Nur  vermuten  können  wir,  dasz  die  Reichsstadt  zu  Beginn  der 
RegieiTing  Adolfs  von  Nassau,  vielleicht  durch  diesen  selbst,  *') 
ihre  alte  Reichsunraittelbarkeit  wieder  erlangt  hatte,  dasz  so* 
dann  den  Ansprüchen  des  Kölners  wie  des  Brabanters  auf  eine 
andere  AVeise  als  zunächst  beabsichtigt  Genüge  geschah.  ^*)  Es 
bliebe  ja  sonst  geradezu  unerklärlich,  wie  nur  drei  Jahre  später 
der  viel  umstrittene  Platz  an  Gerhard  von  Jülich,  den  Bruder 
des  regierenden  Grafen  Walram  und  Vetter  des  obengenannten 


")  V.  Mir b ach,  Programm  der  Rheinischen  Ritterakademie  zu  Bedburg 
1874  pag.  11  behauptet,  Sinzig  sei  an  Wilhelm  v.  Jülich  wie  an  Walram  IL 
verpfändet  gewesen.   Wir  glauben  vorsichtiger  sein  zu  sollen. 

»-)  Adolf  V.  Nassau  1292  Apr.  27.  —  Quell,  d.  St.  Köln  3,  826  No.  367. 

")  Rudolf  V.  Habsburg  1290  Juli  5.  —  Lac.  Uß.  2,  533  No.  893. 

")  Adolf  V.  Nassau  1292  Septbr.  13.  —  QueU.  d.  St.  Köln  3,  334  No.  372. 

»)  Adolf  V.  Nassau  1292  Octbr.  4.  —  1.  c.  3,  340  No.  375. 

idem  1292  Octbr.  26.  —  Lac.  ÜB.  2,  554  No.  935. 

'«)  Adolf  V.  Nassau  1292  Septbr.  22.  —  Jan.  Heelu  ed.  Willems  562. 

")  cfr.  die  Worte  der  Urkunde  von  1292  Septbr.  22:  Adolf  bekennt 
von  dem  Herzog  16000  Mark  entliehen  zu  haben  „pro  liberatione  munitionum 
et  bonorum  imperii,  quae  alias  vix  poterant  liberari." 

«)  cfr.  pag.  43  Note  20  flf. 
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HeiTn  von  Jülicli-Bergheim,  zu  Pfand  bestellt  werden  konnte.^') 

—  eine  Verfügung,  die  trotzdem  dem  Gläubiger  die  tliatsächliche 
Inhaberschaft  nicht  erwirkt  zu  haben  scheint.  Letztere  Annahme 
findet  freilich  nicht  ihre  Stütze  in  der  Zahl  oder  dem  Inhalt 
der  Sinziger  Verhältnisse  betreffenden  Urkunden  Adolfs;  -®)  wir 
glauben  femer,  eine  solche  nicht  so  sehr  darin  erblicken  zu 
dürfen,  dasz  der  König  am  22.  April  wie  13.  October  1297-0 
zu  Sinzig  Aufenthalt  nahm,  obwohl  aus  der  Erledigung  der 
Regalien  zu  Gunsten  des  Herrschers**)  dem  Pfandbesitzer  Nach- 
teile hätten  erwachsen  müssen,  da  ihm  bis  zur  Tilgung  seiner 
Forderung  alle  Erträge  des  Objektes  zugesichert  waren.  Ent- 
scheidend ist  hier  ohne  Zweifel  die  Befreiung  des  Andemacher 
Nonnenklosters  St.  Thomas  von  jeglicher  Steuerlast  in  Sinzig.  ^) 

Ist  hierin  nicht  der  Nachweis  enthalten,  dasz  nicht  dem 
Gläubiger  des  Reiches,  sondern  allein  dem  Könige  das  Recht 
der  Steuererhebung  durch  königliche  Beamte  —  die  Urkunde 
ist  gerichtet  an  die  ^officiati  nostri,  qui  pro  tempore  .  .  .  fuermt^ 

—  zustand,  mit  anderen  Worten,  der  Vertrag  des  Jahres  1295 
keine  Gültigkeit  mehr  besasz? 

Unbekannt  bleibt  gleichwohl,  ob  in  Wahrheit  eine  der  Ver- 
abredung entsprechende  Pfandlöse  voraufgegangen  war;  ja,  man 
ist  geneigt,   dieselbe   überhaupt  in  Abrede  zu  stellen,  da  noch 


»«)  Adolf  V.  Nassau  1295  März  '21.  —  Lac.  ÜB.  2,563  No.  952. 

^)  Wir  gobou  im  Folgenden  eine  Übersicht  der  Urkunden: 

Adolf  V.  Nassau  12Ü5  Decbr.  2.  —  Günther  2,  510  No.  362. 

Die  Bezeichnung  der  Stadt  als  oppidum  nostrum  findet  sich  auch  z.  ß. 
bei  Boppard  und  Obci-\^'esel  (cfr.  pag.  112  Note  114fF.)  und  bei  Düren  (cfr.pag. 
134  Note  40). 

Adolf  von  Nassau  1295  Decbr.  2.  —  Günther  2,  510  No.  362. 

idem  129G  Juli  5.  —  Guden,  Cod.  dipl.  2,975  Nr.  43. 

idem  1297  Apr.  22.  —  Lac.  ÜB.  2,  573  No.  972. 

idem  1297  Novbr.  5.  —  Böhmer,  Acta  387  No.  523. 

Die  verzeichneten  Lehnbriefe  sind  deshalb  kein  Beweis  für  die  Reichs- 
unmittelbarkeit  der  Stadt,  weil,  wie  wir  wissen,  dem  Reiche  die  Lehns- 
herrlichkeit stets  gewahrt  blieb,  sobald  der  Gläubiger  noch  nicht  der  Klasse 
der  Reichsfürsten  angehörte  (cfr.  pag.  60  Note  57  ff.). 

Adolf  V.  Nassau  1297  Decbr.  3.  —  Krem  er,  1.  c.  3,  ÜB.  222  No.  203. 

")  B.  Reg.  Adolf  Nr.  343,  373. 

«2)  cfr.  Schröder,  Lehrbuch  d.  d.  R.-G.  505  Note  19;  605. 

«»)  Adolf  V.  Nassau  1297  Oktbr.  24.  —  Forsch,  z.  d.  Gesch.  16.98  No.  8. 


Digitized  by 


Google 


139^ 

im  Jahre  1300  Gerhard,  seit  1297  Graf  von  Jülich,  den  Erz- 
bischof von  Köln  als  seinen  Schuldner  bezeichnete,  der  ihm  wegen 
Sinzigs  Zahlungen  zu  leisten  habe.-*)  Die  Möglichkeit  ist  nicht 
ausgeschlossen,  dasz  noch  unbefriedigte  Geldansprtiche  Jülichs 
bestanden,  als  Sinzig  im  Jahre  1298**)  von  Albrecht  an  Köln 
überlassen  wurde,  dasz  der  Kirchenfürst  sie  berücksichtigen  und 
beseitigen  muszte,  um  jenen  Ort  ungehindert  seinem  Territorium 
einverleiben  zu  können.  Und  noch  krauser  werden  die  ver- 
schlungenen Pfade  der  Geschichte  Sinzigs,  wenn  wir  hören,  dasz 
Adolf  dem  Burggrafen  von  Kheineck  die  Ermächtigung  erteilt 
habe,  „dat  he  Sincege  loisde  van  einre  vremeder  haut",  sein 
Nachfolger  durch  urteil  entschieden,  „dat  ieme  dat  gut  bliven 
sal,  man  en  geve  ime  sin  gelt'-.-*) 

Wir  gestehen,  hier  keinen  Ausweg  zu  entdecken;  nur  ein 
Notbehelf  ist  es,  dasz  wir  der  Ansicht  Kremers^')  uns  an- 
schlieszen,  „es  sei  eben  nichts  Ungewöhnliches  gewesen,  ein 
Reichsgut  an  mehrere  zu  versetzen,  unter  welchen  derjenige, 
welcher  die  Pfandschaft  allein  haben  wollte,  sich  am  Ende  mit 
den  Andern  habe  abfinden  müssen'^ 


«*)  1300  Decbr.  1.  —  Lac.  Uß.  2,  626  No.  1064.  Genannte  Schieds- 
richter zv^-ischen  Jülich  und  Köln  verkünden:  „Dat  unse  herre  der  erche- 
bischof  van  Kolne  schuldich  is  zu  geve  dis  jares  deme  greven  van  Guleche 
100  march  geldes,  die  he  ieme  gelovede  vur  Sunthzeche  zu  geven  inde  wat 
he  der  ieme  vurgehalden  halt,  dat  he  dat  ieme  sal  riechen  inde  bezalen*. 

»)  Albrecht  1298  Aug.  28.  —  1.  c.  2,  587  No.  997. 

idem  1298  Aug.  28.  —  Günther  2,529  No.  379. 

-«)  1300  Decbr.  1.  —  Lac.  üB.  2,  628  No.  1066.  Genannte  Schiedsrichter 
zwischen  Rheineck  und  Köln  verkünden:  „up  de  zoist  de  van  Sincege  is 
tuschen  unsen  Heren  van  Kolne,  der  sich  vermist  inde  hait  breve  des  kuninges 
Albrechtes  inde  der  vursten  (Note  25)  inde  der  Burgrevo  van  Rhinecken, 
der  sich  vurmist  dat  he  des  kuninges  Adolphes  breve  have,  dat  sin  wille 
were,  dat  he  Sincege  loisde  van  einre  vremeder  haut  ind  sich  vurmist  dat 
vur  deseme  koninge  Albrechte  urdel  gegeven  sy,  dat  ieme  dat  gut  bliven 
sal,  man  en  geve  ieme  sin  gelt,  so  wisen  wir  si  an  den  koninc,  vur  cme 
reit  zu  nemene'*.  Hiemit  ist  wohl  zu  verbinden  der  Klageartikel  des  von 
Köln  gefangenen  Burggrafen  v.  Rhoineck  gegen  Erzbischof  Wicbold  (ca.  1300 
—  citiert  bei  Krem  er,  1.  c.  3,  Darstellung  94  Note  s):  „quod  duranto 
eiusmodi  captivitate  se  (den  Burggrafen)  spoliaverit  (Wicbold)  oppido  Sintzig 
a  Romanorum  rege  Adolfo  sibi  pro  3450  marcis  oppignoräto".  Auffallend  ist 
die  hohe  Pfandsumme  wie  dasz  zur  nämlichen  Zeit  (cfr.  Note  24)  auch  Jülich 
von  Köln  Entschädigungen  forderte. 

ä')  Kremer,  1.  c.  3,95. 
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Wir  haben  bereits  der  Überlassung  Sinzigs  durch  Albrecht 
an  Wicbold  von  Köln  und  seine  Nachfolger  gedacht:  für  des 
Königs  Lebenszeit  sollte  es  samt  dem  Gericht  und  allen  Gefällen 
dem  Erzbischof  als  seinem  „provisor^  untergeben  sein.  In  der 
That  scheint  jetzt  das  Erzstift  in  den  wenn  auch  nicht  allseitig 
gesicherten  Besitz  des  Gemeinwesens  gelangt  zu  sein.*®)  Aller 
dings,  nur  für  kurze  Zeit.  Kein  Grund  liegt  vor,  die  Angabe 
des  Magnum  chronicum  Belgicum  zu  bezweifeln,  Wicbold  habe 
nach  dem  unglücklichen  Kriege  mit  Albrecht  diesem  auszer 
Kaiserswerth  auch  Sinzig  zurückerstattet,  wenngleich  seine  Be- 
hauptung, der  Platz  sei  an  Köln  verpfändet  gewesen,  in  dem 
Wortlaut  urkundlicher  Zeugnisse  keine  Bestätigung  findet.*') 
Unter  solchen  Umständen  wird  in  der  eventuellen  Verschreibuiig 
Sinzigs  an  Jülich,  wie  sie  Albrecht  bereits  im  Jahre  1300*®) 
in  Aussicht  gestellt,  nur  das  Bestreben  des  Königs  zu  erblicken 
sein,  in  dem  Grafen  einen  Bundesgenossen  im  Streite  mit  dem 
rheinischen  Kirchenfürsten  zu  gewinnen.  Nichts  verbietet  die 
Annahme,  auf  Grund  dieser  Zusage  sei  nach  dem  Friedensschlüsse 
die  Stadt  dem  Dynasten  als  Reichspfandschaft  eingeräumt  worden, 
ohne  dasz  hiedurch  jedwede  Verbindung  der  Einwohner  mit  dem 
HeiTScher  beseitigt  zu  sein  brauchte.  *0 


'")  cfr.  die  Beschwerde  des  Erzbischofs  gegen  den  Burggrafen  v.  Rhein- 
eck  ca.  1302  —  Günther  3, 100  No.  10,  pag.  103:  «quod  tenet  (der  Burggraf) 
'ratrem  suum  Henricum  in  Castro  archiepiscopi ,  qui  interfecit  oppidannm 
dicti  archiepiscopi  in  Synceche. 

**)  Magnum  chron.  Belgicum  —  Pistor.-Struvc  S.  S.  3, 303 :  Bei  dem  Friodons- 
schlusz  „archiepiscopus  resiguavit  dicto  regi  castrum  regium  Werde  cum 
teloneo  et  oppidum  Sintiich  super  fluvium  Arae,  quae  quidem  allodia  reg^ia 
olim  fuerunt  per  antecessores  dicti  regis  Coloniensi  ecclesiae  pro  36  millibus 
marcarum  denariorum  sterlingorum  obligata  et  tandem  per  eundem  Alberrum 
regem  ipsi  domino  "Wicboldo  confinnata".  —  cfr.  Friedensurkunde  1302  Octbr. 
24.  —  Lac.  ÜB.  3,  14  No.  21.  Es  wird  festgesetzt,  „dasz  er  (Wicbold)  uns 
(Albrecht)  wiedergebe  waz  man  ervert  daz  er  des  Biches  gutes  biz  her  be- 
kumbert  und  gehaben  hat.*" 

»»)  Albrecht  1300  Jan.  19.  —  Lac.  ÜB.  2,  615  No.  1042. 

")  cfr.  Albrecht  1305  März  30.  —  Böhmer,  Acta  412  No.  573. 

idem  1307  Juni  23.  —  Lac.  ÜB.  3,  38  No.  53. 

Heinrich  VII.  1310  Jan.  4.  —  Kremer,  1.  c.  3,  ÜB.  255  No.  244.  - 
(cfr.  Ludwig  IV.  1335  Febr.  9.  —  Lac.  ÜB.  3,  63  Note  2). 

Heinrich  VIL  1312  Jan.  24.  —  Böhmer,  Acta  448  No.  040. 

1319  Aug.  16.  —  Strange,  Beitr.  10,133  No.  1, 
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Freilich,  noch  immer  war  das  Verlangen  der  Erzbischöfe  von 
Köln  anf  Sinzig  gerichtet;  wie  Heinrich  von  Luxemburg  im  Jahre 
1308**)  versprach  auch  Friedrich  der  Schöne  1322,**)  demselben 
Förderung  angedeihen  zu  lassen:  allein  ein  wirklicher  Erfolg 
war  derartigen  Plänen  nicht  beschieden.  Die  Stadt,  um  welche 
so  lange  gekämpft  worden  war,  blieb  vorab  im  Besitze  Jülichs, 
bis  sie  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  von  diesem  selbst 
dem  erneuten  Wechsel  ihrer  Gebieter  unterworfen  wurde.**) 

§  2.   Die  Beziehungen  Jfliichs  und  des  Reiches 
zu  Sinzig. 

Vornehmlich  in  der  günstigen  Lage  Sinzigs  wird  der  Grund 
des  Ringens  um  seinen  Besitz  zu  suchen  sein;  wer  es  inne  hatte, 
beherrschte  zugleich  die  Mündung  der  Ahr  wie  den  Rheinstrom; 
seine  Stellung  ward  um  so  sicherer,  je  mehr  er  die  Stadt  zum 
widerstandsfähigen  Waffenplatze  erhob.  In  der  That  erkannte 
Jülich  den  Wert  einer  solchen  Anlage:  im  Jahre  1337  wurde 
ihm  durch  Ludwig  den  Bayern  die  Erlaubnis  zu  teil,  hier  eine 
Burg  zu  errichten,  eine  nicht  unerhebliche  Verbesserung  des 
Pfandes  also  vorzunehmen,  deren  Kostenersatz  freilich  dem  Reiche 
zur  Last  fallen  sollte,  sobald  es  die  ihm  gebliebene  Auslösungs- 
befugnis zu  verwirklichen  sich  anschicken  würde.  **) 

Bald  erstand  die  neue  Feste:  Hauptleute,  Pförtner, 
Wächter  und  kriegerisches  Gesinde,  von  dem  Dynasten  in  Eid 
und  Dienst  genommen,  bildeten  zum  Zweck  der  Instanderhaltung 
wie  der  Verteidigung  ihre  dauernde  Besatzung.  **) 


^)  Heinrich  von  Luxemburg  130S  Septbr.  20.  —  Lac.  ÜB.  3,  50  No.  68. 

«)  Friedrich  (III.)  1322  Juni  18.  —  1.  c.  3, 167  No.  193. 

")  cfr.  pag.  65  Note  82  ff. 

*^)  Ludwig  IV.  1337  Juli  8.  —  Lac.  ÜB.  3.  351  No.  311:  „Pro  expensis, 
qQBS  te  in  edilicatione  et  structura  eiusdem  castri  facere  contigerit  et  habere, 
idem  castrum  tibi  et  beredibus  tuis  pro  decem  milibus  librarum  halensium 
(Karl  IV.  1348  Jan.  19.  —  1.  c.  3,  365  No.  455  erhöhte  diese  Summe  auf 
130OO  Pfd.  Heller)  presentibus  obligamus,  quod  tarnen  specialiter  nos  vel 
successores  nostri  a  te  vel  tuis  heredibus  redimere  ot  a  dicta  obligatione  ab- 
solvere  non  debemus,  nisi  summa  prescripta  ac  alie  summe,  pro  quibus  dictum 
oppidum  tibi  dinoscitur  obligatum,  offeramus  et  integraliter  persolvamus*. 
Unter  den  „alie  summe"  sind  die  223  900  Florin  zu  verstehen,  um  welche  Sinzig 
nebst  Kaiserswerth,  Düren  und  der  Aachener  Schul theiszeroi  an  Jülich  ver- 
pfändet war,  cfr.  pag.  30  Note  99. 

3«)  cfr.  1367  Febr.  21.  —  1.  c.  3,  573  No.  676. 
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Wie  aber  gestalteten  sich  die  Beziehungen  der  Städter  zu 
ihrem  vom  Reiche  gesetzten  Herren?  Sinzig  war  mit  der  Vogtei 
Breisig  zu  einem  in  sich  geschlossenen  Amtsbezirke  der  Jülicher 
Lande  verschmolzen/0  ^^  welchem  ein  Amtmann  und  ünter- 
amtmann  ^^)  die  Rechte  des  Fürsten  wahrzunehmen  hatten,  während 
das  Bestehen  einer  Kellnerei  urkundlich,  soweit  wir  sehen,  nicht 
belegt  werden  kann.*^) 

Kein  Zweifel,  dasz  die  Bürgerschaft  dem  Landesherren  znr 
Leistung  des  Huldigungseides  verpflichtet,  seiner  Gerichts-. 
Militär-  und  Finanzhoheit  unterstellt  war,  wenn  auch  gerade 
die  letztere  mannigfache  Eigentümlichkeiten  aufweisen  mag,  die 
allenthalben  den  Gegensatz  zu  Düren  erkennen  lassen.  Die 
Versetzung  des  Amtes  Sinzig  an  den  Grafen  von  Wied  war  im 
Jahre  1367*^)  von  Wilhelm  II.,  seinem  Schwager,  damit  be- 
gründet worden,  dasz  sein  Vater  ersterem  als  Mitgift  seiner 
Tochter  1000  alte  Schildgulden  jährlicher  Einnahmen  zugesichert 
hatte,  diese  nun  zu  sieben  Zehnteln  von  dem  ihm  verpfändeten 
Gebiete  aufgebracht  werden  sollten.  Wir  werden  nicht  fehlgehen, 
erblicken  wir  in  letzteren  den  Mindestbetrag  der  Jahresein- 
künfte des  Bezirkes:  mögen  sie  zum  Teil  aus  der  Vogtei  Breisig 
stammen,  das  Meiste  boten  sicherlich  die  Stadt  Sinzig  und  deren 
Zubehörungen.  Sehen  wir  ab  von  den  Gerichtsbuszen,  von 
etwaigen  Naturalgefällen,  die  ja  in  Geld  umgerechnet  in  An- 
schlag gebracht  werden  konnten,  —  jedenfalls  ward  die  Ge- 
meinde zur  Mai-  und  Herbstschatzung  herangezogen,  ohne  dasz 
wir  über  die  Höhe  der  Belastung  unterrichtet  wären.  Hiezu 
kamen  die  von  Ludwig  dem  Bayern  1338**)  verbriefte  Accise. 
vielleicht  auch  die  Steuer  von  Juden  und  Kauwerzen,  wenn 
solche  wie    im  13.  Jahrhundert*-)  so   noch  jetzt   in  Sinzig  an- 


•")  cfr.  V.  Mirbach,  1.  c.  pag.  13. 

''*)  cfr.  1852  Septbr.  22.  —  v.  Hammerstein-Gersmold,  Urkunden 
und  Regenten  z.  Gesch.  d.  Burgjfr.  v.  Haromerstein  228  No.  433. 

*")  Wir  tragen  Bedenken,  ob  der  Schnltheisz,  wie  er  1364  Septbr.  13. 
—  1.  c.  250  No.  4S4  begegnet,  zu  den  landesherrlichen  Beamten  zu  zählen 
sei.  Man  könnto  in  ihm  den  Beamten  der  Haminerdteinor  erblicken,  cfr. 
1284  Novbr.  9.  —  1.  c.  09  No.  153. 

*«)  1807  Febr.  21.  -    Note  36. 

*0  Ludwig  IV.  1838  Mai  10.  —  Lac.  T^B.  3,260  No.  326. 

cfr.  Karl  IV.  1877  Novbr.  25.      -  l.  c.  3,  70S  No.  kO.3. 

*-;  cfr.  1270  Apr.  80.  —  Günther  2,  4t.s  No.  274. 
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gesiedelt  waren,  wie  den  Lombarden,  auf  welche  neben  dem 
Fürsten  die  Einwohnerschaft  einigen  Einflnsz  ausgeübt  zu  haben 
scheint.*^) 

Gleichwie  in  Düren  wird  hier  eine  Münzstätte  des  Pfand- 
inhabers bestanden  haben,  obgleich  aus  ihr  keine  jülichschen 
Geldstücke  auf  uns  gekommen  sind,  —  müszten  wir  doch  sonst 
annehmen,  erst  Wilhelm  von  Wied  habe  sie  sozusagen  von  wilder 
Wurzel  errichtet,  da  allein  von  ihm  Sinziger  Prägungen  sich 
erhalten  haben.**) 

Mit  allen  diesen  Ansprächen  und  Gerechtsamen  Jülichs  aber 
verquickten  sich  auf  eigenartige  Weise  die  der  benachbarten  Burg* 
grafen  von  Hammerstein.  An  sich  in  Sinzig  reich  begütert,  — 
wir  treffen  einen  besonderen  Beamten,  der  ihre  Besitzungen 
verwaltete,  ihre  Renten  erhob  — **)  bezogen  sie  jeweils  ein 
Drittel  der  „indicia,  precariae,  seu  petitiones,  exacta,  dona  et 
alia  ibidem  emergentia",  derjenigen  Gefälle  also,  die  der  Gläu- 
biger des  Reiches  vorgefunden  hatte,  als  er  die  Reichsstadt 
seinem  Geschlechte  erwarb,  nicht  aber  derer,  die  ihm  aus  den 
Abgaben  der  Juden  und  Kauwerzen  zuflössen  oder  die  er  selbst 
späterhin  ins  Leben  rief.  Freilich,  wie  im  Einzelnen  die  not- 
wendige Auseinandersetzung  Jülichs  und  der  Hammersteiner 
sich  vollzog,  bleibt  unbekannt:  schon  im  Jahre  1276*®)  bestätigte 
Graf  Wilhelm  jenes  Recht,  und  noch  im  14.  Jahrhundert  fehlt  es 
nicht  an  Zeugnissen  seines  Fortbestehens.*") 

Vielleicht  dürfen  wir  in  ihm  einen  Bestandteil  des  burg- 
gräflichen Amtseinkommens  erblicken,  wenn  anders  sein  Ursprung 
nicht  herzuleiten   ist   aus   der  Verbindung   der  Hammersteiner 


*^)  cfr.  1374 Ang.  1.  —  v. Hammer stein-Gersmold,  I.e.  270  No.  513. 
Graf  Wilhelm  v.  Wied  bestätigt  der  Stadt  den  ihr  vom  Herzog  v.  Jülich 
erteilten  Gnadenbrief  in  betreff  der  Lombarden. 

*»)  cfr.  Grote,  Münzstudien  7, 197  ff. 

**)  cfr.  1276— 1284.  —  v.  Haramerstein-Gersmold,  1.  c.  67  No.  150. 

1284  Novbr.  9.  —  1.  c.  69  No.  153. 

1316  Aug.  16.  —  Günther  3,172  No,  75. 

1354.  —  V.  Hammerstein-Gersmold,  I.  c.  232  No.  445,  —  etc.  etc. 

*•)  1276  Apr.  30.  —  Note  42. 

*')  cfr.  ca.  1307.  —  v.  Hammeratein-Gersmold,  1.  c.  113  No.  224. 

Albrecht  1307  Juli  18.  —  1.  c.  114  No.  225. 

1329  Juli  11.  —  1.  c.  166  No.  328. 

1380  Febr.  5.  —  1.  c.  284  No.  537. 
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Familie  mit  dem  Fiskus  Sinzig,  die  trotz  der  Yerpfändang  der 
Reichsstadt  an  Jülich  nicht  aufgehoben  worden  war. 

Wieth,  der  Biograph  des  ersten  Markgrafen  und  Herzogs 
von  Jülich  (1328—61),  hat  mit  gutem  Grunde  auf  die  Be- 
strebungen dieses  Fürsten  hingewiesen,^^)  die  bislang  reichsfreien 
Ritter  zwischen  Rhein  und  Maas  unter  seine  Lehnsherrlichkeit 
zu  beugen.  Dasz  er  das  nämliche  Ziel  auch  bei  den  Sinziger 
Reichsvasallen  zu  erreichen  trachtete,  zeigen  die  Diplome 
Ludwigs  des  Bayern  von  1336  und  1338  :*•)  aus  des  neuen 
Reichsfürsten  Hand,  so  bestimmte  der  Kaiser,  sollten  sie  fort- 
an ihre  Lehen  empfangen,  ihm  zu  Eid  und  Dienst  verpflichtet 
sein,  ohne  dasz  wie  bisher  der  Reichsgewalt  noch  irgendwelche 
Berechtigung  verbliebe.*®) 

Nicht  ganz  wie  beabsichtigt,  ist  diese  Zusage  in  der  Folge 
innegehalten  worden.  Allerdings  erteilte  fortan  Jülich  die  Lehen, 
soweit  dieselben  zu  dem  Amte  Sinzig  in  Beziehung  standen/"^^) 
andrerseits  sehen  wir  Karl  IV.  die  Stellung  seiner  Vorgänger 
aufrecht  erhalten,  nicht  allein  indem  er  Belehnungen,  die  der 
Markgraf  gewährt,  bestätigte,**)  sondern  auch  dadurch,  dasz  er 
bestimmte  Rechte  der  Mannen  anerkannte,**)  selbst  deren  Lehen 
erteilte  beziehungsweise  erneuerte**)  wie  die  von  ihm  Begünstigten 
dem  Schutze  des  Dynasten  anempfahl.**)    Wie  er  verfuhr  sein 


*«)  Wieth,  Markgraf  Wilhelm  59  f. 

*»)  Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  3035,  3036. 

idem  1338  Febr.  1.  —  B.  Reg.  Ludw.  No.  3063. 

idem  1338  Juni  15.  —  Guden,  Cod.  dipl.  2, 1072  No.  136. 

^)  Dasz  sie  trotz  der  Verpfändung  Siuzigs  vom  Reiche  aufrechterhalten 
worden  war,  zeigen  z.  B. 

1334  Jan.  20.  —  1.  c.  2,  1057  No.  122,  123,  124. 

Ludwig  IV.  1335  Febr.  17.  —  Strange,  Beitr.  10,  134  No.  2. 

*>)  cfr.  Karl  IV.  1348  Docbr.  2.  —  1.  c.  10,  135  No.  4. 

1373  Mai  11.  —  Lac.  ÜB.  2,  673  Note  2  (Hiezu  cfr.  Adolf  v.  Nassau 
1297  Apr.  22.  —  1.  c.  2,  573  No.  972). 

1377  Aug.  8.  —  Strange,  Beitr.  10, 140  No.  8. 

*«)  Karl  IV.  1348  Decbr.  2.  —  Note  51. 

")  Karl  IV.  1353  Decbr.  20.  —  1.  c.  10,  136  No.  5. 

")  Karl  IV.  1353  Decbr.  20.  —  N.  A.  8,259  No.  56. 

idem  1356  Juli  20.  —  Strange,  1.  c.  10,  137  No.  6, 

idom  1376  Mai  31.  —  1.  c.  10,  139  No.  7. 

**)  Karl  IV.  1376  Juli  8  --  N.  A.  8.278  No.  206. 
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Sohn  und  Nachfolger  Wenzel,^')  der  die  Dienste  jener  Vassallen 
noch  für  sich  in  Anspruch  nahm,  „wie  wol  sie  auch  ere  leene 
von  den,  die  sulche  lant,  sloss  ind  gute  von  uns  und  dem  riche 
in  phandes  weise  innehetten,  zu  leene  voirmals  entfangen 
betten.'**')  So  gänzlich  also  wie  bei  Boppard  und  Oberwesel*®) 
war  das  Reichsoberhaupt  noch  nicht  verdrängt,  sei  es  nun  dasz 
die  Sinziger  Vassallen  es  verstanden,  dem  Willen  Jülichs  zuwider 
den  fiüheren  Zusammenhang  mit  dem  Herrscher  nicht  völlig  auf- 
hören zu  lassen,  sei  es  dasz  letzterer  selbst  einen  Eingriff 
in  wohlerworbene  Befugnisse  Dritter  nicht  scheute,  nur  um  nicht 
jeglichen  Einflusses  verlustig  zu  gehen.  Stand  er  doch  auch 
mit  der  Stadt  Sinzig  als  solcher  in  Beziehung:  während  Ludwig IV. 
ihre  Privilegien  bestätigte  wie  einen  ihr  verliehenen  Markt  in 
eine  andere  Jahreszeit  verlegte/®)  wurden  ihr  späterhin  von 
Reichswegen  Dienste  auferlegt.®^)  Wie  früher  heiszt  sie  in 
königlichen  Urkunden  „oppidum  nostrum  et  imperii,"*^  j^^  ^^ch  im 
Jahre  1356*^)  wird  sie  von  Karl  IV.  „oppidum  ad  nos  et  Im- 
perium immediate  spectans'*  genannt,  in  dessen  Siegel  der  auf- 
wärtsstrebende Reichsadler  an  die  ehemalige  Reichsunmittelbar- 
keit  gemahnte.®*) 


w)  Wenzel  1380  März  18.  —  Strange,  1.  c.  10, 140  No.  9. 

*')  Wenzel  1379  Febr.  27.  —  Winkelmann,  Acta  2,635  No.  973. 

*»)  cfr.  pag.  98  Note  44  ff. 

^)  Ludwig  IV.  1336  Febr.  9.  —  Lac.  ÜB.  3,63  Note  2. 

^)  Karl  IV.  1375  Septbr.  10.  —  1.  c.  3,  672  Note  1.  —  cfr.  1390  Decbr. 
10.  —  Günther  3,882  No.  622. 

«')  Ludwig  IV.  1337  Juli  8.—  Lac.  ÜB.  3,251  No.  311.  —cfr.  Karl  IV. 
1348  Jan.  19.  —  1.  c.  3,  365  No.  455:  oppidum  nostrum. 

•«)  Karl  IV.  1356  Juli  20.  —  Note  54. 

*»)  Endrulat,  1.  c.  Tafel  14  No.  22;  Tafel  15  No.  23. 


We  r  m  i  n  g  h  o  ff,  Die  Verpfandnngen  d.  mfUel-  u.niederrh.  ReiehsHtadte.  1 0 
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in.  Duisburg. 

§.  1.    Geschichte  Duisburgs  bis  zum  Jahre  1368. 

Duisburg,  dessen  Pfalz  den  deutschen  Herrschern  vornehm- 
lich des  sächsischen  Hauses  oftmals  Aufenthalt  gewährt,^)  war 
nebst Kaiserswerth  und  dem  thüringischen  Saalfeld  vonHeinrichll. 
—  wir  wissen  nicht  genau  in  welchem  Jahre  —  an  Ezzo,  den 
Pfalzgrafen  bei  Rhein,  überlassen  worden:*)  es  sollte  ihn  ent- 
schädigen für  seinen  Verzicht  auf  die  Krone,  zugleich  belohnen, 
weil  er  den  lange  bekämpften  König  anerkannt  hatte.  Bis  zum 
Jahre  1045  blieb  es  in  den  Händen  der  pfalzgräflichen  Familie:^) 
als  Heinrich  III.  Ezzos  dritten  Sohn  zum  Herzog  von  Schwaben 
erhob,  wurde  Duisburg  wieder  dem  Reichsgute  einverleibt,*) 
welchem  es  freilich  1065  von  neuem  entfremdet  wurde.*)  Gleich- 
wohl scheint  auch  diese  Dahingabe  an  das  Erzstifb  Bremen  von 
nur  kurzer  Dauer  gewesen  zu  sein:  kein  Zweifel,  dasz  Duisburg 
der  Reichsgewalt  unterstand,  als  Lothar  von  Supplinburg*)  das 
uralte  Nutzungsrecht  der  „cives  regle  ville  nostre  Dusburch"  an 
dem  dortigen  Reichswalde  bestätigte.') 

Für  die  Gemeinde  brachte  vielmehr  erst  das  13.  Jahrhundert 
den  Verlust  der  Reichsunmittelbarkeit.  Es  bleibe  dahinge- 
stellt,   ob   ihre    Versetzung,   wie   sie   Philipp   von    Schwaben 


*)  Die  Belege  bei  Lacomblet,  Archiv  3,101. 

«)  Fundatio  mon.  Brunw.  c.  18.  —  Pertz,  Archiv  12,  167  f.  —  Die 
Chron.  reg.  Colon.  Codd.  B  1.  C  2.  (ed.  Waitz  34)  berichtet  es  zum  Jahre  1011. 

cfr.  Usinger  bei  Hirsch,  Heinrich  II.  1,  451  ff. 

8)  Wenn  bereits  aus  der  Zeit  Konrads  II.  Duisburger  Denare  erhalten 
sind  (cfr.  Bresslau,  Eonrad  II.  2,  338  Note  2),  so  war  das  Münzregal  jeden- 
falls dem  Könige  geblieben. 

*)  Fundatio  c.  27.  —  I.e. pag.  180.  —  cfr. Steindorf  f, Heinrichin.  1, 326, 

^)  Heinrich  IV.  1065  Octbr.  16.  —  Lac.  ÜB.  1,  133  No.  205. 

•)  Lothar  1129  März  8.  —  1.  c.  1,200  No.  305. 

"^  cfr.  Konrad  III.  1145.  —  1.  c.  1,  242  No.  363. 

1156  —  1.  c.  1,264  No.  382. 

Friedrich  I.  IIGG  Deebr.  28.  —  1.  c.  1,296  No.  424,  —  etc.  etc. 
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dem  Herzog  von  Brabant  verbriefte,®)  jemals  in  Kraft  trat: 
eine  städtische  Urkunde  von  1209®)  beweist,  dasz  zur  Zeit  die 
Burgerschaft  allein  dem  Könige  untergeben  war.  Seit  dem 
Jahre  1248  aber  änderte  sich  ihre  Lage:  von  Wilhelm  von 
Holland  ^^)  an  Walrara  von  Limburg  verpfändet,  ging  mit  dessen 
Anspruch  an  das  Reich  Duisburg  in  den  Besitz  seines  Schwieger- 
sohnes, des  Grafen  Reynald  von  Geldern,  über.  Wann  es 
allerdings  dem  Könige  zurückgegeben  wurde,  läszt  sich  nicht 
mehr  mit  Sicherheit  bestimmen.  Man  möchte  glauben,  bald 
nachdem  Rudolf  von  Habsburg")  dem  Pfandbesitzer  das  Eigentums- 
recht des  Reiches  an  Duisburg  ins  Gedächtnis  zurückgerufen. 
Allein  einer  solchen  Annahme  scheint  zu  widersprechen,  dasz 
ei-st  im  Jahre  1290")  der  Herrscher  die  Einwohner  seines  „spe- 
ciale defensionis  patrocinium''  versicherte.  Andrerseits  war 
gerade  in  den  80  er  Jahren  des  13.  Jahrhunderts  der  geldrische 
Besitz  nicht  ohne  Nebenbuhler:  von  Berg  und  Brabant  sah 
Reynald  das  Erbe  seiner  Gemahlin  bedroht;  um  es  zu  schützen, 
verband  er  sich  mit  dem  mächtigen  Siegfried  von  Köln.  Wenn  nun 
letzterer  im  Jahre  1287**)  den  Duisburgern  eine  Erleichterung 
vom  erzbischöflichen  Zoll  zu  Neusz  gewährte,  liegt  es  nicht  nahe, 
die  Begründung  darin  zu  suchen,  dasz  man  die  Stadt,  weil  damals 
noch  geldrisch,  zur  eifrigen  Unterstützung  ihres  Herren  wie 
seines  Bundesgenossen  anzuspornen  gedachte?  Die  Schlacht  bei 
Woningen  am  5.  Juni  1288  entschied  zu  Ungunsten  Rejualds 
und  Siegfrieds.  Bald  darauf  gehen  die  Bürger  mit  dem  Grafen 
von  Berg  einen  Vertrag  zum  Zwecke  gegenseitigen  Rechts- 
schutzes ein:**)  gewisz  hatte  Reynalds  Niederlage  zugleich  seine 
Herrschaft  über  Duisburg  gelockert;  ja,  wir  werden  vielleicht 
sagen  dürfen,  dasz  sie  die  Reichsstadt  zu  ihrem  „wahren  Herren'*, 
dem  Könige,   zurückkehren  liesz,  vermutlich   ohne  dasz  dieser 


»)  Philipp  1204  Novbr.  —  Dumont,  Corps  dipl.  1»,  131  No.  245. 
cfr.  pag.  54  Note  37. 

»)  1209  —  Lac.  ÜB.  2, 17   No.  29.  —  cfr.  Otto  IV.  1213  Febr.  3.   — 
Kleine,  Dipl.  Duisb.  11  No.  4. 

><>)  Wilhelm  V.  Holland  1248  Apr.  29.  —  Ernst,  Hist.  duLimbourg6,242. 
")  Rudolf  V.  Habsburg  1282  Juni  19.  —  Lac.  ÜB.  2,  451  No.  765. 
")  Rudolf  V.  Habsburg  1290  Febr.  18.  —  1.  c.  2,  526  No.  883. 
")  1287  Febr.  5.  —  1.  c.  2,  488  No.  823. 
")  1288  Aug.  9.  —  1.  c,  2,  500  No,  845. 

10* 


Digitized  by 


Google 


148 


die  Forderung  Geldems  an  das  Reich  noch  zu  tilgen  nötig  ge- 
habt hätte.^*) 

Kaum  ein  halbes  Jahr  jedoch  nach  der  bereits  angeführten 
Urkunde  Rudolfs  wurde  Duisburg  von  neuem  der  Gewalt  eines 
Groszen  unterworfen:  Graf  Dietrich  VII.  von  Cleve  (1275—1305), 
der  mit  der  Nichte  des  Habsburgers  sich  vermählte,  ward  sein 
Gebieter,^®)  da  die  vereinbarte  Mitgift  Margaiethens  von  Kiburg 
nicht  hatte  erlegt  werden  können.  Dietrich  VIII.  (1305—1347) 
bereits  entschlug  sich  der  Reiclispfandschaft:  als  Heiratsgut 
seiner  Schwester  stellte  er  sie  1312*')  dem  Grafen  Adolf  von 
Berg  (1308—1347)  anheini,  dessen  kinderlose  Ehe  freilich  ihren 
Rückfall  an  Johann  von  Cleve  (1347—1368)  bedingt  zu  haben 
scheint.*®)    Und  als  endlich  auch  dieser,  ohne  Nachkommen  zu 


")  Wir  glauben  nicht  eingehen  zu  sollen  auf  die  Urkunden  von  1288 
Mai23.— Corapte-rendudelacommissionroyale  d'histoire  16,62;  Jan  Heelu  ed. 
Willems  459  No.  96  und  1289  Octbr.  15.  —  Dumont,  Corps,  dipl.  1«,  26« 
No.  605;  Jan  Heelu  ed.  Willems  502  No.  140;  504  No.  141,  da  sie  nicht  mit 
zwingenden  Gründen  auf  Duisburg  bezogen  werden  können,  obgleich  dieses 
auszer  durch  Willems  auch  durch  Ernst,  Hist.  du  Limbourg  4,  480  Note  1, 
562  f.,  Ennen,  Wahl  Adolfs  v.  Nassau  16,  und  endlich  Wauters,  Table 
chronologique  6,  283  ff.,  geschehen  ist. 

*«)  Rudolf  V.  Habsburg  1290  Juli  5.  —  Lac.  ÜB.  2,  533  No.  893. 

")  1312  März  31.  —  1.  c.  3,  81  No.  113. 

")  T  0  s  c h  e  n m  a  c h  e  r,  Ann.  Cliv.  1 50  erzählt :  Theodericus  vero  nominis  IX 
(Nach  Voigtel-Cohn,  Stammtafeln  1,  No.  212a  Dietrich  VIIL),  comes 
Cliviae  26.  anno  1326  praeterea  a  Ludovico  IV.  Bavaro  imperatore  totius 
AVestfaliae  vicarius  declaratus,  eidemque  pignoris  reluitio  (Duisburgs  aus 
bergischem  Besitz)  concessa  est.  Bor  heck,  Gesch.  d.  St.  Duisburg  46  (An- 
hang z.  Gesch.  der  Länder  Cleve,  Mark  etc.  Bd.  2)  hat  dies  so  verstanden, 
als  sei  Dietrich  VIII.  im  Jahre  1325  die  Auslöse  Duisburgs  gestattet  worden; 
im  Jahre  1336  hat  Dietrich  nach  Borhecks  Worten  der  Stadt  einige  Brau- 
gerechtsame zugestanden.  Gen  gier.  Cod.  iur.  municip,  1,953  No.  40  ist 
ihm  gefolgt.  —  Borhecks  Ausführungen  sind  unzulässig :  noch  1346  Septbr.  9. 
—  Kleine,  1,  c.  55  No.  26  ist  Adolf  v.  Berg  Herr  der  Stadt,  an  welche  er 
die  Braugerechtsame  verpachtet.  Seines  Rechtes  an  Duisburg  wird  noch  im 
Jahre  1347  gedacht :  Ludwig  IV.  (1347  Septbr.  1.  —  Lac.  ÜB.  3,  359  No.  446.) 
verpfändet  Duisburg  an  Johann  v.  Cleve,  «volentes  tamen,  quod  per  predictam 
obligationem  .  .  .  iuri  comitis  Adolfi  de  Monte  et  coUateralis  sue  quoad 
vitam  ipsorum  minime  derogetur  nee  preiudicium  aliquod  generetur**.  Diese 
Urkunde  scheint  Teschenmacher  bekannt  gewesen  zu  sein,  zumal  seine 
letzten  Worte* nicht  auf  das  Jahr  1325  zurückbezogen  zu  werden  brauchen.  — 
cfr.  pag.  12  Note  44  ff. 
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hinterlassen,  verschied,  trat  der  Solin  seiner  Nichte  und  Adolfs  II. 
von  der  Mark,  Engelbert  III.  (1368— 13D1),  seine  Erbschaft  an. 

Von  Seiten  der  deutschen  Könige  blieb  während  dieses  Zeit- 
raums die  Inhaberschaft,  der  Grafen  von  Cleve  wie  ihrer  Nach- 
folger nicht  unbehelligt:  wie  Adolf  von  Nassau  suchten  alle  bis 
auf  Karl  IV.  herab  ihren  Gönnern  und  Günstlingen  Duisburg 
zu  überweisen,  —  Bestrebungen,  die  gleichwohl  bei  dem  engen 
verwandtschaftlichen  Zusammenhang  der  rheinischen  Dynasten- 
geschlechter immerdar  erfolglos  waren.^®) 


§  2.  Die  Beziehungen  der  Pfandinhaber  zu  Duisburg. 

Man  wird  keineswegs  sagen  dürfen,  dasz  Duisburg  be- 
dingungslos der  Gewalt  der  Pfandinhaber  ausgeliefert  worden 
sei.  Noch  bevor  ja  die  Verfügungen  Wilhelms  von  Holland  und 
Rudolfs  von  Habsburg  in  Kraft  traten,  hatte  ein  jeder  der 
beiden  Könige  die  Privilegien  des  Gemeinwesens  erneuert,*®) 
deren  Beachtung  überdies  der  Pfandvertrag  des  Jahres  1248  selbst 
dem  Herzoge  von  Limburg  zur  Pflicht  machte.    Und  wie  er*^) 


")  "Wir  geben  im  Folgenden  eine  ZusammensteHung. 

Adolf  V.  Nassau  1292  Apr.  27.  —  Quell,  d.  St.  Köln    3,326    No.   367. 

idem  1292  Septbr.  13.  —  1.  c.  3,  334  No.  372. 

idem  1292  Octbr  4.  —  1.  c.  3,  341  No.  376. 

idem  1292  Octbr.  25.  —  Lac.  ÜB.  2,  554  No.  935. 

idem  1292  Septbr.  22.  —  Jan  Heelu  ed.  WiUcms  562. 

Albrecht  1306  Juli  26.  —  Jan,  Brab.  Yeesten  ed.  Willems  1,  726. 

Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  —  Lac.  ÜB.  3, 50  No.  68. 

Ludwig  rV.  1314.  —  Schaten,  Ann.  Paderborn.  2,230  (Zur  Kritik 
cfr.  Kopp,  Reichsgeschichte  4,  2,66  Note  6).  Adolf  v. Berg  hatte  sich  zunächst 
an  Johann  V.  Böhmen  angeschlossen  (1314  Febr.  1.  —  Lac.  ÜB.  3,91  No.  125), 
trat  aber  dann  auf  Seite  Ludwigs  d.  Bayern  (1314  Septbr.  20.  —  Winkel- 
mann, Acta  2,778  No.  1116). 

Ludwig  IV.  1336  Aug.  16.  —  Lac.  ÜB.  3,  248  No.  306. 

Karl  IV,  1362  Septbr.  8.  —  Ludewig,  Rel.  Mss.  10,  56  No.  8. 

«>)  Wilhelm  v,  Holland  1248  Mai  1.  —  Lac.  ÜB.  2,  172  No.  330. 

idem  1248  Mai  4.  —  1.  c.  2, 173  No.  331. 

Rudolf  V.  Habsburg  1290  Febr.  18.  —  1.  c.  2,  526  No.  883. 

«J)  1250  Decbr.  21.  —  I.  c.  2, 192  No.  364. 
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anerkannten  auch  Reynald  von  Geldern,*^)  Dietrich  VII.,'") 
Johann  von  Cleve'-^*)  und  endlich  Engelbert  III.-*)  dmch  die 
Bestätigung  aller  der  Stadt  erteilten  Freiheiten  die  in  ihnen 
enthaltene  Beschränkung  ihrer  Macht.  Des  öfteren  ferner  wird 
den  Bürgern  versichert,^*)  dasz  sie  weder  einzeln  noch  in  ihrer 
Gesamtheit  zur  Tilgung  der  fürstlichen  Schulden  herangezogen 
werden  sollen,  mochte  auch  dies  Versprechen  namentlich  unter 
dem  stets  geldbedürftigen  Walram  von  Limburg  nicht  immer 
innegehalten,^')  durch  Bedrückungen  der  Gemeinde  von  selten 
der  Gläubiger  Dietrichs  VII.  sogar  ein  Einschreiten  Rudolfs 
von  Habsburg*^)  zu  ihren  Gunsten  herbeigeführt  werden.  Den 
Einwohnern  bleibt  das  Recht,  im  benachbarten  Reichswalde  je 
nach  Bedarf  Holz  zu  fällen  und  Steine  zu  brechen,*^)  während 
gleichzeitig  der  hierauf  bezüglichen  Jurisdiktion  der  Hyen  und 
Wald-  oder  Holzgenossen***)  kein  Abbruch  geschah.  Selbständig 
regelte  Duisburg  seine  innere  Verwaltung:  nicht  allein  erhob 
es  von  seinen  Insassen  nach  eigenem  Ermessen  Steuern  und 
Accise,  sondern  es  war  auch  befugt,  städtische  Ordnungen,  die 
sogenannten  Küren,  zu  erlassen  wie  die  für  deren  Übertretungen 
festgesetzten  Geldbuszen  von  den  Schuldigen  einzutreiben.  Ent- 
schlossen tritt  es  den  Ansprüchen  des  Pfandinhabers  auf  Be- 
sitzungen entgegen,*^)  die  es  von  Limburg  zum  Geschenke  er- 
halten.*^)    Wie    ein     unabhängiges    Gemeinwesen    führte    es 


-«)  1280  März  22.  —  l.  c.  2, 435  No.  738.  Im  Folgenden  ist  diese  um- 
fassende Urkunde  nicht  bei  jeder  einzelnen  Behauptung  angeführt.  Dasz 
sie  noch  im  14.  Jahrhundert  zu  Recht  bestand,  erhellt  daraus,  dasz  Johann 
V.  Cleve  (Note  24)  den  Duisburgern  alle  Privilegien  bestätigte,  „soe  woe 
end  in  wat  mauieren  die  .  .  .  gegheven  syn  van  keyseren,  van  coninghen, 
van  greven  van  Gelren  end  van  greven  van  Cleve". 

")  1290  Septbr.  C.  —  Teschenmacher,  1.  c.  Cod.  dipl.  14  No.  6,  cfr. 
Gengier,  I.e.  1,951  No.  23. 

9*)  1366  Aug.  1.  —  Kleine,  1.  c.  62  No.  31. 

«i^)  13G9  März  31.  —  I.e.  75  No.  36. 

•^«)  cfr.  1273  Aug.  23.  —  Lac.  ÜB.  2,  372  No.  634. 

1290  Septbr.  6.  —  1.  c.  2,  535  No.  895. 

27)  cfr.  12ö0  März  22.  —  I.  c.  2,  437  No.  739. 

-8)  Rudolf  V.  Habsburg  1291  Juni  2.  —  1.  c.  2,  543  No,  911. 

2»)  cfr.  1250  Decbr.  21  (Note  21)  und  1280  März  22  (Note  22). 

^)  cfr.  Rubel,  Beitr.  zur  Gesch.  Dortmunds,  *J/3.  146  ff. 

"J  ca.  1290.  —  Kleine,  1.  c.  38  No.  18. 

5«)  1278  Juni  10.  —  Lac.  ÜB.  2,  418  No.  715. 
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Kriege,'')  ging  es  mit  benachbarten  Herren  und  Städten  Verträge 
und  Bündnisse  ein,'*)  die  in  dem  ausdrücklichen  Zugeständnisse  der 
DjTiasten'*)  ihre  Rechtfertigung  finden  mochten,  deren  nur 
eines,'*)  soweit  wir  sehen,  durch  den  Zusatz  „parte  ex  utraque 
in  singnlis  premissis  regali  et  imperiali  cuiuslibet  iure  salvo^, 
auf  die  den  Bürgern  übergeordnete  Herrschaft  hinzudeuten 
scheint.  Es  ist  bezeichnend,  dasz  im  Jahre  1312")  Adolf  von 
Berg  die  Eiuung  wiederholte,  die  1288'*)  sein  Oheim  mit  Duis- 
burg vereinbart  hatte:  beide  Teile  bestellen  wie  einander  Gleich- 
geordnete ein  Schiedsgericht,  um  von  diesem  etwa  sich  erhebende 
Miszhelligkeiten  schlichten  zu  lassen. 

In  der  Reihe  der  Besitzer  Duisburgs  nehmen  Reynald  von 
Geldern,  Dietrich  VII.  von  Cleve  und  Adolf  von  Berg  einen 
besonderen  Platz  ein.  Wenn  wir  uns  erinnern,  dasz  die  Reichs- 
stadt sei  es  das  Erbe  ihrer  Gemahlinnen  bildete,  sei  es  für 
ihre  Mitgift  haftete,  sei  es  endlich  letztere  ersetzte,  wird  es  be- 
greiflich, dasz  auch  den  Fürstinnen  bestimmte  Rechte  an  dem 
Pfand  zuerkannt  waren,  denen  sie  hin  und  wieder  durch  ge- 
meinsam mit  dem  Gatten  ausgefertigte  Urkunden  Ausdruck  zu 
geben  vermochten.'*)  Und  diesem  Verhältnis  wird  auch  ander- 
wärts Rechnung  getragen:  Albrecht  befahl  1299*®)  den  Bürgern, 
der  Gräfin  Margarethe  wie  ihren  Kindern  zu  gehorchen,  sie 
selbst  empfing  von  ihrem  Sohne  eine  neue  Ausstattung,  als  sie 
zu  Gunsten  der  Tochter  auf  die  anstelle  der  Mitgift  verpfändete 
Gemeinde  verzichtet;*^)   Ludwig  der  Bayer  schlieszlich   wollte 


»•)  1307  Juni  6.  —  Kleine,  1.  c.  46  No.  22. 
»*)  cfr.  1302  Decbr.  27.  —  1.  c.  44  No.  21. 
1317  Juni  30.  —  QueU.  d.  St.  Köln  4,  40  No.  46. 
1338  Octbr.  2.  —  Kleine,  1.  c,  52  No.  25. 
1360  Mai  3.  —  1.  c.  59  No.  29. 

»)  cfr.  1290  Septbr.  6  (Note  26)  und  1280  März  22  (Note  22). 
w)  1349  Septbr.  13.  —  Kleine,  1.  c.  56  No.  27. 
»')  1312  Decbr.  29.  —  Lac.  ÜB.  3,  81  Note  2. 
««)  1288  Aug.  9.  —  1.  c.  2,500No.  845,  —  cfr.  pag.  147  Note  14. 
w)  cfr.  1280  März  22.  —  Noten  .22,  27. 
ca.  1290.  —  Note  31. 

1346  Septbr.  9.  —  Kleine,  1.  c.  55  No.  26. 
«0  Albrecht  1299  Juni  8.  —  Lac,  ÜB.  2,  600  No.  1024. 
*0  1312  März  31.  —  1.  c.  3,  81  No.  113.  —  cfr.  1312  Juli  20.  —  Nijhoff, 
Gedenkwaardigheden  1, 136  No.  137. 
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im  Jahre  1347**)  den  lebenslänglichen  Ansprach  wie  des  Grafen 
so  der  Gräfin  von  Berg  an  Duisburg  nicht  gefährdet  wissen. 
Naturgemäsz  wurde  hiedurch  die  Stellung  jener  Groszen  gegen- 
über derjenigen  der  übrigen  etwas  modifiziert:  ihr  Besitz  am 
Objekte  war  zunächst  dadurch  bedingt,  dasz  es  als  Erbteil 
oder  Eingebrachtes  ihrer  Frauen  in  ihre,  der  Ehevögte,  Hand 
und  Verwaltung  gelangte.**) 

Welcher  Art  aber  waren  die  Rechte  der  Dynasten? 

Kraft  königlicher  Bevollmächtigung  hatten  sie  „regnum  et  gu- 
bernationem  civitatis  Dusburgensis"  übernommen,**)  um  sie  ihrer 
und  ihrer  Erben  „Herrschaft  und  Fürsorge"  zu  unterwerfen.*^) 
Sie  sprachen  von  den  „fideles  ac  dilecti  nosti^i  oppidani  Dus- 
burgenses**  ;*•)  Duisburg  ist  ihnen  „onser  lyeve  stat,  die  wy  van 
dem  ryke  hebben".*')  Kein  Zweifel,  dasz  ihnen  die  Einwohner- 
schaft den  Huldigungseid  leistete,  dessen  Wortlaut  vielleicht  schon 
in  unserer  Epoche  einen  Hinweis  auf  die  Rechte  des  Reiches 
enthielt,  den  erst  der  grosze  Kurfürst  im  Jahre  1666  beseitigte, 
nachdem  er  mit  dem  Herzogtum  Cleve  auch  die  ehemalige  Reichs- 
stadt seinem  Staate  eingegliedert  hatte.*^) 

Die  Fürsten  waren  weiterhin  befugt,  von  dem  Gemeinwesen 
Kriegsdienste  zu  fordern,  wenngleich  dieses  bereits  im  13.  Jahr- 
hundert die  Erfüllung  eines  jeden  derartigen  Ansinnens  von 
seinem  Urteil  abhängig  zu  machen  wuszte:*®)  wir  sehen,  wie 
im  Jahre  1:359^")  sein  Aufgebot  als  Teil  der  gesamten  clevischen 
Kriegsmacht  zur  Sicherung  eines  Landfriedens  verpflichtet  wurde. 
Der  Pfandinhaber  war  zugleich  Herr  des  städtischen  Gerichtes, 
dessen  Schöffen  von   ihm   die  Bestätigung   ihrer  Wahl  nachzu- 


*3)  Ludwig  IV.  1347  Septbr.  1.  —  Note  18.  —  cfr.  Ludwig  IV.  1314 
Decbr.  5.  —  Lac,  ÜB.  3, 108  Xo.  144. 

")  cfr.  Heusler,  Institutionen  2,  379  ff. 

<*)  1290  Septbr.  6.  —  Note  23. 

**)  ca.  1290.  —  Note  31:  regimen  et  cura. 

<o)  cfr.  1277  Aug.  1.  —  Lac.  ÜB.  2,411  No.  703. 

1300  Decbr.  6.  —  Kleine,  1.  c.  41  No.  20. 

*7)  1366  Aug.  1.  —  Note  24. 

**)  cfr.  Stiefel,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  St.  Duisburg  2,  31. 

*®)  cfr.  1280  März  22.  —  Note  22:  „Item  ab  omni  expeditioue  ip^os 
clamamus  quitos,  nisi  motu  proprio  et  libcra  voluntate  nobis  velint  subvenire 
super  hoc  requisiti." 

^)  1359  Jan.  25.  —  Nijhoff,  I.  c.  2, 109  No.  89. 
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suchen  hatten,  dessen  Vorsitzenden  er  ernannte,  um  durch  ihn 
nicht  allein  nach  altem  Herkommen  entscheiden,  sondern  auch 
ffir  sich  die  Gerichtsgefälle  erheben  zu  lassen  ;*0  sein  Wille 
bestimmte,  wann  der  Schuldige  an  Leib  und  Leben  gestraft 
werden  sollte.*-) 

Reicher  ist  die  urkundliche  Überlieferung  für  die  Erkenntnis 
der  Einkünfte,  die  seine  Kasse  aus  Duisburg  bezog. 

Während  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  bereits 
hatten  die  Abgaben  der  Bürgerschaft  an  den  König  mehr  den 
Charakter  nur  von  Zeit  zu  Zeit  erhobener  als  regelmäsziger 
und  an  Umfang  sich  gleichbleibender  Geldleistungen  getragen. 
Es  lag  nahe,  diese  günstige  Lage  zur  völligen  Bedefreiheit  dem 
Pfandinhaber  gegenüber  auszugestalten :  und  in  der  That  scheint 
alles  dafür  zu  sprechen,  dasz  die  Gemeinde  keinem  ihrer  Herren 
Steuern  zu  entrichten  pflegte,**^*)  so  wenig  auch  hiedurch  die 
Möglichkeit  eines  auszerordentlichen  servitium  pecuniarum  aus- 
geschlossen zu  sein  brauchte.**) 

So  sehen  sich  die  Dj^nasten  angewiesen  zunächst  auf  den 
Zins  der  Judenschaft  wie  vermutlich  auch  der  Lombarden,**)  die 
Bezüge  vielleicht   eines   freilich  nur  zu  bestimmten  Zeiten  des 


»>)  1280  März  22.  —  Note  22:  „Promittimus  quod  iudex,  quem  ipsi 
civitati  et  civibus  pro  tempore  preficimus,  ipsis  competena  omnia  iura  civitatis 
et  civium  infra  et  extra  civitatem  secundum  diffinitionem  et  sententiam  sca- 
binorum  Dusburgensium  conservabit  et  sententiabit,  et  ultra  nichil  requiret 
secundum  quod  hactenus  ibi  est  consuetum".  Weiterhin:  „quod  ai  defectus 
alicuius  scabiui  fuerit  in  eadem  civitate  per  mortem  yel  ex  alia  causa 
quacunque,  alium  per  liberam  electionem  scabinorum  Dusburgensium  nobis  ve^ 
nostro  iudici  presentatum  laudabimus  et  per  advocatum  Dusburgensem  faci- 
emua  confirmari".  —  (cfr.  Wilhelm  v.  Holland  1248  Mai  4.  —  Note  20.) 

**)  Weistum  beiLacomblet,  Archiv,  3, 259  §  5:  „Wert  sake  dat  diehere 
lüde  ontlifen  solde,  hangen  oder  räderen,  so  sal  die  meier  vurs.  den  heren  op 
die  stat  leveren  galgen  un  räderen*. 

*«)  cfr.  1280  März  22.  —  Note  22:  „Item  nullas  exactiones,  precarias 
vel  scotum  contra  ipsos  vel  aliquem  ipsorum  civium  faciemus".  —  Für  die 
Steuerfreiheit  Duisburgs  unter  clevischer  Herrschaft  glaubt  sich  auch  Niep- 
mann,  Staatssteuem  in  Cleve  und  Mark  21  f.  entscheiden  zu  sollen. 

")  cfr.  1277  Aug.  1.  —  Lac.  ÜB.  2,411  No.  703. 

1366  Septbr.  8.  —  Kleine,  1.  c.  70,  No.  33. 

**)  Juden  und  Lombarden  in  Duisburg  werden  erwähnt  1280  März  22. 
—  Lac.  ÜB.  2,437  No.  739;  ein  Lombarde  schlieszt  1349  Oetbr.  31  ^ 
Kleine,  1.  c.  57  No.  28  mit  der  Stadt  einen  Vertrag. 
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Jahres  ertragsfähigen  Marktzolles  ^^)  und  der  ehemaligen  Reichs- 
zollstätte unter  dem  Walde,^')  welch'  letztere  ursprünglich  wohl 
einen  Bestandteil  des  Pfandes  bildete,**)  späterhin  jedoch,  aus 
dieser  Verbindung  gelöst,  dem  Fürsten  als  Reichslehen  zuerkannt 
wurde,**)  gewisz  zum  Vorteile  der  Beliehenen  selbst,  zumal  sie 
jetzt  je  nach  Belieben  die  Erhebungsstelle  an  einen  ihnen  ge- 
eigneter dünkenden  Platz  verlegen  konnten,*^) 

Sie  waren  endlich  Besitzer  des  Reichshofes  zu  Duisburg, 
des  lokalen  Mittelpunktes  für  die  Verwaltung  des  Reichswaldes *^*) 
wie  einer  Reihe  von  Grundstücken,  die  zum  Teil  von  hier  aus 
bewirtschaftet  wurden,  während  von  anderen  Zinse,  sei  es  in 
Geld,  sei  es  in  Naturalien  gezahlt  werden  muszten.**)    Zube- 


*«)  cfr.  Johann  v.  Böhmen  1314  Febr.  1.  —  Lac.  ÜB.  3, 91  No.  125:  ,Ad 
maiorcm  etiam  gratie  et  favoris  cumulam  duo  thelonea  forensia  predicto 
oppido  pertineutia,  quo  suis  temporibus  anno  quolibet  recipi  et  per  quatuor 
septimanas  duraro  consueverunt,  iungemus  (zu  Gunsten  Adolfs  v.  Berg)  in 
unum  et  addemus  quatuor  septimanas  de  gratia  speciali,  ita  quod  dictoram 
theloneorum  reeeptio  in  festo  beati  Remigii  (Octbr.  1)  annis  singulis  incipiat 
et  per  duodecim  septimanas  continuas  perseveret".  Ob  das  Versprechen  selbst 
von  einem  deutschen  Könige  erneuert  wurde,  läszt  sich  nicht  mehr  bestimmen. 

*')  cfr.  Braunholtz,  Reichszollwesen  26. 

*8)  cfr.  1273.  —  QueU.  d.  St  Köln  3,  56  No.  77. 

1279  Aug.  28.  —  liac.  Uß.  2,  427  No.  728. 

w)  cfr.  Ludwig  IV.  1347  Septbr.  1.  —  1.  c.  3,359  No.  446. 

Karl  IV.  1349  Febr.  19.  —  1.  c.  3,  380  Note  2. 

idem  1362  Septbr.  8.  —  Ludewig»  Rel.  Mss.  10,  56  No.  8  bezeichnet  sie 
allerdings  wieder  als  Pertinenz  der  Reichspfandschaft,  doch  zur  Kritik  dieser 
Urkunde  cfr.  pag.  63  Note  71  ff. 

«>)  cfr.  Ludwig  IV.  1324  Jan.  28.  —  Lac.  ÜB.  3, 169  No.  199. 

idem  IV.  1344  Septbr,  17.  —  1.  c.  3,  324  No.  412. 

In  dem  ersten  Diplom  gestattet  er  die  Verlegung  nach  Düsseldorf;  nach 
dem  zweiten  wird  der  Zoll  wieder  unter  dem  Walde  bei  Duisburg  erhoben. 

1366  Aug.  1.  —  Kleine,  1.  c.  62  No.  31.  Johann  v.  Oeve  spricht  von 
dem  „toi  die  onder  den  walde  plach  t«  ligghen  end  nu  tot  Buederic  leegbt* 

1366  Septbr.  6.  —  1.  c.  67  No.  32.  Johann  v.  Cleve  spricht  von  dem 
„toll  under  den  walde  alsoe  als  die  gelegen  syn". 

•>)  cfr.  V.  Borries,  Die  älteste  Geschichte  des  Duisburger  Waldes  1866. 

")  cfr.  1258.— Lac.  Uß.  2,  254  No.  458.  Walram  v. Limburg  bestätigt,  dem 
Kloster  Dtissem  „omnia  bona  sua  que  tenent  (die  Insassen)  de  curte  regis 
apud  Dusburch  nobis  impignorata,  .  .  .  tali  tamen  nobis  iure  per  omnia 
conservato,  quod  nobis  censum  nostrum  debitum  et  omnia  iura  debita  tempore 
debito  persolvere  toneantur'*. 
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liöningen  des  Eeiclisliofes  waren  die  Waage,  der  KaiTenzoU  von 
jedem  die  Stadt  aufsuchenden  Fuhrwerk,*^)  die  Gruit,  d.  h.  die 
Braugerechtigkeit,  auf  Grund  deren  allein  das  hier  bereitete 
Bier  zum  Verbrauch  gelangen  durfte,®^  bis  sie  1346 •*)  von  den 
Bürgern  in  Pacht  genommen  ward. 

Einschneidender  jedenfalls  war  der  Verkauf  auf  Wieder- 
kauf des  B.eichshofes  selbst,  den  Johann  von  Cleve,  „beheltlich 
unss  unssen  herlichkeit,  alst  gericht,  vaechdien  ind  den  toi  under 
den  walde  alsoe  als  die  gelegen  syn",  im  Jahre  1366**)  vollzog: 
nicht  allein  beträchtliche  Einnahmen  gab  er  hiedurch  dem  Käufer 
preis,  sondern  auch   das  Amt  des  Meiers  ward  diesem  zu  teil. 

Welches  aber  war  bisher  dessen  Stellung  gewesen?  Zu 
ihr  berief  ihn,  wie  wir  aus  zwei  noch  dem  14.  Jahrhundert 
angehörigen  Weistämern  erfahren,  für  ein  Jahr  die  Wahl  der 
Hyen,  späterhin  diese  und  der  Erben,  die  jedoch  die  Bestätigung 
durch  den  Pfandherrn  Duisburgs  bedurfte.*')  Er  war  der  Ver- 
walter des  Reichshofes  und  seiner  Pertinenzen,  als  solcher  der 
Leiter  des  Hyengerichtes;  seiner  Jurisdiktion  unterstanden  die 
Leinenweber/^)    während  er  auf  Geheisz  des  Fürsten  Rad  und 


ca.  1290.  — Kleine,  1.  o.  38  No.  18.  Dietrich  VII.  bestätigt  der  Stadt 
die  Schenkung  eines  Landstriches  durch  Walram  v.  Limburg,  „salvis  terris 
nostris,  quas  ad  presens  per  nos  et  per  aiios  pacifice  possidemus". 

•*)  cfr.  Weistum  beiLacomblet,  Archiv  3,  269  §  3:  „TJnn  so het  he  (der 
Meier)  den  toi  van  al  den  räderen,  die  in  die  stat  weil  comen  cleyn  unn 
groit"-  —  Mit  diesem  Karrenzoll  ist  wohl  identisch  das  theloneum  portarum, 
das  1280  März  22.  —  Lac.  ÜB.  2,  437  No.  739  erwähnt  wird. 

•*)  Die  Verfügung  Albrechts  1300  Aug.  27.  —  B.  Reg.  Alb.  No,  305 
war  ein  Eingriif  in  die  Rechte  Cleves. 

•5)  1:346  Septbr.  9,  —  Kleinel.  c.  55  No.  26.  Der  Vertrag  wurde  1366 
Aug.  1.  —  1.  c.  72  No.  34  erneuert,  „doch  beheltlich  den  lyke  syns  rechten 
daeran".  Allein  schon  am  G.  Septbr.  1366  (Note  66)  wird  die  Gruit  unter 
den  Zubehörungen  des  Reichshofes  wieder  aufgeführt.  1386  —  1.  c.  55  Noteh. 
begegnet  sie  als  Pfand  zu  Händen  der  Stadt 

")  1366  Septbr.  6.  —  1.  c.  67  No.  32. 

"')  Weistum  bei  La  com  biet,  Archiv  3,  269  §  1:  „Soe  wanneer  dat  ghin 
meyierenis,  sosulien  dietwelf  gezwaren  hyenindesrickshaef  einen  meyer  kiesen 
unn  suUen  den  meyier  brengen  vur  den  heren  unn  vur  die  erfen".  §  2:  „So 
sal  die  here  den  meyier  stedigen,  unn  wanneer  dat  he  gestediget  is,  soe 
is  he  ein  vrone  op  des  heren  haef";  —  cfr.  pag.  261  §  18,  19. 

•«)  cfr.  1.  c.  pag,  259  §  4;  pag,  260  §  15. 


Digitized  by 


Google 


_156  _ 

Galgen  in  die  Stadt  zu  liefern  hatte  ;***)   genau  war  das  Maasz 
seiner  Nutzungen  am  Duisburger  Walde  bestimmt.'**) 

Überaus  wenig  wissen  wir  von  den  übrigen  Beamten  der 
Dynasten  zu  sagen:  urkundlich  bezeugt  finden  wir  allein  den 
iudex,  den  Schultheiszen,  als  den  Vorsitzenden  des  städtischen 
Gerichtes,  dem  das  eine  jener  Weistümer  ebenfalls  einen  festen 
Anteil  am  Reichs wald  zuerkannt  wissen  will,'^)  sowie  end- 
lich den  advocatus,  von  dessen  Befugnissen  nur  der  Einführung 
der  von  dem  Pfandinhaber  bestätigten  Schöffen  Erwähnung  ge- 
schieht.'*) Kleine'*')  erblickt  in  ihm  den  Stellvertreter  des 
Fürsten  zur  Wahrung  der  landeshen-lichen  Gerechtsamen,  ohne 
entscheiden  zu  wollen,  welchen  Einflusz  er  bei  der  Pflege  der 
Kriminaljustiz  übte. 

§  3.  Die  Beziehungen  des  Reiches  zu  Duisburg. 

Als  im  Jahre  1280  Duisburg  sich  der  Hoheit  des  Grafen 
von  Geldern  unterwarf,  erhielt  die  imperialis  seu  regia  civitas 
von  dem  neuen  Machthaber  die  Zusage,  dasz  durch  ihn  die 
Rechte  des  gegenwärtig  regierenden  Königs,  ihres  wahren  Herren, 
wie  seiner  Nachfolger  keine  Benachteiligung  erfahren  sollten. 

Die  Beobachtung  also,  die  wir  bei  den  übrigen  Reiciis- 
städten  zu  machen  Gelegenheit  hatten,  dasz  nämlich  trotz  ihrer 
Verpffindung  nicht  jede  Verbindung  mit  dem  Reichsoberhaupt 
aufgehoben  sei,  trifft  in  gleicher  Weise  hier  zu.  Ebensowenig 
aber  wie  dort  ist  es  möglich  zu  bestimmen,  welche  Grenze  den 
Ansprüchen  der  Herrscher  gezogen  war,  wollten  sie  nicht  dem 
Gläubiger  gegenüber  sich  ins  Unrecht  setzen.  Und  auf  mannig- 
fache Weise  wuszte  man  den  letzteren  —  sehen  wir  ab  von 
den  Erneuerungen  und  Erweiterungen  des  ursprünglichen  Vertrages 
—  an  das  Eigentum  des  Reiches  am  Pfände  zu  gemahnen. 

Es  läszt  sich  freilich  nur  vermuten,  dasz  gerade  dies  durch  eine 
wahrscheinlich  zu  Aachen  geprägte  Münze  Adolfs  von  Nassan 
mit  der  Umschrift  „Dusburg  regalis  civitas"  beabsichtigt  wurde:"*) 


«>)  cfr.  1,  c.  pag.  259  §  5.  —  Xote  52. 

'O)  1.  c.  pag.  260  §§  6,  7,  9,  11,  12.  U. 

'»)  1.  c.  pag.  260  §  7.  —  cfr.  Note  51. 

'*)  cfr.  Note  51. 

'ä»)  Kleine/1.  c.  68  Note  t. 

^*)  cfr.  Baumbach,  Beitr.  z.  Gesch.  Duisburgs  1,77  No.  19. 
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jedenfalls  geschah  es  durch  die  Bezeichungen  des  Gemeinwesens 
wie  seiner  Bewohner  in  den  Diplomen  der  Könige.  Noch  heiszt 
die  Stadt  „oppidum  nostrum  et  imperii'V*)  ihre  Insassen  sind 
,iinser  und  des  heiligen  reichs  lieben  getrewen"  geblieben;'^) 
reiche  Belohnungen  werden  ihnen  zugesichert,  sobald  sie  gemäsz 
dem  Befehle  der  Reichsgewalt  den  Anordnungen  der  Pfandbesitzer 
sich  fügen. '^®)  Rudolf  von  Habsburg  schützte  sie  im  Jahre 
1 29 1 '')  nicht  allein  durch  das  Privilegium  de  non  impignorando, 
sondern  auch  vor  den  Forderungen  ihres  Klerus:  ungesäumt 
sollen  die  Geistlichen  von  ihrem  bisher  Pflichtigen  Gute  Bede, 
Schosz  und  Kolleckte  entrichten,  um  so  den  harten  Maszregeln 
zu  entgehen,  die  er  im  Falle  ihres  Widerstrebens  angewandt 
wissen  will.'^)  Wir  sehen  Albrecht'*)  die  Bürger  zu  Kriegs- 
diensten heranziehen,  ihn^^)  wie  später  Karl  IV.^')  ihre  Frei- 
heiten bestätigen:  sollen  wir  annehmen,  dasz  au'g  von  Seiten 
Adolfs  von  Nassau,  Heinrichs  VII.  und  Ludwigs  des  Bayern 
dies  geschehen? 


'•)  Adolf  von  Nassau  1294  Decbr.  14.  —  Lac.  ÜB.  2,  562  No.  950. 

cfr.  Ludwig  IV.  1314  Decbr.  5.  —  1.  c.  3. 108  No.  144  und  1347  Septbr.  1. 
—  1.  c.  3,359  No.  446:  „oppidum  nostrum  Dusburgenae". 

'*)  Karl  IV.  1362  Septbr.  8.  —  Ludewig,  Rel.  Mss.  10,56  No.  8. 

'•)  Albrecht  1299  Juni  8.  —  Lac.  ÜB.  2,  600  No,  1024. 

")  Rudolf  V.  Habsburg  1291  Juni  2.  —  1.  c.  2,  543  No.  911. 

^)  Rudolf  V.  Habsburg  1291  Juni  2.  —  1.  c.  2,  542  No.  910,  —  cfr. 
Zeumer,  Städtesteuem  80.  Es  ist  nicht  klar,  ob  die  erwähnte  Steuer  eine 
rein  städtische  war  oder  die  Gemeinde  von  Cleve  die  Aufforderung  zu  einer 
auszerordentlichen  Geldleistung  empfangen  hatte.  Oder  war  es  endlich  eine 
anszergewöhnliche  Reichssteuer,  wie  im  Jahre  1290  eine  solche  von  den  Reichs- 
städten eingefordert  wurde  ?  (cfr.  Zeumer,  1.  c.  137).  Man  konnte  dies  Letztere 
annehmen,  da  die  Urkunde  eines  .,officiatus  noster  ibidem'*  gedenkt,  obgleich 
in  der  verpfändeten  Stadt  kein  königlicher  Beamter  mehr  sich  fand  und  doch 
auch  der  Graf  von  Cleve  nicht  so  genannt  werden  konnte.  Möglich  ist,  dasz 
der  Wortlaut  der  Urkunde  auf  ein  Formular  zurückgeht,  nach  welchem  man 
auch  die  Schreiben  gleichen  Inhalts  an  nicht  verpfändete  Reichsstädte  aus- 
fertigte. 

'ö)  Albrecht  1298  Septbr.  23.  —  1.  c.  2,  693  No.  1008. 

^)  Albrecht  1298  Aug.  28.  —  1.  c.  2,  590  No.  1002.  Unter  den  Zeugen 
begegnet  Dietrich  v.  Cleve. 

*')  Karl  IV.  1349  Juli  27  und  1352  Septbr.  30.  —   Toschenmacher, 
1.  c.  Cod.  dipl.  7  No.  16  append. 
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lY.  DRvS  Reichs^ut  und  der  Judeiisehntz  zu  Dortmund. 

Seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  wiederholen  sich  bei 
dem  Regierungsantritt  fast  eines  jeden  deutschen  Königs  die 
Versuche  der  Erzbischöfe  von  Köhi,  Dortmund  dem  Territorium 
ihrer  Kirche  einzuverleiben,  um  so  eine  Verbindung  zwischen 
den  Besitzungen  am  Rhein  und  dem  Herzogtum  Westfalen  her- 
zustellen. Wir  wissen,  dasz  keine  dieser  Bestrebungen,  soweit 
sie  die  Reichsstadt  als  Ganzes  betrafen,  von  Erfolg  begleitet  war, 
dasz  der  letzte  und  heftigste  Angriff  auf  die  Freiheit  des  Gemein- 
wesens mit   der  Niederlage  Friedrichs  von  Saarwerden  endete. 

Nur  ein  einziges  Mal  sah  ein  kölnischer  Kurfürst  seine 
Wünsche,  wenigstens  in  ihrer  Beschränkung  auf  das  Reichsgut 
und  den  Judenschutz  zu  Dortmund,  erfüllt,  Konrad  von  Hoch- 
staden,  dem  im  Jahre  1248  beides  durch  Wilhelm  von  Holland 
als  Reichspfandschaft  anheimgegeben  wurde.  ^)  Aber  dieser 
Vertrag  bestand  wohl  kaum  für  die  Dauer  eines  Menschenalters: 
jedenfalls  war  er  beseitigt,  als  1279  Rudolf  von  Habsburg*)  die 
Dortmunder  Kammerknechte  aufforderte,  ihre  Abgaben  den 
namhaft  gemachten  Personen  zu  entrichten,  wohingegen  er  sie 
für  anderthalb  Jahre  von  jeder  Steuer  befreien  wolle.  Bald 
darauf  gab  er  die  Dortmunder  Reichseinkünlle  wieder  preis, 
ohne  dasz  ihre  Verschreibung  an  den  Grafen  Eberhard  von  der 
Mark  diesem  wie  seinem  Geschlechte  einen  ungestörten  Besitz 
zu  verbürgen  im  Stande  gewesen  wäre.*)  Adolf  von  Nassau 
vielmehr  gedachte  sie  zunächst  dem  kölnischen  Erzstift,*)  sodann 


0  Wilhelm  v.  Honand  1248  Decbr.  23.  —  Lac.  ÜB.  2, 176  No.  33s,  - 
cfr.  Einlage  I  (pag.  19)  Anin.  2. 

cfr.  1251  März  27.  —  Rubel,  Dorlm.  ÜB.  1,36  No.  87. 

«)  Rudolf  V.  Habsburg  1279  Juni  20.  —  1.  c.  1,88  No.  155. 

8)  cfr.  Schreiben  der  Dortmunder  an  Albrecht  1298 '99.  —  Koppmann. 
Hansarezesse  1,  40  Note  1.  —  Heinrich  VII.  1310  Septbr.  2.  —  Lac.  ÜB. 
3,  67  No.  92  bezeichnet  das  „oppidum  Tremoniense  (hiezu  cfr.  pag.62  Note  68  f.) 
cum  officio  scaltetatus  et  iudeis  ibidem^'  als  „Everardo  comiti  de  Marka  olim 
a  nostris  predecessoribus  obligata^S 

*)  Adolf  V.  Nassau  1292  Apr.  27.  —  Quell,    d.  St.  Köln  3,326  No.  3C7. 

idem  1292  Septbr.  13.  —  1  c.  3,  334  No.  372. 
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dem  Herzog  von  Brabant  zuzuwenden;^)  sein  Nachfolger  unter- 
stützte das  Verlangen  des  Erzbischofs  Wicbold,  sie  für  sich 
nutzbar  zu  machen,*)  bis  seine  Fehde  mit  den  rheinischen  Kur- 
fürsten ihn  einen  Helfer  in  Graf  Eberhard  linden  liesz,  dem  er 
u.  a.  den  Reichshof  von  Dortmund  von  neuem  zu  Pfand  be- 
stellte,') zu  dessen  Gunsten  er  auch  entschied,  als  Wicbold 
gegen  die  Verfügung  des  Herrschers  Einspruch  erhob.®) 

Nicht  als  ob  es  in  der  Folgezeit  an  weiteren  Gefährdungen 
der  gräflichen  Gerechtsamen  gefehlt  hätte:  während  Heinrich  VII. 
Auslieferung  des  Pfandes  an  Heinrich  II.  von  Köln  befahl,  dem 
er  die  Ermächtigung  zur  Auslöse  erteilt,®)  übertrug  Ludwig  der 
Bayer  das  Reichsgut  samt  Zubehör  an  Dietrich  VIII.  von  Cleve:*®) 
Engelbert  III.  von  der  Mark  sollte  bestraft  werden  für  seinen 
Anschlusz  an  Friedrich  den  Schönen,  durch  dessen  Unterhändler 
ihm  allerdings  nicht  unwesentlich  den  ursprünglichen  Pfandvertrag 
erweiternde  Zugeständnisse  gemacht  worden  waren.")  Mehr  als 
vorübergehend  aber  wurden  hiedurch  die  Rechte  Engelberts 
nicht  geschädigt:**)  er  wie  seine  Erben  wuszten  ihren  Besitz 
zu  behaupten,  ja  trotz  der  späterhin  von  Ludwig  dem  Bayer 
und  Karl  IV.  angebahnten  Re Vindikationen  zu  festigen.") 

Das  Dortmunder  Reichsgut  bildete  einen  Komplex  zahlreicher 
je  nach  Art   und  Umfang   abgestufter  Liegenschaften;**)   seine 


*)  Adolf  V.  Nassau  1292  Septbr.  22.  —  Jan  Heelu  ed.  Willems  662. 

•)  Albrecht  1298  Aug.  28.  —  Lac.  Uß.  2,  587  No.  997,  —  etc.  etc. 

')  Albrecbt  1300  Jan.  20.  —  1.  c.  2,616  No.  1043, 

»)  cfr.  1300  Decbr.  1.  —  1.  c.  2,  627  No.  1066. 

Albrecbt  1301  Febr.  8.  —  Fahne,  ÜB.  2,307  No.  676. 

idem  1301  Febr.  8.  —  Lac.  ÜB.  3, 2  No.  3. 

»)  Heinrich  v.  Luxemburg  1308  Septbr.  20.  —  1.  c.  3, 50  No.  68. 

Heinrich  VIL  1310  Septbr.  2.  —  1.  c.  3,  67  No.  92. 

idem  1310  Septbr.  2.  —  1.  c.  3,  67  Note  3. 

^»)  Ludwig  IV.  1317  M^i  20.  —  Teschenmacher,  Ann.  Cliv.  Cod. 
dipl.  35  No.  44. 

idem  1317  Mai  22.  —  Lac.  IIB.  3, 116  No.  167. 

")  Leopold  V.  Österreich  1314  Mai  9.  —  1.  c.  3,  95  No.  129. 

«)  cfr.  pag.  26  Note  91  ff. 

")  Ludwig  rv.  1323  März  21.  —  Varnhagen,  Waldeckische  Landes- 
geschichte 1,  146  No.  66. 

idem  1332  Juni  23.  —  Rubel,  ÜB.  1,  334  No.  483. 

Karl  IV.  1361  Aug.  30.  --  Janicke,  ÜB.  v.  Quedlinburg  1, 162  No.  178 

")  cfr.  1376  Mai  23.  —  Rubel,  ÜB.  2,61  No.  69. 
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Nutznieszer,  die  Reichsleiite,  deren  Stellung  allein  auf  Grund 
eben  ihrer  Nutzungsgerechtsanien  von  derjenigen  der  übrigen 
Bürger  sich  abliob,^*"^)  sahen  sich,  nachdem  bereits  Wilhelm  von 
Holland  im  Jahre  1248  sie  an  den  Erzbischof  von  Köln  ge- 
wiesen hatte,  seit  den  Tagen  Rudolfs  von  Habsburg  den  Grafen 
von  der  Mark  untergeben,^®) 

Letztere  vertraten  dann  wohl  die  von  den  Reichsleuten 
beanspruchten  Rechte  an  Grund  und  Boden  im  Streite  mit  den 
Städtern;*')  sie  lieszen  zugleich  durch  ihren  Schultheiszen  — 
noch  wird  er  scultetus  imperii  genannt  — *^)  von  den  belasteten 
Gnindstücken  den  ihnen  geschuldeten  Zins  erheben  wie  inner- 
halb der  Fiskalländereien  die  Gerichtsbarkeit  wahrnehmen;  vor 
ihrem  Beamten  endlich  hatten  die  Reichsleute  eidlich  zu  ver- 
sichern, dasz  sie  „vrye  rykeslude  weren  unde  in  den  koninges- 
hoffe  to  Dorpmunde  horich  weren".*®) 

Seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  freilich  erfuhren  diese 
Rechte  der  Grafen  erhebliche  Einbuszen.  Im  Jahre  1358-^) 
verpachtete  Engelbert  III.  an  die  Dortmunder  Familie  derer 
von  Wickede,  aus  welcher  bislang  seine  und  seiner  Vorfahren 
Schultheiszen  hervorgegangen  waren,  den  Reichshof  nebst  sämt- 
lichen Gefällen  zunächst  auf  22  Jahre,  bis  spätere  Verein- 
barungen die  Dauer  der  Pachtsetzung  auf  41  Jahre  ausdehnten.-*) 


")  cfr.  Frensdorff,  Dortm.  Statuten  und  Urteile,  Einl.  89. 

")  Ludwig  IV.  1317  Mai  22.  —  Note  10  bezeichnet  auch  die  Dort- 
munder Stapelleute  als  den  Grafen  v.  d.  Mark  unterstellt.  Frensdorff, 
1.  0.  Einl.  91  sagt,  die  Rechte  an  ihnen  hahe  wahrgenommen,  wer  die  Rechte 
des  Reiches  kraft  Lehnrechtes  oder  Pfandrechtes  auszuüben  hefugt  gewesen 
sei.  Man  wird  jedoch  nicht  annehmen  dürfen,  dasz  ein  Teil  der  Stapelleute 
den  Grafen  v.  d.  Mark,  ein  anderer  den  Grafen  v.  Dortmund  unterworfen 
gewesen  ist,  da  auch  nur  ein  Beleg  sich  hiefürnicht  erbringen  läszt.  Alles 
vielmehr  weist  darauf  hin,  dasz  sie  in  ihrer  Gesamtheit  nur  den  Grafen 
V.  Dortmund  untergeben  waren  (cfr.  1308  Juli  28.  —  Rubel,  ÜB.  1,215 
No.  313;  1343  Jan.  18.  —  1.  c.  1,  38G  No.  669):  jene  Urkunde  Ludwigs  IV. 
enthält  sicher  einen  Irrtum. 

")  cfr.  1345.  —  1.  c,  1,370  No.  646.  Adolf  v.  d.  Mark  schützt  .syne 
lüde,  dar  meynde  hee  dee  rikeslude  mide". 

")  ca.  1320.  —  1.  c.  1,274  No.  388. 

'®)  cfr.  Rubel,  Beitr.  z,  Gesch.  Dortmunds  2/3,170. 

«>)  1358  Septbr.  1.  —  Rubel,  ÜB.  1,616  No.  736. 

")  1365  Apr.  6.  —  1.  c.  1,  588  No.  795. 

1367  Aug.  20  und  1369  Aug.  19.  —  ibidem  append. 
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Auf  der  anderen  Seite  lag  es  im  Interesse  der  Stadt,  für 
sich  das  Reichsgut  zu  erwerben,  zumal  auf  solche  Weise  die 
Unterordnung  der  wohlhabenden  Reichsleute  unter  die  Grafen 
beseitigt  werden  konnte.^*)  Im  Jahre  1376  ward  in  der  That 
ihr  Plan  verwirklicht:  unter  schweren  Opfern**)  —  muszten 
doch  auch  die  Wickedes  für  ihren  Rücktritt  vom  Pachtvertrage 
entschädigt  werden-*)  —  nahm  die  Bürgerschaft  die  Reichs- 
pfandschaft Engelberts  III.  von  diesem  zu  Pfand,**)  um  fortan 
in  deren  Besitz  zu  verbleiben.  Gefördert  wurde  hiedurch  die  all- 
mähliche Lösung  der  Reichsleute  aus  der  geschilderten  Verbindung 
mit  den  Domanialländereien,  —  ein  Prozesz,  dessen  Spuren  be- 
reits vor  dem  Jahre  1376  auftauchen,**)  dessen  schlieszliches 
Ergebnis  die  Reichsleute  fortbestehen  liesz  allein  als  privatrecht- 
liche Genossenschaft,  deren  Mitgliedschaft  zu  bestimmter  An- 
teilnahme an  den  Erträgen  des  Reichswaldes  befähigte.*') 

Gleichzeitig  mit  dem  Reichsgute  zu  Dortmund  war  auch 
der  dortige  Judenschutz  den  Grafen  von  der  Mark  verpfändet 
worden:*^)  ihr  Wille  fortan  entschied  über  die  Aufnahme  von 
Juden  innerhalb  der  Mauern  des  Gemeinwesens,*®)  über  das 
Maasz  der  jährlichen  Abgabenlast  des  einzelnen  Juden,  dem  sie 
desgleichen  für  kürzere  oder  längere  Zeit  Steuerfreiheit  zu  ge- 
währen im  Stande  waren ;^^)  wir  dürfen  annehmen,  dasz  ihr 
Schultheisz  auch  diese  Gefälle  erhob,^*)    ohne  dasz  doch  dieser 


")  cfr.  Rubel,  Beitr.  z.  Gesch.  Dortmunds  2/3,180. 

2«)  cfr.  Rubel,  ÜB.  2,  71  ff. 

'*)  1377  Apr.  1.  —  1.  c.  2,  93  No.  78. 

1386  Xovbr.  25.  —  1.  c.  2,  175  No.  165. 

«*)  1376  Mai  23.  —  1.  c.  2,  45  No.  58. 

Wenzel  1382  Jnli  4.  —  Fahn  e,  ÜB.  1, 187  No.  160. 

•«)  cfr.  1368  Apr.  16.  —  Rubel,  ÜB.  1,605  sub  F. 

«0  cfr.  Rubel,  Beitr.  2/3,  186  f.  —  Frensdorff,  1.  c.  Einl.  89f. 

*®)  Über  die  Jnden  in  Dortmund  cfr.  Frensdorff,  1.  c.  Einl.  133  ff. 

»»)  cfr.  1336  Apr.  13.  —  Rubel,  ÜB.  1,355  No.  521. 

1347  Aug,  15.  —  1.  c.  1,  435  No.  636. 

1348  Jan.  18.  —  1  c.  1,  442  No.  637. 

^)  cfr.  1338  Mai  20.  —  1.  c.  1,  363  No*  535. 

1342  März  17.  —  Fahne,  ÜB.  1,  131  No.  108. 

")  Wenn  1251  März  27.  —  Rubel,  ÜB.  1,  36  No.  87  der  Schultheisz  des 
Erzbischofs  von  Köln,  1279  Juni  20.  —  1.  c.  1,  88  No.  155  der  Rudolfs  v.  Habs- 
bnrg  mit  der  Erhebung  des  Judenzinses  betraut  erscheint,  so  wird  die  nämliche 
Th&tigkeit  auch  dem  Schnltheiszen  der  Grafen  v.  der  Mark  zuzuweisen  sein. 

We rminghoff, Die Yerpfindungen  d.  mittel-  u. niederrh. Reichsstädte.       1 1 
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letztere  ihrer  teilhaftig  wurde,  seitdem  er  1358  den  Reichshof 
in  Pacht  genommen  hatte. 

Die  Handhabung  des  Judenregals  durch  den  Pfandbesitzer 
war  aber  nach  zwei  Seiten  hin  eine  beschränkte. 

Zunächst  hielt  trotz  der  Anerkennung  seiner  Rechte  noch 
immer  das  ßeichsoberhaupt  sich  für  befugt,  nicht  allein  darüber 
Anordnungen  zu  treffen,  dasz  die  Juden  nicht  vor  die  Freigerichte 
der  Grafen  geladen  werden  sollten,*^*)  sondern  auch  seinerseits 
von  ihnen  auszerordentlichen  Zins  eintreiben  zu  lassen.  Eine 
Reihe  von  Urkunden  des  Jahres  1382  unterrichtet  Ober  den 
unerquicklichen  Streit,  den  eine  Geldforderung  Ludwigs  des 
Bayern  hervorrief.  Der  Kaiser  hatte  den  Dortmundern  befohlen, 
wenn  nötig  mit  Gewalt,  den  Kammerknechten  die  Zahlung  der 
verlangten  Summen  zu  erpressen;*'^)  mit  gutem  Grunde  jedoch 
konnte  die  Bürgerschaft  darauf  hinweisen,  dasz  die  Gefangen- 
setzung der  Juden,  die  sie  dem  kaiserlichen  Gebote  gemäsz 
zunächst  vollzogen,  dann  aber  wieder  rückgängig  gemacht,  ihrer 
Ehre  zuwider  sei,  niclit  zuletzt  ihr  die  Feindschaft  des  Grafen 
von  der  Mai'k  zugezogen  haben  würde.*^)  Sie  war  sich  bewuszt, 
die  Freundschaft  des  benachbarten  Dynasten  sei  wertvoller  als 
der  Schutz,  den  ihr  Ludwig  zugesichert  hatte,  sollte  die  Aus- 
führung seines  Erlasses  ihr  Miszhelligkeiten  bereiten :  durch  ein 
Geldgeschenk  gelang  es  ihr,  die  Erbitterung  des  Herrschers**) 
zu  beschwichtigen.**) 

Eine  derartige  Rücksichtnahme  auf  die  Gerechtsame  der 
Grafen  durch  die  Gemeinde  war  um  so  natürlicher,  als  auch  sie 
ja  mit  dem  Gläubiger  des  Reichs  hinsichtlich  des  Judenschutzes 
wetteiferte.  Abgesehen  von  der  Kontrolle,  welche  Mitglieder 
des  Rates  bei  Erhebung  der  Steuern  ausübten,*')  —  sie  selbst 


«)  cfr.  Ludwig  IV.  1842  Mai  1.  —  1.  c.  1,  381  No.  560,  cfr.  1342  Aug. 
12.  —  1.  c.  1,  383  No.  566. 

Karl  IV.  1349  Juli  16.  —  1.  c.  1,  457  No.  654. 

^)  Ludwig  IV.  1331  Aug.  25.  —  1  c.  1,321  No.  463. 

cfr.  idem  1332  Jan.  h.  —  1.  c.  1,326  No.  470. 

3*)  1332  Jan.  15.  —  1.  c.  1,327  No.  471. 

^)  cfr.  1332  Jan.  25.  —  1.  c.  1,  328  No.  473. 

1332  Jan.  29.  —  1.  c.  1,  330  No.  474. 

»0)  Ludwig  IV.  1333  Mai  5.  —  I  c.  1,  346  No.  494. 

»7)  cfr.  1251  März  27.  —  Note  31,  —  cfr.  Frensdorff,  1.  c.  Eini.  133. 
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gestattete  jüdischen  Familien,  in  Dortmund  sich  niederzulassen;'*) 
nach  der  Verfolgung  des  Jahres  1349  teilte  sie  die  Habe  der 
Vertriebenen  und  Getöteten  mit  Engelbert  III.;'®)  sie  wuszte 
sogar  ihn  zu  veranlassen,  gegen  eine  Entschädigung  zu  ihren 
Gunsten  seines  Gewinnes  sich  zu  entschlagen.*^) 

Alles  drängte  zur  Regelung  der  beiderseitigen  Rechte:  am 
20.  September  1372**)  verständigte  man  sich  dahin,  dasz  ftirder- 
hin  der  städtische  Rat  je  nach  Bedürfnis  Juden  ansiedeln  solle, 
diese  hingegen,  wenn  verheiratet,  je  vier,  wenn  ledig,  je  zwei 
Mark  jährlich  an  Zins  dem  Grafen  von  der  Mark  entrichten 
sollten,  —  eine  Abschwächung  seiner  ursprunglichen  Befug- 
nisse, da  hiedurch  die  Höhe  seines  Einkommens  von  dem  Willen 
der  Bürgerschaft  abhängig  gemacht  wurde/*) 

Die  Verpfändung  auch  der  ihm  gebliebenen  Rente,  wie  sie 
Engelbert  III.  bald  darauf  vollzog,**)  bedeutete  jedenfalls  einen 
nur  vorübergehenden  Verzicht  auf  die  Erträge  der  Judensteuer.**) 


»»)  cfr,  1334  Febr.  14.  —  Rubel,  ÜB.  1,  349  No.  504. 

3»)  1350  Juni  28.  —  1.  c.  1,  464  No.  665. 

*o)  1351  Apr.  4.  -  I.e.  1, 476  No.  678.  —  Man  darf  hierauf  wohl  die  Worte 
Levolds  V.  Northof,  Chron.  com.  de  Marca  ed.  Tross  204  beziehen: 
„Tunc  comes  de  Marka  muitam  pecuniam  de  bonis  Jndeorum  Tremonie  et 
alibi  dicitur  habuisse,  que  tota  ad  eins   utiiitatem  non  creditur  pervenisse''. 

")  1372  Septbr.  20.  —  Rubel,  ÜB.  1,653  No.  873. 

cfr.  1372  Novbr.  2.  —  1.  c.  2, 16  No.  9. 

*«)  Städtische  Judenpriviiegien  von  1373  Decbr.  2.  —  1382.  —  Rubel, 
L  c.  2,  17  No.  10  —  2,  21  No.  26. 

*')  1376  Mai  23.  —  1.  c.  2,  55  No.  62.  Auszer  dem  jährlichen  Solde  von 
60  Mark  (cfr.  1349  Juni  5.  —  1.  c.  1,455  No.  650,  1362  Octbr.  29.  —  1.  c. 
1,564  No.  772,  —  etc.  etc.)  verpfändete  Engelbert  III.  „alle  rente  und  gulde, 
dey  uns  van  den  Juden  binnen  Dorpmunde  iarlikes  vallet,  bitte  dat  den- 
selben die  vorg.  366  mark  6  Schill,  wol  betalt ".  Wir  vermögen  nicht  zu 
sagen,  ob  hier  eine  Tot  Satzung  oder  ein  pignus  mortuum  vorliegt.  Es  heiszt, 
die  Stadt  solle  jene  Summen  beziehen  „ayne  wedersprake  und  hyder  in 
mynneringe  der  vorg.  summe".  Ist  die  Lesart  in  mynneringe  richtig,  so  ist 
es  eine  Totsatzung;  musz  gelesen  werden:  ind  mynneringe,  so  ist  es  ein 
pignus  mortuum.  —  Wenn  die  städtischen  Judenbriefe  auch  nach  dem  23. 
Mai  1376  der  an  den  Grafen  v.  d.  Mark  zu  zahlenden  Steuer  gedenken  (cfr. 
1377  März  2.  —  1.  c.  2, 19  No.  19,  —  etc.  etc.),  so  war  es  immerhin  möglich,  dasz 
sie  eben  auf  Grund  des  Pfandvertrages  während  dessen  Gültigkeit  von  der 
Stadt  eingetrieben  wurde. 

")  cfr.  1382  Juni  17.  —  1.  c.  2, 152  No.  131. 
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